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Sr. Majeſtät dem Kaiſer von Japan. 


Vorwort. 


Die Annalen der Weltgeſchichte verzeichnen keine ähnliche wunder⸗ 
bare Entwicklung eines Landes in einem ſo kurzen Zeitraum, wie die 
Japans geweſen iſt. Vor weniger als vierzig Jahren war Japan eine 
Nation, die von den Großmächten der Welt abhängig war und deren 
Schwäche mehr als einmal von ihnen ausgenutzt worden iſt. Der intenſive 
Patriotismus des japaniſchen Volkes und die weitblickende Führung 
des Kaiſers und ſeiner Staatsmänner befähigten Japan zu einer 
hohen Stellung im internationalen Verkehr, die ihm nicht nur die 
Vorherrſchaft in Oſtaſien ſicherte, ſondern es auch ſtark genug machte, 
um eine wichtige Stimme im Rate der Weltherrſchaft zu haben. 
Und wie hat ſich dieſer Wechſel vollzogen? Die Haupturſache der 
Veränderung war allezeit das Beſtreben, Japan für die Japaner 
zu erhalten. Auch erkannte man wohlweislich, daß, um dieſes Prinzip 
durchzuführen, das japaniſche Volk befähigt werden müſſe, den Aus⸗ 
ländern auf ihrem eigenen Gebiet zu begegnen und ſie zu überflügeln. 
Dieſes Syſtem univerſeller Vollkommenheit und Tatkraft kam mit 
einer ſo abſoluten Gründlichkeit zur Ausführung, daß wir heute in 
Japan ein Land ſehen, das mit geringerer fremder Bevölkerung als 
irgend ein anderer Großſtaat durch eigene Kraft feine Erhebung voll- 
zogen hat, ohne jedoch die reichen Früchte der Erfahrung anderer 
Länder zu verachten. Dieſe methodiſche Ausleſe, begleitet von einer 
rapiden und vollſtändigen Anpaſſung, die das Land mit einer an 
Vollendung grenzenden Organiſation in jedem Fach auszurüſten 
wußte, hat das heutige Japan hervorgebracht. Doch wäre dieſes 
Ziel nie erreicht worden, wenn nicht ſchon eine erſtaunliche nationale 
Kultur vorhanden geweſen wäre, die Japan in den Stand ſetzte, ſich 
Syſteme en bloc ſtatt obſkurer Einzelheiten anzueignen. Japan 
hat den Vorteil, daß ſein Volk mit der Gründlichkeit des Orientalen 
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zu denken vermag und die Ausführung ſeiner Gedankenarbeit mit 
der Entſchiedenheit des Okzidentalen vollzieht. So weit heutige Er⸗ 
fahrung reicht, kann keine andere Raſſe des Erdballes eine ähnliche 
Doppelbegabung aufweiſen. Es darf daher mit Sicherheit geſagt 
werden, daß die Zukunft dieſer merkwürdigen Nation, die mit allen 
Elementen zur Vervollkommnung ausgerüſtet iſt, deren Herrſchertreue 
und Patriotismus in jedem Herzſchlag lebt, dazu gründlich bis ins 
kleinſte iſt, nicht anders als glänzend ſein wird. Aber gerade das, 
was Japan zu vollbringen berufen iſt, kann niemand vorausſagen, 
der nicht japaniſchen Blutes iſt. Daß dies Auftauchen als eine von 
der Welt anerkannte große Nation einen Markſtein in der Welt⸗ 
geſchichte bedeutet, darf heute als zweifellos gelten. Alle, die eine 
gelbe Gefahr mit Japan als Triebkraft eines vereinigten Aſiens 
fürchten, liefern den Beweis dafür, wie wenig über die Japaner und 
ihre nationalen Empfindungen bekannt iſt. Wenn ein geeintes Aſien 
eine ſo gefürchtete und bald zu erwartende Erſcheinung wäre, ſo 
würde das bedeuten, daß gänzlich verſchiedene Nationen, die in Re⸗ 
ligion, Raſſe und Anſichten voneinander abweichen, ſich zu einem 
vollkommenen Ganzen vereinigen könnten, eine Anſchauung, der die 
Verhältniſſe des heutigen Europas zu widerſprechen ſcheinen. Wenn 
es ſich bis heute als eine Unmöglichkeit erwieſen hat, auch nur 
einen Schritt zur Einigung der europäiſchen Staaten vorwärts zu 
tun, wie kann man dann erwarten, daß der große aſiatiſche Kontinent, 
mit ſeinen Millionen Einwohnern, mit ſeinen grenzenloſen Ent⸗ 
fernungen und Wüſten, ſich zu einer einheitlichen Nation geſtalten 
ſollte? Die Furcht ſcheint unbegründet, daß Aſien ſich vereine, aber man 
könnte befürchten, daß die europäiſchen Nationen, der Gründlichkeit 
ihrer neuen Schweſter ermangelnd, in Japan einen ſehr ernſten 
Rivalen ihrer anmaßenden Forderung finden werden, die inneren 
Angelegenheiten anderer Nationen zu leiten. Japans Zukunft liegt 
auf Handels⸗ und induſtriellen Gebieten, aber die Erforderniſſe weſt⸗ 
licher Ziviliſation bedingen, daß ſeine Armee und ſeine Flotte ein 
gewiſſes Übergewicht erreiche, damit es als Nation auf derſelben 
Stufe ſtehe wie die chriſtlichen weißen Völker. Aber der Ehrgeiz 
Japans iſt ein friedlicher Ehrgeiz und auf das Beobachten der Ent⸗ 
wicklung ſeiner Märkte und der Beſchäftigung ſeiner ſich ſtetig mehren⸗ 
den Bevölkerung als auf das wahre Geheimnis ſeiner Größe gerichtet. 
Krieg ohne Handel wird von den Japanern nicht als wirkſames 
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Mittel zur Errreichung nationaler Stärke betrachtet. Schlachten und 
Feldzüge zu Lande und zu Waſſer mögen als öffnende Pflugſchar 
dienen, aber nur der Handel und die Induſtrie, die der Furche des 
Krieges folgen müſſen, laſſen Wohltaten ernten. Es iſt oft be⸗ 
hauptet worden, daß der Ehrgeiz Japans darin beſtehe, als „das Eng⸗ 
land des Oſtens“ zu gelten; und man ſcheint damit die Anſicht zu 
verbinden, daß Japan eine maritime Größe erſtrebe, um Kriege an 
allen Enden des Erdballes zu führen und große Kolonien zu er⸗ 
werben. Aber ſollte dies nicht ein trauriger Kommentar für die Wert⸗ 
ſchätzung unſerer eigenen Größe ſein? Und dürfte es nicht wahr⸗ 
ſcheinlicher ſein, daß Japan in ſeinem Beſtreben, ein zweites Eng⸗ 
land zu werden, nur mit dem Handel und der Induſtrie dieſes Landes 
wetteifern will, anſtatt mit ſeinen Kriegen, die nur zu häufig die 
nationale Entwicklung gehemmt haben und das engliſche Volk ver- 
armen ließen? 

Mögen Japans Beſtrebungen ſein, welche ſie wollen, es bleibt 
doch unzweifelhaft, daß die Japaner in der Leitung ihrer nationalen 
Politik das letzte Wort zu ſprechen haben; es dürfte deshalb nicht 
nur von Intereſſe, ſondern von höchſter Wichtigkeit ſein, daß die 
Anſichten der leitenden Männer des japaniſchen Staates und aller 
ſtaatlichen Unternehmungen der ganzen Welt bekannt werden. Wie 
ich ſchon geſagt habe, iſt es für einen Fremden ſehr ſchwer, mit einiger 
Autorität über Japan zu ſprechen. Ich mag wohl einige Kenntnis 
und einiges Verſtändnis der Japaner beſitzen, aber ſicherlich könnte 
ich mit keinerlei Autorität über Japan ſchreiben. Es mag mir wohl 
gelungen ſein, mich etwas in die japaniſche Atmoſphäre einzuleben 
und mir eine tiefgewurzelte Sympathie anzueignen, die mich be- 
fähigen, japaniſche Dinge beſſer zu ſehen und zu verſtehen als andere. 
Aber gerade deshalb weiß ich auch beſſer als irgend jemand, wie 
abſurd es für mich oder irgend einen Europäer ſein würde, ein Buch 
wie das vorliegende über Japan ſchreiben zu wollen. Wie alle 
Welt weiß, gibt es maſſenhaft Bücher über Japan; eine Zeitlang 
galt es als guter Ton für jeden Zufallsbeſucher, ein Buch darüber zu 
ſchreiben. Einige dieſer Bücher beſagen Günſtiges, andere wieder Un⸗ 
günſtiges über Japan. Einige wenige ſind vorzüglich, die meiſten 
aber unzuverläſſig und irreführend. Wie viele Leute bildeten früher 
und auch noch heute ihre Anſichten über Japan nach Pierre Lotis 
„Madame Chryſanthͤme“ und ähnlichen Büchern, ohne auch nur 


einen Augenblick darüber nachzudenken, daß die Verfaſſer ſich über 
die Möglichkeit hinwegſetzten, japaniſches Leben wirklich geſehen zu 
haben. Was würde man von einem Franzoſen ſagen, der nach Eng- 
land käme, um dort — wie Pierre Loti in Japan — zu leben und 
dann ein Buch in anziehendem und ergötzlichem Stil über ſeine Er⸗ 
fahrungen zu ſchreiben? „Madame Chryſanthoͤme“ und dergleichen 
Bücher dürfen zwar als extreme Ausnahmen gelten, aber die Tat⸗ 
ſache bleibt, daß es Hunderte von Büchern gibt, die nichts dazu bei- 
tragen, die über Japan beſtehende Unwiſſenheit der Außenwelt zu 
zerſtören. Im günſtigſten Falle ſind ſie nichts als Kritiken über 
Außerliches. Aber mangels authentiſcher Schriften uſurpierten ſie 
die Stellung von Autoritäten. Das war unausbleiblich. Die Japaner 
waren viel zu beſchäftigt, Japan in eine Großmacht umzuwandeln, 
um Zeit zum Bücherſchreiben erübrigen zu können. Auch dürfte 
es zweifellos ſein, daß die Schmetterlingsbücher von Vergnügungs⸗ 
reiſenden dem Geſchmack des großen Publikums mehr entſprachen. Für 
dieſe galt Japan als das Land der Jongleure und der niedlichen Men- 
ſchen; das Publikum in ihrer Heimat hatte gar keine Neigung, zu 
erfahren, daß Japan eine Nation ſei wie fie ſelbſt, — nur noch voll- 
kommener. Aber die Jahre haben hier Wandel geſchaffen, und die 
Welt kann nicht länger die ernſteren Seiten Japans unbeachtet laſſen. 

In der Erkenntnis dieſes Bedürfniſſes und der Unmöglichkeit, 
daß ein Fremder es leiſten könne, faßte ich die Idee, die Japaner 
zu veranlaſſen, die Aufgabe ſelbſt anzugreifen. Zu dieſem Zwecke 
reiſte ich nach Japan und riet verſchiedenen ſeiner leitenden Männer, 
die Herſtellung eines autoritativen Berichtes über ihr Land zu unter⸗ 
nehmen, um die Außenwelt aufzuklären. Der Plan fand enthuſiaſtiſche 
Aufnahme, und auf einer Verſammlung in Tokyo wurde das ehrenvolle 
Erſuchen an mich geſtellt, das Einſammeln, die Anordnung und die 
Herausgabe zu unternehmen. Ich mußte dieſe Tatſache erwähnen, 
weil ich den Leſern dieſes Buches die Erklärung für das Auftauchen 
eines nicht⸗-japaniſchen Namens in einem Buche ſchulde, deſſen Titel 
es ſchon klar genug als von Japanern geſchrieben bezeichnet. Die 
Schwierigkeit des Material-Einſammelns für ſolch ein Buch war nicht 
gering, und die Ausführung erforderte viel Zeit und Mühe. Der 
Krieg und die Vorbereitungen zum Kriege verzögerten das Eintreffen 
verſchiedener Beiträge und machten Veränderungen in anderen er⸗ 
forderlich. Im beſten Falle darf das Buch nur als ein Verſuch er⸗ 
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achtet werden, der einer ſpäteren Verbeſſerung und Vermehrung 
bedarf. Niemand kann ſich ſeiner Unterlaſſungen und Fehler klarer 
bewußt ſein als ich es bin, dem tatſächlich bis zu einem gewiſſen Um⸗ 
fang viele zur Laſt fallen müſſen. Aber wie es iſt, darf ich zu 
behaupten wagen, daß es einzig in ſeiner Art und von hohem Inter⸗ 
eſſe ſein dürfte. Den Bericht über die Fortſchritte eines Landes 
erlangt zu haben, geſchrieben von Männern, die zur Stunde ſeine 
Geſchicke leiten, iſt etwas Ungewöhnliches, und in keinem anderen 
großen Lande wäre es möglich geweſen, dies zu erreichen. Einige 
der Staatsmänner, die meinem Geſuch für Spezialbeiträge entſprachen, 
wählten die wichtigſten ihrer öffentlichen Anſprachen aus, um ſie 
dieſem Buche einverleibt zu ſehen. Sie taten dies aus dem Gefühl 
heraus, daß in dieſen Außerungen über nationale Lebensfragen ihre 
Anſichten ſo erſchöpfend zum Ausdruck gekommen ſeien, daß, wenn 
ſie über dieſe noch einmal ſchrieben, es nur Wiederholungen ſein 
könnten. 

Das Vertrauen, mit dem die leitenden Männer Japans mich 
geehrt bei dem, was ich für ihr Land auszuführen verſucht habe, 
wurde durch die huldreiche Erlaubnis gekrönt, dieſes Buch Sr. Maje⸗ 
ſtät dem Kaiſer von Japan widmen zu dürfen. Der ganze Umfang 
deſſen, was Japan der führenden Hand ſeines erfahrenen, weit⸗ 
blickenden Monarchen verdankt, dürfte ſich niemals in Worten aus⸗ 
drücken laſſen. Aber man wird einen Begriff davon bekommen durch 
die Erlaſſe, Reden und Proklamationen, die dieſes Buch enthält. Sie 
bilden die Markſteine in der Geſchichte von Japans Entwicklung jeit . 
der Thronbeſteigung des jetzigen Kaiſers und befähigen uns, deutlicher 
als bisher, den Weg zu erkennen, auf dem der Herrſcher ſeine Nation 
zum Erfolg geführt hat. Ich darf hier nur meiner Bewunderung für 
feine Taten und meiner Dankbarkeit für feine Berückſichtigung Aus⸗ 
druck verleihen. Alle meine Bemühungen, das Buch zuſammenzu⸗ 
tragen, wären ohne die tätige und unermüdliche Mitarbeit vieler 
meiner japaniſchen Freunde vergeblich geweſen. Als die hervor- 
ragendſten unter ihnen darf ich nennen die Herren Sakatani, Baron 
Sannomiya, Baron Suyematſu, Baron Shibuſawa, die Herren 
Damazaki und Kodama von der Finanzabteilung und Seine Ehr⸗ 
würden Herrn Tſudzuki. Mein Dank kann nur in geringem Maße 
als eine Anerkennung der vielen Freundlichkeiten dienen; aber ich 
bin überzeugt, daß die Veröffentlichung dieſes Buches und die da⸗ 
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durch verbreiteten Kenntniſſe ein angemeſſener Entgelt für alle ſein 
dürfte, die zu dieſem Werke beigetragen haben. Dieſes Buch umfaßt 
viele mühevolle Arbeit, viel Zeit und große Anſtrengung, die im 
Dienſte Japans freudig geleiſtet worden iſt. Ich bin ſtolz darauf, 
an dem patriotiſchen Werke Jener beteiligt zu ſein, die ich fo glüd- 
lich bin, meine Freunde nennen zu dürfen. In dem Glauben, zu 
dem ich mich bekenne, daß Japan ſchon nach wenigen Jahren eine 
der größten unter den großen Nationen ſein wird, bin ich erfreut, 
daß ich ſomit beitragen durfte zu einer beſſeren und gereifteren Er⸗ 
kenntnis des Landes und ſeiner Bewohner. 


London, den 7. Juni 1904. 


Alfred Stead. 
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Die Stimme des Gewiſſens, der einzige Richter über Recht und Unrecht. Sich 
ſchämen. Redlichkeit. Wohltätigkeit. Liebe zu Kaiſer und Vaterland. Eltern⸗ 
und Kindesliebe. Kindliche Pietät, die erſte der Tugenden. Samurai⸗ 
Stellung den Frauen gegenüber. Stoizismus. Höflichkeit und Anſtand des 
Betragens. Wahrhaftigkeit. Der kaufmänniſche Beruf und die Samurai. 
Die Ethik des Harakiri. Ein Überblick über die Weltreligionen. Bushido 
als ein Fundament des Patriotismus und der Untertanentreue. Notwendig⸗ 
keit der Untertanentreue als beſtes Erbteil. Yamato Damashii, die Seele 
er e al ene hir eee 237 


II. Ahnen⸗Kultus. 
Von Profeſſor Nobushige Hozumi. 


Ahnen⸗Kultus in Europa und in Amerika. Ahnen⸗Kultus in Japan. Der Ur⸗ 
ſprung des Ahnen⸗Kultus. Liebe zu den Ahnen, nicht die Furcht iſt die 
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Verehrung der Kaiſerlichen Vorfahren. Die elf großen Feſttage. Der Kultus 
der Stamm⸗Ahnen. Der Kultus der Familien⸗Ahnen. Die Zeremonien der 
Shintoiſten und der Buddhiſten. Ahnen⸗Kultus und Geſetz. Der Kultus der 
Kaiſerlichen Ahnen als National⸗Kultus. Das Volk. Das Haus. Ehe. Ehe⸗ 


Urſache des Kultus. Die heiligen Stätten in jedem japaniſchen Hauſe. Die 
C ̃ͤ T Haie in nantene same ke 261 


Elftes Kapitel. Finanzen. 

I. Geſchichte der finanziellen Entwicklung. 

| Von Graf Inouye. 

Ein Rückblick auf den Anfang unſerer jetzigen Ara. Die Lage der Dinge zur 

. Zeit der Reſtauration. Abneigung gegen die Fremden. Unbefriedigende 

5 finanzielle Verhältniſſe. Abneigung der Regierung gegen Sparſamkeit. Ein⸗ 
löſung von Staats⸗ und anderem Papiergeld. Das allgemeine Verlangen 

0 nach einer Verfaſſung. Die Reviſion unſerer Verträge mit dem Ausland. 

N Der Krieg mit China und ſeine Wirkungen. Eine Parallele mit dem deutſch⸗ 

franzöſiſchen Kriege. Japan iſt notwendig zur Erhaltung des Gleichgewichts 

im fernen Oſten. Fremdes Kapital, eine abſolute Notwendigkeit. Ein Plan 

zu deſſen Einführung. Die finanzielle Lage iſt nicht unſicher. 291 


II. Finanzielle und ökonomiſche Probleme. 
Von Graf In ouye. 


| Die Notwendigkeit einer ſyſtematiſchen Entwicklung. Eiſenbahnen und Spinnerei⸗ 
Induſtrie. Ein Plan iſt nötig, um unſere nationale Induſtrie ſich ſelbſt⸗ 
erhaltend zu geſtalten. Die Goldausfuhr. Aufmerkſamkeit auf die chineſiſchen 
ö Märkte, eine Lehre Englands. Die Reviſion der auswärtigen Verträge und 
die Einführung fremden Kapitals. Die Annahme einer liberaleren Politik 
eee , 298 


III. Die finanzielle Verwaltung. 
Von Graf Matſukata Maſayoshi. 


Die Folgen des Krieges von 1894/95. Das Programm nach dem Kriege. Ver⸗ 

mehrte Steuern, um die vermehrten Ausgaben zu decken. Die Annahme der 

Goldwährung. Das plötzliche Auftauchen induſtrieller Unternehmungen. Finanz⸗ 

Bedrängniſſe als Folgen des Krieges. Die Kriſis von 1899. Weitere Steuer⸗ 

erhöhungen werden erforderlich. Staatsanleihen werden daheim und aus⸗ 

wärts aufgenommen. Das Budget von 1900/1 auf geſunde Grundlage ge⸗ 

ſtellt. Die Boxer⸗Unruhen. Der Sturz des Kabinetts Ito 1901. Die Steuer⸗ 

laſt. Die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten von 1901. Die Einführung reiner 

Goldwährung. Das Münzſyſtem zur Zeit der Reſtauration. Das Münzgeſetz 

von 1871. Der Aufſtand von 1877. Die Einlöſung des Papiergeldes und 

IN! die Vermehrung der Münzreſerve. Japan als Silberwährungsland. Die 

Mi Entwertung des Silbers. Die Schwierigkeiten der Annahme der Goldwährung. 

Die Verwendung der überſchüſſigen Silbermünzen. Übergang von der Silber⸗ 
eee e 303 
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IV. Sinanz- Politik, 
Vom Vize⸗Finanzminiſter Sakatani. 

Die Organiſation des Finanz⸗Departements. Das Verfahren bezüglich des Bud⸗ 
gets. Reguläre und außergewöhnliche Aufwendungen. Das Parlament ver- 
glichen mit einer Verſammlung von Aktionären. Die finanziellen Bedräng⸗ 
niſſe im Parlament 1902. Kurzer Überblick über die Finanzpolitik der Ver⸗ 
gangenheit. Die Förderung der Sparſamkeit. Die Lage des Geldmarktes. 
Die Organiſation der Finanzen und der Verwaltung. Die Spezialkommiſſion 
von 1902. Künftige Einnahmequellen. Der dritte Flottenvermehrungsplan 
und ſeine Notwendigkeit. Der Zwang, die Stärke der Seemacht aufrecht zu 
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V. Das Finanz⸗Syſtem. 
Bearbeitet vom Finanz⸗Miniſterium. 

Die Revolution von 1868. Frühere Finanzbedrängniſſe. Die Folgen des Feudal- 
Syſtems. Der Anſtoß zur Einheit. Die Übergabe der Feudalländereien. Die 
Reform der Grundſteuer von 1881. Die erſten Einnahmen und das An- 
wachſen der Steuern. Die Vermehrung der nationalen Aufwendungen nach 
dem Kriege von 1894/95. Die Entwicklung des Steuer-Syſtems. Die Aus⸗ 
dehnung des Finanz⸗Departement??sdgz rennen 


VI. Beſteuerung. 
Bearbeitet vom Finanz⸗Miniſterium. 

Die Grundſteuer. Die Gewerbeſteuer. Die Einkommenſteuer. Die Safefteuer. 
Die Sojaſteuer. Die Zuckerſteuer. Die Börſenſteuer. Die Steuer auf 
Bergbau. Die Schiffsſteuer. Die Steuer auf patentierte Medikamente. 
Einfuhrzoll. Stempelabgaben. Berechnung der Steuern und Schulden 
r AJ De 


VII. Die National⸗Schuld. 
Bearbeitet vom Finanz⸗Miniſterium. 

Die erſten Staatsanleihen nach der Reſtauration. Staatsanleihen zur Ausführung 
von Staatsunternehmungen. Staatsanleihen für militäriſche Erweiterungen. 
Staatsanleihen für den Ausgleich der Finanzen. Der Betrag der eingelöſten 
und der noch ausſtehenden Staatsanleihen . » 2: 2: nn Ke 


Zwölftes Kapitel. Bankweſen. 
I. Die Zunahme des Bankweſens in Japan. 
Bearbeitet vom Finanz⸗Miniſterium. 

Die Nationalbank⸗Verordnungen von 1872. Die Umwandlung der Nationalbanken 
in Privatbanken. Der Gebrauch von Schecks und Wechſeln. Die Metallbank 
zu Yokohama. Die Bank von Japan. Lokale Induſtriebanken. Die Bank 
von Formoſa. Die Anzahl der Banken. Die Banken unter Regierungsſchutz. 
Die Rechte und Pflichten der Bank von Japan. Verſchiedene Banken und 
ihre Zwecke. Bankvereinigung und Abrechnungshäuſer. Privat⸗ und Spar- 
W e . ee ee er 
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II. Das Syſtem des Bankweſens. 
Von Herrn Yamamoto, Er-Öouverneur der Bank von Japan. 

Der geſunde Verſtand der Bevölkerung. Die Verbreitung des Luxus. Die För⸗ 
derung der Sparſamkeit. Die Bedeutung der Depreſſion von 1900/1. Die 
Notwendigkeit wirklicher Sparſamkeits⸗Erziehung. Die unbegrenzten nationalen 
Hilfsquellen. Wettbewerb mit fremden Ländern auf gleicher Grundlage 


III. Die finanzielle Kriſis von 1900/01. 
Von Tadamaſa Hayashi. 


Finanzielle Bedrängnis, ein Krankheitsanfall. Die unvermeidliche Depreſſion als 
Folge zu plötzlicher Ausdehnung. Wie der Reichtum einer Nation von falſcher 
Baſis aus geſchätzt wird. Ausländiſcher Handel iſt nicht der einzige Maßſtab 
für den nationalen Wohlſtand. Der ausländiſche Handel und ſeine außer⸗ 
ordentliche Entwicklung in zehn Jahren. Die nationale Schuld pro Kopf 
geringer als die irgend einer anderen Nation. Was die Kriſis gelehrt hat . 


Dreizehntes Kapitel. Handel und Induſtrie. 


I. Allgemeiner Aberblick über die induſtrielle Lage. 
Von Baron Eiichi Shibuſawa. 


Die wirkliche Kraft des Fortſchrittes im Gewerbe, nicht in der Politik. Die 
Notwendigkeit des Zuſammenwirkens. Vier Eigentümlichkeiten des japaniſchen 
Charakters. Viele Punkte der Unvollkommenheit in Japans Entwicklung. 
Das Bedürfnis nach fremdem Kapital. Ein Syſtem der Sicherung für fremde 
Kapitalsanlage. Mitbewerb auf dem amerikaniſchen und dem europäiſchen 
Markte. Der Handel in den Ländern des Orients, Japans natürlicher Anteil. 
Japans Hilfsquellen. Die verhängnisvollen Folgen übertriebenen Militaris- 
mus. Maßnahmen zur Sicherung künftigen Fortſchrittes 


II. Allgemeiner Aberblick über das induſtrielle und finanzielle Syſtem. 
Von Baron Eiichi Shibuſawa. 


Einkommen und Ausgaben. Die Staatsſchuld. Geld im Umlauf. Schecks. 
Zinsfuß. Warenpreiſe. Löhne. Das Aſſoziations⸗Syſtem. Banken. Eiſen⸗ 
bahnen. Schiffahrt. Auswärtiger Handel. Die Tee⸗Induſtrie. Reis und 
Mais. Die Weberei⸗Induſtrie. Die Baumwollſpinnereien. Roh⸗Seide. Berg⸗ 


III. Finanzielle und ökonomiſche Tagesfragen. 
Von Herrn Soyeda. 

Zolltarif und auswärtiger Handel. Die Fonds- und Reisbörſen. Die Handels- 
kammern. Offentliche und private Sparſamkeit. Die Konſolidierung der lokalen 
Anleihen. Die Abkürzung der militäriſchen Dienſtzeit. Der Import von 
fremdem Kapital. Bevölkerung und Koloniſation 
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Vierzehntes Kapitel. Haupt⸗Induſtriezweige. 
I. Ackerbau. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 
Landwirtſchaft als Hauptinduſtrie. Die Neigung der ländlichen Bevölkerung, in 
die großen Städte zu ziehen. Die Zucker⸗Induſtrie. Die Baumwollen⸗Pflanzer. 
Experimental⸗Ackerbau. Obſt 


II. Seidenzucht. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 

Seidenkultur iſt ſo alt wie Japan. Die Einführung der chineſiſchen Seidenraupe. 

Kaiſerliche Ermutigung und anfängliche Schwierigkeiten. Die Ausfuhr von 

Seidenraupen⸗Eiern. Die Anweiſungen des Prinzen Shotoku für die Auf⸗ 

zucht der Seidenraupen. Die Erfolge der Weltausſtellung in Wien 1873. Die 

Entwicklung der Seiden⸗Induſtrie, meiſtens als Nebeninduſtrie der Pächter. 

Das Anwachſen des Exporthandels 


III. Reis. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 


Die Reisernte und ihr Einfluß auf den nationalen Haushalt. Die Reiserzeugung 
und der nationale Verbrauch. Einfuhr und Ausfuhr von Reis. Betätigung 
der Regierung zur Vermehrung der Reisproduktion 


IV. Tee. 
Von Kabi Otani. 
Teeinduſtrie vor 2000 Jahren von China eingeführt. Der Anfang des Export⸗ 


handels. Der Handel mit Amerika und die Verfälſchungen. Regierungs⸗ 
betätigung unter den Teepflanzern. Errichtung einer Zentralorganiſation. 
Teeunterſuchungsſtellen. Tee als Grundlage des amerikaniſch-japaniſchen 
Handels. Die Methode der Herſtellung und des Exports 


V. Forſtkultur. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 

Die Waldungen unter dem direkten Schutz der Kaiſerlichen Regierung. Geſchützte 
Forſten und nutzbare Forſten. Förderung von Anpflanzungen früher und 
heute. Verſchiedene klimatiſche Verhältniſſe. Mannigfaltigkeit der Bäume 

VI. See-Erzeugniſſe. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 

Fiſche, eines der wichtigſten Nahrungsmittel. Entwicklung der Induſtrie, Küſten⸗ 
und Tiefſee⸗Fiſcherei. Der Einfluß der Strömungen. Die Boote. Die 
Fiſchereigeräte. Die Geldleiher. Fiſchzucht 

VII. Das Tabaksblätter⸗ Monopol. 
Bearbeitet von Herrn Nuo. 

Tabakſteuer im Jahre 1876. Das Tabak⸗Monopol 1896. Die Steuer des 

Pflanzers. Die Funktionen der Regierung. Die Organiſation des Monopol- 
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VIII. Die Regierungs⸗Stahlwerke. 
Von General Nakamura. 

Die Wichtigkeit der Induſtrie. Die erſten Vorſchläge. Die Ernennung einer 
Unterſuchungs⸗Kommiſſion. Anfang der Arbeit in den Werken. Vermehrte 
Zuwendungen erforderlich. Lage und Ausdehnung der Werke. Die Erzeug- 
niſſe der Werke. Günſtige Ausſichten. Die Stahlgießerei in Kure 


IX. Die Petroleum -Induſtrie. 


Die Entwicklung der Induſtrie. Die Standard⸗Oil Company. Die Eigenſchaften 
des japaniſchen Ols. Ol⸗Raffinerien 


Fünfzehntes Kapitel. Auswärtiger Handel. 
Von Herrn Ya mazaki. 
Japaniſcher Handel im Vergleich mit dem chineſiſchen. Die Hauptgegenſtände der 
Ausfuhr. Hauptſächliche Einfuhr. Die auswärtigen Handelsverbindungen 


Sechzehntes Kapitel. Bergbau. 
I. Allgemeiner Aberblick. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 

Die geologiſche Formation der Inſeln. Bergbau in früheren Zeiten. Einführung 
von Exploſivſtoffen durch Fremde. Die Übernahme des Bergbaues durch den 
Staat. Errichtung einer Schule für Bergbau. Die geſetzlich anerkannten 
Mineralien. Die Stellung der Ausländer. Regulative für die Bergbau⸗ 
Konzeſſion. Kupferminen. Kohlenminen. Das Grubengeſetz. Der Ertrag 
an Mineralien 


II. Die Bergbau-Induftrie und die Ashio⸗Kupfermine. 
Bearbeitet unter der Oberaufſicht des Herrn Furukawa. 

Japan als das drittgrößte Kupfer-Erzeugungsland. Herr Furukawa und die 
Bergbau⸗Induſtrie. Herr Furukawa über den Bergbau. Die Ashio-Kupfer⸗ 
mine. Alteſte Geſchichte. Entwicklung ſeit der Reſtauration. Jetzige Ver⸗ 
hältniſſe. Arbeits⸗Methode. Elektriſche und Waſſerkraft. Die Angeſtellten . 


Siebzehntes Kapitel. Arbeit. 
I. Arbeits⸗Organiſationen. 
Von Herrn Katayama. 

Die arbeitenden Klaſſen unter dem Feudal⸗Syſtem. Die Arbeiterfrage nach dem 
Kriege mit China. Die Hauptereigniſſe beim Fortſchritt der Arbeiter-Organi⸗ 
fation. Die „Arbeits⸗Welt“. Polizeiverordnungen. Arbeiter-Agitation. Das 
Arbeiterproblem, durch politiſche Bewegungen zu löſen. Sozialismus und 
politiſche Unterſtützung 


II. Der Arbeits⸗Markt. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 


Umwälzungen induſtrieller Verhältniſſe. Die Anzahl der Geſellſchaften und der 
Arbeiter. Tagarbeiter. Beköſtigte Arbeiter. Die Beſchäftigung der Kinder. 
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Arbeitsſtunden. Löhne. Die Kontrolle und Oberaufſicht der Induſtrie. 
Innungen. Techniſche Ausbildung. Lehrlingsſyſtem. Die Minen⸗Arbeiter . 


III. Fabrik⸗Geſetzgebung. 
Von Herrn K. Soyeda. 
Die Lage der Arbeiter. Notwendigkeit von Fabrikgeſetzen. Hauptpunkte für ſolche 


Achtzehntes Kapitel. Die Handels⸗Marine. 


I. Ihr Wachstum und ihre gegenwärtige Beſchaffenheit. 
Von Herrn Renpei Kondo. 

Frühere Geſchichte der Schiffahrt. Die Mitſu⸗Bishi⸗Poſt⸗Dampfſchiffahrts⸗Geſell⸗ 
ſchaft. Die Nippon⸗Yuſen⸗Kaisha. Die Folgen des chineſiſchen Krieges. 
Japan als zehnte unter den ſchiffahrttreibenden Nationen. Japans Anteil 
am Transportgeſchäft des Landes. Matroſen und Schiffe. Schiffsbau. Die 
Zukunft maritimer Unternehmungen. Ausfuhr und Einfuhr. Löhne und 
Lebensmittelpreiſe. Die Notwendigkeit fremden Kapitals 


II. Schiffsbau. 
Von Baron Iwaſaki. 

Japaniſche Schiffe früherer Zeiten. Behinderung des Schiffs baues durch die Politik 
der Abſperrung. Die Ankunft des Kommodore Perry und ihre Folgen. Die 
Notwendigkeit einer Flotte. Der Untergang des ruſſiſchen Kriegsſchiffes 
„Diana“. Das Eintreffen holländiſcher Lehrer der Schiffskunde. Die Grün⸗ 
dung einer Werft in Nagaſaki von holländiſchen Fachleuten und deren Er⸗ 
werbung durch die Mitſu⸗Bishi⸗Geſellſchaft. Gründung der Werft zu Pokoſuka 
durch Franzoſen. Überblick über den Fortſchritt des Schiffsbaues ſeit der 
Reſtauration. Die Förderung des Schiffs baues durch Geſetze. Die jetzige Lage 
des Schiffs baues 


III. Schiffahrtsausbildung. 
Von dem Vorſteher des Shoſen-Gakko (Regierungs⸗Schiffahrts⸗Hochſchule), 
Tokyo. 


Der Mangel an befähigten Offizieren. Die Gründung der Hochſchule für Schiff⸗ 
fahrtskunde. Das Penſum. Abteilung für Navigation und Ingenieurweſen. 
Schulſchiffe. Bildungsſchulen für Seeleute 


Neunzehntes Kapitel. Eiſenbahnen. 
Von Herrn K. Inuzuka. 

Die erſte Eiſenbahn. Der Fortſchritt der Eiſenbahnbauten. Staat3- und Privat- 
linien. Die Koſten der Eiſenbahnen. Paſſagier⸗ und Güterverkehr. Betriebs⸗ 
koſten. Die Ausbreitung der Eiſenbahnen über die verſchiedenen Inſeln. 
Die gegenwärtige Lage 
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Zwanzigſtes Kapitel. Das Rechts⸗Syſtem. 

Vom Juſtiz⸗Miniſter. Seite 
Die Veränderungen ſeit dem Feudalſyſtem. Die früheſten Aufzeichnungen. 
Regierung der Stämme. Die Zentraliſation der Verwaltung und Aufnahme 
chineſiſcher Ideen. Die Geiſtlichkeit wird der Regierung gleichgeſtellt. Ande⸗ 
rungen, die zum Verfall des Einfluſſes der Zentralregierung führen. Das 
Bakufu⸗Geſetz⸗Syſtem. „Das Volk ſoll dem Geſetz gehorchen, ſoll aber das 
Geſetz nicht kennen.“ Die hundert Artikel der Tokugawa⸗Dynaſtie. Die Be⸗ 
ſchränkung des Fremdenverkehrs. Das Syſtem der Sozialpolitik. Die Ein⸗ 
führung weſtlicher Syſteme. Die Bildung des Senats und des Kaſſations⸗ 
hofes. Die Verkündung der Verfaſſung. Das Bürgerliche Geſetzbuch. Das 
Handelsgeſetzbuch. Das Strafgeſetzbuch. Fremder Einfluß auf das jetzige 
Ser GeſetzgeebunnnuũuVE ˙——» 


Ein undzwanzigſtes Kapitel. Polizei und Gefängniſſe. 
I. Polizei. 

Von Baron Suyematſu. 
Das Polizeiſyſtem, ein Teil der Staatsorganiſation. Die allgemeinen Koſten und 
ihre Deckung. Die Pflichten der Polizei. Gerichtspolizei. Schutzleute ſind 
„Regierungsbeamte“, nicht Diener. Die frühere hohe Stellung der Polizei 
und ihr Niedergang. Die Polizei- und Gefängnis⸗Hochſchule. Beſtellte 
Poliziſ ten Au m reltertesleietendelr | 


II. Gefängniſſe. 
Bearbeitet vom Juſtiz⸗Miniſterium. 

Die Oberaufſicht der Gefängnis⸗Verwaltung. Die Organiſation des Gefängnis⸗ 
Syſtems. Direktoren und Beamte. Koſten. Die Ausbildung der Beamten. 
Die Gefängnis⸗Frequenz. Begnadigungen und bedingte Entlaſſungen. Todes⸗ 

ſtrafe. Medaillen und Belohnungen für die Gefangenen. Disziplinarſtrafen. 

Jüngſte Reformen. Gefängnisarbeit. Gefängnis⸗Statiſt ik 


Zweiundzwanzigſtes Kapitel. Kunſt und Literatur. 
Von Baron Suyematſu. 
Allgemeines. 
Japans raſche Entwicklung nur möglich auf Grund ſeiner alten Kultur. Miß⸗ 
lll e t dar a. mitm „Era SURRILTRRAE 
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Die Nara⸗Periode. Religiöſe Kunſt. Die Heian⸗Periode. Bilderwettſtreit. Die 

Kamakura⸗Periode. Die Ashikaga⸗Periode. Die Oda⸗Toyotomi⸗Periode und 

j die Wiedergeburt der Kunſt. Die Tokugawa⸗Periode. Hokuſai und Korin. 
I Die Meiji⸗Ara. Die Zerſtörung alles Alten. Langſame Rückkehr zur antiken 
Vollkommenheit. Der Einfluß der Fremden. Charakteriſtik japaniſcher Bilder. 
Die Preiſe von Bildern. Gartenkunſ mu 
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II. Literatur. Seite 
Wenig Literatur der Nara⸗Periode. Bedeutende Entwicklung der Literatur in 
der Heian⸗Periode. Leichte Literatur, hauptſächlich von Frauen geſchrieben. 
Genji Monogatari und Makura⸗no⸗Soshi. Die Moralfrage. Der literariſche 
Niedergang während der Militär⸗Periode. Die Wiedergeburt unter der Toku⸗ 
gawa⸗Periode. Der „No“. Chineſiſcher Einfluß. Bakins Werke und Schule. 
Populäres Drama. Ein Vergleich japaniſcher Dramen mit denen des Weſtens. 
Der Einfluß des populären Dramas auf das Volk. Shakeſpeares Mängel. 
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Dreiundzwanzigſtes Kapitel. Japaniſche Zeitungen. 
Von Herrn Zumoto. 
Die öffentliche Preſſe als Maßſtab des Fortſchrittes. Die Preſſe eine Großmacht. 
Der Urſprung der Zeitungen in Japan. Die Yomiuri-Blätter. Die erſten 
Zeitungen. Die Kunſt des Druckens. Staatszeitungen. Der Chugai Shimbun. 
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Erſtes Kapitel. 
Japans Wachstum. 


Von Marquis Hirobumi Ito. 


Ich war einer der erſten Japaner, die fremde Länder aufgeſucht 
haben, und konnte dies freilich nur durch heimliches Entweichen nach 
Schanghai im Jahre 1863 durchſetzen. Erſt kürzlich war unſer Land 
dem Fremden⸗Verkehr eröffnet worden und japaniſchen Untertanen 
war nicht geſtattet, ihr Land zu verlaſſen. Ich habe zu allen Zeiten 
die Annahme der Prinzipien weſtlicher Ziviliſation für Japan be⸗ 
günſtigt und war bevorzugt, meine Dienſte nach dieſer Richtung zur 
Erreichung des Fortſchritts und der Umwandelung Japans zur Ver⸗ 
fügung ſtellen zu können. Während der vierunddreißig Jahre meiner 
amtlichen Tätigkeit habe ich allezeit geſtrebt, nicht nur zu helfen, 
ſondern auch manchmal mit Gewalt den widerſpenſtigen Geiſtern jene 
Maßnahmen aufzuzwängen, deren das Wachstum des modernen 
Japans bedurfte. Von Anfang an haben wir das Erfordernis 
erkannt, daß das japaniſche Volk ſich nicht nur weſtliche Methoden 
aneignen ſolle, ſondern auch möglichſt bald befähigt ſein müſſe, ganz 
ohne die Hilfe fremder Anweiſungen und Aufſicht fertig zu werden. 
In erſter Zeit haben wir viele Ausländer nach Japan gebracht, um 
zur Einführung moderner Methoden behilflich zu ſein, aber wir hielten 
dabei ſtets im Auge, japaniſche Studenten zu befähigen, ihre berech— 
tigte Stellung in der Nation einzunehmen, ſobald ſie etwas gelernt 
hatten. Ich muß bekennen, daß Fremde zuweilen, und ſelbſt fremde 
ö Nationen, es nicht unverſucht ließen, aus unſerem Mangel an Er- 
| fahrung unberechtigten Nutzen zu ziehen und uns Leute als Sach- 
verſtändige aufnötigten, die nicht einen Schimmer von der Aufgabe 

hatten, für die ſie engagiert waren. Es gelang uns indes, die Dienſte 

vieler ausgezeichneter Männer zu gewinnen, deren Namen noch heute 

mit Verehrung im Gedächtnis Japans fortleben, obgleich ſie ſelbſt 
Japan. 1 


unſere Küſte längſt verlaſſen haben. Als ich in meiner Eigenſchaft als 
Geſandter Japans London zum zweiten Male beſuchte, wurde mir als 
ſehr günſtig die Einrichtung einer ſpeziellen Hochſchule für Ingenieure 
vorgeſchlagen, in der jeder Zweig der Ingenieur-Kunde gelehrt werden 
ſollte und als ein Inſtitut, einzig in ſeiner Art, daſtehen dürfte, 
da noch keine andere Nation ſich im Beſitz eines ſolchen rühmen könne. 
Der Gedanke ſchien mir annehmbar, und ſofort nach meiner Rückkehr 
nach Japan leitete ich die erforderlichen Schritte ein, mit Hilfe aus- 
wärtiger Profeſſoren eine Ingenieur-Hochſchule, die jetzt einen Teil 
der Tokio⸗Univerſität bildet, zu begründen. 

Aus dieſem Inſtitut iſt die Mehrzahl der Ingenieure hervorge- 
gangen, die ſich jetzt im Dienſt der Hilfsquellen und Induſtrien Japans 
betätigen. Ich halte die Errichtung dieſer Hochſchule für einen der 
wichtigſten Faktoren in der Entwicklung des heutigen Japan. 

Es war nicht allein notwendig, daß Japan gebildet wurde, ſon⸗ 
dern auch von äußerſter Wichtigkeit, daß es angemeſſene Geſetzbücher 
erhielt, ehe von einer Reviſion der Verträge mit auswärtigen 
Mächten die Rede ſein konnte, und während einer beträchtlichen 
Spanne Zeit waren alle unſere Bemühungen auf Erreichung dieſes 
Zieles gerichtet. 

Zwei Ereigniſſe der japaniſchen Geſchichte ſind außerordentlich 
wichtig geweſen. Das erſte war der Wechſel der Regierungsform des 
Landes und die Verkündung der Verfaſſung, und das zweite war der 
chineſiſch-japaniſche Krieg. Ich habe lange Zeit außerhalb Japans 
zugebracht, um die Verfaſſungen verſchiedener Länder zu ſtudieren, da 
ich vom Kaiſer mit der ſchwierigen Aufgabe betraut worden war, einen 
Entwurf zu einer neuen japaniſchen Verfaſſung in den Grundzügen 
aufzuſetzen. Die Arbeit war ſehr mühſam und erforderte viel Nach- 
denken. Niemals hatte in Japan eine Verfaſſung — im modernen 
Sinne des Wortes — beſtanden, die mir die weſentlichen Punkte hätte 
darbieten können, die im neuen Geſetzbuch vorgeſehen werden mußten. 
Japan war ein ſo unverfaſſungsmäßiges und abſolutes Land geweſen, 
daß es ſchwierig war, auf den Trümmern ſeiner Vergangenheit aus 
dem Stegreif eine Verfaſſung zu errichten; und ſelbſt, als ich mich 
darüber entſchieden hatte, was am notwendigſten war, erforderte es 
große Sorgfalt, um den verſchiedenen Maßnahmen die richtige Wir- 
kung zu ſichern. Ich durfte nicht aus den Augen laſſen, daß mein Werk 
als permanente Maßnahmen beabſichtigt und auf alle aus ihm in 
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ferner Zukunft möglicherweiſe entſtehenden Wirkungen hin zu prüfen 
war. Vor allem war das wichtigſte, an der Notwendigkeit feſtzuhalten, 
die geheiligten und traditionellen Rechte des Herrſchers zu ſchützen. 
Mit Hilfe meiner Sekretäre und Mitarbeiter — die ſich alle dem Werke 
ſo widmeten wie ich ſelbſt — vollendete ich die Aufgabe ſo gut ich 
konnte, und ich ſehe nicht ohne Genugtuung, daß es nicht nötig war, 
die Verfaſſung ſeit ihrer Verkündung zu ergänzen. 

Da das alte Wahlgeſetz ſich als nicht zufriedenſtellend erwieſen 
hatte, haben wir ein verbeſſertes eingeführt, deſſen hauptſächlichſte Ver⸗ 
änderung darin beſteht, daß die Wahl durch geheime Zettel, ſtatt wie 
ſonſt durch unterſchriebene, vollzogen wird; eine andere wichtige An⸗ 
derung ſind die Maßnahmen zum Zwecke einer umfaſſenderen Ver⸗ 
tretung der Handels- und induſtriellen Elemente des Landes und 
der Gewerbeſteuer. Wenn ein Kandidat beabſichtigte, ſich unlauterer 
Mittel zu bedienen, um ſeine Wahl zu ſichern, ſo würde nach dem 
neuen Geſetz infolge des Wahlgeheimniſſes das Vorgehen unſicherer 
und koſtſpieliger ſein wie bisher. Dieſes neue Geſetz wurde bei der 
Wahl von 1902 erprobt. 

Ich habe immer auf die große Wichtigkeit einer beſonders ſtarken 
Flotte und Armee hingewieſen. Die Flotte iſt durch unſere inſulare 
Lage die wichtigere der beiden. Unſer nach dem chineſiſchen Krieg 
1895 vorgelegter Plan für Flottenvermehrung iſt ausgeführt worden, 
und Japan beſitzt jetzt eine gleichartige und mächtige moderne Flotte. 
Mehrere der größten und beſtbewaffneten Schlachtſchiffe und Kreuzer 
ſind dabei, und ich konſtatiere mit Genugtuung, daß die japaniſchen 
Matroſen und Offiziere in jeder Beziehung der Schiffe, denen ſie an⸗ 
gehören, würdig ſind. Unſere Schiffe ſind meiſt britiſcher Konſtruk⸗ 
tion, und in dieſer Abteilung haben wir England zum Vorbild ge⸗ 
nommen, obwohl wir, den Prinzipien folgend, die uns bisher in den 
Stand ſetzten, Fortſchritte zu machen, immer beſtrebt und bereit ſind, 
Vorteile durch Verbeſſerungen aus jeder Quelle zu ziehen. 

Obwohl es vor allem nötig war, die Entwicklung unſerer Flotte 
zu fördern, iſt unſere Armee nicht vernachläſſigt worden. Sie iſt 
kürzlich mehr als verdoppelt worden und hat jetzt einen Kriegsfuß 
von mehr als 500000 Mann. Das kühne Wagnis der Zwangs- 
Aushebung, das zu Beginn der neuen Ara verſucht wurde, hat ſich bei 
vielen Gelegenheiten bewährt, wie z. B. bei der Satſuma⸗Rebellion, 
dem chineſiſchen Krieg und dem Boxperaufſtand. Bei der letzten Ge⸗ 
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legenheit war die japaniſche Armee imftande, eine große Rolle in der 
Befreiung Pekings zu ſpielen und gab den anderen Verbündeten ein 
treffliches Bild von Organiſation, Moral, äußerer Erſcheinung und 
Ausrüſtung; und dieſe Tüchtigkeit und Gründlichkeit ſind durchweg in 
unſerem Armeeſyſtem zu finden. Zuerſt auf franzöſiſchen und ſpäter 
auf deutſchen Vorbildern baſiert, hat die japaniſche Armee ſeitdem mit 
fremden Lehrern ein eigenes Muſter geſchaffen und ihre Fähigkeit 
bewieſen, ſich ſelbſt zu trainieren und weiter zu entwickeln. 

Obgleich bezüglich der Armee ſchon ſo viel getan wurde, glaube 
ich nicht, daß wir müſſig ſein werden, und ſelbſt wenn in der nächſten 
Zukunft keine weſentliche Vermehrung der Zahl vorgenommen werden 
ſollte, werden die Bemühungen auf weitere Verbeſſerung im Trainieren 
und in der Tüchtigkeit der Soldaten fortgeſetzt werden. In Japan 
haben wir den Vorzug, daß, obwohl die Soldaten zwangsweiſe ausge⸗ 
hoben werden, bei Aushebung ſich der höchſte Grad von Patriotismus 
und Stolz auf das Vaterland zeigt. 

In Handels- und induſtriellen Beziehungen iſt Japan gut fundiert 
und hat den Markt des fernen Oſtens feſt in Händen. Die Hilfsquellen 
des Landes ſind ſehr gut, beſonders die Kohlengewinnung iſt reichlich. 
Obwohl viele der Kohlenlager nicht von allerbeſter Qualität ſind, bildet 
doch die Tatſache, daß eine Fülle von Kohlen vorhanden iſt, einen ſehr 
wichtigen Faktor der nationalen Okonomie und Kraft. Außer Kohlen 
gibt es beträchtliche Ol⸗Lager in den nördlichen Provinzen Japans, 
und es wird jetzt mit der ſyſtematiſchen Bearbeitung derſelben in Ber- 
bindung mit dem Standard Oil Truſt begonnen. Die Eiſenlager ſind 
ebenfalls bedeutend, aber vorläufig noch ſehr unentwickelt, da Japan 
ſich für den größeren Teil feines augenblicklichen Bedarfs an Eifen- 
erzen auf fremde Länder verläßt. Kupfer, ein Metall, deſſen Wichtig— 
keit jährlich wächſt, wird in beträchtlichen Mengen gefunden und ver- 
arbeitet. 

Japans finanzielle Lage iſt, dank dem Wachſen des materiellen 
Wohlſtandes, keineswegs ſo ſchlecht, wie ſie oft geſchildert wird. Wenn 
die Folgen der ökonomiſchen Depreſſion von 1900/1901 verſchwunden 
ſein werden, wird Japan noch ſchneller wie bisher Fortſchritte machen. 

Aber welches auch die Urſachen geweſen ſein mögen, die Japan 
in ſeinem Fortſchritt unterſtützt haben, und wieviel wir auch zu den Er⸗ 
rungenſchaften der letzten Jahre beigetragen haben: das alles wird doch 

bedeutungslos, verglichen mit dem, was das Land dem Kaiſer verdankt. 
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Der Kaiſerliche Wille iſt immer der Leitſtern der Nation geweſen. 
Welches auch die Arbeit derer geweſen ſein mag, die, wie ich, verſucht 
haben, ihn in ſeiner aufgeklärten Regierung zu unterſtützen, ſie könnte 
doch nicht ſo wunderbare Erfolge erzielt haben, hätte nicht der große, 
fortſchrittliche und weiſe Einfluß des Kaiſers hinter jeder Maßnahme 
und Reform geſtanden. Vom Kaiſer hat Japan die Lektion gelernt, 
die es zu dem gemacht hat, was es heute iſt. 

Es iſt wahr, daß die Ordnung der Staats-Finanzen und die Ver⸗ 
vollſtändigung der militärischen Rüſtungen ſehr wichtige Tages- 
fragen“) find; aber es gibt noch eine andere, kaum weniger wichtige 
Frage, als die oben erwähnten, nämlich die Vollziehung der revi⸗ 
dierten Verträge, an deren Zuſtandekommen ſowohl die Regierung 
wie das Volk ſeit der Reſtauration ſtetig gearbeitet haben, und die 
ſchließlich von glänzendem Erfolg gekrönt worden ſind. Was wir 
jetzt, wo die Zeit des Inkrafttretens der revidierten Verträge immer 
näher kommt, in Betracht ziehen müſſen, iſt die Art, auf welche 
dieſe Verträge am wirkſamſten zur Ausführung gebracht werden 
können. Exiſtiert außer Japan im Orient irgend ein Land, das das 
volle Recht eines unabhängigen Staates bewahrt? Man kann nicht 
von einem Lande ſagen, daß es das volle Recht der Unabhängigkeit 
bewahrt hat, wenn es nicht fähig iſt, ſeine eigene Gerichtsbarkeit frei 
auszuüben und ohne Beſchränkung im Inneren ſeine Verwaltung ſelbſt 
zu leiten. Wie ſteht es hiermit bei Japan? Indem es das volle Un⸗ 
abhängigkeitsrecht bewahrt, hat es alle im Kaiſerreich wohnenden 
Fremden unter ſeine Gerichtsbarkeit und Verwaltung geſtellt und ſchützt 
ſie wie Untertanen des Reiches. Da dies der Fall iſt, kann man ohne 
Übertreibung behaupten, daß Japan alle anderen Länder des Orients 
bei weitem übertrifft. Die glatte und leichte Vollſtreckung der revi⸗ 
dierten Verträge iſt ein Beweis für die Tatſache, daß Japan das zivili⸗ 
ſierteſte Land des fernen Oſtens iſt, und folglich muß nicht nur die Re⸗ 
gierung, ſondern müſſen auch die lokalen Autoritäten, die behördlichen 
Korporationen, die Gerichtshöfe, Polizeiämter, wie auch das große 
Publikum ſehr vorſichtig in der Vollſtreckung der fraglichen Verträge 
ſein, ſonſt werden verſchiedene Schwierigkeiten, aus denen inter- 


) In bezug auf das Wachstum Japans kann ich nichts Beſſeres tun, als einige 
Bemerkungen aus einer Rede vom Jahre 1899 wiederzugeben, die kurz vor dem In⸗ 
krafttreten der revidierten Verträge gehalten wurde. 
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nationale „Fragen“ entſtehen und dem Staate viel Mühe verurſachen 
können, eine nach der anderen zum Vorſchein kommen. 

Bezüglich der Staatsfinanzen glaube ich ſicher, daß die Regierung 
die richtigen Pläne hat, um die Staatsgeſchäfte zu verwalten und die 
Ausführung verſchiedener öffentlicher Unternehmungen mit den gegen⸗ 
wärtigen Hilfsmitteln des Landes in zufriedenſtellender Weiſe zu be⸗ 
werkſtelligen, und daß der Ausgleich der Finanzen in Zukunft durch 
Erhöhung oder Ermäßigung der Steuern je nach den Umſtänden voll⸗ 
kommen geregelt werden wird. Eine andere wichtige Tagesfrage iſt 
die unſerer militäriſchen Ausrüſtung. Es iſt ſehr leicht, von der Er⸗ 
gänzung der Ausrüſtung zu ſprechen, aber wenn wir dieſe große 
Arbeit praktiſch unternehmen, werden wir dadurch vielen Schwierig⸗ 
keiten begegnen, daß ſie ſich über mehrere Jahre erſtreckt. Nichts⸗ 
deſtoweniger iſt zu hoffen, daß die Komplettierung der Ausrüſtung zu 
unſerer vollen Zufriedenheit ausgeführt werden wird. 

Außer auf den vollſtändigen Sieg im Kriege gegen China und 
den Erfolg der Vertrags-Reviſion kann Japan ſtolz fein auf die 
Schnelligkeit ſeiner materiellen Fortſchritte, denn es hat ſolche zu 
verzeichnen, die in der modernen Weltgeſchichte kaum ihresgleichen 
finden. Z. B. ſchien es Fremden unmöglich, daß das Syſtem der 
Aushebung, das kurz nach Beſeitigung eines tiefgewurzelten Feudal⸗ 
ſyſtems bei uns eingeſetzt wurde, erfolgreich durchgeführt werden 
könne; aber es geſchah leicht und vollſtändig, und das kann als Beweis 
dafür gelten, wie ſehr Japan ſeine Nachbarländer, China und Korea, 
übertrifft. 

Zunächſt kommen wir zu der ſichtbaren Entwicklung der natio- 
nalen Hilfsquellen. Nach den Statiſtiken unſeres auswärtigen Handels 
für 1872 und 1873 belief ſich der Geſamtbetrag unſerer jährlichen 
Aus⸗ und Einfuhr auf nur 30000000 Yen), während er 1898 auf über 
440000000 Pen ſtieg, und nirgends in der Welt hat dies ſchnelle 
Wachſen ſeinesgleichen. Und ferner haben unſer Handel und unſere 
Induſtrie um das Jahr 1885 einen ſichtbaren Aufſchwung genommen. 
Im vorigen Jahr, als ich noch Premierminiſter war, ſtellte ich um⸗ 
fangreiche Unterſuchungen über die Grundzüge unſerer Fortſchritte in 
Handel und Induſtrie an und fand, daß der Geſamtbetrag des in ver- 
ſchiedenen Unternehmungen des Landes angelegten Kapitales ſich 
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ungefähr auf 900000000 Yen belief. Dieſe Summe ſtellt die Ge⸗ 
ſamtſumme des bewilligten Kapitals dar, und ich kann zwar nicht 
die genaue Summe des wirklich eingezahlten Kapitals angeben, doch 
glaube ich, daß es ſicherlich auf 500000000 Pen geſchätzt werden 
kann. Allerdings ſind in dieſer Summe die Kapitalien enthalten, 
die für Regierungsarbeiten benötigt werden, wie Eiſenbahnen, Aus⸗ 
dehnung des Telegraphenverkehrs ꝛc. Aber ſicher iſt jedenfalls, daß 
eine ſo große Summe für verſchiedene Unternehmungen des Landes 
angelegt worden iſt. So ſind Handels- und Induſtrie-Unternehmungen 
der verſchiedenſten Art in den letzten Jahren in Japan in ſo ſchneller 
Aufeinanderfolge entſtanden, wie man es bei den neuentwickelten 
Ländern der Erde ſelten ſieht, und in dieſer Hinſicht ſteht Japan 
nicht hinter den europäiſchen Staaten zurück, mit Ausnahme der 
reichen Länder, wie Großbritannien, Frankreich, Deutſchland und 
Rußland. So können wir ſagen, daß unſere nationalen Hilfsquellen 
in den letzten Jahren eine ſchnelle Entwicklung erfahren haben. 

Die Bevölkerung Japans hat ſeit der Reſtauration um mehr als 
10000000 Seelen zugenommen. Darüber habe ich umfangreiche Unter⸗ 
ſuchungen auf Grund alter offizieller Berichte über die Bevölkerung 
angeſtellt und ſonderbarerweiſe gefunden, daß die Zunahme unſerer 
Bevölkerung zur Zeit des Tokugawa-Shogunats ſehr gering war. 
Nach den offiziellen Schätzungen aus der Genroku-Ara betrug unſere 
Geſamtbevölkerung 26- oder 27000000, ungeachtet der Tatſache, daß 
ſie in genannter Periode eine beiſpielloſe Zunahme erfuhr, während 
ihre Zahl allein in den letzten dreißig Jahren um 10000000 ge⸗ 
ſtiegen iſt. Ein ſolches Wachstum der Bevölkerung hätte offenbar 
nicht ſtattfinden können, wenn es nicht von einer entſprechenden Zu⸗ 
nahme des nationalen Wohlſtandes begleitet geweſen wäre, denn ein 
Menſch kann nur dann Beſchäftigung finden und damit Mittel für 
ſeinen Lebensunterhalt verdienen, wenn für ſeine Arbeit Abſatz vor⸗ 
handen iſt. Deshalb kann die große Bevölkerungszunahme als ein 
weiteres gutes Zeichen für die augenfällige Entwicklung unſeres na⸗ 
tionalen Wohlſtandes betrachtet werden. 

Wenn wir jedoch erfolgreich mit den Nationen der Erde mett- 
eifern wollen, müſſen wir mit der Regierung gemeinſam arbeiten, 
um einen Plan für den allmählichen Fortſchritt des Landes zu ent- 
werfen. Man darf nicht vergeſſen, daß, je größer der Fortſchritt eines 
Landes iſt, deſto größer auch Wohlſtand und Anſehen der Nation ſind, 
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obgleich das Volk gleichzeitig gezwungen ift, eine größere Verant⸗ 
wortlichkeit zu übernehmen. Denn geſetzt den Fall, daß der National- 
Wohlſtand bedeutend wüchſe und das Land von anderen Mächten als 
eine der Großmächte betrachtet würde, ſo würden jene Mächte ſicher 
jede Bewegung des Landes beobachten. Es iſt unſer aufrichtiger 
Wunſch, daß das Land in feinen Fortſchritten ſtetig ohne Unter- 
brechung auch nur für einen Moment fortfahre; aber das iſt keine 
leichte Aufgabe. Es wird Fälle geben, in denen wir der Gefahr aus⸗ 
geſetzt ſein können, dem nationalen Anſehen zu ſchaden, wenn wir 
uns trotzdem nicht am Vorgehen hindern laſſen. Daher ſind wir 
genötigt, mit großer Vorſicht zu handeln; beſonders müſſen wir uns 
vor einer Überſchätzung unſerer militäriſchen Macht hüten; denn 
wenn wir dieſe überſchätzten und eine vollſtändige Niederlage erlitten, 
würde nicht nur unſer Anſehen arg leiden, ſondern würde auch der 
Ruin unſeres Landes nicht unwahrſcheinlich ſein. 


* * 
* 


Die Zukunft Chinas ift eine Frage, die nicht nur für den fernen 
Oſten, ſondern für die ganze Welt von Bedeutung iſt. Daher können 
wir die folgenden Fragen ſtellen: Welches wird der zukünftige Stand 
der Dinge in China ſein? Welche Stellung wird Japan künftig in 
China einnehmen, da es infolge ſeiner nahen Nachbarſchaft dort 
ein viel größeres Intereſſe hat als irgend ein anderes Land? Als 
Antwort kann ich nur ſagen, daß es zur Zeit zu ſchwierig iſt, eine 
endgültige Meinung zu äußern. Seit dem Krieg mit Japan iſt 
China einer täglich wachſenden Gefahr ausgeſetzt geweſen, und faſt 
alle Mächte der Erde haben aus verſchiedenen Gründen enge Be⸗ 
ziehungen zu China gehabt. Dieſe Lage der Dinge drängt mir die 
Überzeugung auf, daß es für China in dieſem Falle höchſt nötig 
iſt, ſeine Unabhängigkeit zu wahren und Schritte zu tun, um ſeinem 
Lande eine ſichere Baſis zu ſchaffen, während andrerſeits dieſe Hand⸗ 
lungsweiſe ſeitens Japans den von einigen gehegten Gedanken offen⸗ 
bar macht, daß Japan an der Unabhängigkeit Chinas indirekt ein 
großes Intereſſe habe. Aus dieſem Grunde unternahm ich eine Reiſe 
nach China und hatte Zuſammenkünfte mit bekannten chineſiſchen 
Staatsmännern, die die adminiſtrative Macht des Staates in Händen 
haben, da ſie beim Volk in hohem Anſehen ſtehen, und erklärte ihnen 
meine Anſichten über die wichtigſten Punkte, die ihrerſeits ſorgfältigſt 
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in Betracht gezogen werden ſollten. Bei einer Unterſuchung der 
aktuellen Lage Chinas fand ich, daß, obgleich es täglich einer Gefahr 
ausgeſetzt iſt, die ſchnelles Handeln erforderlich machen könnte, es 
ſchwierig wäre, die herrſchenden Sitten und Gebräuche, wie auch das 
jetzige Verwaltungs⸗Syſtem, das von alten Zeiten überliefert wurde, 
plötzlich zu reformieren und dadurch den Stand der Dinge im Lande 
zu verbeſſern. Allerdings muß zugegeben werden, daß manche günſtige 
Gelegenheit, dieſe Reformen auszuführen, bereits verſäumt worden iſt. 
Deshalb ſprach ich bei den Unterredungen, die ich während meines dor⸗ 
tigen Aufenthaltes mit den bekannten chineſiſchen Staatsmännern 
hatte, meine oben erwähnten Anſichten aus, und alle gaben mir in der 
Theorie recht, erklärten aber einſtimmig, daß es ſehr ſchwer ſein würde, 
die von mir vorgeſchlagenen Reformen auszuführen. 

China umfaßt ein Gebiet, das mehrmals jo groß iſt, als der ge- 
ſamte Flächeninhalt Japans, und die Bevölkerung iſt nicht weniger 
als zehnmal ſo groß als die Japans. Es iſt reich an Produkten und 
hat die Bequemlichkeit der Binnen⸗Schiffahrt; das Volk iſt im allge⸗ 
meinen ſehr fleißig, und ſeine Lebensbedingungen ſind ſehr beſcheiden. 
Wenn China die richtigen Maßnahmen ergriffe, um Handel und In⸗ 
duſtrie zu heben, ſo würde es in der Lage ſein, Waren in ſolchem Maße 
zu produzieren, daß ſie genügten, faſt alle Märkte der Welt zu ver⸗ 
ſorgen. Unglücklicherweiſe konnte es infolge ſeines Feſthaltens an 
alten Gebräuchen ſolch weiſe Politik in der letzten Vergangenheit nicht 
verfolgen, und es ſcheint ſogar zweifelhaft, ob China ſie in Zukunft 
annehmen wird, da es unwahrſcheinlich iſt, daß es Anſtrengungen 
machen wird, um dem inländiſchen Handel und Gewerbe zu einer 
größeren Ausdehnung zu verhelfen. Da es ſo ſteht, wetteifern mehrere 
Mächte miteinander, die reichen Quellen Chinas mit eigenen Mitteln 
durch Bau von Eiſenbahnen, Einrichtung verſchiedener Induſtrien, 
Bergbau⸗Unternehmungen ꝛc. auszunützen. Wenn die Hilfsquellen 
Chinas, deſſen Bevölkerung über 400000000 zählt, durch Fremde in 
großem Maßſtabe bearbeitet werden, wird unſer Handel mit China 
ſicherlich große Fortſchritte machen, und wir werden in der Lage ſein, 
dieſes Nachbarland mit großen Mengen von Waren zu verſorgen, ehe 
es völlig entwickelt ſein wird. 

Japans auswärtiger Handel hat ſeit der Reſtauration von 1868 
bedeutende Fortſchritte mit den Vereinigten Staaten als beſten Kunden 
gemacht. Aber wir dürfen uns hiermit nicht beſcheiden, ſondern müſſen 


verſuchen, in China ein großes Abſatzgebiet für unſere Produkte zu 
ſchaffen. Es iſt natürlich, daß der Fortſchritt unſeres Handels dem 
Geſetz von Angebot und Nachfrage unterworfen iſt, denn wenn keine 
Nachfrage für unſere Produkte beſteht, können wir unſeren Handel 
nicht fördern, wieviel wir auch zu liefern imſtande wären. Deshalb 
müſſen wir notwendigerweiſe die Abſatzgebiete für unſere Produkte 
allmählich erweitern, während wir gleichzeitig die Produktion des 
Landes fördern. Meiner Meinung nach müßte China unſere Erzeug⸗ 
niſſe in viel größerem Umfange gebrauchen und künftig unſer beſter 
Kunde werden, ſo daß wir der Lage der Dinge in dieſem Lande immer 
die größte Aufmerkſamkeit zu zollen haben werden. 

Aus den obigen Angaben geht hervor, daß es allein ſchon vom 
Standpunkt unſerer Handelsbeziehungen zu China eine äußerſt wich⸗ 
tige Frage iſt, die unſere ſorgfältige Erwägung beanſprucht. Wir 
haben außerdem großes Intereſſe an den Veränderungen im politiſchen 
Stand der Dinge Chinas, ſo daß in manchen Fällen unſer Land in die 
Lage kommen könnte, nicht nur in paſſiver Untätigkeit zuzuſehen. 
Unter dieſen Umſtänden iſt es für uns nötig, unſere militäriſchen Vor⸗ 
bereitungen zu vervollſtändigen und ſobald als möglich den Finanzen 
eine ſichere Grundlage zu geben. Die Regierung ſollte ihr Augen⸗ 
merk darauf richten, verſchiedene nötige Vorbereitungen zu treffen, 
aber auch das Volk muß die obigen Tatſachen feſthalten und Schritte 
tun, um bei unvorhergeſehenen Fällen bereit zu ſein. 


Zweites Kapitel. 


Die Pflichten der politiſchen Parteien.“) 


Von Marquis Hirobumi Ito. 


Die zehnjährige Erfahrung in der konſtitutionellen Regierung iſt 
nicht ohne nennenswerte Erfolge geblieben, aber es bleibt noch viel zu 
tun übrig, um die öffentliche Meinung ſo zu leiten und zu bilden, daß 
ſie bei der Führung der Staatsgeſchäfte Hilfe und Beiſtand gewährt. 
Offen geſagt, es iſt für mich mehrere Jahre hindurch die Quelle tiefen 
Bedauerns geweſen, auf Seiten der beſtehenden politiſchen Parteien 
eine Neigung zu beobachten, ſich zu Worten und Taten verleiten zu 
laſſen, die zu den in der Verfaſſung niedergelegten Prinzipien im 
Widerſpruch ſtehen, die ferner gern die nationalen Intereſſen den pri⸗ 
vaten zu opfern bereit iſt, und die überdies der grundlegenden natio⸗ 
nalen Politik entgegenſtehen, zu der Seine Majeſtät der Kaiſer in 
Übereinſtimmung mit den Erforderniſſen der erreichten Fortſchritte 
ſich zur Zeit der ruhmreichen Reſtauration entſchloß. Die beklagens⸗ 
werte Folge davon iſt, daß das Betragen dieſer Parteien in Bezug auf 
die Aufrechterhaltung der Ehre und des guten Namens des Reiches 
außer Landes und auf das Erlangen des Vertrauens des Volkes im 
Lande viel zu wünſchen übrig läßt. Da ich aufgefordert wurde, 
Leute mit den meinigen ähnlichen Anſichten zu verſammeln und der un⸗ 
parteiiſchen Erwägung des Publikums eine allgemeine Überficht der 
Politik vorzulegen, die ich in Gemeinſchaft mit meinen Freunden zu 
verfolgen beabſichtige, benutze ich die augenblickliche Gelegenheit, um 
einige der Prinzipien kurz darzulegen, die meiner Anſicht nach die 
Handlungen einer politiſchen Partei leiten ſollten. 


) Rede des Marquis Ito bei der Begründung der konſtitutionellen politiſchen 
Geſellſchaft (Rikken Seiyu Kai) im Jahre 1900. 
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Die Ernennung oder Entlaſſung der Kabinetts-Miniſter gehört 
der Verfaſſung nach zu den Vorrechten des Herrſchers, der infolge⸗ 
deſſen abſolute Freiheit hat, ſeine Ratgeber aus den Kreiſen zu wählen, 
die ihm geeignet ſcheinen, ſei es aus politiſchen Parteien oder aus 
Kreiſen, die jenen Parteien fernſtehen. Wenn Miniſter einmal er⸗ 
nannt und mit ihren offiziellen Funktionen betraut ſind, iſt es ihren 
Partei⸗Genoſſen oder anderen politiſchen Freunden unter keinen Um⸗ 
ſtänden geſtattet, ſich irgendwie in die Erledigung ihrer Pflichten ein- 
zumiſchen. Irgend ein Verſtoß gegen dieſes Grundprinzip würde der 
richtigen und wirkſamen Handhabung der wichtigen Staatsgeſchäfte 
ſchaden und könnte zu unziemlichem Streben nach politiſcher Macht 
führen und ſo unſagbare Übelſtände und Mißbräuche herbeiführen. 
Indem ich meine politiſchen Freunde und Gleichgeſtimmte auffordere, 
ſich um mich zu ſcharen, hege ich den aufrichtigen Wunſch, uns von 
dieſen Übelſtänden und Mißbräuchen fernzuhalten. 

Im Hinblick auf die Pflichten, die eine politiſche Partei dem Staat 
ſchuldet, ſollte es ihre erſte Aufgabe ſein, ihre ganze Tätigkeit der 
öffentlichen Wohlfahrt zu widmen. Um der Verwaltungs-Maſchinerie 
des Landes Leben und Kraft einzuflößen, damit ſie fähig iſt, mit der 
allgemeinen Entwickelung der Nation Schritt zu halten, iſt es nötig, 
daß die Verwaltungs-Beamten ſich nach dem Syſtem der Qualifikation 
aus befähigten Männern mit geeigneten Kenntniſſen und Erfahrungen 
rekrutieren, ungeachtet, ob ſie einer politiſchen Partei angehören oder 
nicht. Es iſt abſolut nötig, ſorgfältigſt zu vermeiden, in den verhäng⸗ 
nisvollen Fehler zu verfallen, offizielle Amter Leuten mit zweifelhafter 
Befähigung zu geben, lediglich, weil ſie einer beſtimmten politiſchen 
Partei angehören. Bei Fragen, die das Intereſſe einer Ortsgemeinde 
oder anderen Körperſchaft berühren, muß die Entſcheidung immer von 
der Rückſicht für das Gemeinwohl des Volkes und der relativen Wich- 
tigkeit jener Fragen geleitet werden. In keinem Falle dürfte die 
Unterſtützung einer politiſchen Partei zur Förderung von Partei⸗ 
intereſſen als Erwiderung auf Rückſichten lokaler Beziehungen oder 
unter dem ſchlechten Einfluß dabei intereſſierter Perſonen gewährt 
werden. Es iſt mein aufrichtiger Wunſch, mit Hilfe meiner Freunde, 
mit allen dieſen ſchlechten Gebräuchen aufzuräumen. 

Wenn eine politiſche Partei beſtrebt iſt, wie es ihre Pflicht ſein 
ſoll, ein Führer des Volks zu ſein, muß ſie damit beginnen, in ihren 
eigenen Reihen ſtrenge Disziplin und Ordnung zu halten und ihr 
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eigenes Verhalten mit uneingeſchränkter und ehrlicher Hingabe den 
öffentlichen Intereſſen des Landes gemäß zu geſtalten. Von dieſer 
Wahrheit durchdrungen, wage ich, ſo unwürdig ich mich auch für eine 
ſo wichtige Aufgabe halte, im Verein mit meinen politiſchen Freunden, 
eine Verbindung unter dem Namen Rikken Seiyu⸗Kai (Konſtitutio⸗ 
nelle Politiſche Vereinigung) zu organiſieren und bitte, meine de⸗ 
mütigen Bemühungen für die Rektifizierung der beſtehenden Miß⸗ 
bräuche und Übelſtände, die mit politiſchen Parteien verknüpft ſind, 
zu benutzen; mein einziger Wunſch hierbei iſt, nach meinen Kräften 
zu dem ferneren Erfolg der konſtitutionellen Regierung dieſes Reiches 
beizutragen, wie wenig es auch ſei, und dieſe Pflicht ſchulde ich 
meinem erhabenen Herrſcher und meinem Vaterlande. 

Nachdem ich dieſen Beſchluß gefaßt habe, wende ich mich an die- 
jenigen meiner Landsleute, die mir die Ehre erweiſen, meine An⸗ 
ſichten und Gefühle zu teilen, und lenke die Aufmerkſamkeit auf die 
beſondere, hiermit überreichte Denkſchrift, die eine Aufſtellung der 
allgemeinen Grundzüge der vorgeſchlagenen Vereinigung enthält. 

Geleitet von dem Wunſch, mich der Pflichten zu entledigen, die 
jeder treugeſinnte Untertan dem Kaiſerlichen Hauſe und dem Staate 
ſchuldet, ſchlage ich jetzt vor, eine politiſche Vereinigung unter dem 
Namen „Rikken Seiyu⸗Kai“ (Konſtitutionelle Politiſche Vereinigung) 
zu gründen und gebe hiermit die allgemeinen Grundſätze kund, nach 
denen ich, in Gemeinſchaft mit den anderen Mitgliedern des Vereins, 
unſere Politik zu geſtalten vorſchlage. Dieſe Grundſätze lauten wie 
folgt: N 

1. Wir ſchlagen vor, die Verfaſſung des Kaiſerreiches aufs 
ſtrengſte zu befolgen, und in Übereinſtimmung mit den darin enthal⸗ 
tenen Maßnahmen die erfolgreiche Handhabung der ſouveränen Macht 
zu ſichern, ſo daß die wichtigſten Staatsangelegenheiten ordentlich 
geleitet werden können, und daß ferner die Rechte und Freiheiten 
der einzelnen Untertanen genügend gewahrt und geſchützt werden. 

2. Wir ſind beſtrebt, den Wohlſtand und die Stellung des Reiches 
zu heben, ſeine Kultur zu fördern, in ſtrengem Gehorſam für die 
erhabene Kaiſerliche Verfaſſung, die zur Zeit der Reſtauration ge- 
geben wurde, und um ſie von ganzem Herzen zu ſtützen und zu fördern. 

3. Da wir das harmoniſche Zuſammenwirken der Verwaltungs- 
maſchinerie zu ſichern und die Gleichmäßigkeit und Gerechtigkeit ihrer 
Handlungen zu bewahren wünſchen, wollen wir bei der Ernennung 
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von Beamten mit äußerſter Wachſamkeit verfahren und unnütze For⸗ 
malitäten bei der Ausübung offizieller Geſchäfte vermeiden, die an 
die verſchiedenen amtlichen Stellungen geknüpften Pflichten und Ver⸗ 
antwortlichkeiten klar darlegen und unnachgiebig durchführen, ſtrenge 
Disziplin unter den Beamten aufrecht halten und die für das Land 
erforderliche Schnelligkeit und Genauigkeit in der Geſchäftsführung 
ſichern. 

4. Da wir dem ausländiſchen Verkehr des Reiches hohe Wich⸗ 
tigkeit beimeſſen, werden wir bemüht ſein, gute Beziehungen zu den 
Vertragsmächten zu unterhalten und die Wohlfahrt der im Reiche 
ſich aufhaltenden Fremden zu ſchützen, indem wir auf ſie die Ver⸗ 
günſtigungen erſtrecken, die für jede gut geleitete Gemeinſchaft er- 
forderlich ſind. 

5. Indem wir die Notwendigkeit einſehen, die Verteidigung des 
Landes in Übereinſtimmung mit dem Gang der Ereigniſſe in und 
außer dem Lande zu vervollſtändigen, ſchlagen wir vor, innerhalb 
der durch die nationalen Hilfsquellen gegebenen Grenzen den na⸗ 
tionalen Rechten und Intereſſen wirkſamen Schutz zuteil werden zu 
laſſen. 

6. Von dem Wunſche beſeelt, die Kraft des Landes auf eine 
ſichere und feſte Baſis zu ſtellen, wünſchen wir zur Bildung zu er⸗ 
mutigen und ſie zu fördern und den perſönlichen Charakter des 
Volkes zu ſtärken, damit ſeine ſittlichen und intellektuellen Eigen⸗ 
ſchaften es befähigen, die Pflichten, die es dem Staate in ſeinen 
privaten und öffentlichen Eigenſchaften ſchuldet, zufriedenſtellend zu 
erfüllen. 

7. Wir verſuchen, die ökonomiſche Grundlage des nationalen 
Lebens zu ſtärken, indem wir landwirtſchaftliche und induſtrielle 
Unternehmungen, Schiffahrt und Handel fördern und die verſchie— 
denen Verkehrsmittel vervollſtändigen. 

8. Wir ſchlagen vor, unſere Bemühungen auf die Verwirklichung 
des Ziels der Selbſtverwaltung zu richten, damit die kommunalen 
Einheiten derart miteinander verbunden werden, daß ihnen eine ſo— 
ziale und ökonomiſche Harmonie ſicher iſt. 

9. Da wir uns der großen Verantwortlichkeit voll bewußt ſind, 
die eine politiſche Partei dem Staat gegenüber auf ſich nimmt, werden 
wir beſtrebt ſein, unſere Handlungen den Anforderungen des öffent- 
lichen Lebens anzupaſſen und uns immer bemühen, uns, im Geiſt 
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der Selbſtermahnung, vor dem Fehler zu hüten, in die alten ÜÜbel- 
ftände und Mißbräuche zu verfallen. 


Die Führung eines Wahlfeldzugs.“ 


Im Hinblick auf die wachſende Sympathie und Unabhängigkeit, 
die die Nationen in friedlichen Beziehungen miteinander verbindet, 
im Hinblick auf die immer größer werdenden Bemühungen jeder zivi⸗ 
liſierten Macht, ihre Nachbarn in der Förderung der Friedenskünſte 
und den Urſachen des Fortſchrittes zu überbieten, und beſonders im 
Hinblick auf die unleugbare Tatſache, daß der Mittelpunkt des inter⸗ 
nationalen Wettbewerbs ſich ſtetig nach dem Großen Ozean hin be⸗ 
wegt, wo infolge ſeiner geographiſchen Lage Japan beſtimmt iſt, 
eine äußerſt wichtige Rolle zu ſpielen, im Hinblick auf alle dieſe Tat⸗ 
ſachen halte ich es für einen Gegenſtand von großer und dringlicher 
Bedeutung für unſere Staatsmänner, treu und patriotiſch nach der 
Erhaltung des Anſehens, das unſer Land erworben hat, zu ſtreben, 
wie nach Behauptung der neuen Poſition, in der ſie ſich durch den 
Umſchwung in den Ereigniſſen bald befinden wird. 

Da eine geſunde und vernünftige Entwicklung des Körpers 
Politik das erſte Erfordernis der nationalen Kraft in dieſem wett⸗ 
eifernden Marſch nach vorwärts iſt, muß unſere Partei ſich bemühen, 
Fortſchritte zu gewinnen, die auf dem feſten Boden intellektueller 
und materieller Hilfsquellen ſolide begründet ſind. 

Jeder ſcheinbare Fortſchritt, jeder Fortſchritt, der mit den tat⸗ 
ſächlichen wirtſchaftlichen Mitteln des Volkes unvereinbar iſt, endet 
ſicherlich mit Unglück. Daher ſollte unſere Partei ihr Hauptaugen⸗ 
merk erſtlich auf die Grundſätze der Sparſamkeit und Wirkſamkeit 
in der Führung der öffentlichen Angelegenheiten richten und zweitens 
auf die Vermehrung der materiellen Hilfsquellen des Landes. Gleicher⸗ 
weiſe iſt die geiſtige Entwicklung des Landes nicht nur eine in ſich 
engbegrenzte Form des Fortſchrittes, ſondern auch ein Mittel, den 
allgemeinen Fortſchritt zu fördern. Daher muß unſere Partei der 
Erziehungsfrage und der ſittlichen Hebung des Volkes beſondere Auf— 
merkſamkeit widmen und künftig alle Reformpläne ſorgfältig prüfen, 
die die Wirkſamkeit unſeres Erziehungsſyſtems zu erhöhen imſtande 


*) Von Marquis Ito vor der allgemeinen Wahl im Jahre 1902 erlaſſen. 


186 


ſind. Kurz, geiſtige Kultur und ſittliche Stärke ſind die einzigen 
Mittel, durch die wir dauernde Erreichung unſeres Zieles ſichern 
können, welches iſt und immer war: „ein ehrenvoller Friede nach 
außen und ehrenvoller Fortſchritt zu Haus“. Zum vollen Verſtänd⸗ 
nis unſeres Mottos verweiſe ich Sie nur an die Anſprache, die ich 
zur Zeit der Gründung unſerer Partei an Sie richtete, und an das 
Programm, das bei derſelben Gelegenheit veröffentlicht wurde. 


Bezüglich der bevorſtehenden allgemeinen Wahl iſt es wohl kaum 
nötig, Sie darauf hinzuweiſen, daß unſere Partei darnach trachten 
ſollte, dem Parlament ſo viele Kandidaten als möglich zurückzuge⸗ 
winnen, die den ebenerwähnten Prinzipien huldigen, und die gleich- 
zeitig unantaſtbaren Charakters und mit genügend Mut und Beharr- 
lichkeit ausgeſtattet ſind, um ihren Überzeugungen treu zu bleiben. 
Mit Bezug auf die Art, die Wahl-Campagne zu leiten, werde ich 
baldigſt unſeren Zweigämtern ausführliche Unterweiſungen zukommen 
laſſen. Hier genügt es, zu erwähnen, daß, da korrektes Verhalten, 
volle Freiheit und abſolutes Eintreten für alle auf die Wahl bezüg⸗ 
lichen Angelegenheiten für die richtige Vertretung der Nation von 
weſentlicher Bedeutung ſind, unſere Partei bemüht ſein ſollte, zu 
vermeiden, ungeſetzlichen Druck oder unſchicklichen Einfluß auf die 
Wähler auszuüben, und zu verſuchen, durch unſer Beiſpiel andere zu 
verhindern, ihre Zuflucht zu ſo ſtrafbaren Mitteln zu nehmen. Eine 
geſunde Wählerſchaft iſt für eine geſunde Deputiertenkammer weſent⸗ 
lich, und es iſt die einfache Pflicht unſerer Partei, die Initiative zu 
ergreifen und gleichzeitig dem Publikum in dieſer Beziehung mit 
gutem Beiſpiel voranzugehen. 


Ich möchte auch den Wählern unſerer Partei anempfehlen, ſich 
immer deſſen bewußt zu bleiben, daß ihnen nicht nur das geſetzliche 
Recht zuſteht, ihre Stimme abzugeben, ſondern, daß es ihre mora- 
liſche Pflicht iſt, zur Vervollkommnung des konſtitutionellen Staats⸗ 
lebens durch gewiſſenhaftes Ausüben dieſes Rechtes beizutragen. Sie 
ſollten ferner verſuchen, alle Reibereien untereinander oder im Ver⸗ 
kehr mit andern zu vermeiden, da ſolche nur zu leicht das ſoziale 
Syſtem unſeres Landes gefährden könnten. Vor allem rate ich Ihnen 
dringend, ſtets deſſen eingedenk zu ſein, daß wir die nationalen In⸗ 
tereſſen ſtets den vergänglichen einer politiſchen Partei voranſtellen 
müſſen. 


A 


Überſicht des Fortſchrittes unter der Verfaffung.*) 


Bei Verkündung der Verfaſſung verfügte der Kaiſer: 

„In Anbetracht, daß Unſere Untertanen die Nachkommen der 
treugeſinnten, guten Untertanen Unſerer Kaiſerlichen Vorfahren ſind, 
zweifeln Wir nicht daran, daß Unſere Untertanen von Unſeren Ab⸗ 
ſichten geleitet und mit Unſeren Bemühungen ſympathiſieren werden, 
und daß im harmoniſchen Zuſammenwirken ſie Unſere Hoffnungen 
teilen, den Ruhm Unſeres Vaterlandes im Lande ſowohl wie außer⸗ 
halb zu verkünden und die Beſtändigkeit des Uns von Unſeren Kaiſer⸗ 
lichen Vorfahren vermachten Werkes auf ewig zu ſichern.“ 

Da dies der Wortlaut des betreffenden Kaiſerlichen Erlaſſes iſt, 
iſt das japaniſche Volk verpflichtet, dem Geiſt und dem Wortlaut 
dieſes Erlaſſes zu gehorchen. Mit anderen Worten, da ihm kraft 
der Verfaſſung eine Stimme in der Geſetzgebung des Landes ver⸗ 
liehen iſt, muß es, indem es von dieſem Vorrecht Gebrauch macht, 
ſich ſtets bemühen, mit den Abſichten der Verfaſſung, die die Wünſche 
des Kaiſers ſind, im Einklang und nicht im Widerſpruch zu ſtehen. 

Ich bedauere, daß, wie es mir ſcheint, die Angelegenheiten nicht 
ſo fortſchreiten, wie ſie es in Anbetracht der Landesökonomie tun 
ſollten. Dies ſcheint beſonders der Fall zu ſein, wenn man die Lage 
der Provinzial⸗Finanzen betrachtet. Hier zeigt ſich oft, daß die be⸗ 
treffenden Parteien ihre Angelegenheiten ohne Berechnung ihrer Hilfs⸗ 
quellen leiten. Ich finde, ſie laſſen ſich häufig auf Unternehmungen 
ein, ohne erſt zu überlegen, ob ihre Pläne innerhalb der Mittel des 
Landes oder ihrer Statthalterſchaft, ihres Dorfes oder ihrer Stadt 
liegen oder nicht, und es ſcheint ihnen gänzlich am Geiſt der Vorſicht 
zu mangeln oder an dem Wunſche, ihre Ausgaben nur in dem Maße 
zu erhöhen, wie ſie die Macht haben, ſie zu begleichen. Niemand, 
der ſich bemüht, die Tendenz der Dinge zu ſtudieren, daheim ſowohl 
wie in der Fremde, wird zu behaupten wagen, daß unſere Flotte 
zehn Jahre lang in ihrem gegenwärtigen Zuſtand bleiben könnte. Die 
Zahl der Jahre, während der Kriegsſchiffe ihre volle Wirkſamkeit be⸗ 
wahren, iſt begrenzt, und die entſtehende Verſchlechterung muß 
wieder gut gemacht werden. Nennen Sie es Ergänzung oder Er⸗ 
weiterung, die Tatſache bleibt: es iſt eine Notwendigkeit. Oder be⸗ 


) Rede in der letzten Hälfte des Jahres 1902 an die Seiyu⸗Kai gehalten. 
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trachten Sie es vom Standpunkt der Aufrechterhaltung des Gleich⸗ 
gewichtes der Mächte im fernen Oſten: kein Menſch kann die Not⸗ 
wendigkeit der Erweiterung leugnen. 

Ich halte Ackerbau für einen der wichtigſten Faktoren der Landes⸗ 
ökonomie. Wenn wir ſehen, daß verſchiedentliche induſtrielle und 
Handels⸗Unternehmungen, die über das Land verſtreut ſind, gute Fort⸗ 
ſchritte machen, fo dürfen wir doch unſere landwirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen nicht vernachläſſigen. Man könnte fragen, ob die Steuern des Land⸗ 
manns in Zukunft nie erhöht werden ſollen; ich würde keineswegs 
verneinend darauf antworten. Im Falle einer nationalen Verlegen⸗ 
heit ſollte der Landmann freiwillig ſeinen Teil der Laſt tragen. Es 
iſt kein Grund dafür in der Welt vorhanden, daß eine einmal ver⸗ 
minderte Laſt niemals wieder vergrößert werden dürfte. Wenn eine 
Bürde wieder auferlegt wird, wird es gleichmäßig für den Landmann 
wie für den Kaufmann geſchehen; und der Landmann hat kein Recht, zu 
verlangen, daß er allein eine Ausnahme bilde. Mit dem Vorrecht, 
an der Verfaſſung des Landes teilzunehmen, ſollte kein gebildeter 
Mann jemals die Wohlfahrt des Landes vergeſſen. In dieſen Punkten 
jedoch weichen meine Anſichten häufig von denen der offiziellen 
Kreiſe ab. 

Ich finde, daß die Japaner als Volk geneigt ſind, zu unbekümmert 
an ihr Geſchäft heranzugehen; ſie verſchwenden ihr Geld, ohne an 
ihren Wohlſtand zu denken. Im Jahre 1880 wurden die Statthalter⸗ 
Verſammlungen zuerſt eingeführt. Ehe das neue Syſtem zur An⸗ 
wendung kam, berief die Regierung eine Verſammlung von Statt⸗ 
halter⸗Führern ein, deren Präſident ich war. Indem ich den Gang 
der Ereigniſſe zwiſchen jenem Jahr und dem der Verfaſſungsverkün⸗ 
dung verfolge, fällt mir auf, daß die Statthalter-Ausgaben in jenem 
Zeitraum bedeutend zugenommen haben. Es iſt freilich wahr, daß 
viele ſtörende Zwiſchenfälle ſich ereigneten, und daß die von den Ver⸗ 
ſammlungen angenommenen Beſchlüſſe oft beraten werden mußten. 
Im ganzen jedoch ſchien es, ſoweit die öffentlichen Laſten in Be⸗ 
tracht kommen, daß, anſtatt daß die Regierung mehr zu fordern hatte, 
das Volk geneigt war, mehr zu geben. Dies war entſchieden uner⸗ 
wartet. In jedem anderen Lande würde das Volk ſich gegen Be⸗ 
laſtung auflehnen, in Japan ſcheint es jedoch mehr an den Staat 
als an ſeine eigene Taſche zu denken, und es ſcheint im Geben nie 
ſparſam zu ſein. Dieſe Sachlage drängt mir die Überzeugung auf, 
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daß die Japaner nicht ein Volk ſind, das irgend welche Erhöhung 
feiner Laſten verweigern würde, ſelbſt wenn fie der National⸗Ver⸗ 
ſammlung zugute käme. In dieſer Hinſicht wichen meine Anſichten 
zur Zeit von denen der Regierung ab. Die offiziellen Kreiſe waren 
von der Idee erfüllt, daß die Errichtung einer National⸗Verſammlung 
der Anfang verhängnisvoller Ereigniſſe ſein würde. 

Dann verlangte das Volk nach der Eröffnung des Parlaments- 
Regimes von der Regierung die Verminderung der Verwaltungs⸗Aus⸗ 
gaben; ich glaube mich zu erinnern, von Volksvertretern ein oder 
zweimal mit derſelben Frage behelligt worden zu ſein. Wenn ich 
jedoch in Ruhe den Zweck aller jener Bitten um finanzielle Einſchrän⸗ 
kung betrachte, finde ich, daß ſie ausſchließlich ein Vorwand geweſen 
ſind, um die Regierung zu beläſtigen. Denn die Tatſachen, die nach 
dem Chineſiſch⸗Japaniſchen Kriege zum Vorſchein kamen, zeigen deut⸗ 
lich die Ausdehnung nicht nur der Ausgaben der zentralen Regie⸗ 
rung, ſondern beweiſen auch, daß die Ausgaben der Provinzen, aus 
denen die Parlaments⸗Mitglieder herbeiſtrömen, ſich verdreifacht, ja 
ſogar vervierfacht haben. Nicht gerade, daß ich eine Erhöhung der 
zentralen oder der lokalen Verwaltungsausgaben billige. Mein Stand⸗ 
punkt iſt einfach der, daß die Verwaltungs⸗Ausgaben mit den Hilfs⸗ 
quellen des Landes und der Provinzen in Einklang gebracht werden 
müſſen. 

Um zu ſehen, wie die Verhältniſſe augenblicklich liegen, muß ich 
einen Blick auf die Geſchichte der Finanzen werfen. Als ich vor 
ungefähr 16 Jahren zum erſten Male Premierminiſter wurde, be⸗ 
trugen die Einnahmen 76400000 Yen. Die von den verſchiedenen 
Staats⸗Departements geforderten Aufwendungen waren auf 94500000 
geſtiegen. Der Staatsſchatz konnte dieſe Forderungen nicht befrie⸗ 
digen, ſelbſt wenn er gewollt hätte. Ich ſelbſt übernahm die Auf⸗ 
gabe, das Budget zu ordnen, und machte mich daran, alle die mir un⸗ 
nötig ſcheinenden Punkte zu ſtreichen und andere zu verbeſſern, die 
für die Errichtung neuer Werke beabſichtigt waren. Als alle jene 
Vorarbeiten vollſtändig waren, berief ich einen Kabinetts⸗-Rat ein, 
der bis Mitternacht ſaß. Das Reſultat war, daß das Jahres-Budget 
auf 76400000 Yen feſtgeſetzt wurde, mit einem Extrabetrag von 
1000000 Yen. Heute betragen die Einnahmen 240000000 Pen. Solch 
eine Vermehrung darf keineswegs als gering betrachtet werden. Im 
Punkt des nationalen Wohlſtandes muß ich ein enormes Wachstum 
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zugeben. Ich muß konſtatieren, daß alle wichtigen Staatsangelegen⸗ 
heiten, die berechnet waren, die Grundlagen der nationalen Exiſtenz 
zu kräftigen, wie Angelegenheiten der nationalen Verteidigung, des 
Verkehrs (ſowohl zu Waſſer wie zu Land) und ähnliche Vorkehrungen 
in umfangreichem Maße vorgenommen wurden. Wenn wir jedoch 
den Wohlſtand eines Landes betrachten, müſſen wir die Fragen von 
verſchiedenen Seiten beleuchten, denn je nach der Art des Berech- 
nens wird mit Bezug auf Reichtum ein beträchtlicher Unterſchied ent⸗ 
ſtehen. Ich will mich jedoch bei dieſem Punkt nicht länger auf⸗ 
halten, da es Dinge der Wiſſenſchaft und der Theorie ſind. Auf 
jeden Fall kann ich mit Sicherheit behaupten, daß Japans Wohl⸗ 
ſtand bedeutend geſtiegen iſt. 

Wenn ich nun die ökonomiſche Lage der Gegenwart betrachte, 
finde ich, daß weder Induſtrie, noch Handel, noch Ackerbau ſich 
in einer günſtigen Lage befinden. Die Erklärung dafür liegt in dem 
Umſtand, daß die Unternehmungen in dieſen Zweigen ins Leben ge⸗ 
rufen worden ſind ohne hinlängliche Mittel, die ihnen einen Rückhalt 
geben. Das Reſultat davon war, daß dieſe Unternehmungen nach 
einigen Betriebsjahren ins Stocken gerieten. Auch hat ein Mangel 
von verläßlichen techniſchen Kenntniſſen den Mißerfolg herbeige- 
führt, und dieſe beiden Gründe — Mangel an Mitteln und Mangel 
an Erfahrung — ſind als Urſachen für die gegenwärtigen ökono⸗ 
miſchen Mißerfolge zu betrachten. Wenn man die augenblickliche 
ökonomiſche Untätigkeit prüft, muß noch ein anderer Punkt in Be⸗ 
tracht gezogen werden, und dies iſt der Mangel an Redlichkeit und 
Verantwortlichkeits⸗-Bewußtſein bei allen denen, die mit dem Werk 
betraut ſind. Denn Leiter und Sachverſtändige, ja ſogar die Ge⸗ 
ſellſchaften ſelbſt, haben oft unredlich gehandelt und haben verſucht, 
der Verpflichtung zu entgehen, Schulden zu bezahlen, die ſie in ver⸗ 
ſchiedenen Revieren gemacht hatten. Tatſächlich ſind jene Leiter und 
Sachverſtändige nicht würdig geweſen, ſolche verantwortungsreichen 
Geſchäfte zu übernehmen. Alle dieſe Punkte müſſen von allen Mit⸗ 
gliedern des Parlamentes ſorgfältig erwogen werden, da auf ihnen 
die ſchwere Verantwortung ruht, die Staatsfinanzen auf einer ſicheren 
Grundlage zu ordnen. 

Indem ich einen Rückblick auf die Geſchichte der Finanzen Japans 
werfe, möchte ich ſie der Bequemlichkeit halber in drei Epochen ein⸗ 
teilen — eine, die den Zeitraum von Beginn der Meiji⸗Ara bis zum 
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10. Jahre umfaßt (1887); die zweite vom 10. bis zum 27. Jahre 
(1894); und die dritte vom 27. Jahre bis zur Gegenwart. Mit Ihrer 
Erlaubnis möchte ich die Geſchichte der Finanzen an dieſem Zeitpunkt 
der Meiji⸗Regierung prüfen, aber ich muß Sie daran erinnern, daß 
das, was ich Ihnen zu ſagen habe, weder vollſtändig noch vollkommen 
iſt. Mit dieſer Prämiſſe kann ich kurz konſtatieren, daß das bare 
Geld, das Japan während der Prä-Reſtaurationszeit hatte, ungefähr 
100000000 Yen betrug, und dieſer Beſtand blieb faſt unverändert, 
da das Land zu jener Zeit praktiſch von der übrigen Welt ausge⸗ 
ſchloſſen war. Dann gab jeder Ortsverband eigenes Papiergeld aus, 
das alles zuſammen ſich auf ungefähr 30000000 Nen belief, die in 
konſolidierte Anleihe⸗Obligationen verwandelt wurden, nachdem die 
Reſtauration vollzogen war. Im Laufe der Zeit veränderte der Betrag 
des baren Geldes ſich mehr oder minder, aber ſelbſt um das Jahr 
1875 muß er ſich auf 80- bis 100000000 Pen belaufen haben. Dieſer 
Betrag mußte aus dem Lande verſchwinden; aber dies ging zu plötz⸗ 
lich vonſtatten, denn in ein oder zwei Jahren war der größere Teil 
außer Landes gegangen; was zurückgeblieben war, befand ſich in der 
Schatzkammer, und nur Papiergeld war zu jener Zeit in Umlauf. 
Immerhin ſtand das Papiergeld Pari. Mittlerweile befanden ſich 
die Finanzen des Staates wie auch der ökonomiſche Markt im großen 
in unendlich ungünſtiger Lage. Die damalige Regierung zerbrach 
ſich arg den Kopf, um Maßnahmen zu finden, um das Land aus 
dieſer Lage zu befreien. Ihre Entlaſtung erſchien in Geſtalt eines 
Kaiſerlichen Erlaſſes im Frühjahr 1877 — eines Erlaſſes, der die 
Ermäßigung des Betrages der Grundſteuer verkündete. Die Wahr⸗ 
heit iſt, daß die Regierung zu der Überzeugung gelangte, daß das 
einzige wirkſame Mittel in der Annahme eines mutigen Entwurfes 
zu Sparſamkeit beſtand. Ich erinnere mich ſehr wohl der draſtiſchen 
Reform, die die Regierung als Hilfsmittel einzuführen beſchloß, denn 
ich führte damals den Vorſitz in der Abteilung für öffentliche Arbeiten. 
Die urſprüngliche Veranſchlagung jener Abteilung betrug für das 
Jahr 1877 ungefähr 3900000 Yen, und dieſe Summe wurde bis 
auf 2000000 Yen verkürzt. Dieſes Programm würde mit einem 
guten Erfolg abgeſchloſſen haben, hätte nicht der Bürgerkrieg von 
Satſuma, der gerade in dieſem Jahre ausbrach, alle Pläne über den 
Haufen geworfen. Wirtſchaftlich wie finanziell erwies ſich dieſer Krieg 
unheilvoll, und es gab eine Zeit, in der für 1 Yen Gold 1 Yen 80 
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Papiergeld gezahlt werden mußte. Nach Überwindung des Krieges 
ließ die Regierung das Hilfsprogramm mit doppelter Energie wieder 
aufleben; dennoch verblieb auf weitere fünf Jahre an barem Gelde 
nicht mehr als 8000000 in Japan, obwohl der derzeitige Finanz⸗ 
Miniſter Matſukata ſeine ganze Erfindungskraft aufbot, den Aus⸗ 
fluß des Metalles zu hindern und ſeinen Zufluß zu fördern. Der 
Erfolg war beruhigend, denn im Jahre 1883 waren wieder 19000000 
vorhanden, und endlich konnte 1887 Papiergeld ſeinen Stand wieder 
auf Pari behaupten. 

Zur Zeit der Einführung des konſtitutionellen Regimes im Jahre 
1890 entwickelten ſich ſowohl das Finanz-Programm der Regierung 
wie die wirtſchaftlichen Unternehmungen zu einer Ausdehnung, die 
die Gefahr eines Zuſammenbruches ernſtlich befürchten ließen. Die 
Kriſis zog indeſſen glücklich an uns vorüber, und nach einem Ein⸗ 
ſchränkungs⸗Programm, das auf Verlangen und mit Zuſtimmung 
des Parlaments ſchließlich angenommen wurde, ſtand der Staats⸗ 
ſchatz bei Ausbruch des Chineſiſch⸗Japaniſchen Krieges mit ungefähr 
36000000 Yen zu ſeiner Verfügung. Zur ſelben Zeit beſaß die 
Bank von Japan 90000000 Pen zur Deckung des Papiergeldes, wie 
es die inzwiſchen eingeführte Goldwährung verlangte. 

Wenn ich den Zuſtand unſerer Finanzen nach dem Bürgerkriege 
von Satſuma vergleichen darf mit einem Hauſe, das von Trauer und 
Krankheit heimgeſucht iſt, ſo dürfen die Verhältniſſe nach dem Kriege 
von vor zehn Jahren mit dem Feier- oder Feſttag desſelben Hauſes 
verglichen werden, aus dem jede Trauer gewichen iſt. Damals war 
die geſamte Nation entſchloſſen, die äußerſte Sparſamkeit zu üben, 
während ſie ſich jetzt in allen Dingen ausſchweifende Verſchwen⸗ 
dung geſtattete; und welche Reſultate folgten? Nicht nur, daß die 
von China gezahlte Kriegsentſchädigung von 300000000 Yen aus 
dem Lande floſſen; die ſchlimmen Folgen des gedankenloſen Handelns 
der ganzen Nation brachten es auch zu Wege, das Gleichgewicht des 
Handels ſo zu ſtören zugunſten des Imports, daß die Höhe 
der außer Landes gegangenen Summe in einem Zeitraum von 
ſieben Jahren auf 700 000 000 Yen anlief. Das iſt der Um⸗ 
ſtand, der mir die größte Sorge verurſachte, und mit dieſer 
Betrachtung im Auge möchte ich Ihnen die Notwendigkeit auf⸗ 
nötigen, Staats⸗ und Privat⸗Unternehmungen auf eine geſunde, öko⸗ 
nomiſche Baſis zurückzuführen, wie Ihnen auch die Frage unter⸗ 
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breiten, warum Japan, wenn es mit den Materialien für feine viel- 
ſeitigen Werke verſorgt wird, nicht die Verſorgung von außerhalb ver⸗ 
ringert und keine Anſtalten macht, ſeine heimiſchen Produkte nutzbar 
zu machen? Es muß zugegeben werden, daß Japan durch Gründung 
vieler wichtiger Unternehmungen und Werke in einer ſehr unvorteil⸗ 
haften Lage iſt. Beachten Sie z. B. wie andere Mächte ihren eigenen 
Kriegsbedarf beſchaffen. England, Frankreich, Deutſchland und andere 
Länder verſchaffen ſich alle ihren Kriegsbedarf, ohne ſich auf die 
Hilfe anderer zu verlaſſen. In Japan ſind wir weit von dieſer glück⸗ 
lichen Lage entfernt, und je mehr Werke die Regierung ins Leben 
ruft, deſto mehr Geld fließt ins Ausland. Ich will zugeben, daß gar 
viele Maßnahmen die beſchleunigte Rückſicht der Regierung bean⸗ 
ſpruchen, aber ich möchte auch in Erwägung gezogen ſehen, ob ihre 
relative Wichtigkeit und ihre relative Dringlichkeit fo ſorgfältig ab⸗ 
gewogen werden, ſo daß, wenn, wie die Regierung behauptet und 
wie ich zugebe, die Frage der Flotten⸗Vergrößerung keinen Aufſchub 
von zehn Jahren verträgt, andererſeits Ausgaben vermieden werden 
müſſen, die unſer Geld ins Ausland führen. Das Gleichgewicht in 
Handel und Wandel ſollte ſo viel als möglich aufrecht erhalten werden. 
Die Befolgung dieſer Politik läßt mich Sie warnen, ſich nicht von 
lokalen Intereſſen, etwa bei Eiſenbahn-Gründungen, leiten zu laſſen. 
Ich warne nicht Sie allein, ich warne auch die Regierung und 
die ganze Nation, denn ein einziger unbeſonnener Beſchluß dieſer 
Art kann unheilvolle Folgen nach ſich ziehen, ſo unheilvoll, daß 
es den befähigtſten Männern unmöglich werden könnte, ſie abzu⸗ 
wenden. Es mag Ihnen ein Gemeinplatz erſcheinen, zu berichten, 
mit welcher Sorgfalt andere Länder beſtrebt ſind, einen Schutzwall 
um die Intereſſen ihrer nationalen Finanzen zu ziehen, und welche 
Erfindungskraft fie aufwenden, um den Ausfluß des Geldes zu ver⸗ 
hindern. Die Beträge der Fonds, die von den verſchiedenen Ländern 
für dieſe Zwecke in Reſerve gehalten werden, ſind bei ihnen natürlich 
nicht die gleichen, aber das Quantum, das ſich auf dieſe Weiſe anhäuft, 
iſt erſtaunlich. Es beſteht indes keinerlei Einheitlichkeit in der Me⸗ 
thode, wie ich durch Erkundigungen ausfindig gemacht, unter ihnen, 
um die Ausfuhr des Geldes zu verhindern, aber alle ſind ſie einmütig 
in der Verfolgung dieſes Zweckes. Um wieder auf Japan zurückzu- 
kommen, was finden wir hier? Finden Sie nicht alle Türen offen? 
Wenn es einen Mann gäbe, der an dieſen Zuſtänden Befriedigung 
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findet, ſo glaube ich, daß es nur einer ſein könnte, der ſich vierund⸗ 
zwanzig Stunden des Tages einem ſanften Schlummer überlaſſen 
kann. Wir aber müſſen aufwachen und alles daran ſetzen, den Zweck 
zu erreichen, über den ich mich ausgeſprochen habe. Dies auszuführen 
iſt nicht Pflicht der Regierung allein, hoch und niedrig gleichmäßig 
dürfen nicht verſäumen, über dieſen Gegenſtand nachzudenken. Ich 
will mich hier nicht über Methoden auslaſſen, aber es iſt von Wich⸗ 
tigkeit, daß ſie zur Erreichung des in Frage ſtehenden Zieles führen 
ſollten. 


Drittes Kapitel. 


Die nationale Politik unter der Verfaſſung. 
Von Feldmarſchall Marquis Ariyoſhi-Vamagata.“) 


Unſer Land kann ſich ebenſo ſehr Glück wünſchen, wie ich es mir 

1 zu großem Glück und hoher Ehre ſchätze, daß wir uns heute in dieſer 
N Halle verſammeln dürfen, dank dem großen und unveränderlichen 
Gnadenakt, gegründet auf die wohlwollenden Abſichten Seiner Maje⸗ 
ſtät des Kaiſers. Ich erachte dieſe Gelegenheit als angemeſſen, Ihnen 
6 in Kürze die von der Regierung verfolgte Politik ſowohl nach innen, 
wie für äußere Angelegenheiten klar zu legen, obgleich Ihnen dieſe 
Wiederholung, da es ſchon in der Thronrede bei Eröffnung des Par⸗ 
laments geſchehen, überflüſſig erſcheinen mag. Während der drei 
ö Jahrhunderte, die der Annahme einer Politik völliger Abſchließung 
durch die Schogunats-Regierung folgten, hatte ſich eine vollkommene 
Ruhe über das Land verbreitet. Es iſt indes ſehr bedauerlich, daß 
die Regierung jener Tage ſich dem Tadel ausgeſetzt hat, gegen die 
N Strömung der allgemeinen Weltereigniſſe ſich geſtemmt, und ſomit 
N den Fortſchritt des Landes während dieſer Jahrhunderte aufgehalten 
0 zu haben. Zur Zeit des Wiederauflebens und ſobald wir uns der 
veränderten Verhältniſſe der Welt bewußt geworden, haben auch wir 
die Richtung unſerer nationalen Politik geändert und es als unſere 
N vornehmſte Aufgabe erachtet, in der denkbar kürzeſten Periode eine 
5 dreihundertjährige Schuld abzutragen. Die ſchwere Verantwortung, 
deren Gewicht wir noch fühlen, iſt noch nicht zur Hälfte von uns ge⸗ 
nommen. Glücklicherweiſe waren wir durch die Weisheit des Kaiſers 
einerſeits, und durch Ratſchläge und Maßnahmen ſeiner erhabenen 


*) Rede als Miniſterpräſident im Erſten Parlament, 6. Dezember 1890. 
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Vorfahren andererſeits in den Stand geſetzt worden, die heutige Stufe 
ſchrittweiſe zu erreichen. Es mag ja mehr oder weniger verſchiedene 
Anſichten über die Dringlichkeit dieſer oder jener Maßregel und über 
ihren Modus der Ausführung geben, aber ich zaudere nicht auszu⸗ 
ſprechen, daß, was den allgemeinen Lauf der Dinge angeht, wir, 
einer wie alle, von der gleichen Flutwelle vorwärts gedrängt werden, 
und da wir uns alle gleichmäßig in der Grenze ihrer Fluchtlinie halten, 
ſo können wir uns auch nie aus dem Hauptkanal, dem ſie folgt, ver⸗ 
lieren. Mit Rückſicht auf das Budget möchte ich feſtſtellen, daß wir 
die Verpflichtung haben, die Verfaſſung, die Geſetze und die Kaiſer⸗ 
lichen Verordnungen aufrecht zu erhalten. Nachdem nun das Budget 
von der Regierung unterbreitet worden iſt, verlaſſe ich mich auf Ihre 
gründliche und aufrichtige Erwägung und Ihren Rat. Der größere 
Teil des Budgets iſt durch die Ausgaben für Armee und Flotte in 
Anſpruch genommen, und ich möchte Sie hierbei gleich mit der An⸗ 
ſicht der Regierung über dieſen Gegenſtand bekannt machen. Die 
Verwaltungs⸗ und Geſetzes⸗Einrichtungen müſſen nun vervollſtändigt 
und zur Wirkung gebracht werden, während die Hilfsquellen des 
Landes durch Förderung landwirtſchaftlicher, induſtrieller und kauf⸗ 
männiſcher Unternehmungen reichlicher fließen ſollten. Während ſolcher⸗ 
geſtalt die interne Verwaltung auch nicht einen Tag vernachläſſigt 
werden darf, bleibt es unſer gemeinſames Streben, unſere Unab⸗ 
hängigkeit zu erhalten, und das Anſehen des Landes nach Kräften 
zu mehren. Die Erreichung dieſes Ziels ſollte nicht nur von der 
Regierung nie außer acht gelaſſen werden, ſondern es ſollten auch 
alle Untertanen des Reiches, was ſich auch ſonſt in der politiſchen 
Welt begeben mag, in voller Eintracht auf verſchiedene Pfade des 
Fortſchrittes dem gemeinſamen Ziel zuſtreben, damit wir es 
ſchließlich alleſamt erlangen. Die Unabhängigkeit und Selbſterhal⸗ 
tung eines Landes wird bedingt 1. durch die Verteidigung ſeiner 
Machtſphäre und 2. durch den Schutz ſeiner Intereſſenſphäre. Ich 
verſtehe unter Machtſphäre die Gebiete des Landes, und unter In⸗ 
tereſſenſphäre das Gebiet, das in engſtem Zuſammenhang mit der 
Sicherheit der Grenze der Macht ſteht. Es gibt kein Land, das nicht 
ſeine Machtſphäre verteidigen, noch weniger eines, das die Intereſſen⸗ 
ſphäre nicht behaupten wollte. Um heutzutage die Unabhängigkeit des 
Landes unter den Mächten der Welt zu behaupten, müſſen wir ſowohl 
die Machtſphäre wie auch die Intereſſenſphäre verteidigen können. 
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Wenn wir nun, wie wir es wünſchen, die unverletzliche Unabhängig⸗ 
keit des Landes durch die Verteidigung beider Gebiete be⸗ 
haupten wollen, ſo nehmen wir die Löſung einer Aufgabe in Angriff, 
die nicht durch ſpekulative Beweisführungen erfüllt werden kann, 
ſondern nur durch beſtändige und unermüdliche Anſtrengungen inner⸗ 
halb der Grenzen der Hilfsquellen des Landes. Unter dieſen Voraus⸗ 
ſetzungen iſt es aber unvermeidlich, daß große Summen für die Armee 
und Flotte gefordert werden müſſen. Ich hege nicht den leiſeſten 
Zweifel, in Erwägung der angeführten wichtigen Tatſachen, daß Sie 
in allem mit der Regierung übereinſtimmen und mit ihr gemeinſam 
wirken werden. Dieſe Bemerkungen kennzeichnen die ſchwere Ver⸗ 
antwortung, der wir zuſammen mit Ihnen in möglichſt kurzer Zeit 
entſprechen müſſen. Wir hoffen, ohne allzugroße Schwierigkeiten, 
Harmonie der Anſichten und Einigkeit des Handelns herbeiführen zu 
können, vorausgeſetzt, daß unſere perſönlichen Intereſſen dem Allge⸗ 
meinwohl nachgeſtellt werden, und daß wir in offener, rückhaltsloſer 
Weiſe unſere Beratungen führen. 


Viertes Kapitel. 


Organiſation eines konſtitutionellen Staates. 


Von Baron Kentaro Kaneko, 
ehemaligem Miniſter der Juſtiz, des Handels und der Landwirtſchaft. 


Das Gefüge des Staates kann wohl mit dem des menſchlichen 
Körpers verglichen werden. Der Staat als eine Einrichtung iſt ein 
Skelett mit Blut und Muskeln, ganz wie der menſchliche Organismus. 
Wie der Körper des Menſchen eine Haut hat, die inneren, zarteren 
und lebenerhaltenden Organe zu ſchützen vor gefährlichen Einflüſſen, 
ſo beſitzt der Staat ſeine Flotte und ſeine Armee als ſeine ſchützenden 
Machtmittel. Das Skelett eines Staates beſteht aus ſeiner Verfaſſung, 
die das Fundament eines jeden Staates iſt, und aus den Geſetzen, 
die ihr den Urſprung danken, einſchließlich des Strafgeſetz⸗, des 
Handels- und des Bürgerlichen Geſetzbuches und anderer Maßregeln 
und Funktionen. Die Muskeln, die das Skelett umgeben, verleihen 
ihm Wirkſamkeit, und das belebende Blut, das das Ganze erhält, darf 
man das wirtſchaftliche Element des Staates nennen. 

Mit dem erſten Beſtandteil, dem Skelett iſt Japan bereits ver⸗ 
ſorgt; die Verfaſſung iſt in Kraft; die Geſetzbücher haben eine ge⸗ 
wiſſe Vollkommenheit erreicht, daher befinden wir uns im Beſitz eines 
vollſtändigen Skeletts des Staates. Der Schutz aber, mit dem wir 
es umgeben konnten, hat uns die Anerkennung als einer Macht erſten 
Ranges in der Welt errungen. 

Wir haben alſo wenigſtens zwei Beſtandteile aufzuweiſen für 
den Aufbau eines geſunden Körpers, nämlich Skelett und Fleiſch. 
Aber Muskeln und Blut, die ich als wirtſchaftliche Elemente 
des Staates bezeichne, laſſen noch zu wünſchen übrig. Es bedarf keines 
großen Studiums, um zu finden, daß trotz der befriedigenden Ent⸗ 


wicklung unſerer Geſetzgebung und unſerer militärifchen Einrichtungen, 
unſere wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht ſehr ermutigend ſind. Unſere 
Anleihen ſtiegen einen Tag nach Veröffentlichung des Engliſch⸗Japa⸗ 
niſchen Vertrages, fielen aber wieder nach ein oder zwei Wochen. Das 
iſt ein Zeichen, daß die Nation durch Mangel an geſundem Blut 
und ſtarken Muskeln leidet, denn der Sitz der organiſchen Funk⸗ 
tionen unſeres Staates iſt der Wechſel des Wertes unſerer Staatspapiere. 
Daher die ſo gleichen Verhältniſſe im Staate wie am menſchlichen 
Körper, wenn ihm Nahrung, und damit die geſunde Blutzufuhr fehlt. 
Daß unſer wirtſchaftliches Weſen derart unentwickelt geblieben iſt, 
hat verſchiedene Urſachen. 

Die Männer, die dem Kaiſer beigeſtanden haben, das Werk der 
Reſtauration zu fördern, und dadurch zur führenden Klaſſe des Landes 
wurden, bilden jetzt den Adel des Landes; ſie gehören alle der Klaſſe 
der ſogenannten Buſhi an. Die Buſhi waren alle Nachkommen einer 
militäriſchen Kaſte, deren Gewalt mehr von der Macht von Pfeil 
und Bogen, als produktiver Arbeit herrührte. Sie verbrachten ihre 
Tage auf der Straße, ein Schwert an jeder Seite ſpazieren führend, 
und fanden es verächtlich, über den Reismarkt zu ſprechen, als ihrem 
Beruf nicht angemeſſen. Als Kinder wurde uns gelehrt, und wir 
wurden von unſeren Eltern angehalten, ja nicht das Zählinſtrument 
zu brauchen, ſondern „Siſho“ und „Gokyo“ (Chineſiſche Klaſſiker) 
zu ſtudieren, ebenſo Politik und die Kunſt des Herrſchens, und hätten 
wir es gewagt, z. B. die Ernte zum Gegenſtand unſerer Unterhaltung 
zu machen, ſo hätten wir uns ſicherlich der Verachtung unſerer Freunde 
ausgeſetzt. Obgleich uns jede Kenntnis fehlte, auch nur einen Pfennig 
durch Arbeit zu verdienen, oder auch nur eine einzige Seidenraupe 
zu ziehen, obgleich wir tatſächlich nichts kannten als die Chineſiſchen 
Klaſſiker und die Kunſt zu herrſchen, ſo hielten wir unſere Geſinnung 
hoch und fühlten uns ſtolz und erhaben über gewöhnliche Sterbliche, 
getreu der Sage unſeres Volkes, daß „die ſchönſte Blume die Sakura 
und die beſten Männer die Buſhi ſind“. Selbſt der Hunger konnte 
dieſe Überhebung nicht brechen. Männer ſolchen Schlages hatten ſeit 
dreißig Jahren die Regierung in Händen und erkannten nicht die Not⸗ 
wendigkeit des Sparens. Sie empfanden nicht Bedürfnis, Geld zu 
erwerben, und wollten in dem Lande in ihrer einzigen Fähigkeit, als 
Herrſcher, verwendet ſein. 

Von dem niedrigſten bis zum höchſten Regierungsbeamten dachte 


u 


niemand an den Erwerb von Geld, ihr einziger Wunſch war, Staats⸗ 
diener zu ſein. Die regierenden Beamten dachten nur an Geſetzgebung 
oder an den Abſchluß von Verträgen unter gleichen Bedingungen wie 
die fremden Mächte, und daher ſind unſere geſchriebenen Geſetze 
denen von Deutſchland und Frankreich angepaßt worden. Japan ſchien 
unvollkommen ohne die Übernahme von Geſetzen und Verträgen. Und 
fo wurde das Skelett gebaut und ihm ein vollkommenes Äußere 
verliehen, aber keine wirtſchaftliche Politik getrieben. 

Die mißlichſten Verhältniſſe haben ſeit dem Anfang der Meiji⸗ 
Ara beſtanden, und die Geſchichte der letzten dreißig Jahre beweiſt 
uns, daß dieſe Verhältniſſe durch die Samurai herbeigeführt 
worden ſind, die die Zügel der Regierung in den Händen hatten. 
Andererſeits muß konſtatiert werden, daß diejenigen, die für die 
ökonomiſche Richtung ein Verſtändnis zeigten, aus Kaufleuten und 
Bauern beſtanden. Das waren die Klaſſen, die den Samurai entgegen⸗ 
ſtanden. Man hatte ihnen keine Stimme in der Politik eingeräumt, 
und ſelbſt wenn ſie eine ſolche beſeſſen hätten, ſo waren ſie der 
Ideen bar, eine Folge ihrer Unbildung. Sie ſtanden deshalb immer 
in geſpannten Beziehungen zu den Samurai. Es hat wohl niemals 
einen Kaufmann gegeben, der es gewagt hätte, an die Erlangung 
eines Finanzminiſterpoſtens zu denken, noch einen Bauer, der Land⸗ 
wirtſchafts⸗ oder Handelsminiſter zu werden gedachte, noch einen 
Fabrikanten, der ſich zum Verkehrsminiſter befähigt gehalten hätte. 
Ihr ganzes Sinnen war auf die Gunſt der Beamten gerichtet und auf 
den Wunſch, Vorteile für ihre Nachkommen zu vererben, die ſie aus 
ihrer Unterwerfung unter die Buſhi zogen. Solcher Art waren die 
Gründe, warum Japan wohl ſeine Geſetzgebung und militäriſchen 
Verteidigungsmittel entwickelte, jedoch keine wirtſchaftliche Politik 
entfalte. So war es alſo in vergangener Zeit. Und jetzt? Obgleich 
uns die Angelegenheiten der Welt ſoviel näher gerückt ſind, obgleich 
Verträge auf gleicher Baſis mit anderen Großmächten gemacht und 
abgeſchloſſen worden ſind, obwohl die Engliſch-Japaniſche Allianz 
als Tatſache daſteht, obwohl wir mit unſerer Geſetzgebung und unſerer 
militäriſchen Wiſſenſchaft keiner anderen Macht nachſtehen, muß ich 
doch mit tiefem Bedauern ſagen, daß unſer Land, im wirtſchaftlichen 
Sinne, im Vergleich zu europäiſchen Ländern und Amerika zurück⸗ 
geblieben iſt. 

In Zeitungen und Journalen, wie in der Entwicklung des inter⸗ 
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nationalen Verkehrs wird die Aufmerkſamkeit der wirtſchaftlichen Welt 
auf Aſien gelenkt, und der Schauplatz kommerzieller Entfaltung liegt an 
der Küſte des Stillen Ozeans, die der Mittelpunkt des internationalen 
Handels geworden iſt. Der kleine Umfang des Mittelmeeres, der in 
früheren Jahrhunderten der Mittelpunkt des Weltverkehres geweſen, 
wird jetzt ſchrittweiſe aufgegeben. Mit der Eröffnung des Suezkanals 
verlegte ſich der Handel mehr nach dem Indiſchen Ozean und reicht 
jetzt bis zum Stillen Ozean. Der internationale Handel auf dem 
Stillen Ozean iſt heut eine Weltfrage. Daher war es ein guter Grund 
für England, ſeine Abſonderungspolitik über Bord zu werfen und ſich 
mit Japan zu verbinden. Ich glaube beſtimmt, daß England keinen 
anderen Zweck dabei im Auge gehabt hat, als nur ſeine Wirtſchafts⸗ 
politik. So wird nun der Handel im Stillen Ozean von vier Ländern 
betrieben. 

Japan fand an England einen würdigen Verbündeten, als es 
unter die Großmächte trat, und ich glaube, daß wir nun ſo ziemlich 
vorbereitet ſind, das wirklich ſchwierige Problem ins Auge zu faſſen. 
Ich meine damit nichts anderes, als daß wir wohl mit unſeren Ge⸗ 
ſetzen und unſeren militäriſchen Vorbereitungen zuſtande gekommen 
ſind, uns aber auf wirtſchaftlichem Gebiete nicht auf gleicher Stufe 
mit anderen Nationen befinden. Die Frage, wie ein wirtſchaftliches 
Japan zu ſchaffen ſei, bedarf noch der Löſung; ich bin überzeugt, daß 
ohne dieſe unſere Poſition nicht zu beſſern iſt. 

Welche Eigenſchaften kann nun Japan aufweiſen, um es zu be⸗ 
fähigen, erfolgreich mit dieſen vier Ländern zu konkurrieren? In 
Agrikultur⸗Erzeugniſſen ſtehen wir weit hinter Rußland und Amerika 
zurück, und im Punkt des Handels und der Induſtrie übertreffen uns 
England und die Vereinigten Staaten. Unter ſolch ungünſtigen Verhält⸗ 
niſſen haben wir nicht einmal große Nationalökonomen und unſere 
wirtſchaftliche Politik iſt weit davon entfernt, zufriedenſtellend zu ſein. 

Ich bin ſehr beſorgt um die Zukunft unſeres Landes und hoffe des⸗ 
halb lebhaft, daß die Japaner dieſen Geſichtspunkt nicht aus dem Auge 
verlieren werden, daß ſich die Energie aller auf induſtrielle und wirt⸗ 
ſchaftliche Politik richten möge, zum Segen unſeres Vaterlandes, denn 
das iſt alles, was wir von heute zum Wohle unſerer Heimat tun können. 
Die Geſetzgebung iſt von unſeren Vorfahren vollbracht, unſere mili⸗ 
täriſche Verteidigung von Fachmännern gut ausgebildet; was uns 
bleibt, iſt die Aufgabe, Japan wirtſchaftlich zu fördern. 
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Wie nun die richtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe geſchaffen 
werden ſollen, bleibt Sache der Überlegung. Rußland iſt kein indu⸗ 
ſtrielles Land, ſondern ein Agrikulturſtaat; ſein Handel und ſeine 
Induſtrie ſtecken noch in den Kinderſchuhen. Seine ganze Energie hat 
dieſes Land auf ſeine militäriſche Machtentfaltung konzentriert, und 
das Reſultat ift, daß es von keiner anderen Macht auf national- 
ökonomiſchem Gebiet als ernſthafter Mitbewerber betrachtet wird. 
Japan hingegen beſitzt nur ein beſchränktes Landesgebiet, hat eine 
ſehr große Bevölkerung und dazu ſehr geringen Vorrat an Rohmaterial 
für Fabrikation; es iſt daher genötigt, ſich mit dieſen Produkten vom 
Auslande zu verſorgen. Wir beſitzen Kohlen, aber nicht genügend 
Eiſen und faſt gar kein Gold. Darum bin ich der Anſicht, daß 
Japan nur als Induſtrieſtaat beſtehen kann. Eine landwirtſchaftliche 
Politik wäre nicht ſchlecht; ſie reichte aus zur Zeit der Feudalperiode, 
das heißt, zu einer Zeit, in der wir noch nicht durch die Annäherung 
der Ruſſen, Engländer und Amerikaner von allen Seiten bedrängt 
wurden. Aber die Zuſtände liegen heut anders. Der Stille Ozean 
hat ſich zum Schauplatz eines Kampfes entwickelt, auf dem wir mit 
ſtarken Gegnern zu kämpfen berufen ſind. Japan als Agrikulturſtaat 
kann nicht gegen Rußland, Auſtralien, Kanada oder Amerika auf⸗ 
treten. Es muß deshalb andere Mittel im Kampfe anwenden, d. h. 
wir müſſen uns die Rohmaterialien von ihnen beziehen und dann für 
den aſiatiſchen Markt verarbeiten. Wie ſchon erwähnt, haben unſere 
Politiker, unſer Militär und unſere Beamten, die vor etwa dreißig 
Jahren am großen Werk der Reſtauration beteiligt geweſen ſind, recht 
viel theoretiſiert, aber, wer die Geſchichte der Meiji-Ara mit einigem 
Verſtändnis lieſt, kann ſehen, daß unſere Staatsmänner die wirtſchaft⸗ 
liche Frage vollkommen unberückſichtigt gelaſſen haben. Es fehlte 
uns der praktiſche Blick. Unſere Studien waren die Staatsweisheit der 
Gyoſhium⸗Periode und unſere Köpfe waren angefüllt mit den Lehren 
der chineſiſchen Klaſſiker. Heute aber haben wir den wirtſchaftlichen 
Kampf gegen überlegene Feinde zu führen, wie England und Amerika, 
und ſelbſt ſolche wie Deutſchland, Italien und Frankreich, die mit 
all ihren Theorien nicht des praktiſchen und ökonomiſchen Geiſtes ent⸗ 
behren, und wir finden, daß ein gewaltiger Abgrund dieſe Länder von 
Japan trennt, deſſen ganze Kenntnis ſich auf chineſiſche Klaſſiker be⸗ 
zieht, die uns freilich nicht zum Wettkampf nützen können. 

Als ich meinen Studien in Amerika oblag, erzählte mir einft 
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Mr. Holmes, jetzt Mitglied des oberſten Gerichtshofes der Vereinigten 
Staaten, eine Geſchichte, die wohl am klarſten den Unterſchied zwiſchen 
japaniſchen Anſichten über Wirtſchaftspolitik und denen der weſtlichen 
Länder beleuchtet. Er ſagte: „Vor mehreren hundert Jahren erhob 
ſich in Europa eine Bewegung, die man die Kreuzzüge nannte. Viele 
der europäiſchen Monarchen haben daran teilgenommen oder ſich 
doch durch ihre Prinzen dabei vertreten laſſen. Dieſe Kreuzzüge waren 
der Ausfluß eines von der geſamten Chriſtenheit gefaßten Beſchluſſes, 
das Grab Chriſti in Jeruſalem den Türken zu entwinden und zu 
pflegen. Sie erreichten ihren Zweck. Aber noch war nicht alles er⸗ 
ledigt, als eine Beratſchlagung unter den Monarchen der Chriſtenheit 
darüber entſtand, wer den Schutz des Platzes gegen die Wiederkehr 
der Türken und die Wiederherſtellung des heiligen Grabes übernehmen 
ſolle? Da die engliſchen Vertreter indes bereits heimgekehrt waren, 
ſo verlangten die übrigen Monarchen des europäiſchen Kontinents, 
England ſolle ihnen aus dieſer verwickelten Lage helfen. Und Eng⸗ 
land erwiderte ihnen: ‚Nehmt euch in Gottes Namen Jeruſalem, 
denn mich intereſſiert nur das Geld, das ich von dort holen kann“, und 
begann mit den Eingeborenen Handel zu treiben. So hatte England 
weniger Blut in dem Kampf um Jeruſalem vergoſſen als die anderen 
Mächte, nutzte aber die Erfolge der Kreuzzüge aus, indem es Handels- 
unternehmungen eröffnete. Darin betätigte ſich der wirtſchaftliche Geiſt 
der Engländer, deren Abkömmlinge wir Amerikaner uns nennen.“ — 

Je mehr ich mich in die engliſchen und amerikaniſchen Staats⸗ 
wiſſenſchaften vertiefte, deſto mehr ward meine Überzeugung von dem 
Sinn berührt, der dieſer Erzählung zugrunde liegt, obgleich der Ge⸗ 
ſichtspunkt Japan fremd iſt. Wäre Japan ein chriſtliches Land ge- 
weſen und hätte es für die heilige Sache mitgekämpft, es würde nur um 
ſeine Würde aufrecht zu erhalten, ununterbrochen weiter gekämpft 
haben, um das Land vor den Feinden zu ſchützen. Dergleichen iſt 
nicht Englands Fall. Dieſe Nation führt ihre Fabrikate überall hin 
und kehrt mit ſchweren Beuteln heim. Wie armſelig uns auch dieſe 
Handlungsweiſe erſcheinen mag, ſie erwies ſich als vorteilhaft und 
wird durch Geſetze der engliſchen Regierung unterſtützt, die dieſe für 
ihre auswärtigen und kommerziellen Abteilungen erläßt. Wie ich an⸗ 
nehmen muß, gibt es über Wirtſchaftspolitik in Japan die wider⸗ 
ſprechendſten Anſichten, und ich halte es auch für angemeſſen, daß im 
Intereſſe des Landes die verſchiedenſten Anſichten zum Worte kommen 
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ſollen. Selbſtverſtändlich erkennen wir die Staatswiſſenſchaft als ſolche 
an, aber ebenſo ſollten auch alle Anſichten, die außerhalb der Re⸗ 
gierungsämter laut werden, ob ſie nun von Politikern oder Ge⸗ 
lehrten kommen, mit Achtung behandelt und berückſichtigt werden. 
Denn es entwickelt ſich keine Staatswiſſenſchaft ohne deren praktiſche 
Betätigung, und keine Volkswirtſchaftslehre außerhalb der geübten 
Praxis. 

Als ich im Kabinett war, verſuchte ich zweierlei Reformen — 
die exekutive und die finanzielle, aber unglücklicherweiſe trat unſer 
Miniſterium vor ihrer Vollendung zurück. 

Die Folge des Chineſiſch⸗Japaniſchen Krieges war eine bedeutende 
Ausdehnung der Hilfsquellen unſerer Regierung, ſo daß wir heute 
eine Erhöhung von 80000000 Yen auf 280000000 Yen wahrnehmen. 
Aber dieſe Tatſache führt der Muskulatur und dem Blute des Landes 
nichts zu, ſie hat keinen Teil an der ökonomiſchen Entfaltung Japans. 
Mit anderen Worten, unſere nationalen Hilfsquellen haben ſich in 
keinem Verhältnis zu den Hilfsquellen der Regierung entwickelt. Dieſe 
Geſtaltung der Dinge darf nicht unerwähnt bleiben. Wir müſſen ſie 
reorganiſieren, und deshalb muß die Regierung ihr Aufmerkſamkeit 
ſchenken. Der erſte Schritt, dieſe Überentwicklung der Regierungs⸗ 
Hilfsquellen durch durchgreifende Reorganiſation zu hemmen, iſt die 
Praxis der ökonomiſchen Politik im allgemeinen. 

Der zweite Schritt, eine Sparſamkeitspolitik zu verfolgen, iſt, 
genaue Kenntnis beſtehender tatſächlicher Mängel zu gewinnen und 
ihnen ſorgſame Aufmerkſamkeit zu widmen. Ich verweiſe hier be⸗ 
ſonders auf den Inhalt des Nachtrages zum Budget, das dem Par⸗ 
lament vom Kabinett unterbreitet wurde. Es iſt beinahe in unſerem 
Kabinett zur Gewohnheit geworden, Zuſätze zum Budget vorzuſchlagen, 
ſobald der allgemeine Anſchlag durch das Parlament gegangen iſt, 
und als ich im Parlament war, wurde ein Nachtrag zum Budget ver⸗ 
ſchiedene Male während einer Seſſion eingebracht. Meiner Meinung 
nach muß dieſes Verfahren aufhören, da es unſer Finanzſyſtem zu 
zerrütten droht. Ich könnte hier an eine ähnliche Lage erinnern, in der 
ſich die engliſche Regierung befand. Ich hatte den Auftrag erhalten, 
mit Rückſicht auf baldige Eröffnung unſeres Parlamentes, zu prüfen, 
wie dieſe Nation die Regierungsgeſchäfte leite, und wollte an der 
Hand der japaniſchen Verfaſſung die Für und Wider von den Staats⸗ 
männern der weſtlichen Länder erfahren. Ich hatte das Vergnügen 
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einer Beſprechung mit verſchiedenen hervorragenden Männern des 
britiſchen Reiches, und unter ihnen befand ſich Mr. James Bryce, 
berühmt als Kenner der Verfaſſung, ihrer Geſetze und auch wegen 
ſeiner Leiſtungen im Miniſterium. Er ſagte ungefähr folgendes: „Die 
japaniſche Verfaſſung geſtattet dem Parlament nicht, die Summen zu 
ſtreichen, die das Kabinett ohne ſeine Zuſtimmung veranſchlagt hat. 
Ich halte das für eine gute Maßregel; trotzdem iſt da ein heikler 
Punkt, vor dem man ſich ſchützen muß. Es iſt die Frage, ob ein 
Mitglied eine Forderung auf Vermehrung der Regierungsausgaben 
einbringen darf. Dagegen iſt in der engliſchen Verfaſſung durch eine 
Vorſchrift im Unterhauſe geſorgt, aber ich fürchte, daß ſich in Japan 
das gleiche Übel entwickeln wird wie in England; und obgleich ich die 
Verfaſſung ihres Landes für vorzüglich halte, prophezeihe ich, daß 
innerhalb zehn Jahren ihres Beſtehens Ihr Kabinett und Ihre 
Parlamentsmitglieder in eine ſchwierige Lage geraten werden, in 
der Frage nämlich, die Mehrausgaben für die Regierung durch das 
Parlament bewilligt zu bekommen. Dies iſt ein Punkt, vor dem man 
ſich ſchützen muß, wenn man eine konſtitutionelle Regierung einführt.“ 

Wir haben viele Parlaments-Seſſionen erlebt, und nach ihren 
Berichten aus dieſen Jahren fürchte ich, daß ſich das vorausgeſagte 
Übel verwirklicht hat. Die Aufmerkſamkeit der entſprechenden Be⸗ 
amten ſollte auf dieſen Übelſtand gelenkt werden, mit dem Vorſatz, eine 
Politik des Sparens für unſer Land einzuführen. Auch ſollten die 
Mitglieder beider Häuſer ſich energiſch gegen Einbringung von Vor⸗ 
ſchlägen auf finanziellem Gebiet verwahren, ſolange ſie damit nicht 
eine eigenſinnige Oppoſition gegen das Kabinett herbeiführen. Um 
eine Politik des Sparens durchzuführen, ſollten dieſe Punkte dem 
Kabinett wie den Finanzbeamten beſtändig vor Augen ſein. 

Als dritten Weg, auf dem die Politik des Sparens zu verfolgen 
iſt, würde ich ein „Vorratsdepartement“ innerhalb der Regierung vor⸗ 
ſchlagen, Gegenſtände zu liefern, die von der Regierung gebraucht 
werden. Wenn das anſcheinend auch nicht von großer Wichtigkeit iſt, 
jo kann es nicht als unbedeutend angeſehen werden der Tatſache gegen⸗ 
über, daß unſer Haushaltsetat auf einer Baſis von 280 000 000 Yen 
geführt wird, und die Güter, die in demſelben verbraucht werden, eine 
enorme Ziffer erreichen. Unter dem jetzigen Syſtem gibt es in jedem 
Departement Verwalter. Am Ende der jährlichen Abrechnung wird 
alles, was nicht verbraucht worden, dem Verwaltungsdepartement 
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zurückgegeben. Die Beamten all diefer Abteilungen ſcheinen lieber 
das Geld auszugeben, anſtatt es der Schatzkammer zurückzuerſtatten. 
Dadurch iſt die Gewohnheit entſtanden, von dem Überſchuß unnötige 
Gegenſtände zu kaufen und ſie anzuhäufen, bis ſie vor Alter verdorben 
ſind. Der ſicherſte Weg, dieſe Verſchwendung zu verhüten, iſt die 
Errichtung eines Vorratsdepartements, etwa in der Schatzkammerver⸗ 
waltung, um von da alles Nötige für die Regierung zu erhalten. Und 
hier, glaube ich, kann Sparpolitik einſetzen. Das Vorratsdepartement 
müßte alle Waren einkaufen und ſie auf die anderen Departements 
verteilen. Wir könnten auf dieſe Weiſe die Menge der Waren be- 
rechnen, die jedes Departement verbraucht hat, und daraus einen Be- 
richt als Ausweis herſtellen. Auf dieſem Wege wäre leicht zu ent» 
decken, warum ein Departement mehr Waren verlangt als ein anderes 
und auch die Gründe dafür. Ein Blick in des Schatzkanzlers Abrech- 
nung für die Armee zeigt uns beſſer geleitete Geſchäfte. Aufſeher 
des Staatsſchatzes ſind an den Zahlſtellen angeſtellt, und eigenmächtige 
Abrechnungen von den Kanzleien werden nicht mehr angenommen. 
Aber nicht alle Verwaltungsabteilungen ſind wie dieſe eingerichtet, 
und Sparſamkeit wird nicht genügend beobachtet. 

In einigen europäiſchen Ländern hat man ein Vorrats⸗ 
departement eingerichtet, um Waren für eigene Verwaltung in Bereit- 
ſchaft zu haben. Der oberſte Beamte eines ſolchen Depots muß die 
Zahl der Beamten und Angeſtellten beſtändig im Kopf haben, wie auch 
den Umfang des Verbrauches aller Gegenſtände in jedem einzelnen 
Depot, und ſollte ſich da ein ungewöhnlicher Bedarf herausſtellen, der 
unberechtigt ſcheint, ſo wird ſofort der Finger darauf gelegt; falls der 
Verbrauch geringer iſt als erwartet war, ſo wird dem Depot für ſeine 
Sparſamkeit Lob zuteil. Ein Vergleich zwiſchen den gebrauchten Gegen⸗ 
ſtänden in europäiſchen und amerikaniſchen Ländern mit dem Ver⸗ 
brauch in Japan zeigte ein entſchiedenes Übergewicht jener Länder. Sie 
benutzen Schreibmaterialien von erſtaunenswert vorzüglicher Be— 
ſchaffenheit. Es gibt keine Regierung, die ſolch billiges Papier be- 
nutzt, wie die japaniſche. Ich würde deshalb die ſofortige Einrichtung 
eines Vorratsdepots vorſchlagen. Wir werden zu Anfang nichts Voll- 
kommenes haben, aber es wäre ein Schritt zur Sparſamkeit, und das 
Depot würde ſeinen Vorrat im eigenen Lande beziehen können. 

Der vierte Schritt, die Politik des Sparens zu verfolgen, wäre 
die Erlangung des Vorrats für die Regierung aus unſerer eigenen 
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Induſtrie, ſoweit das erreichbar iſt. Auf dieſen Schritt muß ſtrengſtens 
gehalten werden. Ich habe vor einigen Jahren bemerkt, daß faſt 
alle Regierungsbeamte auswärtiges Papier benutzten. Wir finden 
ein beinahe ebenſo vorzügliches Papier in Senji, Oji, Oſaka und an 
anderen Orten Japans, wie das eingeführte iſt, und ich muß mich 
verwundert fragen, warum das teure, auswärts fabrizierte Papier dem 
unſeres eigenen Landes vorgezogen wird. Wenn wir das Regierungs⸗ 
Vorratsdepot einrichten und unſeren Papierfabriken den Preis feſt⸗ 
ſetzen, können wir das einheimiſche Papier billiger und beſſer erhalten 
und auf dieſe Weiſe, meiner Meinung nach, der Einfuhr auswärtigen 
Papieres Einhalt tun. Es iſt das Sparſyſtem europäiſcher Länder, 
Papier ihrer eigenen Fabrikation zu benutzen im Gegenſatz zu unſerer 
Regierung, die hauptſächlich auf fremdes Material hält, und ehe 
dieſes Verfahren nicht geändert wird, dürfen wir nicht hoffen, unſere 
ökonomiſche Lage zu beſſern, noch unſere Induſtrie gehörig zu ent⸗ 
falten. Hier, glaube ich, ſollte unſere Regierung Anſtrengungen 
machen, unſere Fabrikation zu ermutigen. Sie ſollte verſuchen, die 
Einfuhr vom Auslande zu hindern, indem ſie ihren Bedarf aus 
unſerem eigenen Lande bezieht. Dieſer Einrichtung mag entgegen⸗ 
geſtellt werden, daß ein importierter Gegenſtand im Werte von 
1 Yen einem einheimiſchen Gegenſtand von 1,20 Yen gleich⸗ 
komme, d. h. daß auswärts angefertigte Sachen um 0,20 Yen billiger 
ſind als unſere inländiſchen, mit einem Wort, daß unſeres Volkes 
Steuern danach bemeſſen werden; deshalb ſei es falſche Okonomie, 
fremde Zufuhr zu verhindern. Das mag augenblicklich gelten, aber 
geſetzt, wir könnten im Laufe einiger Jahre Gegenſtände genau 
ebenſo gut herſtellen wie die Ausländer, dann würde der Einwand 
an Gewicht verlieren. Der eingeführte Gegenſtand muß auf der langen 
Reiſe verſichert, es müſſen für ſeine Aufbewahrung und für anderes Ge⸗ 
bühren gezahlt, und er dadurch viel teurer werden als unſer heimiſches 
Fabrikat. Folgendes Beiſpiel ſoll meine Anſicht erläutern: Ungefähr 
vor vier Jahren wurde mir eine Probe von Flanell aus einer Fabrik 
in Oſaka gezeigt. Es war weißer Flanell wie der, den wir für unſere 
militäriſchen und Marineuniformen benutzen. Der Flanell für dieſe 
Uniformen wurde von England bezogen und auch für andere Klei⸗ 
dungsſtücke benutzt. Der Fabrikant, der mir die Probe zeigte, hatte 
den lebhaften Wunſch, ſein Fabrikat ſolange zu verbeſſern, bis er es 
an Stelle des engliſchen würde ſetzen können. Er ſchlug unſerer 
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Regierung wiederholt vor, feine Induſtrie zu ermutigen, aber die 
Regierung wollte nicht darauf eingehen, da der engliſche Flanell billiger 
und beſſer war. Da der Mann nicht nachließ, die Regierung zu be⸗ 
lagern, entſchloß ſie ſich endlich, den Flanell von ihm zu kaufen, 
vorausgeſetzt, daß er im Preis nachlaſſen und eine beſſere Qualität 
fabrizieren würde. Im Laufe weniger Jahre wurde das erzielt, und 
heut liefert Oſaka ſo vorzüglichen und preiswerten Flanell, daß Eng⸗ 
land ihn nicht übertreffen kann. Dieſes Ziel hätte nicht erreicht werden 
werden können ohne Hilfe der Regierung, ein anten Erfolg 
der Sparſamkeitspolitik. 

Wir hören oft, daß die Wohlfahrt eines Landes nicht geſichert 
iſt, ſolange es nicht fähig iſt, ſeine eigene militäriſche Ausrüſtung 
— Büchſen, Kanonen, Schießpulver u. ſ. w. — herzuſtellen, und trotz⸗ 
dem ergreifen wir keine Mittel, um dies zu erreichen, und verlaſſen 
uns auf importierte Waren zur Bekleidung unſerer Soldaten. Wenn 
wir ähnliches in Europa und Amerika hören, ſo bedeutet das nicht 
ſoviel wie bei uns. Es beſagt, daß Dinge, wie militäriſche Inſtrumente, 
Kleidung, Stiefel und andere Gegenſtände von ihnen ſelbſt hergeſtellt 
werden. Vom militäriſchen Standpunkt aus können wir uns nie unab⸗ 
hängig fühlen, ſolange wir andere Länder für die Bekleidung unſerer 
Armee, ja ſelbſt für ihre Beköſtigung in Anſpruch nehmen. Und aus 
dieſem Grunde befürworte ich die unabhängige Beſchaffung von mili- 
täriſchen Gebrauchsgegenſtänden, wie auch von militäriſchen Inſtru⸗ 
menten. 

Es kann nicht angenommen werden, daß mein Vorſchlag ſofort 
ausgeführt wird; dennoch wird er vielleicht aufgenommen, wenn erſt 
die Aufmerkſamkeit der Beamten darauf gerichtet ſein wird. Wenn 
ich ſage, daß die Anſchaffung für die Regierung auf unſer eigenes Land 
beſchränkt werden ſoll, jo muß ich die Regierung vor ungeeigneter Feſt⸗ 
ſtellung von Bedingungen warnen. Z. B. ſollte in den Verhandlungen 
mit den Flanellfabrikanten ein Kontrakt von ungefähr vier Jahren 
abgeſchloſſen werden, in dem ſich die Fabrikanten verpflichten, nach Ab⸗ 
lauf eines beſtimmten Zeitraumes ihre Fabriken mit den nötigen 
Maſchinen, Material und Arbeitern zu verſehen, die befähigt ſein 
müſſen, die Waren in der vorgeſchriebenen Qualität herzuſtellen, und 
daß Waren, die nicht nach Vorſchrift ausfallen, zurückgehen müßten. 
Dieſes würde unausbleiblich im Laufe von vier bis fünf Jahren die 
nötige Verbeſſerung herbeiführen. 
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Ich möchte hier gleich noch eine weitere Erläuterung zugunſten 
meines Vorſchlages anführen. Auf Einladung des Admirals Rogers 
von der Flotte der Vereinigten Staaten, kam ich an Bord eines 
amerikaniſchen Schiffes, und nach einer Fahrt an der Küſte entlang 
gingen wir in Kobe vor Anker. Zwei deutſche Schiffe lagen zur ſelben 
Zeit im Hafen. Ich wunderte mich, daß die amerikaniſchen Matroſen 
ungehindert an Land gingen, während die deutſchen auf ihren Schiffen 
blieben, und fragte den Admiral nach dem Grund. Ich erhielt fol⸗ 
gende Erklärung: 

Die deutſche Regierung iſt eifrigſt bemüht, das Landen ihrer Ma⸗ 
troſen ſoviel als möglich zu verhindern. Es iſt Regel, daß ihnen der 
Sold nicht wochenweiſe kurz vor Anlauf eines Hafens oder im Hafen 
ausgezahlt wird; es wird ſo eingerichtet, daß ihr Zahltag meiſtens fällt, 
wenn ſie auf hoher See ſind. Auf deutſchen Schiffen gibt es Verkaufs⸗ 
ſtellen für Zigarren und Getränke, ſodaß die Mannſchaft ihre eigenen 
Zigarren und Getränke an Bord ihres eigenen Schiffes kaufen kann, 
anſtatt ihr Geld in fremden Ländern auszugeben. Dieſe Beachtung 
des Details in deutſcher Sparſamkeitspolitik iſt bemerkenswert. Die 
Amerikaner hingegen kümmern ſich nicht um des Matroſen Ausgaben 
und haben nichts dagegen einzuwenden, wenn er andere Länder be⸗ 
reichert. Aber in wichtigeren Fragen, wie z. B. die Kohlenverſorgung, 
deckt Amerika, obgleich Kohlen ausgiebig in Japan erhältlich ſind, 
ſeinen Bedarf nicht von uns. In Yokohama, in Kobe und in Nagaſaki 
ſind von der Regierung der Vereinigten Staaten große Kohlenlager 
eingerichtet, und amerikaniſche Kohle wird aus weiter Entfernung 
dort für den Bedarf ihrer Schiffe aufgeſtapelt. Und ferner ſind Stiefel, 
Bekleidung und alles, was von den Matroſen getragen wird, in 
Amerika angefertigt. Japan dagegen hat, wie dargetan worden, bis 
vor kurzem alles, deſſen Armee und Flotte bedarf, von auswärts be⸗ 
zogen, und ich wiederhole, daß wir auf dieſe Weiſe nicht hoffen können, 
unſere ökonomiſche Lage zu beſſern, noch unſere Induſtrien zu heben. 

Es muß zugegeben werden, daß der Militarismus eine unfrucht⸗ 
bare Inſtitution iſt und deshalb nicht zum Wohlſtand des Landes bei⸗ 
trägt. In Europa und Amerika wird aus der Unfruchtbarkeit des Mili⸗ 
tarismus dennoch ein wirtſchaftlicher Vorteil gezogen, indem das 
Geld ſtatt, wie in Japan, außer Landes zu gehen, im eigenen Lande 
zirkuliert. Es iſt nicht zu beſtreiten, daß der Aufwand für Armee 
und Marine ungeheure Summen verſchlingt, und daß dieſe Summen 
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irgend wohin fließen müſſen. In Japan werden alljährlich mehrere 
Millionen für militäriſche Einrichtungen verausgabt, und mein Vor⸗ 
ſchlag iſt, dieſe Summe zur Hebung unſerer Induſtrien zu verwenden, 
und gleichzeitig dadurch eine Sparſamkeitspolitik einzuführen. 

Ein anderer Punkt, der in Betracht gezogen werden muß, iſt die 
Ernennung von Konſuln in fremden Ländern. Bis jetzt ſind dieſe 
Ernennungen, wie die Berichte auswärtigen Verkehrs zwiſchen ver- 
ſchiedenen Ländern dartun, durch das Auswärtige Amt gemacht 
worden. Aber es liegt zutage, daß die Wichtigkeit des Handelsverkehrs 
in einem Lande auch den Regierungen vieler Länder klar zu werden 
anfängt. Staatsmänner widmen dem Handel die gleiche Aufmerkſam⸗ 
keit wie der militäriſchen Verteidigung des Landes, und ich höre, daß 
die Auswahl dieſer Beamten in Hinblick auf die Förderung des 
Handels getroffen wird, und daß einige der weitblickenden weſt⸗ 
lichen Länder dieſe Beamten unmittelbar unter der Leitung der 
Handelsabteilung des Schatzamtes geſtellt haben, anſtatt unter die 
Leitung des Auswärtigen Amtes. Wenn wir den Wunſch haben, 
unſer Land nach innen finanziell und nach außen geſchäftlich 
auszudehnen, müſſen wir mit dem Geſchäftsgang anderer Länder 
vertraut ſein. Unſere auswärtigen Diplomaten ſollten angewieſen 
werden, über den Fortſchritt kommerzieller und finanzieller An⸗ 
gelegenheiten in den Ländern, für die ſie ernannt ſind, zu berichten, 
beſonders über ſolche, die direkten Bezug auf Japan haben, und nicht 
nur als ihre einzige Funktion die der Repräſentation zu erfüllen. 
Es iſt daher wünſchenswert, daß Konſuln von der Abteilung für 
Handel und Landwirtſchaft gewählt und ernannt werden, und daß dieſe 
Beamten ihre Inſtruktionen, wenn nicht gänzlich, ſo doch ausführlich 
von dieſer Abteilung bekommen. Ich verlange ferner, daß diejenigen, 
die zum Zweck der Beobachtung ins Ausland gehen, gleichviel ob in 
offiziellem Dienſt oder in privater Eigenſchaft, eingehender das Ver⸗ 
hältnis unſeres Handels zu anderen Ländern ſtudieren ſollten. Augen⸗ 
blicklich tappen unſere Kaufleute noch im Dunkeln; ſie ſchicken ihre 
Waren fort, ohne zu wiſſen, für welchen Handelsplatz ſie beſtimmt 
ſind. Ein japaniſcher Fabrikant ſchickt ſeine Waren nach Yokohama, 
ohne zu wiſſen, was ihre fernere Beſtimmung iſt. 

Dergleichen kommt weder in Europa noch in Amerika vor. 
Jede Sendung ihres Exports hat ihre genaue Beſtimmung, 
augenſcheinlich hängt ihre Beſtimmung von der Beſchaffenheit der 
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Ware ab. Mehr noch, die Fabrikanten des Weſtens ſcheinen immer 
klar und deutlich mit den Verhältniſſen der Produktion bei der Kon⸗ 
kurrenz vertraut zu ſein, ſo daß ſie ſofort wahrnehmen können, welcher 
Art ihre Fabrikate ſein müſſen, damit ſie nicht von ihren Ab⸗ 
nehmern zurückgeſchickt werden. Wenn Krieg auszubrechen droht, 
der ein fremdes Abſatzgebiet beeinfluſſen könnte, ſo richten ſie ſich 
ſofort mit der Produktion ihrer Fabriken danach, und verhüten dadurch 
übergroße Produktion und Verluſt. Sie warten nicht auf Warnungs⸗ 
zeichen von der Regierung, ſondern ſchützen ſich ſelbſt. Ihre Handels⸗ 
kammern haben ſtets Berichte und die nötigen Informationen, um 
prompt und entſchieden einzugreifen. 

Zum Schluß möchte ich zuſammenfaſſen, was ich ſchon geſagt habe. 
Japan iſt vollkommen entwickelt, was Geſetze und Militär betrifft. Es 
iſt als militäriſche Macht eingerichtet; aber ein finanzielles Japan exi⸗ 
ſtiert noch immer nicht, und alle vereinten Kräfte unſerer Regierung 
und unſeres Volkes ſind auf die Herſtellung eines ſolchen zu richten. Die 
Ausdehnung unſeres Landes erſtreckt ſich in einem ſchmalen Streifen von 
Kamſchatka im eiſigen Norden bis zum tropiſchen Formoſa. Das gibt 
verſchiedenartige Erzeugniſſe. Unſer Land, das von allen Seiten 
von dem Meere eingeſchloſſen iſt, erleichtert unſere Schiffahrt ſehr. 
Wir haben viele der beſten Häfen der ganzen Welt und ſind von 
einem mäßigen Klima begünſtigt. Unſere Raſſe iſt beſonders in⸗ 
telligent, und wir wiſſen ihren Geſchäftsgeiſt zu ſchätzen, der auch von 
der Außenwelt anerkannt wird. Wir ſind ernſtlich bemüht um die Er⸗ 
ziehung, und an Vaterlandsliebe und Ergebenheit für den Kaiſer 
kommt uns keine Nation gleich. Wir beſitzen demnach alle möglichen 
Eigenſchaften, um unſer Land zu einer großen Nation zu erheben 
und uns das kommerzielle Übergewicht auf dem Stillen Ozean und 
dem aſiatiſchen Feſtlande zu ſichern. Dieſer ſchwierige Punkt beſchäftigt 
alle europäiſchen Nationen, aber Japan iſt den wettbewerbenden 
Ländern gegenüber am günſtigſten gelegen. Wir ſind dem Ort des 
ſchwebenden Kampfes, dem aſiatiſchen Kontinent, ſo nahe, daß wir 
ihn in kaum 24 Stunden erreichen können. Es fehlen uns nicht die 
Mittel, unſeren Vorſatz auszuführen, und die Erlangung des Zieles 
hängt nur von unſerem Fleiß und unſeren Anſtrengungen ab. 


Fünftes Kapitel. 


Das Heer. 


I. Das Wachstum der Armee. 
Von Feldmarſchall Marquis Ariyoſhi Vamagata. 


Das Jahr 1871 kann als dasjenige augeſehen werden, in dem 
das Syſtem der Aushebung in Japan eingeführt wurde. Vor dieſem 
Zeitpunkte beruhte die Organiſation der Kaiſerlichen Armee viele 
Jahrhunderte lang auf den Prinzipien des Feudalſyſtems. Vor einigen 
tauſend Jahren jedoch war das Lehnsſyſtem in der Geſchichte des 
Kaiſerreiches unbekannt; es war eingeteilt in Ken (Statthalter⸗ 
ſchaft) und Gun (Grafſchaft), und es gab keinen Klaſſenunterſchied 


zwiſchen Shi (Lehnsmann) und No (Landmann). Sie waren alle 
gleichmäßig dem Militärdienſt unterworfen. Um das alte Ver⸗ 
waltungsſyſtem wieder herzuſtellen und mit den mehr vorge⸗ 
ſchrittenen Prinzipien der Ausſchreibung, wie ſie in Europa ein⸗ 
geführt iſt, zu verbinden, wurde ein ganz neues Armeeſyſtem, der 
Aushebung gleichkommend, organiſiert. In feudalen Zeiten beſtand 
die Kaiſerliche Armee aus 400000 Familien der Shizoku oder aus 
Dienſtmannen der Lehnsherren (Daimyos), die jeder ſo viele Mannen 
hielten, als ſie bezahlen konnten; eine große Zahl von Nichtſtreitern, 
wie Arzte und Zahlmeiſter gehörten mit dazu. Daraus beſtand das 
Heer jener Zeiten. Wenn wir aber zu jeder Familie zwei oder drei 
männliche Mitglieder, vielleicht Brüder, rechnen, ſo würde das frühere 
Japan ungefähr aus 800 000 bis 1200000 Shi (Lehnsmännern) 
beſtehen. Das neue Syſtem, eine Quaſiaushebung, wurde erſt probe- 
weiſe in den fünf Provinzen von Tamaſhiro, Yamato, Kawachu, 
Izumi und Settſu angewendet, und erſt im Jahre 1873 wurde das 
Geſetz der Aushebung im eigentlichen Sinne veröffentlicht und erhielt 
volle Kraft über das ganze Reich. 
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Der Kaiſerliche Plan war anfänglich, ein ſtehendes Heer von 
400000 Mann zu organiſieren, welche aus zwölf Shidan (Diviſionen) 
oder ſechs Armeekorps beſtand; aber in Wirklichkeit konnte nur eine 
Armee von 40000 Mann für den Friedensfuß und 75000 Mann für den 
Kriegsfuß beſchafft werden. In dieſem Jahre 1873 wurde die Militär⸗ 
akademie errichtet, und mehrere franzöſiſche Offiziere wurden einge⸗ 
laden und mit der Sorge für die militäriſche Erziehung betraut. 

Es wurde auch ein Plan zur Herſtellung von Waffen und Muni⸗ 
tion ausgearbeitet. Hierzu war notwendig, die Arbeiter ganz beſonders 
zu unterweiſen. Die mediziniſche Wiſſenſchaft durfte nicht vernach⸗ 
läſſigt werden, wie das unter dem Feudalſyſtem der Fall war, und 
ſo wurde eine Schule für Arzte errichtet. Ferner wurden regelmäßige 
Kurſe in den Fächern der Infanterie, Artillerie, Kavallerie, der 
Ingenieurſchulen, des Trains und der Chirurgie ſorgfältig eingeleitet 
und enthuſiaſtiſch aufgenommen. Zum Unterricht für Unteroffiziere 
wurden in den verſchiedenen Abteilungen Erziehungsinſtitute ge⸗ 
gründet. Im Jahre 1883 wurde die Armee reorganiſiert und auf 
200000 Mann vermehrt, die ſechs Shidan der nationalen Streitkräfte 
und einen Shidan der Kaiſerlichen Leibgarde bildeten. Selbſt nach dieſer 
Reorganiſation war die Stärke des ſtehenden Heeres bedeutend unter 
der im Jahre 1873 beabſichtigten Zahl von 400 000 Mann. Der 
Grund dafür war, daß die nationalen Gelder auf verſchiedene andere 
dringende Erforderniſſe verwendet werden mußten. Die Erbauung 
von Feſtungen, die Küſten verteidigung, die Ausdehnung militäriſcher 
Erziehung, die Errichtung von Arſenalen, eines in Tokio und eines 
zweiten in Oſaka, wie auch von Pulverfabriken beanſpruchten be⸗ 
deutende Summen des verfügbaren Geldes. 

Im Jahre 1896 nach dem Chineſiſch-Japaniſchen Kriege, wurde 
abermals eine Anderung in der Armee vorgenommen. Endlich wurde 
bei dieſer Reorganiſation die militäriſche Stärke, wie ſie zuerſt im 
Jahre 1871 beabſichtigt war, nach einem langen, Geduld erfordernden 
Zeitraum durchgeſetzt. Das ſtehende Heer zählt jetzt 500000 Mann, die 
zwölf Shidan unter verſchiedenem Kommando und eine Diviſion 
Kaiſerlicher Leibgarde eingeteilt ſind. 

Im Hinblick auf die Zeit der erſten Aushebung darf nicht ver- 
geſſen werden, daß ſie eine der wichtigſten Einrichtungen war, die nach 
der Reſtauration unternommen wurden. Sie beſagte, daß 400000 
Familien der Shizoku ihre erblichen Rechte und Pflichten als Soldaten 
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aufgeben mußten, ebenſo wie den erblichen Sold, der in Reis ausge⸗ 
zahlt wurde. Eine gewiſſe Summe im Verhältnis zur Höhe des Soldes, 
den ſie zu beanſpruchen hatten, wurde ihnen aus dem Nationalfond 
bewilligt. Alle Daimyos oder Lehnsherren mußten gleichfalls ihre 
Herrſchaft aufgeben. Ihre Burgen und Feſtungen wurden der Kriegs⸗ 
abteilung überwieſen. Die Aufhebung der lang andauernden Lehns⸗ 
herrſchaft in Japan bedeutete eine große Umwälzung. Die Shizoku 
war die einflußreichſte Klaſſe des Volkes unter dieſem Syſtem, und ſie 
war auch die in ihrer Ehre und in ihren Intereſſen unter dieſem 
neuen Regime am meiſten geſchädigte. 

Im Jahre 1874 empörten ſich infolge obiger Vorgänge die 
Shizoku von Hizen, bekannt als der Sagaaufſtand, und im Jahre 
1876 revoltierte Maibara, ein früherer Anhänger des Daimyos Mori 
mit vielen Anhängern gegen die Regierung. In demſelben Jahr em⸗ 
pörten ſich auch viele Shizoku von Chikuzen. Glücklicherweiſe wurden 
jedoch alle dieſe Revolutionen unterdrückt, bevor ſie eine weſentliche 
Ausdehnung annahmen. Im Jahre 1877 brach ein Bürgerkrieg in 
Satſuma aus. Es war der letzte dieſer Art, aber auch der größte; er 
nahm einen ſehr ernſten Charaktar an; viele der Rebellen waren 
Veteranen aus der Zeit der Reſtauration, nichtsdeſtoweniger ging die 
Kaiſerliche Armee ſiegreich aus dieſen ernſten Gefechten hervor. 

Alle dieſe Revolutionen zeigten die Kraft der ausgehobenen 
Armee, und der Chineſiſch⸗Japaniſche Krieg 1894/95 beſiegelte 
den Triumph dieſes Syſtems. Nach dem Kriege wurde die 
Armee von 200000 auf 500000 Mann vermehrt, obgleich ſolch 
eine plötzliche Vermehrung beinahe als unmöglich erſchien; jedoch 
möglich oder unmöglich, es mußte geſchehen. Die internationalen Be⸗ 
ziehungen im fernen Oſten waren nicht bedenklich, boten aber trübe 
Ausſichten. Die Befürchtungen, unvorhergeſehene Begebenheiten 
könnten eintreten, vermehrten ſich täglich. Es iſt die Aufgabe Japans, 
den Frieden im fernen Oſten aufrecht zu erhalten, und um dazu 
befähigt zu ſein, war es unumgänglich nötig, eine entſprechende Armee 
und Flotte zu unterhalten. Dies zu erreichen, war unſere Aufgabe, 
trotz aller Schwierigkeiten, die das Heranziehen einer genügenden An⸗ 
zahl von gutgeſchulten Offizieren und Unteroffizieren bot. Mit der 
Zeit jedoch verlieren ſich dieſe Beſchwerden mehr und mehr. 

Ferner muß ich die Schwierigkeit erwähnen, die das ſchnelle Um⸗ 
ſichgreifen moderner Waffen bietet. Kaum hat ſich die Mannſchaft 
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mit einer neuen und komplizierten Waffe vertraut gemacht, ſo tritt 
ſchon wieder eine noch neuere und kompliziertere an ihre Stelle. 

Vor dem Kriege mit China hatte ich deſſen militäriſche Organi⸗ 
ſation gründlich unterſucht und geſehen, daß 50000 Mann unter 
Li⸗Hung⸗Tſchang ſtanden, die ſehr gut ausgerüſtet und von deutſchen 
Offizieren geſchult ſein ſollten. Außer dieſer gut organiſierten Armee 
ſollten noch 900 000 bis 1000000 Mann in China ſtehen. Von 
dieſen waren jedoch in den nördlichen Provinzen nur 300000 Mann 
verfügbar, um gegen unſere Armee zu fechten. Daher plante ich 
für den Fall, daß ein Krieg mit China notwendig würde, 50000 Mann 
der japaniſchen Armee den Truppen Li⸗Hung⸗Tſchangs entgegen- 
zuſtellen; die anderen 150 000 ſollten den ungeſchulten 300 000 
Mann in Petſchili und den anderen nördlichen Provinzen be- 
gegnen. Ich entdeckte auch eine große Schwäche in Li-Hung⸗Tſchangs 
Armee, die ich durch ihre Ahnlichkeit mit der gleichen Schwäche, die 
zur Zeit der Reſtauration in der Kaiſerlichen Armee von Japan be⸗ 
ſtand, vergleichen konnte, jener Armee, die ſich aus der Gefolgſchaft 
der verſchiedenen Lehnsherren zuſammengeſetzt hatte. Dieſe Schwäche 
beſtand darin, daß Li⸗Hung⸗Tſchang nicht nur einen beträchtlichen 
Teil ſeiner Soldaten aus ſeinem Geburtslande bezog, ſondern auch 
ſeine Offiziere von dort herholte; ſo daß, wenn einem Offizier ſeiner 
Armee ein Unfall zuſtieß, er nicht von einem aus den Truppen, die 
unter dem Kommando eines anderen Generals ſtanden, erſetzt werden 
konnte, ſondern jeder neue Offizier aus Li-Hung⸗Tſchangs Geburtsort 
kommen mußte. 

Ich lernte auch noch andere Gewohnheiten kennen, die in der 
ganzen chineſiſchen Armee verbreitet ſind, und die einen großen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen ihrer nominellen und der aktuellen Stärke im Felde 
ausmachte. Die chineſiſche Armee war in Mees oder Bataillone einge- 
teilt, die aus je 500 Mann beſtehen ſollten. In Wirklichkeit beſtanden 
ſie aber ſelten aus mehr als 300) oder 350 Mann. Der Befehlshaber 
des Pee oder Bataillons konnte auf dieſe Weiſe immer aus Staats⸗ 
mitteln den Sold für 200 oder 250 Leute in ſeine Taſche ſtecken. Selbſt 
bis zum Boxeraufſtand, als die verbündeten Mächte in Nord⸗China 
waren, ſchien dieſer Grad von Verderbnis in der chineſiſchen Armee 
der Welt noch nicht bekannt zu ſein, obgleich ſie weſentlich genug war 
und einen beträchtlichen Unterſchied darſtellte in der wirklichen Stärke 
der chineſiſchen Streitmacht und der auf dem Papier. Dieſe genaue 
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Kenntnis, die ich über den Stand der Dinge in Nord-China geſammelt 
hatte, ermöglichte es mir, einen Kriegsplan feſtzuſtellen, der unſeren 
Kräften einen ſicheren und vollſtändigen Sieg bringen mußte. 

Die Zukunft Chinas iſt von Wichtigkeit für Japan, und ich 
glaube, daß die nötige Wiedergeburt Chinas in den Händen eines 
ſtarken Kaiſers liegen würde, der die Zügel der Regierung in ſeine 
eigenen Hände nimmt. In der Geſchichte Chinas gab es zwei ſolcher 
Herrſcher der gegenwärtigen Dynaſtie, die ihr Volk ſelbſt mit be⸗ 
fähigter und ſtarker Hand regierten. Der erſte Schritt eines ſolchen 
Kaiſers müßte ſein, mit dem Gedanken aufzuräumen, daß er ein 
himmliſches Weſen, erhaben über alle anderen Monarchen ſei, und 
daß er beginnen müſſe, das Allgemeinwohl der Nationen gleichzu- 
achten. Der Kaiſer allein ſollte, meiner Anſicht nach, imſtande ſein, 
dieſe Abweichung von der verfaſſungsmäßigen Einrichtung Chinas 
herbeizuführen. Ich kann ſagen, daß bis vor kurzem ein chineſiſcher 
Kaiſer Abſtand genommen haben würde, die Beglaubigungsſchreiben 
ſeiner Geſandten nach fremden Ländern zu unterzeichnen, da er 
ſich zu erhaben betrachtete, um jo weit zu anderen Monarchen hinab- 
zuſteigen. Unter der Vorausſetzung eines energiſchen Kaiſers würde 
eine Umgeſtaltung Chinas leichter ſein, als es mit Japan der Fall 
war. In Japan beſtand der große Wechſel in der Einführung über⸗ 
einſtimmender Geſetze, der Währung, der Armee und der Beſteuerung, 
die in den Ländern der verſchiedenen Daimyos abweichend voneinander 
waren. In China iſt das Syſtem der Geſetze im ganzen Lande überein⸗ 
ſtimmend, und ſowohl das Bürgerliche wie das Strafgeſetz ſind 
in Peking kodifiziert. Der Kaiſer iſt allgewaltig und hat in der Theorie 
direkte Autorität über alles in ſeinem Reich, obgleich er in der Praxis 
von ſeinen zahlreichen Vizekönigen vielfach vertreten wird. Die Wäh⸗ 
rung iſt ebenfalls mehr oder weniger zentraliſiert; das Militärſyſtem 
neigt zur Aushebung und iſt gleichfalls zentraliſiert, ebenſo die Steuern. 
Theoretiſch iſt alſo alles wie in der gegebenen Beſchreibung einge- 
richtet, und ein ſtarker Kaiſer könnte Vorteil aus dieſem Umſtand 
ziehen und China emporbringen. Ich glaube, daß unter ſolchen 
Umſtänden China vorzügliche Soldaten heranbilden könnte, und mit 
ſeinen unerſchöpflichen Hilfsquellen an Männern und Schätzen könnte 
ein ſtarker Kaiſer eine mächtige Armee zur Verfügung haben. Wenn 
dieſes ausführbar wäre, könnte China eine bedrohliche Macht für 
alle ſeine Nachbarländer werden, aber es ſcheint wenig Gefahr, daß 
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diefe Gedanken ſich in nächſter Zukunft realifieren werden. Ein 
mächtiger Kaiſer wäre für ihre Ausführung nötig, aber nichts deutet 
auf die Möglichkeit einer ſolchen Erſcheinung hin. 


II. Die heutige Armee. 


Von Feldmarſchall Marquis Oyama, 
Chef des Generalſtabes. 


Der Kaiſer als oberſter Kriegsherr der Armee und Marine hat 
den Oberbefehl über das geſamte Heer. Der Kaiſer ernennt den 
Kriegsminiſter, den Chef des Generalſtabes und den Generaldirektor 
der Militärſchulen, ebenſo die Mitglieder des Militärrates, die in 
allen militäriſchen Angelegenheiten zu befragen find. Der Kriegs- 
miniſter verwaltet alle militäriſchen Angelegenheiten, hat den Ober⸗ 
befehl über Offiziere und Mannſchaft, wie über militäriſche Beamte 
und kontrolliert die folgenden Amter: 

Den Kriegsrat, den militäriſchen Ingenieurrat, den militäriſchen 
Sanitätsrat, den militäriſchen Roßarztrat, das Armee-Pferdedepot, 
das Bewaffnungsdepartement, das Arſenal, das Kriegsdepot, das 
Befeſtigungsdepartement, das Formoſa-Ergänzungsdepot, die Zentral⸗ 
Kornkammer, das Militär⸗Bekleidungsdepartement, die „Senju“⸗ 
Militärtuchfabrik, das mediziniſche Materialdepot der Armee, die 
militäriſche Kommiſſariatsſchule, die Armeeſchule für Arzte und die 
Armeeſchule für Tierärzte. 

Der Chef des Generalſtabes arbeitet den Plan für die Ver⸗ 
teidigung des Landes und die Befehle für die Bewegung der Armee 
aus, und nach eingeholter Zuſtimmung des Kaiſers genehmigt er 
dieſen Plan und übergibt ihn dem Kriegsminiſter. Der Chef des 
Generalſtabes befehligt alle Stabsoffiziere und hat die direkte Auf⸗ 
ſicht über das Generalſtabskollegium und über die Landesvermeſſungs⸗ 
abteilung. 

Der Generaldirektor der militäriſchen Erziehung befehligt die 
Generalinſpektion der Kavallerie, der Feldartillerie, der Feſtungs⸗ 
artillerie, die Ingenieure und das Armee-Verpflegungskorps und ſorgt 
für die Einheit und Verbeſſerung der ganzen militäriſchen Erziehung. 

Die Generalinſpektoren ſind für die Erziehung in ihren eigenen 
Fächern verantwortlich. 

Der Generaldirektor der Militärſchulen hat die Aufſicht über 
folgende Schulen: 


— 


Die Artillerie- und Ingenieurſchule, die „Toyama“ſchule (ein- 
ſchließlich der Militärmuſikſchule), die Militärſchule, die Zentral- 
Kadettenſchule, die lokalen Kadettenſchulen, die Militärreitſchule, die 
Feldartillerie-Schießſchule, die Feſtungsartillerie-Schießſchule. 

Das ganze Land von Japan iſt in drei Armeekorps umfaſſende 
Präſidentſchaften eingeteilt, und jede Präſidentſchaft iſt wieder in vier 
Diviſionsbezirke, jeder Diviſionsbezirk in vier bis acht Regiments⸗ 
bezirke geteilt, zuſammen zwölf Diviſionsbezirke und zweiundfünfzig 
Regimentsbezirke. 

Einige der Diviſionsbezirke haben außer den Regimentsdiſtrikten 
je 1—5 beſondere Militärbezirke, die „Kei-bi⸗Taku“ heißen. Im 
ganzen hat Japan ſieben ſolche Spezial-Militärbezirke. 

Bis zum Chineſiſch-Japaniſchen Krieg war die Armee wie folgt 
zuſammengeſetzt: 

1 Gardediviſion, 6 Diviſionen Linientruppen, 2 Regimenter 
Feſtungsartillerie. 

Nach dem Kriege wurden ſie wie folgt vermehrt: 

6 Diviſionen Linientruppen, 2 Brigaden Kavallerie, 2 Brigaden 
Feldartillerie, 3 Regimenter und 4 Bataillone Feſtungsartillerie, 
1 Eiſenbahnbataillon, Gendarmerie ꝛc. 

Demnach iſt die heutige Zuſammenſtellung der Armee folgende: 

Garde, 1 Diviſion; Linie, 12 Diviſionen; Kavallerie, 2 Brigaden; 
Feldartillerie, 2 Brigaden; Feſtungsartillerie, 5 Regimenter und 
4 Bataillone; Eiſenbahnbataillon, 1; Infanterie (Spezial-Militär- 
bezirk), 1 Bataillon; Formoſa⸗Garniſon, 3 Brigaden (kombiniert); 
Gendarmerie, 15 Bezirke. 

Eine Diviſion beſteht in Friedenszeiten aus: 

Infanterie, 2 Brigaden; Kavallerie, 1 Regiment; Feldartillerie, 
1 Regiment; Ingenieure, 1 Bataillon; Armee-Verpflegungskorps, 
1 Bataillon. 

Infanterie, Feſtungsartillerie und Ingenieure tragen das 6 mm- 
Infanteriegewehr nach dem Muſter des „dreißigſten Jahres“, welches 
das Muratagewehr übertrifft, und die Kavallerie und das Armee— 
Verpflegungskorps tragen Karabiner desſelben Muſters; das Armee— 
Verpflegungskorps trägt auch Säbel. 

Die Feldartillerie benutzt Feld⸗ und Berggeſchütze und Schnell⸗ 
feuergewehre und trägt Bajonette. 
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In Kriegszeiten mobiliſiert der Kaiſer einen Teil oder die ganze 
Armee und arbeitet den Kriegsplan für die Streitkräfte aus. 

Die Streitkräfte, aus denen eine Armee gewöhnlich beſteht, ſind 
folgende: 

Mehrere Infanteriediviſionen, Kavalleriebrigaden, Feldartillerie⸗ 
brigaden, Feldtelegraphie, mehrere Landwehrtruppen, der Stab. 

Wenn nötig, werden folgende Verſtärkungen hinzugefügt: 

Fußartillerie, Eiſenbahntruppen. 

Die Kriegsſtärke einer Diviſion iſt gewöhnlich zuſammenge⸗ 
ſetzt aus: 

Infanterie, 2 Brigaden; Kavallerie, 1 Regiment; Feldartillerie, 
1 Regiment; Ingenieure, 1 Bataillon; Brücken⸗ oder Pontonbau, 
1 Kolonne; Munition, 1 Bataillon; Armee⸗Proviantkorps, 1 Ba⸗ 
taillon; Feldarmee⸗Sanitätskorps. 


Der Transport von Mannſchaft und Pferden und ihrer Vor⸗ 
räte wird, ob zu Land oder zu Waſſer, ausſchließlich vom Militär 
beſorgt, das für deſſen Ausführung gründlich organiſiert iſt; nur be⸗ 
ſondere Dienſtleiſtungen, wie die Beförderung von Eiſenbahnzügen und 
Dampfern werden von Eiſenbahnbeamten und von Inſpektions⸗ 
offizieren (Marine) in Transportſchiffen und auch von Matroſen ge⸗ 
leiſtet. Der Regimentstransport (Pferde), der zu den Truppen ge⸗ 
hört, wird in zwei Teile geteilt: 

Reſervepferde für Mannſchaften 
1. Erſte Abteilung zum Gefecht | Munition 
Arzneimittel. 
Gepäd 
Vorräte. 


2. Zweite Abteilung, Feldlager 0 


Außer dieſem gibt es Diviſions⸗Vorratskolonnen, zuſammen⸗ 
geſetzt aus: N f BR TE 

Munitionsbataillon, Armee⸗Proviantkorps, Trägerkorps, Feld- 
lazarett, Pontonkolonne. 

Die Vorräte für Mannſchaft und Pferde der Kriegsarmee ſind 
folgendermaßen eingeteilt: 

Für die Gefechtstruppen und das Trägerkorps für 7 Tage — und 
zwar Notfall oder dringende Rationen der Mannſchaft für 2 Tage; 
Ergänzungsvorrat für 1 Tag; Diviſions⸗Vorratskolonne, Vorrat für 
4 Tage. 

Japan. 4 
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Die Mannſchaft der Diviſions⸗Vorratskolonne hat für drei Tage 
Rationen, nämlich: 

Notfallrationen für 2 Tage; Reſervevorrat für 1 Tag. 

Alle japaniſchen Untertanen zwiſchen dem 17. und 40. Lebens- 
jahr ſind verpflichtet, militäriſche oder Marinedienſte zu leiſten; dieſer 
Dienſt iſt in vier Zeitabſchnitte eingeteilt: 

Stehendes Heer (aktiv und Reſerve), Landwehr, Ergänzungs⸗ 
mannſchaft, Landſturm. 

Die aktiven und die Ergänzungsmannſchaften werden jedes Jahr, 
der erforderlichen Zahl angemeſſen, durchs Los ausgehoben. 

Aktiven Dienſt tuende Soldaten werden aus den Männern ge⸗ 
nommen, die das zwanzigſte Lebensjahr erreicht haben, auf Wunſch 
der Militärpflichtigen können fie auch ſchon mit dem 17. Jahr eintreten. 

Die Aushebungsangelegenheiten werden vom Stab des Haupt⸗ 
quartiers des Regimentsbezirks und vom Chef des Stabes des Haupt⸗ 
quartiers unter dem General, der die Diviſion des Bezirks be⸗ 
fehligt, geleitet. 

Die Dauer des Dienſtes richtet ſich nach der Art der Pflichten: 

Unter der Fahne, 3 Jahre; Reſerve, 4 Jahre und 4 Monate; 
Landwehr, 5 Jahre; Ergänzungsmannſchaft, 1 Jahr, 4 Monate und 
7 Jahr, 4 Monate; Landſturm, zwiſchen dem 17. und 40. Jahr. 

Der Sold der Soldaten wird in drei Graden gezahlt: 

1. Klaſſe, 18 Yen pro Jahr; 2. Klaſſe, 14 Yen 40 Sen pro 
Jahr; 3. Klaſſe, 10 Yen 80 Sen pro Jahr. 

Die Penſionen für Soldaten beſtehen in fünf Arten: 

a) Entlaſſung nach elfjähriger Dienſtzeit. 

b) Entlaſſung infolge von Verwundung in der Schlacht oder 
im Dienſt. 

c) Wenn in einer Schlacht oder in Ausübung des Dienſtes 
lebensgefährliche Verwundung eintritt, kann eine Zuſatz⸗ 
penſion neben der oben beſchriebenen in Höhe von 
9 Yen 32 Sen jährlich bewilligt werden. 

d) Bei leichter Verwundung im Dienſt erfolgt Entlaſſung aus 
dem aktiven Dienſt mit einmaliger Penſionsbewilligung von 
14 Yen bis zu 140 Yen. 

e) Im Falle des Todes in der Schlacht oder während des 
Dienſtes erhalten Witwen und Waiſen eine jährliche Penſion 
von 15 Yen bis zu 30 Yen. 
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Die folgende Liſte enthält die für das Militär und andere Ein⸗ 
richtungen bewilligten Mittel: 


3705 Ausgaben für 
Jahr Für Militäretat Mecen nbeves Geſamtſumme 


Den Yen Yen 


Budget für 1899 30,097,768 24,521,423 54,619,191 
Budget für 1901 36,372,419 13,188,929 49,456,348 


Jeder Soldat koſtet durchſchnittlich 106 Yen jährlich. — 


Die Heeres verwaltung. 


Zur Zeit der Gründung des Japaniſchen Kaiſerreichs waren die 
politiſchen Einrichtungen des Landes ſo einfach, daß bürgerliche und 
militäriſche Angelegenheiten eins waren. Alle erwachſenen Männer 
des Landes konnten unter dem Kaiſer, als Oberbefehlshaber, zum 
Heeresdienſt herangezogen werden. Jedoch ſchon zu Anfang des 
Mittelalters finden ſich Spuren einer Trennung zwiſchen bürgerlichen 
und militäriſchen Dingen, und bald wird dieſe immer ſichtbarer, da 
Generäle und Hauptleute unter der Leitung einer Zentralbehörde 
dienen. — Daraus gingen zunächſt die Behörden des „Rechten 
und Linken Marſtalls“ hervor, welche die Aufſicht über die Pferde, 
die als Tribut aus den verſchiedenen Provinzen geliefert wurden, 
hatten. In jeder Provinz wurde ein militäriſches Korps gebildet, in 
welches jeder dritte erwachſene Mann des Bezirks eingereiht wurde; 
doch konnte jeder Untertan zum Heeresdienſt eingezogen werden. 

Als ſpäter die Militärmacht in die Hände der Genji- und Heike⸗ 
Familien überging, gab es einen Stand von Berufsſoldaten. Die 
Führer ſowohl wie ihr Anhänger erzogen ihre Söhne in ihrem 
eigenen Beruf, der dadurch erblich wurde, und ſchufen ſo ein feudales 
Syſtem, das ſeine Kraft bis in die moderne Zeit hinein bewahrte. 

Mächtige Barone dehnten ihre Gewalt über ganze Bezirke des 
Landes aus, ergriffen allmählich Beſitz von den umliegenden Gebieten, 
bis dieſelben ſchließlich unter ihrer unumſchränkten Herrſchaft und 
auf dieſe Weiſe von dem unmittelbaren Einfluß des Kaiſerlichen 
Hofes losgelöſt waren. — Die Berufsſoldaten bezogen erbliche Renten 
und ſtanden zu ihren Führern im Verhältnis von Vaſallen zu ihrem 
Lehnsherrn. Sie trugen in hohem Grade dazu bei, dem Feudalismus 
zu jo großer Bedeutung, — wie er zur Zeit der Tokugawa-Regierung 
beſaß — zu verhelfen. 
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Mit der Reſtauration und der Wiedereinführung der Kaiſerlichen 
Herrſchaft wurde dieſes Syſtem beſeitigt und von verbeſſerten Ver⸗ 
waltungseinrichtungen verdrängt, welche die Schäden der alten, will⸗ 
kürlichen Regierungsart abſchafften. Die Berufsſoldaten wurden ent⸗ 
laſſen und die erblichen Renten in Löhne verwandelt. Die Reihen 
des Heeres, die dadurch gelichtet waren, wurden durch erwachſene 
Männer aller Stände, die ausgehoben wurden, ausgefüllt. 

Der bemerkenswerteſte Umſtand bei dieſer großen Umwälzung 
war die Tatſache, daß ſie ſich ohne großes Blutvergießen oder anderes 
Unglück vollzog, wie es meiſtens bei ſo ſchwerwiegenden Neuerungen 
der Fall zu ſein pflegt. Der Patriotismus des ganzen Volkes, wie der 
große Einfluß und die ſtaatsmänniſchen Eigenſchaften des Kaiſer⸗ 
lichen Hofes werden dadurch in ein helles Licht gerückt. 

Gleich zu Anfang der neuen Ara wurden die Verwaltungsgeſchäfte 
in ſieben Abteilungen zerlegt, von denen eine mit der ausſchließlichen 
Verwaltung von Heer und Marine betraut war. Dieſe Abteilung 
wurde ſpäter als die Landesverteidigungsbehörde bezeichnet; dann 
wurden Kommiſſare zur Verwaltung des Militär- und Marineamts, der 
Befeſtigungswerke, des Kriegsamts, des Waffen- und Rüſtungsamts 
und des Miniſteriums des Innern ernannt. Die Militärſchule und das 
Militärhoſpital ſtanden ebenfalls unter dieſer Behörde. Im zweiten 
Jahre nach der Reſtauration wurden die Poſten der Kommiſſare ab⸗ 
geſchafft und ein Departement für Militär und Marine errichtet mit 
eigener Verfügung über Erziehung, Finanzen und Disziplin im Heer 
und in der Marine. Ein Jahr ſpäter wurde dieſes Departement durch 
ein Arſenal erweitert und im folgenden Jahre wurden zwei Garniſons⸗ 
und ein Arztekorps eingerichtet. In demſelben Jahr wurde das De⸗ 
partement einer völligen Neugeſtaltung unterworfen und die Verwaltung 
des Landheeres von der der Marine ſtreng getrennt. Das Departement 
zerfiel in die Unterabteilungen von Armee und Marine. Die Armee⸗ 
abteilung umfaßte die Ausbildungsſchule, das Militär-Medizinalamt, 
das Kriegsgericht, das Arſenal und Pulvermagazin, das Stabsamt, 
das Hauptquartier der „Drei Armeen“ und die drei Garniſonen von 
Tokyo, Oſaka und Chinſei. Die Trennung der beiden Abteilungen 
wurde im folgenden Jahre vollſtändig durchgeführt und die Armee⸗ 
abteilung in das Perſonalerziehungs- und Arzteamt, Arſenal und 
Pulvermagazin, Kaiſerliche Hofgarde und Kriegsgericht eingeteilt. 
Die Unteroffizierſchule, die in demſelben Jahre errichtet wurde, ge- 
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hörte zum Erziehungsamt. Im ſechſten Jahre wurde die Garniſon⸗ 
zahl auf ſechs erhöht: die von Tokyo, Sendai, Nagoya, Oſaka, Hiro- 
ſhima und Kumamoto. Im ſiebenten Jahre wurde die Remonte und 
das Stabsamt geſchaffen, während im folgenden Jahre die Arjenal- 
und Pulvermagazinämter verdrängt wurden durch das Zentralarſenal 
und das Zweigarſenal, welches in Oſaka war. Im neunten Jahre 
wurde der Generalſtab organiſiert, und im elften Jahre wurde das 
Stabsamt durch das Zentral-Stabsamt und das Inſpektionshaupt⸗ 
quartier verdrängt. 

Die Einzelheiten dieſer Entwicklung und der Fortſchritte in der 
Heeresleitung zeigen, welch ein ungewöhnlich elaſtiſcher Geiſt vor 
handen war, der es ermöglichte, von Jahr zu Jahr diejenigen Re⸗ 
formen vorzunehmen, die durch die Folge der Ereigniſſe notwendig 
ſchienen, ohne Einmiſchung vorurteilsvollen Bureaukratentums. 

Während der nächſten zwanzig Jahre wurde in Tokyo die Polizei 
eingeführt, die Kriegsſchule errichtet, das Kolonialamt mit dem Kriegs⸗ 
amt verbunden, die Ingenieurbehörde gebildet, die verſchiedenen 
Schulen erweitert und vergrößert und die Militär⸗Zahlmeiſterſchule 
und das Militär⸗Lieferungsamt ins Leben gerufen. Im 28. Jahre 
nach der Reſtauration wurden unter dem General-Gouverneur von 


Formoſa mehrere militäriſche Amter, wie auch das Telegraphenbauamt 
und das Leuchtturmamt in dieſem Lande eingeführt, wie auch das 
Weihaiwei⸗Okkupationsamt. Im Jahre 1898 wurde das Kaiſerliche 
Oberkriegsgericht errichtet, und im folgenden Jahre ging die Unter⸗ 
offizierſchule ein. 


Ernennung der Offiziere. 


Zu Anfang der jetzigen Ara wurden zu den Offizier- und Zivil⸗ 
poſten gleichen Ranges Männer erwählt, die unter der alten Re⸗ 
gierung ähnliche Amter bekleidet hatten. — 

Gegenwärtig werden zu Offizieren der verſchiedenen Korps fol- 
gende Aſpiranten ernannt: 1. Diejenigen, welche die Zentral⸗Militär⸗ 
vorbereitungsſchule verlaſſen haben. 2. Diejenigen, welche eine öffent⸗ 
liche, von der Regierung anerkannte Schule oder ein Inſtitut be⸗ 
ſucht haben, das von dem Kultusminiſter als gleichwertig erachtet 
wird, oder ſolche, deren Bildungsgrad dem der genannten Bewerber 
gleich iſt und die die Aufnahmeprüfung beſtanden haben. 
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Zahlmeiſter können diejenigen Leutnants oder Sekondeleutnants 
im aktiven Dienſt werden, welche zur Prüfung in der Zahlmeiſterſchule 
zugelaſſen wurden, nachdem fie dort den regulären Kurſus beſucht 
haben, oder ſolche, die die folgenden Bedingungen erfüllen und außer⸗ 
dem die notwendige Bildung der Zahlmeiſterſchulen erworben haben: 

1. Studenten der juriſtiſchen Fakultät der Kaiſerlichen Univerſi⸗ 
täten oder höherer kaufmänniſcher Schulen, die auf eigene Bewerbung 
zu Zahlmeiſterſekretären ernannt wurden. 2. Schüler der erwähnten 
Inſtitute oder Schüler auswärtiger Akademien von gleicher Stufe, 
die ſich um Zahlmeiſterpoſten beworben haben. 

Militärärzte werden aus folgenden Bewerbern ernannt: 

1. Studenten der mediziniſchen Fakultät der Kaiſerlichen Uni⸗ 
verſitäten oder einer beſonderen mediziniſchen Akademie oder einer 
legalen Medizinſchule, die von dem Unterrichtsminiſter als gleich⸗ 
wertig mit den gewöhnlichen Mittelſchulen erachtet wird, die in dieſen 
Inſtituten promoviert haben. 

2. Abiturienten auswärtiger Inſtitute, die den gleichen Bildungs⸗ 
grad wie die obengenannten beſitzen. 

3. Abiturienten der Militär⸗Arzteſchule. 

4. Einjährig⸗Freiwillige, welche die Konzeſſion für die Medizin 
oder Pharmazie beſitzen. 

In allen Fällen muß ſich natürlich der Betreffende freiwillig um 
den Poſten beworben haben. 


Das Militär⸗Tierarzneikorps wird durch Bewerber, welche fol- 
gende Bedingungen erfüllen, ergänzt: 

1. Studenten der Tierarzneikunde von der Landwirtſchaftlichen 
Hochſchule oder Studenten der praktiſchen Tierarzneikunde derſelben 
Hochſchule, welche den vorgeſchriebenen Kurſus an ſolchen Akademien 
abſolviert haben. 

2. Abiturienten der obenerwähnten Inſtitute oder auswärtiger 
gleichſtufiger Inſtitute, welche um Zulaſſung zum Dienſt nachgeſucht 
haben. 

3. Einjährig⸗Freiwillige, mit der Konzeſſion zur Ausübung der 
Tierarzneipraxis, welche um Zulaſſung zu dieſem Dienſt nachgeſucht 
haben. 

Kapellmeiſter werden unter den Unterkapellmeiſtern gewählt, die 
nicht unter drei Jahre mit Auszeichnung im aktiven Dienſt waren. 
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Gendarmerieunteroffiziere werden aus den Vizekorporalen des 
Korps ernannt, die nicht weniger als zwei Jahre bei der Fahne ge- 
dient haben, oder aus Unteroffizieren der Infanterie, Kavallerie, 
Artillerie, der Ingenieure und des Kommiſſariatkorps, die nicht weniger 
als ſechs Jahre bei der Fahne gedient und das Ergänzungsexamen 
beſtanden haben. — 

Unteroffiziere können auch diejenigen werden, die eine langjährige 
Dienſtzeit hinter ſich haben, — aber weder im Aktiv- noch Reſerve⸗ 
dienſt der Armee oder der Marine ſind, — die die Aufnahmeprüfung 
beſtanden haben oder ſolche Privatleute, die ſich um Beförderung be— 
worben haben und die erforderliche Erziehung dazu genoſſen haben. 
Unteroffiziere kürzerer Dienſtzeit werden unter den Vizekorporalen 
ernannt, die nicht weniger als zwei Jahre, von dem Tage ihrer Auf- 
nahme an, bei der Fahne gedient haben, und die befähigt ſind, dieſe 
Pflichten zu erfüllen. 

Führer von Kanonenwerkſtätten werden aus den Schülern der 
Geſchützſchulen, die nicht im Dienſt von Heer oder Flotte ſtehen, 
gewählt oder aus Privatleuten, die nach dem erſten Dienſtjahr für 
das Examen vorgemerkt wurden und dasſelbe Inſtitut beſucht haben. 

Werkführer der Hufſchmiede können ſolche werden, die, — nicht 
im Aktiv- oder Reſervedienſt von Heer und Flotte — den Hufſchmiede⸗ 
kurſus an der Tierarzneiſchule durchgemacht haben oder die Huf⸗ 
ſchmiede der Kavallerie, Artillerie oder Kommiſſare, die nach ihrem 
Zulaſſungsgeſuch für gleichbefähigt mit den Unteroffizieren, die den 
erforderlichen Kurſus an der Tierarzneiſchule abſolviert haben, er⸗ 
achtet werden. 

Als Werkführer der Schneider- und Schuhmacherwerkſtätten 
werden Privatſchneider und - Schuhmacher, die den verſchiedenen Korps 
angehören, angeſtellt. 

Zur Unterſtützung der Arzte werden männliche, — nicht im 
Aktiv- oder Reſervedienſt der Armee oder Flotte ſtehende — Pfleger 
herangezogen, die nach vorgehender Prüfung dazu auserſehen werden 
und die erforderliche Ausbildung empfangen haben. 

Zahlmeiſterſekretäre können diejenigen Unteroffiziere werden, 
welche wenigſtens drei Jahre bei der Fahne gedient haben, und die 
die notwendige Ausbildung auf der Zahlmeiſterſchule erhalten 
haben. 


—— 
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Rekrutierung. 


Alle Japaner zwiſchen 17 und 40 Jahren können zum Militär⸗ 
dienſt ausgehoben werden. — 

Der Dienſt zerfällt in aktiven Dienſt, Landwehr, Depotdienſt und 
Landſturm. — 

Der aktive Dienſt zerfällt in den Fahnendienſt und den Reſerve⸗ 
dienſt. Der Fahnendienſt iſt für alle, die das zwanzigſte Jahr vollendet 
haben, obligatoriſch und hat eine dreijährige Dauer. Der Reſervedienſt 
iſt für alle, die den Fahnendienſt abſolviert haben, obligatoriſch und 
hat eine Dauer von vier Jahren und vier Monaten. 

Die Landwehr beſteht aus denen, die den erſten Reſerveabſchnitt 
beendet haben, und hat eine fünfjährige Dauer. 

Der Depotdienſt zerfällt in die erſte und zweite Abteilung; die 
erſte dauert ſieben Jahre und vier Monate, die zweite ein Jahr und 
vier Monate. Die erſte umfaßt diejenigen, die nicht zum aktiven 
Dienſt einberufen wurden, während die zweite aus denen beſteht, 
die nicht den erſten Depotdienſt durchgemacht haben. — 

Der Landſturm beſteht aus zwei Abteilungen; zu der erſten ge⸗ 
hören diejenigen, welche den Landwehr- und erſten Depotdienſt be- 
endet haben, zu der zweiten alle diejenigen, welche nicht zu anderen 
Dienſtleiſtungen ausgehoben wurden. 

Am Ende des Jahres 1901 war die Stärke des Kommandoſtabes 
in Friedenszeiten folgende: f 


| 
iv 
Deng Weed 5 Landwehr Summa 

Generäle und Nichtkombattanten von 
r u. 0 u oa 110 27 10 147 
WEIDREWELTET ee eee 91 54 27 172 
77JCCC(C . ek Me 4,427 1,654 873 6,954 
eee 421 95 28 544 
CCC ( 1,519 239 98 1,856 
ieee re Sera s 474 98 42 614 
F 252 73 34 359 
Zahler 712 307 168 1,187 
S ͤ KT 932 526 128 1,586 
VVV 148 45 27 220 
CCC 0 = — 7 
Summe 9,093 3,118 1,435 13,646 
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In demſelben Jahre betrugen die Dienftpflichtigen im ganzen 
Kaiſerreich 539 282, folgendermaßen verteilt: 


Zum Dienſt ausgehoben 187,907 
Zurückgeſtellt 

Von der Aushebung befreie. 

Vom Dienſt befreit 

Andere 


Summe 539,280 100,00 % 


Ausbildung. 


Die Ausbildung in der Armee, wie auf jedem anderen Gebiet, wird 
in Japan als ein Gegenſtand hervorragender Wichtigkeit betrachtet, 
und es iſt keine Mühe geſcheut worden, um die praktiſchſten und 
neuſten Methoden, die im In- oder Auslande gefunden werden 
konnten, anzuwenden. Zu dieſem Zweck ſind nicht weniger als 14 Uni⸗ 
verſitäten und Schulen oder Univerſitätskurſe eingerichtet worden. 

Die Kriegsakademie ſoll es jungen, hervorragend begabten Offi⸗ 
zieren ermöglichen, die höhere Militärwiſſenſchaft und ſolche andere 
Wiſſenszweige zu ſtudieren, die erforderlich ſind, um das Eindringen 
in die militäriſchen Angelegenheiten zu erleichtern. 

Die Artillerie- und Ingenieurſchulen verfolgen dasſelbe Ziel 
für die Sekondeleutnants der Artillerie und des Ingenieurweſens. 

Die Offizierſchule wird von Kadetten der verſchiedenen Korps 
zur Vorbereitung für die Pflichten der Offiziere niedrigeren Ranges 
beſucht. Die Studiendauer iſt auf ein Jahr feſtgeſetzt, und der jährliche 
Beſuch beläuft ſich etwa auf 450 Kadetten. 

Die Militärerziehungsanſtalt iſt hauptſächlich für Studierende 
beſtimmt, welche von den Infanteriekorps zur Ausbildung in der 
Taktik, im Schießen, Fechten und Turnen hingeſchickt werden. Die 
Dauer des Kurſus beträgt zwei bis ſieben Monate, die Zahl der 
Schüler iſt unbeſtimmt und wird alljährlich nach dem Bedarf der 
Zeit neu feſtgeſetzt. — 

Die Zentral- Militärvorbereitungsſchule wird von den Schülern, 
welche die Bezirks⸗Militärvorbereitungsſchulen abſolviert haben, be⸗ 
ſucht, welche dort eine allgemeine Bildung wie auch vorbereitende 
Inſtruktionen für die Kadettenſchule bekommen. — Die Studienzeit 
dauert zwei Jahre, und die Studentenzahl beträgt jährlich unge⸗ 
fähr dreihundert. — 
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Die Bezirks⸗Militärvorbereitungsſchulen erteilen eine allge⸗ 
meine Bildung und militäriſche Anfangsgründe für junge Leute, die 
Offiziere werden wollen. Es beſtehen ſechs ſolcher Anſtalten, welche 
in fortlaufender Verbindung mit dem Zentralinſtitut des gleichen 
Namens ſtehen. Jede derſelben nimmt jährlich etwa fünfzig Stu⸗ 
denten auf eine Dauer von drei Jahren auf. 

Die Militärreitſchule nimmt von den verſchiedenen Kavallerie 
korps ſolche Studierende auf, die einen Kurſus im Reiten und in der 
Taktik zu nehmen wünſchen. Der Kurſus dauert etwa elf Monate; 
die Studentenzahl iſt noch nicht endgültig feſtgeſtellt worden. 

Die Militär⸗Feldartillerieſchießſchule wird zur Ausbildung von 
Studierenden der Feldartilleriekorps unterhalten. Der Kurſus dauert 
zwei bis drei Monate, und über den Beſuch wird von Zeit zu Zeit 
nach Bedarf und Umſtänden entſchieden. 

Die Militär⸗Zahlmeiſterſchule bildet junge Leute für den Zahl- 
meiſterpoſten aus, zu welchem Bewerber aus den Reihen der Leut- 
nants und Sekondeleutnants zugelaſſen werden, welche die Prüfung 
beſtanden haben, und auch Studenten der juriſtiſchen Fakultät der 
Kaiſerlichen Univerſitäten und der höheren kaufmänniſchen Schulen. 
Die Kurſe zerfallen in einen zweijährigen und einen ſechs monatlichen, 
deren Beſuchszahl nach dem Ermeſſen der Vorgeſetzten differiert. 

Die Militär⸗Arzneiſchule bildet Arzte aus dem Armee-Medizinal⸗ 
korps wie auch konzeſſionierte praktiſche Arzte und Apotheker aus, 
die Militärärzte im aktiven Dienſt zu werden wünſchen. Erſtklaſſige 
Studenten machen einen viermonatlichen, zweitklaſſige einen ein⸗ 
jährigen Kurſus durch. 

Die Militär⸗Tierarzneiſchule nimmt Tierärzte des Militär-Tier- 
arzneikorps auf, welche einer weiteren Ausbildung bedürfen, wie auch 
die Hufſchmiedemeiſter der verſchiedenen Korps, um ſie im Huf⸗ 
beſchlag weiter auszubilden. Dieſer Kurſus dauert drei bis neun 
Monate. 

Die Militär⸗Kanonen⸗ und Maſchinenwerkſtätten bilden die⸗ 
jenigen aus, die Schmiede-, Sattler⸗, Büchſenſchmied⸗, Tiſchlerei⸗ und 
Gießereimeiſter werden wollen; die Lehrzeit dauert ein bis zwei Jahre. 

Die Militär⸗Muſikſchule nimmt fähige Muſiker auf und bildet 
ſie in einem etwa einjährigen Kurſus aus. 

Die Kriegsgerichte haben weitgehende Macht, die ſich ſowohl auf 
Militär⸗ wie Zivilperſonen erſtreckt, ſolange ſie in irgend einer Weiſe 
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noch mit dem Militärdienſt in Verbindung ftehen, und das Militär- 
ſtrafgeſetzbuch hat neben den gewöhnlichen Strafbeſtimmungen die 
größte Geltung. Dieſe Gerichtshöfe zerfallen in zwei Abteilungen, 
eine höhere und eine niedrigere; jede Militärabteilung verfügt über 
einen niedrigeren Gerichtshof, welchem die Rechtſprechung über die 
Kriminalfälle innerhalb der Grenzen ihres Bezirks zuſteht. Der höhere 
Gerichtshof, der ſeinen Sitz in Tokyo hat, beſchäftigt ſich mit ſolchen 
Angelegenheiten, die das Verhalten von Offizieren vom Generals⸗ 
rang betrifft, wie auch mit Berufungen gegen die Entſcheidungen der 
niedrigeren Gerichtshöfe. — 

Der Urteilsſpruch eines Gerichtshofes muß vor feiner Voll- 
ſtreckung vom Kaiſer oder von dem erſten Vorſitzenden des Gerichts⸗ 
hofes, ſeinem Range gemäß, genehmigt werden. 

Militäriſche oder Garniſonsgefängniſſe müſſen ſich in Zentren 
befinden, in denen Garniſons⸗ und Diviſions⸗Kriegsgerichte vorhanden 
ſind, und unterſtehen der Rechtſprechung des Garniſonskommandeurs. 

Zu jeder Garniſon gehört ein Militärhoſpital, in welchem jeder 
Krankheitsfall der Truppen behandelt wird und welches Medikamente 
und chirurgiſche Inſtrumente vorrätig hat. Die ärztliche Behandlung 
wird den Soldaten der Armee koſtenlos gewährt, außer den Einjährig⸗ 
Freiwilligen und denjenigen, die den Rang eines Spezial-Sergeanten 
oder einen höheren einnehmen. Beſondere Vorkehrungen ſind 
zur Iſolierung von Infektionskranken und für Patienten, denen eine 
Luftveränderung nötig iſt, getroffen. 

Die „Station für kranke Pferde“, wie es genannt wurde, iſt 
abgeſchafft worden, und alle Angelegenheiten dieſes Departements ſind 
auf das Kavallerieamt des Kriegsminiſteriums übergegangen; doch 
wird der Pferdehygiene große Aufmerkſamkeit zugewendet. 

Einige Jahre lang wurden Fohlen von Pferdezüchtern gekauft und 
nachdem ſie von den Militär⸗Tierärzten für den Dienſt tauglich 
befunden waren, zur Verteilung gebracht. Dieſe Maßnahme be⸗ 
währte ſich jedoch nicht, und ein Pferde⸗Lieferungsamt wurde unter 
der Kontrolle des Kriegsminiſters errichtet. Dieſes Departement hat 
den Einkauf und die Zucht der Fohlen, wie ihre Verteilung und An⸗ 
ſammlung zu militäriſchen Zwecken unter ſich. Zu dieſem Zwecke 
befindet ſich ein Hauptamt in Tokyo mit ſieben über das Land ver⸗ 
ſtreuten Zweigämtern, die über faſt 150000 Morgen Wieſen⸗ und 
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Ackerland zur Weide für die Pferde und zum Anbau von Getreide- 
vorräten verfügen. 

Zwei Arſenale, die ſich in Tokyo und Oſaka befinden, ſtehen unter 
der Kontrolle des Militär⸗Waffen⸗ und⸗Munitionsamts und ſorgen 
für die Ausbeſſerung und Fabrikation von Waffen und Munition. 
Pulverfabriken beſtehen in Meguro, Itabaſh und Iwahana. 

Seit dem Jahre 1891 wurden in dem Arſenal Tokyos 2160805 
Arbeiter beſchäftigt, 96325 davon waren Frauen, während in der⸗ 
ſelben Zeit in dem Arſenal Oſakas 1499557 Arbeiter, von denen 
37641 Frauen waren, beſchäftigt wurden. 

Im Jahre 1902 arbeiteten in den Wollwarenfabriken in Senyu, 
welche den Heeresvorrat liefern und unter der Kontrolle des Kriegs⸗ 
miniſters ſtehen, 318 126 Arbeiter, von denen 173 745 Frauen waren. 


Sechſtes Kapitel. 


Die Marine. 


Vom Rontre- Admiral Saito, 
Vizeminiſter der Marine. 


Ehe ich eine Aufſtellung der jetzigen Beſchaffenheit der japa⸗ 
niſchen Marine gebe, wird es vielleicht von Intereſſe ſein, zu er⸗ 
wähnen, auf welche Weiſe Kriegsſchiffe weſtlichen Syſtems in Japan 
eingeführt wurden. 

Im Jahre 1635 erließ die Tokugawa⸗Verwaltung das Verbot, 
Schiffe zu bauen, die groß genug wären, um den Ozean zu kreuzen, 
und kein Schiff durfte mehr als einen Maſt haben. Im Jahre 1838 
erbaute die Mito-Familie, unterſtützt von den Ratſchlägen eines 
Holländers — die Holländer waren die einzigen auswärtigen Kauf⸗ 
leute, die bis zum Abſchluß des Handelsvertrages mit den Vereinigten 
Staaten Amerikas nach Nagaſaki kommen durften — das erſte Schiff, 
das in Japan nach einem ausländiſchen Muſter gebaut wurde. Obwohl 
das Schiff vollendet und mit dem Namen „Hachimanmaru“ belegt 
wurde, durfte es niemals benutzt werden. 

Nachdem im Jahre 1853 amerikaniſche Kriegsſchiffe nach Japan 
gekommen waren, geſtattete die Tokugawa-⸗Verwaltung den Bau 
größerer Fahrzeuge, und zu gleicher Zeit beſtellte ſie in Holland 
durch ihre Handelsagenten eine Dampfkorvette, eine Segelkorvette 
mit Hülfsdampfern und Dampfſchiffe verſchiedener Größen; aber 
dieſe Fahrzeuge kamen infolge der damaligen Unruhen in Europa 
niemals nach Japan. 

Im Jahre 1854 wurde in Uraga nach engliſchem Muſter ein 
Zweimaſter „Howomaru“ (132 Fuß lang, 30 Fuß breit) erbaut; und 
ungefähr zur ſelben Zeit wurden noch zwei Schiffe, eins in Tokyo, 
das andere in Satſuma nach europäiſchem Syſtem gebaut. 

Zur Zeit des Krimkriegs erlitt eine ruſſiſche Korvette an der 
Küſte Japans Schiffbruch, und es wurde japaniſchen Arbeitern ge⸗ 
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ſtattet, das Fahrzeug auszubeſſern. Dadurch war den Japanern 
Gelegenheit geboten, etwas praktiſche Arbeit und Kenntnis der Schiffs⸗ 
baukunſt weſtlichen Stils zu lernen. 

Im Jahre 1855 ſchenkte ſeine Majeſtät der König von Holland 
dem Tokugawa⸗Shogun eine Dampfkorvette, welche „Kanko-Kan“ ge⸗ 
nannt wurde. Zu dieſer Zeit wurde die japaniſche Flagge „Hino⸗ 
maru“ (die Sonne oder eine rote Kugel auf weißem Grunde) eingeführt 
und iſt ſeitdem als Nationalflagge benutzt worden. 

Später wurde von der Tokugawa-Shogunats-Verwaltung die 
Marineſchule in Nagaſaki errichtet und holländiſche Marineoffiziere 
erteilten dort Unterricht in ſeemänniſchen Angelegenheiten. Die 
Studierenden, die zu dieſer Schule zugelaſſen, wurden von der Toku⸗ 
gawa-Regierung und den verſchiedenen Familienſtämmen gewählt. 
Eine zweite Marineausbildungsſchule wurde in Tokyo (Yedo) eröffnet 
mit dem „Kankomaru“ als Schulſchiff, an welcher ſowohl holländiſche 
wie engliſche Offiziere als Lehrer angeſtellt waren. Einige neue Schiffe 
wurden in Nagaſaki erbaut und zwei im Auslande gekauft. Eins 
derſelben, „Kanrinmaru“ genannt, machte ſpäter (1860) eine Fahrt 
nach San Francisco mit japaniſchen Offizieren und japaniſcher Be⸗ 
mannung unter dem Kapitän Katſu (dem verſtorbenen Grafen Katfu). 
Im Jahre 1857 ſchenkte Ihre Majeſtät die Königin Viktoria 
dem Tokugawa⸗Shogun eine Dampfjacht, die „Hanrio Kan“ genannt 
wurde. Auf dieſe Weiſe bildete und organiſierte die Tokugawa⸗Verwal⸗ 
tung allmählich ihre Marine, und im Jahre 1867, kurz vor der 
Reſtauration, war die Schiffsliſte folgende: 


A Tonnen⸗ 
Breite gehalt 


Kanokamiag (früher) . 
Stone⸗Wall (früher) 


(Eiſenpanzer) 
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Regierungs-Hilfsfchiffe, in Japan gebaut. 


Name 


Typus und 
Beſegelung 


Länge 


Breite 


Tiefgang 


Indizierte 
Pf.⸗Kr. 


Tonnen: 
gehalt 


Howomaru 
Shoheimaru 
Hozuimaru 
Taigenmaru 
Aſahimaru 
Kimizawagata . 
Nagaſakigata 
Hakodatemau 
Kamedamaru 
Sentomaru 
Chyiodagata 


Bark 


”„ 
Schoner 
Kutter 
Schoner 


Schr.⸗D. 


” 


—.— 
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Regierungs⸗-Hilfsſchiffe, die im Auslande erbant find. 


Name 


Typus und 
Beſegelung 


Material 


Länge 


Breite 


= 


Tiefgang 
he 


Indiz. 


Pf.⸗Kr. 


Tonnen⸗ 
gehalt 


Hoſhomaru 
Senſhumaru 
Kenjunmaru 
Chitoſemaru - 
Jundomaru 
Shokomaru 
Nagaſakimaru (Nr. 1) 
Kyorinmaru 
Nagaſakimaru 
Shinſokumaru 
Kokuryumaru 
Taikomaru 
iakMhomaru 
Kakkomaru 
Ryushomaru 
Chogeimaru 
Kiſhomaru 
Taiheimaru 
Nagaſakimaru (Nr. 2) 
Shokakumaru 
Kofofumarı . . . . 
Chitofemaru . . » . 
Hyryumarı . . 


Barkſchiff 


Schr.⸗D. 


” 


Barkſchiff 


Schr.⸗D. 
Rad⸗D. 
Schr.⸗D. 
Rad⸗D. 
Schr.⸗D. 
Rad⸗D. 


Barkſchiff 
Schr.⸗D. 


Holz 


— 
* 


» 
— V— 


0 


= 


d d — d . ww 
= 


340 
363 
378 
358 
405 

81 

94 


— ee 
Schiffe der verſchiedenen Stämme. 


Typus und Mate⸗ ax | Indiz. Tonnen⸗ 
Name e rial Länge Breite Tiefgang If⸗Kr. gehalt 


Biſhu: | Ken Ken Koku 

Shinrikimaru . . . Schoner Holz | 175 
Meikomaru . .. Schr.⸗D. | Eifen | | 8%, 887 
Kiſhu: | 


— . .. I. Schr.⸗D. Eiſen 
Chyyenmaru . - — Holz 
Kokuryumaru .. Schr.⸗D. 

Echizen Fuyumarı .. Schoner 
Brigg 
Bark 
Yalumomarı (Nr. 1) . .] Schr. ⸗D. 
Izumo: 
Yakumomaru (Nr. 2) .] Schr.⸗D. 
Shakkaimaru 5 
Rihyakuri 75 
Kaga: 
Keimeimaru .. Schoner 
Shunmeimaru . 57 | : | 158 
Tenyumaru . Schr ®. | - 746 
Yeiheimaru . . . -» — - 447 
Hakuhomaru . | | — — | 532 
Ankomaru — 160 
Heiun mau „ | | | 750 
Kochomaru Rad⸗D. | | 146 od. 274 
Shohomaru . .] Schr.⸗D. 461 
— . 75 ER 492 
Satſuma: | 
Kenkomaru Schr.⸗D. 
Hozuimaru > 
Tatjutamarı . . . . Bark 
Kaibunmaru .. Schr. ⸗D. 
Mannenmaru - - = 
Sangokumaru Mi 
Sakuraſhimamaru . 5 
Taikyokumar . . .| Schoner 
Kaſugamaru . Rad⸗D. 
Sendai: 
Kaiſeimaru Schoner 
Pukomaru 
Higo: 
Banrimaru 
Ryounmaru 


Name 


Typus und Mate⸗ 
Beſegelung 
NER 


Higo: 
Funjinmaru 
Taiunmaru 


Shimpumaru 


Chikuzen: 
Hiniſhitamaru 


Taihomaru 


Kenyeimaru 
Sojunmaru 


Shintenmaru 


Takkanmaru 
Aki: 


Mannenmaru 


Hoanmaru 
Awa: 

Kenkomaru 

Tuſaimaru 
Hizen: 


Denryumaru . 
Shimpumaru . 
Kinoenemaru . 
Kiſaragimaru 


Ryohomaru 


Moſhunmaru 
Kojiro Okimaru 


Toſa: 
Nankaimaru 
Kochomaru 


Hagoromo 
Nankaiſen 


Kurume: 
Puhimaru 
Genchomaru 


Shimpomaru 


Shofumaru 


Ryokakumaru 


Shinjakumaru 
Zu: 


Shimpumarı . . 


Japan. 


Eiſen 
Holz 
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Bark Holz 
Rad⸗D. 15 
Schr.⸗D. Eiſen 
Rad⸗D. 1 
Schr.⸗ D. „ 

Bark Holz 


Schr.⸗D. Eiſen 
Rad⸗D. 15 


Schr.⸗D. Holz 
Schoner 17 


Schr.⸗D. Holz 
Kutter 75 
Schr.⸗D. Eiſen 


Rad⸗D. Holz 
Schr.⸗D. 
Bark 


Schr.⸗D. 
Rad⸗D. 
Schr.⸗D. 
Schoner 


Schr.⸗D. 
Bark 
Schr.⸗D. 


Schr.⸗D. 

choner 
Schr.⸗D. 
Schoner 


Schr.⸗D. 


Schoner 
Schr.⸗D. 


Tiefgang 


Tonnen⸗ 
gehalt 


| A ä 5 2 en= 
Name 2 Länge | Breite Tiefgang 2 


Nagato: 
Koſhinmaru 
Jinjutſumaru 
Kigaimaru 
Heiinmaru 
Teibomaru 
Otſuchumaru. BE 
Akita Fukukaimaru ..] Schoner 
Nambu Kounmaru Bark 
Matſuyama: 
Koſaimaru Bark 
Kofuyomaru . . Schr.⸗D. 
Kokora Hiryumaru 
Himeji: 
Hayatorimaru .. Schoner 
Kinkamaru 
Shingomaru 
Shonai Ryujinmarı . . u 
Tſugaru Anaimaru . Bark 
Tukuyama Jumpumaru . | Schoner 
Uwajima: 
Temporoku Schr.⸗D. Eiſen 22 
Kaiſanmaru .. Schoner Holz 15 
Shozuimaru . Schr⸗D. Eiſen 14 
Matſuyama Kaifumaru . | Schoner Holz 17 
Ono (Doi) Onomaro . 75 15 18 
Oſie (Kato) Irohamaru .] Schr.⸗D. | Eifen | 30 
Erklärung: 
Schr.⸗D. Schraubendampfer. 
Rad⸗D. Raddampfer. 
Ken ungefähr 6 Fuß. 
Koku ungefähr 10 Kubikfuß. 
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Dann kam der Reſtaurationskrieg, und die meiſten Schiffe 
der Tokugawa⸗Verwaltung, ausgenommen das Panzerſchiff „Kotetſu“ 
(früher Stonewall Jackson), das von dem Admiral Yenomoto (dem 
Rebellenführer) befehligt wurde, flohen nach der Inſel Yezo (Hokkaido). 
Es kam zur Schlacht bei Hakodate (vor der Schlacht bei Hakodate 
verloren die Rebellen durch Sturm einige ihrer beſten Schiffe), in 
welcher die Flotte der Rebellen gänzlich zerſtört wurde. 

Nach dem Reſtaurationskrieg übergaben die Stämme der neuen 
Regierung Seiner Majeſtät die Kriegsſchiffe, die noch in ihrem Beſitz 
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waren, und die Kaiſerliche Marine wurde in den Jahren 1869/1870 


organiſiert. 


Im Jahre 1872 war die Liſte der Schiffe der Kaiſerlichen Marine 


folgende: 


Lifte der Kriegsſchiffe der Kaiſerlich Japaniſchen Marine 
im fünften Jahre von Meiji 1872. 


Name | 


geſchenkt oder 
gekauft 


Wo und wann 


Gattung 


Deplace= | Indiz. Ss 
ment Pf.⸗Kr. 8 


von erbaut 


Azuma oder Ko⸗ 
. 


Tſukubkba 
Fujiyama 
Niſſhin 
Kaſuga 
Vorratſchiff (Nr. ) 


Chiyodagata 
Shumpumaru 
Soryumaru 
Tokiomaru 
Oſakamaru 
Kaifumaru 


Tonegawamaru 
(Nr. 1) 


gekauft von 
Amerika 
geſchenkt von 
Kumamoto 
gekauft von 
England 


- geſchenkt vom 


Shogun 
geſchenkt von 
Saga 
geſchenkt von 
Kagoſhima 
gekauft vom 
Ausland 
geſchenkt von 
Kagoſhima 
geſchenkt von 
Yamaguchi 
” 


”„ 


” 
geſchenkt von 
Saga 
erbeutet bei 
Hakodate 
gekauft von 
England 


gekauft von 
England 


Frankreich 
1864 


England 
1869 


Malacca 
1851 


Ver. Staaten 
Amerika 1864 


Holland 1868 


England 
1863 


England 
1859 


England 
1870 


England 1867 
England 1867 
England 1861 


England 
1867 


Tokyo 1863 


Ver. Staaten 
v. Amerika 
Yokoſuka 
1872 
Ver. Staaten 
Amerika 1854 
England 
1866 


Yokoſuka 
1872 


Rammſchiff 
(gepanzert) 
Korvette 
(Panzergürtel) 
Korvette 
(Golz) 
Jacht (Holz) 


” 


Kanonenboot 


(90%) 


” 


Transportſchiff 
(Segel, Holz) 
Kaiſerl. Flagg⸗ 

ſchiff (Holz) 
gemiſcht 
(Holz) 

Transport- 

ſchiff (Eiſen) 

Transportſchiff 
(Segel, Holz 

Holz 


Tonnen 


1,800 
1,459 
1,033,9 
1,000 
784 
1,015 
358,9 
523 
245 


236 
236 
173 
305 


500 


280 


200 


180 


470 


300 


300 


115 


106 


130 


275 


275 


134 


145 


137 


87 


93 


65 


65 
65 
65 
65 


39 


30 


ER 


Die Kaiſerlich Japanische Marine hatte ſchon vor dem Krieg 
mit China verſchiedene kleinere Gefechte beſtanden, in denen einzelne 
Schiffe oder kleine Geſchwader benutzt wurden, wie z. B. die fol⸗ 
genden: 8 

Der Kriegszug nach Formoſa 1874. 

Das Bombardement und die Beſitznahme von Peiſojo in Korea 
durch S. K. M. S. „Unyo“, 1875. 

Der Satſuma⸗Aufſtand 1877. 

In den Jahren 1894/1895 war die Kaiſerliche Marine im 
chineſiſch⸗-japaniſchen Kriege tätig. Die wichtigſten Gefechte des⸗ 
ſelben waren: 

Die erſte Seeſchlacht bei Aſan, Korea. 

Die Schlacht am Jalu. 

Der Angriff der Torpedoboote bei Wei⸗-hai-wei. 

Die Beſitznahme der Pescadores, von Takao und Amoin. 

Die nachſtehende Liſte gibt die Stärke der japaniſchen Marine 
zur Zeit des Krieges mit China an. 


Kriegsſchiffe der Kaiſerlich Japauiſchen Marine am Ende 
des XXVI. Jahres von Meiji, 1893. 


Vom Deplace In⸗ 
Name | PR Stapel Gattung ment dizierte Ka⸗ 


Be⸗ 

gelaſſen Tonnen Pf.⸗Kr. n 
Itſukaſhima . . . Frankreich 1889 Geſch. Kreuzer 4,278 355 
Matſuſhimna 7 1890 7 4,278 355 
Haſhidate . .. Pokoſuka | 1891 55 4,278 355 
Hofhino . . .. England | 1892 77 4,216 385 
Fuſo 5 1877 Panzerſchiff 3,777 345 
Naniwa 95 1885 Geſch. Kreuzer | 3,709 352 
Takachih se 5 1885 5 3,709 352 
Akitſuſhima. . .. Pokoſuka | 1892 75 3,150 314 
England 1890 Gürtelpanzer 306 

7 1877 Kreuzer (gem.) 285 

7 1877 5 2 5 285 

Marocco 1851 Korvette 273 

Yokoſuka 1888 Kanonenſchiff 223 

Dayeyamaa 1889 Depeſchenboot 215 
Tenryu 1883 Korvette 213 
Malſtrag : 1885 55 230 
1885 77 230 


Übertrag | — — 99 5073 


| Wo 
Name gebaut 


— 69 


Vom 
Stapel 


Gattung 
gelaſſen 


Yokojufa 


Übertrag 


Deplace⸗ 
ment 


Tonnen 


In⸗ 
dizierte 
Pf.⸗Kr. 


Be⸗ 
ſatzung 


Korvette 


48,318 
1,502 


85,099 
1,622 


5,073 
230 


1,367 
926 
667 
640 
622 
622 
622 
622 
321 

1,289 
877 
877 
543 

1,372 


61,187 


1,267 
720 
659 

1,217 
923 
963 
963 
963 
217 

1,217 


210 
159 
112 
130 
105 
105 
105 
127 

96 
138 
102 
102 

51 
177 


7,022 


Kanonenſchiff 
Kanonenboot 


”„ 
Kobe 


Pokoſuka 
Tokyo 
Kobe 

England 15 

Depeſchenboot 
Segelſchiff 


” 


Kobe 


[2 


Tateyama 
Tſukuſhi 


Insgeſamt | 


2,433 
98,263 


O O = t e 


England Kanonenſchiff 


342 


Die folgende Liſte zeigt die gegenwärtige Stärke der Kaiſerlich Ja⸗ 
paniſchen Marine: 


Liſte der Torpedoboots-Zerſtörer der Kaiſerlich Japaniſchen Marine. 


Tief⸗ 
gang 
Meter 


1,524 


Tor⸗ 
pedo⸗ 
Rohre 


Deplace⸗ 
ment 


Tonnen 


In⸗ 
dizierte 
Pf.⸗Kr. 


6 000 


| 
Breite 
Meter 


6,243 | 


Tiefe 
Meter 


3,962 


” 


Schnellig⸗ 
keit 


Knoten 


Länge 
Meter 


Ikazuchi 67,131 
Inazuma 
Akebono 
Sazanami 
Oboro 8 
Shinonome . 
Murakumo 
Yugti . 
Shiranui . . 
Kagero 
Uſugumo 
Akatſuki 
Rafumi. . . 
Shirakumo 
Aſaſhio 


Name Rüſtung 


Lifte der Ariegsſchiffe der Kaiſerlich Japaniſchen Marine, Dezember 1901. 


Ka⸗ 
nonen⸗ 


N ̃; Tiefgang Deplace⸗ 
Klaſſe Material Länge We e ment 
Meter Meter 


EAN ER Meter Tonnen 


Schlahtihif | Stahl | 113,994 22,307 8,077 12,687 13,687 
er 113,385 22,467 | 8,000 12,517 13,687 
5 91,600 | 18,000 | 6,100 | 7,335 | 6,000 
Fuſo Eiſen 67,055 | 14,680 | 5486 3,777 | 8,650 
Itſukuſhima Stahl 91,800 | 15,592 | 6,050 | 4,278 | 5,400 
Matſuſhima 91,800 15,592 6,050 4,278 | 5,400 
Haſhidate 91,800 15,592 6,050 | 4278 5,400 
Hoſhino 109,727 14,178 5,182 | 4225 | 15,967 
Takaſago 109,727 14,173 | 5182 | 4227 | 15,967 
91439 | 14071 | 5.667 | 3,709 7,604 
91439 14,071 5,667 | 3,709 | 7,604 
Akitſuſhima 91,700 | 13,144 5,324 3,172 | 8516 
Chiyoda 94,487 12,980 4,267 | 2,489 | 5,678 
Idzumi 82,295 12,800 5,639 2,967 5,576 
93,500 12,245 4,600 2,700 85500 
72,000 | 10,680 4,675 | 2481 | 2,839 
70450 | 10,580 4,016 | 1,778 | 2332 
71,120 12,420 5,333 | 2284 | 2,585 
71,120 12,420 5,333 | 2284 | 2,535 
58,725 | 10,592 | 5486 | 1,978 526 
61,264 | 10,670 | 4648 | 1,502 | 1,622 
61,264 | 10,670 4,648 1,502 | 1,622 
61,264 | 10,670 | 4648 | 1,502 | 1,622 
64.260 | 9,900 5,000 1,867 | 1,267 
64,680 | 10,820 | 5,172 | 1,547 1,267 
64,007 | 9,780 4420 | 1,872 | 2438 
60,000 12,400 4,150 2,185 | 1,200 
62,170 9,300 4,035 926 720 
53,500 8000 2,750 640 15217 
47,000 8,200 2,950 62² 963 
47,000 8,200 2,950 622 


Indizierte Schnelligkeit 
Pferdekräfte] Knoten 


— 
0 0 © 00 O o 


Lifte der Ariegsſchiffe der Kaiſerlich Iapanifhen Marine, Dezember 1901. (Fortſetzung). 


8 l Tiefgang Deplace⸗ 2 5 
Name Klaſſe Material Länge Breite 1122 ae 1 Indizierte Schnelligkeit 1 7 
Meter Meter Pen 2 Pferdekräfte Knoten zeichen 


Kanonenſchifff Eiſen 47,000 8,200 2,950 622 963 la GQDJI 
Stahl 47,000 | 8,200 | 2,950 622 963 GQDH 
Holz 46,900 7,880 | 8,900 667 659 GQCL 
47,760 | 8,610 | 8,146 610 300 GQFW 
Chinto 38,280 8,839 | 2,819 447 420 GQHM 
Chinſei 38,280 8,839 2,819 447 420 GQHN 
Chinnan 38,280 8,839 2,819 447 420 GQHP 
Chinhoku 38,280 | 8,839 | 2,819 447 420 GQHR 
Cmdur 2... 8: 38,280 | 8,839 | 2,819 447 420 GOHS 
Chinpen 1 7 38,280 | 8,839 | 2,819 447 420 GQHT 
Nayeyama Depeſchenboot 96,900 10,500 4,060 1,609 5,400 GQDW 
Tatſuta 7 73,151 8,402 2,896 864 5,069 GQFS 
Toyohaſhi Torpedo⸗Depotſch. 104,850 12,252 5,053 4,120 1,870 52 GQJM 
i Kreuzer 90,000 | 12,700 | 4,800 2,800 8,000 5 GN 
Depeſchenboot 96,000 10,500 4,000 1,800 6,130 GQJP 
Shikifhima . . .  . | Schlachtjchiff 121,918 | 23,012 8,306 15,088 | 14,700 GQKM 
Aſahi 5 121,919 | 22,860 | 8,306 15,443 | 15,207 GQKN 
Hatſuſe 5 75 121,919 23,380 8,230 15,240 14,700 GQKP 
Yakumo Kreuzer 124,200 19,600 8,306 9,800 15,500 GQKR 
Adzuma 5 135,900 18,140 7,212 9,456 16,600 GQKS 
Aſama 55 124,357 20,444 7,423 9,855 | 18,248 GQJR 
Tokiwa 7 124,357 20,444 | 7,423 9,855 | 18,248 GQJS 
Idzumo ei 121,919 | 20,879 7,891 9,906 14,700 GOKT 
i 114,147 | 14,910 | 5,410 4,978 17,235 600 
e 95 114,731 | 14,986 | 5,372 4,836 | 15,714 GQJV 
Chihaya - * * - ... |Depefchenboot 83,800 9,619 2,990 1,250 6,000 GQKV 
Mikaſa Schlachtſchiff 121,919 23,196 8,280 15,362 15,207 GQLF 
Kreuzer 121,919 | 20,879 7,391 9,906 | 14,700 GQLH 

Kreuzer 102,000 | 13,400 | 4,900 3,420 9,400 
III. Klaſſe 102,000 | 13,400 4,900 3,420 9,400 


”„ 
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Lifte der Torpedoboote der Kaiſerlich Japaniſchen Marine. 


Tief⸗ | Deplace- 
gang ment 


Schnel⸗ Rüſ⸗ 


Name änge Breite Tiefe 
Läng f ligkeit tung 


oder Nr. 


Indiz. 
Pf.⸗Kr. 


Meter | Meter | Meter | Meter Tonnen Knoten em 


Torpedo⸗Rohre 


Rotaha . . 50,290 5,791 | 2,286 1,702 203 19 4 
53,000 3,350 2,500 | 2,000 | 53,954 20 


” 


, 


7 
657 
525 


„ 
657 
1121,150 
85 990 
66,300 | 338,055 
73,500 | 442,501 
a 16 90,75 
Fukuryun 115 1015,7 
Hayabuſa .. 152,390 | 4,200 
Shiratala . . 126,698 | 2,600 
Kaſaſag i 152,390 | 4,200 
Manazura 15 
Chidori 5 
ER ‚87,88 
80. er 
Sl 83,038 
82 
88 02 
34 
35 
36 
1 5 
8 


1 
49 
50 * 
8 
52 sm 
Bär 
BEI; 
DENN. 
58 
Saus 
858 
S9 
60: 2: 
GR 2 
9 
68 
64 
re > 
88 : 
8 
68 
89 
Me 
1 2 
D 
Aotakaa 
eee 


Tſubame 


Hib art 


Kiji 


” ” 
39,000 4,800 


46,483 4,660 


Tief- 
gang 


Meter 


1,575 


Deplace⸗ 
ment 


Tonnen 


109,728 


, 
52,830 
54,271 


" 


83,038 


. 
109,728 


Schnel⸗ 
ligkeit 


EM 


Die urſprüngliche ſeemänniſche Ausbildung. 


Der erſte wichtige Schritt im Intereſſe der Japaniſchen Kaiſer⸗ 
lichen Marine war die Errichtung einer Marineakademie in Tokyo, 
und im Jahre 1873 ſtellte die japaniſche Regierung mit Einwilli⸗ 
gung der Regierung Großbritanniens engliſche Marineoffiziere und 
Soldaten als Lehrer an dem Inſtitut an. 


Die Liſte der Lehrer war folgende: 8 

Kommandeur (jetzt Admiral) A. L. Douglas, K. M.; Komman⸗ 
deur C. W. Jones, K. M.; Leutnant C. W. Baillie, K. M.; Ober⸗ 
ingenieur F. W. Sutton, K. M.; Ingenieur T. S. Giſſing, K. M.; 
Hilfsingenieur W. J. Harding, K. M.; fünf Deckoffiziere; fünf Unter⸗ 
offiziere; ſechzehn Matroſen. 

Dieſe Lehrer waren auf eine Dauer von drei Jahren angeſtellt; 
einige kehrten nach Beendigung des erſten Kurſus zurück, andere 
verpflichteten ſich noch auf weitere drei Jahre. 

Im Jahre 1876 wurden: Kommandeur L. P. Willan, K. M., 
Leutnant T. H. James, K. M., Ingenieur W. Jad, K. M. und 
einige Deck- und Unteroffiziere als Lehrer für die Schulſchiffe, die 
in fremden Gewäſſern kreuzten, angeſtellt. Ihre Anſtellung dauerte 
von 1879-1882. Die Zahl der Kadetten an der Marineſchule wäh⸗ 
rend desſelben Zeitraums betrug 250 bis 300 einſchließlich der 
Ingenieurkadetten. Eine Abteilung von 20—45 Kadetten wurde all⸗ 
jährlich auf die hohe See geſchickt. 

Die Ausbildung war gründlich und gediegen und hat die Grund⸗ 
lage der jetzigen Marine gebildet. Auch in anderen Zweigen der 
Marine wurde während dieſer Jahre für tüchtige Ausbildung ge— 
ſorgt und beſondere Schulen für Arzte, Zahlmeiſter u. ſ. w. mit aus⸗ 
wärtigen Lehrern eingerichtet. 


Die Marineverwaltung. 


Nach der Reſtauration wurde zunächſt die Kaiſerliche Land- 
und Seemacht von einem Departement aus verwaltet; aber als die 
Neueinrichtungen fortſchritten, wurden im Jahre 1872 auch dieſe 
beiden Abteilungen getrennt und unabhängig voneinander verwaltet. 

Die Leitung und Kontrolle der Kaiſerlichen Marine ſteht unter 
dem Oberbefehl des Marineminiſters, welcher aus den Flaggoffizieren 
der aktiven Liſte ernannt wird. Der Marineminiſter, der gleichzeitig 


Kabinettsmitglied iſt, iſt dem Kaiſer für alle Vornahmen des 
Marineminiſteriums direkt verantwortlich. In allen Angelegenheiten 
der Marine, Schiffsbewegung und Mobilmachungspläne handelt er 
in Übereinſtimmung mit dem Leiter des Admiralſtabsdepartements. 

Das Admiralſtabsdepartement iſt von dem Marineminiſter un⸗ 
abhängig und unterſteht der direkten Kontrolle S. M. des Kaiſers. 

Um eine ermüdende Auseinanderſetzung zu vermeiden, zeigt eine 
Tabelle im Anhang die Organiſation und die verſchiedenen Stel⸗ 
lungen aller Offiziere der Kaiſerlichen Marine. 


Marineſtationen und Werften. 


Die Küſte des Reiches iſt in fünf Marinebezirke eingeteilt, und 
das Hauptquartier jedes Bezirks liegt in dem Haupthafen desſelben 
und wird „Chinjufu“ (Marineſtation) genannt. 

Das Hauptquartier des 1. Marinebezirks iſt in Yokohama. 

2. 77 2 Kure. 
„ Saſebo. 
11 „ Maizuru. 
a 75 „ „Muroran. 

Die obengenannten Marineſtationen, mit Ausnahme von Mu⸗ 
roran, haben Werften und Geſchützdepots, die mit allen notwendigen 
Vorräten verſehen ſind. 

Außerdem ſind noch folgende Untermarineſtationen, in denen 
kleinere Schiffe und Geſchütze repariert werden, zu nennen: 

Takeſhiki⸗Marineſtation (Tſuſhima⸗Inſeln). 
Bake⸗Marineſtation (Pescadores⸗Inſeln). 
Ominate⸗Torpedoabteilung (Bucht von Awemori). 

Da die Schiffswerft von Yokuſuka die einzige iſt, die ſchon 
im Jahre 1864 zur Zeit der Tokugawa-Regierung beſtand und alle 
anderen erſt nach dem Jahre 1885 gebaut worden ſind, wird eine 
Beſchreibung derſelben von Intereſſe ſein. 

Die Schiffswerft von Yofkufufa umfaßt mit ihren Docks, Schiffen, 
Fabriken, Werkſtätten und Speichern einen Raum von mehr als 
ſiebzig Morgen Land. Für den Bau der verſchiedenen Schiffsteile, 
Maſchinen u. ſ. w. ſind Zeichenſäle, Muſterzimmer, Eijen- und Metall⸗ 
gießereien, Werkſtätten mit Maſchinen zum Schweißen, Formen und 
Durchbohren von Stahlplatten, Keſſel⸗ und Kupferwerke ſowie 
Schmiedewerkſtätten — (der größte vorhandene Dampfhammer war 


Fibre 


20 Tonnen ſchwer) vorhanden; auch find mehrere Zimmermanns⸗ 
werkſtätten und Bauplätze für Boote und Speicher für Schiffsbau⸗ 
material damit verbunden. 

Es gibt vier Docks, von denen zwei Kriegsſchiffe 1. Klaſſe auf⸗ 
nehmen können, und die 4000 bis 6000 Arbeiter je nach den aus⸗ 
zuführenden Arbeiten beſchäftigen. 

Die Geſchützdepots und Vorräte befinden ſich in den angrenzen⸗ 
den Buchten und nehmen einen Raum von ſechzig Morgen ohne 
die Magazine u. ſ. w. ein. 

Das Marinearſenal in Kure iſt das größte und bedeutendſte 
und gibt ein gutes Bild der gegenwärtigen Geſchützwerke. Die 
Grundlage dazu wurde im Jahre 1894 zur Zeit des Krieges gegen 
China gelegt, und das Arſenal hat einen Raumumfang von mehr 
als hundert Morgen Land. — Gewehre und Geſchoſſe für die Ma⸗ 
rine in allen Größen bis zu 12 Zoll wie auch Gewehrmontierungen 
werden dort fabriziert. Die hauptſächlichſten Werkſtätten des Arſe⸗ 
nals ſind Mufter- und Zimmermannsräume, Stahl- und Metall- 
gießereien, Schmieden, (die größte hydrauliſche Preſſe hat einen Druck 
von 4000 Tonnen), Bohr-, Drechſler⸗ und Polierwerkſtätten, Plätze 
zum Trocknen und Härten, Gewehrmontierungsmaſchinen, Projektil⸗ 
und Patronenwerke, Torpedo- und unterſeeiſche Minenfabrikation, 
Laboratorien, Speicher, Scheibenſtände u. ſ. w. Eine Fabrik zur Her⸗ 
ſtellung von Panzerplatten iſt im Bau begriffen; ſie umfaßt mehrere 
Flammenſchmelzöfen, Gaserzeuger, Schmiedewerkſtätten mit hydrau⸗ 
liſchen Preſſen mit einem Druck von 10000 Tonnen und Walz⸗ 
werke, Maſchinenwerke, eine Zementierungsanſtalt, Zeichenſäle, 
Magazine u. ſ. w. g 


Das Perſonal. 

Für das Etatsjahr 1902 belief ſich die Zahl der für die Kaiſer⸗ 
lich Japaniſche Marine bewilligten Offiziere und Mannſchaften wie 
folgt: 

i ch. ee 
ee, ee es 
Unteroffiziere und Matroſen u.f.w.. . 39821 

Offiziere und Mannſchaften der Reſerve beliefen ſich im Jahre 

1902 auf: 


a ER 


Reſerveoffiziere der Marine 170 
Reſervedeckoffiziere der Marine 108 
Reſerveunteroffiziere und Matroſen 6343 

Die Offiziere der Kaiſerlichen Marine ſind in zwei Klaſſen ein⸗ 
geteilt, in Seeoffiziere und Marinebeamte, die in gleichem Range 
ſtehen. 

Die Seeoffiziere ſind: Admirale, Kapitäne, Kommandeure, 
Leutnants, Unterleutnants, Unteroffiziere, Seekadetten, Kanoniere 
und Bootsleute. 

Zu den Beamten mit Offiziersrang zählen: Ingenieure, Mili⸗ 
tärärzte, Zahlmeiſter, Geſchützingenieure, Schiffbauingenieure, Zim⸗ 
merleute und Kapellmeiſter. 

Marineinfanterie und Artillerie wurde ebenfalls im Anfang 
eingeführt, aber ſeit dem Jahre 1876 wieder abgeſchafft. 


Exekutivoffiziere. 


Die Seekadetten der Kaiſerlich Japaniſchen Marine werden nach 
Reifeprüfungen, die den Söhnen aller japaniſchen Untertanen offen 
ſtehen, zum Dienſte zugelaſſen. Die Aufnahmeprüfung kann gegen⸗ 
wärtig in neunzehn der wichtigſten Städte des Landes vor dem 
Vorſitzenden der Marineakademie abgelegt werden. Nachdem die Zahl 
der für das Jahr zuläſſigen Kadetten durch den Marineminifter 
öffentlich bekannt gemacht worden iſt, können durch die Ortsbehör⸗ 
den innerhalb des vorgeſchriebenen Zeitraums bei dem Vorſitzenden 
der Marineakademie Bewerbungen eingereicht werden. Der Aſpi⸗ 
rant darf nicht unter 16 und nicht über 20 Jahre alt ſein; hat 
ein Kandidat den Kurſus einer Mittelſchule abſolviert, ſo wird er 
in Mathematik, japaniſchem Aufſatz, Engliſch und Chineſiſch geprüft; 
ein Bewerber, der nicht die Mittelſchule beſucht hat, wird in fol⸗ 
genden Fächern geprüft: japaniſcher Aufſatz, Mathematik, Engliſch, 
Chineſiſch, Geographie, Geſchichte, Phyſik, Chemie und Zeichnen, wenn 
der Bewerber es wünſcht, außerdem noch im Franzöſiſchen, Deutſchen 
oder Ruſſiſchen. 

Bewerber, welche die Prüfung beſtanden haben, werden See⸗ 
kadetten und kommen auf die Marineakademie in Yetajima, auf 
dem Binnenſee in der Nähe der Marineſtation von Kure. Das 
Reiſegeld nach der Akademie wird bezahlt, und an Ort und Stelle 
wird alles von der Regierung aus geliefert. 


— — 


Die Kadetten bleiben drei Jahre auf der Marineakademie und 
werden in der Seefahrerkunſt, Schiffahrtkunde, höheren Mathematik, 
Engliſch, Phyſik, Chemie, Geſchützkunde, Maſchinenbaukunſt, Kennt⸗ 
nis der Torpedos u. ſ. w. unterwieſen. Nachdem fie die Reifeprüfung 
beſtanden haben, werden ſie als höhere Seekadetten den Schulſchiffen, 
die die offene See befahren, mitgegeben. Nach Ablauf von acht⸗ 
monatlichem Dienſt auf hoher See werden ſie in den praktiſchen, 
an Bord erworbenen Kenntniſſen geprüft und dann einem Dienſt⸗ 
ſchiff zugeteilt, welches unter den Schiffen des Geſchwaders aus⸗ 
geſucht wird; ſtellt ihnen nach einem viermonatlichen Dienſt der 
Kapitän des Schiffes ein gutes Zeugnis aus, ſo werden ſie zu 
Unterleutnants ernannt. 

Die Beförderung der Marineoffiziere geſchieht nur durch Wahl 
und die Liſte der Kandidaten, die dieſe Ehre verdienen, wird der 
Admiralität, die jährlich einmal zuſammentritt, zur Entſcheidung 
vorgelegt. Dieſe Behörde beſteht aus acht oder neun Mitgliedern, 
aber zu den Sitzungen, welche über die Beförderungen zu entſcheiden 
haben, werden alle Oberbefehlshaber der Marineſtationen und der 
Geſchwader, wie auch die älteſten Offiziere der verſchiedenen Ab- 
teilungen wie der Ingenieur- und Arztekorps u. ſ. w. einberufen, 
und der Marineminiſter führt den Vorſitz. Offiziere der folgenden 
Rangſtufen, welche die vorgeſchriebene Anzahl Jahre gedient haben, 
können zur Wahl vorgeſchlagen werden: 

Unterleutnants, 1 Jahr. — Leutnants, geringeren Grades, 
2 Jahre. — Leutnants, 5 Jahre. — Kommandeure, 2 Jahre. — 
Kapitäne, geringeren Grades, 2 Jahre. — Kapitäne 2 Jahre. — 
Kontreadmirale, 3 Jahre. 

Marineoffiziere werden infolge von Krankheit, hohen Alters 
oder Unfähigkeit auf die Reſerveliſte geſchrieben. Die Altersgrenze 
der verſchiedenen Rangſtufen iſt folgende: 

Admirale im Alter von 68 Jahren. — Vizeadmirale im Alter 
von 63 Jahren. — Kontreadmirale im Alter von 58 Jahren. — 
Kapitäne im Alter von 53 Jahren. — Kapitäne, geringeren Grades, 
im Alter von 48 Jahren. — Kommandeure im Alter von 45 Jahren. 
— Leutnants im Alter von 43 Jahren. — Leutnants, geringeren 
Grades, im Alter von 38 Jahren. — Unterleutnants im Alter von 
38 Jahren. — Oberkanoniere und Bootsleute im Alter von 51 
Jahren. — Kanoniere und Bootsleute im Alter von 48 Jahren. 
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Alle Offiziere werden fünf Jahre, nachdem ſie auf der Reſerve⸗ 
liſte ſtehen, penſioniert. 


Ingenieuroffiziere. 


Die Studenten des Ingenieurweſens werden in derſelben Weiſe 
zum Dienſte ausgeſucht, wie die Marinekadetten, doch dürfen die 
Bewerber nicht unter 16 und nicht über 21 Jahre alt ſein. Der 
Student der Marine⸗Ingenieurſchule bleibt dort drei Jahre und vier 
Monate und macht einen Kurſus in vorgeſchrittener Mathematik, 
Phyſik, Chemie, Dampfmaſchinenbau u. ſ. w. durch. Sie bekommen 
auch praktiſche Unterweiſung in den Ingenieurwerkſtätten der Yoko⸗ 
ſuka⸗Werft, wo ſie Unterricht im Panzerſchiffbau, in der Bedienung 
der Schiffsmaſchinen und Keſſel, in der praktiſchen Anwendung der 
verſchiedenen Inſtrumente des Maſchinenraumes, wie auch in der 
Einrichtung und dem Funktionieren des elektriſchen Lichts, des Tor⸗ 
pedo⸗ und Kanonendienſts erhalten. Nachdem der Student die 
Reifeprüfung erfolgreich beſtanden hat, wird er proviſoriſch Unter- 
ingenieur der Marine und kommt auf ein Schulſchiff, das ins offene 
Meer geht, auf welchem er die für den Kriegsdienſt nötige praktiſche 
Ausbildung erwirbt. 


Nach achtmonatlichem Dienſt an Bord werden die Studenten 
geprüft und zu Unteringenieuren ernannt und können die folgenden 
Rangerhöhungen in derſelben Weiſe wie die Seeoffiziere erlangen. 
Die Reihenfolge in der Beförderung iſt folgende: Ingenieur, Ober- 
und Flotteningenieur, Maſchinenbauinſpektor, Generalinſpektor des 
Maſchinenbaues. 


Marineärzte. 


Bewerber für die Arzteabteilung der Marine müſſen zunächſt 
ein mediziniſches Examen ablegen, ehe ſie an den Bewerbeprüfungen 
teilnehmen dürfen, welche Heilkunde, Chirurgie, Naturwiſſenſchaften 
und moderne Sprachen umfaſſen. Kandidaten, welche die Prüfun⸗ 
gen beſtanden haben, werden proviſoriſche Hilfsärzte der Marine 
und treten in die Marineärzte⸗Hochſchule zum Studium ein. Dort 
bleiben ſie wenigſtens ein Jahr, und nachdem ſie das Examen be⸗ 
ſtanden haben, treten ſie in den Dienſt der Hoſpitäler der verſchiedenen 
Marineſtationen. Nach einem beſtimmten Zeitraum werden ſie, wenn 
der leitende Arzt des Hoſpitals ihre Beförderung befürwortet, zu 


Aſſiſtenzärzten ernannt und erreichen ſpäter die folgenden Rang⸗ 
erhöhungen durch Wahl. Die Reihenfolge der Beförderungsſtufen iſt 
folgende: Aſſiſtenzarzt, Arzt, Stabs- und Flottenarzt, leitender Arzt, 
Generalarzt. 

Arzte können unter den Studenten, welche den Kurſus an den 
Kaiſerlichen Univerſitäten abſolviert haben, ohne vorhergehende Prür 
fung gewählt werden. 


Zahlmeiſter. 


Zu proviſoriſchen Zahlmeiſtern werden Kandidaten, — nicht 
unter 20 Jahren oder über 28 Jahren, — durch Bewerbeprüfungen 
ernannt, nachdem ſie das mediziniſche Examen beſtanden haben. Be⸗ 
werber, welche die Prüfungen beſtanden haben, werden auf die Zahl- 
meiſterausbildungsſchule geſchickt, wo ſie einen achtmonatlichen Unter⸗ 
richtskurſus durchmachen müſſen. Nach der Abſchlußprüfung werden 
fie den verſchiedenen Dienſtſchiffen zur Erlangung praktiſcher Er⸗ 
fahrung zuerteilt, und nach viermonatlichem Dienſt werden ſie nach 
guter Führung Hilfszahlmeiſter und erlangen die weiteren Rang⸗ 
erhöhungen durch Wahl. Die Beförderungsſtufen ſind folgende: 
Hilfszahlmeiſter, Zahlmeiſter, Ober⸗, Stabs⸗ und Flottenzahlmeiſter, 
Zahlmeiſterinſpektor und Generalzahlmeiſter. 


Marinebaumeiſter. 


In jedem Jahr kann ſich eine beſtimmte Anzahl der Studenten 
des Schiffbaues der Kaiſerlichen Univerſität darum bewerben, 
Studenten der Marine zu werden. Die Koſten für die zugelaſſenen 
Kandidaten werden von der Marine bezahlt und nachdem ſie die 
Prüfungen beſtanden haben, werden ſie zu Hilfsbaumeiſtern der 
Marine ernannt. Die weiteren Rangerhöhungen: Marinebaumeiſter, 
Oberinſpektor und Generalinſpektor der Schiffbaukunſt werden durch 
Wahl erreicht. 


Geſchützingenieure. 

Geſchützingenieure werden in derſelben Weiſe wie Marinebau- 
meiſter zum Dienſte zugelaſſen. Marineoffiziere und Ingenieure 
können auf beſonderen Wunſch dieſer Abteilung ebenfalls zuerteilt 
werden. 
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Hydrographieingenieure. 


Studenten dieſes Faches werden in dem hydrographiſchen Amt 
theoretiſch wie praktiſch in Vermeſſungen u. ſ. w. unterwieſen und 
werden nach gut beſtandener Prüfung zu Hilfsingenieuren ernannt 
und können es bis zum Range eines Kapitäns geringeren Grades 
bringen. Da dieſer Dienſt auch von Marineoffizieren ausgeübt werden 
kann, iſt es unwahrſcheinlich, daß dieſe Abteilung in Zukunft weiter 
beſtehen bleiben wird. 


Deckoffiziere. 


Die Exekutivdeckoffiziere find Kanoniere und Bootsleute. Die 
Kanoniere und Torpedokanoniere müſſen die Befähigung zu Lehrern 
im Kanonier ⸗und Torpedodienſt nachweiſen, ehe ſie befördert werden 
können. Den gleichen Rang in den nichtexekutiven Abteilungen neh⸗ 
men die Maſchinenraummechaniker, Kapellmeiſter, Zimmerleute, 
Schreiber und Pfleger ein. Sie werden unter den Offizieren ge⸗ 
ringeren Grades ihrer betreffenden Körperſchaften gewählt, nachdem 
ſie wenigſtens zwei Jahre lang zur See gedient haben. Ein be⸗ 
ſonders befähigter Deckoffizier kann nach ſechsjährigem Dienſt zu 


einem Oberdeckoffizier befördert werden und ſteht dann auf gleicher 
Stufe mit einem Sekondeleutnant; und ein Oberdeckoffizier, der eine 
lange und verdienſtvolle Dienſtzeit abſolviert hat, erhält den Rang 
eines Leutnants, wenn er auf die Reſerveliſte kommt. 


Unteroffiziere und Mannſchaften. 


Die Unteroffiziere und Mannſchaften der Marine werden nach 
derſelben Methode wie die Deckoffiziere eingeteilt. Die Unteroffiziere 
werden, mit Ausnahme von den Schreibern, aus den Mannſchaften 
ernannt. In jeder Abteilung gibt es drei Rangſtufen: die erſte, 
zweite und dritte Klaſſe der Unteroffiziere. Die Mannſchaften bilden 
zwei Klaſſen, die Freiwilligen und die Ausgehobenen. Die Frei⸗ 
willigen dienen acht, die Ausgehobenen vier Jahre. Beide Klaſſen 
können ihre Dienſtzeit von drei Jahren zu drei Jahren erneuern, 
bis die Unteroffiziere das Alter von 45, die Mannſchaften das Alter 
von 40 Jahren erreichen. Die zu Unteroffizieren Ernannten müſſen 
vom Tage der Ernennung an ſechs Jahre dienen. Das Alter für 
die Bewerbung von Freiwilligen iſt folgendes: 
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Matroſen und Heizer. . . . 17 bis 21 Jahre. 
Schiffszimmerleute, Pfleger, Schmiedearbeiter I ARE, 
aer rer rer 
Das Alter der Ausgehobenen muß über 20 Jahre ſein. 
Die Prüfungen für die Unteroffiziere und Mannſchaften werden 
zweimal im Jahr abgehalten, und zum Examen zuläſſig ſind ſolche 
Bewerber, die folgende Dienſtzeit zur See durchgemacht haben: 


Unteroffiziere. 
Unteroffiziere erſter Klaſſe, die eineinhalb Jahr als Unteroffiziere 
zweiter Klaſſe gedient haben. 
Unteroffiziere zweiter Klaſſe, die ein Jahr als Unteroffiziere 
dritter Klaſſe gedient haben. 


Unteroffiziere dritter Klaſſe, die ein Jahr als Obermatroſen 
gedient haben. 


Mannſchaften. 


Unteroffiziere, Obermatroſen oder Mannſchaften erſter Klaſſe, 
befähigte Matroſen oder Mannſchaften zweiter Klaſſe und gewöhn⸗ 
liche Mannſchaften dritter Klaſſe werden im April und Oktober ge- 


prüft. 
Schiffsjungen werden im Mai und November geprüft. 
Schiffsjungen werden vier Monate lang in den Marinekaſernen, 
die zu jeder Marineſtation gehören, ausgebildet und auf wenigſtens 
zwei Monate den Schulſchiffen auf hoher See zuerteilt, ehe ſie zum 
Dienſte auf den Schiffen des Geſchwaders zugelaſſen werden. 
Unter den befähigten Matroſen bis hinauf zu den Unteroffizieren 
erſter Klaſſe wird eine beſtimmte Anzahl Männer für den Torpedo- 
und Kanonierdienſt gewählt und geprüft und auf den Kanonier⸗ 
und Torpedodienſtſchulen in Yokoſuka ausgebildet. 
Es gibt drei verſchiedene Kurſe von Marinekanonieren, Torpedo⸗ 
matroſen und Torpedodienſtlehrern u. ſ. w.: 
1. Ein Kurſus für Marinekanoniere. 
2. Ein Kurſus für Kanonierlehrer. 
3. Zuſammenfaſſung oder kurzer Kurſus. 
Heizer, Schiffszimmerleute und Schmiede erhalten dieſelbe Aus— 
bildung wie die Matroſen und werden in der Militärarbeiterſchule 
ihrer Stellung als Matroſen gemäß unterwieſen. 
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Weitere Einzelheiten über die Ausbildung der Unteroffiziere und 
Mannſchaften anderer Abteilungen ſind unnötig, da ſie in der Haupt⸗ 
ſache mit der Schulung der Matroſenklaſſe übereinſtimmten. 


Die Marineakademie. 


In der Marineakademie in Tokyo beſtehen vorgeſchrittene Kurſe 
für Marineoffiziere und -Ingenieure. An der Spitze ſteht ein Kontre⸗ 
admiral, und Lehrer und Offiziere verſchiedener Rangſtufen wie auch 
ein Stab von Profeſſoren ſind mit der Leitung betraut. 

Die Lehrkurſe für Offiziersaſpiranten ſind wie folgt eingeteilt: 

1. Der große Offizierkurſus, zwei Jahre. 
2. Der kurze Offizierkurſus, ein Jahr. 

3. Fakultativer Kurſus, faſt ein Jahr. 

4. Der große Ingenieurkurſus, zwei Jahre. 
5. Der kurze Ingenieurkurſus, ein Jahr. 

Offiziersaſpiranten werden von dem Oberbefehlshaber der Marine- 
ſtationen und Geſchwader oder von Offizieren mit ähnlicher Be⸗ 
fugnis ernannt im Einklang mit den Vorſchriften, die der Marine⸗ 
miniſter alljährlich bekannt macht. Ein Bewerber für den großen 
Kurſus muß eine dreijährige Erfahrung im Seedienſt haben, geſund 
ſein, über gute Kenntniſſe und ein ſicheres Urteil in ſeinem Beruf 
verfügen und befriedigende Leiſtungen nachweiſen können. Offiziers⸗ 
aſpiranten für den Wahlkurſus werden nicht ernannt, ſondern ſie 
bewerben ſich darum und nennen die Gegenſtände, denen ſie ihr 
Studium zuwenden wollen. Wenn kein Bedenken vorliegt, wird ihr 
Geſuch vom Marineminiſter gewährt. Offiziersaſpiranten dieſer Ab- 
teilung ſchließen Kapitäne, Kommandeure und Leutnants ein. 

Die hauptſächlichſten Gegenſtände, die an der Offizierakademie 
gelehrt werden, ſind: 1. Strategie; 2. Marinetaktik; 3. Militär⸗ 
taktik; 4. Kriegsgeſchichte; 5. Geſchütz- und Maſchinenkunde, ein⸗ 
ſchließlich Geſchützkunſt, Torpedokunde und Schiffbau, Dampf⸗ 
maſchinen — hydrauliſches und elektriſches Maſchinenweſen; 6. 
Schiffahrtskunde, Meteorologie, Küſtenvermeſſungen u. ſ. w.; 7. Be⸗ 
feſtigungswerke; 8. Landvermeſſungen; 9. Militär⸗ und Marine⸗ 
verwaltung; 10. Völkerrecht. 

Vorbereitungsfächer: Vorgeſchrittene Mathematik, Dyna- 
mik, Phyſik, praktiſche Dynamik. 
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Fakultative Fächer: Marinekriminalrecht, moderne Spra⸗ 
chen, Photographie. 

Die Fächer für Ingenieuroffiziere ſind: 

Erſter Teil 1. Dampfmaſchinen, 2. praktiſches Ingenieur⸗ 
weſen, 3. Maſchinenzeichnen, 4. Schiffbau, 5. Geſchützbau. 

Zweiter Teil: 1. Theorie des Dampfmaſchinenweſens, 
2. Kinematik der Maſchinenlehre, 3. Die Eigenſchaften des Ma⸗ 
terials, 4. Widerſtands⸗ und Triebkraft, 5. hydrodynamiſches und 
hydrauliſches Maſchinenweſen, 6. Elektrizität und elektriſche Ma- 
ſchinen und Apparate. 

Vorbereitungsfächer: Mathematik, Dynamik, Phyſik, Chemie, 
Metallurgie. 

Fakultative Fächer: Marinekriminalrecht, moderne Spra— 
chen, Photographie. 

Die Offiziere, die ſich für den Wahlkurſus entſcheiden, können. 
unter den obengenannten Gegenſtänden wählen, aber die betreffende 
Auswahl muß zugleich mit der Bewerbung gemacht werden. 


Marineetat. “ 
Die Ausgaben für die Kaiſerlich Japaniſche Marine zerfallen 
in zwei Gruppen: laufende und außerordentliche Ausgaben. 
Die laufenden Ausgaben ſind für die Erhaltung der Marine 
beſtimmt, die außerordentlichen für Neubauten und Neueinrichtungen. 
Außer den laufenden und außergewöhnlichen Unkoſten hat die 


) Die folgende Tabelle ſtellt einen Vergleich zwiſchen Japan und anderen 
Ländern auf über das Verhältnis der Marineausgaben zu der Handelsmarine per Tonne 
und zu dem Geſamthandel pro Hundert. 


3 Pro Tonne rozent des 


gaben für Handels⸗ Gesamt 5 
Seeſchiffe Marine handels 


£ 
England 33 988,280 
Rußland 
Deutſchland 
Frankreich 
Spanien 
Italien 
Oſterreich 
Vereinigte Staaten 16 012,433 
3 711,526 
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Marine noch beſondere Fonds für den Schiffbau und Geſchützan⸗ 
ſchaffungen, welche folgendermaßen auf die Werften und Arſenale ver- 
teilt ſind: 

Fonds für Schiffbau. 


Yokofufa . . . . 1 060 000 Yen. 
FWF 360000 5; 
Saſes 89000 „ 


Dieſer Fonds ſoll auf die Totalſumme von 6500000 Xen er- 
höht werden. 
Fonds für Geſchütze. 
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Die Pulverfabrik von Shimoſe 45 000 „ 

Dieſer Fonds ſoll auf die Geſamtſumme von 3 000 000 Yen 
erhöht werden. 

Schluß. 

Die Stärke der Kaiſerlich Japaniſchen Marine wird in der fol- 
genden Weiſe aufrecht erhalten: Im Jahre 1899 wurde eine Ver⸗ 
fügung erlaſſen, nach welcher 30 000 000 Yen als Fonds für die 
Verbeſſerung der Schiffe und Torpedoboote bewilligt wurden. Dieſe 
Summe wurde im Depot des Schatzamtes feſtgelegt und wächſt durch 
Zinſeszins. Dieſe Zinſen (die Originalſumme von 30 000 000 Yen 
immer intakt) können nach dem Ermeſſen des Marineminiſters unter 
Rechenſchaftsabgabe im Budget für Verbeſſerungen angewendet wer- 
den. Zu dieſem Fonds kommt außerdem ſeit 1904 jährlich folgendes 
hinzu: 

Für gepanzerte Schiffe 3,9%; für ungepanzerte Schiffe 5,4%; 
für Torpedoboote 6,15% von dem Wert (Anſchaffungswert) eines 
Kriegsſchiffes oder Torpedobootes. 

Schiffe und Torpedoboote, die für den folgenden Zeitraum er⸗ 
baut worden ſind, ſind nicht in dieſe Liſte aufgenommen, und es 
ſind keine Fonds für dieſelben ausgeſetzt: Gepanzerte Schiffe, 25 
Jahre; ungepanzerte Schiffe, 18 Jahre; Torpedoboote, 15 Jahre.“) 


) Tabellen über Gehälter und Löhne in der Kaiſerlich Japaniſchen Marine ſind 
im Anhang gegeben. 


Siebentes Kapitel. 
Diplomatie. 


Von Nagao Ariga, 
japaniſchem beglaubigten Delegierten bei der Haager Konferenz. 


Einleitung. 


Die Geſchichte der ausländiſchen Angelegenheiten in Japan in 
dem erſten Teil der neuen Ara iſt jo eng mit den politiſchen Er⸗ 
eigniſſen jener Periode verbunden, daß eine kurze Darſtellung davon 
zu einem klaren Verſtändnis der inneren Politik unerläßlich iſt. 

Die Tokugawa-Regierung war ſchon 1854 in diplomatiſche Be⸗ 
ziehungen zu den Vereinigten Staaten getreten und hatte verſprochen, 
die Häfen von Schimoda und Hakodate zu öffnen. Dasſelbe Über⸗ 
einkommen war ſchon in demſelben Jahre mit England und Ruß⸗ 
land getroffen worden, 1855 mit Holland und 1858 mit Frankreich. 
Aber die diplomatiſchen Urkunden, die damals von den Beamten 
des Shogunats unterzeichnet wurden und keiner Beſtätigung unter⸗ 
lagen, waren alle nur vorübergehender Wirkung, da dasſelbe nicht 
wagte, endgültige Verpflichtungen einzugehen, ſo lange noch großer 
Widerſtand am kaiſerlichen Hofe in Kioto und ſogar unter den 
Daimyos und adligen Herren herrſchte, die unmittelbar unter dem 
Shogunat ſtanden. 

Nachdem England und Frankreich im Jahre 1857 mit Erfolg 
im Süden Chinas vorgegangen waren, erlangte Mr. Townsend 
Harris, der Generalkonſul der Vereinigten Staaten, nach großen 
Schwierigkeiten Gehör beim Shogunat und erklärte demſelben, wie rat⸗ 
ſam es ſei, zunächſt endgültige Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
herzuſtellen, damit dieſe als Vermittler eintreten könnten für den 
Fall, daß England und Frankreich, durch die kürzlich errungenen 
Siege ermutigt, maßloſe Forderungen ſtellen ſollten. Man ging 
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darauf ein, und am 29. Juli 1858 wurde ein Freundſchafts- und 
Handelsvertrag, der aus 14 Paragraphen beſtand, unterzeichnet, in 
welchem verſprochen wurde, die Häfen von Kanagawa und Nagaſaki 
1859, von Niigata 1860, von Hiogo 1863 zu öffnen, und Handels- 
plätze in Yedo (am 1. Januar 1862) und Oſaka (am 1. Januar 1863) 
einzurichten. Die Urkunde ſollte von dem Shogun am oder vor dem 
4. Juli 1859 beſtätigt werden, aber ehe das geſchehen konnte, mußte 
er die Erlaubnis des Kaiſers in Kioto einholen. Dieſe Erlaubnis 
wurde jedoch nicht gewährt, und der Tag der Beſtätigung mußte 
aufgeſchoben werden. 

Im Juni 1860 liefen zwei amerikaniſche Kriegsſchiffe, gefolgt 
von einem ruſſiſchen Kriegsſchiff in Shimoda ein und kündigten an, 
daß die Engländer und Franzoſen ebenfalls bald auf dem Schau⸗ 
platz erſcheinen würden. Die Shogunatsregierung war hart bedrängt 
und beſtätigte den Vertrag mit den Vereinigten Staaten ohne die 
Kaiſerliche Genehmigung am 20. Juni 1860. Ahnliche Ver⸗ 
träge mit England, Frankreich, Holland, Preußen und Rußland 
wurden kurz darauf ebenfalls unterzeichnet. Dieſes Vorgehen erbitterte 
die den Ausländern feindliche Partei, und Jahre der härteſten Kämpfe 
folgten zwiſchen ihr und der Schogunatspartei. Im Jahre 1861 
mußte das Shogunat ſich mit der Bitte an die Vertragsmächte wen⸗ 
den, die Eröffnung der Häfen auf fünf Jahre nach dem 1. Januar 
1863 zu verſchieben. Schließlich verbündeten ſich einige Adlige des 
kaiſerlichen Hofes mit einigen der mächtigſten Daimyos wie Mito, 
Satſuma, Nagaty (Kyuſhyu), Echizeno, Toſa und Heyn und ſetzten 
beim Kaiſer einen Erlaß an das Shogunat durch, die Verträge zu 
widerrufen und die Ausländer zu vertreiben. Da es unmöglich war, 
dieſen Befehl auszuführen, reichte der Shogun, Keiki Tokugawa, am 
14. Oktober 1867 bei dem Kaiſer eine Bittſchrift ein, die Herrſcher⸗ 
macht, die ſchon ſeit 250 Jahren ſeiner Familie anvertraut wäre, 
abzutreten. Dieſe Bitte wurde gewährt, und nach vielem Nachdenken 
und Erörterungen unter den Schöpfern der neuen Ara — wie der 
Edelleute Sanjo und Iwakura — und der Daimyos von der kai⸗ 
ſerlichen Partei, deren hauptſächliche Anhänger Saigo, Okubo, Kido 
und viele andere waren, wurde das Syſtem der direkten Herrſchaft 
des Kaiſers (Tenno) am 9. Dezember desſelben Jahres proklamiert. 

Die Ereigniſſe jedoch, die bald darauf folgten, ließen erkennen, 
daß der Widerſtand gegen die Fremden nur ein Vorwand geweſen war, 


um den Shogun zum Abdanken zu zwingen, und daß ſelbſt die hart- 
näckigſten Gegner der neuen Verträge von der Notwendigkeit überzeugt 
waren, das Land zu erſchließen. Schon am 18. Dezember teilte der 
Fürſt Iwakura den Mitgliedern der neuen Regierung mit, daß, obwohl 
ſeit 1853 die Politik des kaiſerlichen Hofes auf Abgeſchloſſenheit und 
Vertreibung der Fremden bedacht ſei, und obwohl die Völker des Weſtens 
als Barbaren betrachtet würden, die Tatſache doch unbeſtreitbar wäre, 
daß der vergangenen Tokugawa-Regierung die Erſchließung von 
Hyogo (und anderer Häfen) gewährt worden war und dadurch eine 
Politik friedlicher Beziehungen mit fremden Mächten angenommen 
wurde; infolgedeſſen habe die kaiſerliche Regierung beſchloſſen, die 
Staaten Europas und Amerikas von demſelben Standpunkt aus zu be⸗ 
trachten wie China. Viele der kaiſerlichen Diplomaten ſollen über 
dieſe Kundgebung „erſtaunt“ geweſen ſein, wie wohl leicht denk⸗ 
bar iſt. 

Die Neubildung der kaiſerlichen Regierung in Kioto, die aus⸗ 
ſchließlich aus früheren Gegnern der Fremden und der Shogunats⸗ 
partei zuſammengeſetzt wurde und ihre Beſtimmung, daß der frühere 
Shogun ſofort alle ſeine Beſitzungen und Einkünfte dem Kaiſer aus⸗ 
liefern ſollte, erbitterte die Partei des Shoguns; und da beide Parteien 
in voller Rüſtung waren, mußte Keiki Tokugawa, der bis dahin 
in Kioto reſidiert hatte, ſich nach Oſaka zurückziehen, um Zuſammen⸗ 
ſtöße zu vermeiden. Das geſchah am 12. Dezember. Am 16. Dezember 
erſchienen die Vertreter der Vereinigten Staaten, Frankreichs, Eng⸗ 
lands, Preußens und Hollands vor dem früheren Shogun und ver⸗ 
laſen folgende Kollektivnote: 


„Eine große Veränderung iſt in der Regierung Japans eingetreten; aber die 
Vertreter der Vertragsmächte haben kein Intereſſe an der Frage, in weſſen Hände die 
Herrſchermacht gelegt iſt, vorausgeſetzt, daß eine Regierung vorhanden iſt, der das ganze 
Volk gehorcht, und die gewillt iſt, die internationalen Verpflichtungen innezuhalten. 
Wir ſind bis jetzt noch nicht amtlich benachrichtigt worden, an wen wir uns in Zu⸗ 
kunft in den Angelegenheiten der Stationen, die wir vertreten, zu wenden haben und 
bitten Eure Hoheit, uns darüber bei nächſter Gelegenheit aufzuklären.“ 


Darauf antwortete Keiki Tokugawa mit einem langen Schreiben, 
in welchem er auseinanderſetzte, aus welchen Gründen er dem Kaiſer 
die Regierung abgetreten und ſich von Kyoto zurückgezogen habe, 
obwohl die tatſächliche Leitung aller Angelegenheiten ihm noch weiter 
anvertraut ſei, bis über die Form der neuen kaiſerlichen Regierung 


auf einer Verſammlung aller Daimyos entſchieden worden ſei. Das 
Schreiben ſchloß mit folgenden Worten: 


„Die Mächte, die in Vertragsbeziehungen zu uns getreten ſind, haben keinen 
Anteil an den inneren Angelegenheiten Japans und ſollten ſich nur von der Vernunft 
leiten laſſen. Ich habe die Verträge ſchon zur Ausführung bringen laſſen und werde 
auch weiter bemüht ſein, die Intereſſen der Vertragsmächte zu befördern. Ich möchte 
klar dahin verſtanden werden, daß ich es als meine Pflicht erachte, auszuführen, was 
bereits im Vertrag verſprochen iſt, gute Beziehungen zu den Mächten aufrecht zu 
erhalten, ſolange die Organiſation der kaiſerlichen Regierung durch die öffentliche 
Meinung der ganzen Nation noch unentſchieden iſt.“ 


Unmittelbar danach marſchierte die Armee der Tokugawa⸗ 
Partei auf Kyoto mit der ausgeſprochenen Abſicht, beim Kaiſer ein 
Bittgeſuch einzureichen, und ein Gefecht entſtand zwiſchen ihr und 
dem kaiſerlichen Heer. Da die Truppen des Shogun geſchlagen 
wurden, floh Keiki Tokugawa nach Yedo. Hier fügte er ſich in 
ſeine Unterwerfung, verließ ſein eigenes Schloß und zog ſich in 
einen buddhiſtiſchen Tempel zurück, um dort ſeine verdiente Strafe 
zu erwarten. Er ſuchte die ihm ergebenen Daimyos ebenfalls zu 
veranlaſſen, die Waffen niederzulegen, doch ſie verweigerten ihm 
den Gehorſam und marſchierten nach Norden, um ſich ſelbſt in ihren 
feudalen Beſitzungen zu verteidigen. 

Am 15. Januar 1868 ſandte der Fürſt Higashikuje, das Haupt 
des von der kaiſerlichen Regierung neueingerichteten Amts für aus⸗ 
wärtige Angelegenheiten, an die Vertreter der fünf in Hyoyo ver⸗ 
ſammelten Mächte die wichtige Urkunde, datiert vom 10. Januar, 
im vierten Jahr von Keiwo, vom Kaiſer ſelbſt unterſchrieben und 
mit dem Großen Siegel des Kaiſerreichs verſehen, folgenden Wort⸗ 
lauts: 

„Wir, Tenno von Japan, geben hiermit den Kaiſern und Königen aller Mächte 
und ihren Untertanen Nachricht. Keiki hat uns vor kurzem erſucht, die Herrſchermacht 
wieder anzunehmen, und Wir haben die Bitte gewährt. Die Staatsangelegenheiten, 
ſowohl innere wie äußere, werden Wir von jetzt ab entſcheiden. Von heute an wird 
der Titel Taikun, der bisher in den Verträgen benutzt wurde, in denjenigen von Tenno 
verwandelt werden. Beſondere Beamte ſind angeſtellt worden, um die auswärtigen 
Angelegenheiten zu erledigen. Teilt dieſes den Miniſtern der Mächte mit.“ 


An demſelben Tage wurde eine kaiſerliche Bekanntmachung ver⸗ 
öffentlicht, die dem Volke die auswärtige Politik der neuen Re⸗ 
gierung verkündigte: 
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„Die Frage des Fremdenverkehrs ift lange Jahre hindurch eine Angelegenheit 
der größten Sorge unter dem früheren Kaiſer geweſen, aber, während durch Schuld der 
Shogunatsregierung nichts dafür getan worden iſt, haben ſich jetzt die Zuſtände voll- 
ſtändig geändert; und es iſt nun unmöglich geworden, andere Verträge als die des 
Friedens und der Freundſchaft mit den auswärtigen Regierungen einzugehen. Hoch 
und niedrig ſollten danach aller Zweifel ledig ſein und ihre Kräfte vereinigen, um die 
Armee zu ſtärken und den Ruhm des Kaiſerreichs in aller Welt glänzen zu laſſen; 
denn auf dieſe Weiſe gedenkt der Kaiſer dem Geiſt ſeiner Ahnen zu entſprechen. 

Laßt alle Samurais und das Volk der verſchiedenen Länder!) dieſes wiſſen, 
und möchten ſie ihren Geiſt und ihre Tatkraft der guten Sache des Vaterlandes 
widmen. 

Nach öffentlicher Beratung wird es ſich entſcheiden, welche Punkte der Verträge, 
die von der Shogunatsregierung unterzeichnet wurden, nicht im Intereſſe der Nation 
ſind, und die Reviſion derſelben wird dann ſofort vorgenommen. Im übrigen werden 
die Verhandlungen mit auswärtigen Regierungen und Völkern nach dem Völkerrecht der 
Nationen geführt werden.“ 


Da die nördlichen Provinzen jetzt in offenem Aufruhr waren, 
ſandte der Fürſt Higashikuje am 21. Januar Briefe an die aus⸗ 
wärtigen Miniſter, in denen er ſie erſuchte, ihre Regierungen möchten 
während der gegenwärtigen Unruhen eine unparteiiſche Stellung an— 
nehmen und ihren Untertanen nicht geſtatten, die aufrühreriſchen 
Truppen durch Transporte ihrer Soldaten oder Lieferung von Kriegs- 


munition zu unterſtützen. Am 25. Januar ſprachen die fünf Miniſter 
die Abſicht ihrer Regierungen aus, ſich neutral zu verhalten und 
beriefen die franzöſiſchen Offiziere zurück, die auf der Seite der 
Tokugawa⸗Truppen fochten. 

Am 14. Februar fand die erſte Zuſammenkunft der Mitglieder 
des neuen Amtes für auswärtige Angelegenheiten und der aus— 
wärtigen Miniſter ſtatt, und Fürſt Higashikuje, das Haupt des Amtes, 
teilte ihnen wörtlich mit, daß die Politik der neuen kaiſerlichen Re- 
gierung das Ziel verfolge, Beziehungen zwiſchen Japan und den aus⸗ 
wärtigen Mächten auf einer breiteren und feſteren Grundlage zu 
errichten, als bisher. Er verkündete dann zur großen Freude aller 
Anweſenden, daß der Kaiſer die Abſicht habe, die Vertreter der Mächte 
in ſeinem Palaſt in Kyoto zu empfangen. 

Es iſt klar, daß dieſe plötzliche Annäherung zum Teil der Not- 
wendigkeit entſprang, die Mächte nicht der Tokugawa-Partei ſich 


*) Zu jener Zeit wurden die Provinzen noch von den Daimyos oder Lehnsfürſten 
regiert. 
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anſchließen zu laſſen; denn wie ſehr das allgemeine Empfinden dem 
Fremdenverkehr feindlich geſinnt war, beweiſt die Ermordung von 
vierzehn Franzoſen durch die Samurais und den Daymio von 
Toſa am 15. Februar in Sakai. Dieſer Vorfall wurde jedoch bald 
wieder gut gemacht durch eine Entſchädigungsſumme und die ſo⸗ 
fortige Beſtrafung der Schuldigen. Die ſchlecht beratenen Patrioten 
wurden verurteilt, vor den Augen des franzöſiſchen Geſandten Ha- 
rakiri zu begehen; aber er vermochte nicht, dieſes grauſige Schau⸗ 
ſpiel bis zu Ende mitanzuſehen, denn als der erſte Mann ſich den 
Bauch aufſchnitt, bat er, daß die Strafe der neun übrigen gemildert 
werden ſollte. Sie wurden infolgedeſſen nach entfernten Inſeln 
verbannt. 

Die franzöſiſchen und holländiſchen Geſandten wurden an dem 
feſtgeſetzten Tage vom Kaiſer zur Audienz zugelaſſen, aber das Ge⸗ 
folge des engliſchen Geſandten, Sir Harry Parkes, wurde auf 
dem Wege von einer Gruppe irregeleiteter Patrioten angefallen; 
und obwohl der Geſandte ſelbſt nicht verletzt wurde, wurden doch 
einige von der japaniſchen Begleitung verwundet; unter ihnen befand 
ſich der berühmte Nakai, ſpäterer Gouverneur von Shiga⸗ken und 
Mitglied des Oberhauſes, der von der Königin Viktoria ein Schwert 
und Penſion erhielt. 

Im Juli desſelben Jahres wurde der Sitz der kaiſerlichen Re⸗ 
gierung nach Tokyo (früher Yedo) verlegt. 

Nach vielen Kämpfen wurden die nördlichen Provinzen unter⸗ 
worfen, und am 3. Dezember empfing der Fürſt Iwakura, der 
Juſtizminiſter, die Vertreter der Vereinigten Staaten, Frankreichs, 
Englands, Italiens, Hollands und Preußens in Yokohama und ſprach 
den Wunſch aus, daß ihre Regierungen nunmehr ihre neutrale Stellung 
aufgeben möchten. Am nächſten Tage wurde ihnen ein Schreiben 
desſelben Inhalts zugeſandt, und am 28. Dezember erklärten die 
Geſandten die Aufhebung der Neutralität. So endete das ereignisreiche 
erſte Jahr der neuen Ara. 

Im Juli 1869 war die Form der kaiſerlichen Regierung end⸗ 
gültig feſtgeſetzt und ein richtiges auswärtiges Amt (Gwaimuſho) 
als eins der ſechs Departements des Daijokwan (die große kaiſerliche 
Regierung) errichtet. Die Abteilungsminiſter waren dem Premier⸗ 
miniſter und den Miniſtern der Linken und der Rechten, — eine 
Wiederbelebung der alten kaiſerlichen Regierung nach chineſiſchem 
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Syſtem, — nicht gleichgeſtellt, ſondern untergeordnet. Fürſt Sawa 
wurde zum erſten Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und 
Teraſhima zum Vizeminiſter ernannt. 


Dringende internationale Fragen. 


Kaum war die neue kaiſerliche Regierung organiſiert, als ſie ſich 
wichtigen internationalen Fragen gegenüber befand, die eine ſchnelle 
Löſung erheiſchten. Es waren die Fragen: ob Krieg oder Frieden 
mit Korea; ob Japan ſein Beſitzrecht auf die Inſeln Sakhalin und 
Liukiu abtreten oder es beibehalten ſolle mit Hinblick auf die An⸗ 
ſprüche Rußlands und Chinas. Und ſchließlich drängte die Frage der 
Vertragsreviſion. Wir wollen zuerſt dieſe Fragen ſelbſt behandeln 
und dann zur Erklärung ihrer Löſung, und in welcher Reihenfolge 
ſie erledigt wurden, übergehen. 


Die Korea-Frage. 


Japan hatte ſeit undenklichen Zeiten eine Handelsniederlaſſung 
in Korea am Hafen von Fuſan. Bis zum Jahre 1443 unter dem 
Shogunat Aſhikaya kann die geſchichtliche Spur zurück verfolgt wer⸗ 
den. Und da dieſer Hafen der Inſel Tſuſhima gegenüber lag, wurde 
der Schutz des Handels zwiſchen Japan und Korea unter dem 
Tokugawa⸗Shogunat, dem Daimyo von Tſuſhima, namens So, 
anvertraut. Im Jahre 1868 befahl die neue kaiſerliche Regierung 
So, eine beſondere Botſchaft nach Korea zu ſenden, um dieſe Negie- 
rung von der kürzlich in Japan ſtattgefundenen politiſchen Verän⸗ 
derung zu benachrichtigen und der Abſicht Ausdruck zu geben, weiter 
friedliche Beziehungen aufrecht zu halten. Aber der Vater des Kö⸗ 
nigs von Korea, gewöhnlich unter dem Titel Tai⸗in⸗kun bekannt, 
welcher niemals ſelbſt den Thron beſtiegen hatte, aber zur Zeit die 
Regentſchaft ausübte, weigerte ſich, dieſe Botſchaft anzuerkennen. Sein 
Vorwand war, daß der Wortlaut und das Siegel der Urkunde nicht 
mit dem der früheren übereinſtimmte. Der wahre Grund war, daß 
er ſchon davon gehört hatte, daß Japan weſtliche Sitten und Ideen 
angenommen hatte, und von ſeinem Standpunkt aus war das Ab- 
legen altehrwürdiger nationaler Einrichtungen und Gebräuche, um 
dafür weſtliche „Barbarei“ anzunehmen, an ſich ein ausreichender 
Beweis für den verächtlichen Charakter der Japaner als Nation. 
Sein unüberwindlicher Haß gegen die weſtlichen Völker hatte einige 


geſchichtliche Begründung. Im Jahre 1847 ſchickten die Franzoſen 
unter Louis Philippe zwei Kriegsſchiffe nach Korea, um es für die 
Ermordung einiger katholiſcher Miſſionäre, die vor mehreren Jahren 
ſtattgefunden hatte, zu züchtigen; beide Fahrzeuge jedoch ſtrandeten 
an der Küſte von Korea, und Taisin-fun ließ nun die ganze chriſt⸗ 
liche Beſatzung niedermetzeln. Im Jahre 1866 ſandte Napoleon III. 
drei Kriegsſchiffe nach Korea; die Schiffe fuhren den Han-Fluß 
hinauf, bombardierten die Forts und ließen 400 Mann landen, ſie 
wurden jedoch zurückgedrängt und hatten keinen anderen Erfolg, als 
den Haß der Koreaner gegen die Fremden zu ſteigern. Dieſe 400 
Soldaten waren einer franzöſiſchen Garniſon in Yokohama entnom⸗ 
men, ſo daß Japan in den Augen Koreas an dieſem Überfall mit⸗ 
ſchuldig war. Als wiederum im Jahre 1868 Herr von Brandt, der 
preußiſche Miniſter in Tokyo, ſich Fuſan auf einem Kriegsſchiff 
näherte, waren es wieder die dort lebenden Japaner, die ihm Hilfe 
leiſteten, ſo daß die Japaner, nach der Meinung der Koreaner, die 
Verbündeten der verhaßten Ausländer waren. 

Im Jahre 1869 ſchickte die neue kaiſerliche Regierung eine 
Expedition zur Erforſchung der Zuſtände nach Korea mit dem be— 
ſonderen Auftrag, ſich über die Beziehungen dieſes Landes zu China 
und Rußland zu informieren; und als die Expedition nach einem 
Jahre zurückkehrte, legten die Mitglieder derſelben die Notwendig 
keit und Möglichkeit kriegeriſcher Züchtigung eifrig dar. Der Daimyo 
von Tſuſhima hatte ſein Amt als Vermittler zwiſchen Japan und 
Korea niedergelegt, und im Oktober 1869 wurde eine Botſchaft zum 
Zwecke direkter Unterhandlungen mit der Regierung von Korea hin- 
geſandt. Sie weigerte ſich jedoch hartnäckig, dieſelbe zu empfangen, 
und als ſie ohne Einladung ihren Weg nach der Hauptſtadt fortſetzte, 
wurde ſie beſchuldigt, „in verbotenes Gebiet eingedrungen zu ſein.“ 
Die Expedition kehrte um und ließ eine Urkunde mit heftigen Vor⸗ 
würfen zurück. Im Auguſt 1871 wurden Hanabuſa, der Staats- 
ſekretär des auswärtigen Amtes, mit zwei Kriegsſchiffen hingeſchickt, 
um der koreaniſchen Regierung Vorſtellungen zu machen, aber ihre 
feſte Weigerung, mit ihm zu verhandeln, zwang dieſen beharrlichen 
Diplomaten, mit leeren Händen umzukehren. 

In demſelben Jahre begab ſich Frederick F. Low, der Miniſter 
der Vereinigten Staaten in Peking, von Kommodore John Rogers, 
Kommandeur des Geſchwaders der Vereinigten Staaten in den 
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aſiatiſchen Gewäſſern, begleitet nach Korea, um über Friedens- und 
Handelsverträge mit dieſem Lande zu unterhandeln, aber die Ko— 
reaner ſchoſſen auf die amerikaniſchen Schiffe und zwangen ſie zum 
Rückzug, nachdem ſie die Befeſtigungen ein wenig beſchädigt hatten. 
Tai⸗in⸗kun's Haß gegen alle Fremden, die Japaner mit inbegriffen, 
wurde immer heftiger, und fremdenfeindliche Erlaſſe wurden auf 
der ganzen Halbinſel angeſchlagen. 

In Japan ſchrieb man ſchon das vierte Jahr der neuen kai⸗ 
ſerlichen Regierung, und als pſychologiſches Moment zeigte ſich, daß 
die früheren Samurai-Politiker, der lang anhaltenden Ruhe nach 
ſo vielen Jahren der Auregung und Gefahr müde, unzufrieden mit 
dem ſcheinbar allmählichen Nachlaſſen des männlichen Nationalgeiſtes 
unter dem Einfluß der weſtlichen Kultur wurden und ſich nach Er— 
eigniſſen ſehnten, die ihnen Veranlaſſung zur Entfaltung ihres kriege— 
riſchen Patriotismus geben könnten. So ſtand die Frage: ob Krieg 
oder Frieden mit Korea auf der Tagesordnung. 

Es war kein Zweifel, daß genügend Urſache da war, Korea zu 
beſtrafen; aber die eigentümliche Lage, in der ſich Japan grade zu 
dieſer Zeit befand, machte dieſe ſcheinbar einfache Frage verwickelt. Ja— 
pan war erſt ſeit kurzem aus dem Feudalismus heraus, und wenn auch 
die Leiter der Regierung aufgeklärt waren, ſo war es doch die Maſſe 
der früheren Samurai noch nicht. Die Bezirke wurden noch immer 
von den Daimyos regiert, jetzt Gouverneure betitelt, die zwar vom 
Kaiſer ernannt wurden, deren wahre Macht aber in der Autorität 
beruhte, die fie als erbberechtigte Fürſten der Grafſchaften und Ober- 
häupter der anwohnenden Samurais genoſſen. Es beſtand noch 
kein kaiſerliches Heer, und die Regierung konnte nur über ſolche 
Truppen verfügen, mit denen die Daimyos ſie verſorgte. Die letzten 
Spuren der Adelswirtſchaft und der ſtaatlichen Zerſplitterung mußten 
beſeitigt werden, bevor irgend ein großes Unternehmen ins Leben 
gerufen werden konnte, doch war die größte Vorſicht und Klugheit 
erforderlich, um eine ſo wichtige ſtaatliche Neugeſtaltung zu vollenden. 

Auch lagen finanzielle Schwierigkeiten vor. Die Finanzen der 
Tokugawa⸗Regierung waren in der elendeſten Verfaſſung, ebenſo wie 
die der meiſten Daimyos, von denen einige Papiergeld in Umlauf 
ſetzten, ohne Ausſicht auf genügende Deckung zu beſitzen. Die Münz⸗ 
prägung war unregelmäßig, und infolge des verſchiedenen Wert- 
verhältniſſes zwiſchen Gold und Silber in Europa und Amerika, 
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war Gold faſt gänzlich aus dem Kaiſerreich verſchwunden. Die Be⸗ 
ſoldung der bürgerlichen und militäriſchen Beamten, die bisher in 
Reis ausbezahlt wurde, mußte nun mit Geld erfolgen, und das 
Syſtem der Beſteuerung verlangte eine vollſtändige Neugeſtaltung. 
All das erforderte Zeit, und ehe die Finanzen geregelt waren, konnte 
nichts unternommen werden, was größere Ausgaben notwendig machte. 
Unter ſo bewandten Umſtänden war es einleuchtend, daß die 
Anſichten der Machthabenden in der Korea-Frage geteilt waren. 


Die Sakhalin-Frage. 


Früher bildete die Inſel Yejo ein feudales Beſitztum des Daimyo 
von Matſumaye, und die nördliche Grenze dieſes Beſitzes war un— 
beſtimmt. Da ruſſiſche Schiffe in der zweiten Hälfte des achtzehnten 
Jahrhunderts ſich häufig in den nördlichen Gewäſſern ſehen ließen, 
richtete die Tokugawa-Regierung ſchon im Jahre 1780 ihre Auf- 
merkſamkeit nordwärts, zu welcher Zeit die beiden Forſcher Tokunai 
Mogami und Jingo Kondo zur Erforſchung der Inſeln Iturup, 
Urup, Kunaſhiri u. a. abgeſandt wurden. Im Jahre 1785 wurde eine 
Expedition von zehn Mann nach Sakhalin geſchickt, und 1799 kam 
Sakhalin und der größere Teil von Yeſo unter die unmittelbare 
Herrſchaft von Tokugawa. Alsbald wurden einige Fiſcherdörfer auf 
Sakhalin gegründet. 

Im Jahre 1804 kam eine ruſſiſche Expedition, von Lezanoff ge- 
führt, mit einer Anzahl ſchiffbrüchiger Japaner nach Nagaſaki. Er 
bat um Handelseröffnung mit Japan, nachdem er einen Brief und 
Geſchenke vom Kaiſer von Rußland vorgezeigt hatte; da er jedoch 
abgewieſen wurde, wandte er ſich nach Norden und plünderte die 
Inſeln Sakhalin und Iturup. Dadurch wurde die Tokugawa-Re⸗ 
gierung veranlaßt, dem Schutze des Nordens größere Aufmerkſamkeit 
zuzuwenden. 

Im Jahre 1808 erforſchte der kühne Entdecker Rinzo Mamiya 
die ganze Länge der Weſtküſte Sakhalins und ſtellte zum erſten 
Male feſt, daß Sakhalin keine Halbinſel, ſondern eine Inſel ſei. Er 
kreuzte ſogar den Kanal und verfolgte den Fluß Amur bis zur chine⸗ 
ſiſchen Stadt Delen. 

Nach dieſer Periode ließen ſich einige Jahre lang keine ruſſiſchen 
Schiffe mehr ſehen, und da die Bebauung der nördlichen Inſeln 
große Ausgaben verurſachte und wenig Ertrag brachte, zog die To- 
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kugawa⸗Regierung allmählich ihre Truppen zurück und übergab ſchließ⸗ 
ſich die Inſeln wieder dem Daimyo von Matſumaye, im Jahre 1821. 

Aber im Jahre 1849 drang der ruſſiſche Hauptmann Nevilſkoi 
auf den Antrieb des berühmten Grafen Muravieff nach Sakhalin 
vor und gründete bei Dui, an der weſtlichen Küſte einen ruſſiſchen 
Hafen. Am 17. Juli 1853 — ein Monat nach der erſten Ankunft 
des Kommodore Perry in Uraga — erſchien der Admiral Putiatin 
in Nagaſaki mit einem Brief vom Kaiſer Nikolaus I. und forderte 
zweierlei: Feſtlegung der nördlichen Grenze und Handelseröff⸗ 
nung mit Japan. Nach langen, erſt in Nagaſaki, im nächſten Jahre 
in Shimoda geführten Verhandlungen, wurde der erſte Freundſchafts⸗ 
und Handelsvertrag mit Rußland unterzeichnet. In demſelben Ver⸗ 
trag wurde das Meer zwiſchen den Inſeln Iturup (japaniſch) und 
Urup (ruſſiſch) als Grenze zwiſchen den beiden Reichen auf der Seite 
von Kurile feſtgeſtellt. Für Sakhalin wurde keine beſtimmte Be⸗ 
grenzung bedungen, und der beſtehende Zuſtand, der aus Japanern 
und Ruſſen gemiſchten Bevölkerung wurde aufrecht erhalten. Die 
Ruſſen nutzten die Unentſchiedenheit, die betreffs dieſer Inſel herrſchte, 
dazu aus, das Innere zu erforſchen und entdeckten dort einige Kohlen 
minen. 

Nach dem Krim⸗Krieg dehnte Rußland ſeinen Landbeſitz nach 
dem Stillen Ozean zu mit erneuter Geſchäftigkeit aus, und im Jahre 
1859 lief Graf Muravieff ſelbſt auf einem Kriegsſchiff in die Bucht 
von Yedo ein und verlangte, daß die ganze Inſel Sakhalin als ruſſi⸗ 

ſches Gebiet anerkannt werden und die Meerenge von Perouſe als 
Grenze zwiſchen Japan und Rußland gelten ſollte. Als Begründung 
führte er an, daß China in dem Vertrage von Aigun, 1858, das 
ganze Gebiet am Amur und an der Küſte des Stillen Ozeans an 
Rußland abgetreten habe, und daß Sakhalin ein Teil dieſes Gebietes 
ſei. Als der Paragraph mit der Bedingung, das Beſtehende aufrecht 
zu erhalten, betont wurde, antwortete er, daß Putiatin nur Voll⸗ 
macht gehabt habe, Handelsbedingungen, nicht aber Grenzangelegen⸗ 
heiten zu unterzeichnen. Aber die Diplomaten der Tokugawa-Re⸗ 
gierung waren ebenfalls entſchloſſen, Widerſtand zu leiſten, und der 
Herr Graf von Amur mußte unverrichteter Sache abziehen. 

Einige einſichtsvolle Daimyos und Samurais rieten nun der 
Tokugawa⸗Regierung, die Angelegenheit durch Abtretung des nördlich 
vom 50° Breitengrad gelegenen Teils zum Abſchluß zu bringen, und 


als im Jahre 1861/1862 die Geſandtſchaft nach Europa zu ſchicken 
war, um die Einwilligung der Mächte zum Aufſchub der vertrags⸗ 
mäßigen Erſchließung der Häfen einzuholen, wurde ſie ermächtigt, 
mit der ruſſiſchen Regierung über den 50. Breitengrad als Grenz⸗ 
linie zu unterhandeln. General Ignatieff war jetzt der Unterhändler 
auf ruſſiſcher Seite, und nach einigen unwürdigen, um nicht zu ſagen 
unehrlichen Verſuchen, nachzuweiſen, daß die ganze Inſel Rußland 
gehöre, ſchlug er vor, den 48. Breitengrad als Grenze zu bezeichnen, 
da es in beſſerer Übereinſtimmung mit der geographiſchen Lage des 
Landes wäre. Unſer Bevollmächtigter weigerte ſich, darauf einzu⸗ 
gehen, und Ignatieff erklärte ſich endlich im Prinzip damit einver⸗ 
ſtanden, den 50. Breitengrad als Grenze zu betrachten, vorausgeſetzt, 
daß eine von beiden Regierungen eingeſetzte Kommiſſion nach ein⸗ 
gehender Unterſuchung der lokalen Verhältniſſe die geeignete natür⸗ 
liche Grenze noch feſtſtelle. Im Jahre 1863 kam der ruſſiſche Bevoll⸗ 
mächtigte nach Hakodate, aber die Tokugawa⸗Regierung — zur Zeit 
ſchon hart bedrängt von den politiſchen Ereigniſſen, die ihren Fall 
herbeiführten — verſäumte es mehrere Monate lang, einen japa⸗ 
niſchen Bevollmächtigten zu ernennen. Als ſie dann den Entſchluß 
faßte, um die Nachläſſigkeit wieder auszugleichen, den 48. Breiten⸗ 
grad als Grenzlinie anzuerkennen, war der ruſſiſche Bevollmächtigte 
ſchon abgereiſt. 

Im Jahre 1866 ſandte die Tokugawa⸗Regierung Koide Yama⸗ 
tonokami nach St. Petersburg mit dem Auftrag, Kuſhunrai zur Grenz⸗ 
linie zu machen. Die ruſſiſche Regierung willigte jedoch nicht ein, 
und er unterzeichnete mit Stremogoff, dem Haupt der aſiatiſchen Ab⸗ 
teilung des ruſſiſchen auswärtigen Amtes, einen modus vivendi, durch 
welches Sakhalin unter eine Art von vereinigter Regierung durch 
Japan und Rußland geſtellt wurde. Als Koide nach Japan zurück⸗ 
kehrte, beſtand die Tokugawa⸗Regierung nicht mehr! 

Die neue Kaiſerliche Regierung errichtete eine Behörde zur Er⸗ 
forſchung von Yeſo im Jahre 1869 und eine für Sakhalin im Jahre 
1870. Kiyotaka Kuroda, der einflußreichſte Mann von Satſuma nach 
Saigo und Okubo, wurde zum Vize⸗Direktor der beiden Behörden 
ernannt. In der wichtigen Angelegenheit des Territorial-Rechtes 
konnte jedoch während der erſten Jahre der neuen Kaiſerlichen Re⸗ 
gierung nichts geſchehen, ſolange nicht ein ruſſiſcher Geſandter in 
Tokyo oder ein japaniſcher Geſandter in St. Petersburg war. 

Japan. 7 
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Die Liufin-Frage. 


Die Liukiu⸗-Inſeln liegen zwiſchen Japan und Formoſa und 
wurden urſprünglich Okinawa genannt. Im Jahre 1185 wurde 
Tadahiro Shimadzu, ein Ahne des Daimyo von Satſuma, zum 
Fürſten „der zwölf Inſeln der Süd⸗See“, Okinawa mit inbegriffen, 
ernannt. Aber während der Kriege um die Lehnsherrſchaft im vier⸗ 
zehnten Jahrhundert wurden die Inſeln in drei Fürſtentümer ge⸗ 
teilt, North, South und Middle Mountains genannt, und der Herrſcher 
der Middle Mountains vereinigte ſchließlich mit Chinas Hilfe alle 
Inſeln unter ſeiner Herrſchaft. Im Jahre 1373 benannte der Kaiſer 
von China aus der Ming⸗Dynaſtie die Inſel Liukiu und machte den 
König lehnspflichtig, der von da an dem Oberlehnsherrn einen jähr⸗ 
lichen Tribut zahlen mußte. 

Im Jahre 1609 erlangte Jyehiſa Shimadzu, Daimyo von Sat⸗ 
ſuma, von dem Shogun die Erlaubnis, Liukiu im Namen ſeines Ahn⸗ 
herrn wieder zu erobern. Er unterwarf die Inſel, errichtete eine 
eigene Regierung, nahm eine Volkszählung vor, ließ die Ländereien 
vermeſſen und trieb von den Bewohnern Steuern ein. Aber das 
Volk von Liukiu ſah China immer als einen ſeiner Herren an, nannte 
China ſeinen Vater und Japan ſeine Mutter. 

Die Mächte Europas und Amerikas betrachteten Liukiu allge⸗ 
mein als unabhängigen Staat und traten zu ihm in Vertrags⸗Be⸗ 
ziehungen. Der Vertrag zwiſchen Liukiu und den Vereinigten Staaten 
trägt das Datum des 11. Juli 1854, und in dem Wortlaut der Liukiu⸗ 
Urkunde iſt die chineſiſche Zeitrechnung angewandt (der 17. Juni im 
4. Jahr von Geng⸗Fieng), was nach orientaliſcher Auffaſſung das 
Symbol der chineſiſchen Oberherrſchaft bedeutet. 

Als unter der neuen Kaiſerlichen Regierung im Jahre 1872 die 
Liukiu⸗Frage zuerſt aufgeworfen wurde, ſtimmten einige für Erhaltung 
des status quo, aus Furcht, mit China und den auswärtigen Mächten 
in Konflikt zu geraten; andere befürworteten die Annahme eines 
feſtbegrenzten gemeinſamen Protektorats, aber ſchließlich entſchied man 
ſich für klares, entſchiedenes Vorgehen. Im September desſelben 
Jahres wurde an den neuen König von Liukiu der Befehl geſandt, 
ein Mitglied ſeiner Familie nach Tokyo zu ſchicken, um ſeine Thron⸗ 
beſteigung anzuzeigen und der neuen Kaiſerlichen Regierung ſeinen 
Glückwunſch auszuſprechen. Als die Geſandtſchaft ankam, wurde die 
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Belehnung des Königs von Liufiu von der Kaiſerlichen Regierung 
feierlich begangen, und unter dieſem Titel wurde Sho Tai zu einem 
der Pairs des Reiches ernannt. Da alle Pairs geſetzlich verpflichtet 
waren, in Tokyo ihren Wohnſitz zu nehmen, wurde ihm ein Haus 
in der Hauptſtadt zuerteilt und die Summe von 30000 Yen wurde 
ihm aus dem Kaiſerlichen Schatzamt gewährt. Japan mußte natür⸗ 
lich die Verantwortlichkeit für die Nationalſchuld von Liukiu über⸗ 
nehmen, die ſich auf 200000 Yen belief, aber auf Sho Tais beſon⸗ 
deren Wunſch, fie in ſeinem Namen zu bezahlen, verſprach das Kaiſer⸗ 
liche Finanz⸗Departement die neuen Staats⸗Schuldſcheine, die zur 
Tilgung der Schuld von Liukiu ausgegeben wurden. 

Die Kaiſerliche Regierung betraute das auswärtige Amt mit 
der Regulierung der diplomatiſchen Beziehungen von Liukiu zu den 
fremden Mächten. Und als dieſe Tatſache den auswärtigen Re⸗ 
gierungen, die in Japan vertreten waren, mitgeteilt worden war, 
ſchickte der Geſandte der Vereinigten Staaten in Tokyo einen Brief 
an unſeren Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, datiert vom 
20. Dezember 1872, mit der Anfrage, ob Japan mit dieſer jüngſt 
erfolgten „Annexion“ beabſichtige, alle internationale Verantwortung 
auf ſich zu nehmen, die bisher Liukiu durch den Vertrag mit den 
Vereinigten Staaten oblag. Hierauf antwortete der Miniſter, daß 
Liukiu immer in einem Abhängigkeitsverhältnis zu Japan geſtanden 
hätte, und daß die Verhandlungen der letzten Monate nur der Um⸗ 
wandlung aus der Abhängigkeit zu einer zugehörigen Grafſchaft ge⸗ 
golten hätten, und daß Japan den in Frage ſtehenden Vertrag un⸗ 
verändert aufrecht erhalten und alle daraus entſtehenden Verpflich⸗ 
tungen auf ſich nehmen würde. Im März 1873 übergab Liukiu un⸗ 
ſerem auswärtigen Amt die Dokumente aller Verträge, die mit 
fremden Mächten abgeſchloſſen worden waren. Kurz darauf ſchickten 
auch die Geſandten Italiens und Deutſchlands in Tokyo ein Schreiben 
an unſeren Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten mit der For⸗ 
derung, an dem Nutzen der Verträge beteiligt zu werden, welche die 
Vereinigten Staaten, Frankreich und Holland mit Liukiu abgeſchloſſen 
hatten, was ihnen bereitwillig zugeſagt wurde. 

All das war recht ſchön, aber nur ein einſeitiges Vorgehen, und 
die Folgen konnten nicht überſehen werden, wenn es China einmal 
einfiel, ſeine Rechte auf Liufiu geltend zu machen. Früher oder ſpäter 
mußte mit China abgerechnet werden, wie aber ſollte das geſchehen? 
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Die Frage der Vertrags-Reviſion. 


Dieſe Frage war die bei weitem wichtigſte, wenn ſie auch in der 
zeitlichen Reihenfolge zuletzt auftauchte. Die Verträge, die von der 
Tokugawa⸗Regierung unterzeichnet und von der neuen Kaiſerlichen 
Regierung unverändert angenommen worden waren, waren noch nicht 
einmal von japaniſchen Beamten ſelbſt entworfen, die natürlicherweiſe 
in internationalen Angelegenheiten ganz unbewandert waren. Mr. 
Townsend Harris, der General-Konſul der Vereinigten Staaten, hatte 
alles für die diplomatiſchen Vertreter der Tokugawa-Regierung aus⸗ 
geführt. Nach allem zu urteilen, was er getan hat, und an der Hand 
der Berichte, die er in ſpäteren Jahren ſelbſt veröffentlicht hat, können 
wir die ſtrenge Gewiſſenhaftigkeit und die aufrichtige Freundſchaft 
dieſes Diplomaten Japan gegenüber nur dankbar bewundern. Hätte 
er die ſeltſame Lage, in der er ſich befand, ausnutzen wollen, ſo hätte 
er uns faſt jeglichen Vertrag, der nur Amerika und den Amerikanern 
zugute kam, aufdrängen können; und alle anderen Nationen wären 
dieſem Beiſpiel gefolgt. Aber da er in Wahrheit darauf bedacht war, 
Japan in eine Gemeinſchaft von Nationen aufzunehmen, die auf 
gegenſeitigen Vorteil begründet war, legte er uns niemals größeren 
Schaden auf, als abſolut notwendig war in Anbetracht der Verſchieden⸗ 
heit des Lebens und der Kultur. Das Recht der Gerichtsbarkeit außer⸗ 
halb des Territoriums, welches die Mächte über ihre Untertanen in 
Japan ausübten, war einer dieſer Nachteile, und Mr. Townsend ge⸗ 
ſtand den Japanern von Anfang an, daß es eine Ungerechtigkeit ſei, 
die zur Zeit unvermeidlich wäre, die aber die Japaner durch eine 
Geſetz⸗Reform abſtellen ſollten, ehe die Vertrags-Reviſion vorge- 
nommen würde. Auch der Zoll-Tarif — ein Anhang des japanijch- 
amerikaniſchen Vertrags von 1858 — war gänzlich von dem amerika⸗ 
niſchen General-Konſul entworfen mit der Abſicht, die Japaner mit 
dem Vorteil der Zoll-Einnahmen vertraut zu machen, und infolge- 
deſſen ſehr günſtig. Er ſagte den Tokugawa-Beamten ganz offen, 
daß die einzelnen Poſten vielleicht nicht in Übereinſtimmung mit Ja⸗ 
pans wahren wirtſchaftlichen Intereſſen ſein würden, und daß Japan 
durch praktiſche Erfahrungen im internationalen Handel ſeine eigenen 
Maßnahmen herausfinden und treffen müßte. Es iſt daher ſehr be- 
dauerlich, daß die Tokugawa-Regierung dem Druck der Mächte im 
Jahre 1866 nachgab und durch die Paragraphen, die in Oſaka von 
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den Vertretern Japans, Englands, der Vereinigten Staaten, Frank⸗ 
reichs und Hollands am 25. Juni desſelben Jahres unterzeichnet 
wurden, einwilligte, den Zoll für alle eingeführten Waren auf fünf 
Prozent herabzuſetzen, die wenigen Artikel ausgenommen, die mit 
Prohibitivzöllen belegt wurden. 

Nun war die Reviſion für die Verträge wie auch für den Zoll⸗ 
Tarif für den 1. Juli (oder ſpäter) 1872 feſtgeſetzt, nach vorausge⸗ 
gangener einjähriger Bekanntmachung. Die neue Kaiſerliche Re⸗ 
gierung hatte aber ſchon gleich nach ihrer Neugeſtaltung, am 10. Ja⸗ 
nuar 1868, in einem Erlaß ihre Abſicht kundgegeben, „eine ſofortige 
Reviſion“ vorzunehmen. Wie aber ſollte die Einwilligung der Mächte 
dazu erlangt werden? 


Dates Sendung nach China und Fürſt Iwakuras 
Sendung nach Europa und Amerika 1871. 


Das vierte Jahr der neuen Kaiſerlichen Regierung, 1871, iſt 
denkwürdiger als dasjenige, in welchem die letzte Spur des Feuda⸗ 
lismus beſeitigt wurde. Die Daimyos, denen die Herrſchaft über ihre 
früheren Beſitzungen — als Provinzen des Reiches — überlaſſen 


worden war, wurden nun ihrer Amter enthoben und erſetzt durch 
regulär ernannte Gouverneure, die nach dem Machtſpruch der Re⸗ 
gierung wieder abgeſetzt werden konnten. Ein übereinſtimmendes 
Syſtem der Münz⸗Prägung wurde ebenfalls eingeführt und das Pa⸗ 
piergeld der verſchiedenen Provinzen zu dem neuen Kaiſerlichen 
Kurs eingetauſcht. 

Die Einführung regelmäßiger diplomatiſcher Unterhandlungen 
mit China und den weſtlichen Mächten wurde als notwendig erachtet, 
um der Löſung der obengenannten Fragen näher zu kommen, und 
in demſelben Jahre ſchon wurden zwei wichtige Sendungen nach 
außen beſchloſſen — eine nach China und die andere nach Europa 
und Amerika. 

Am 27. April 1871 wurde Muneki Date, vormaliger Daimyo 
und Finanzminiſter, zum außerordentlichen Geſandten für den Hof 
von Peking ernannt, und Fürſt Hanagiwara und Shindo Tſuda waren 
begleitende Geſandte. Die Geſandtſchaft blieb zwei Monate in China 
und ſchloß mit Li⸗hung⸗chang am 29. Juli 1871 einen Friedens⸗ 
und Freundſchafts⸗Vertrag, mit dem Handelsregulierungen und ein 
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Zoll⸗Tarif verbunden waren. Nach dieſem Vertrag gehörte die Kri⸗ 
minal⸗Juſtiz über Japaner in China vor die gemeinſame Gerichts- 
barkeit des japaniſchen Konſuls und des chineſiſchen Lokalbeamten 
in den Vertrags⸗Häfen — im Innern vor den chineſiſchen Lokal⸗ 
beamten allein —, und in Anbetracht der Unvollkommenheit des 
chineſiſchen Kriminal⸗Geſetzes mußte dieſe Übereinkunft, obwohl ſie 
gegenſeitig war, ſehr annehmbar erſcheinen. Ein anderer ſchwer⸗ 
wiegender Mangel des Vertrages war die Tatſache, daß Japan in 
China nicht dieſelbe Stellung einnahm als andere begünſtigtere Na⸗ 
tionen, und umgekehrt, ſo daß die japaniſchen Kaufleute und Schiffe 
in China unter ſehr ungünſtigen Bedingungen ſtanden im Vergleich 
zu denen der europäiſchen und amerikaniſchen Nationen. Aus dieſen 
Gründen blieb der Vertrag eine Zeitlang unbeftätigt.*) 

Im Oktober desſelben Jahres wurde Fürſt Iwakura, Juſtiz⸗ 
miniſter, zum Geſandten und Führer der Sendung nach den Ver⸗ 
einigten Staaten und den wichtigſten Staaten Europas ernannt. 
Kido, Okubo, Ito und Yamaguchi waren zunächſt ihm bevollmächtigt. 
Dieſer Sendung ſchloſſen ſich eine große Anzahl von Beamten an, 
die aus den verſchiedenen Abteilungen des Staatsdienſtes erwählt 
worden waren, um in den verſchiedenen Zweigen der Staatsverwal⸗ 
tung und Gerichtsbarkeit Studien zu machen und Bericht darüber 
zu erſtatten. Das Hauptziel der Sendung iſt aus der folgenden Voll⸗ 
macht zu erſehen, welche dem Geſandten und ſeinen Begleitern über⸗ 
geben wurde: 


„Seit unſerer Thronbeſteigung nach dem Recht der Abkunft in direkter Linie von 
Unſerem göttlichen Ahnherrn, haben Wir noch keine Sendung an die uns befreundeten 
Mächte ausgerüſtet, und jetzt, da Wir es für durchaus notwendig erachten, haben Wir 
Unſer Vertrauen in den Geſandtſchaftsminiſter geſetzt und Tomomi Iwakura, dem 
Juſtizminiſter, als Haupt⸗Geſandten alle Vollmacht erteilt, und Kido, Staatsrat, Okubo, 
Finanzminiſter, Ito, Vizeminiſter der öffentlichen Arbeiten und Yamaguchi, zweiter 
Vize⸗Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten zu bevollmächtigten Begleitern ernannt. 

Sie ſollen ſich mit Unſerer Vollmacht nach den Vereinigten Staaten und zu den 
anderen Regierungen Europas begeben, ihnen Unſere freundſchaftliche Geſinnung über⸗ 


) Nachdem der Vertrag im Jahre 1873 unter Umſtänden, die in $ 5 berichtet 
werden, beſtätigt worden war, machte Japan verſchiedene Reviſionsverſuche, wie z. B. 
im Jahre 1880, als Kowaſhi Inouye nach China geſchickt wurde, um die Einwilligung 
zur Reviſion einzuholen, wofür Japan zwei Inſeln, Miyako und Yayeyama, die dicht 
bei Formoſa lagen, abtreten wollte; aber China willigte niemals ein, und infolgedeſſen 
blieb die ungünſtige Lage der Japaner in China unverändert bis zum Kriege 189411895. 
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mitteln und die angenehmen Beziehungen, die zwiſchen Uns und dieſen Regierungen 
zum Glück beſtehen, ausdehnen und erhöhen. 

Die Zeit bis zur Reviſion der beſtehenden Verträge wird in weniger als einem 
Jahr vorüber ſein, und Wir beabſichtigen, ſie gründlich zu revidieren, um Japan auf 
gleiche Stufe mit den ziviliſierten Nationen zu ſtellen, und Unſere Rechte und Intereſſen, 
die in der Folge entſtehen, zu wahren. Aber da Japans Sitten und Geſetze ſehr von 
denen fremder Länder abweichen, beabſichtigen Wir nicht, die Reviſion ſofort vorzu⸗ 
nehmen. Wir werden zunächſt die Einrichtungen der ziviliſierten Nationen ſtudieren, 
diejenigen annehmen, die Japan am meiſten angemeſſen ſind, und allmählich Unſere 
Regierungsform und Gebräuche verbeſſern, um einen Zuſtand zu erreichen, der dem der 
zivilifierten Völker nicht nachſteht. Darum rüſten Wir jetzt eine Sendung an die 
Regierungen der Vereinigten Staaten und die anderer Länder mit dem Auftrage, den- 
ſelben den Stand der Angelegenheiten in Japan klar zu legen und mit ihnen über 
die beſten Mittel zu beraten, mit denen eine Verbeſſerung Unſerer Einrichtungen zu 
erzielen iſt. Wir werden die Frage der Vertrags⸗Reviſion in Betracht ziehen, nachdem 
Wir den Bericht der Geſandtſchaft entgegengenommen haben werden und dann zur 
Ansführung Unſeres lebhaften Wunſches ſchreiten. 


Als jedoch die Geſandtſchaft in Waſhington ankam, eröffnete der 
Staatsſekretär der Vereinigten Staaten ihren Mitgliedern, daß ein 
bloßer mündlicher Austauſch der Anſichten in diplomatiſchen Ange⸗ 
legenheiten keine bindende Kraft für die Zukunft haben würde, und 
daß es nach ſeiner Meinung am beſten für Japan ſein würde, gleich 


vorbereitende Unterhandlungen für die Reviſion in formeller Weiſe 
einzuleiten. Auch Präſident Grant ſoll dem Fürſten Iwakura den 
Rat gegeben haben, ſofort mit Verhandlungen zu beginnen. Dazu 
fehlte ihm jedoch die Vollmacht. Infolgedeſſen wurden Okubo und 
Ito nach Japan zurückgeſchickt, um dieſelbe einzuholen und um zu⸗ 
gleich dem Kaiſerlichen Kabinett folgende Punkte, die Vertrags⸗Re⸗ 
viſion betreffend, zur Begutachtung vorzulegen: 

1. Da es noch nicht an der Zeit iſt, das ganze Innere Japans 
dem Fremdenverkehr zu erſchließen, ſoll der Ausländer ſich ver- 
pflichten, innerhalb vorgeſchriebener Grenzen zu wohnen. Es ſoll 
ihm geſtattet werden, unbehindert innerhalb einer beſtimmten Meilen⸗ 
zahl außerhalb dieſer Grenzen umherzureiſen, deren Entfernung nach 
und nach erweitert werden ſoll. 

2. Es ſollen Vorbereitungen zur Errichtung öffentlicher Gerichts⸗ 
höfe getroffen werden, und die Ausländer ſollen derſelben Gerichts- 
barkeit unterliegen wie der japaniſche Untertan, als Gegenleiſtung 
für die Abſchaffung der außerhalb des Territoriums ſtehenden Ge⸗ 
richtsbarkeit und der Wiederherſtellung der Rechte Japans in der 
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Rechtſprechung. Gegenwärtig ſollten aber temporäre Geſetze ver- 
einbart werden, die einer allmählichen Verbeſſerung unterliegen, bis 
ſich die Fremden von der Unparteilichkeit des Gerichts und der Libe⸗ 
ralität der Geſetze überzeugt hätten. 

3. Obwohl die japaniſchen Kriminalgeſetze zum Chriſtentum Be⸗ 
kehrte nicht beſtraft, würde Japan, ſolange es noch einen Paragraphen 
beibehält, der das Chriſtentum auf dem Koſatſu (Geſetzestafel, die 
an öffentlichen Plätzen angebracht wird) verbietet, dennoch das An- 
ſehen eines barbariſchen Landes haben, das nicht die Freiheit des 
Gottesdienſtes achtet, und wäre daher unwürdig, auf gleiche Stufe 
mit anderen Nationen geſtellt zu werden. Darum ſollte dieſer Para⸗ 
graph geſtrichen werden. 

In Tokyo wurde der Entwurf des neuen Vertrages Ito und 
Soyejima anvertraut, und als das Dokument fertig und begutachtet 
worden war, wurde die Vollmacht verliehen, und die Reviſions⸗Unter⸗ 
handlungen wurden in Waſhington eingeleitet. Dieſelben wurden 
durch einen merkwürdigen Zwiſchenfall unterbrochen. Herr von 
Brandt, der deutſche Geſandte in Tokyo, der ſich im ganzen Japan 
gegenüber nicht ſehr freundſchaftlich gezeigt hatte, nahm gerade zu 
dieſer Zeit Urlaub, kam auf ſeiner Heimreiſe nach Waſhington und 
ſprach dort den Fürſten Iwakura. — Er teilte dieſem ſeine Anſicht 
mit, daß er es für ſehr nachteilig für Japan erachte, eine Vertrags⸗ 
Reviſion vorzunehmen, indem er von einem Staat nach dem anderen 
reiſe und dort Unterhandlungen anknüpfe. Da die günſtigen Be⸗ 
dingungen jedes Volkes aus jedem Vertrag erſichtlich ſein würden, 
würde jedes Land mühelos alle Rechte erlangen, die den Regierungen, 
die ſchon beſucht worden waren, gewährt wurden, und würde ſicherlich 
nicht eher in die Reviſion willigen, bis ihm noch eine beſondere 
Vergünſtigung bewilligt worden ſei. Auf dieſe Art würde Japan 
ſchließlich ein viel größerer Schaden erwachſen, als wenn es mit 
allen Mächten zu gleicher Zeit verhandelte. — Dieſer Einwand er⸗ 
ſchreckte unſere Geſandtſchaft, die Unterhandlungen wurden abge- 
brochen und Fürſt Iwakura teilte der Regierung der Vereinigten 
Staaten mit, daß Japan beabſichtige, die Vertreter der Mächte nach 
Paris zuſammen zu berufen und dort abſchließend mit allen zuſammen 
zu verhandeln. 

Von Amerika begab ſich die Geſandtſchaft nach Europa und reiſte 
durch England, Frankreich, Belgien, Holland, Preußen, Rußland, 
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Dänemark und Schweden. — Von dort aus wendete ſie ſich nach 
Süden und beſuchte die verſchiedenen Staaten Deutſchlands, Italien, 
Oſterreich, Ungarn und die Schweiz, und kehrte über das Mittellän⸗ 
diſche Meer und den Indiſchen Ozean zurück, nachdem ſie dreiund⸗ 
zwanzig Monate unterwegs geweſen war. Kaum eine Stadt von 
irgend welcher Ausdehnung und irgend welchem Ruf verſäumte ſie 
aufzuſuchen, und wo ſie hinkam, erhielt ſie von allen Seiten ſo 
viel Einladungen, beſichtigte ſie ſo viele öffentliche Einrichtungen, 
induſtrielle Unternehmungen, hiſtoriſche Monumente ꝛc., daß ihre 
Tage und Nächte vollſtändig ausgefüllt waren. Die internationale 
Ausſtellung in Wien im Jahre 1873 kam gerade gelegen, um ſie 
kennen lernen zu laſſen, was die Welt-Induſtrie und -Kunſt hervor⸗ 
bringen konnte. Das Tagebuch der Geſandtſchaft, in fünf illuſtrierten 
Bänden, das von den gelehrten Begleitern der Geſandtſchaft ſorg— 
fältig zuſammengeſtellt wurde und von der großen Kaiſerlichen Re⸗ 
gierung veröffentlicht worden iſt, bietet noch bis zum heutigen Tage 
eine höchſt feſſelnde und häufig belehrende Lektüre. Es umfaßt die Ge⸗ 
ſchichte, Statiſtik, Politik und das Finanz- und Militärweſen der durch⸗ 
reiſten Länder, und es iſt einleuchtend, daß das Erſcheinen dieſer 
Schrift viel dazu beigetragen hat, den Japanern die Augen über die 
Vorgänge im Ausland zu öffnen. Es iſt ebenſo erklärlich, daß die 
Gedanken und Anſichten der führenden Männer Japans, aus denen 
die Geſandtſchaft beſtanden hatte, ſich von denen ihrer im Lande 
gebliebenen Kollegen unterſchieden. Wenn die Sendung auch nicht 
mit großen diplomatiſchen Erfolgen gekrönt wurde, ſo kann doch 
ihre Bedeutung in der Geſchichte von Japans auswärtigen Be⸗ 
ziehungen kaum zu hoch angeſchlagen werden. 

Um dieſelbe Zeit wurden Geſandtſchaften eingerichtet und ſtän⸗ 
dige Geſandtſchaftspoſten in Oſterreich, den Vereinigten Staaten, Eng⸗ 
land, Frankreich und Rußland eingeführt. 


Die Maria Luz⸗ Angelegenheit (1872). 


Während der Abweſenheit des Fürſten Iwakura infolge ſeiner 
Sendung nach Europa und Amerika war der Staatsrat Saneomi 
Soyejima, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten geworden. Das 
war ein großer Anhänger der chineſiſchen Gelehrſamkeit, aber im 
Gegenſatz zu den meiſten chineſiſchen Gelehrten hatte er eine außer⸗ 
ordentlich klare Urteilskraft und eine umfaſſende Kenntnis der euro- 
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päiſchen internationalen Geſetzgebung, was unter den führenden 
Staatsmännern jener Zeit ziemlich ſelten vorkam. Unter ihm war 
Japans Diplomatie ſehr tätig, und Soyejimas Name als Diplomat 
wurde durch folgendes Ereignis ſchnell bekannt: 

Im Juli 1872 war ein chineſiſcher Kuli in Yokohama von dem 
peruvianiſchen Schiff Maria Luz entflohen und zu einem in der Nähe 
liegenden britiſchen Kriegsſchiff geſchwommen, wo er um Rettung 
vor der grauſamen Behandlung flehte, mit der die Kulis behandelt 
würden. Mr. R. C. Watſon, britiſcher Bevollmächtigter, unterbreitete 
die Angelegenheit dem Miniſter für auswärtige Angelegenheiten, und 
es ſtellte ſich nach eingehenden Erkundigungen bei dem Gouverneur 
von Kanagawa⸗ken heraus, daß Ricardo Herero, der Kapitän der 
Maria Luz, 232 chineſiſche Kulis in Macao gekauft hatte und daß er 
auf ſeiner Heimreiſe in den Hafen von Yokohama wegen Ausbeſſe⸗ 
rungen eingelaufen war. Der Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten ſchlug vor, den Fall vor das Bezirksgericht von Kanagawa⸗ken 
zu bringen und ihn nach dem japaniſchen Geſetz zu behandeln, welches 
den An⸗ und Verkauf von Mitmenſchen verbot. Merkwürdigerweiſe 
war Eto Shimpei, Juſtizminiſter, dem entgegen, und auch die Geſandten 
der Vereinigten Staaten und Frankreichs ſchickten Briefe an Soyejima, 
in denen ſie harte Maßregeln gegen das peruvianiſche Sklavenſchiff 
mißbilligten. Aber Soyejimas Vorſtellungen bewogen den Premier⸗ 
miniſter, Fürſt Sanjo, ihm Vollmacht zu erteilen, gegen das Schiff 
nach Ermeſſen zu handeln. Das Bezirksgericht von Kanagawa er⸗ 
klärte den Kaufkontrakt für null und nichtig, da er gegen das Geſetz 
des Landes ſei, in deſſen Gewäſſern das Schiff lag, und gab allen 
Kulis die Freiheit zurück. Die Regierung von Kanagawa verſorgte 
ſie mit Nahrung und Kleidung und gewährte ihnen Schutz, bis Hilfe 
aus China kam. Der Taotai von Schanghai wurde benachrichtigt 
und durch ihn der Vizekönig von Two⸗Kiangs, der einen beſonderen 
Boten nach Japan ſandte, um für die großmütige Handlungsweiſe 
zu danken und im Namen der chineſiſchen Regierung die Kulis in 
Empfang zu nehmen. Der chineſiſche Botſchafter Chin⸗fuk⸗kin wurde 
in Tokyo mit beſonderen Ehren behandelt, und als die 232 bedauerns⸗ 
werten Geſchöpfe ihm übergeben wurden, vergoſſen ſie alle Tränen 
der Dankbarkeit. Es kann nicht bezweifelt werden, daß dieſes Ver⸗ 
halten der neuen Kaiſerlichen Regierung eine gute Einführung bei 
ihrem ſehr hochmütigen Nachbar war. 
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Was den peruvianiſchen Kapitän betrifft, jo verließ derſelbe fein 
Schiff und floh, denn die japaniſchen Geſetze verhängen ſchwere Strafen 
über die, die bei dem Handel mit Mitmenſchen betroffen wurden, und 
von San Franzisko aus depeſchierte er, um Schutz flehend, an ſeine 
Regierung. Die peruvianiſche Regierung ſchickte eine beſondere Bot⸗ 
ſchaft auf zwei Kriegsſchiffen nach Japan, um Erklärung und Entſchä⸗ 
digung für die Befreiung der Kulis zu fordern. Aber als der Ver⸗ 
treter von Peru in den Vereinigten Staaten ankam, hörte er von der 
Stellungnahme der japaniſchen Regierung und ſah die lächerliche 
Lage voraus, in die er verſetzt ſein würde, wenn er mit zwei Kriegs⸗ 
ſchiffen in Yokohama erſcheinen würde. Er ließ dieſelben daher in 
San Francisco zurück und kam auf einem amerikaniſchen Paſſagier⸗ 
ſchiff mit wenigen Begleitern nach Japan. Die Unterhandlungen, 
die dann eingeleitet wurden, führten zu dem Beſchluß, den Fall dem 
Kaiſer von Rußland zur Entſcheidung vorzulegen, der am 14. Juni 
1875 das Urteil fällte, indem er das Vorgehen der japaniſchen Re⸗ 
gierung für vollkommen geſetzlich erklärte. 

Dieſer diplomatiſche Sieg hatte noch wichtige Nebenwirkungen. 
Macao war bis dahin der große Mittelpunkt des chineſiſchen Kuli⸗ 
handels geweſen, doch jetzt ließ der portugieſiſche Gouverneur des 
Hafens die japaniſche Regierung benachrichtigen, daß für die Zukunft 
ſtrenge Maßregeln zur Unterdrückung dieſes Handels getroffen würden. 
Der franzöſiſche Geſandte in Tokyo widerrief ſeinen an Soyejima 
gerichteten Brief, und der amerikaniſche Geſandte Mr. Delong wurde 
ſeitdem ein aufrichtiger Freund Japans. Die Regierung von Groß⸗ 
britannien und Irland ſandte ebenfalls den Befehl an die Gouver⸗ 
neure der britiſchen Beſitzungen im Oſten, die Erledigung der Maria 
Luz⸗Angelegenheit als Präcedenz⸗Fall für ähnliche Vorfälle, die ſich 
in den britiſchen Gewäſſern zutragen könnten, zu betrachten. 


Soyejimas Beſuch in China im Jahre 1873. 

Die Annäherung an den Hof von Peking, die durch den Fall 
von Maria⸗Luz herbeigeführt worden war, benutzte Soyejima, um 
die Angelegenheiten von Korea und Liukiu zu ordnen. Durch ihren 
anſcheinenden Erfolg gegen die Amerikaner im Sommer des Jahres 
1871 mutig gemacht, erließen die Koreaner Geſetze, in denen jeder 
Verkehr mit den Japanern verboten wurde, und militäriſches Ein⸗ 
ſchreiten ſchien jetzt notwendiger als je zuvor, wenn nur China uns 
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in der Freiheit des Vorgehens nicht beſchränkte. Im Dezember des⸗ 
ſelben Jahres ſtrandete ein Schiff von Liukiu an der öſtlichen Küſte 
von Formoſa, und 54 von 66 Mann der Schiffsmannſchaft wurden 
von Wilden von Botan getötet. Die Regierung von Liukiu wandte 
ſich um Schutz an Japan, und ſeitdem ſtand wieder die Liukiu-An⸗ 
gelegenheit auf der Tagesordnung. Im nächſten Jahre wurde Liufiu 
wieder eine der Japan zugehörigen Grafſchaften, wie ſchon erwähnt 
worden ift; doch war es unerläßlich, dazu Chinas offizielle Aner⸗ 
kennung einzuholen, indem vielleicht der Vorfall an der Küſte von 
Formoſa ins Feld geführt werden konnte. Da entſchloß ſich Soye- 
jima, in der Eigenſchaft eines Geſandten ſelbſt den Hof von Peking 
zu beſuchen. Als Veranlaſſung dieſes Beſuchs wurde die gegenſeitige 
Beſtätigung des Vertrages vom 29. Juli 1871 angeführt. 

Der Geſandte kam unter Begleitung zweier Kriegsſchiffe am 
31. März in Schanghai an und begab ſich dann nach Tientſin, wo 
eine Begegnung zwiſchen ihm und Li⸗hung⸗tſchang am 24. April 
ſtattfand. Der Vizekönig dankte Soyejima herzlich für die Befreiung 
der 232 Chineſen im vergangenen Jahre. Am 5. Mai wurde die 
gegenſeitige Vertrags⸗Beſtätigung erledigt, und obwohl Li die Unter⸗ 
handlungen über den Vorfall bei Formoſa ſofort zu eröffnen wünſchte, 
beſtand Soyejima darauf, vorher vom Kaiſer zu einer Audienz zuge⸗ 
laſſen zu werden und kam am 7. Mai nach Peking. 

Gerade um dieſe Zeit wurde die Audienz-Frage zwiſchen dem 
Tſung⸗li⸗yamen und dem diplomatiſchen Kreis in Peking lebhaft 
erörtert. — Die chineſiſche Audienz-Zeremonie, wie ſie den fremden 
Vertretern gegenüber üblich war, ſtammte aus der Blütezeit des 
Kanghi, des Gründers der gegenwärtigen Dynaſtie. Ein ruſſiſcher 
Vertreter, der ſich zur Zeit am Hofe von Peking aufhielt, hatte ein⸗ 
gewilligt, ſich der chineſiſchen Hof-Zeremonie zu fügen, unter der 
Bedingung, daß ein chineſiſcher Vertreter in St. Petersburg den 
Regeln, die die ruſſiſche Etikette vorſchreibt, nachkommt. Er hatte 
ſich jedoch nicht vorher erkundigt, worin die chineſiſche Zeremonie 
beſtand und war ſehr erſchrocken, als man von ihm verlangte, er 
ſolle in dem großen Hof außerhalb der Königshalle, in deſſen Hinter- 
grund der Sohn des Himmels ſaß, niederknien und ſich ehrfurchtsvoll 
erſt dreimal dann neunmal verneigen. Er mußte ausführen, was 
er verſprochen hatte, und ſeitdem wurde dieſe Form die feſte Audienz⸗ 
Zeremonie am chineſiſchen Hof. Es iſt klar, daß kein auswärtiger 
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Geſandter des neunzehnten Jahrhunderts ſich ſolcher Demütigung 
unterwirft, und infolgedeſſen hatte ſeitdem keiner eine Audienz nach⸗ 
geſucht, ſondern nur eine Abſchrift feiner Vollmacht dem Tſung⸗li⸗ 
Yamen eingereicht, bis im Winter 1872 dieſe Frage von neuem er- 
örtert wurde, da einige anläßlich des bevorſtehenden Neujahrstages 
um Audienz gebeten hatten. 

Zunächſt mußte aber eine Unregelmäßigkeit unter den Vertretern 
in Peking ſelbſt abgeſtellt werden, wenn ſich die Vorgänge nach den 
diplomatiſchen Gebräuchen des modernen Europa abwickeln ſollten. 
Bis dahin wurden die Rangesunterſchiede zwiſchen einem Geſandten, 
einem bevollmächtigten Geſchäftsträger, einem Reſidenten und Charge 
d' Affaires nicht beachtet. Alle waren gleichgeſtellt, einfach nach der 
Reihenfolge ihrer Ankunft in China unterſchieden. Soyejima hielt es 
für richtig, dieſer Regelloſigkeit abzuhelfen und ſetzte ſich mit ſeinen 
Kollegen, die ihm ſofort beiſtimmten, in Verbindung. Dann leitete 
er mit dem Yamen-Minifter Unterhandlungen betreffs der Audienz 
ein und ſtellte ihm vor, wie ungehörig es ſei, die Vertreter fremder 
Herrſcher — die ebenſo unabhängig und hohen Ranges wären wie 
der Kaiſer von China ſelbſt — entwürdigend zu behandeln. Er fügte 
hinzu, daß, ſollte der Hof fortfahren, die auswärtigen Geſandten zu 
demütigen, er ſich ſeiner Kenntnis der chineſiſchen Gebräuche be⸗ 
dienen und dem chineſiſchen Hof ebenſo mißachtend begegnen würde, 
wie derſelbe es den auswärtigen Vertretern gegenüber tue. Er würde 
ſogar ſo weit gehen, dieſelben zu unterrichten, auf welche Weiſe ſie 
den Mangel an Achtung am beſten vergelten könnten. Seine gründ⸗ 
lichen Kenntniſſe chineſiſchen Gelehrtentums machten ihn zum Herrn 
der Situation, und die Yamen-Minifter fügten ſich in der Hauptſache 
der im Weſten üblichen Zeremonie, nach welcher der zur Audienz 
Zugelaſſene — vor dem Kaiſer ſtehend — denſelben Ehrerbietung er⸗ 
weiſt. Aber ſie zögerten nun, den Tag der Audienz feſtzuſtellen. 
Zu dieſer Zeit erreichte die Nachricht vom Brande des kaiſerlichen 
Schloſſes in Tokyo Peking, und Soyejima erklärte nun den Yamen- 
Miniſtern, daß der Kaiſer von Japan an den Kaiſer von China einen 
Geſandten als Achtungs⸗Bezeugung an den Herrſcher der nachbar- 
lichen Macht entſandt habe, und daß jetzt der chineſiſche Kaiſer aus 
Anlaß dieſes eben ſtattgefundenen Unglücks eine Kondolenz-Botſchaft 
nach Tokyo ſenden müſſe. Er erklärte ferner, daß die chineſiſchen 
Miniſter auf einer ſehr niedrigen Stufe ſtehen müßten, da ſie ſich 
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ſo gar nicht beeilt hätten, den Tag der Audienz, der ſchon verein⸗ 
bart war, zu beſtimmen, und da ſeine Gegenwart in Tokyo ſo dringend 
nötig ſei, er nicht länger zögern, ſondern abreiſen würde, alles übrige 
dem ruſſiſchen Geſandten in Peking überlaſſend. 

Durch ſeine Drohung, abzureiſen, verſuchte er, die Yamen- 
Miniſter mit den Angelegenheiten von Korea und Liukiu zu über⸗ 
rumpeln, denn er wußte wohl, daß formelle Unterhandlungen über 
dieſe Punkte ſich Monate und Jahre lang hinziehen könnten, ohne 
daß endgültige Reſultate erreicht würden. Darum beſtimmte er den 
24. Juni als den Tag ſeiner Abreiſe, und am 21. ſchickte er den 
Fürſten und japaniſchen Miniſter Yanagimara nach Peking als feinen 
Vertreter mit dem Auftrag, folgende Fragen mit den Miniſtern zu 
erörtern: 

Japaniſcher Miniſter. Wurde Macao auf immer und be⸗ 
dingungslos an Portugal abgetreten? 

Yamen-Minifter. Es iſt chineſiſches Gebiet, wurde aber gegen 
fortlaufende Pacht an Portugal abgetreten. 

Japaniſcher Miniſter. Vor einigen Jahren, als Frankreich 
und die Vereinigten Staaten militäriſch gegen Korea vorgehen mußten, 
richteten ſie an die chineſiſche Regierung die Frage, ob China Korea 
als tributpflichtig betrachte oder nicht. Eure Regierung erwiderte, 
daß, obwohl der König von Korea unter der Oberhoheit des Kaiſers 
von China ſtehe, die innere Verwaltung und die Entſcheidung über 
Krieg und Frieden der Regierung von Korea überlaſſen bleiben und 
China keine Gewalt darüber habe. Eine Abſchrift dieſer Antwort 
wurde der japaniſchen Regierung von dem in Tokyo reſidierenden 
Geſandten der Vereinigten Staaten überreicht und befindet ſich jetzt 
hier. Iſt die damalige Stellung dieſelbe geblieben? 

Yamen-Minifter. Ja. 

Japaniſcher Miniſter. Formoſa iſt in früheren Jahren von 
den Japanern und Holländern eingenommen worden, und ſpäter machte 
ſich Teiſeiko dort unabhängig. Unter ſeinen Nachkommen jedoch wurde 
die Inſel chineſiſches Gebiet; aber China unterwarf nur einen Teil 
der Inſel und überließ den öſtlichen Teil den urſprünglichen wilden 
Stämmen, die Eure Regierung niemals zum Gehorſam zu zwingen 
verſucht hat. Im Winter 1871 überfielen dieſe Barbaren japaniſche 
Untertanen, die an ihrer Küſte Schiffbruch erlitten hatten und er⸗ 
mordeten ſie, und die japaniſche Regierung beabſichtigt, eine Expedi⸗ 
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tion auszurüſten, um ſie zu züchtigen. Aber da der Landſtrich an 
chineſiſches Gebiet angrenzt, hielt es der Geſandte für richtiger, die 
Regierung davon zu benachrichtigen, um jeden Konflikt, der die 
Freundſchaft der beiden Reiche gefährden könnte, zu vermeiden. 

Yamen-Minifter. Uns iſt nur zu Ohren gekommen, daß die 
Wilden von Formoſa Bewohner von Liukiu geplündert und getötet 
haben, doch niemals, daß ſie Japaner angegriffen hätten. Liukiu 
iſt chineſiſches Gebiet, und chineſiſche Offiziere beſchützten alle, die den 
Wilden entfliehen konnten und ſandten fie nach Liukiu zurück. 

Japaniſcher Miniſter. Liufiu hat immer Japan gehört. 
Zur Zeit der Lehnsherrſchaft war es eine Kolonie des Prinzen von 
Satſuma, und jetzt ſteht es unter der unmittelbaren Herrſchaft der 
Kaiſerlichen Regierung. Jeder Bewohner von Liukiu iſt ein japa⸗ 
niſcher Untertan, berechtigt zu dem Schutz der japaniſchen Regierung. 
Ihr jagt, Ihr hättet die Bewohner von Liukiu geſchützt, was aber 
tatet Ihr in der Beſtrafung der Wilden, die die übrigen ausplünderten 
und töteten? 

Yamen⸗Miniſter. Es gibt zwei Sorten Ureinwohner auf 
Formoſa, diejenigen, die unter chineſiſchem Geſetz ſtehen und von 
chineſiſchen Lokal⸗Beamten regiert werden, „die ziviliſierten Bar⸗ 
baren“ genannt, und diejenigen, die außerhalb chineſiſchen Einfluſſes 
ſtehen, „die rohen Barbaren“ genannt. 

Japaniſcher Miniſter. Die Wilden von Formoſa haben 
fremde Untertanen mehr als einmal beläſtigt, und Ihr habt ſie 
niemals beſtraft. Dieſer Umſtand könnte zu ſehr ernſten Folgen führen 
— nämlich zur Beſetzung von Formoſa durch andere Mächte, wie 
wie es in dem Fall von Cambodſcha, Tonkin und Landſtrichen am 
Amur geſchehen iſt; und das wäre nicht nur ungelegen, auch eine 
Quelle der Gefahr ſowohl für Japan wie für China. Darum hat 
ſich die japaniſche Regierung entſchloſſen, die Züchtigung der Wilden 
zu übernehmen. Um aber jede Verwicklung zu vermeiden, hat unſer 
Geſandte in ſeiner Eigenſchaft als Miniſter der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten mit dieſem Kriegszug gewartet, bis er Gelegenheit hatte, 
der chineſiſchen Regierung zu verſichern, daß Japans Vorhaben in 
Formoſa nur die Barbaren außerhalb der chineſiſchen Verwaltung 
betrifft, und daß es nicht beabſichtigt, ſich in innere Angelegenheiten 
Chinas zu miſchen. Auch muß in Betracht gezoegn werden, daß, wenn 
die japaniſche Regierung jetzt nicht vorgeht, das japaniſche Volk, er⸗ 
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bittert, wie es durch die Ermordung der Einwohner von Liukiu iſt, 
aus eigenem Antrieb in die Inſel einfallen könnte und dadurch eine 
Sachlage herbeiführen würde, die unvereinbar mit dem beſtehenden 
Vertrag wäre. Die japaniſche Regierung wünſchte urſprünglich nicht, 
die chineſiſche Regierung von ihren Abſichten zu unterrichten, und der 
Geſandte macht die vorliegenden Mitteilungen auf ſeine eigene Ver⸗ 
antwortung ꝛc. 

Yamen⸗Miniſter. „Die rohen Barbaren“ find nicht beſtraft 
worden, weil ſie außerhalb des Bereichs unſerer Regierung und Kultur 
ſtehen; aber da die Berichte des Gouverneurs von Fokien, der die 
Bewohner von Liukiu beſchützte, in unſerem Beſitze ſind, werden wir 
in dieſelben Einſicht nehmen und eure Fragen dann beantworten. 

Japaniſcher Miniſter. Es exiſtiert nicht ein Japaner, der 
nicht von der Ermordung unterrichtet wäre, da der Vorfall in den 
chineſiſchen Zeitungen beſprochen iſt, und da der Geſandte ſich in 
großer Eile auf ſeine Abreiſe vorbereitet, wird er ſicherlich nicht 
länger auf Antwort warten. 

Nachdem alſo der Geſandte mündlich feſtgeſtellt hatte, daß China 
auf das Recht der Einmiſchung in die inneren und äußeren Ange⸗ 
legenheiten Koreas verzichtete, daß die Regierung keinen Einſpruch 
dagegen erhob, wenn die Eingeborenen von Liukiu japaniſche Unter⸗ 
tanen genannt werden, und daß ſie nichts gegen einen Kriegszug 
Japans gegen die Wilden auf Formoſa einzuwenden habe, ſo be⸗ 
trachtete er ſeine Aufgabe als erledigt. Er hatte ſchon einen Teil 
ſeines Gefolges am 23. nach Japan abreiſen laſſen, als Bunſho, 
der erſte Miniſter des Tſung⸗li⸗yamen, einen ſeiner Untergebenen 
an demſelben Tage zu dem Geſandten ſchickte und ihn dringend er- 
ſuchen ließ, ſeine Abreiſe aufzuſchieben, gleichzeitig um Entſchuldigung 
für die Verzögerung der Audienzangelegenheit bittend. Der Geſandte 
ſchlug dieſes Geſuch ab und antwortete dem Boten, daß ein japaniſcher 
Geſandter durchführt, was er einmal geſagt hat. Der Bote ſtellte 
Soyejima vor, wie lebhaft Bunſho es bedaure, den japaniſchen Ge⸗ 
ſandten nicht ſo aufgenommen zu haben, wie es ſich gehört hätte, 
und daß er jetzt feſt entſchloſſen ſei, eine Audienz zuſtande zu bringen, 
die ganz den Anforderungen entſprechen ſollte, die der japaniſche 
Geſandte angedeutet habe ꝛc. Darauf willigte Soyejima zögernd 
ein, Bunſho am folgenden Tage zu empfangen. 

Am 24. Juni ſuchte Bunſho den Geſandten in ſeinem Hotel 
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auf und teilte ihm mit, daß er ſich ſchon mit den Vertretern der 
Mächte in Peking in Verbindung geſetzt habe, in dem Sinne, daß 
ihnen eine kaiſerliche Audienz unter den von ihnen gewünſchten Be⸗ 
dingungen gewährt werden ſollte, nachdem der japaniſche Geſandte 
in beſonderer Audienz empfangen worden war. Am folgenden Tage 
ſchickte Soyejima einen Dolmetſcher an den Yamen, der in ſeinem 
Namen die Audienz unter den von Bunſho geſtellten Bedingungen 
annahm, und das Datum für dieſe Zeremonie wurde auf den 29. Juni 
feſtgeſetzt. Die Audienz fand dann endlich in Shifo-den (dem pur⸗ 
purnen Lichtſaal) ſtatt. Damit war der Anfang gemacht, daß der 
Kaiſer von China perſönlich die auswärtigen Miniſter nach einer 
langjährigen Unterbrechung empfing, was einzig den Bemühungen 
Taneomi Soyejimas zu verdanken iſt. 

Aber damit iſt der Bericht des ehrwürdigen Geheimen Staats⸗ 
rats“) noch nicht zu Ende. 

Der chineſiſchen Sitte gemäß wurde das diplomatiſche Korps 
nach der Zeremonie zu einem Hoffrühſtück geladen, aber da es ſchon 
ungemein heiß war, nahm keiner die Einladung an. Nur unſer 
Geſandter, der natürlich die chineſiſche Etikette vollkommen beherrſchte, 
nahm dieſe Ehre freudig an. Später ging das Gerücht, daß die 
chineſiſchen Prinzen und Miniſter dem japaniſchen Geſandten ihre 
ungeteilte Anerkennung gezollt hätten, weil er allein „ein richtiges 
Verhalten“ bewieſen hätte, und ſich über die europäiſchen und ame⸗ 
rikaniſchen Geſandten abfällig äußerten, die ihren „Vater und Herrn“ 
— d. h. den Kaiſer verachtet hätten. 

Am Tage nach der Audienz ſtattete der britiſche Geſandte Soye⸗ 
jima einen Beſuch ab und dankte ihm im Namen ſeiner Kollegen. 

Als der Geſandte China verließ, begleitete ihn der Taotai von 
Tientſin in Vertretung von Li⸗Hung⸗Tſchang nach Taku und von 
den Feſtungswerken, die mit 140 oder 150 Fahnen geſchmückt waren, 
wurden 23 Schüſſe abgegeben, eine Ehrung, die bisher noch keinem 
auswärtigen Vertreter zuteil geworden war. 

Als er in Tokyo ankam, machtem ihm alle auswärtigen Geſandten 
einen gemeinſamen Beſuch. Wie von ſeinen Erfolgen in Peking die 
Rede war, wurde ihm in denkwürdiger Anerkennung verſichert: „Wir 


) Soyejima, jetzt Graf Soyejima, Geheimer Staatsrat, lebt noch, wenn auch 
hochbetagt und gebrechlich. Er iſt einer der wenigen „Schöpfer des Neuen Japans“, 
der noch am Leben iſt. 
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wünſchten, wir hätten auch immer ſolche Reſultate zu verzeichnen, 
und vom heutigen Tage an betrachten wir Sie als den Miniſter aus⸗ 
wärtiger Angelegenheiten eines wirklich unabhängigen Staates;“ 
dann veranſtalteten ſie ihm zu Ehren ein Feſtmahl. 

Innerhalb der Mauern des Pekinger Hofes gibt es verſchiedene 
Hallen, von denen jede beſonderen Zeremonien dient. Shiko⸗den, in 
welcher die Audienz ſtattfand, war urſprünglich für den Empfang 
tributpflichtiger Fürſten der Mongolei beſtimmt. Als dieſer Um⸗ 
ſtand im Jahre 1889 bekannt wurde, verlangten die Miniſter der 
auswärtigen Mächte in Peking, daß der Ort der Audienz nach Bunkwa⸗ 
den verlegt werden ſollte, aber der Hof beſtimmte Sho⸗kwo⸗den dazu, 
das mehr Bedeutung beſaß wie Shi⸗ko⸗den, aber weniger wie Bunkwa⸗ 
den. — Erſt nach dem Krieg mit Japan wurde die Zeremonie in 
Bunkwa⸗den abgehalten. 


Die große Kabinettskriſis im Jahre 1873. 


Soyejimas Politik war auf Krieg mit Korea gerichtet, und er 
wandte ſeine ganze Tatkraft auf, um alle Hinderniſſe, die ihm China 
im Falle der Kriegserklärung in den Weg legen könnte, aus dem 
Wege zu räumen. Es war aber auch bekannt, daß die Iwakura⸗ 


expedition bald mit erweiterter Kenntnis zurückkehren, und wahr⸗ 
ſcheinlich einer Friedenspolitik geneigt ſein würde. Das ſchürte die 
Erregung bei einer Anzahl Mächtiger noch lebhafter als zuvor. 

In welchem Verhältnis der militäriſche Kreis, — deſſen Mittel⸗ 
punkt Saigo, der große Staatsmann von Satſuma, Oberbefehls- 
haber der japaniſchen Armee, war — zu der Politik der Europaiſierung 
jener Zeit ſtand, iſt dem Austauſch der Anſichten zu entnehmen, der 
zwiſchen ihm und General Koyata Torio (jetzt Geheimer Staatsrat 
Vikomte Torio) ſtattfand, welcher viel für die Neugeſtaltung des 
japaniſchen Heeres getan hat. In ſeinen „Memoiren“ (Jikkwaſon) 
ſchreibt der General Torio folgendes darüber: Die wahre Stärke 
einer Nation beſteht in dem richtigen Gleichgewicht kriegeriſcher Macht 
und politiſcher Einſicht. Das Japaniſche Reich der neuen Ara er- 
fordere eine vollkommene Neugeſtaltung dieſer beiden Staatsformen; 
aber da es unmöglich ſei, beide zu gleicher Zeit zur Ausführung zu 
bringen, da überdies der Militarismus die weſentlichere Grundlage 
von Japans wahrer Stärke ausmache und eine Verbeſſerung des⸗ 
ſelben in einem verhältnismäßig kürzeren Zeitabſchnitt zu ermög⸗ 
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lichen wäre, jo würde es günſtiger für Japan fein, ſein Volk zuerft 
militäriſch zu erziehen, indem es die alte Klaſſe der Samurai wieder 
herſtelle und alle männlichen Untertanen zwiſchen zwanzig und vierzig 
Jahren zum Militärdienſt verpflichte. Zu dieſem Zweck ſollten zwei 
Drittel aller Einkünfte verwendet und bei allen anderen Abteilungen 
der Verwaltung mit äußerſter Sparſamkeit vorgegangen werden. 

Der General Torio drang bei dem Oberbefehlshaber Saigo 
darauf, dieſen Plan gut zu heißen und ihn vor der Rückkehr der 
Iwakura⸗Expedition zur Ausführung zu bringen. Saigo ſtimmte ihm 
vollkommen bei, ſo ſchreibt der General, und verſprach ihm feier⸗ 
lich, ſeinen Plan auszuführen, unter der Bedingung, daß der 
Krieg mit Korea der erſte Schritt zur Verwirklichung des— 
ſelben ſein ſollte! Da aber die Mitglieder der Kaiſerlichen Re⸗ 
gierung dem Fürſten Iwakura feſt zugeſagt hatten, bis zu ſeiner 
Rückkehr keine Veränderungen, außer den unerläßlich notwendigen, 
vorzunehmen, gab es keinen anderen Ausweg als den Fall offen nach 
der Rückkehr der Expedition und in Gegenwart der Europaiſierungs⸗ 
partei zur Sprache zu bringen. 

Dieſer Umſtand, verbunden mit der Tatſache, daß Soyejima auf 
ſeinem Wege nach China ſich nur in Kagoſhima aufgehalten hatte, 
um den Oberbefehlshaber zu ſprechen, läßt keinen Zweifel darüber 
aufkommen, daß der Feldzug nach Korea ſchon feſt beſchloſſen 
war. Auch fehlte es nicht an Gründen, denſelben zu eröffnen, denn 
die Koreaner weigerten ſich nicht allein, die neue Kaiſerliche Re⸗ 
gierung anzuerkennen, ſondern verglichen die europaiſierten Japaner 
öffentlich mit niedrigen Tierarten, verurteilten alle die zum Tode, 
die in irgend welchem Verkehr mit Japanern ſtanden und drohten 
ſogar, unſere Anſiedlung in Fuſan anzugreifen. 

Daraufhin willigte der Premierminiſter, Fürſt Sanjio, kurz nach 
Soyejimas Rückkehr nach Tokyo im Juli 1873, in den Krieg mit 
Korea, vorausgeſetzt, daß Fürſt Iwakura ſeine Zuſtimmung gäbe. 
Saigo und Soyejima waren beide bereit, ihr Leben aufs Spiel zu 
ſetzen und boten ſich an, als Geſandte nach Korea zu gehen, um mit 
der dortigen Regierung zu unterhandeln. Dieſelbe würde ſicherlich 
die Geſandtſchaft beleidigen oder angreifen, und damit wäre für Japan 
unbeſtreitbar ein casus belli geſchaffen 

Der Fürſt Iwakura kehrte endlich im September zurück, und 
ſofort teilte ſich die Regierung in zwei Parteien. Unter ihren Führern 
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ſtimmten Soyejima, Goto, Itagaki, Eto für den Krieg, während der 
Fürſt Iwakura, Kido, Okubo, Ito und alle übrigen der Expedition, 
einſtimmig dagegen waren. Okubo führt in einem eigenen Schreiben 
als Gründe gegen den Krieg die folgenden an: 1. Die unzufriedenen 
Elemente unter den Samurai und dem gewöhnlichen Volk, die in- 
folge der politiſchen und ſozialen Veränderungen ſeit der Abſchaffung 
des Shogunats ihre Einkünfte verloren hatten, könnten dadurch Ge⸗ 
legenheit finden, ſich in einer Weiſe geltend zu machen, die dem 
großen Werk der Reorganiſation gefährlich werden könnte. 2. Die 
neue Kaiſerliche Regierung hat ſchon große Ausgaben für viele Re⸗ 
formen auf ſich genommen, und ein Krieg könnte nur durch erhöhte 
Steuern, fremde Anleihen oder Papiergeld durchgeführt werden; wenn 
aber die Steuer erhöht wird, ſo wird das Volk die neue Regierung 
haſſen; wenn einmal fremde Anleihen erhoben werden, iſt keine 
Ausſicht, dieſelben wieder einzulöſen, und wenn Papiergeld heraus- 
gegeben wird, ſteigen die Preiſe. 3. Die verſchiedenen produktiven 
Unternehmungen, die von den einzelnen Verwaltungsabteilungen be⸗ 
gonnen worden ſind, können erſt nach einer gewiſſen Anzahl von 
Jahren Erfolg zeitigen, doch wenn Krieg ausbricht, wird alles auf⸗ 
gehalten werden. 4. Die Einfuhr überſteigt die Ausfuhr, und infolge⸗ 
deſſen ſtrömt das Gold aus dem Lande; wird aber der Krieg erklärt, 
muß das Verhältnis noch ungünſtiger werden durch den Ankauf 
auswärtigen Kriegsvorrates und die Abnahme heimatlicher Erzeug⸗ 
niſſe. 5. Von allen fremden Mächten iſt Rußland eine der gefürch⸗ 
tetſten und ihre nach Süden gerichtete Bewegung wohl bekannt, und 
wenn Japan und Korea einander bekämpfen, könnten leicht beide 
Rußland als Beute anheim fallen. 6. Auch England iſt eine mächtige 
Nation, der Japan ſchon viel Geld ſchuldet, und könnten wir infolge 
des Krieges keine Zinſen bezahlen, würde ſie es als Vorwand be- 
nutzen, ſich in unſere inneren Angelegenheiten einzumiſchen und aus 
Japan ein zweites Indien machen. 7. Japan ſteht noch nicht auf 
gleichem Fuße wie die auswärtigen Mächte, denn indem England und 
Frankreich fremde Truppen in Yokohama poſtieren, behandeln ſie 
uns noch wie einen abhängigen Staat, und es läge keine Vernunft 
darin, ſolche große Schmach geduldig zu ertragen und, um eine viel 
kleinere zu rächen, uns ungeduldig nach dem entfernten Korea zu be⸗ 
geben. Die Tage der lebhaften Erörterungen im Kabinett zwiſchen 
dem 14. und 23. Oktober gehören zu der denkwürdigſten Epoche in den 


— 17 — 


Annalen des neuen Japans, denn in dieſen ernſten Erwägungen, 
in denen ſich beide Parteien, nicht um perſönliche Macht oder Ehre, 
ſondern um des wahren Wohls des Landes willen gegenüberſtanden, 
ſollte das Übergewicht der bürgerlichen oder militäriſchen Partei ent⸗ 
ſchieden werden und damit zugleich die Beſchleunigung oder Ver⸗ 
zögerung der Reform. — Der Premier⸗ und der Juſtizminiſter, 
die dieſe hochwichtigen Fragen nicht allein entſcheiden wollten, legten 
ſchließlich den Fall Seiner Majeſtät, dem Kaiſer, zur perſönlichen 
Erledigung vor, und dieſer entſchied, daß kein Kriegszug gegen Korea 
unternommen werden ſollte. Alle, die für den Krieg geſtimmt hatten, 
reichten ſofort ihre Demiſſion ein, bis auf Fürſt Sanjo, der ebenfalls 
um ſeine Entlaſſung gebeten hatte, weil ſeine ſchwache Geſundheit 
ſo ſchwerer Verantwortlichkeit nicht gewachſen ſei; aber der Kaiſer 
ſuchte ihn perſönlich in ſeiner Behauſung auf und erklärte ihm ſeine 
Abſicht, ihm unter keinen Umſtänden ſeine Entlaſſung zu gewähren. 
Der ehemalige Oberbefehlshaber zog ſich nach Satſuma zurück, und 
alle Satſuma⸗Offiziere folgten ihm, wodurch die Kaiſerliche Garde 
ſich faſt auflöſte und der Anlaß zum großen Bürgerkrieg im Jahre 
1877 gegeben war. — 

War ſchon der Krieg mit Korea ein beliebtes Thema geweſen, ſo 
war doch die gleichzeitige Entlaſſung des allbeliebten Oberbefehls⸗ 
habers und der Staatsräte, die für den Krieg geſtimmt hatten, ein 
noch viel überraſchenderer Vorfall, wie ſeit dem Fall der Shogunats⸗ 
Regierung keiner zu verzeichnen geweſen war. Die Erregung des Volkes, 
beſonders aber die der früheren Samurai-Klaſſe ſtieg zu einer 
wirklich gefährlichen Höhe. Im Januar 1874 wurde der Fürſt 
Iwakura von einer Bande Meuchelmörder angefallen, und nur wie 
durch ein Wunder entkam er ihnen mit einer leichten Verletzung. 
Im Februar brach in Saga unter Eto, einem der entlaſſenen Räte, 
eine Revolution aus und wurde unter großem Blutvergießen unter⸗ 
drückt. Ernſtere Gefahren drohten, und irgend etwas mußte ge⸗ 
ſchehen, um der nun einmal erweckten Aufregung Genüge zu tun, 
und ein Feldzug nach Formoſa wurde als das am beſten ausführbare 
Unternehmen betrachtet, das auch am wenigſten Gefahr für inter⸗ 
nationale Verwicklungen in ſich ſchloß. “) 


) Im Juli 1873, — d. i. einige Zeit vor der Kabinettskriſis — wurde wiederum 
ein japaniſches Schiff von den Botan⸗Wilden an der öſtlichen Küſte Formoſas über⸗ 
fallen, und vier Japaner wurden ihres ganzen Beſitzes beraubt und kamen nach unbe⸗ 
ſchreiblichem Ungemach kaum mit dem Leben davon. 
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Der Feldzug nach Formoſa und der Vertrag von Tientjin 
im Jahre 1874. Endliche Löſung der Liukiu-Frage. 


Der Feldzug von Formoſa ſollte Anfang April 1874 vor ſich 
gehen, und der Generalleutnant Porimichi Saigo, der Neffe des 
großen Saigo, wurde zum Befehlshaber der Truppen zu Waſſer und 
zu Lande ernannt. Der Generalmajor Tani und der Kontreadmiral 
Akamatſu waren ſeine Begleiter. Shigeomi Okuma wurde zum Haupt 
des neuerrichteten Amtes für Formoſa⸗ Angelegenheiten ernannt und 
Nagaſaki zur Operationsbaſis gewählt. 

Eine Abteilung von 3655 Mann wurde auf einem amerikaniſchen 
Dampfer, der zu dieſem Zweck auserſehen war, eingeſchifft, und ein 
Amerikaner namens Mr. Lyſander wurde als Berater engagiert. Da 
aber der Miniſter der Vereinigten Staaten in Tokyo gegen dieſe 
Maßnahme Proteſt einlegte, da ſie mit der Neutralität ſeiner Re⸗ 
gierung im Widerſpruch ſtände, mußte das Schiff zurückgegeben und 
der Berater entlaſſen werden. 

Sobald China von dieſem Vorgehen hörte, machte es Vorbe⸗ 
reitungen zu einer Proteſterhebung. — Es muß daran erinnert 
werden, daß die Verſicherung, die Soyejima von den Yamen-Miniftern 
bei ſeinem Beſuch in Peking dahingehend erreicht hatte, daß die 
Barbaren Formoſas außerhalb Chinas Einfluß und Kultur ſtänden, 
nur eine mündliche war, und ſie immer mit Recht behaupten konnten, 
daß ſie dieſelben niemals als bindend erachtet hätten. Ernſte Ver⸗ 
wicklungen ſtanden zu befürchten, und die Kaiſerliche Regierung, auf 
ihre frühere Entſcheidung zurückkommend, ſandte Okubo nach Nagaſaki, 
um die Abreiſe der Expedition zu verhindern, aber Yorimichi hörte 
nicht darauf. 


Er befürchtete noch viel ſchwerere Verwirrungen zu Hauſe, wenn 
das militäriſche Vorgehen aus Furcht vor diplomatiſchen Schwierig⸗ 
keiten gleich zu Anfang unterbrochen würde. Er ſchlug vor, alle Ver⸗ 
antwortung zu übernehmen und gab den Rat, daß — ſollte die 
chineſiſche Proteſterhebung ernſt werden — die Kaiſerliche Regierung 
antworten könnte, das Porimichi ohne Genehmigung, ja, gegen den 
Willen der Regierung handele. — Darauf zogen die Truppen weiter, 
und in der Zeit vom 6. bis zum 22. Mai 1874 wurde das Werk 
der Rache unter großen Schwierigkeiten ausgeführt. Durch die geo⸗ 


— 119 — 


graphiſche Lage jenes Teils der Inſel konnten die Wilden ſich 
zwiſchen faſt unüberſteigbaren Felſen und Bergen poſtieren. 

China proteſtierte jetzt heftiger als zuvor, indem die Yamen- 
Miniſter ſich an unſeren, damals in Schanghai reſidierenden Geſandten 
Yanagiwara wandten und der Gouverneur an unſeren Konſul in 
Amoy appellierte. Als Yanagiwara in Ping ankam, ſchickten ihm die 
Damen⸗Miniſter wiederholt Schreiben, in denen Japan angeklagt 
wurde, „feindlich in chineſiſches Gebiet eingefallen zu ſein“, „die 
Bewohner von Formoſa ausgeplündert und verbrannt zu haben“, 
„den Friedens⸗ und Freundſchaftsvertrag verletzt zu haben“, ꝛc. Sie 
machten offenkundige Kriegs vorbereitungen, auf unſerer Seite wurden 
dementſprechende Maßregeln getroffen, und eine Zeitlang waren die 
Ausſichten ſehr trübe. 

Die japaniſche Regierung ernannte den Staatsrat und Miniſter 
des Innern zum Bevollmächtigten und ſchickte ihn nach Peking, um 
über die Formoſa⸗ Angelegenheit zu verhandeln. Die Geſandtſchaft 
kam am 10. September in Peking an, und die Unterhandlungen 
dauerten vom 14. desſelben Monats bis zum 30. Oktober. Von An⸗ 
fang an war Okubo der Angreifende, und er richtete an die Yamen- 
Miniſter die Anfrage, was China getan hätte, um die Barbaren 
Formoſas zu regieren und zu ziviliſieren, um daraus das Recht ihrer 
Oberherrſchaft über den von ihnen bewohnten Teil der Inſel abzu⸗ 
leiten, und wenn es chineſiſches Gebiet wäre, warum ſie die Über⸗ 
griffe dieſer Barbaren unbeſtraft hingehen ließen. Die Yamen- 
Miniſter führten als Beweiſe für Chinas Oberhoheit die amtliche 
Geographie Formoſas an, aber gerade in dieſer fanden ſich ſolche 
Klauſeln wie: „Die Gebirgsbarbaren außerhalb des chineſiſchen Ge⸗ 
bietes“, — „Der chineſiſchen Kultur und Ziviliſation nicht erreich- 
bar“, ꝛc. Auch daß der Regierung Abgaben gezahlt würden, nannten 
ſie als einen Beweis ihrer Herrſchaft, aber dieſer Tribut wurde nicht 
von den Barbaren geleiſtet, ſondern war in Wirklichkeit nur eine 
Steuer, die von chineſiſchen Kaufleuten für das Monopol, mit den 
Barbaren Handel zu treiben, gezahlt wurde. Unſere Geſandtſchaft 
führte als Gegenbeweiſe die Geſchichte Chinas und europäiſche Geo⸗ 
graphiewerke an und betonte außerdem den Umſtand, daß die Yamen- 
Miniſter ſelbſt dem Konſul der Vereinigten Staaten und Soyejima 
gegenüber erklärt hatten, daß die Barbaren „nicht zu dem chineſiſchen 
Gebiet gehören“, und „daß ſie außerhalb der Ziviliſation Chinas 


liegen“ ꝛc.; auch könnte, dem Völkerrecht gemäß, ein Land keinen 
Anſpruch auf Oberhoheit über ein Gebiet beanſpruchen, dem es keine 
Verwaltung angedeihen ließe. Auf dieſen letzten Einwurf erwiderten 
ſie, daß die territoriale Verwaltung eine interne Angelegenheit ſei, 
und dieſe zu erörtern, bedeute einen Bruch des dritten Paragraphen 
in dem Frieden⸗ und Freundſchaftsvertrag, in welchem gegenſeitige 
Einmiſchung unterſagt war. Auch fügten ſie hinzu, daß das ſoge⸗ 
nannte „Völkerrecht“ eine Abmachung unter den weſtlichen Nationen 
ſei, mit deren Studium China nichts zu tun habe. 

Indeſſen wurden in Tokyo im Volke Stimmen laut, die be⸗ 
haupteten, daß die Okubo-Miſſion von der chineſiſchen Regierung 
hingehalten wurde, um alle Kriegs vorbereitungen zu Ende zu führen 
und dann die Unterhandlung ſchroff abzubrechen und den Krieg zu 
erklären. Die Regierung in Tokyo hielt es für nötig, Okubo auf 
dieſes Gerücht aufmerkſam zu machen. 

Okubo ſchickte endlich am 10. Oktober ein Ultimatum an die 
Pekinger Regierung, in welchem er binnen fünf Tagen eine Ant⸗ 
wort verlangte, ob China gewillt ſei, auf allen Anſpruch auf die 
Oberhoheit über das Gebiet der Barbaren zu verzichten oder ſich 
Japan gegenüber für verantwortlich dafür erkläre, ihre Verheerungen 
nicht beſtraft zu haben. Auf den Wunſch der Yamen-Minifter wurde 
der Antwortstermin um drei Tage verlängert, und am 18. Oktober 
ſuchten die Hamen⸗Miniſter das Hotel unſerer Geſandtſchaft auf. Sie 
räumten jetzt ein, daß es eine Nachläſſigkeit ihrerſeits geweſen wäre, 
die Barbaren nicht zu züchtigen, und daß unſer Kriegszug berechtigt 
war. — Anſtatt jedoch eine Entſchädigungsſumme zu zahlen, ſchlugen 
ſie vor, den Angehörigen der Getöteten eine beſtimmte Summe zur 
Unterſtützung zukommen zu laſſen, unter der Bedingung, daß wir die 
Inſel räumten. Sie willigten nicht einmal ein, die Summe nach gegen⸗ 
ſeitigem Übereinkommen zu beſtimmen und weigerten ſich, uns eine 
ſchriftliche Beſtätigung davon zu geben. Okubo nahm dieſe aus⸗ 
weichenden Bedingungen natürlich nicht an und ſchlug vor, daß die 
Summe von 3000000 Pen nach ſchriftlicher Übereinkunft als Schaden⸗ 
erſatz vor der Räumung der Inſel bezahlt werden ſollte, wodurch 
die Unterhandlungen wieder bis zum 23. hinausgeſchoben wurden. 
An dieſem Tage erklärte Okubo ſeine Sendung für beendet und ließ 
den Yamen⸗Miniſtern erklären, daß Japan dabei bleiben würde, die 
Züchtigung der Barbaren als ſein Recht anzuſehen, da es das Gebiet 
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für herrenlos erachte. Der 26. Oktober wurde als Tag der Abreiſe 
feſtgeſetzt, und ein Teil der Geſandtſchaft war ſchon an dieſem Tage 
nach Schanghai abgereiſt, als der britiſche Geſandte in Peking, 
Mr. Wade, eine Vermittelung verſuchte. — 

Mr. Wade hatte ſchon Okubo auseinandergeſetzt, daß die Frage, 
ob Krieg oder Frieden zwiſchen Japan und China, auch ihm nicht 
gleichgültig ſein könne in Anbetracht der 200 britiſchen Kaufleute, 
die in China lebten, und er würde perſönlich feſtſtellen, worin die 
Hauptſchwierigkeit, die die chineſiſche Regierung machte, beſtände. Er 
wußte, daß es den Chineſen hart ankommen würde, zuzugeben, daß das 
Himmliſche Reich einem ſo kleinen Inſelreich eine „Entſchädigung“ 
zahlen müßte. Der Ausdruck „Entſchädigung“ müßte vermieden 
werden, da eine ſo hohe Summe wie 3000000 Rio jedenfalls das 
Ausſehen einer „Entſchädigung“ haben würde, und müßte der Betrag 
ebenfalls verringert werden. Er brachte die Nachricht, daß der Damen 
bereit wäre, ſofort 100 000 Rio zu zahlen, die den Angehörigen der 
beraubten Familien zukommen ſollten, und 400000 Rio, „um die 
Koſten, welche die japaniſche Regierung auf ſich genommen 
hatte, zu decken“; dieſe letzte Summe ſollte nach der Räumung der 
Inſel ausgezahlt werden. Der Unterſchied zwiſchen 3000000 und 
500000 iſt kein geringer, aber um Geld war es Okubo nicht zu tun. 
Er ſchlug alſo vor, unter folgenden Bedingungen einzuwilligen: 
1. daß die chineſiſche Regierung den Kriegszug als ein billiges Unter⸗ 
nehmen anerkenne; 2. daß alle diplomatiſchen Schreiben, die in der 
Formoſa⸗Angelegenheit zwiſchen den beiden Regierungen ausgetauſcht 
worden ſind, wieder zurückerſtattet werden und die ganze Angelegen⸗ 
heit als ungeſchehen zu betrachten ſei; 3. daß die chineſiſche Regierung 
der japaniſchen 100000 Rio zur Unterſtützung der geſchädigten ja⸗ 
paniſchen Untertanen, und 400000 Rio für den Straßenbau und die 
Errichtung öffentlicher Gebäude in Formoſa auszuzahlen habe. Dieſe 
Vorſchläge wurden von den Chineſen angenommen und der Vertrag 
von Tientſin wurde am 31. Oktober 1874 unterzeichnet. 

„Prinz Kung und (hier folgen die Namen von neun Miniſtern des Tſung⸗li⸗ 
hamen) die Bevollmächtigten des Großen Tſin haben beſchloſſen, die Paragraphen zu 
unterſuchen und mit dem Bevollmächtigten des Großen Japan, Okubo, Staatsrat und 
Miniſter des Innern, eine Urkunde abzufaſſen. Jeder Staat iſt verpflichtet, ſein Volk 
vor Beleidigungen zu ſchützen und entwirft zur Aufrechterhaltung dieſes Schutzes Ge⸗ 
ſetze. Wenn in einem anderen Staat eine Verletzung vorkommt, ſollte dieſer andere 
Staat den Fall regeln. Die rohen Barbaren Formoſas fügten Untertanen Japans 
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großes Unrecht zu, worauf die japaniſche Regierung, um die Barbaren für ihre 
Handlungsweiſe zur Rechenſchaft zu ziehen, Truppen dorthin ſandten. Die japaniſche 
Regierung hat ſich nun mit der chineſiſchen über die Bedingungen der Räumung der 
Inſel und über die Art der künftigen Beziehungen beraten und die folgenden drei 
Paragraphen unterzeichnet: 

§ 1. Japans Verhalten bei dieſer Gelegenheit wurde durch den berechtigten 
Wunſch, ſeine Untertanen zu ſchützen, veranlaßt, und die chineſiſche Regierung erkennt 
dies als richtig an. 

§ 2. Die chineſiſche Regierung wird den geſchädigten Familien eine beſtimmte 
Summe bezahlen. Ebenſo wünſcht ſie die von Japan in Formoſa neu eröffneten Straßen 
und errichteten Gebäude zu übernehmen für eine im beigefügten Protokoll näher be⸗ 
ſtimmte Summe. 

§ 3. Alle Dokumente, die zwiſchen den kontrahierenden Parteien ausgetauſcht 
worden ſind, werden gegenſeitig zurückerſt attet und vernichtet, damit kein Anlaß zu 
einem künftigen Streit beſtehen bleibt. Was die rohen Barbaren anbetrifft, ſo ver⸗ 
pflichtet ſich China, Geſetze zu erlaſſen, um in Zukunft die Sicherheit der Schiffahrt 
zu ſchützen, indem es Ausſchreitungen ſtreng verbietet. 


Der Kriegszug hatte 9550000 Yen gekoſtet, und 400000 Rio 
(ein chineſiſcher Rio ift ein wenig mehr wie ein japaniſcher Yen) 
waren keine angemeſſene Entſchädigung dafür; aber ein großer Vor⸗ 
teil war durch dieſen Vertrag erreicht worden, daß nämlich China 
einwilligte, die Bewohner von Liukiu als japaniſche Untertanen zu 
betrachten, und das war Okubos einziges Ziel geweſen. 

Die japaniſche Regierung beeilte ſich, den neu erreichten Vorteil 
auszunutzen und jede Spur der doppelten Abhängigkeit Liukius zu 
tilgen. Im Jahre 1875 wurde Matſuda, der Sekretär des Mini⸗ 
ſteriums des Innern, nach den Inſeln geſandt, um anzukündigen, 
daß ein Teil der Kumamoto-⸗Diviſion dort ſtationiert werden ſollte 
und zu gleicher Zeit dem König den Befehl zu überbringen, die japa⸗ 
niſchen Annalen anzuwenden und die fernere Steuerzahlung an China 
einzuſtellen. Aber der König und das Volk von Liukiu beſtanden 
darauf, unter dem zweifachen Protektorat zu verbleiben und ſandten 
endloſe Einwände und Bittſchriften. 

Im Jahre 1876 wurde ein Kaiſerlicher Gerichtshof in Liukiu er⸗ 
richtet, aber die bisherige Regierung weigerte ſich, ihm die ſchwebenden 
juridiſchen Fälle zu überweiſen. Weit davon entfernt, ſchickte der 
König ſogar einen ſeiner Söhne nach Tokyo, um der Regierung klar 
zu machen, daß die doppelte Abhängigkeit für das Wohl des Volkes 
notwendig wäre und ſuchte um die Anerkennung dieſer Bitte bei 
Japan mehr als zehnmal nach. Da alle ihre Bemühungen erfolglos 
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blieben, ſandte die Liukiu⸗Miſſion Briefe an die Gejandten von China, 
der Vereinigten Staaten, von Frankreich, Holland ꝛc., ſie um ihre 
Einmiſchung erſuchend. In dieſen Briefen wurde China mit dem 
„Großen Tſin“ und Japan einfach mit Japan bezeichnet; auch kommt 
eine Wendung wie „eine Nation, die an ſich nur klein iſt“, darin vor. 
Aber keine der Mächte, nicht einmal China, miſchte ſich ein, da es 
zur Zeit mit der viel wichtigeren Frage, Ili (Kouldja) von Rußland 
zurück zu erhalten, beſchäftigt war. — 

Im März 1879 wurde Matſuda zum drittenmal nach Liukiu 
geſchickt, von einigen Poliziſten und einer Abteilung der Kumamoto⸗ 
Diviſion begleitet und erſuchte den König, ſein Land und ſeine Unter⸗ 
tanen der Kaiſerlichen Regierung zu übergeben. Der Befehl wurde 
in weniger als zehn Tagen ausgeführt, und jetzt iſt Liufiu eine der 
lenkſamſten Provinzen des Kaiſerreiches.“) 


Die Löſung der Sakhalin-Frage. 


Das Jahr 1875 iſt nach vielen Richtungen hin denkwürdig. Was 
die inneren Angelegenheiten anbetrifft, ſo wurde in dieſem Jahr der 
erſte Schritt zur konſtitutionellen Regierungsform getan. Es iſt ſchon 
erwähnt worden, daß Saigo, Itagaki, Soyejima, Goto ꝛc., infolge der 
Korea⸗Angelegenheit ihren Abſchied genommen hatten. Der Kriegs⸗ 
zug nach Formoſa führte zum Rücktritt eines weiteren der Führer 
des neuen Japans, Kido, da es in ſeinen Augen ſeitens der Kabinett⸗ 
miniſter ein Widerſpruch war, die Barbaren Formoſas zu züchtigen 
und ſich der Beſtrafung der viel pflichtvergeſſeneren Koreaner zu 
widerſetzen. Der Staatsrat und Finanzminiſter Inouye, hatte 
ſich ebenfalls zurückgezogen, weil ſeine ſtrenge Sparſamkeit ſich nicht 
mit den Anſichten ſeiner Kollegen vertrug. Aber mit der Aufrichtig- 
keit, die für die patriotiſchen Staatsmänner Japans bezeichnend iſt, 
hatten die Kabinettsminiſter Okubo und Ito eine Unterredung mit 
Itagaki und Kido von der feindlichen Partei und kamen überein, 
eine Neugeſtaltung der Regierung auf konſtitutioneller Baſis zu be⸗ 
wirken. Dadurch nahmen Kido und Itagaki von neuem die Amter 
von Staatsräten an, und am 14. April 1875 erſchien der berühmte 


) Der frühere Präſident der Vereinigten Staaten, General Grant, der gerade zu 
dieſer Zeit in feiner Eigenſchaft als Privatmann eine Reiſe um die Welt machte, be- 
nutzte feinen perſönlichen Einfluß, um einen Konflikt wegen Liukiu zwiſchen Japan und 
China zu vermeiden. 
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Kaiſerliche Erlaß, durch welchen der Oberſte Gerichtshof errichtet und 
die Eröffnung des Senats, ſowie die Einberufung der Provinzgouver⸗ 
neure angekündigt wurde als Präliminarien zu einem repräſenta⸗ 
tiven Regierungsſyſtem. 

Die engliſche und franzöſiſche Regierung, die ſeit 1863 je 1500 
Soldaten in Yokohama poſtiert hatten, die in von Japanern erbauten 
und erhaltenen Baracken wohnten, — betrachteten dieſe Sicherung 
jetzt als überflüſſig und hoben ſie aus eigenem Antrieb am 
25. Februar 1875 auf. 

In demſelben Jahr wurde auch die ſchon lange ſchwebende 
Sakhalin⸗ Angelegenheit erledigt. Schon im Jahre 1871 war der 
Kaiſerliche Staatsrat Soyejima nach der Poſſiet⸗Bucht geſchickt 
worden, um mit dem ruſſiſchen Gouverneur, der dort wohnte, über 
die Grenzfrage zu beraten; aber er konnte nichts erreichen, und auch 
die Iwakura⸗Geſandtſchaft, die in St. Petersburg unterhandelte, hatte 
keinen beſſeren Erfolg zu verzeichnen. Indeſſen nutzten die Ruſſen 
die unentſchiedene Lage Sakhalins aus; ſie richteten eine Bezirks⸗ 
regierung in Alexandrowsk ein, dehnten das Gebiet ihrer Tätigkeit 
nach verſchiedenen Richtungen aus und drangen ſogar bis zu den 
ſüdlichen Teilen der Inſel, die von japaniſchen Fiſchern bewohnt 
waren, vor. 

Als Soyejima zum Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
ernannt wurde, hörte er, daß Rußland Alaska an die Vereinigten 
Staaten verkauft hätte und kam dadurch auf den Gedanken, Rußland 
feinen Anſpruch auf den Teil der Inſel, der ſüdlich vom 500 Breiten⸗ 
grad lag, abzukaufen. Der Finanzminiſter Okuma erklärte ſich bereit, 
2000000 Rio vorzuſtrecken, und die Unterhandlungen mit dem ruſſi⸗ 
ſchen Geſchäftsträger wurden eingeleitet. Da die ruſſiſche Regierung 
das Anerbieten zurückwies, ſchlug Soyejima vor, Japan die Inſeln 
Urup, Kunaſhiri, Iturap als Eigentum zu überweiſen, während 
Sakhalin an Rußland abgetreten werden ſollte, unter der Bedingung, 
daß Rußland den japaniſchen Truppen im Kriegsfall mit einer Land⸗ 
macht freien Durchzug geſtatten müſſe. (Soyejima dachte zweifellos 
an einen Einfall in Korea von Norden her.) Im März 1873, als 
die Grenzfrage noch ſchwebte, wurde Soyejima, wie oben erwähnt, an 
den Hof von Peking geſandt, und als er im Auguſt desſelben Jahres 
zurückkehrte, kam eines Tages der Geſandte der Vereinigten Staaten 
in Tokyo zu ihm und teilte ihm vertraulich Rußlands Abſicht mit, 
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alle Anſprüche auf Sakhalin an Japan zu verkaufen. Aber an dem⸗ 
ſelben Tage faſt beſuchte ihn der Staatsrat Itagaki und teilte ihm 
mit, daß das japaniſche Kabinett ſoeben beſchloſſen habe, ſich den 
Anſichten Kurodas, des Direktors der vereinigten Behörden von Yejo 
und Sakhalin, anzuſchließen und die ganze Inſel mit oder ohne Be⸗ 
dingungen Rußland zu überlaſſen. Nach Kurodas Berichten war die 
Inſel nicht der Ausgaben wert, die erforderlich wären, um ſie zu 
kultivieren. Es herrſchte dort nicht allein ein bitterkaltes Klima, 
der Boden war auch dürftig und unfruchtbar, und außerdem beſtand 
die beſtändige Gefahr eines Zuſammenſtoßes mit Rußland, ſolange 
Japan einen Teil der Inſel beſaß. Der ruſſiſche Vertreter in Tokyo 
hörte bald von der Entſcheidung der japaniſchen Regierung und ver⸗ 
handelte nun mit Soyejima, dem einizigen Mann in Japan, der ver⸗ 
hindern wollte, daß Japan die einſame Inſel an Rußland abträte. 

Nach dem Rücktritt Soyejimas von ſeinem Amt wurde Munenori 
Teraſhima, der Japans erſter Geſandter am Hofe von St. James 
geweſen war, zum Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt, 
und der Vizeadmiral Enomoto wurde als Bevollmächtigter und außer⸗ 
ordentlicher Geſandter mit dem Auftrage nach Rußland geſandt, über 
die Sakhalin⸗Angelegenheit zu verhandeln. Der Auftrag lautete dahin, 
Rußland zur Anerkennung einer natürlichen Grenze zwiſchen dem 
japaniſchen und ruſſiſchen Gebiet auf Sakhalin zu veranlaſſen, und 
im Falle Rußland die ganze Inſel für ſich beanſpruchen ſollte, die Re⸗ 
gierung zu bewegen, Japans Oberhoheit über die ganze Kurilen⸗ 
gruppe anzuerkennen. Im letzten Falle ſollte Rußland eine Entſchädi⸗ 
gung für die Straßen und andere Einrichtungen in Sakhalin leiſten 
und zugleich unſere Fiſcherei in den angrenzenden Gewäſſern ſchützen. 

Zur Zeit als Rußland mit der Tokugawa⸗Regierung unterhandelt 
hatte, war dies Land bereitwillig darauf eingegangen, die drei Inſeln 
der Kurilengruppe als japaniſches Gebiet zu betrachten, wie auch 
Sakhalin der japaniſchen Fiſcherei zu erſchließen; aber nun es auf 
Sakhalin feſten Fuß gefaßt hatte, weigerte es ſich lange, auf irgend⸗ 
welche, von dem Vizeadmiral vorgeſchlagene Bedingungen einzu⸗ 
gehen, bis ſchließlich die Balkanunruhen den Fürſten Gortſchakoff ver⸗ 
anlaßten, den Vertrag vom 7. Mai (den 23. April ruſſiſcher Zeit⸗ 
rechnung) 1875 zu unterzeichnen. 

Der Vertrag beſteht aus acht Paragraphen, von denen der erſte 
die Meerenge von Perouſe als Grenze zwiſchen Japan und Rußland 
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beſtimmt. In dem zweiten Paragraphen find die Inſeln der Kurilen⸗ 
Gruppe, die als japaniſcher Beſitz anerkannt werden, aufgezählt, und 
die Meerenge zwiſchen der Inſel Shimſchou und dem Kap Rabakka als 
Grenze zwiſchen den beiden Reichen feſtgeſetzt. Der dritte Paragraph führt 
aus, daß die Übergabe der Oberherrſchaft über Sakhalin unmittelbar nach 
der gegenſeitigen Beſtätigung des Vertrags ſtattfinden ſoll, und daß 
beide Regierungen Beamte ernennen werden, um der feierlichen 
Übergabe beizuwohnen. Der vierte Paragraph ſtellt feſt, daß alle 
öffentlichen Gebäude und Ländereien, die der japaniſchen Regierung 
auf Sakhalin und der ruſſiſchen Regierung auf den Kurilen gehören, 
in den gegenſeitigen Beſitz übergehen ſollen, unter der Bedingung, daß 
der neue Beſitzer für die Gebäude und beweglichen Güter eine Ent⸗ 
ſchädigungsſumme bezahlt, die von den im dritten Paragraphen er⸗ 
wähnten Beamten feſtzuſetzen iſt. Der fünfte Paragraph betrifft die 
Nationalität der Japaner auf Sakhalin und der Ruſſen auf den 
Kurilen, denen das Recht der Wahl freigeſtellt iſt, mit dem Ver⸗ 
ſprechen, ihren Beſitz, ihre Arbeit und ihren Gottesdienſt zu ſchützen, 
ſollten ſie auf fremdem Gebiet bleiben und ihre frühere Nationalität 
beibehalten. In dem ſechſten Paragraphen erklärt ſich Rußland be⸗ 
reit, Japan folgende Vergünſtigungen in Anerkennung ſeiner Bereit⸗ 
willigkeit, ganz Sakhalin an Rußland abzutreten, — zu bewilligen: 
1. Japaniſche Schiffe, die in den Hafen von Korſakov einlaufen, ſollen 
auf zehn Jahre von Zollabgaben und Hafenſteuern frei ſein, und die 
japaniſche Regierung hat das Recht, für den beſagten Hafen einen 
Konſul zu ernennen. 2. Japaniſche Schiffe und Kaufleute ſollen die⸗ 
ſelben Rechte und Privilegien genießen wie die Schiffe und Kauf⸗ 
leute der meiſt begünſtigten Nationen betreffs der Fiſcherei und 
Schiffahrt in den Häfen des Okhotſchkiſchen Meeres und an der Küſte 
von Kamſchatka. Der ſiebente und achte Paragraph beziehen ſich auf 
die Vollmacht des Vizeadmirals, die zuerſt per Depeſche erteilt wurde, 
und auf die gegenſeitige Beſtätigung, die innerhalb von ſechs Monaten 
nach der Unterzeichnung ſtattfinden ſollte. 

Wenn wir auch den Verluſt Sakhalins bedauern, ſo haben wir 
dafür die Genugtuung, daß der Vertrag von 1875 im Sinne voll⸗ 
kommener Gleichheit verfaßt iſt und unter Bedingungen, die für 
Japan, deſſen Stellung damals ſehr verſchieden von der heutigen 
war, ehrenvoll ſind. 
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Die Koreaangelegenheit im Jahre 1876. 


Zur Zeit der Beſtätigung des 1875 in Tokyo geſchloſſenen 
Vertrages zwiſchen Enomoto und Gortſchakoff, erregte die Korea⸗ 
Frage im Oktober desſelben Jahres noch einmal das japaniſche Volk. 
Der Kaiſer von Korea war im Jahre 1874 mündig geworden und 
hatte die Regierung ſelbſt in ſeine Hände genommen; da er aber 
einen ſchwachen Charakter hatte und gänzlich dem Einfluß der viel 
willensſtärkeren Königin unterworfen war, erlangten ihre Ver⸗ 
wandten, — die Mitglieder der Bin-Familie, — alle Macht. Das 
neugebildete Bin⸗Kabinett ſtand im Gegenſatz zu der Politik des vor⸗ 
maligen Regenten, des Königs Vater, Tai⸗in⸗kun, die in fremden⸗ 
feindlicher Abgeſchloſſenheit und Feindſchaft gegen Japan beharrte. 
Im Jahre 1875 gelangte jedoch Tai-in-fun wieder zur Macht, und 
die Agitation gegen die Fremden war wieder in vollem Gange. 

Am 20. September 1875 hielt ſich das japaniſche Kriegsſchiff 
Unyokwan an der Mündung des Fluſſes Han auf, und die Offiziere 
wie die Mannſchaft hatten den Befehl, die Küſte zu überwachen, als 
die Feſtung Eiſo, an der Hafeneinfahrt von Ninſen gelegen, anfing 
ſie zu beſchießen. Am nächſten Tage bombardierte das japaniſche 
Kriegsſchiff die Feſtung, ließ eine Abteilung Marineſoldaten landen, 
griff die Garniſon von Eiſo an, erbeutete 38 Kanonen und tötete oder 
verwundete ebenſoviele Koreaner. 

Als dieſe Nachricht nach Tokyo kam, wurde wieder laut nach 
Krieg mit Korea gerufen, und Soyejima gab Fürſt Iwakura aus ſeiner 
Zurückgezogenheit den Rat, jetzt einen entſcheidenden Schritt zu unter⸗ 
nehmen. Aber gerade zu dieſer Zeit waren die führenden Staats⸗ 
räte untereinander uneinig über die Neugeſtaltung des Kaiſerlichen 
Kabinetts, und über Korea konnte keine endgültige Entſcheidung ge⸗ 
troffen werden, bis im Dezember der Generalleutnant Kuroda zum 
außerordentlichen Generalbevollmächtigten und der Ex-Finanzminiſter 
Inouye zum begleitenden außerordentlichen Generalbevollmächtigten er⸗ 
nannt wurden, um nach Korea geſandt zu werden. Zwei Kriegsſchiffe und 
mehrere Tauſend Soldaten, die in vier Transportzügen befördert wurden, 
ſollten die Geſandtſchaft begleiten, aber das Ziel war ein friedliches, denn 
die Generalbevollbemächtigten waren beauftragt, die Gelegenheit zu be⸗ 
nutzen, um einen Friedens⸗ und Freundſchaftsvertrag zuſtande zu 
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bringen und im Falle einer Abweiſung die nochmalige Entſcheidung 
der Regierung abzuwarten, bevor ſie zu den Waffen griffen. 

Die Expedition verließ Japan am 6. Januar 1876, und zu der⸗ 
ſelben Zeit wurde Yurei Mori, welcher Geſandter in Waſhington ge⸗ 
weſen war, als Bevollmächtigter und außerordentlicher Geſandter 
nach China geſchickt, um in der Korea-Angelegenheit mit der chine⸗ 
ſiſchen Regierung zu unterhandeln. Li-Hung⸗Tſchang ſtand damals 
ſchon an der Spitze der Auswärtigen Angelegenheiten im Norden 
Chinas, und obwohl er Korea als an China tributpflichtig erklärte, 
lehnte er jede Verantwortlichkeit für Koreas Vorgehen Japan gegen⸗ 
über ab. Li⸗Hung⸗Tſchang mißbilligte Japans Abſicht, Korea dafür 
zu beſtrafen, weil es ein japaniſches Kriegsſchiff beſchoſſen hatte, da 
dasſelbe keine Berechtigung hatte, koreaniſche Gewäſſer zu bewachen. 
Darauf entgegnete Mori, daß Japan keine Kriegsmacht nach Korea 
ſende, ſondern lediglich beabſichtige, Korea zu veranlaſſen, das Land 
dem Fremdenverkehr zu erſchließen und in Vertragsbeziehungen zu 
Japan zu treten. Auch führte der Miniſter Mori aus, daß es eine 
offenkundige Notwendigkeit wäre, die Gewäſſer zu überwachen, da 
die Küſte von Korea für die Schiffahrt der ganzen Welt beſonders ge⸗ 
fährlich ſei und Korea das nicht ſelbſt ausführen könne. Es wurde 
wenigſtens feſtgeſtellt, daß von chineſiſcher Seite kein Widerſtand zu 
befürchten wäre, ſolange Japan ſich Korea nicht aneignen wollte und 
nur das Land zu veranlaſſen ſuchte, ſeine Politik ſtrengſter Abge⸗ 
ſchloſſenheit aufzugeben. — 

Das Verhalten der japaniſchen Bevollmächtigten in Korea war 
genau dasſelbe wie das des Kommodore Perry, als er im Jahre 
1853 zum erſtenmal nach Japan kam. Die erſte Zuſamenkunft mit 
den Beamten Koreas in Kokwa fand am 10. Februar 1876 ſtatt, und 
nach koreaniſchen Berichterſtattern herrſchte vom nächſten Tage an 
am koreaniſchen Hofe die beiſpielloſeſte Zwietracht und Uneinigkeit. 
Tai⸗in⸗kun widerſetzte ſich entſchieden dem Gedanken, in Vertrags⸗ 
beziehungen zu Japan zu treten und überreichte dem Kabinett ein 
Schreiben, zufolge welchem er die Verteidigung des Landes auf ſich 
nahm, falls aus ſeiner Weigerung Krieg entſtehen ſollte. Die meiſten 
Miniſter und Staatsräte teilten die Anſicht Tai⸗in⸗kuns, nur der 
Juſtizminiſter und der chineſiſche Dolmetſcher, Yo⸗kei⸗yaku, ſtellten 
ihnen dringend die unumgängliche Notwendigkeit, ihr Land zu er⸗ 
ſchließen vor und betonten die Gefahr, einen Krieg heraufzubeſchwören. 


Am 12. Oktober erbaten ſich die Koreaner zehn Tage Bedenkzeit, was 
ihnen gewährt wurde. Am 20. war die Frage noch unentſchieden, und 
die japaniſche Geſandſchaft gab ihre Abſicht kund, am 22. abzureiſen. 
Als die zehn Tage um waren, baten die Koreaner um einige Tage 
Aufſchub, aber die japaniſchen Bevollmächtigten lehnten es ab, darauf 
einzugehen; ſie begaben ſich auf ihre Schiffe und warteten dort noch 
einige Tage ab, als am 26. die Regierung von Korea den Vertrag 
annahm und ihn am folgenden Tage unterzeichnete. Man ſagt, 
daß die Anhänger der Landeserſchließung ihren Einfluß bei den 
Führern der Partei der Königin geltend gemacht hätten, einſchließlich 
des Miniſterpräſidenten Li⸗ſai⸗wo, der in der Abſicht, die Tai⸗in⸗kun⸗ 
Partei in ihrer politiſchen Macht zu ſchwächen, zur neuen Politik 
überging. So ſtand die Frage, „ob das Land den Fremden verſchloſſen 
bleiben oder zugänglich gemacht werden ſollte“, in Korea in enger 
Verbindung mit dem Wettbewerb um die Macht zwiſchen den ſtreiten⸗ 
den Parteien am Hofe. 

Das Abkommen vom 27. Februar 1876, Vertrag von Kokwa 
genannt, iſt die erſte diplomatiſche Urkunde, die jemals von Korea 
mit einer fremden Nation unterzeichnet wurde und iſt nach vielen 
Richtungen hin bemerkenswert. Der erſte Paragraph, welcher in 
Wirklichkeit eine Kundgebung Japans gegen Chinas Anſpruch auf 
die Souveränität Korea gegenüber iſt, — lautet, wie folgt: 

„Choſen (Korea) ift ein unabhängiger Staat und genießt dieſelben Herrſcherrechte 
wie Nippon (Japan). 

Um die Aufrichtigkeit der Freundſchaft zwiſchen den beiden Völkern zu beweiſen, 
wird ihr Verkehr von heute an in einer Form, die auf Höflichkeit und Gleichheit be⸗ 
ruht, geführt werden, und jeder der beiden Teile wird vermeiden, durch Überhebung 
oder Argwohn den anderen zu beleidigen. 

Zunächſt werden alle Gewohnheiten und Geſetze, die den freundſchaftlichen Verkehr 
hemmen könnten, gänzlich beſeitigt und an ihrer Stelle duldſame und allgemeingültige 
Vorſchriften, die geeignet ſind, eine feſte und ſtändige Freundſchaft zu ſichern, eingeführt.“ 

Der zweite Paragraph bezieht ſich auf den Austauſch von Ge⸗ 
ſandten, und der dritte beſtimmt die chineſiſche Sprache als das Ver⸗ 
kehrsmittel zwiſchen beiden Regierungen. Der vierte und fünfte 
Paragraph beſtätigen, daß Sorio am Hafen von Fuſan eine japaniſche 
Anſiedelung ſein ſolle und verſprechen zwei neue Häfen innerhalb 
einer beſtimmten Zeit zu öffnen. Genzan und Ninſen waren die 
Häfen, die infolge dieſer Paragraphen im Jahre 1880 reſp. 1883 ge⸗ 
öffnet wurden, jedoch bedeutend ſpäter, als zuerſt feſtgeſetzt worden 

Japan. 9 


1 


war. Der ſechſte Paragraph handelt von der Hilfe, die den japa⸗ 
niſchen Schiffen, — die in koreaniſchen Häfen und den koreaniſchen 
Schiffen, die in japaniſchen Häfen einlaufen, — zuteil werden ſoll, 
wenn ſie durch die Witterung, zum Zwecke von Reparaturen, durch 
den Mangel an Brennmaterial oder Vorräten dazu gezwungen ſind, 
— und von dem Schutz für ſchiffbrüchige Matroſen, Paſſagiere 
und Schiffsladungen ꝛc. Der ſiebente Paragraph beſtätigt Japans 
Recht, die Küſte von Korea zu bewachen, da die Gewäſſer um 
Korea herum der Schiffahrt beſonders gefährlich ſeien. Durch den 
achten Paragraphen erhält Japan die Berechtigung, für jeden der 
koreaniſchen Vertragshäfen einen Konſul zu ernennen, und der neunte 
Paragraph ſchützt die Handelsfreiheit mit folgenden Worten: 


„Da freundſchaftliche Beziehungen zwiſchen den beiden verhandelnden Parteien 
hergeſtellt worden ſind, können ihre beiderſeitigen Untertanen ihre geſchäftlichen Ange⸗ 
legenheiten ohne Einmiſchung der Regierungen erledigen, und ohne daß für den Handel 
Verbote oder Einſchränkungen zu befürchten ſind. Sollte irgend ein Kaufmann, gleich⸗ 
viel welcher Nationalität, Betrug begehen, oder ſich weigern, ſeine Schulden zu 
bezahlen, ſo werden die Bevollmächtigten der einen oder der anderen Regierung ihr 
Außerſtes tun, um den Pflichtvergeſſenen zur Rechtlichkeit und zur Begleichung ſeiner 
Schuld zu veranlaſſen. 

Weder die Regierung von Japan noch die von Choſen kann aber für ſolche 
Schuld verantwortlich gemacht werden.“ 


Der zehnte Paragraph behält Japan in Kriminalfällen die Ge⸗ 
richtsbarkeit außerhalb des Territoriums vor, wie folgendes ergibt: 


„Sollte ein japaniſcher Untertan der in einem der geöffneten Häfen wohnhaft 
iſt, ſich gegen einen Untertan von Choſen vergehen, ſo ſoll er von japaniſchen Beamten 
verhört werden. Sollte ein Untertan von Choſen einem japaniſchen Untertan zu nahe 
treten, ſo wird er von Beamten von Choſen verhört. Die Schuldigen werden nach den 
Geſetzen ihrer betreffenden Heimat beſtraft. Auf beiden Seiten wird billige und 
unparteiiſche Rechtſprechung geübt werden.“ 


Der elfte Paragraph bezieht ſich auf die Handelsregulierungen, 
die von beſonderen Bevollmächtigten entworfen werden ſollen, und 
der zwölfte und letzte Paragraph erklärt den Vertrag für bindend, von 
dem Unterzeichnungstage an, ohne die Beſtätigung Japans und 
Koreas. In dem Anhang iſt die Grenze, innerhalb welcher japaniſche 
Untertanen in Korea von den Vertragshäfen aus umherreiſen dürfen, 
auf zehn koreaniſche Ri (ungefähr zwei engliſche Meilen) feſtgeſetzt; 
dieſe Grenze wurde aber ſpäter viel weiter ausgedehnt. 
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Es iſt von Bedeutung, daß nicht ein einziger Paragraph des 
ganzen Vertrages die Stellung der Koreaner in Japan berührt, noch 
Korea das Recht gibt, für Japan Konſuln zu ernennen. Nach einer 
Bekanntmachung des Juſtizminiſters im Januar 1883 wurden Ko⸗ 
reaner in Japan durch einen japaniſchen Gerichtshof nach japaniſchem 
Geſetz beſtraft. 

Im Mai 1876 kam die erſte koreaniſche Geſandtſchaft, aus fünf⸗ 
zehn Perſonen beſtehend, und von dem begleitenden Zeremonien⸗ 
meiſter geführt, nach Tokyo und wurde vom Kaiſer empfangen. Ihre 
Ausgaben während ihres Aufenthaltes in Japan wurden von der 
japaniſchen Regierung beſtritten, und ſie wurden veranlaßt, die 
Schulen, Fabriken ꝛc. zu beſichtigen; doch ſobald ſie mit Europäern 
oder Amerikanern zuſammentrafen, zeigten ſie großes Unbehagen. 

Der Vertrag von 1876 iſt die erſte direkte Kundgebung von 
Japans auswärtiger Politik betreffs Koreas. Wenn auch die Politik 
der Annektierung nicht unausführbar erſchien, ſo war ſie doch von 
Anfang an mit Rückſicht auf einen möglichen Konflikt mit China 
(und ſpäter auch mit Rußland) aufgegeben worden; aber weder China 
noch irgend eine andere Nation ſollte anſtatt ſeiner einen Anſpruch 
auf die Oberherrſchaft über Korea geltend machen und dadurch Ja⸗ 
pans auf freien Wettbewerb gegründete Handelsfreiheit mit Korea 
beſchränken. 

Dadurch war der erſte Schritt zur Löſung des Korea-Problems 
getan, doch war dieſelbe vorläufig nur teilweiſe gelungen, da die 
Unabhängigkeit Koreas nur von Japan erklärt, aber noch nicht von 
China anerkannt worden war. Chinas Intereſſe an Korea war mehr 
geſchichtlich als kommerziell oder wirtſchaftlich. Es erſchien der Re⸗ 
gierung ſchwierig, ein Land als unabhängige Macht zu behandeln, 
das in ihrer Geſchichte als tributpflichtig gegolten hatte. Daher 
wurden die inhaltsloſen Gebräuche noch gewiſſenhaft ausgeführt, und 
der König von Korea ſchickte nach wie vor alljährlich eine Geſandt⸗ 
ſchaft mit Geſchenken an den Hof von Peking und ließ ſich feierlich 
von dem Sohn des Himmels belehnen. Solch nomineller Anſpruch 
an die Oberhoheit konnte aber in dem gegebenen Moment realiſiert 
werden, und ſolange das möglich war, wren die Intereſſen Japans in 
Korea nicht geſichert. Infolgedeſſen war es die nächſte wichtige Auf- 
gabe, ſich mit China zu einigen. 

9 * 
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Die Korea-Angelegenheit im Jahre 1882. 


In das Jahr, das der erſten Verhandlung mit Korea folgte, 
fiel das größte politiſche Ereignis Japans ſeit der Einführung der 
neuen Kaiſerlichen Regierung, nämlich der Bürgerkrieg von Kago⸗ 
ſhima. Saigo, das Haupt der alten Partei, die für den Krieg mit 
Korea geſtimmt hatte, hatte ſich mit ſeinen Anhängern, — Offiziere 
der Kaiſerlichen Armee, — nach der reaktionären Provinz Satſuma 
zurückgezogen, und als er ſehen mußte, wie ſich die Kabinettsminiſter 
immer mehr von ſeinen Ideen entfernten, erregte er ſchließlich in 
Kagoſhima eine Revolution und marſchierte auf Tokyo. Acht Monate 
lang wütete ein blutiger Kampf, der in den ſüdweſtlichen Provinzen 
fortgeſetzt wurde, und aus welchem das Kaiſerliche Heer ſiegreich her⸗ 
vorging, jedoch nicht ohne große Verluſte an Menſchenleben und Be⸗ 
ſitz. Nachdem nun der letzte Überreſt des alten Syſtems beſeitigt war, 
konnte eine freiere Entwicklung als zuvor Platz greifen. Auch die 
Führer hatten inzwiſchen gewechſelt. Kido war zu Beginn des Feld⸗ 
zuges geſtorben, Saigo fiel im Kampfe, und Okubo war kurz darauf 
von einigen fanatiſchen Anhängern Saigos ermordet worden. Staats⸗ 
männer wie Ito, Inouye, Yorimichi, Saigo, Okuma und Matſukata 
kamen an die Spitze. Inouye war ſeit dem September 1878 Staats⸗ 
rat und Miniſter für auswärtige Angelegenheiten. 

Für die interne politiſche Geſchichte Japans in den Jahren, die 
der Kogaſhima⸗Revolution folgten, iſt die große Lebhaftigkeit des 
Volksgeiſtes bezeichnend, die auf eine baldige konſtitutionelle Re⸗ 
gierungsform drang. Da alle Gewaltmaßregeln, um eine Anderung 
der Kaiſerlichen Regierung zu bewirken, ausgeſchloſſen waren, nahm, 
wer mit dem gegenwärtigen Stand der Dinge unzufrieden war, ſeine 
Zuflucht zu öffentlichen Verſammlungen, als zu der einzigen Möglich- 
keit, politiſchen Idealen Ausdruck zu verleihen. Dieſe Bewegung 
führte zu der großen Kaiſerlichen Kundgebung am 12. Oktober 1881, 
in welcher das Jahr 1890 als der Zeitpunkt feſtgeſetzt wurde, in 
welchem die japaniſche Konſtitution verkündet werden ſollte, und in 
der Abordnung Itos nebſt zahlreichem Gefolge von Beamten und 
Studenten nach Europa, um die notwendigen Studien für das 
künftige konſtitutionelle Kaiſerreich zu machen. (Februar 1882.) 

In Korea war der Stand der Dinge während der vier oder fünf 
Jahre, die der Unterzeichnung des erſten Vertrages mit Japan 
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folgten, jo ziemlich derſelbe wie in Japan zur Zeit nach dem erften 
Abſchluß des temporären Friedens⸗ und Freundſchaftsvertrages mit 
den Vereinigten Staaten. Dieſelbe Gegnerſchaft entſtand zwiſchen 
der fremdenfreundlichen und fremdenfeindlichen Partei in Korea wie 
in Japan, nur mit dem großen Unterſchied, daß in Japan die Zwie⸗ 
tracht lediglich aus patriotiſchen, ſelbſtloſen Urſachen auf beiden Seiten 
entſprang, während ſie in Korea mit ſelbſtſüchtigen Zwecken verbunden 
war, und das folgenſchwere, politiſche Ereignis als Mittel ausgenutzt 
werden ſollte, um die Regierungsmacht in die Hände einer beſtimmten 
Hofpartei zu bringen. Dieſer Umſtand, verbunden mit der Charakter⸗ 
ſchwäche des Königs, macht die Geſchichte Koreas zwiſchen 1876 
und 1882 wenig erquicklich, wenn nicht barbariſch. 

Im Jahre 1877 wurde Hanabuſa als Geſchäftsträger nach Korea 
geſandt, und als im Jahre 1880 das Gebäude der japaniſchen Ge⸗ 
ſandtſchaft in Söul fertiggeſtellt war, wurde Hanabuſa zum reſi⸗ 
dierenden Beamten befördert. Obwohl auf dieſe Weiſe eine Verbindung 
auf formeller Baſis hergeſtellt war, ſo weigerte ſich dennoch die Re⸗ 
gierung ſowohl wie das Volk von Korea mit den Japanern, die ſie 
noch ebenſo geringſchätzten wie früher, in Verkehr zu treten. Im 
Oktober 1878 belegte die Regierung von Korea alle Einfuhr mit 
einem Prohibitivzoll, um Japans Handel in Fuſan zu verhindern 
und nahm dieſe Maßnahme nur auf die dringlichen Vorſtellungen 
Hanabuſas und des japaniſchen Konſuls in Fuſan, daß dies einen 
Vertragsbruch bedeute, zurück. Im April 1879, als der Kommandant, 
die Offiziere und die Mannſchaft des japaniſchen Kriegsſchiffes „Hana⸗ 
buſa“ einen Spaziergang durch die Straßen von Torai, in der Nähe 
von Fuſan, unternahmen, umzingelte ſie ein Pöbelhaufen und be⸗ 
warf ſie mit Steinen, ſo daß die Schiffsmannſchaft zu ihrer Vertei⸗ 
digung die Gewehre, die ſie bei ſich trugen, abfeuerten. 

Die Regierung war noch immer in den Händen der Partei der 
Königin, die den Vertrag mit Japan unterzeichnet hatte, aber merk⸗ 
würdigerweiſe hatte ſie keinen Sachwalter für den Verkehr mit Japan. 
Ihr vorübergehendes Eintreten für die japaniſche Angelegenheit war 
ihr nur ein Mittel geweſen, um Tai⸗in⸗kun der Herrſchaft zu berauben, 
und als ihr Zweck erreicht war, ſuchten ſie ſich wieder an China an⸗ 
zuſchließen. China war populärer und in ihren Augen mehr ge⸗ 
eignet, ſie zu beſchützen und ihre Intereſſen zu wahren wie Japan. 
Chinas Stellungnahme zu Korea, nachdem es in neue Beziehungen 
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zu Japan getreten war, ift aus dem folgenden Brief erſichtlich, den 
Li⸗Hung⸗Tſchang im Jahre 1881 an ein Mitglied der Regierungs⸗ 
partei ſchrieb, und den der letztere dem König von Korea zeigte. 

„Japan hat in den letzten Jahren die Sitten und Gebräuche der europäiſchen 
Völker angenommen und Hunderte von neuen Werken ins Leben gerufen, die ſeine 
Macht und ſeinen Reichtum erhöhen ſollen. Aber in Wirklichkeit iſt ſeine Staatskaſſe 
leer, und die Schulden vermehren ſich von Jahr zu Jahr, ſo daß es gezwungen iſt, 
eine Erweiterungspolitik zu verfolgen, um ſein Difizit auszugleichen. Deshalb müſſen 
die angrenzenden Reiche außerordentlich wachſam ſein. Korea liegt im Norden Japans 
wie Formoſa im Süden, und nach dieſen beiden Ländern trachtet Japan am meiſten. 
Die Habgier Japans, das ſich auf ſeine Geſchicklichkeit zu betrügen verläßt, 
iſt durch die Angelegenheit von Liukiu, welches es ſchließlich annektiert hat, beleuchtet. 
Euer Land täte beſſer daran, ſich vorzufehen.... 


Chinas Politik beſtand alſo darin, Korea mehr und mehr zu ſich 
herüberzuziehen und auf dieſe Weiſe ſeine mehr hiſtoriſche Ober⸗ 
hoheit in eine wirkliche zu verwandeln, indem es den Koreanern die 
Furcht einflößte, daß Japan beabſichtige, die Halbinſel zu annektieren. 
Darin allein lag ſchon die Urſache zu künftigen internationalen Ver⸗ 
wicklungen. 

Aber in Korea gab es immer noch Männer, die die große Zu⸗ 
kunft Japans vorausſahen und teils zum Wohle ihres Landes gute 
Beziehungen zu uns aufrecht zu erhalten wünſchten, teils um ihre 
Macht zwiſchen den beiden ſtreitenden Parteien Tai⸗in⸗kuns und die 
der Verwandten der Königin, zu befeſtigen. Der Mittelpunkt dieſer 
neuen Partei war ein junger Mann aus der Kin⸗Familie, namens 
Kin⸗giok⸗kin, der für ſeine Sache die Mitwirkung Boku⸗ei⸗kos gewann, 
der aus einer hochgeſtellten Familie ſtammte und der nominelle Ge⸗ 
mahl“) einer der königlichen Prinzeſſinnen war; auch Jo⸗ko⸗han ge⸗ 
hörte dieſer Partei an. 

Sie ſandten einen buddhiſtiſchen Prieſter, Li⸗to⸗jin genannt, nach 
Japan, den japaniſchen Staatsmännern ihre Anſichten mitzuteilen, 
und ſpäter ſandten ſie noch einmal zwei Boten, Li⸗ken⸗gu und Taku⸗ 
tei⸗ſhoku, mit Briefen an den Juſtizminiſter Iwakura und den Staats⸗ 
rat Inouye nach Japan. Dieſe drei Männer kehrten nach Korea 
zurück, nachdem ſie ſich in Japan umgeſehen und die Bekanntſchaft der 
japaniſchen Staatsmänner gemacht hatten; aber anſtatt ſich unter 

) Wenn in Korea eine Prinzeſſin des Königlichen Hauſes mit einem ihrer 


Untertanen vermählt wurde, ſo wurde nur die Vermählungsfeierlichkeit vollzogen, 
jedoch folgte darauf kein Zuſammenleben von Mann und Frau. 
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den Befehl von Kin⸗giok⸗kin und Boku⸗ei⸗ko zu ſtellen, gingen fie zu 
einer Gruppe der Bin⸗Partei über, die aus Bin⸗tai⸗ko, ſeinem Sohn, 
Bin⸗ei⸗hoku, Ko⸗ei⸗ſhoku und feinen Freunden beſtand. Dieſe führten 
den Prieſter Li⸗to⸗jin vor den König und veranlaßten ihn, dem Herr⸗ 
ſcher alles zu berichten, was er in Japan geſehen hatte. Darauf be⸗ 
ſchloß der König eine Geſandtſchaft von zehn Männern mit dem Auf⸗ 
trag nach Japan gehen zu laſſen, dort die Einrichtungen zu beſichti— 
gen und zu ſtudieren, und die japaniſche Regierung zeigte den 
Koreanern bereitwillig alles Sehenswerte von dem Innern der Re⸗ 
gierungsgebäude, den Banken und Schulen an, bis zu den Poſt⸗ und 
Telegraphenämtern und den aſtronomiſchen und meteorologiſchen Ob⸗ 
ſervatorien. Dadurch wurde der König und ein Teil der Bin-Familie 
etwas japanfreundlicher, aber da die Hauptgruppe der Familie der 
Königin dem Gedanken einer Annäherung noch widerſtand, verbannte 
fie Kin⸗giok⸗kin nach einer entfernten Provinz und ließ den Prieſter 
Li⸗to⸗jin ermorden. 

1881 war das Regiment der Königin ſehr unbeliebt geworden, in⸗ 
folge der harten Abgaben, die ſie auferlegte und durch das tyranniſche 
Vorgehen ihrer Beamten; darum wurde Kin-giok⸗kin aus feiner Ver⸗ 
bannung zurückberufen, und im Verein mit Boku-ei⸗ko und Jo⸗ko⸗han 
verſuchte er Regierungsreformen herbeizuführen; ſie fühlten ſich 
jedoch der Aufgabe nicht gewachſen. Nun benutzten Kin⸗giok⸗kin und 
Jo⸗ko⸗han den Einfluß Bin⸗ei⸗yokus, um in halboffizieller Sendung 
nach Japan geſchickt zu werden, weil ſie perſönlich mit unſeren Staats⸗ 
männern über die Mittel zu beraten wünſchten, durch die unter 
Japans Leitung eine Reform in Korea herbeizuführen wäre. Die 
beiden Koreaner kamen im Monat Januar 1882 nach Tokyo, und 
aus dieſer Zeit ſtammen die Bemühungen einiger Politiker und Staats⸗ 
männer Japans, Koreas Führer hinſichtlich ihrer rein internen An⸗ 
gelegenheiten zu werden. 

Somit waren zu Anfang des Jahres 1882 drei verſchiedene Par⸗ 
teien am Hofe von Korea deutlich zu unterſcheiden: die Tai⸗in⸗kun⸗ 
Partei, die zur Zeit machtlos, aber mit allen militäriſchen und re⸗ 
aktionären Elementen in Berührung war; die Gruppe der Partei 
der Königin, die ſich auf China ſtützte, und die Partei Kin⸗giok⸗kins, 
Boku⸗ei⸗kos, Jo⸗ko⸗hans, mit einem Teil der Bin⸗Familie als ihrem 
Protektor, die in Japan einen Rückhalt zu finden hoffte. 

Der Friede wurde von der Tai⸗in⸗kun⸗Partei gebrochen, die ge⸗ 
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ſchickt die Unzufriedenheit des Militärs und des Volkes im Juli 
1882 zu einem Staatsſtreich benutzte, der gegen die beiden feind⸗ 
lichen Parteien gerichtet war. Bin⸗ken⸗ko, ein Anhänger der Königin, 
dem die Finanzen des koreaniſchen Heeres unterſtanden, hatte die Be⸗ 
ſoldung der Soldaten mehrere Monate lang in ſeine eigene Taſche 
fließen laſſen, und als er einen Teil des Reſtes ausbezahlte, ließen 
feine Unterbeamten wieder einen Teil davon verſchwinden. Das er- 
bitterte Militär griff die untergebenen Zahlmeiſter an, die in das 
Haus ihres Vorgeſetzten flohen und die Soldaten nicht begangener 
Verbrechen beſchuldigten. Bin⸗ken⸗ko befahl, die angeblichen Haupt⸗ 
miſſetäter zu arretieren und verurteilte fie zum Tode. Die Garniſons⸗ 
beſatzung erhob ſich darauf einmütig und ſtürmte zu Tai⸗in⸗kun, der fie 
ſcheinbar beruhigte, ſie aber heimlich zu einem allgemeinen Aufſtand 
reizte, durch den er die Königin und die Mitglieder der Bin-Familie 
beſeitigten und Korea von den verhaßten Japanern zu befreien hoffte. 
Die Soldaten nahmen Beſitz vom Zeughaus und unterſtützt von 
mehreren tauſend Koreanern, griffen ſie am Abend des 23. Juli 1882 
die japaniſche Geſandtſchaft an. Am nächſten Morgen töteten ſie den 
damals präſidierenden Miniſter Li⸗ſai⸗wo in ſeinem eigenen Haus 
und, in den königlichen Palaſt eindringend, den Finanzbeamten der 
Armee, Bin⸗ken⸗ko und andere verhaßte Beamte. Die Königin und 
die Mitglieder ihrer Partei verbargen ſich, um ihr Leben zu retten, 
und die Japaner folgten ihrem Beiſpiel. Die wütenden Soldaten um⸗ 
ringten den König und zwangen ihn, den Verſteck der Königin zu ver⸗ 
raten. — Da er nicht zu bewegen war, die Wahrheit einzugeſtehen, 
ſchwebte ſein Leben in großer Gefahr, als Tai⸗in⸗kun erſchien, das 
Militär beruhigte und vom König unbegrenzte Vollmacht erhielt, die 
bürgerlichen und militäriſchen Angelegenheiten des Königreichs zu 
ordnen. In den zehn Tagen, die auf dieſen Aufſtand folgten, wurden 
300 politiſche Gegner Tai⸗in⸗kuns verbannt und getötet. Die Königin 
wurde für tot erklärt, und die Zeremonie der Hoftrauer wurde abge- 
halten, wie man ſagt, um ihren Verſteck leichter entdecken zu können. 
Der Überfall auf die japaniſche Geſandtſchaft in Söul wird von 
dem militäriſchen Bevollmächtigten, Hauptmann Midzuno, wie folgt 
beſchrieben. Spät am Nachmittag des 23. Juli empfing der reſi⸗ 
dierende Geſandte Hanabuſa folgendes anonyme Schreiben: 


„In großer Eile teile ich Ihnen in Kürze mit, daß aufſtändiſches Volk mit 
Soldaten zu ſeiner Unterſtützung die Abſicht zu haben ſcheinen, Ihre Geſandtſchaft zu 
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überfallen. Bereiten Sie ſich auf Gegenwehr vor, und ſollte es zu einem tätlichen An⸗ 
griff kommen, würde es nicht richtiger ſein, der Gefahr, — und müßte es ſelbſt durch 
den Gebrauch der Waffen ſein, — aus dem Wege zu gehen?“ 


Wenige Minuten nach ſechs Uhr umzingelten mehrere tauſend 
Koreaner das Geſandtſchaftsgebäude, und mit lautem Geſchrei warfen 
ſie mit Steinen nach den Bewohnern des Hauſes. Sie zündeten das 
Nachbarhaus an, und die Flammen ergriffen raſch das Geſandtſchafts⸗ 
gebäude. Von 25 Perſonen, die zur Zeit in dem Gebäude waren, waren 
nur der Hauptmann Midzuno, feine Ordonnanz, ein Polizeileutnant 
und fünf Poliziſten bewaffnet. Die Poliziſten bewachten das Vorder⸗ 
tor, das aufgeriſſen wurde, während der Geſandte ſich im Hauſe zur 
Abreiſe rüſtete. Die Bewohner ſchloſſen ſich nun zu einer feſten 
Gruppe zuſammen, nahmen den Reſidenten und die Nationalfahne in 
die Mitte, und bahnten ſich einen Weg durch den dichteſten Pöbel⸗ 
haufen, etwa zwanzig Koreaner tötend, bevor ſie den Weg für die 
Japaner frei bekamen. Hanabuſa führte die Kolonne zuerſt nach dem 
Quartier des Gouverneurs von Söul, deſſen Pflicht es war, die Ge⸗ 
ſandtſchaft zu ſchützen, aber da er das Gebäude vollſtändig leer fand, 
begab er ſich nach dem königlichen Palaſt — denn ſeine diplomatiſchen 
Verpflichtungen geſtatteten ihm nicht, die Hauptſtadt ohne die Ge⸗ 
nehmigung des Herrſchers, bei dem er beglaubigt war, zu verlaſſen, 
— aber da ihm alle Tore des Palaſtes hermetiſch verſchloſſen blieben, er⸗ 
klärte er ſeine Miſſion für beendet, und zog ſich nach Ninſen zurück, wo 
er um drei Uhr des Nachmittags am folgenden Tage anlangte. In 
Ninſen wurde die Geſandtſchaft von den koreaniſchen Bezirksbeamten 
höflich aufgenommen; ſie boten dem Reſidenten ihre eigenen Häuſer 
als Wohnſitz an und alle wollten ſich gerade zur Ruhe begeben, 
nachdem ſie ſich ihrer vom Regen durchnäßten Kleidungsſtücke ent⸗ 
ledigt hatten, als ſie plötzlich von den Hafenſoldaten, die beſſer be⸗ 
waffnet waren wie der Pöbel Söuls, überfallen wurden; dabei wurden 
vier Poliziſten und noch mehrere andere während der Verteidigung 
des Reſidenten verwundet und getötet. Nun begab ſich die Geſandt⸗ 
ſchaft, durch einige in Chemulpo lebende japaniſche Offiziere und 
Studenten verſtärkt, mit dürftigen Vorräten auf ein kleines Schiff. 
Nachdem ſie eine Nacht auf einer Inſel Chemulpos zugebracht hatten, 
ruderten ſie am nächſten Tage in das Meer hinaus auf der Suche nach 
einem auswärtigen Schiffe, das, wie ſie wußten, ſeit einigen Tagen 
die Küſte von Korea bewachte. Am Abend des 26. Juli wurden ſie 
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von einem englifchen Inſpektionsſchiff „Flying⸗Fiſh“ aufgenommen, 
durch deſſen außerordentliche Güte die Geſandtſchaft am 29. Juli 
ungefährdet in Nagaſaki ankam. Von Nagaſaki aus telegraphierte 
Hanabuſa nach Tokyo und wartete auf weitere Befehle. Inouye war 
noch immer Miniſter für auswärtige Angelegenheiten, und eine 
Kabinettsſitzung wurde ſofort zuſammenberufen, an welcher der 
Premierminiſter, Fürſt Sanjo, der Juſtizminiſter, Fürſt Iwakura, 
der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Inouye, und die 
Staatsräte Kuroda, Yamagata, Teraſhima, Oki, Yamada und Mat- 
ſukata teilnahmen. Kuroda, der den Vertrag von 1876 unterzeichnet 
hatte, riet ſehr zu einer Kriegspolitik, aber Fürſt Iwakura und Inouye 
ſchlugen friedliche Unterhandlungen vor, und da die Miniſter und 
Staatsräte noch ſpät in der Nacht zu keiner Entſcheidung gekommen 
waren, trennten ſie ſich mit dem Beſchluß, die Beratung am nächſten 
Tage in der Gegenwart des Kaiſers wieder aufzunehmen und ſeinen 
perſönlichen Ratſchlag einzuholen. Inouye brachte vor, daß der Vor 
fall am 23. Juli wahrſcheinlich das Ergebnis einer fremdenfeindlichen 
Bewegung geweſen wäre, wie es auch zuerſt in Japan bei der Ein⸗ 
leitung der Verhandlungen mit fremden Nationen vorgekommen ſei, 
als die fanatiſchen Samurais die engliſche Geſandtſchaft in Tokyo 
angezündet hätten; wenn das der Fall wäre, jo würde es ein vor⸗ 
eiliges Vorgehen ſein, die koreaniſche Regierung für eine Bewegung, 
die zu unterdrücken ſie machtlos war, zu beſtrafen. Er machte den 
Vorſchlag, Hanabuſa noch einmal unter dem Schutz von vier oder 
fünf Kriegsſchiffen nach Korea zu ſenden und zu hören, was für 
Genugtuung die koreaniſche Regierung zu leiſten gewillt ſei. Nach- 
dem der Kaiſer den Auseinanderſetzungen jedes einzelnen aufmerkſam 
zugehört hatte, entſchied er ſich für die Ausrüſtung einer friedlichen 
Expedition nach Korea und übergab Inouye die Durchführung der 
ganzen Angelegenheit. Der Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten berief ſofort die Geſandten der in Tokyo vertretenen Mächte. 
Er las ihnen die Depeſche Hanabuſas vor, machte fie mit der Ab⸗ 
ſicht der Kaiſerlichen Regierung bekannt und fragte ſie, ob ſie Korea 
für einen unabhängigen Staat anſähen oder nicht. Sie antworteten 
alle, daß Korea nach ihrer Meinung ein unabhängiger Staat ſei. Von 
dieſer Erklärung befriedigt, begab ſich Inouye ſofort nach Nagaſaki, 
und nachdem er Hanabuſa genaue Inſtruktionen gegeben hatte, ſchickte 
er ihn, von drei Kriegsſchiffen und 800 Mann begleitet, nach Korea. 
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Generalmajor Takaſhima und der Kontreadmiral Nire ſollten mit 
1150 Mann folgen. — — 

Aber in der Zeit zwiſchen dem Staatsſtreich vom 23. Juli und 
der zweiten Ankunft Hanabuſas mit dem beſonderen Auftrag, Ge⸗ 
nugtuung zu fordern, hatten neue Vorgänge die Lage in Söul 
beeinflußt. Die Partei der Königin, die ſo plötzlich durch die Partei 
Tai⸗in⸗kuns ihrer Macht beraubt worden war, hatte ſich mit der Bitte 
an China gewendet, ihr durch ihre Landsleute, Kin-in⸗ſhoku und 
Gio⸗in⸗chin, die ſich zur Zeit des Staatsſtreiches in China aufhielten, 
Hilfe zukommen zu laſſen. Li⸗Hung⸗Tſchang erließ ſofort den Be- 
fehl, daß ſich General Go⸗cho⸗kei, Oberſt Euſeigai und Admiral Tei- 
jo⸗ſho mit Land- und Seetruppen nach Korea begeben ſollten. Der 
bloße Name Chinas erfüllte die Herzen aller Koreaner mit Ehr⸗ 
furcht und Scheu, und Tai⸗in⸗kun war nicht allein machtlos der Ein⸗ 
miſchung der ſouveränen Macht gegenüber, ſondern war ſogar ge- 
neigt, ihre Unterſtützung anzurufen, um dem Sturm, der zmeifel- 
los ſeitens Japans in Sicht war, zu begegnen. 

Hanabuſa kam am 12. Auguſt 1882 in Ninſen an, und trotz 
der ernſten Vorſtellungen der Koreaner, ohne Schutzgeleit nach Söul 
zu kommen oder wenigſtens ſeinen Einzug aufzuſchieben, bis für 
angemeſſene Soldatenquartiere geſorgt wäre, marſchierte er am 
16. Auguft nach Yokwazin, das eine Wegſtunde von der Hauptſtadt 
entfernt liegt. Hier wurde er noch einmal aufgefordert, ſich drei 
Tage in einer Villa Tai⸗in⸗kuns aufzuhalten, und die verſchiedenen 
koreaniſchen Beamten kamen und gingen mit allen möglichen Vor⸗ 
wänden, um ihn zu veranlaſſen, ſeinen Einzug in die Stadt aufzu⸗ 
ſchieben; aber Hanabuſa ging auf nichts ein. Als er auf die Haupt⸗ 
ſtadt zu marſchierte, ſah er ſchon in überlegener Zahl chine— 
ſiſche Truppen, die um die vier Tore herum poſtiert waren, 
und jetzt verſtand er erſt, was die Bemühungen der koreaniſchen Be⸗ 
amten zu bedeuten hatten. Entweder erwarteten ſie Befehle von 
Li⸗Hung⸗Tſchang, oder ſie wollten den chineſiſchen Truppen Zeit 
laſſen, ſich günſtig zu poſtieren. Sie ſprachen jetzt auch offen darüber, 
daß die Miniſter die chineſiſchen Kriegsſchiffe beſichtigten und daher 
den japaniſchen Geſandten nicht ſofort empfangen könnten. Hanabuſa 
ſuchte nun ohne Aufſchub eine Audienz beim König nach, aber die 
Miniſter ſchlugen dieſes Geſuch unter dem Vorwand ab, daß am 
17. und 18. Auguſt wichtige religiöſe Zeremonien am Hofe ſtatt⸗ 
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fänden. Der japaniſche Geſandte willigte ein, zu warten, fügte aber 
hinzu, daß von ſeiner Sendung Krieg oder Frieden zwiſchen Japan 
und Korea abhinge, daß der Mangel an Bereitwilligkeit ſeitens Koreas, 
die Geſandtſchaft in gehöriger Weiſe zu empfangen, in dem Sinne 
ausgelegt werden müſſe, daß es keinen Frieden wünſche, und daß er 
ſich am 19. Auguſt zum König begeben würde, ob die Audienz be⸗ 
willigt ſei oder nicht. Am 19. ſchickte der König Hanabuſa einen 
Boten, der ſein Bedauern ausſprach, daß der König durch Krankheit 
verhindert geweſen ſei, den Miniſter zu empfangen, und beſtimmte 
die Mittagsſtunde des 20. Auguſt als Zeitpunkt der Audienz. In⸗ 
deſſen waren der Generalmajor Takaſhima und der Kontreadmiral 
Nire mit Verſtärkung angelangt. 

Die Audienz fand zur beſtimmten Zeit ſtatt. Nachdem die zere- 
moniellen Höflichkeiten ausgetauſcht worden waren, überreichte Hana⸗ 
buſa dem König ein Ultimatum, das die einzelnen Poſten der Genug⸗ 
tuungsforderung enthielt und fügte mündlich hinzu, daß Japan in 
dem kritiſchen Augenblick, in welchem die diplomatiſchen Beziehungen 
der beiden Nationen vor dem Zuſammenbruch ſtehen, dieſe Forderung 
einzig in dem Wunſch, friedliche Beziehungen zu erhalten, ſtelle. 
Von der Antwort der Regierung von Choſen hänge die Aufrecht- 
erhaltung oder der Bruch des Friedens ab, und auf dieſe Ant⸗ 
wort würde er drei Tage, d. h. bis zur Mittagsſtunde des 23. Auguſt 
warten. Er erſuchte gleichzeitig den König, für dieſe Unterhandlung 
einen verantwortlichen Miniſter zu bezeichnen, und der König er⸗ 
nannte den präſidierenden Miniſter, Ko⸗jun⸗boku, zum koreaniſchen 
Bevollmächtigten. 

Nach der Audienz empfing Tai⸗in⸗kun, der Hauptanſtifter des 
Staatsſtreiches, den Geſandten in einem anderen Teil des Palaſtes, 
behandelte Hauabuſa und ſein Gefolge mit gutgeſpielter Herzlichkeit 
und benahm ſich, als ob er an dem jüngſten Ereignis keinen Anteil 
gehabt hätte. Zu ſeinen diplomatiſchen Künſten gehörte, daß er der 
Geſandtſchaft den Tee abſichtlich in auserleſenem japaniſchen Por⸗ 
zellan auf japaniſchen Tabletts ſervieren ließ und jedem Anweſenden 
eigenhändig einen koreaniſchen Fächer aus Straußenfedern überreichte. 

Als die koreaniſche Regierung Anſtalten machte, die Angelegenheit 
hinauszuſchieben, betonte Hanabuſa noch einmal, daß dieſes Ultima⸗ 
tum tatſächlich ein Ultimatum ſei und der dreitägige Termin für die 
Antwort unabänderlich wäre. Trotzdem erklärte der präſidierende Mi⸗ 
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niſter am 22. Auguſt, daß er in Regierungsſachen nach dem Innern 
des Landes zu reiſen habe, ſo daß die Verhandlungen erſt in einigen 
Tagen ſtattfinden könnten. Dieſes zeigte deutlich, daß die koreaniſche 
Regierung gar nicht die ernſte Abſicht hatte, den Fall durch direkte 
Verhandlung zu erledigen. Hanabuſa kündigte nun ſeine Abreiſe 
für den nächſten Tag an und ſandte Ko⸗jun⸗boku ein Schreiben, in 
dem er ihm wegen ſeiner Unaufrichtigkeit ſchwere Vorwürfe machte 
und ihm den Rat gab, ſich die Lage noch einmal gründlich zu über⸗ 
legen, ehe es zu ſpät wäre. 

Die Nachricht, die jetzt nach Söul kam, erklärte ihr ganzes Ver⸗ 
halten. Der Admiral Tei⸗jo⸗ſho, der vor einigen Tagen nach China 
zurückgekehrt war, war wieder in Korea, in der Gegend von Nunyo, 
angekommen und mit ihm ſechs Panzerſchiffe und zwei Transport- 
ſchiffe mit ſechs auserleſenen Truppenabteilungen unter Li-Hung⸗ 
Tſchang. Am 23. Auguſt, wenige Stunden nachdem die japaniſche 
Geſandtſchaft nach Ninſen abgereiſt war, hielt der chineſiſche Bot⸗ 
ſchafter in der Sänfte des höchſten koreaniſchen Beamten ſeinen Ein⸗ 
zug in Söul, wobei koreaniſche Soldaten als Vorläufer dienten. Auf 
dieſen Botſchafter hatte die koreaniſche Regierung zweifellos gewartet, 
bevor ſie mit Japan unterhandelte. Die Lage, in der ſich die japaniſche 
Geſandtſchaft jetzt befand, war eine äußerſt unangenehme, denn ihr 
Rückzug nach Ninſen hatte den Anſchein einer Flucht vor den ftär- 
keren Chineſen. Als der Sekretär der japaniſchen Geſandtſchaft am 
24. Auguſt Söul verließ, bewarfen ihn ſchon die Koreaner mit Steinen. 

Zweifellos hatten die Vorbereitungen Chinas Japan einſchüchtern 
ſollen, im Falle, daß unſere Forderung übermäßig ausgefallen wäre, 
unſere einſichtsvolle Mäßigung jedoch ſchien Baken-chin zu anderen 
Entſchlüſſen zu bringen, als er urſprünglich hegte. Am 24. Auguſt, 
als ſich Hanabuſa noch in Ninſen befand, machte ihm Baken⸗chin ſeine 
Aufwartung und ſchlug vor, zwiſchen Japan und Korea zu vermitteln, 
indem er ihm zu gleicher Zeit verſicherte, daß er ſich in Koreas 
Angelegenheiten nicht als in die eines von China abhängigen Staates 
miſche, ſondern lediglich aus freundſchaftlichen Gründen. Hanabuſa 
lehnte das Anerbieten ab, aber Baken⸗chin erſuchte ihn ernſtlich, 
ſeine Abreiſe aufzuſchieben, da entſchieden Ausſichten zu einer 
friedlichen Löſung der Schwierigkeiten vorhanden wären. 
Am 25. Auguſt erwiderte Hanabuſa Baken⸗chins Beſuch in Chemulpo, 
der unmittelbar darauf nach Ninſen zurückkehrte. 
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Darauf folgte ſeitens der chineſiſchen Regierung der kühnſte po⸗ 
litiſche Zug, der an das Schickſal Alexanders von Bulgarien, vier 
Jahre ſpäter, erinnert. Die chineſiſchen Offiziere Go⸗cho⸗kei, Tei⸗jo⸗ſho 
und En⸗ſai⸗gei lockten Tai⸗in⸗kun in ihr Lager, beraubten ihn der 
Freiheit, brachten ihn gefangen erſt nach Tientſin und dann nach 
Po⸗tieng, wo er mehrere Jahre lang eingekerkert bleiben ſollte! Die 
Chineſen ließen nun auf allen öffentlichen Plätzen Söuls durch An⸗ 
ſchläge folgendes bekannt machen: 


„Korea iſt China tributpflichtig, denn von daher ſtammen ſeine Sitten und Ge⸗ 
bräuche. Seit mehreren Jahren haben einflußreiche Miniſter die Macht an ſich 
geriſſen, und die Regierung wurde zu einer Angelegenheit von Privatfamilien gemacht, 
was zu endloſen Mißbräuchen und Übergriffen und ſchließlich zu der großen Unruhe 
des letzten Juli führte. Das Leben der Königin zu bedrohen, den König zu miß- 
achten, das Volk zu ſchädigen und die Beamten zu mißhandeln: Das ſind Übertretungen 
ſchwerwiegendſter Art. Jede Störung hat jedoch ihre Urſache, welche entweder in der 
Anhäufung von Macht in den Händen einzelner hochgeſtellter Familien oder in den 
Intrigen ſchlechtgeſinnter Höflinge begründet iſt. Das Gerücht, daß des Königs Vater 
der Hauptanſtifter ſei, iſt an die höchſte Stelle gedrungen, und Seine Majeſtät (d. i. 
der Kaiſer von China) ſendet jetzt tief entrüſtet Truppen her, um ihn vor den kaiſer⸗ 
lichen Hof zu führen, wo er ſein Verhalten rechtfertigen ſoll 


So lautete die Begründung für die Überliſtung Tai⸗in⸗kuns, aber 


die wahre Urſache dafür war in Li-Hung⸗Tſchangs Verſuch zu finden, 
den Streit der beiden feindlichen Parteien in Korea auszunutzen, um 
Chinas Einfluß über jenes Land zu erhöhen. Die Partei der Königin 
kam jetzt wieder unter dem Schutze der chineſiſchen Armee zur Macht, 
und auf den Rat der chineſiſchen Beamten zeigten ſie ſich jetzt ge⸗ 
neigt, mit der japaniſchen Geſandtſchaft zu verhandeln. 

Hanabuſa und ſein Gefolge hatten ſich ſchon auf die Schiffe be⸗ 
geben, als ihm früh am Morgen des 26. Auguſt ein Brief von dem 
koreaniſchen Miniſterpräſidenten überbracht wurde, aus welchem die 
aufrichtige Abſicht, die Angelegenheit durch friedliche Unterhandlungen 
zu erledigen, ſprach. Hanabuſa willigte ein, ſeine Abreiſe auf zwei 
Tage zu verſchieben, und die Beratungen wurden ſpät am Abend des 
28. Auguſt in Chemulpo begonnen, und der Vertrag wurde am 
30. Auguſt 1882 unterzeichnet. 

In dieſem Vertrag verſprach Korea, innerhalb von zwanzig 
Tagen und in Gegenwart von japaniſchen Beamten die Perſonen zu 
beſtrafen, die ſich des jüngſten Überfalls auf die Japaner ſchuldig ge⸗ 
macht hatten. Wenn die Regierung von Korea dieſe Zuſage inner- 
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halb der beſtimmten Zeit nicht ausführe, ſo ſolle Japan das Recht 
haben, ſeine eigene Polizei abzuſchicken, um die Schuldigen zu arre⸗ 
tieren und zu beſtrafen. Korea ſollte eine Leichenfeier für die in dem 
Aufruhr getöteten japaniſchen Beamten abhalten. Auch verſprach die 
Regierung, Japan eine Entſchädigungsſumme von 500000 Yen, in 
jährlichen Raten von 100 000 Yen (ſpäter wurden die Raten auf 
50000 Hen herabgeſetzt) zu zahlen. Japan erlangte das Recht, eine 
Abteilung Soldaten zum Schutz der Geſandtſchaft in Korea zu 
poſtieren, doch ſollte dieſelbe wieder abgeſchafft werden, wenn im 
Laufe eines Jahres keine Unruhen eintreten, und wenn der japa⸗ 
niſche Geſandte in Korea die Anweſenheit ſolcher Truppen nicht 
länger für nötig halten ſollte. Korea ſollte einen Bevollmächtigten 
mit des Königs Brief, in welchem er ſich wegen der jüngſten Unruhen 
entſchuldigte, nach Japan ſchicken. 

In einem Anhang wurde die Reiſegrenze der Japaner, die in 
den Vertragshäfen Koreas ihren Wohnſitz haben, ſofort auf fünfzig 
koreaniſche Ri erweitert und hundert weitere Ri für das Ende des 
zweiten Jahres nach der gegenſeitigen Vertragsbeſtätigung in Aus⸗ 
ſicht geſtellt. Zu den ſchon bewilligten Häfen ſollte Yokwatin hinzu⸗ 
kommen, der innerhalb eines Jahres dem Handel mit Japan zu⸗ 
gänglich gemacht werden ſollte. Den japaniſchen Geſandten und Kon⸗ 
ſuln mit ihren Familien wurde die Erlaubnis verliehen, mit Päſſen 
in das Innere Koreas zu reiſen, und die koreaniſchen Bezirksgouver⸗ 
neure wurden verpflichtet, ſie mit Schutzgeleit zu verſehen. 

Im Oktober 1882 ſandte Korea Boku⸗ei⸗ko als Bevollmächtigten 
mit Kin⸗ban⸗ſhoku als begleitenden Bevollmächtigten und Jo⸗ko⸗han 
als Sekretär mit Briefen und Geſchenken nach Japan zum Kaiſer, 
der ſie im Palaſt in Tokyo in Audienz empfing. Zur ſelben Zeit 
kamen der koreaniſche Finanzminiſter, Bin⸗ei⸗yoku, Kin⸗giok⸗kin und 
Li⸗fuk⸗kwan ebenfalls nach Japan und wurden vom Kaiſer in Privat- 
audienz empfangen. Der Verkehr dieſer Männer mit den hohen 
Kreiſen Japans führte zweifellos zur Verſtärkung der japaniſchen 
Partei in Korea. 


Die Korea-Angelegenheit im Jahre 1884. 


Der Fürſt Iwakura war genötigt geweſen, ſich krankheitshalber 
von der politiſchen Tätigkeit zurückzuziehen, und ſtarb im Juli 1883. 
— Vierzehn Tage ſpäter kehrte Ito von Europa zurück, wo er die 
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konſtitutionellen Syſteme Englands, Deutſchlands und Oſterreichs ftu- 
diert hatte, und er und Inouye wurden der Mittelpunkt des politiſchen 
Lebens in Tokyo. Das Studium deutſcher Geſetze, deutſcher Politik 
und deutſcher Verwaltung kam jetzt in Aufnahme und Inouye ging 
ſyſtematiſch zu Werke, um Japan zu europäiſieren, um es auf dieſelbe 
Stufe mit den weſtlichen Nationen zu heben und dadurch die letzte 
Aufgabe der neuen Kaiſerlichen Regierung, die Vertrags⸗Reviſion 
mit den auswärtigen Mächten, zu erleichtern und vorzubereiten. 

Am 7. Juli 1884 wurden die fünf Adelsklaſſen eingeführt, und 
außer den Adligen des alten Kaiſerlichen Hofes und der ehemaligen 
Daimyos, die ſchon zu Anfang der neuen Ara geadelt worden waren, 
wurden viele der Samurais, die der neuen Kaiſerlichen Regierung ihre 
Dienſte gewidmet hatten, nobilitiert. Lord Sanjio und der Nach⸗ 
folger Lord Iwakuras wurden zu Fürſten ernannt, und Ito, Inouye, 
Yamagata, Soyejima, Okuma, Matſukata ꝛc. wurden in den Grafen⸗ 
ſtand erhoben. (Ito und Yamagata erhielten ſpäter den Titel 
Marquis.) — 

Viele weſtliche Mächte folgten Japans Beiſpiel und traten in 
Vertrags⸗Beziehungen zu Korea, wie England, Amerika und Deutſch⸗ 
land im Jahre 1883 und Rußland im Jahre 1884. 

Einige japaniſche Politiker, wie der frühere Staatsrat Graf Goto 
und Fukuzawa, der Gründer von Keiwogijiku, einer Privatſchule für 
politiſche und ſoziale Wiſſenſchaften, faßten jetzt den Gedanken, mit 
Hilfe Japans in Korea Reformen einzuführen, und der Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten, Graf Inouye, war dieſer Abſicht nicht 
ganz abgeneigt. Eine beſtimmte Geldſumme, von der Yokohama 
Specie⸗Bank dargeliehen, wurde zur Gründung politiſcher Zeitungen 
in Söul, zur Ausbildung koreaniſcher Soldaten und zu ähnlichen 
Zwecken zur Verfügung geſtellt. Schüler und Beamte des Grafen 
Goto und Fukuzawa gingen nach Korea, um die Zeitungen zu redi⸗ 
gieren und die Verbeſſerungs⸗Pläne zu unterſtützen. 

Die japaniſche Regierung ernannte Takezoyé, einen bekannten 
Gelehrten der chineſiſchen Schule, zum Miniſter von Korea, damit 
er die Reform⸗Arbeit fördere. 

Aber die Partei der Königin war auf ihrer Hut und ſuchte den 
Einfluß der japaniſchen Partei ſoweit tunlich einzuſchränken. Der 
erſte Bevollmächtigte Japans, Bokuyei⸗ko, erhielt keinen höheren 
Poſten als den eines Gouverneurs von Söul, und Kin-giok⸗kin und 
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Jio⸗ko⸗han wurden nur zu Geſandtſchaftsräten der auswärtigen Ange- 
legenheiten ernannt, und ihr Einfluß war infolgedeſſen zu gering, 
um Verbeſſerungen herbeiführen zu können. 


Der Einfluß Chinas, auf deſſen Seite die Partei der Königin 
ſtand, war im Gegenteil ſehr mächtig, und die chineſiſche Truppe, 
die noch immer in Söul ſtand, belief ſich auf 3000 Mann, während 
die japaniſche Abteilung, die ſich zum Schutz der Geſandtſchaft dort 
aufhielt, nur aus 130 Mann beſtand. China verſorgte Korea mit 
Waffen, und die chineſiſchen Offiziere Go⸗chio⸗kei, Go⸗chio⸗yhu und 
Jen⸗ſei⸗gai ſchrieben tatſächlich im Auftrage Li-Hung⸗Tſchangs der 
Koreaniſchen Regierung Beſtimmungen vor; auch erhielt Korea aus 
dem Schatzamt der chineſiſchen Schiffahrtsgeſellſchaft ein Darlehen 
von 200000 Rio, und der Deutſche Mollendorf und andere Ausländer 
wurden von China als Lehrer und Ratgeber nach Korea geſandt. 
China erlangte auch von Korea die Genehmigung, daß chine⸗ 
ſiſche Kaufleute in Söul Zweiggeſchäfte errichten durften, und 2000 
Untertanen des Himmliſchen Reiches drängten ſich in die Hauptſtadt 
Koreas und überflügelten die Gewandtheit der wenigen japaniſchen 
Redakteure und Politiker. Enttäuſcht kehrte ein Japaner nach dem 
anderen in die Heimat zurück, und Japans Einfluß war in Korea an⸗ 
ſcheinend eine Zeitlang ganz aufgehoben. 


Aber im Jahre 1884 fing Frankreich mit den Waffen in der 
Hand einen Streit mit China an, und das alte im Verfall begriffene 
Reich ſchien der kraftvollen Republik des Weſtens nicht gewachſen. 
Die japanfreundliche Partei in Korea ergriff dieſe Gelegenheit, um 
einen entſcheidenden Schlag gegen die chineſiſche Partei zu führen, 
und es iſt anzunehmen, daß einige Politiker Japans dieſes Vorgehen 
begünſtigten. 


Der japaniſche Geſandte Takezoyé, der ſeit einigen Monaten in 
Tokyo weilte, kehrte im Oktober 1884 nach Söul zurück und trat in 
lebhafte Verhandlungen zu ſolchen Perſönlichkeiten, die er für An⸗ 
hänger der japaniſchen Partei hielt. Er ſprach jetzt offen von der be⸗ 
vorſtehenden Vernichtung Chinas und von der günſtigen Gelegenheit 
für Korea, ſeine vollſtändige Unabhängigkeit wieder zu erlangen. 
Am 2. November wurde der Geſandte vom König von Korea in 
Audienz empfangen, und nachdem die übliche Zeremonie erledigt war, 
gab er die formelle Erklärung ab, daß ſein erhabener Herrſcher, der 
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Kaiſer von Japan, beſchloſſen habe, Korea die 400000 Yen zu ſchenken, 
die noch als Reſt der Entſchädigungsſumme von 1882 zu zahlen waren, 
unter der Bedingung, daß der König ſie für militäriſche Verbeſſe⸗ 
rungen verwenden ſollte. Er machte auch dem König den Stand der 
Dinge im Oſten klar, beleuchtete die Ungerechtigkeit der Einmiſchung 
Chinas in Koreas innere Angelegenheiten, die unrechtmäßige Ge⸗ 
fangennahme Tai⸗in⸗kuns ꝛc. und gab die Verſicherung, daß die ja⸗ 
paniſche Regierung erfreut ſein würde, wenn Korea vor aller Welt 
dem Völkerrecht gemäß ſeine vollkommene Unabhängigkeit geltend 
machen würde. 

Am 3. November wurde der Geburtstag des Japaniſchen Kaiſers 
in der japaniſchen Geſandtſchaft gefeiert, und während des Gala- 
Diners, zu welchem der koreaniſche Minifter der auswärtigen Ange- 
legenheiten, der britiſche General-Konſul und die mächtigſten Koreaner, 
die zu der japaniſchen Partei gehörten, geladen waren, hielten japa⸗ 
niſche Gäſte Reden gegen China und zugunſten des Bündniſſes zwiſchen 
Japan und Korea. Sie verſpotteten ſogar den anweſenden chineſiſchen 
Konſul, der die japaniſche Sprache nicht verſtand. 

Am 4. November beſuchte Takezoyé das auswärtige Amt Koreas 
und ſtellte die Forderung, daß die Japaner in Korea auf gleichen Fuß 
mit der am meiſten bevorzugten Nation — nämlich mit China — 
geſtellt würden, beſonders, was die Gründung von Geſchäften und 
Firmen in Söul anbelangt. Dieſes Geſuch wurde bereitwillig ge— 
währt, und nachdem die offiziellen Unterhandlungen beendet waren, 
unterhielt ſich der japaniſche Geſandte wiederum offen über die hoff— 
nungsloſen Zuſtände und die mangelhafte Organiſation des Heeres 
und der Finanzen in China. 

Am 8. November wurde der japaniſchen Geſandtſchaft berichtet, 
daß der chineſiſche Offizier Yen-ſei⸗gai an feine Soldaten den Befehl 
erlaſſen habe, Tag und Nacht bewaffnet und zu ſofortigem Vorgehen 
bereit zu ſein, und daß Binei⸗Yoku, einer der Führer der Partei der 
Königin, den Kronprinz von bewaffneten Soldaten bewachen laſſe. 
— In der Nacht vom 11. zum 12. November übten ſich die japaniſchen 
Truppen am Fuße des Südhügels im Schießen und verſetzten den 
armen König in Schrecken. Als der japaniſche Geſandte erſucht wurde, 
dieſes Vorgehen zu erklären, verſicherte er, daß es ohne ſein Wiſſen 
geſchehen ſei, aber daß der japaniſche Offizier, der die Schutztruppe 
der Geſandtſchaft befehlige, ſolche Maßregeln für nötig erachte, um 
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die Soldaten in Bereitſchaft zu halten, angeſichts der Tatſache, daß 
die chineſiſchen Soldaten Tag und Nacht zum Angriff bereit ſtänden. 
Die Annahme, daß es in Korea zwiſchen Japanern und Chineſiſchen 
zum Kampf kommen würde, war jetzt allgemein verbreitet. 

Kin⸗giok⸗kin, einer der mächtigſten Anhänger der japaniſchen 
Partei, berichtet in ſeinem Tagebuch, daß er am Abend des 29. zum 
30. November vom König empfangen wurde. Da ſonſt niemand gegen⸗ 
wärtig war, ſuchte er dem König den Stand der Dinge klar zu machen 
und zeigte ihm die Gefahr, der Korea ausgeſetzt werden würde, wenn 
Japan mit China um Korea in Konflikt geraten würde. Er betonte 
dem König gegenüber, wie tief die Japaner die Chineſen infolge ihres 
willkürlichen Vorgehens in Korea haßten, und daß Japan — falls 
es ihm gelänge, China mit Hilfe Frankreichs zu beſiegen — ſicherlich 
Korea annektieren würde, damit es nicht ſeinem Nebenbuhler zur 
Beute falle. Die Königin, welche dieſer Unterhaltung hinter der 
Tür gelauſcht hatte, kam plötzlich hervor und drang ernſtlich in Kin⸗ 
giok⸗kin, ihr zu ſagen, was geſchehen könne, um dieſen unheilvollen 
Ausgang zu verhindern. Kin⸗giok⸗kin, der daran dachte, daß die 
Königin der Bin⸗Familie angehörte, murmelte nur, daß er die Todes⸗ 
ſtrafe dafür verdiene, ſo ohne Förmlichkeit zu ſeinem Herrn und Ge⸗ 
bieter geſprochen zu haben. Die Königin, die eine ungewöhnliche Frau 
war, entgegnete darauf: „Ihr habt kein Vertrauen zu mir, Kin⸗giok⸗ 
kin, aber warum ſollte ich, wenn es ſich um das Schickſal Koreas 
handelt, als einzelne Frau hindernd im Wege ſtehen, wenn es mög⸗ 
lich iſt, das Unglück des Landes zu verhüten? Sprecht frei heraus, 
was Ihr denkt!“ Auch der König verſicherte Kin-giok⸗kin, daß er 
volles Vertrauen zu ſeiner Geſinnungstreue habe, und gab ihm ſein 
Wort, daß er ſeinem Rat folgen wolle, er möge nur etwas zur Rettung 
des Landes vorſchlagen. Darauf offenbarte Kin⸗giok⸗kin dem Königs⸗ 
paar den einzigen Plan, der ihm unter den obwaltenden Verhält⸗ 
niſſen ausführbar ſchien, und erhielt einen vom König eigenhändig 
geſchriebenen, unterzeichneten und geſiegelten geheimen Auftrag, das 
Projekt auszuführen. Die nachfolgenden Ereigniſſe beſtätigen die 
Wahrhaftigkeit der Tagebuch⸗Aufzeichnungen Kin-giok⸗kins. 

Der Anſchlag, den die japaniſche Partei geplant hatte, war fol⸗ 
gender: Da alle erſten Führer der chineſiſchen Partei Offiziere der 
Garde waren und infolgedeſſen die Verpflichtung hatten, bei einer 
Feuersbrunſt in der Hauptſtadt beſtimmte Poſten einzunehmen oder 
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bei Hofe zu erſcheinen, ſollte ein zum Palaſt gehöriges Gebäude an 
einem beſtimmten Tage angezündet werden, damit die Meuchelmörder 
leichtere Arbeit hätten. Da die Befürchtung nicht ausgeſchloſſen war, 
daß ſie den Anſchlag beargwöhnen und ſich verbergen könnten, ſollte 
eine feſtliche Gelegenheit auserſehen werden, bei der die Führer per⸗ 
ſönlich zu erſcheinen hatten. 

Am 4. Dezember 1884 wurde das erſte Poſtamt in Söul unter 
der Leitung eines ehemaligen japaniſchen Poſtmeiſters eröffnet, und 
die koreaniſche Regierung veranſtaltete ein Diner, zu welchem das 
diplomatiſche Korps und alle Magnaten Koreas eingeladen waren. 
Die Feſtlichkeit war kaum zu Ende, als in einem Nachbargebäude 
Feuer ausbrach, und in dem Tumult, der daraufhin entſtand, wurde 
Bin⸗ei⸗Yoku durch Koreaner, die als Japaner verkleidet waren, ſchwer 
verwundet. Boku⸗ei⸗ko, Kin⸗giok⸗kin und die übrigen Anhänger der 
japaniſchen Partei begaben ſich ſofort zum König und ſtellten ihm 
vor, daß nur von dem japaniſchen Geſandten und ſeinen Soldaten 
Hilfe zu erwarten ſei, da die chineſiſchen Soldaten die Stadt plün⸗ 
derten und den Palaſt bedrohten. Der König, der in den Plan ein⸗ 
geweiht war, ſetzte eigenhändig in Eile ein Schreiben auf, ſiegelte 
es mit dem Staatsſiegel und ſchickte es zu Takezoys mit der Bitte um 
ſofortigen Beiſtand. Als Takezoyé erſchien, war die ganze könig⸗ 
liche Familie im Keiyu⸗Palaſt verſammelt, und der König ging ihm 
perſönlich entgegen. Die japaniſchen und koreaniſchen Soldaten 
wurden an den wichtigſten Poſten aufgeſtellt und von dem japaniſchen 
Offizier, Hauptmann Murakaim, befehligt. Innerhalb weniger 
Stunden hatten die Meuchelmörder ihr Werk vollbracht und ſechs 
oder ſieben der mächtigſten Führer der chineſiſchen Partei getötet. Die 
chineſiſchen Soldaten waren in einem Dorf in einiger Entfernung 
von der Hauptſtadt untergebracht, und es wurden Vorſichtsmaßregeln 
getroffen, damit fie nichts von den Vorkommniſſen in der Stadt er- 
führen, bis alles vorüber war. 

In aller Morgenfrühe des nächſten Tages gab der König Be— 
fehle, durch die die alten Regierungs-Behörden abgeſchafft und neue 
eingerichtet wurden. Li⸗tai⸗gen, des Königs Neffe, wurde Miniſter⸗ 
Präſident, Boku⸗ei⸗ko Befehlshaber der Garde, Toko-han ausführender 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, Kin-giok⸗kin Finanz⸗ 
Miniſter, und ſo fort. Da die japaniſche Partei im Anfang noch 
nicht zahlreich war, ſuchte ſie Verſtärkung, indem ſie den nahen Ver⸗ 
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wandten des Königs, der Königin oder Tai⸗in⸗kuns, welche mit der 
früheren Bin⸗Regierung unzufrieden waren, Amter verlieh. 

Um zehn Uhr morgens hatten der Geſandte der Vereinigten 
Staaten, Foote, und der britiſche General-Konſul Aſton Zutritt bei 
dem König, der ungewöhnlich liebenswürdig war und offen mit ihnen 
von der Notwendigkeit eines Staatsſtreichs ſprach, der jede Nation 
unterworfen iſt, die durchgreifende Reformen vornimmt. Indem er 
auf Takezoyé, der immer an feiner Seite war, zeigte, ſagte er ihnen, 
daß der japaniſche Geſandte zum Beiſpiel in ſeinem Leben viele ähn⸗ 
liche Ereigniſſe erlebt hätte und fragte, ob es in England und Amerika 
nicht ebenſo zugegangen wäre. Der Geſandte der Vereinigten Staaten 
teilte die Anſicht des Königs. Am Nachmittag erſchien auch der 
deutſche General-Konſul, und obwohl fie ſich alle nach drei Uhr ver⸗ 
abſchiedeten, forderte der König Takezoy auf, noch länger bei ihm 
zu verweilen. — 

Verſchiedene Beſtimmungen, die grundlegende Reformen ent⸗ 
hielten, wurden nun erlaſſen, wie die wirkliche und nominelle Erklä⸗ 
rung der Unabhängigkeit von China, die Gleichſtellung des Adels 
und des Volkes in ihren politiſchen Rechten, die Abſchaffung von 
Hof⸗Offizieren — deren Intriguen einer guten Verwaltungs⸗Entwick⸗ 
lung hinderlich waren —, fiskaliſche Reformen und die Konzentration 
der finanziellen Angelegenheiten in der Hand des Finanz⸗Miniſters ꝛc. 

Boku⸗yei⸗ko machte jetzt den Vorſchlag, daß die ganze Königliche 
Familie und der Hof nach dem Hafen von Kokwa überſiedeln 
möchte, bis aus Japan Verſtärkung käme, da die 3000 chineſiſchen 
Soldaten nicht lange untätig bleiben würden, und den 2000 korea⸗ 
niſchen Soldaten nicht zu trauen ſei. Schon hatte Kin⸗in⸗ſhoku, dem 
der Miniſter⸗Poſten am Königlichen Haushalt angeboten worden war, 
dieſes Anerbieten abgelehnt und war zu der chineſiſchen Partei über⸗ 
gegangen. Aber die Königin wünſchte, nach dem Hauptpalaſt zurück⸗ 
zukehren, auch Takezoys mißbilligte Boku⸗yei⸗kos Vorſchlag, und in⸗ 
folgedeſſen kehrte die Königliche Familie am Abend des Tages, der 
dem Staatsſtreich folgte, nach der Reſidenz zurück. 

Am nächſten Tage, am 6. Dezember 1884, herrſchte in ganz 
Korea eine ſcheinbare Ruhe, und die neue Ara ſchien einen glorreichen 
Anfang zu nehmen. Takezoys bat um die Erlaubnis, ſich mit ſeinen 
Soldaten zurückzuziehen, aber der König drang in ihn, noch länger 
dort zu bleiben. Die Miniſter des Kabinetts waren gerade beim König 


— 150 — 


verſammelt und bei einer Beratung über einen großen Erlaß, welcher 
den Anfang der Regierungs-Reform verkündigen ſollte, begriffen, als 
ungefähr um drei Uhr am Nachmittag in nächſter Nähe ein plötzlicher, 
donnernder Lärm vernommen wurde. Die chineſiſchen Befehlshaber 
Go⸗chiu⸗yu und En⸗ſei⸗gai hatten ſeit dem Morgen mehrere Male 
um Audienz beim König nachgeſucht, waren aber ebenſo oft abge⸗ 
wieſen worden; nun erzwangen ſie ſich ihren Weg durch das Senin⸗ 
Tor, indem ſie auf die koreaniſchen und japaniſchen Soldaten Salven 
feuerten. Nach zwei⸗ bis dreimal wiederholten Salven drang das 
Geräuſch bis zum König, und Hauptmann Murakami befahl jetzt den 
japaniſchen Soldaten, das Feuer zu erwidern, was ſofort geſchah und 
80 Chineſen ums Leben brachte. Die koreaniſchen Soldaten flohen 
oder gingen in die Reihen der Chineſen über. Im Innern des 
Palaſtes ſpielten ſich Szenen unbeſchreiblicher Verwirrung ab, und 
Takezoyé hatte die größte Mühe, den armen König, der ſich von 
einem Winkel in den anderen flüchtete, aufzufinden. Unglücklicher⸗ 
weiſe war die Mutter der Königin, der er ſehr ergeben war, in die 
Hände der Chineſen gefallen, und der König beſtand nun darauf, was 
auch geſchehen mochte, auf die andere Seite überzugehen. Er wollte 
Takezoyés Vorſtellungen, daß er feine Perſon nicht in jo enger Ver⸗ 
bindung mit chineſiſchen und koreaniſchen Soldaten zeigen ſollte, nicht 
länger Gehör leihen, und da dieſe Truppen nicht aufhörten zu ſchießen, 
ſolange japaniſche Soldaten in der Umgebung des Königs waren, 
beſchloß Takezoyé, mit ſeiner Garde den Rückzug anzutreten, nur um 
den König vor noch größerem Unglück zu bewahren. Tafezoy& und 
fein Gefolge ſowie die Koreaner — Boku-hei⸗ko, Kin⸗giok⸗kin, Jio⸗ko⸗ 
han ꝛc. — bahnten ſich darauf, von den 130 japaniſchen Soldaten 
umgeben, den Weg nach der Geſandtſchaft, welche fie durch die Ja⸗ 
paner, die ſich dorthin geflüchtet hatten, gut beſchützt vorfanden. Doch 
zwang der Mangel an Nahrungsmittel bald die Bewohner, das Ge⸗ 
ſandtſchaftsgebäude den Koreanern zu überlaſſen und ſich nach Ninſen 
zu begeben. Von da aus ſandte Takezoyé einen Bericht des Vorfalls 
nach Japan. — i 

Am nächſten Tage verließ der übrige Teil der chineſiſchen Partei 
ſein Verſteck, ſtellte die alte Regierungsſorm wieder her und tötete 
oder vergiftete alle übrig gebliebenen Anhänger des „Kin“⸗ oder 
„Boku“⸗Aufſtandes, wie die japaniſche Partei nach den Namen ihrer 
erſten Anführer genannt wurde. Auch alle unſchuldigen Verwandten 
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der Angeklagten, darunter viele Frauen und Kinder, wurden dem 
koreaniſchen Geſetz gemäß mit dem Tode beſtraft. Der König erließ 
ſelbſt alle Befehle zur Verfolgung und Beſtrafung. 

Am 13. Dezember 1884 kam die Unglücksnachricht nach Japan, 
und die Empörung des Volkes, beſonders der militäriſchen Kreiſe, war 
groß. Wieder waren die Meinungen der Kabinettsminiſter zwiſchen 
Krieg und Frieden geteilt, und von franzöſiſcher Seite kamen An⸗ 
erbieten, gemeinſam vorzugehen, im Falle Japan China den Krieg 
erklären würde. War jedoch die Angelegenheit mit China oder mit 
Korea zu regeln? Der König von Korea hatte um Schutz gebeten 
und chineſiſche Soldaten hatten den von japaniſchen Soldaten ver⸗ 
teidigten König gefährdet; aber der König ging nachher zur chineji- 
ſchen Partei über und ließ es geſchehen, daß die japaniſche Gejandt- 
ſchaft in Brand geſteckt wurde und daß die in Korea zurückgebliebenen 
japaniſchen Untertanen ermordet wurden, vielleicht gegen ſeinen 
Wunſch, aber ſicherlich in ſeinem Namen. Von dieſem Standpunkt 
aus hatte Japan mit beiden abzurechnen. 

Die Regierung beſchloß, den Grafen Inouye als außerordent- 
lichen Geſandten am 22. Dezember nach Korea zu ſenden. Der 
chineſiſche Geſandte in Tokyo ließ das auswärtige Amt Japans wiſſen, 
daß ſeine Regierung Go⸗dai⸗cho als Bevollmächtigten nach Korea 
ſchicken würde; und Vicomte Admiral Enomoto, unſer Geſandter an 
dem Hofe Pekings, wurde beauftragt, das Tſung⸗li⸗Yamen zu erſuchen, 
dem Vertreter Vollmacht zu erteilen, damit er, in Söul angekommen, 
mit der japaniſchen Geſandtſchaft in Unterhandlungen treten könnte 
ſowie gleichzeitig mit der koreaniſchen Regierung. Die Regierung in 
Peking jedoch weigerte ſich, ihre Einwilligung dazu zu geben, unter 
dem Vorwand, daß der Vertreter lediglich zu dem Zweck, „die Re⸗ 
bellen zu beſtrafen“, dorthin geſandt würde. — 

Am 3. Januar 1885 kam Graf Inouye in Söul an, begleitet 
von dem Geſandten Takezoyé, dem Generalleutnant Takaſhima und 
dem Kontreadmiral Kabayama mit Land⸗ und Seetruppen. Da der 
Vertreter Chinas ſchon mit ſeinen Soldaten dort angelangt war, 
mußten die japaniſchen Truppen, um Zuſammenſtöße zu vermeiden, 
außerhalb der Stadt untergebracht werden. Go⸗dai⸗cho ließ auf den 
öffentlichen Plätzen Söuls Anſchläge anbringen des Inhalts, daß 
die ſtrafwürdigen Attentate der rebelliſchen Untertanen Kin⸗giok⸗kin, 
Boko⸗hei⸗ko und ihrer Partei den gerechten Zorn des Kaiſers von 
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China erregt hätten, und daß er jetzt feinen Offizier mit der großen 
Armee geſandt habe, um den König zu ſchützen ꝛc. — 

Die Audienz fand, wie üblich, ſtatt, und am 8. Januar eröffnete 
Graf Inouye Unterhandlungen mit Kin⸗ko⸗ſhin, dem koreaniſchen 
Bevollmächtigten und Miniſter auswärtiger Angelegenheiten, als ſich 
ein merkwürdiger Vorfall ereignete. Da die japaniſche Forderung 
um Genugtuung ſehr maßvoll war, zeigte ſich der koreaniſche Miniſter 
geneigt, darauf einzugehen, als plötzlich der chineſiſche Vertreter Go⸗ 
dai⸗cho in das Verhandlungszimmer ohne Aufforderung und Anfrage 
eintrat und den Gegenſtand der Erörterungen kennen zu lernen ver⸗ 
langte. Graf Inouye lehnte es ab, mit ihm zu verhandeln, worauf 
Go⸗dai⸗cho ein Stück Papier ergriff, nachfolgende Worte niederſchrieb 
und dem Grafen reichte: 

„Die Vermittelung einer dritten Macht zwiſchen zwei uneinigen 
Nationen iſt ſchon häufig dageweſen; doch wenn es nicht annehmbar 
erſcheint, will ich es nicht erzwingen. Ich wünſche nur, daß die Be⸗ 
dingungen für Korea gerecht und maßvoll ſind.“ 

Auf einen zweiten Zettel ſchrieb er einige drohende Worte und 
ging, nachdem er ihn dem Miniſter von Korea übergeben hatte, 
ſchweigend hinaus. — 

Am nächſten Tage wurde der Vertrag von Söul unterzeichnet, 
in welchem Korea auf folgende fünf Bedingungen einging: 1. eine 
beſondere Abordnung nach Japan zu ſchicken, um ſein Bedauern über 
das jüngſte Ereignis auszudrücken; 2. eine Entſchädigungsſumme von 
110000 Yen für die in Korea getöteten oder verwundeten Japaner 
wie für das zerſtörte Beſitztum japaniſcher Untertanen zu zahlen; 
3. diejenigen ſtreng zu beſtrafen, die des Mordes an Hauptmann 
Iſobayaſhi, welcher ſich zur Zeit der Unruhen im Innern befand, 
ſchuldig waren; 4. für den Bau der japaniſchen Geſandtſchaft den 
Grund und Boden und 20000 Yen zu liefern; 5. für die japaniſchen 
Soldaten neue Kaſernen auf Koſten der koreaniſchen Regierung zu 
erbauen. Da keine Beſtimmung getroffen war, die den politiſchen 
Verbrechern der japaniſchen Partei Amneſtie ſicherte, und da auch die 
Entſchädigungsſumme viel kleiner war als die im Jahre 1882 ge⸗ 
währte, erregte der Vertrag in Japan Unzufriedenheit, aber es darf 
nicht überſehen werden, daß Graf Inouye fein Hauptaugenmerk auf 
etwas anderes gerichtet hatte, nämlich die offizielle Anerkennung zu 


— 13 — 


erlangen, daß der japaniſche Geſandte Takezoys nicht an dem am 
4. Dezember begangenen Verbrechen beteiligt war. 

Korea ſandte Jo⸗ſo⸗u und Mollendorf, wie in dem Vertrag ab- 
gemacht war, nach Japan und ließ die Mörder des Hauptmanns 
Iſobayaſhi in Gegenwart der Mitglieder der japaniſchen Geſandt⸗ 
ſchaft enthaupten. Dadurch war die Rechnung mit Korea erledigt, 
aber es blieb nun noch die ſchwierigere Löſung, nämlich die Pflicht, 
China für das Verhalten ſeiner Soldaten in Korea zur Verantwor- 
tung zu ziehen, was gleichbedeutend mit der Aufforderung war, China 
ſolle ſeinen Anſpruch auf die Oberherrſchaft aufgeben. — Dieſe ſchwere 
Aufgabe wurde dem Grafen Ito übertragen, der vor kurzem aus 
Europa zurückgekehrt war und den Poſten eines Staatsrates und 
Kaiſerlichen Hausminiſters bekleidete. Er wurde zum Geſandten in 
einer außerordentlichen Sendung nach China im Februar 1885 er- 
nannt, und der Staatsrat Graf Yorimichi Saigo begleitete ihn. 

Als Graf Ito in Tientſin ankam, wurde ihm amtlich mitge⸗ 
teilt, daß Li-Hung⸗Tſchang zum Bevollmächtigten in der Korea⸗ 
Angelegenheit erwählt worden wäre, und daß es daher für die Ge- 
ſandtſchaften nicht nötig ſei, ihren Weg nach Peking fortzuſetzen. 
Graf Ito hatte nun zwiſchen zwei Mitteln zu wählen, die beide bei 
ſeinem Gefolge, unter denen fähige Männer wie Ki Inouye und 
Miyoji Ito waren, warmen Anklang fanden. Da China zu dieſer 
Zeit gerade ſehr unter dem von Frankreich ausgeübten Druck litt, 
konnten die Bevollmächtigten dieſe Lage ausnutzen und durch Dro- 
hungen die Unterhandlungen zu einem ſchnellen Abſchluß bringen; 
oder ſie konnten den entgegengeſetzten Weg einſchlagen, Sympathien 
für ſein Unglück an den Tag legen, China von Japans aufrichtigem 
Anteil überzeugen, der den Japanern nicht geſtattete, die ungünſtige 
Lage Chinas auszunutzen und die Regierung einſehen ließ, daß es 
in ihrem Intereſſe ſei, Japans Forderungen zu bewilligen und ſich die 
Freundſchaft einer ſolchen Nation, welche den wahren Begriff der 
Moral des Oſtens vertrete, zu erhalten. Dieſer zweite Weg erſchien 
als der ausſichtsvollere, um den Beziehungen zwiſchen Japan und 
China, Korea betreffend, eine feſte und dauernde Grundlage zu geben; 
und um China zu beweiſen, daß er nicht beabſichtige, Vorteil aus 
Frankreichs Verhalten zu ziehen, ließ Graf Ito die Regierung wiſſen, 
daß er keine Eile habe und warten würde, bis China freie Hand 
habe. Er beſchloß, nur zu dem Zweck nach Peking zu gehen, um ſeine 
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Empfehlungsbriefe zu überreichen und der Beerdigung Sir Harry 
Parkes, eines alten, kürzlich in Peking verſtorbenen Freundes, beizu⸗ 
wohnen. Er verließ Tientſin am 17. März und kam am 21. nach 
Peking. Obwohl mit Rückſicht auf die Jugend des Kaiſers keine 
Audienz ſtattfand, wurde dem Geſandten durch die Yamen-Minifter 
am 27. März ein großartiger Empfang zuteil, und die Beerdigung 
des engliſchen Geſandten fand am 30. März ſtatt. Am 2. April 
kehrten die Geſandten nach Tientſin zurück, und die Unterhandlungen 
wurden vom nächſten Tage an eröffnet. 

Bei dieſer Gelegenheit ſoll Graf Ito ſeine Forderungen auf 
folgende Weiſe begründet haben: Chinas Anſprüche an Korea wären 
nur geſchichtlicher Natur, d. h. die Geſchichte Chinas rechne Korea 
zu den tributpflichtigen Staaten, und da China nur mit Wider⸗ 
willen die Überlieferung, als das ehrwürdige Vermächtnis ſeiner 
Kaiſerlichen Vorfahren, aufgeben würde, bliebe es bei ſeinem An⸗ 
ſpruch, Korea als einen tributpflichtigen Staat zu betrachten. Die 
Anſprüche Japans an Korea wären wirtſchaftlicher Natur, d. h. es 
beſäße keine rechtliche Oberhoheit über Korea, aber ſeine geographiſche 
Lage und die Notwendigkeit für die beſtändig zunehmende Bevölkerung 
zu ſorgen, ließen Korea als die beſte Quelle erſcheinen, die auch die 
Heimat mit Reis verſorgen und den künftigen Söhnen Japans ein 
Feld der Tätigkeit bieten könnte. Darum müſſe Japan wünſchen, 
daß Korea unabhängig wäre und unter keinem fremden Einfluß 
ſtünde. In den letzten Jahren hätte aber China militäriſche und 
politiſche Beamte nach Korea geſchickt und ſich in Koreas internationale 
Angelegenheiten gemiſcht, als wollte es ſeine Anſprüche, die ſeit 
langem nur noch hiſtoriſcher Art waren, wieder geltend machen. 
Dieſer Stand der Angelegenheit müßte geregelt werden, denn Japan 
würde niemals zugeben, daß aus Korea ein Teil des chineſiſchen 
Reiches würde. Warum ſollte China, fuhr er fort, mit ſeinen gewal⸗ 
tigen Ländergebieten nach einem fernen Land wie Korea trachten, 
auf die Gefahr hin, die Freundſchaft zwiſchen den Schweſterreichen 
des Oſtens zu zerſtören? Er erinnerte auch Li-Hung⸗Tſchang an die 
Tatſache, daß, während China eine abſolute Monarchie wäre und ſeine 
Miniſter die auswärtigen Angelegenheiten nach ihrem Ermeſſen er- 
ledigten, Japan im Begriff ſtände, dem Volkswunſche gemäß eine kon⸗ 
ſtitutionelle Regierungsform anzunehmen. Wenn dieſer Umſtand miß⸗ 
achtet würde, würde er ſicherlich eine Kabinettskriſis zur Folge haben 
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und zur Wahl von Politikern führen, die einem noch entſchiedeneren 
politiſchen Fortſchritt huldigten. Li⸗Hung⸗Tſchang ſprach ſein Ein⸗ 
verſtändnis mit des Grafen Itos Argumenten im allgemeinen aus 
und war ſogar bereit, die Truppen aus Korea zu entfernen, wenn 
Japan ebenſo handeln würde; aber was das Verhalten der chine⸗ 
ſiſchen Soldaten in Söul am 4. Dezember 1884 anbetraf, wichen 
ſeine Anſichten von denen des Grafen vollſtändig ab. Li-Hung⸗ 
Tſchang hielt den japaniſchen Geſandten Takezoyé für ſchuldig, die 
koreaniſchen Rebellen aufgereizt zu haben, und erachtete die Ange⸗ 
legenheit durch den am 9. Januar 1884 abgeſchloſſenen Vertrag von 
Söul zwiſchen Japan und Korea für abgetan. Zwei Tage nach dem 
Beginn der Verhandlungen kam der Konflikt zwiſchen China und 
Frankreich zu einem friedlichen Abſchluß, der zwar nicht gerade ehren⸗ 
voll für China war, da es ſeine hiſtoriſch gewordenen Anſprüche auf 
die Oberhoheit über Annam abtreten mußte; aber immerhin mußte 
es als ein Erfolg betrachtet werden, daß Frankreich nach zwölfmonat⸗ 
licher bewaffneter Bereitſchaft keinen materiellen Vorteil über China 
erringen konnte. China wollte ſich das Recht vorbehalten, mili⸗ 
täriſche Truppen nach Korea zu ſchicken, ſobald es nötig erſchien, 
und Graf Ito willigte unter der Bedingung ein, daß Japan 
ſich dasſelbe Recht vorbehalte. Sowohl Japan wie China verpflich⸗ 
teten ſich zu gegenſeitiger Benachrichtigung, ehe ſie Truppen nach 
Korea ſenden würden, ſobald ſich ſolche Notwendigkeit in Zukunft 
ergeben ſollte. Auch wurde die Frage über die Ausbildung des korea⸗ 
niſchen Heeres erörtert, und es wurde beſchloſſen, daß Japan und 
China gemeinſchaftlich Korea den Rat geben ſollten, die innere Sicher⸗ 
heit durch Schulung ſeiner eigenen Truppen zu befeſtigen, und daß 
es dazu auswärtige Untertanen außer Japanern oder Chineſen als 
Lehrer anſtellen ſollte. Das Vorgehen der chineſiſchen Truppen in 
Söul wurde durch den folgenden an den Grafen Ito gerichteten Brief 
Li⸗Hung⸗Tſchangs abſchließend geregelt: 

Es geſchah ganz und gar gegen die Abſicht beider Staaten und iſt ein Gegenſtand 
meines tiefſten Bedauerns, daß die Kaiſerlich chineſiſchen und Kaiſerlich japaniſchen 
Soldaten im Palaſt des Königs von Korea zur Zeit der jüngſten Unruhen in Söu 
gegeneinander gekämpft haben. Die Freundſchaft zwiſchen dem Reich der Mitte und 
Japan ift von langjährigem Beſtand, und der Umſtand, daß die Kaiſerlich chineſiſchen 
Soldaten dieſe Tatſache vergaßen und ohne Überlegung in augenblicklichem Antrieb zu 
den Waffen griffen, wird von dem gegenwärtigen Miniſter ſcharf getadelt werden. Was 
die Tatſache anbetrifft, die Eure Exzellenz auf die Zeugenſchaft der Frau des Shujiro 
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Homma und anderer hin vorbringen, — daß nämlich chineſiſche Soldaten plündernd 
und mordend in die Häuſer des Volkes eingedrungen ſein ſollen, — ſo iſt die 
chineſiſche Regierung augenblicklich nicht im Beſitz von genügenden Beweiſen. Sie 
wird jedoch eine ſorgfältige Unterſuchung dieſer Angelegenheit veranlaſſen, und ſollten 
definitive Beweiſe erbracht werden, wird ſie nicht verſäumen, die Schuldigen dem 
Militärgeſetz entſprechend zu beſtrafen; uſw. 


Dergeſtalt wurden nach ſechs Sitzungen die Verhandlungen zum 
Abſchluß gebracht, und der ſogenannte Vertrag von Tientſin wurde 
am 18. April 1885 unterzeichnet. China war zwar nicht dazu zu 
bewegen, die Unabhängigkeit Koreas anzuerkennen, aber Japan er⸗ 
langte doch ſo viel, daß China anerkannte, Japan nehme Korea 
gegenüber die gleiche Stellung ein. Damit war ein Schritt vorwärts 
zur Löſung des Korea⸗Problems getan. Späterhin empfand China 
den Vertrag als unbequem und machte zweckloſe Verſuche, ihn un⸗ 
gültig zu machen, doch blieb er in Kraft bis zum Krieg im Jahre 
1894/95, deſſen Veranlaſſung er in Wirklichkeit war. — 


Der Krieg zwiſchen China und Japan 1894/1895. 


Der Vertrag von Tientſin änderte nichts an den Beziehungen 
zwiſchen China und Korea. Go⸗dai⸗cho und die chineſiſchen Soldaten 
wurden zurückberufen, aber Enſeigai wurde als chineſiſcher Reſident 
hingeſchickt und nahm an allen wichtigen Staatsangelegenheiten teil. 
Der Deutſche Mollendorf und nach ihm ein Amerikaner Namens 
Denny fuhren fort, in Li⸗Hung⸗Tſchangs Auftrag die Ratgeber zu 
ſpielen. Als Rußland den Verſuch machte, mit Korea inländiſchen 
Handel am Fluſſe Tiumen anzubahnen, war es Li⸗Hung⸗Tſchang, 
der Korea davon abbrachte. Boku⸗tei⸗yo wurde zum koreaniſchen Ge⸗ 
ſandten für Waſhington berufen, aber Enſeigai ſtellte ſich dieſem Vor⸗ 
haben mit der Begründung entgegen, daß für alle ſolche Fälle zuerſt 
die Genehmigung Chinas als des Oberherrn eingeholt werden müßte. 
Li⸗Hung⸗Tſchang beauftragte Enſeigai, folgende Bedingungen zu 
ſtellen: 1. Nachdem der Vertreter Koreas an ſeinem Beſtimmungsort 
angekommen wäre, ſollte er zunächſt dem chineſiſchen Geſandten ſeine 
Aufwartung machen und ihn bitten, ihn nach dem Staats⸗Departe⸗ 
ment zu begleiten. 2. Bei allen öffentlichen Gelegenheiten, Staats⸗ 
Zeremonien und Privat⸗Diners ſollte der koreaniſche Geſandte immer 
nach dem chineſiſchen rangieren. 3. Bei jeder bedeutungsvollen inter⸗ 
nationalen Frage ſollte der koreaniſche Geſandte den Vertreter Chinas 
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um Rat fragen und in Übereinſtimmung mit ihm handeln. Korea 
widerſetzte ſich dieſen Forderungen, aber Enſeigai drohte mit ſofortigem 
Einſchreiten, und darum fügte man ſich der Übermacht. 

Als es ſich um die telegraphiſche Verbindung handelte, geriet 
Japan in direkte Gegnerſchaft zu China in Korea. Seit dem Monat 
März 1883 beſtand zwiſchen Japan und Korea ein geheimer Ver⸗ 
trag, das unterſeeiſche Kabel zwiſchen Nagaſaki und Fuſan betreffend, 
nach welchem ſich die koreaniſche Regierung verpflichtet hatte, auf 
zwanzig Jahre hinaus nur dieſe Verbindung für alle telegraphiſchen 
Mitteilungen zwiſchen Söul und außerhalb zu benutzen und die Er⸗ 
richtung direkter Land⸗Verbindungen mit Nachbarländern nicht zu ge⸗ 
nehmigen. Das Kabel wurde im darauffolgenden Jahre durch ein 
beſonderes Übereinkommen der japaniſchen Regierung mit dem in 
Schanghai befindlichen Zweigamt der „Great Northern Telegraph⸗ 
Company“ fertiggeſtellt. Aber im Juli 1885 gelang es Enſeigai, die 
koreaniſche Regierung zu veranlaſſen, einen Vertrag zu unterſchreiben, 
durch welchen China das Recht erwarb, ſeine Schanghai⸗Tientſin⸗ 
Linie durch Giſhin (Wiju, im Norden Koreas) nach Söul zu legen 
und auf fünfundzwanzig Jahre hinaus unter ſeiner Aufſicht zu be⸗ 
halten. Da zu jener Zeit keine telegraphiſche Verbindung zwiſchen 
Söul und Fuſan beſtand, gingen — in Verletzung des geheimen 
Vertrags mit Japan — alle telegraphiſchen Mitteilungen an fremde 
Länder über dieſe neue chineſiſche Linie. Japan verlangte natürlich 
Rechenſchaft von Korea, doch die Antwort lautete, daß China niemals 
die Genehmigung erhalten habe, feine Telegraphenlinie mit Söul 
zu verbinden, ſondern nur mit einem unbedeutenden Dorf am anderen 
Ufer eines kleinen Fluſſes, der außerhalb von Söuls Grenzen floß. 
Welche Spitzfindigkeit! Darauf erbat ſich Japan von Korea die Er⸗ 
laubnis, die Linie Söul⸗Fuſan herzuſtellen, um wenigſtens das Kabel 
von Fuſan⸗Nagaſaki in direkte Verbindung mit Söul zu bringen; 
aber Korea ſchlug dieſes Geſuch ab und unter dem Vorwand, daß es 
ſelbſt dieſe Linie anlegen wolle, überließ es China das Recht dazu. 
Seit 1888 wurde die Verbindung von den Chineſen errichtet und be⸗ 
aufſichtigt, bis während des Krieges 1894/1895 das Recht auf Japan 
überging. 

Im Jahre 1889 wurde durch die ſogenannte Anti⸗Korn⸗Ange⸗ 
legenheit die Spannung zwiſchen Japan und Korea noch größer. 
Die Gouverneure zweier Provinzen Koreas, die an China angrenzten, 
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verboten plötzlich die Reis⸗Ausfuhr und verurſachten den japaniſchen 
Reis⸗Importeuren dadurch große Verluſte. Dieſes Vorgehen ſtand 
in direktem Gegenſatz zu dem neunten Paragraphen des Vertrags 
von Kokwa im Jahre 1876, und die japaniſche Regierung unterhan⸗ 
delte erfolglos fünf Jahre lang mit dem koreaniſchen Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten, während welcher Zeit mehrere Reis⸗ 
Importeure ruiniert wurden. Im Jahre 1893 ernannte die japa⸗ 
niſche Regierung Oiſhi, einen jungen Politiker der populären Partei, 
zum Geſandten in Söul und gab ihm Vollmacht, nach beſtem Er⸗ 
meſſen mit der koreaniſchen Regierung zu verhandeln. Oiſhi drohte, 
alle Beziehungen abzubrechen und erlangte 110000 Yen von den als 
Entſchädigungsſumme geforderten 140000 Yen. Es wird ange- 
nommen, daß während all der Jahre der Spannung China Korea 
unterſtützte, denn das Verbot der Reis-Ausfuhr iſt ein bekanntes 
chineſiſches Syſtem, das in China auf Vertrags⸗Rechten beruht. 

Die Behandlung der koreaniſchen politiſchen Verbrecher in Japan 
als unmittelbare Folge der Vorgänge im Jahre 1884, gab Anlaß 
zu einer noch verwickelteren Lage Japans einerſeits und Chinas und 
Koreas andrerſeits, die bis zu dem großen Krieg anhielt. Nachdem 
der Staatsſtreich im Dezember 1884 mißglückt war, flohen die Führer 
der japaniſchen Partei, Kin⸗giok⸗kin, Boku⸗ei⸗ko, Jo⸗ko⸗han 2c., nach 
Japan und gingen von dort nach den Vereinigten Staaten, mit Aus⸗ 
nahme von Kin⸗giok⸗kin, der unter dem angenommenen Namen Imata 
Shinſaku in Tokyo lebte. Die koreaniſche Regierung ſchickte Mollen⸗ 
dorf und Jo⸗ſo⸗un nach Tokyo, um die Auslieferung Kin⸗giok⸗kins 
zu verlangen, aber ihre Forderung wurde aus zwei Gründen abge— 
lehnt, zunächſt weil kein Auslieferungsvertrag zwiſchen Japan und 
Korea beſtand, und weil Kin⸗giok⸗kin ein politiſcher Verbrecher war. 
Den Koreanern jedoch, denen der Begriff des Völkerrechts noch ſo 
fern lag, ſchien dieſer abſchlägige Beſcheid als Beweis zu dienen, 
daß Japan geheime Anſchläge gegen Korea im Schilde führe. Mehrere 
Männer boten ſich der koreaniſchen Regierung als Meuchelmörder 
an, hauptſächlich um durch dieſen Dienſt Geld zu erlangen. Unter 
ihnen war einer, Chi⸗-un⸗ei genannt, der ſich im Februar 1886 nach 
Tokyo begab und in die Falle ging, die ihm die liſtigen koreaniſchen 
Studenten unter Kin⸗giok⸗kins Leitung geſtellt hatten. Er zeigte den 
Studenten einen offenen Brief vom König von Korea, in welchem er 
ermächtigt wurde, „über das Waſſer zu gehen und den Aufrührer 
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gefangen zu nehmen oder mit ihm zu tun, was ihm gut dünkte“. 
In ſeinem Beſitz fand ſich auch ein Brief, aus welchem hervorging, 
daß auch Li⸗Hung⸗Tſchang und Enſeigai in Verbindung mit Chi 
un⸗eis Sendung zu Rate gezogen worden waren. Chi-un-ei bot jedem 
Studenten, dem es gelänge, Kin⸗giok⸗kin zu ermorden, 5000 Yen an. 
Um Verwicklungen zu vermeiden, befahl die japaniſche Regierung 
Kin⸗giok⸗kin, den Boden Japans ohne Aufſchub zu verlaſſen und fragte 
zu gleicher Zeit telegraphiſch in Söul bei der koreaniſchen Regierung 
an, ob fie tatſächlich Chi-un⸗ei mit ſolcher Vollmacht verſehen hätte. 
Die koreaniſche Regierung ſtellte es in Abrede und forderte die japa- 
niſche Regierung auf, Chi-un⸗ei unter Bewachung zurückzuſchicken, was 
auch geſchah. Kin⸗giok⸗kin wünſchte nach Amerika zu gehen, aber da 
er nicht die genügenden Mittel beſaß, um dieſe Abſicht auszuführen, 
wurde er aufgefordert, ſich nach der Inſel Ogaſawara zurückzuziehen; 
und da er ſich weigerte, dieſem Befehl nachzukommen, wurde er mit 
Gewalt aus ſeiner Wohnung entfernt und dorthin gebracht. Da 
ſeiner Geſundheit ein gemäßigteres Klima nötig war, wurde er ſpäter 
nach Hokkaido gebracht, wo er zwei Jahre lang unter polizeilicher Be⸗ 
wachung blieb, bis ihm im Jahre 1890 die Rückkehr nach Tokyo ge⸗ 
ſtattet wurde, da es in Korea ziemlich ruhig war. Inzwiſchen kam 
auch Boku⸗ei⸗ko von Amerika zurück, und die Anweſenheit von zwei 
ſogenannten Erzverrätern in Tokyo beunruhigte von neuem die korea⸗ 
niſche Regierung, welche jetzt einen vorſichtigeren Meuchelmörder in 
der Perſon Ri⸗itſu⸗ſhokus hinſandte. Er kam im Jahre 1892 nach 
Japan, und es gelang ihm, durch irgendwelche Falſchheit in die in⸗ 
timſten freundſchaftlichen Beziehungen zu Kin⸗-giok⸗kin zu treten, 
welcher dieſem ſcheinbaren Freund alle ſeine Geheimniſſe anvertraute. 
— Ri⸗itſu⸗ſhoku bewog einen jungen, kürzlich von Frankreich zurück⸗ 
gekehrten Koreaner Namens Ko⸗ſcho⸗u, ein Name, der in der düſteren 
Geſchichte der Meuchelmörder niemals vergeſſen werden wird, 
ſich ihm anzuſchließen. Ri⸗itſu⸗ſhoku ſtellte Kin⸗giok⸗kin vor, daß 
Li⸗Hung⸗Tſchang der Bin⸗Regierung in Korea überdrüſſig wäre und 
perſönlich mit Kin⸗giok⸗kin zu verhandeln wünſche, um in Söul einen 
Plan zur Ausführung zu bringen, durch den die japaniſche Partei 
wieder zur Macht gelangen würde. Er gab Kin-giok⸗kin einen falſchen 
Scheck über 5000 Yen, der von Li-Hung⸗Tſchang auf eine chineſiſche 
Bank in Schanghai gezogen war, und teilte ihm mit, daß Ko⸗ſho⸗u und 
ein Attaché der chineſiſchen Geſandtſchaft in Tokyo ihn nach einem 
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chineſiſchen Hafen begleiten würden, von wo aus ſie ſich nach Tientſin 
begeben könnten. Kin⸗giok⸗kin war töricht genug, dieſen Vorſtellungen 
Glauben zu ſchenken, trotz der Warnung einiger ſeiner japaniſchen 
Freunde, und wurde am 28. April 1894 in einem japaniſchen Hötel 
in Schanghai von Ko⸗ſho⸗u erſchoſſen. Ko⸗ſho⸗u wurde von der chi⸗ 
neſiſchen Polizei in Gewahrſam gebracht, und Li⸗Hung⸗Tſchang ließ 
ihn unter Bewachung nach Korea bringen zugleich mit der Leiche 
Kin⸗giok⸗kins, welche, dort angekommen, in ſechs Teile zerſchnitten 
wurde (Kopf, Rumpf und Gliedmaßen) und drei Tage lang in den 
acht Provinzen des Reiches ausgeſtellt wurde. Ko⸗ſho⸗u wurde von 
der Koreaniſchen Regierung auf freien Fuß geſetzt, ungeachtet der Vor⸗ 
ſtellungen, welche die auswärtigen Konſuln in Schanghai durch ihre 
Geſandten in Peking dem Tſung⸗li⸗Hamen machen ließen und trotz der 
Einwände unſeres Geſandten in Söul bei der koreaniſchen Regierung. 

Inzwiſchen blieb Ri⸗itſu⸗ſhoku in Tokyo, um Boku⸗ei⸗ko zu er- 
morden, doch war er nicht fo erfolgreich wie Ko⸗ſho-⸗u. — Er wurde 
von zwei ſeiner Mitverſchwörer, die zu Boku⸗ei⸗kos Partei übergingen, 
verraten und eingeladen, das Logierhaus der koreaniſchen Studenten 
in Tokyo zu beſuchen. Hier wurde er mit Stricken feſtgebunden und 
durch Drohungen mit Feuer und Schwert gezwungen, alle Einzel⸗ 
heiten ſeiner geheimen Sendung preiszugeben. Seine Papiere wurden 
beſchlagnahmt, und darunter befanden ſich zwei offene Briefe des 
Königs von Korea. Natürlich war ungeſetzmäßige Feſtnahme und 
Bedrohung nach dem japaniſchen Geſetz ſtrafbar, und die koreaniſchen 
Studenten wurden von dem Diſtrikts⸗Gerichtshof zu mehrmonatlichem 
Gefängnis verurteilt. Ri⸗itſu⸗ſhoku wurde ebenfalls verhört, aber 
aus Mangel an Beweiſen wieder freigegeben. 

Seit dem Monat März 1894 herrſchte in verſchiedenen Provinzen 
Koreas große Unruhe. Die ſogenannten To⸗gaku⸗to (Tonghaks⸗Ge⸗ 
ſellſchaft für orientaliſche Wiſſenſchaften) wurden faſt zur Verzweif⸗ 
lung getrieben durch die Bedrückung der Orts⸗Gouverneure, die ihre 
Poſten nur durch hohe Beſtechungen erlangt hatten und ſich nun 
ſchadlos halten wollten, indem ſie von ihren Untergebenen jeden 
Pfennig ihres Beſitzes zu erpreſſen verſuchten. Dieſe Unzufriedenen 
waren fremdenfeindlich, weil in ihren Augen die Laſter des korea⸗ 
niſchen Beamtentums und der Verfall der guten Sitten nur der Be⸗ 
rührung mit den Ausländern, d. h. vor allem mit den Japanern, 
entſprang. Sie vereinigten ſich zu einem Bündnis mit dem folgenden 
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reaktionären Wahlſpruch: „Die Geſellſchaft muß nach den tugend- 
haften Grundſätzen von Konfuzius umgeſtaltet werden. Das Recht 
muß durch die Vertreibung der japaniſchen Barbaren wieder herge- 
ſtellt werden. Mit Waffengewalt müſſen die Beamten und Adligen 
aus Söul vertrieben werden. Die Moral halte wieder ihren Einzug 
nach den Lehren des chineſiſchen Weiſen.“ Gegen Ende Mai erlitt 
ein Heer von mehreren hundert Mann, welches die Regierung aus⸗ 
gerüſtet hatte, eine ſchmähliche Niederlage, und die empörte Bevölke⸗ 
rung marſchierte jetzt von allenthalben auf das unbeſchützte Söul. 
Die erſchreckte Regierung der Bin-Partei erſuchte China um Hilfe, 
und Li⸗Hung⸗Tſchang ſandte ein Heer von 1600 Mann unter Sho⸗ſhi⸗ 
ſho und zwei Kriegsſchiffe, die vom Admiral Tei⸗jo⸗ſdo (Ting) be⸗ 
fehligt wurden. In Erfüllung des Vertrags von Tientſin benach⸗ 
richtigte die chineſiſche Regierung unſere Regierung davon am 7. Juni 
1894, aber in dem Schreiben, welches der chineſiſche Geſandte in Tokyo 
vorlegte, wurde Korea einmal das „Schutzgebiet“, das andere Mal 
die „Kolonie“ Chinas genannt. Die japaniſche Regierung erwiderte 
ſofort, daß ſie niemals Chinas Anſpruch, eine Schutz⸗ oder Ober⸗ 
herrſchaft über Korea zu üben, anerkannt hätte, machte die 6. Di⸗ 
viſion mobil und ſchickte in Eile eine Brigade unter dem General 
Oſhima nach Korea; die japaniſche Armee zog in Söul ein, während 
das chineſiſche Heer noch in der Provinz war, und der japaniſche Ver⸗ 
treter zwang den König von Korea, Japan um Hilfe gegen die chine⸗ 
ſiſche Armee, welche Koreas Unabhängigkeit bedrohte, zu bitten, und 
damit fing der Krieg zwiſchen Japan und China an, deſſen Verlauf 
hier zu berichten unnötig iſt. 

In dem Frieden von Shimonoſeki erkannte China in aller Form 
die Unabhängigkeit Koreas an, und dadurch war die Korea-Frage 
endlich erledigt. 

Nach dem Kriege erhoben Rußland, Frankreich und Deutſch⸗ 
land Einſprache gegen Japans Abſicht, die Liao⸗tong⸗Halbinſel zu 
annektieren, unter der Begründung, daß dieſe Beſitznahme den Frieden 
des äußerſten Orients gefährden würde. Der Kaiſer von Japan lieh 
dieſem anſcheinend gut gemeinten Rat der drei Mächte Gehör und 
trat die Halbinſel bedingungslos ab. Die Frage könnte nun aufge⸗ 
worfen werden, warum die japaniſchen Diplomaten ihrerſeits ſich von 
den vermittelnden Mächten nicht die Zuſicherung machen ließen, daß 
auch ſie ſich niemals unter irgend einem Vorwande die Halbinſel 
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aneignen würden? Die Sache trug ſich folgendermaßen zu: Das 
Eingreifen der drei Mächte begann in Tokyo am 23. April 1895 — 
d. h. eine Woche nach dem Friedensabſchluß von Shimonoſeki — mit 
einem Notenwechſel. Rußland hatte ſchon Ende März 1895 mächtige 
Kriegsſchiffe nach den Gewäſſern des fernen Oſtens geſandt, und 
Frankreich und Deutſchland beeilten ſich, dieſem Beiſpiel zu folgen. 
Die japaniſche Regierung hielt es jetzt für nötig, zweierlei zu er⸗ 
mitteln, ehe ſie entſcheidende Schritte tat: zunächſt, ob Rußland 
in der Tat beabſichtige, gegen Japan zu kämpfen, und zweitens, in⸗ 
wieweit ſie auf Englands Hilfe zählen könnte. Um Zeit zu gewinnen, 
beauftragte alſo Graf Mutſu den japaniſchen Geſandten in St. Peters⸗ 
burg, den ruſſiſchen Miniſter für auswärtige Angelegenheiten auf⸗ 
zuſuchen und ihm vorzutragen, daß die japaniſche Regierung die 
ruſſiſche Regierung erſuchen laſſe, die Angelegenheit noch einmal zu 
erwägen. Dieſes Vorgehen war unrichtig, denn Rußland weigerte 
ſich, ſeine Anſichten zu ändern und fuhr fort, ſeine Kriegsrüſtungen 
und die ſeiner Verbündeten im Oſten in ſolchem Maße zu verſtärken, 
daß es jetzt zu ſpät war, den Mächten die neue Forderung zu ſtellen, 
daß auch fie in Zukunft von Liao-tong niemals Beſitz ergreifen würden. 
Zu gleicher Zeit wurde es offenbar, daß von England nicht mehr 
wie eine wohlwollende Neutralität zu erwarten war. Damit war 
jedoch eine günſtige Gelegenheit verſäumt worden. 


Die Frage der Vertrags-Reviſion. 


Wir kommen jetzt zu dem letzten der großen diplomatiſchen Pro⸗ 
bleme der neuen Kaiſerlichen Regierung, deren Löſung manchem Staats- 
mann Kopfzerbrechen verurſachte. Die exterritoriale Gerichtsbarkeit, 
welche die Ausländer in Japan genoſſen hatten, mußte abgeſchafft 
werden, die unvorteilhaften Zolltarife, welche den Verträgen beige- 
fügt waren, bedurften einer Reviſion, und die Anwendung der Meiſt⸗ 
begünſtigungs⸗Klauſel ſollte auf gegenſeitiger — und nicht wie in 
den bisherigen Verträgen auf einſeitiger — Grundlage beruhen. Da 
der 4. Juli 1872 der Termin war, nach welchem Japan die Reviſion 
der von der Tokugawa⸗Regierung unterzeichneten Verträge zu ver- 
langen hatte, revidierte die Kaiſerliche Regierung das Strafgeſetzbuch, 
ſchaffte das Folterſyſtem im Jahre 1871 ab und ſchickte die Iwakura⸗ 
Miſſion nach dem Ausland, um mit den fremden Mächten wegen der 
Vertrags⸗Reviſion zu verhandeln. Der Hauptpunkt des Reviſions⸗ 
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Entwurfs, den die japaniſche Regierung aufſtellte, war die Abſchaffung 
der exterritorialen Gerichtsbarkeit. Die Verhältniſſe, unter denen 
die Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten ihren Anfang 
nahmen, und die Art, in der ſie abgebrochen wurden, ſind ſchon oben 
geſchildert worden; ſie bildeten den erſten Verſuch zu einer Reviſion. 
Während der Abweſenheit Lord Iwakuras arbeitete Graf Soyejima, 
Miniſter des Außeren, ebenfalls an der Reviſion, indem er mit den 
Geſandten in Tokyo unterhandelte. Es war ſeine Idee, den Fremden 
zu geſtatten, im Inneren Japans zu leben, anſtatt ſie auf die kon⸗ 
zeſſionierten Gegenden (Niederlaſſung) zu beſchränken, mit der zwie⸗ 
fachen Abſicht, den ziviliſierenden Einfluß auf unſer Volk auszuüben 
und die weſtlichen Mächte zu veranlaſſen, die Vertragsreviſion zu 
genehmigen. Auf die Frage, weshalb er die beſtehenden Verträge 
für ungerecht hielt, erwiderte er, daß, um ſie gerecht zu geſtalten, 
England Japan dieſelben Rechte und Vorrechte einräumen müſſe, die 
Frankreich bereits gegeben hatte oder noch geben würde, und Franf- 
reich dieſelben wie Deutſchland ꝛc. D. h., er betonte die Ungerechtig⸗ 
keit der Verpflichtung Japans, die weſtlichen Völker auf Grund der 
günſtigen Bedingungen zu behandeln, während Japan von dieſen 
Nationen nicht die entſprechende Behandlung erfuhr. Die Geſandten 
in Tokio ſtimmten der Notwendigkeit der Reviſion im Prinzip bei, 
und der Vertreter Italiens ging ſogar ſo weit, einzuwilligen, die Ita⸗ 
liener in Japan unter der Bedingung den japaniſchen Geſetzen zu 
unterſtellen, daß ihnen geſtattet würde, im Inneren zu wohnen. Aber 
die Geſandten der anderen Mächte erhoben Einſpruch gegen das Ent⸗ 
gegenkommen ihres italieniſchen Kollegen, und die Miſſion des 
Grafen Soyejima in China und der Sturz des Kabinettes bald nach 
ſeiner Rückkehr verhinderten ihn, ſein Ziel zu erreichen. 

Der zweite ſyſtematiſche Verſuch einer Vertrags-Reviſion wurde 
vom Grafen Terajima, Miniſter des Außeren, unmittelbar nach dem 
Bürgerkrieg im Jahre 1877 gemacht. Da es damals klar war, daß, 
bevor die Geſetze und das Syſtem der Juſtiz-Verwaltung in Japan 
nach europäiſchem Muſter umgewandelt worden wären, nichts zur 
Erlangung juriſtiſcher Rechte geſchehen könnte, ſtellte Graf Terajima 
die Einrichtung der Selbſtbeſtimmung in Zollangelegenheiten als 
Hauptpunkt ſeiner Reviſion auf. Er entwickelte ſeine Ideen wie folgt: 

„Als die Verträge zuerſt gemacht wurden, verſtand weder die Regierung noch 
das Volk etwas von auswärtigem Handel, und alles geſchah, wie die fremden Mächte 
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es wünſchten; aber nach mehr als zehnjähriger Erfahrung wiſſen wir, daß die be- 
ſtehenden Verträge unſer Unabhängigkeitsrecht in einer ſehr weſentlichen Weiſe beein⸗ 
trächtigen. Überdies wachſen die öffentlichen Ausgaben jährlich, ſeitdem die Regierung 
die Arbeiten des nationalen Fortſchrittes und der Aufklärung begonnen hat, und da 
kein Mittel vorhanden iſt, das Staatseinkommen durch Einfuhrzölle zu vergrößern, 
wird die Regierung auf vermehrte Beſteuerung im Innern als einziges Mittel, den 
erhöhten Forderungen gerecht zu werden, hingewieſen. Wenn die nationale Macht auf 
dieſe Weiſe durch die ſtets wachſende Laſt des Volkes immer mehr abnimmt, könnte 
die Politik des nationalen Fortſchrittes und des Erſchließens des Landes unbeliebt 
werden und infolge von Unzufriedenheit unerwarteten Hinderniſſen begegnen. Dies 
fürchtet die Regierung am meiſten. Deshalb betrachten wir es als überaus wichtig in 
Bezug auf den Zolltarif, das Unabhängigkeitsrecht wieder zu erlangen, da es das 
einzige Mittel iſt, das finanzielle Defizit zu decken und die öffentliche Meinung zufrieden 
zu ſtellen und gleichzeitig den auswärtigen Verkehr und internationalen Handel zu 
fördern. Aus dieſem Grund erwartet Japan von den fremden Regierungen, daß ſie 
ihm die Freiheit der Selbſtbeſtimmung in Zollangelegenheiten wieder zugeſtehen unter 
der Bedingung, daß wir niemals ohne beſondere Vertragsabmachungen abweichende 
Zölle einführen. Ferner werden, wenn es für die Förderung des auswärtigen Handels 
nötig erſcheint, Ausfuhrzölle abgeſchafft und neue Vertragshäfen geöffnet werden, ob⸗ 
gleich der Küſtenhandel der alleinigen Kontrolle der japaniſchen Regierung über⸗ 
laſſen bleiben muß.“ 


Die Vereinigten Staaten gingen bereitwillig auf Graf Terajimas 
Vorſchlag ein, und der neue, in Waſhington unterzeichnete Vertrag 
wurde am 25. Juli 1878 hier bekannt gemacht, ſollte aber nicht 
eher in Kraft treten, als bis Japan ähnliche Verträge mit den 
anderen Mächten abgeſchloſſen oder die beſtehenden bedeutend ab⸗ 
geändert hätte. Da die Zolltarifreform England am meiſten betraf, 
ſetzte der britiſche Geſandte, Sir Harry Parkes, der Reviſion den 
ſtärkſten Widerſtand entgegen, und das Mißlingen der Bemühungen 
des Grafen Terajima war mit Sicherheit vorauszuſehen, als ein 
unglücklicher Zwiſchenfall dieſer Angelegenheit ein plötzliches Ende 
bereitete. Im Jahre 1878 importierte ein Engländer, Namens Hart⸗ 
ley, heimlich Opium, wodurch der Vertrag verletzt wurde, aber da 
Japan keine Gerichtsbarkeit über Fremde beſaß, wurde der Fall dem 
britiſchen Konſul vorgelegt, der den Angeklagten aus irgend einem 
Grunde freiſprach. Dieſer Vorgang brachte das japaniſche Volk in 
Wut, das jetzt die Maßnahmen des Grafen Terajima als unzulänglich 
erachtete und Zolltarif- und gerichtliche Reformen zuleich verlangte. 
Graf Terajima forderte ſeine Entlaſſung, die ihm gewährt wurde. 

Der nächſte Miniſter des Außern, Graf Inouye, arbeitete eben⸗ 
falls eifrig an der Reviſion in Gemeinſchaft mit dem Staatsrats⸗ 
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Mitglied Graf Okuma. Das neue Strafgeſetzbuch und das Geſetz 
für Kriminalvergehen, von dem franzöſiſchen Juriſten M. de Boiſſo⸗ 
nade verfaßt und vom Senat, dem einzigen zur Zeit beſtehenden 
geſetzgebenden Körper, angenommen, wurden im Juli 1880 ver⸗ 
kündet und ſchienen ihnen den Weg zum Erfolg ebnen. Die Abſicht 
der Grafen Inouye und Okuma war, die Selbſtbeſtimmung in Zoll- 
tarifangelegenheiten ſowie gerichtliche Unabhängigkeit nicht auf einmal, 
ſondern allmählich wieder zu erlangen, indem ſie mit den Mächten 
unterhandelten, und zwar nicht mit jeder einzeln, wie Graf Terajima 
es getan, ſondern gemeinſchaftlich in der Form einer diplomatiſchen 
Konferenz, die im Auswärtigen Amt zu Tokyo ſtattfinden ſollte. 
Der Hauptvertrag war auf Grund vollkommener Gleichbegünſtigung 
aufgeſetzt, aber ihm waren eine Denkſchrift, die die Gerichtsbarkeit über 
die Fremden auf eine beſtimmte Reihe von Jahren beſchränkte, und 
getrennte Artikel, Handel und Schiffahrt betreffend, beigefügt, durch 
die die Tarifſätze ſehr zu unſeren Gunſten revidiert wurden; aber 
die Selbſtbeſtimmung lag noch in weitem Felde. Die Verhandlungen 
wurden mit großer Verſchwiegenheit geführt, doch wurden die Ent⸗ 
würfe durch die Indiskretion des däniſchen Geſandten im „Yoko— 
hama Herald“ veröffentlicht, und die Unzufriedenheit der öffent⸗ 
lichen Meinung über ſolche parteiiſchen Maßnahmen machte ſich 
bald ſehr laut bemerkbar. Der däniſche Geſandte wurde abberufen 
und die Unterhandlungen abgebrochen. So endete der dritte Verſuch 
einer Vertragsreviſion im Jahre 1880. 

Nachdem Graf Okuma 1881 der Führer der erſten politiſchen 
Partei geworden war, blieb Graf Inouye der einzige, der die Re⸗ 
viſionsbewegung bei der Regierung befürwortete. Er huldigte dem 
Prinzip, nicht nur die Geſetze und Inſtitutionen Japans zu re⸗ 
formieren, ſondern auch die Sitten und Gebräuche der Japaner voll- 
ſtändig nach europäiſchem Vorbild umzugeſtalten, um den auswärtigen 
Mächten dadurch den Anachronismus der beſtehenden Verträge zu 
zeigen. Schon im Jahre 1882 lud er die auswärtigen Geſandten 
in Tokyo zu einer Vorbeſprechung der Vertragsreviſion ein und beriet 
mit ihnen die Geſetzentwürfe, die Vorrechte der Konſuln in Japan 
betreffend, die Juſtizverwaltung, die Landverpachtung, die Refor⸗ 
men der Verwaltungsorgane, die Behandlung der chriſtlichen Religion 
in Japan, Handels- und Hafenverordnungen und Verordnungen über 
Küſtenhandel, Leuchttürme, Schiffe, Schiffbrüche und ſogar Neutralität. 
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Die koreaniſche Angelegenheit von 1882 und 1884 und die beſtändige 
Unruhe mit China hinderten ihn, das große Werk der Reviſion ſelbſt 
aufzunehmen, bis im Jahre 1885 ſein großer Freund und Stammes⸗ 
genoſſe, der jetzige Marquis Ito, Miniſterpräſident des neuorgani⸗ 
ſierten Kabinetts wurde.“) 

Da jetzt ein einigeres Handeln möglich war, wurde der Plan 
der Umgeſtaltung nach europäiſchem Vorbild in großem Maßſtabe 
ausgeführt. Rokumeikwan wurde auf Regierungskoſten zu ſozialen 
Verſammlungen in europäiſchem Stil erbaut; die Annahme fremd- 
ländiſcher Damenkleidung und Friſur wurde begünſtigt, und inmitten 
eines Strudels von Soiréen, Gartenfeſten, Bällen und ſogar Masken⸗ 
bällen wurde die offizielle Konferenz für die Reviſion der Verträge 
am 1. Mai 1886 eröffnet. Geſandte von zwölf Mächten nahmen 
daran teil. Nach ſieben Sitzungen wurde ſie vertagt, um den aus⸗ 
wärtigen Geſandten Zeit zu laſſen, von ihren Regierungen Inſtruk⸗ 
tionen einzuholen, und am 20. Oktober wurden die Verhandlungen 
wieder aufgenommen. Inzwiſchen wurde ein Ausſchuß gebildet zur 
Aufſtellung eines Geſetzbuches der Zivil- und Handelsgeſetze und des 
Geſetzes für Zivilſtreitfälle, und zwar nicht in der juriſtiſchen Abtei- 
lung, zu der ſie gehört hätte, ſondern im Auswärtigen Amt unter dem 
Präſidium des Grafen Inouye ſelbſt. Der anweſende Marquis, 
General Yamagata (jetzt Marſchall) wurde mit der Reorganiſation 
des Syſtems der Selbſtverwaltung betraut, derentwegen er nach 
Europa reiſte, und wurde der Begründer des gegenwärtigen Syſtems 
der kommunalen Selbſtverwaltung, die nach preußiſchem Muſter ge⸗ 
bildet wurde. 

Im April 1887 hatte man ſich über den weſentlichen Inhalt des 
revidierten Vertrages wie folgt geeinigt: 


Zoll⸗Tarif. 
„Auf Einfuhrgegenſtände im allgemeinen wird ein Zoll von 10% é gelegt, auf 
einige ſpezifizierte Gegenſtände 5% wie bisher, auf Baumwolle und Wolle 7¼ %, 
und auf Luxusgegenſtände 20—25 %%, 


*) Im Dezember 1885 wurde das alte Syſtem des Daijokwan — Große Kaiſer⸗ 
liche Regierung — mit ſeinen Premierminiſtern, Miniſter der Linken und der Rechten 
und einer Anzahl von Staatsrats⸗Mitgliedern über den Abteilungsminiſtern abgeſchafft 
und durch das jetzige Syſtem mit ſeinen Staatsminiſtern, von denen ein jeder für ſein 
Departement verantwortlich und dem leitenden Prinzip des Miniſterpräſidenten unter— 
worfen iſt, erſetzt. 
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Für alle Ausfuhrgegenſtände wird wie bisher ein Zoll von 5% erhoben. 
Die Zölle ſollen ad valorem zur Ein- und Ausfuhr ſtehen. 
Der neue Tarif tritt vor Ende 1889 nicht in Kraft. 


Exterritoriale Gerichtsbarkeit. 

Die Exterritorialität wird anfangs nicht gänzlich abgeſchafft, ſondern zuerſt nur 
umgeſtaltet werden, und aus dieſem Grunde ſollen die in Japan lebenden Fremden 
je nach ihren Wohnplätzen verſchiedenartige Beſtimmungen haben. 

Während der drei, der Vertragsreviſion folgenden Jahre ſtehen die in den ſieben 
Vertragshäfen wohnenden Fremden gänzlich außerhalb der japaniſchen Gerichtsbarkeit, 
d. h. mit Bezug auf ſie kommt konſulare Gerichtsbarkeit zur Anwendung. 


Jedoch während derſelben drei Jahre ſind die Fremden, die im Innern wohnen 
und Beſitzungen haben, japaniſcher Gerichtsbarkeit unterſtellt, ausgenommen in Fällen 
von Todesſtrafen, bei denen die Geſetze ihres eigenen Landes Anwendung finden. 


In Zivil⸗ und Kriminalfällen gegen Fremde im Innern bekleiden fremde Richter 
des Amt der Geſchworenen; ſie ſtehen im Sold der japaniſchen Regierung und repräſen⸗ 
tieren nicht den Staat, dem ſie angehören. 


Während der zwölf Jahre nach 1891 inkluſive lautet das Abkommen wie folgt: 
Die Unterſcheidung zwiſchen den Fremden in den Vertragshäfen und denen im Innern 
iſt aufgehoben, aber in allen Zivil- und Kriminalfällen, die die Fremden betreffen, 
kommen japaniſche Geſetze in gemeinſchaftlicher Gerichtsſitzung der japaniſchen Richter 
und der auswärtigen, die ihre Regierungen repräſentieren, zur Anwendung. 

Nach Ablauf beſagter zwölf Jahre übt die japaniſche Regierung unbegrenzte 
Gerichtsbarkeit über alle Fremden aus!“ 

Die Reviſion ſelbſt war zur Zeit vielleicht die annehmbarſte, 
aber die Bedingungen, unter denen ſie angenommen wurde, nämlich 
die Europäiſierung Japans, empörte eine gewiſſe Klaſſe Menſchen, 
die Regierungs- wie auch Privatkreiſen angehörten. Als der Entwurf 
des revidierten Vertrages im Mai einem Kabinettsrat vorgelegt 
wurde, konnte eine einſtimmige Annahme nicht erlangt werden. Der 
verſtorbene Graf Katſu, der ehemals Mitglied der Tokugawa-Regie⸗ 
rung geweſen war, und deſſen ſtaatsmänniſcher Geſchicklichkeit und 
perſönlichem Einfluß der friedliche Übergang der Macht vom Shogun 
an die neue Kaiſerliche Regierung zuzuſchreiben iſt, überreichte dem 
Kabinett Denkſchriften, in denen er „einundzwanzig Fehler der Zeit“ 
aufzählte, die von dem Verſuch, die Außerlichkeiten der weſtlichen 
Ziviliſation nachzuahmen, herrührten. Später war es ein Kabinetts⸗ 
mitglied ſelber, General Tani, Handels- und Landwirtſchaftsminiſter, 
der, kürzlich aus Europa zurückgekehrt, ſieben Mängel des Entwurfes 
des revidierten Vertrages aufwies und ſein Amt niederlegte. M. de 
Boiſſonade, der franzöſiſche Juriſt, der mit der Abfaſſung unſerer 
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Geſetzbücher beauftragt war, war ſelbſt ein Gegner des Syſtems, 
auswärtige Richter in japaniſchen Gerichtshöfen zu beſchäftigen. Die 
Schriften dieſer letztgenannten beiden Perſönlichkeiten wurden von 
einer Anzahl patriotiſcher Studenten heimlich gedruckt und zirku— 
lierten ungehindert unter den Amateurpolitikern Tokyos. Dadurch ent⸗ 
ſtanden viele neue Vereinigungen zur Oppoſition gegen die Vertrags⸗ 
reviſion in ihrer jetzigen Form und faſt täglich Demonſtra⸗ 
tionen in der Stadt und den Provinzen. 

Noch ein unbedeutender Zwiſchenfall trug zur Unbeliebtheit der 
auswärtigen Politik des Grafen Inouye bei. Im Oktober 1886 
erlitt ein engliſcher Dampfer, der „Normanton“, an der Küſte von 
Kisnin Schiffbruch, und alle an Bord wurden gerettet mit Ausnahme 
von mehr als vierzig japaniſchen Kajütspaſſagieren, die alle er⸗ 
tranken. Da man ſah, daß ſogar ein chineſiſcher Diener gerettet 
werden konnte, wurde die Ungerechtigkeit des Kapitäns offenkundig, 
und da die öffentliche Meinung Vergeltung verlangte, zeigte unſere 
Regierung den Kapitän dem britiſchen Konſular⸗Gerichtshof an; aber 
nach einem in die Länge gezogenen Verfahren erhielt er nicht die 
gerechte Strafe, die er in den Augen der Japaner verdient hätte. 

Nach neunundzwanzig Sitzungen war Graf Inouye am 29. Juli 
1887 gezwungen, die Vertagung der Konferenz bis auf weiteres, 
aus dem Grunde zu verkünden, weil die Geſtaltung der Geſetzbücher 
der Zivil- und Handelsgeſetze vollendet fein müſſe, ehe man an die 
Vertragsreviſion herangehen könnte. Graf Inouye trat von ſeinem 
Poſten zurück, den er acht Jahre bekleidet hatte, und ſo endete auch 
der vierte Verſuch einer Reviſion. 

Der Miniſterpräſident, Marquis Ito, übergab am 1. Februar 
1888 das Portefeuille des Miniſters des Außern Graf Okuma, der 
ſofort feine ganze Energie dem Werk der Vertragsreviſion zu— 
wendete und die Geſchäftsführung ſeiner Abteilung der Sorge des 
Vizeminiſters, Vicomte Aoki, überließ. Seine Politik war der ſeines 
Vorgängers diametral entgegengeſetzt, denn er veranlaßte, daß die 
beſtehenden Verträge mit großer Strenge durchgeführt wurden, und 
entzog den in Japan lebenden Fremden alle ihnen bisher gewährten 
Vergünſtigungen und Vorteile, die im Vertrag nicht beſonders her- 
vorgehoben waren, damit die auswärtigen Regierungen ſelber die 
Notwendigkeit der Reviſion einſehen ſollten. Unter anderm veran- 
laßte er, daß die Meiſtbegünſtigungsklauſel bedingungsweiſe 
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durchgeführt wurde, um Japan der Notwendigkeit zu überheben, die 
Verträge mit allen Mächten gleichzeitig zu revidieren. 

Zuerſt wurde ein Freundſchaftsvertrag zwiſchen Japan und 
Mexiko am 30. November 1888 unterzeichnet, und zwar war es der 
erſte, der auf vollkommener Gleichbegünſtigung beruhend, je von der 
japaniſchen Regierung unterzeichnet worden war. Den Japanern 
in Mexiko und den Mexikanern in Japan war geſtattet, in jedem 
Teil des Innern der betreffenden Länder zu reiſen, zu wohnen 
oder ſich aufzuhalten, mit der einzigen Einſchränkung, daß ſie 
keinen Grundbeſitz erwerben durften. Der Zoll war autonom, ſollte 
aber nicht denjenigen, der auf die Einfuhr anderer Nationen gelegt 
wurde, überſteigen oder von ihm abweichen. Die exterritoriale Ge⸗ 
richtsbarkeit war darin nicht erwähnt. Die Meiſtbegünſtigungsklauſel 
war natürlich wechſelwirkend und gleichzeitig bedingungsweiſe, d. h. 
das Recht oder der Vorteil, die A gewährt wurden, mußten B, C, 
D u. ſ. w. auch zuteil werden, ohne Entſchädigung, wenn die ur⸗ 
ſprüngliche Gewährung ohne Entſchädigung gegeben war, aber mit 
derſelben oder gleichwertigen Entſchädigung, wenn die urſprüngliche 
Bewilligung zur Entſchädigung für irgend ein Recht oder einen 
Vorteil gewährt worden war. 

Gleichzeitig wurden die Unterhandlungen mit den Vereinigten 
Staaten geführt, deren Geſandter in Tokyo ſich gegen Ende des Jahres 
1888 telegraphiſch von der heimiſchen Regierung Inſtruktionen erbat, 
und binnen 48 Stunden die Antwort erhielt, den Vertrag in der 
von Japan vorgeſchlagenen Faſſung anzunehmen. England, Frank⸗ 
reich, Deutſchland, Rußland, Italien und Oſterreich-Ungarn wurden 
ebenfalls aufgefordert, eine Reviſion in Betracht zu ziehen. 

Inzwiſchen ereignete ſich in Japan ein Vorfall von größter 
Bedeutung, der der Vertragsreviſions-Angelegenheit ein ganz neues 
Ausſehen gab. Vor dieſem Ereignis trat am 30. April 1888 Marquis 
Ito von ſeinem Poſten als Premierminiſter zugunſten des Grafen 
Kuroda zurück, und da er ſelbſt Präſident des neugegründeten Gehei⸗ 
men Rates wurde, unterbreitete er den Entwurf der konſtitutionellen 
Geſetze, der unter ſeiner Leitung verfaßt worden war, dieſer er⸗ 
habenen Körperſchaft zur Beratſchlagung, die aus allen männlichen 
Mitgliedern der kaiſerlichen Familie, den aktiven Staatsminiſtern 
und Spezialräten beſtand, zu denen alle die größten Perſönlichkeiten 
der neuen Epoche gehörten, wie Prinz Sanjo, die Grafen Higaſhi⸗ 
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fuje, Soyejima, Terajima, Oki, Sando, Katſu, Torio, Toſhii, die 
Vicomtes Enomoto, Nomura, Hijikata. Der Kaiſer wohnte faſt allen 
Sitzungen des Rates perſönlich bei, und da die kaiſerliche Verfaſſung 
und die mit ihr verbundenen Geſetze und Verordnungen nun voll⸗ 
ſtändig waren, wurden ſie am 11. Februar 1889 feierlich verkündet. 
Von jetzt an war Japan ein konſtitutioneller Staat und ſollte, wie 
das einem ſolchen zukommt, das unbeſchränkte Recht der Unabhängig⸗ 
keit in ſeinen auswärtigen Beziehungen genießen, ſo daß die Ver⸗ 
tragsreviſion jetzt eine neue Bedeutung und eine neue Dringlich- 
keit erhielt. 

In Deutſchland wurden unſere Unterhandlungen von unſerem 
Geſandten Marquis Saionji, und Graf Herbert Bismarck geführt, und 
das Telegramm, das unſere Regierung am 11. Juni 1889 erhielt, 
kündete die Unterzeichnung des Vertrages an. Dies wurde als großer 
Erfolg ſeitens des Grafen Okuma betrachtet. Rußland genehmigte 
ebenfalls die Reviſion. Die Geſandten von Spanien, Portugal, Holland 
und anderen kleinen Mächten wurden nunmehr aufgefordert, ſich 
von ihren Regierungen bezüglich der Vertragsreviſion mit Voll⸗ 
machten ausſtatten zu laſſen. 

Aber wieder ereignete ſich eine unerwartete Störung. Ein 
Korreſpondent der Londoner „Times“ berichtete am 11. März 1889 
den Inhalt des neuen Vertrages, der in der Nummer vom 19. April 
erſchien und zur ſelben Zeit unter ſeine japaniſchen Leſer verteilt 
wurde. Er lautet wie folgt:“) 

Zoll⸗Tarif. 

„Bezüglich der Einfuhrzölle find die in der Konferenz von 1886087 (Graf 

Inouyes Konferenz) bereits genehmigten Zolltarife anzunehmen. 
Exterritoriale Gerichtsbarkeit. 


1. Nach einem beſtimmten Datum vor der Eröffnung des Kaiſerlichen Parlaments 
im Jahre 1890 wird den Fremden in Japan das Recht erteilt, ungehindert zu reiſen, 
zu wohnen, Handel zu treiben und Beſitz zu erwerben in irgend einem Teil des 
japaniſchen Kaiſerreiches außerhalb der Grenzen der Niederlaſſungen, die durch die 
alten Verträge beſtimmt waren; aber dieſelben Fremden ſind der Gerichtsbarkeit Japans 
in den Fällen unterworfen, die durch die Ausübung jenes Rechtes entſtehen. 

2. Die beſtehende Einrichtung der Niederlaſſungen und konſularen Gerichtsbarkeit 
wird für eine beſtimmte Reihe von Jahren nach dem unter Nr. 1 angegebenen Datum 
zugunſten derer aufrecht erhalten, die in ihnen zu leben wünſchen, aber nach Ablauf 
dieſer Jahre wird dieſe Einrichtung gänzlich abgeſchafft werden. 


) Dies iſt eine Rücküberſetzung einer japaniſchen Überſetzung. 
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3. Der folgende Punkt muß durch eine diplomatiſche Note genehmigt werden. 
Vor Erſchließung des Landes, wie in Nr. 1 beſtimmt, ſoll eine beſtimmte Anzahl aus⸗ 
wärtiger Richter zu Richtern des Obergerichtes ernannt werden. Sie nehmen an der 
Urteilsverwerfung in Zivilfällen im Wert von 100 Yen und darüber und an allen 
Kriminalfällen teil. Sobald ein Fremder als eine der ſtreitenden Parteien auftritt, 
muß die abſolute Mehrheit der betreffenden Richter aus Fremden beſtehen. Dieſes 
Abkommen hat für zehn Jahre Gültigkeit, nach Ablauf welcher Zeit Japan unbe⸗ 
ſchränktes Recht zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erlangt. 

4. Der folgende Punkt muß ebenfalls durch eine diplomatiſche Note geſichert 
werden. Um Punkt 2 auszuführen, ſoll ein neues Bürgerliches Geſetzbuch verkündet 
werden und drei Jahre vor Abſchaffung der Niederlaſſungen und konſularen Gerichts— 
barkeit in Kraft treten, und die beglaubigte Überſetzung desſelben ins Engliſche ſoll ein 
und ein halbes Jahr vor genanntem Zeitpunkt veröffentlicht werden.“ 


Kaum war das Geheimnis auf dieſe Weiſe öffentlich bekannt 
geworden, als ſich große Oppoſition gegen die neue Form der Re- 
viſion in Regierungskreiſen wie auch außerhalb derſelben erhob.“) 
Die Mehrheit des Genro-in (alter Senat) und des Geheimen Rates 
opponierte gegen ſie, hauptſächlich aber Marquis Ito und Graf Inouye; 
erſterer, weil er glaubte, daß die Anſtellung auswärtiger Richter 
im oberſten Gerichtshof mit dem Geiſt der neuen Verfaſſung nicht 
in Einklang ſtände, und Graf Inouye deshalb, weil genau dasſelbe 
Abkommen die Urſache der Vereitelung ſeines eigenen Reviſionsplanes 
vor zwei Jahren geweſen war. In der Kabinettsſitzung vom 2. Auguſt 
wurde beſchloſſen, daß die „fremden Richter“ im Entwurf des re- 
vidierten Vertrages in „fremde, in Japan naturaliſierte Juriſten“ 
umgewandelt werden ſollten, und ein Naturaliſationsgeſetz wurde in 
großer Eile entworfen. Aber dieſe Maßnahme wurde noch immer 
aus zwei Gründen als nicht einwandfrei erachtet, einmal, weil das 
Einſchränken des kaiſerlichen Ernennungsrechtes durch Verträge dem 
Gedanken der Unabhängigkeit widerſprach; und zweitens, weil die 
Tatſache, daß von zwölf Richterſtellen des oberſten Gerichtshofes 
ſieben nur von naturaliſierten Untertanen beſetzt werden konnten, 
eine offenbare Verletzung des Verfaſſungsparagraphen war, der be⸗ 
ſtimmt, daß alle öffentlichen Amter unterſchiedslos allen japaniſchen 
Untertanen offen ſtehen. f 

Niemals war in Japan ein politiſcher Streit ſo laut und hitzig, 


*) Graf Okuma teilte feinen Kollegen den Inhalt feines Reviſionsplanes nicht 
mit, da die Vertragsreviſion eine Angelegenheit war, mit der der Kaiſer den Miniſter 
des Außeren allein, und nicht das Kabinett im allgemeinen, betraute. 
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wie zu dieſer Zeit geführt worden. Die Mitglieder von Graf 
Okumas Partei verteidigten die Reviſion energiſch in Reden und 
Zeitungen, aber alle anderen Parteien nannten ſie eine Schande für 
die Nation. Neue Vereinigungen, Klubs und Zeitungen entſtanden in 
allen Gegenden und in allen Volksſchichten, hauptſächlich um gegen 
die neuen Verträge Einwand zu erheben, die im Februar nächſten 
Jahres in Kraft treten ſollten. Ende September belief ſich die Zahl 
der vom Volk dem Senat“) überreichten, die Reviſion betreffenden 
Eingaben auf 305, von denen 185, von 63 616 Perſonen unter⸗ 
ſchrieben, gegen und 120 mit 6759 Unterſchriften für die Reviſion 
ſtimmten. ö | 

Der Minifterpräfident, Graf Kuroda, entſchloß ſich, Graf Okuma 
um jeden Preis zu unterſtützen, aber der Finanzminiſter, Graf Matſu⸗ 
kata ſchlug vor, eine beſondere Kommiſſion zu ernennen, die die 
für die Vertragsreviſion in den verſchiedenen Verwaltungszweigen 
nötigen Vorbereitungen zu unterſuchen hätte, und Graf Goto, der 
Verkehrsminiſter, hinter dem eine mächtige Gruppe politiſcher Ver⸗ 
einigungen ſtand, die alle Gegner der Reviſion waren, forderte einen 
Kabinettsrat in Gegenwart Seiner Majeſtät, um ſofort die Reviſions⸗ 
frage zu bejahen oder zu verneinen. Endlich tagte der Große Kabi⸗ 
nettsrat unter dem perſönlichen Vorſitz des Kaiſers am 15. Oktober 
1889. Er währte von 3 Uhr nachmittags bis zum Eintritt der Dun⸗ 
kelheit; Graf Okuma verteidigte eifrig ſeine Maßnahmen, denen Graf 
Goto überzeugende Argumente entgegenſtellte, und General Marquis 
Yamagata, als Miniſter des Innern, der kürzlich aus Europa zurück⸗ 
gekehrt war, ſtellte mehrere wichtige Fragen an Graf Okuma. Man 
war zu keinem Entſchluß gekommen, als der Miniſterpräſident den 
Kaiſer erſuchte, die Sitzung zu vertagen. Am 18. Oktober wurde ein 
zweiter Kabinettsrat abgehalten, ohne das Präſidium des Kaiſers, 
und es war ſchon beinahe beſchloſſen, die Reviſion zu verſchieben, 
als Graf Okuma auf der Rückfahrt zum Auswärtigen Amt um 
4 Uhr nachmittags durch eine Dynamitbombe, die Tſuneki Kuruſhima, 
Ex⸗Samurai von Fukuoka, in feinen Wagen warf, ernſtlich ver- 
letzt wurde; letzterer ſtarb auf der Stelle infolge eines Dolchſtiches, 
den er ſich ſelbſt beibrachte. Glücklicherweiſe war die Wunde des 
Grafen Okuma nicht tötlich, aber die Amputation ſeines linken Beines 


) Nach dem Geſetz dieſer Zeit mußten alle Eingaben des Volkes, die politiſche 
Fragen betrafen, dem Senat eingereicht werden. 
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verhinderte ihn für viele Monate, an den Staatsangelegenheiten teil- 
zunehmen. Das Kuroda-Kabinett trat am 25. zurück, und die 
Schwierigkeit, einen neuen Premierminiſter unter den aktiven Staats⸗ 
männern des Tages zu finden, veranlaßte den Kaiſer, Prinz Sanjo 
aus ſeiner Zurückgezogenheit zurückzurufen, und ihn mit der Bildung 
eines neuen Kabinetts zu beauftragen. Auch der fünfte Verſuch 
einer Vertragsreviſion ging erfolglos zu Ende. 

Im Dezember bildete General Marquis Yamagata ein neues 
Kabinett, und Vicomte Aoki wurde zum Miniſter des Außern ernannt. 

Das nächſte Jahr 1890 war ein geſchäftiges in der politiſchen 
Geſchichte Japans, denn in dieſem Jahr ſollte das kaiſerliche Parla⸗ 
ment ſich zum erſten Male verſammeln und die neue Verfaſſung 
in Kraft treten. Vieles mußte noch erledigt werden, ehe die Geſetz⸗ 
gebung durch Hinzufügen neuer Geſetzvorlagen und Entwürfe 
verwickelt wurde, deren Handhabung und Wirkung niemand vorher 
beurteilen konnte; und zwiſchen andere Geſetze haſtig eingezwängt, 
kann man ſagen, wurden zu dieſer Zeit das Bürgerliche und das 
Handelsgeſetzbuch, das Zivilverfahren, und das Geſetz über die Orga⸗ 
niſation der Gerichtshöfe. Sie wurden alle durch die Geſetzgebungs⸗ 
Kommiſſion, die unmittelbar nach dem Rücktritt des Grafen Inouye 
der Abteilung für Gerichtsweſen übertragen wurde, vorbereitet; das 
Bürgerliche Geſetzbuch wurde von M. de Boiſſonade verfaßt, das 
Handelsgeſetzbuch von dem berühmten deutſchen Juriſten, Dr. Roesler, 
das Zivilverfahren und das Geſetz der Reorganiſation der Gerichts- 
höfe von einem anderen deutſchen Juriſten, Dr. Rudolph. Der Ein⸗ 
wendungen gegen dieſe überhaſtete Geſetzgebung waren viele, und der 
Senat, der bald dem kaiſerlichen Parlament Platz machen ſollte, 
verwarf ſie. Aber die Notwendigkeit ihrer Vervollſtändigung als ein⸗ 
leitender Schritt für die Vertragsreviſion und die Furcht, daß das 
kommende Parlament ſie nie durchgehen laſſen würde, bewogen das 
Yamagata⸗Kabinett, fie in der erſten Hälfte des Jahres 1890 kühn 
zu verkünden. Das Geſetz für die Organiſation der Gerichtshöfe 
iſt ſeit dem 1. November 1891 in Kraft, das Handelsgeſetzbuch und 
das Zivilverfahren ſeit dem 1. Januar 1892 und das Bürgerliche 
Geſetzbuch, das am 1. Januar 1893 in Kraft treten ſollte, wurde 
durch ein in der erſten Sitzung des Parlamentes paſſiertes Geſetz 
bis auf fünf Jahre ſpäter verſchoben. Es iſt nur gerecht, hinzuzu⸗ 
fügen, daß das Bürgerliche und das Handelsgeſetzbuch ſpäter mit 


— 174 — 


Einwilligung des Parlamentes ſorgfältig geprüft wurden, ſodaß ſie 
jetzt dem japaniſchen Leben und ſeinen Inſtitutionen vollkommen 
entſprechen, und es iſt keine Klage darüber laut geworden, daß ſie 
fremden Urſprungs ſind. 

Als der Tag für die erſte Wahl im Jahre 1890 näher rückte, 
nahm das politiſche Leben des Volkes mit ſeinen Verſammlungen, 
Parteien, Zeitungen und dergl. eine neue Stärke und eine neue Be⸗ 
deutung an. Der geſamte alte Senat ging in das neue Herrenhaus 
über, dem gleichfalls alle männlichen Mitglieder der kaiſerlichen Fa⸗ 
milie angehörten, wie auch die zwei höchſten Adelsklaſſen, während 
die Grafen, Vicomtes und Barone durch Klaſſenwahl vertreten wurden. 
Marquis Ito wurde vom Kaiſer zum erſten Präſidenten des Herren⸗ 
hauſes ernannt. Im Unterhaus hatte Graf Itagaki's Partei die 
größte Anzahl Mitglieder gewählt, und die des Grafen Okuma war 
ebenfalls ſtark vertreten, aber keine von beiden beſaß die abſolute 
Mehrheit. Die erſte Seſſion war zur Genüge ſtürmiſch, endete aber 
gut, hauptſächlich aus Achtung vor dem Kaiſer, deſſen ernſter Wunſch, 
das gleichmäßige Arbeiten der Verfaſſung zu ſehen — eine im ganzen 
Oſten ſo neue Sache — die Herzen aller mit Sympathie und dem 
Geiſt der Mäßigung erfüllte. 

Im Mai 1891 legte General Marquis Yamagata fein Amt 
freiwillig nieder, und Graf Matſukata wurde der nächſte Miniſter⸗ 
präſident. Vicomte Aoki war noch Miniſter des Außern, war aber 
einige Tage ſpäter infolge des unglücklichen Zwiſchenfalles, der dem 
Kronprinzen Nikolaus von Rußland zuſtieß, gezwungen, zurückzu⸗ 
treten. Dieſer war in Japan auf dem Wege nach Wladiwoſtok 
wohin er von ſeinem Vater geſandt worden war, um den Beginn 
des Baues der großen ſibiriſchen Eiſenbahn einzuweihen, als ein 
verblendeter Poliziſt, der in ihm vielleicht einen künftigen Feind 
Japans ſah, ihn am Tempel mit einem Schwert verwundete. Admiral 
Vicomte Enomoto, Geheimer Rat, — derſelbe Enomoto, der 
1869 gegen die kaiſerlichen Truppen gekämpft hatte, wurde zum 
nächſten Miniſter des Außern ernannt. Er hatte einige Pläne für 
die Vertragsreviſion, aber der Sturz des Matſuka⸗Kabinetts, der 
eine Folge des Konfliktes mit dem dritten Parlament war, ließ 
ihm keine Zeit, ſie zu verkünden. 

Auf die Geſchehniſſe zurückblickend, können wir ſagen, daß für 
Japan, mit ſeinem Volk, das noch nicht vorbereitet war, mit den 
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Fremden zu leben, bei ſeinem abſoluten, wenn auch keineswegs 
deſpotiſchen Regierungsſyſtem und ſeinen noch wenig entwickelten 
Geſetzen der Verſuch, die Verträge zu revidieren, eine Unmöglichkeit 
war. Aus dieſem Grunde machten auch die ziviliſierten Völker Europas 
den Schutz des Lebens, Eigentums und Handels ihrer auswärtigen 
Untertanen zum Hauptpunkt ihrer auswärtigen Politik, und ſolange 
Japan nicht die Garantie bot, daß es ebenfalls dieſes Ziel vor 
Augen hatte, konnte keine Regierung ihre Untertanen unſerer Für⸗ 
ſorge anvertrauen. Bis ſolche Garantien gegeben waren, mußten 
die weſtlichen Völker notwendigerweiſe an dem Syſtem der „Nieder- 
laſſungen“ und „konſularen Gerichtsbarkeit“ feſthalten. Als nun 
dieſelbe konſtitutionelle Regierungsform, dasſelbe Syſtem der Juſtiz⸗ 
Verwaltung und die auf den gleichen Prinzipien wie in Europa 
und Amerika baſierenden Geſetzbücher in Japan verkündet waren 
und ohne Störung zu wirken begonnen hatten, hatte das eigentliche 
Hindernis der Vertragsreviſion ſeine Daſeinsberechtigung verloren. 
Der chineſiſche Krieg von 1894/95, der die wirkliche Stärke Japans 
und ſeine Fähigkeit zeigte, nicht nur in Friedens⸗, ſondern auch in 
Kriegszeiten und ſogar dem Feind gegenüber wie eine ziviliſierte 
Nation zu handeln, erleichterte das Werk der Reviſion erheblich. 

Nach dem Sturz des Matſukata⸗Kabinetts im Auguſt 1892 wurde 
Marquis Ito wieder Premierminiſter und Graf Mutſu Miniſter 
des Außern.“) Während der vierten Sitzung des Parlaments 1893 
überreichte das Unterhaus dem Kaiſer eine Eingabe, in der es ihn 
inſtändig bat, den letzten Schritt in der Wiederherſtellung der Kai⸗ 
ſerlichen Regierung zu tun, nämlich die Reviſion der Verträge, und 
zwar nicht durch halbe Maßnahmen, wie ſie von den aufeinander 
folgenden Miniſtern des Außern verſucht worden waren, ſondern da⸗ 
durch, daß mit den fremden Mächten ſogleich Verträge auf der Baſis 
völliger Gleichbegünſtigung geſchloſſen würden. Aus dem obener⸗ 
wähnten Grunde war die Arbeit jetzt nicht ſehr ſchwierig. Graf 
Mutſu verfolgte das Prinzip, den japaniſchen auswärtigen Vertretern 
Vollmachten zu geben und ließ ſie mit den Regierungen, bei denen 


*) Munemitſu Mutſu, der infolge feiner Verdienſte als Miniſter des Außeren 
während des chineſiſchen Krieges in den Grafenſtand erhoben worden war, fing ſeine 
Karriere als Politiker in der erſten Hälfte der neuen Aera an, wurde aber ſpäter ver⸗ 
haftet, weil er ſich im Bürgerkrieg 1877 auf die Seite Saigos geſtellt hatte. Nach 
ſeiner Begnadigung wurde er Geſandter in den Vereinigten Staaten. 
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ſie akkreditiert waren, über den ihnen aus Tokyo geſandten Plan 
der Reviſion unterhandeln. In manchen Fällen waren die Verhand⸗ 
lungen lang und ſchwierig, weil Berichte empfangen und Inſtruk⸗ 
tionen per Poſt gegeben werden mußten, was Wochen in Anſpruch 
nahm, aber im ganzen erwies ſich die Methode als richtig. 
England unterzeichnete den neuen Vertrag im Juli 1894 noch vor 
dem Kriege; die Vereinigten Staaten während des Krieges und die 
übrigen Staaten unmittelbar darnach. Alle dieſe neuen Verträge 
ſollten gleichzeitig im Mai 1899 in Kraft treten und für zwölf 
Jahre Gültigkeit behalten, nach welcher Zeit es den kontrahierenden 
Parteien freiſtehen ſollte, ſie nach vorhergehender einjähriger Kün⸗ 
digung aufzuheben. In ihnen iſt die Exterritorialität abgeſchafft, 
der Aufenthalt und Beſitz beweglichen Eigentums im Inneren den 
Fremden geſtattet, und die Meiſtbegünſtigungsklauſel wechſel⸗ 
wirkend und unbedingt. Der Zolltarif iſt noch nicht autonom, 
Einfuhrzölle werden durch ein beſonderes diplomatiſches Dokument, 
das dem Hauptvertrag beigefügt iſt, beſtimmt, mit dem es nach 
zwölf oder mehr Jahren verſchwinden und durch reine und einfache 
Autonomie erſetzt wird. Dieſe vertragsmäßigen Tarifſätze weichen 
natürlich in den verſchiedenen Staaten voneinander ab, da ihre 
Hauptein⸗ und Ausfuhrartikel verſchiedenartig ſind, aber da mit Bezug 
auf ſie die Meiſtbegünſtigungsklauſel Anwendung findet, ſind ſie 
durchweg einheitlich. In den Verträgen mit China, Korea und Siam 
iſt es Japan, das ſich das Recht der Exterritorialität über ſeine in 
dieſen Ländern lebenden Untertanen bewahrt. 

So wurde das letzte Werk der neuen Kaiſerlichen Regierung vor 
dem Ausgang des neunzehnten Jahrhunderts beendet. Zur ſelben 
Zeit ließ der Krieg mit China manch neues Problem für japaniſche 
Diplomatie, China und Korea betreffend, entſtehen, die allgemein 
als „Fragen des Fernen Oſtens“ bekannt ſind, von denen die meiſten 
noch keine endgültige Löſung gefunden haben, ſo daß unſere Geſchichte 
augenblicklich hier enden muß. a 


Syſtem der Japaniſchen Diplomatie. 


Über die Organiſation des diplomatiſchen Dienſtes in Japan 
müſſen einige Worte genügen. Dem $ 13 der Verfaſſung gemäß, 
liegt das Recht, über Krieg und Frieden zu entſcheiden, Verträge 
und Abmachungen zu ſchließen, in den Händen des Kaiſers. Dieſer 
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Paragraph wird ſo ausgelegt, daß in Japan die Leitung der diplo⸗ 
matiſchen Geſchäfte, wie die der Militär⸗ und Marineangelegenheiten, 
einen Teil der kaiſerlichen Vorrechte bilden und gänzlich außerhalb 
der Rechte des Kaiſerlichen Parlamentes liegen. Wenn die Ausführung 
einer diplomatiſchen Handlung irgend etwas erfordert, was nur, der 
Verfaſſung gemäß, kraft des Geſetzes geſchehen kann, ſo wird ein 
derartiges Geſetz als ſolches dem Parlament zur Beratſchlagung unter⸗ 
breitet, während der diplomatiſche Akt ſelbſt niemals der Zuſtimmung 
des Parlamentes zu ſeiner Gültigkeit bedarf. Ebenſo hat der Be⸗ 
ſchluß des Parlamentes in bezug auf diplomatiſche Fragen keine 
bindende Wirkung und kann im beſten Falle die Form einer Eingabe 
an den Kaiſer, oder einer Denkſchrift an die Regierung annehmen. 
Interpellationen, die auswärtige Politik betreffen, erhalten meiſt zur 
Antwort, daß es außerhalb der Macht des Miniſters des Außern 
ſtehe, den betreffenden Gegenſtand zu beantworten. 

Dieſe unumſchränkte Macht des Herrſchers in diplomatiſchen An⸗ 
gelegenheiten wird unter gewöhnlichen Verhältniſſen von ſeinem 
Kabinettsrat ausgeübt, und nur in ſeltenen Ausnahmefällen beauf⸗ 
tragt der Kaiſer den Miniſter des Außern direkt, eine beſondere 
diplomatiſche Angelegenheit ohne Beſprechung mit dem Kabinettsrat 
zu leiten, wie wir es in dem Fall der Vertragsreviſion geſehen 
haben. Dem 8 5 der Vorſchrift über die Organiſation des Kaiſer⸗ 
lichen Kabinetts zufolge, müſſen alle Verträge und Abmachungen 
und wichtigen internationalen Angelegenheiten dem Kabinettsrat un⸗ 
terbreitet werden, und daher iſt der Miniſterpräſident das eigentliche 
Haupt der japaniſchen Diplomatie und nicht der Miniſter des Außern, 
der gewöhnlich die Initiative ergreift, aber nichts von Wichtigkeit 
allein entſcheiden kann. Dies iſt eine interne Abmachung, aber nach 
außen iſt es natürlich der Miniſter des Außern, der die Kaiſerliche 
Regierung den auswärtigen Mächten und deren Vertretern in Japan 
gegenüber repräſentiert und auch den japaniſchen Vertretern im Aus⸗ 
lande Inſtruktionen erteilt. Da es bekannt iſt, daß nichts von Wich⸗ 
tigkeit ohne einen Kabinettsrat beſchloſſen werden kann, gehen die 
auswärtigen Miniſter in Tokyo manchmal den Miniſterpräſidenten 
direkt um Unterhandlungen für eine vorliegende Angelegenheit an, 
aber dieſer verweiſt ſie gewöhnlich an die ſpezielle Unterabteilung. 

Das Auswärtige Amt heißt auf japaniſch Gwai⸗mu⸗ſho und iſt 
in drei Abteilungen eingeteilt, nämlich in die allgemeine, die poli⸗ 
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tiſche und die Handelsſektion. Die allgemeine Sektion zerfällt wieder 
in ſieben Unterſektionen für Perſönliches, Telegramme, Rechnungs⸗ 
führung, Korreſpondenz, Berichte, Überſetzung und geſetzliche Fragen; 
ihr Chef nimmt die Stellung des Vizeminiſters ein; dieſes Amt beſteht 
nicht in der jetzigen Organiſation. Ein Wechſel des Miniſters 
des Außern zieht gewöhnlich den Wechſel des Chefs der allgemeinen 
Sektion nach ſich, aber nicht unbedingt den der Chefs der anderen 
Sektionen. Alle Chefs ſind außerordentliche Kommiſſare, obgleich 
manchmal Miniſterreſidenten für den Poſten ernannt werden. Sekre⸗ 
täre und Ratsmitglieder, alles ordentliche Kommiſſare, bilden den 
Stab jeder Sektion, zuſammen mit einer unbeſtimmten Zahl von 
„Schülerdiplomaten“ als Attachéös. Außer den drei Sektionen und 
ihnen nebengeordnet beſteht das Kabinett des Miniſters des Außern 
mit einem Chef und den Geheimſekretären des Miniſters, denen 
die Geheimkorreſpondenz des Miniſters obliegt und die hin und wieder 
mit beſonderen Angelegenheiten betraut werden. 

Die Aufwendung für das Auswärtige Amt muß vom Parlament 
votiert werden, ebenſo wie die aller Miniſterialabteilungen; aber 
die Einrichtung, den Miniſter des Außern zu zwingen, ſeine Politik 
in bezug auf ſchwebende diplomatiſche Fragen darzulegen, wie es 
in England und anderen Ländern, bei Gelegenheit der Etatsbera⸗ 
tungen iſt, hat man noch nicht in Japan eingeführt, und ſie kann 
auch nicht eingeführt werden infolge des eben zitierten Verfaſſungs⸗ 
paragraphen. Ein anderer Parapraph derſelben Verfaſſung hindert 
jedes der beiden Häuſer, ohne Einwilligung der Regierung, feitge- 
ſetzte Ausgaben zu ſtreichen und herabzuſetzen, d. h. Ausgaben, die 
im letzten Budget zur Ausübung der kaiſerlichen Vorrechte einmal 
aufgeſtellt ſind. 

Japan hat zurzeit nur drei Klaſſen von diplomatiſchen Ge⸗ 
ſchäftsträgern nämlich bevollmächtigte Miniſter, Miniſterreſidenten 
und Chargés d' affaires. Eigentliche Geſandte exiſtieren nicht, obwohl 
in ſeltenen Fällen Botſchafter für beſondere Miſſionen entſendet wer⸗ 
den. Ebenſo werden zurzeit keine auswärtigen Geſandten zur ſtän⸗ 
digen Vertretung nach Japan geſchickt. Früher wurden Geſchäfts⸗ 
träger nach Korea geſandt, aber jetzt iſt der Poſten zu dem eines 
Miniſterreſidenten erhoben worden. Miniſterreſidenten ſind ferner 
in Siam und den Republiken von Südamerika akkreditiert, aber nach 
allen anderen Staaten von Europa und Amerika werden bevollmäch⸗ 
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tigte Miniſter geſchickt. Beides ſind außerordentliche Kommiſſare, 
und obwohl der Poſten in der Theorie jedem offen ſteht, hat ſich in 
letzter Zeit die Sitte bei uns eingebürgert, daß nur diejenigen, die 
eine regelrechte diplomatiſche Laufbahn, entweder in der Heimat oder 
bei den auswärtigen Legationen durchgemacht haben, dieſes Amt 
erlangen können. Die Ernennung aller anderen Perſönlichkeiten des 
Auswärtigen Amtes und der Legationen ſind ſtreng exkluſiv, d. h. nur 
ſolche, die die in den Vorſchriften über Ernennung und Beförderung 
diplomatiſcher Beamten vorgeſchriebene Reihenfolge durchlaufen haben, 
werden ernannt. Dieſe Reihe beginnt mit diplomatiſchen Eleven 
oder Konſulatseleven, die auf Grund beſonderer Konkurrenz⸗Staats⸗ 
prüfung zugelaſſen werden. Es beſtehen zurzeit 14 auswärtige japa⸗ 
niſche Legationen, und den wichtigeren ſind Militär- oder Marine⸗ 
attachés oder beide zuerteilt. 

Mit Bezug auf Konſulardienſt haben wir Generalkonſuln, Kon⸗ 
ſuln 1. und 2. Klaſſe, Vizekonſuln und Eleven. Ihre Ernennung 
iſt ebenfalls exkluſiv, obwohl manchmal das diplomatiſche Perjonal 
ſich aus Konſularbeamten rekrutiert. Es beſtehen jetzt ungefähr fünfzig 
japaniſche Konſulate, von denen ein großer Teil über China, Korea 
und Indien verſtreut iſt. Für Amter in Europa und Auſtralien 
werden auch Handelskonſuln ernannt, aber ihre Zahl nimmt be⸗ 
ſtändig ab.“) Monatlich einmal wird von dem Auswärtigen Amt 
ein Handelsbericht in Form einer Flugſchrift veröffentlicht, in dem alle 
durch die Poſt eingegangenen Berichte der Konſuln zu finden ſind. Erſt 
ganz kürzlich find die Konſuln in New-York, Lyon, Bombay und 
Shanghai angewieſen worden, ihre wöchentlichen Berichte tele- 
graphiſch zu ſenden. In Japan fehlt es noch immer an guten 
Konſuln, die darin geübt ſind, brauchbare Handelsberichte ſchnell 
abzufaſſen. 

Was diplomatiſche Publikationen oder Blaubücher anbetrifft, ſo 
ſind Veröffentlichungen dieſer Art in Japan einſtweilen noch un⸗ 
bekannt. Nur einmal, nach dem chineſiſchen Kriege, veröffentlichte 
die Regierung einige diplomatiſche Dokumente in dem Sonderabdrud 
der offiziellen Zeitung. Gewöhnlich werden nur Berichte nicht- 
diplomatiſchen Charakters, die Quarantäne in fremden Häfen, Ver⸗ 
änderungen fremder Geſetze, die unſeren Handel beeinfluſſen u. ſ. w. 


*) Für Wladiwoſtock iſt ein Handelsvertreter ernannt, da Rußland es auswärtigen 
Konſuln nicht geſtattet, dort dauernd zu wohnen. 
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in der offiziellen Zeitung unter dem Titel „Berichte der Le- 
gationen und Konſularberichte“ mitgeteilt. 

Ein großer Nachteil des japaniſchen Syſtems der Diplomatie 
iſt ihre unvernünftige Geheimhaltung. Natürlich müſſen alle ſchwe⸗ 
benden Unterhandlungen geheim ſein, aber ſelbſt hierhei gibt es Fälle, 
in denen der Nation bei gutgeleiteter Enthüllung der Tatſachen Vor⸗ 
teile erwachſen können. Aber hier werden alle Fragen geheim ge⸗ 
halten, ſolange ſie unentſchieden ſind, und bleiben es für alle Zeiten, 
wenn ſie nicht durch irgend einen Zufall enthüllt werden; gewöhnlich 
durch Veröffentlichung in den Berichten oder offiziellen Organen aus⸗ 
wärtiger Regierungen. Es kommen alljährlich mindeſtens zehn Fälle 
vor, in denen wichtige diplomatiſche Fragen entſtehen und auf eine 
oder die andere Weiſe offiziell gelöſt werden, ohne daß das Volk 
im allgemeinen eine Ahnung davon hat, daß ſie je beſtanden haben. 
Die öffentliche Meinung übt keinen ſtetigen Einfluß auf diplomatiſche 
Angelegenheiten aus, weil ſie nicht richtig geleitet wird, und in 
dieſer Hinſicht hat ſich ſeit der Errichtung des konſtitutionellen Regimes 
wenig geändert. 


Achtes Kapitel. 
Auswärtige Politik.“) 


Von Graf Okuma. 


Ich ſchlage vor, heute eine allgemeine Überſicht mit Bezug auf 
unſere auswärtige Politik zu geben. Wie Ihnen bekannt iſt, haben 
Staatsmänner ſeit der erſten Parlamentsſitzung häufig dem Hauſe 
dargetan, daß unſere auswärtige Politik ſich auf dem Prinzip auf⸗ 
baut, das Land zu erſchließen, oder um präziſer zu ſein, das Land 
zu erſchließen und zu entfalten. Ich bin überzeugt, daß dieſe aus⸗ 
wärtige Politik oder vielmehr nationale Politik, die in den erſten 
Jahren des Meiji aufgeſtellt und unverändert geblieben iſt, das Prinzip, 
das Land zu erſchließen und zu entfalten, jetzt ſowohl wie in Zukunft 
unveränderlich iſt. Aber ich halte es für nötig, zu dem, was bisher 
geſagt worden iſt, einiges hinzuzufügen. Wenn wir uns fragen, 
welche Punkte praktiſch am wichtigſten in der auswärtigen Politik 
ſind, die als Nationalpolitik der Meiji⸗Ara betrachtet werden kann, 
finden wir, daß die Abſicht, mit anderen Mächten auf gleichem Fuß 
zu ſtehen, wie im kaiſerlichen Edikt bei der Reſtauration erklärt 
wurde, die Triebfeder geweſen iſt, die allen nationalen Veränderungen, 
die ſtattgefunden haben, zugrunde liegt. Man hat eingeſehen, daß, 
um dieſes Ziel zu erreichen, es nötig war, die nationalen Inſtitute, 
den Lehrplan und die Erziehung umzugeſtalten. Darum fanden ſtatt 
die Umgeſtaltung der Stämme in Statthalterſchaften, ebenſo wie 
die Münzreform, das Inkrafttreten des Aus hebungsgeſetzes, die Revi⸗ 
ſion verſchiedener anderer Geſetze und Verkündung neuer, die Ein⸗ 
richtung lokaler Verſammlungen und die Gewährung von lokaler 
Selbſtverwaltung; alles Schritte, die zur endlichen Proklamierung der 
Verfaſſung führten. Dieſe Nationalpolitik, dieſe ſogenannte Er⸗ 


) Rede im Haufe der Abgeordneten als Miniſter des Außeren im Jahre 1897. 


— 12 — 


ſchließung und Entfaltung des Landes oder in anderen Worten, 
das Prinzip, die Gleichſtellung mit den Mächten zu erlangen, war, 
wie ich feſt glaube, der Beweggrund, der Japan befähigt hat, eine 
in der Kultur fortgeſchrittene Nation zu werden, die in der Welt 
reſpektiert wird. 

Ich möchte nun den früheren Darlegungen über dieſen Gegen⸗ 
ſtand hinzufügen, daß auswärtiger Verkehr eine ſehr ſchwierige An⸗ 
gelegenheit iſt, die nicht nach dem Belieben eines einzigen Landes 
geregelt werden kann, und daß der Verkehr jetzt allmähliche, aber große 
Veränderungen erfahren hat. Meine Herren, der auswärtige Verkehr 
früherer Jahre war, wie Ihnen bekannt, wirklich eng begrenzt, da 
er ſich auf die Beziehungen zwiſchen einem Land und einem oder 
einigen anderen beſchränkte. Aber heute ſind durch die enorme 
Entwickelung der Transport- und Verkehrsmöglichkeiten und die engen 
wechſelſeitigen Beziehungen der Intereſſen der Welt, die auswärtigen 
Beziehungen bedeutend umgeſtaltet worden. In der Angelegenheit 
zwiſchen England und Venezuela wiſſen Sie, daß es ſich um einen 
ſchmalen ſumpfigen Streifen unbewohnten Grenzgebietes handelte, 
und daß die ſtreitenden Parteien, einerſeits England, die größte 
Macht der Erde, mit Kolonien von mehr als 10 Millionen Quadrat- 
meilen, und andererſeits die kleine amerikaniſche Republik Vene⸗ 
zuela waren. Aber es war keineswegs eine ſo einfache Sache, da ſich 
die Vereinigten Staaten von Amerika ſofort einmiſchten. Die An⸗ 
gelegenheit ſpielte nun nicht mehr zwiſchen England und Venezuela, 
ſondern zwiſchen England und Nord- und Südamerika. Die Ur⸗ 
ſache dieſer Einmiſchung war die Monroedoktrin, die, wie Sie wiſſen, 
vor langer Zeit zur Verhütung der Verbreitung europäiſcher Ein⸗ 
flüſſe in Nord⸗ und Südamerika verkündet wurde. Nun betraf die 
Angelegenheit nicht nur die beiden Länder Amerika und England, 
ſondern wurde eine internationale Frage, denn das Ausſchließen 
europäiſchen Einfluſſes aus Amerika war natürlich für Europa von 
großer Wichtigkeit, da es viele Kolonien in der neuen Welt hat. Auf 
dieſe Weiſe nahm eine Frage, die eigentlich ein kleines Gebiet be⸗ 
traf, einen internationalen Charakter an. 

Nehmen Sie ein anderes Beiſpiel, das ebenfalls England be⸗ 
trifft: Im vorigen Jahr entſtand ein Streit zwiſchen England und 
Transvaal. Er war einem Verſuch von Reiſenden oder Angeſtellten 
einer Geſellſchaft, eine Revolution in Transvaal herbeizuführen, zu⸗ 
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zuſchreiben. Die Angelegenheit war an ſich unerheblich, aber obgleich 
ſie in einer kleinen ſüdafrikaniſchen Republik entſtand — einem Land, 
das faſt den Charakter eines von England geſchützten Staates hatte 
— gab ſie Veranlaſſung zu Komplikationen zwiſchen Deutſchland 
und England, die zu einer Zeit zwei Mächte in einen Krieg zu 
verwickeln drohte. Dieſer Streit zwiſchen Deutſchland und England 
beſchränkte ſich nicht lange auf dieſe beiden Länder. Er dehnte ſich 
anſcheinend auf den deutſchen Dreibund und andere Mächte aus, und 
wurde auf dieſe Weiſe gleichfalls eine internationale Angelegenheit. 
Tatſächlich haben ſich die Grenzen des auswärtigen Verkehrs all- 
mählich derartig ausgedehnt, daß eine ſehr kleine Sache für die 
ganze Welt von Bedeutung wird. Der Krieg mit China im 27. und 
28. Jahr des Meiji betraf urſprünglich nur Japan und China und 
berührte andere Mächte in keiner Weiſe. Aber auch dieſer führte im 
letzten Jahr zur Einmiſchung von drei der einflußreichſten Mächte 
des Kontinents von Europa. 

Infolgedeſſen wurde auch hieraus eine internationale Frage ge- 
ſchaffen. Der japaniſch⸗chineſiſche Krieg hatte auch zur Folge, daß, wäh⸗ 
rend die Bezeichnung „Frage des Oſtens“, ſich nur auf das weltbe— 
rühmte Problem im Oſten Europas bezog, es nun die zweifache Bedeu⸗ 
tung der Frage des nahen Oſtens und des fernen Oſtens erlangt hatte. 
Mit einem Wort, der internationale Verkehr hat eine ſolche Ausdeh⸗ 
nung erfahren, daß der kleinſte Vorfall die Intereſſen der geſamten 
Welt in Bewegung ſetzen kann. 

Ich möchte an dieſer Stelle die Tatſache ausdrücklich betonen, 
daß der auswärtige Verkehrsplan auf einer breiten Baſis ent⸗ 
worfen werden muß, denn alle diplomatiſchen Projekte beſitzen ein 
unmittelbares Intereſſe für die geſammte Welt, und da äußere oder 
vielmehr nationale Politik gefeſtigt, ohne Wechſel und ununterbrochen 
ſein muß, ſo iſt die beſte Methode der Diplomatie die, welche ſich 
ſtreng an die Prinzipien der internationalen Geſetze hält. Um aber 
an den Prinzipien der internationalen Geſetze feſthalten zu können, 
muß alle Diplomatie auf Gerechtigkeit begründet ſein. Die Macht 
der Gerechtigkeit iſt groß und wird unfehlbar die Sympathie der 
geſammten Welt auf ihrer Seite haben. Da ſich nun Japan ſeit 
Jahren mit Eifer und Fleiß ſeinem nationalen Fortſchritt gewidmet 
und die Freundſchaft der europäiſchen Mächte und Amerikas erworben 
hat, ſo iſt das Land, nachdem es vierzig Jahre an nachteilige Ver⸗ 
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träge gefeſſelt geweſen, zu einer Stellung gelangt, die ihm gemäß 
der Prinzipien der internationalen Geſetze die Anerkennung als wirk— 
lich unabhängige Macht verſchafft, und, nach internationalem Brauch, 
auch feine Gleichberechtigung herbeigeführt hat. Dieſen Erfolg ver- 
danken wir zunächſt unſerem eigenen Streben, und dann der Zuſtim⸗ 
mung Englands, das die ganze übrige Welt zu einer Reviſion der be⸗ 
ſtehenden Verträge veranlaßte, und dieſe Zuſtimmung ließ die euro⸗ 
päiſchen Mächte und Amerika die ausgiebigſten Wünſche ihres Wohl⸗ 
wollens für uns zum Ausdruck bringen. Endlich alſo hat dieſe Vertrags⸗ 
reviſion, die jahrzehntelang ein erſehntes Objekt gebildet, ihre Erfüllung 
gefunden, denn mit der einzigen Macht, Oſterreich-Ungarn, die die Re⸗ 
viſion noch nicht vollzogen hat, dürften unſere Verhandlungen in Kürze 
zum erwünſchten Abſchluß führen. Japan wird dann ſeine gleich⸗ 
berechtigte Stellung unter den Weltmächten erreicht haben. 

Wie Ihnen allen bekannt iſt, war es bisher, ſelbſt von hervor⸗ 
ragenden Juriſten, viel umſtritten, daß Exterritorialität in allen 
nichtchriſtlichen Ländern oder auch in ſolchen nicht weißer Raſſe aus⸗ 
geübt werden ſolle. Aber dieſe Theorie iſt allmählich bei uns auf⸗ 
gegeben, und da Japan ſeinen Fortſchritt auf Gerechtigkeit auf⸗ 
gebaut, und die Anerkennung der Welt gefunden hat, obgleich weder 
chriſtlich noch weißer Raſſe, hat es dennoch erkämpft, unter den Na⸗ 
tionen als ebenbürtig aufgenommen zu werden. Wenn wir nun 
auch alle Früchte der Reviſion genießen wollen, ſo müſſen wir darum 
doch für die Weiterentwicklung unſeres Landes unſere Anſtrengungen 
verdoppeln. Zweifellos wird das Land weiter fortſchreiten, und ſein 
Vordringen wird einmütig mit der Diplomatie ſein; wir müſſen uns 
einer Diplomatie befleißigen, die, begründet auf Gerechtigkeit, dem 
internationalen Geſetz angepaßt erſcheint. Ich wünſche dies nicht 
als meine perſönliche Darlegung aufgefaßt zu ſehen, d. h. als die 
individuelle Okuma's, ſondern als die Darlegung eines Vertreters 
der Meiji⸗Ara. Die Art der Diplomatie, die mit ihrem jeweiligen 
Leiter wechſelt, iſt höchſt ſchädlich und gefährlich. Es gibt allerdings 
viele Beiſpiele, die einen Augenblickserfolg durch ungewöhnlich geniale 
oder außergewöhnliche Diplomatie gezeitigt haben, aber ſolche Erfolge 
erwieſen ſich ſo gebrechlich wie jene Türme, die man auf Sand baut. 
Und das habe ich gemeint, als ich mich darüber ausſprach, daß eine 
Politik nach außen feſtſtehen müſſe, unbeweglich und unveränderlich, 
und daß eine äußere Politik, die mit ihrem jeweiligen Leiter 
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wechſelt, auch ſchädlich wirkt. Seit der Meiji⸗Ara gilt dies als unfer 
endgültiges und feſtes Ziel, obgleich gelegentliche Irrtümer mit⸗ 
unterlaufen ſein mögen. Es iſt meine Abſicht, aufrichtig und loyal 
die Prinzipien zu verfolgen, die ich Ihnen ſoeben klargelegt, mit 
gebührender Rückſicht auf die nationale Verfaſſung, und dem Geiſt 
des Fortſchrittes gehorſam. Geſchieht dies, ſo glaube ich kaum, daß 
eine dahinzielende Politik viel Irrtum enthalten könne. 

Erfreulicherweiſe ſind unſere gegenwärtigen Beziehungen zum Aus⸗ 
lande ſehr herzlich. Ich bin ſicher, daß auch etwaige kleine ſchwebende 
Differenzen eine baldige Löſung erfahren werden. Dieſe auswärtigen 
Beziehungen werden meines Erachtens zu einer aufrichtigen Freund⸗ 
ſchaft für Japan führen; und gerade die Mächte, die uns ſeither 
mehr oder weniger kühl gegenüber geſtanden haben, werden ſich als 
die freundſchaftlichſten erweiſen. 

Mit Bezug auf die allgemeine Politik, d. h. die der Meiji⸗ 
Regierung, habe ich den früheren, vielfachen Darlegungen kaum etwas 
hinzuzufügen, aber ehe ich ſchließe, möchte ich mir noch einige wenige 
Bemerkungen erlauben. Seit Japan, wie ich ſchon ausgeführt habe, 
in ein gutes Einvernehmen mit den Nationen getreten iſt, liegt es 
außer Zweifel, daß ſeine äußeren Angelegenheiten komplizierter als 
früher ſein müſſen, und wie Japans Intereſſen, ſein Handel u. ſ. w. 
ſich nach außen erweitern, ſo werden auch die Koſten für Geſandt⸗ 
ſchaften und Konſulate, die für den diplomatiſchen Dienſt unerläßlich 
ſind, ſich nicht vermeiden laſſen. Aber wie Japans Stellung in der 
Welt ſich erhöht hat, fo hat auch feine Arbeit nach außen ſich ver- 
mehrt. Unaufhörlich dehnt die Nation ſich aus, und ihre Flagge 
weht an den Geſtaden Europas und Amerikas; ſie iſt nicht mehr, was 
ſie in den Tagen ihrer Abgeſchloſſenheit war; ich halte es deshalb 
aber auch für unausbleiblich, daß ſich ihre Aufwendungen für die 
Diplomatie erhöhen. 


Neuntes Kapitel. 
Erziehung. 


I. Die Entwicklung der Erziehung. 
Von Graf Okuma. 


Die Entwicklung der japaniſchen Literatur hat früher ſehr große 
Ahnlichkeit mit der Englands gehabt. In ihrer geographiſchen Lage 
gleichen ſie einander, ebenſo wie in ihren beiderſeitigen Beziehungen 
zum Feſtlande. Die urſprünglichen Bewohner Englands, die Briten, 
lebten faſt ohne jede Literatur, und erſt mit der Invaſion der Römer 
und Angelſachſen wurden die Keime einer Literatur gelegt, die ſich 
indes zu keiner großen Blüte entfalteten. Erſt aus der normanniſchen 
Eroberung entſprang mehr literariſches Leben, und durch die Kriege mit 
Frankreich unter Eduard III. trat England in Berührung mit dem 
Schrifttum des Kontinents; dadurch verhalf es ſeiner eigenen zur Ab⸗ 
rundung und Vervollkommnung. Das Ende des Mittelalters und 
die Eroberungen durch die Türken verlegten den Mittelpunkt des lite⸗ 
rariſchen Lebens nach Rom, und von da breitete es ſich allmählich über 
ganz Europa aus. Die engliſche und die europäiſche Literatur fanden 
durch intime Verbindung auch eine gegenſeitige Beeinfluſſung. 

Eine japaniſche Literatur gab es, bis vor etwa 500 Jahren, über⸗ 
haupt nicht, und erſt von da ab, ihren Lauf über Korea nehmend, 
durchdrang die chineſiſche Literatur auch Japan. Auf gleichem Wege 
drang ſpäter der Buddhismus und durch ihn indiſche Philoſophie 
gleichzeitig bei uns ein. Vorher gab es nur eine poetiſche Literatur, 
und wie in den Erzählungen Homers bei den Griechen, ſo tat ſich 
in ihnen auch bei uns das kriegeriſche Element hervor. Nach und 
nach entwickelte ſich der Verkehr zwiſchen China und Japan lebhafter, 
Geſchäftsleute knüpften Verbindungen an, und Staatsmänner und 
Prieſter unternahmen Reiſen. Nur durch jeweilige Unruhen in Korea, 
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das ja als Übergangsbrücke dienen mußte, wurden dieſe zunehmenden 
Einflüſſe unterbrochen. Aber es ſchien doch, als ob keine Macht den 
wachſenden Austauſch unter ihnen zu hindern imſtande wäre. Bald 
darauf begann in Japan die ſogenannte Überſetzungsperiode, als 
nämlich chineſiſche Bücher und chineſiſche Ideen in japaniſchem Ge⸗ 
wand Eingang fanden. Auf dieſem Wege floß uns in raſchem Strome 
eine beträchtliche Literatur zu. 

Das feudale Syſtem bereitete aber bald der wachſenden Literatur 
ein Ende, denn die feudalen Herren waren viel zu ſehr mit Länder⸗ 
raub und Kriegführen in Anſpruch genommen, als daß ſie auf Lite⸗ 
ratur oder Erziehung Zeit verſchwenden mochten. Dann kam das 
dunkle Zeitalter der Reaktion, deſſen Einfluß nicht nur auf alle lite⸗ 
rariſchen Beſtrebungen ſo vernichtend wirkte, ſondern auch die Luſt am 
Leben verbitterte und alle Glückſeligkeit auf ein Jenſeits verwies. 
Die endloſen Streitigkeiten und Kämpfe verringerten die Freude am 
Leben bedeutend, und nach Prieſtern und Religion war großes Ver⸗ 
langen. Vom literariſchen Geſichtspunkt aus hatte dies inſofern ſein 
Gutes, als Beſtehendes erhalten wurde und die Prieſter zum wenig⸗ 
ſten einige Bildung verbreiteten. 

In der Zwiſchenzeit hatten ſich große Veränderungen in der 
Außenwelt vorbereitet. Die Entdeckung Amerikas und die Erfindung 
der Buchdruckerkunſt waren Rieſenfortſchritte, ebenſo die Reformation. 
Alles das belebte zunächſt die Hoffnung der Völker und ermutigte ſie, 
ihre Lebensſphäre zu erweitern. Spanien und Portugal entſandten 
Jeſuitenmiſſionen, von denen einige das Kap Horn umſchifften und in 
Japan, wo ſie freundlich aufgenommen wurden, anlangten. Viele der 
feudalen Häuptlinge wurden Chriſten, und man erbaute in Omi und 
Kyoto Kirchen. Das geſchah vor ungefähr 350 Jahren. Dieſe freund⸗ 
liche Aufnahme der Fremden hatte eine Dauer von 60 bis 70 Jahren, 
und nur durch die Intriguen der Jeſuiten und die Eiferſucht unter 
den verſchiedenen Sekten hat ſie ihr Ende gefunden. Aber dieſe ſechzig 
Jahre hatten einen guten Einfluß auf die Literatur und die geiſtige 
Ausbildung. Die fremden Prieſter zeigten einen großen Eifer in der 
Belehrung des Volkes und verbreiteten eine lobenswerte Erziehung. 
Als aber der Shogun entſchied, daß alle Ausländer auszuweiſen ſeien, 
verließ uns nicht nur das religiöſe Element, ſondern mit ihm auch 
die geſammte erzieheriſche Verbindung mit dem Weſten. Nur die 
Holländer, die ſich auf die Seite des Shogun geſtellt hatten, genoſſen 
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die Vergünſtigung, unter beſtimmten Beſchränkungen, ſich in Naga⸗ 
ſaki auch ferner aufhalten zu dürfen. Die Erlaubnis, Bücher ein⸗ 
zuführen, ward ihnen entzogen, aus Furcht vor erneuter religiöſer 
Belehrung. Auf dieſe Weiſe wurde der japaniſchen Literatur, die 
unter der Leitung und dem Antrieb des Fremdenverkehrs ſchnelle 
Fortſchritte gemacht hatte, das Waſſer abgegraben. Es folgten hierauf 
250 Jahre der Abgeſchloſſenheit, aber auch des Friedens, der durch 
keinerlei Krieg Unterbrechung erlitt. Japaniſche Literatur wuchs all⸗ 
mählich auf natürliche Weiſe, und japaniſche Philoſophie begann ſich 
zu entwickeln. 

Zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts landeten britiſche 
und ruſſiſche Schiffe an unſeren Küſten, und zwar vor dem Ein⸗ 
treffen des Kommodore Perry mit ſeinem amerikaniſchen Geſchwader, 
aber ihnen allen wurde die Erlaubnis, unſer Land zu betreten, ver⸗ 
ſagt. Rußland, von Kamtſchatka aus, wünſchte den Abſchluß eines 
Vertrages, erhielt aber keinerlei Ermutigung. Obgleich nun dieſe 
Verſuche der fremden Nationen nicht von Erfolg begleitet waren, ſo 
durften ſie doch als ſichere Anzeichen eines Druckes von außen gelten, 
welcher ſich allmählich in unſerem Lande fühlbar machte. Auch war 
das Volk der Japaner unzufrieden mit den alten Verhältniſſen. Me⸗ 
diziniſche und geographiſche Werke, ſowie Bücher verſchiedenen In⸗ 
halts — politiſche wurden ſtreng unterdrückt — waren in ſeine Hände 
geraten und hatten das Verlangen nach einer ausgedehnteren Ent⸗ 
wicklung erweckt. Der Shogun ſah ſich in die Notwendigkeit verſetzt, 
das Land zu erſchließen. Es beſtand indes eine beträchtliche konſer⸗ 
vative Abneigung gegen dieſe Maßregel, ſehr ähnlich der, die in 
früheren Zeiten das Töten vieler Tauſender von Jeſuiten und ein⸗ 
geborenen Chriſten verurſacht hatte. Dieſer Wunſch des Shogun, 
das Land zugänglich zu machen, entſchied ſeinen Niedergang und ver⸗ 
half dem Kaiſer zur Wiedererlangung ſeiner ungeſchmälerten Macht. 
Dieſer aber beſchloß, in kühner Vorausſicht, das Land zu eröffnen 
und verfügte zugleich die Einführung des Syſtems weſtlicher Er⸗ 
ziehung, damit Japan von den Ausländern genügend lernen könne, 
um ſie auf ihrem eigenen Gebiet zu ſchlagen und ſich ihr eigenes 
Land zu erhalten. 

Vor dreißig Jahren indeſſen wurde erſt die größte Aufmerkſamkeit 
auf die Erziehung gerichtet, als die erſte Kaiſerliche Univerſität be⸗ 
gründet wurde und viele Schulen in Tätigkeit traten. Es wurde 
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durch Geſetz beſchloſſen, daß alle Kinder vom ſechſten Jahre ab die 
Schule zu beſuchen hätten. Im ganzen Lande wurde mit den alten 
Erziehungsprinzipien radikal aufgeräumt und neue Schulung an ihre 
Stelle geſetzt. Obwohl es unmöglich iſt, ein neues Erziehungsſyſtem 
zu raſcher Entwicklung zu bringen, können wir doch befriedigende Re⸗ 
ſultate aufweiſen, und heute beſuchen über 85 Proz. unſerer Kinder 
die Schulen. 

Eine große Schwierigkeit, die unſeren Studierenden hinderlich wird, 
iſt die Tatſache, daß die japaniſche Literatur ſich aus der chineſiſchen 
entwickelt hat und zu eng mit dieſer verbunden und verwebt erſcheint. 
Es ergibt ſich daraus die Notwendigkeit, chineſiſche und japaniſche 
Schriftzeichen zugleich zu erlernen und chineſiſche Klaſſiker zu ſtu⸗ 
dieren. Außerdem muß jeder mindeſtens noch eine fremde Sprache 
lernen. Eine andere Schwierigkeit beſteht in der Verſchiedenheit der 
geſprochenen und der geſchriebenen Sprache. Während wir die erſt⸗ 
genannte Schwierigkeit mit vielen neueren Ländern teilen, iſt die 
zweite doch nur uns eigentümlich. Urſprünglich war beides ſo ziem⸗ 
lich identiſch, bis durch den Einfluß der chineſiſchen Literatur die 
Schriftſprache ſich immer mehr chineſiſch ausbildete, während die 
Ausdrucksweiſe japaniſch geblieben iſt. Zur Stunde iſt die Schrift⸗ 
ſprache eine Miſchung chineſiſcher Schriftzeichen mit japaniſchem 
Alphabet. Und ſo iſt es heute noch; wenn daher ein Dozent ſeinen 
Studenten vorträgt, ſo können ſie ſeine Worte nicht nachſchreiben, 
ſondern müſſen eine ähnliche Abhandlung über den betreffenden Gegen⸗ 
ſtand abfaſſen. Die Körperbeſchaffenheit des japaniſchen Volkes iſt nicht 
ſo kräftig, wie es wünſchenswert wäre, und der Grund muß in jenem 
langen Zeitraum des Friedens und der Muße geſucht werden, die der 
Reſtauration vorausgegangen iſt. Die Schwierigkeit, die der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Schrift- und Ausdrucksſprache erzeugt, verurſacht nicht 
nur eine geiſtige Bürde, ſondern verdoppelt auch die Arbeit, und das 
Studium erfordert einen ſolchen Zeitaufwand, daß es unmöglich wird, 
genügende Zeit für körperliche Übungen zu finden. Wenn wir da ein 
größeres Maß geſtatten wollten, ſo müßten wir die Jahre des Stu⸗ 
diums vermehren, und daraus würde wiederum ein zu großer Ver⸗ 
luſt an Arbeit für die Nation erwachſen. Dieſe Erſchwerung iſt ſchon 
vor mehr als zwanzig Jahren anerkannt, und verſchiedene Ver⸗ 
ſuche ſind eingeleitet worden, um eine Anderung herbeizuführen. Die 
beiden weſentlichſten Vorſchläge betrafen: 1. die Fürſprecher von 


„Kana“, beſtehend aus denen, die ausſchließlich den Gebrauch des 
japaniſchen Alphabetes für die Schriftſprache feſthalten wollen, und 
2. die Befürworter der Einführung der lateiniſchen Schriftzeichen und 
einer horinzontalen ſtatt der jetzigen vertikalen Schreibweiſe. Dieſe 
beiden Zweige könnten ſich nicht durch einen Kompromiß einigen; die 
Regierung ernannte darum eine Kommiſſion zur Ermittelung des 
beſten Syſtems. Die Arbeit der Kommiſſion wurde erſchwert durch 
die Erſcheinung einer neuen Gruppe, die den Wunſch äußerte, zuerſt 
und allmählich die Umgangsſprache zu verbeſſern und dann die Schrift⸗ 
ſprache mit ihr in Übereinſtimmung zu bringen. 

Eine dritte große Schwierigkeit der japaniſchen Erziehung liegt 
in dem Mangel eines moraliſchen Maßſtabes. Phyſiſcher und lite⸗ 
rariſcher Maßſtab iſt vorhanden, aber die Reſtauration hat die ein⸗ 
heitliche Religion zerſtört. Für die oberen Schichten blieb die chine⸗ 
ſiſche Philoſophie, aber für die große Maſſe des Volkes blieb ein 
Nichts, und es erhebt ſich die ſchwere Frge, was an die Stelle des 
Alten treten ſoll. In der weſtlichen Welt gibt das Chriſtentum die 
moraliſche Richtſchnur. In Japan möchten einige zu dem alten 
Glauben zurückkehren, dem Patriotismus zuzugeſellen wäre, andere 
wollen das Chriſtentum annehmen und wieder andere lehnen ſich an 
Kant und andere Philoſophen. Alles befindet ſich in einem Stadium 
der Verwirrung. Wenn uns ein großer Mann und ein Führer der 
Menſchheit erſtände, würde uns eine Entſcheidung leichter fallen, 
ſo aber erſcheint die Schwierigkeit faſt unüberwindlich. Der Kampf 
mit dieſen drei Hinderniſſen der Zukunft wird einigermaßen erträglich 
durch den Rückblick auf die Erfolge der Vergangenheit. Keine Nation 
iſt ohne eine Periode des Stillſtandes geblieben, und ſo wird auch 
Japan wieder fortſchreiten, wenn ein großer Mann erſcheint, ſei es 
von daheim oder außerhalb. Solche Männer und ſolche Veränderun⸗ 
gen, die von ihnen hervorgebracht werden, tun uns not. 

Vor mehr als zwanzig Jahren erkannte ich die Notwendigkeit der 
Errichtung von Privatſchulen neben ſolchen des Staates und gründete 
Senmon Gakko, aus der bereits zwei- oder dreitauſend Abiturienten 
Stellungen in allen Zweigen des nationalen Lebens erlangt haben. 

Mit Bezug auf die Frage der weiblichen Erziehung dürfte die 
Bemerkung von Intereſſe ſein, daß die Frauen an unſerer alten 
Literatur einen hervorragenden Anteil gehabt haben. Später änderte 
ſich das, und erſt ſeit Einführung der Erziehungsmethoden des Weſtens 
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werden Mädchen wieder zum Schulbeſuch gezwungen, haben ſich aber 
bis jetzt literariſch wenig hervorgetan. Selbſt jetzt iſt den Frauen das 
Studium nur bis zu den Mittelſchulen geſtattet. Es gibt viele, die 
der Anſicht ſind, daß Frauen keiner höheren Erziehung bedürfen, aber 
ihre Anzahl vermindert ſich täglich. Ich habe es ſtets für logiſch und 
richtig gehalten, daß Frauen, wenn ſie es wünſchen, eine gleiche Bil⸗ 
dung wie die Männer erhalten ſollten. Eine Spezial⸗Hochſchule für 
Frauen iſt endlich eröffnet worden und erwies ſich als von großem 
Erfolg begleitet. Es werden ſich daher wahrſcheinlich, in den nächſten 
Jahren fo große Veränderungen zeigen, daß ſich die Regierung ge- 
zwungen ſehen dürfte, höhere Mädchenſchulen zu gründen. 

In Japan iſt es praktiſch unmöglich, einen höheren Bildungs⸗ 
kurſus zu nehmen und alles in japaniſcher Sprache auszuführen. 
Unabhängigkeit des Studierens gibt es nicht. Auf den Univerſitäten 
wird über römiſches Geſetz franzöſiſch geleſen und auf deutſch über 
Rechte, und in keiner allgemeinen Schule kann der Geſamtunterricht 
japaniſch erteilt werden. Während der Übergangsperiode war dieſe 
Anomalie nötig, kann aber heute nicht mehr förderlich ſein. Nament⸗ 
lich im höheren Unterricht macht ſich die Unmöglichkeit fühlbar, ja⸗ 
paniſch zu unterrichten. Auf der Hochſchule von Senmon Gakko indes 
iſt der geſamte Unterricht japaniſch, und nach Unabhängigkeit des 
Studiums wird nach Kräften getrachtet. Was uns hauptſächlich hier⸗ 
bei anfangs die größten Hinderniſſe bereitete und höchſtwahrſcheinlich 
den halb⸗ausländiſchen Unterricht anderer Anſtalten verurſachte, war 
der gänzliche Mangel an japaniſchen Lehrbüchern. Es erwies ſich 
daher in Senmon Gakko die Notwendigkeit, eine Abteilung der Hoch- 
ſchule mit der Herausgabe ſolcher Bücher zu betrauen, und wenn dies 
anfangs auch nicht ſehr lohnend war, iſt der Erfolg doch nicht ausge⸗ 
blieben. Die Hoffnung iſt daher begründet, daß andere Verleger und 
die Regierung dem guten Beiſpiel folgen werden. 

Das raſch anwachſende kommerzielle Element Japans brachte 
gar bald das Bedürfnis nach Fachlehranſtalten hervor, und ich habe 
bei der Begründung einer mittleren Handelsſchule mitgewirkt, deren 
Unterricht beſonders den Erforderniſſen des kaufmänniſchen Berufs 
angepaßt iſt. Bei Eröffnung der Schule fanden ſich hundert Stu- 
dierende ein, deren Anzahl ſich nach kurzer Zeit auf dreihundert ver⸗ 
mehrte. Ein drei⸗ bis vierjähriger Kurſus einer Mittelſchule be⸗ 
rechtigt ohne Examen zu weiterem dreijährigen Beſuch einer Handels⸗ 
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ſchule, worauf die jungen Leute zum Eintritt in ein Geſchäft be⸗ 
fähigt ſind. Es iſt zu hoffen, daß die Regierung ſich veranlaßt ſehen 
wird, die Fachſchulen mit den Mittelſchulen in Verbindung zu brin⸗ 
gen. Auf dieſen wird chineſiſcher und obligatoriſch engliſcher Unter⸗ 
richt erteilt. Das Gleiche gilt von den Mittelſchulen. 

Die Welt beobachtet die Anſtrengungen Japans, ſeine Er⸗ 
ziehungsſchwierigkeiten zu überwinden, und die drei angeführten wer⸗ 
den noch von dem altjapaniſchen Konſervativismus vermehrt, der in 
manchen Teilen Japans im Verborgenen blüht. Von außen werden 
uns große Sympathien entgegengebracht, die das Empfinden zeitigt, 
daß die endlichen Erfolge Japans auf dieſem Gebiet nicht nur für das 
Land ſelbſt, ſondern auch für die Humanität im allgemeinen viel be⸗ 
deuten werden. 


II. Das gegenwärtige Erziehungsſyſtem. 


Von M. Sawayanagi, 
Direktor des Bureaus für allgemeine Schulangelegenheiten im Erziehungsdepartement, 
Tokyo, Japan. 


1. Einleitung. 


Der Urſprung der Erziehung in Japan iſt engverknüpft mit der 
Entſtehung des Landes ſelbſt. Der Geiſt der Treue, kindlicher Pietät 
und Tapferkeit, die die fundamentalen Eigenſchaften des National⸗ 
charakters bilden, ſind ſeit undenklichen Zeiten gehegt und gepflegt 
worden. Aber vor der Reſtauration, bis 1867, war die Bildung auf 
ein kleines Gebiet beſchränkt, und nur eine ganz beſtimmte Klaſſe 
konnte ſich ihrer Wohltaten erfreuen. Auch die Gegenſtände des 
Studiums waren einzig auf chineſiſche und japaniſche Literatur be⸗ 
ſchränkt, und nur auf Moral wurde noch viel Sorgfalt verwendet. 
Bald nach der Reſtauration richtete die neue Regierung ihr Augen- 
merk auf Erziehungsfragen, und die Folge war die völlige Beſeitigung 
des alten Syſtems und die Begründung eines völlig verſchiedenen, wie es 
in den ziviliſierten Ländern des Weſtens gepflegt wird, wurde im ganezn 
Reiche eingeführt. Obgleich der Gedanke einer nationalen Erziehung 
ſich innerhalb zweier Jahrtauſende allmählich entwickelte, ſo iſt doch die 
neuere jetzige Phaſe ausſchließlich das Produkt der Umwälzungen, die 
ſich in der kurzen Epoche ſeit der Reſtauration, alſo in weniger als 
vierzig Jahren ereignet haben, ſo daß ſie kaum eine Parallele in der 
Geſchichte Europas oder Amerikas findet. 
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Im Jahre 1871, gerade ein Jahr nach der Annahme eines neuen 
Unterrichtsgeſetzes in England, war es, daß man im Miniſterium 
eine ganz ſelbſtändige Unterrichtsabteilung errichtete, deren Vor⸗ 
ſitzender, als Staatsminiſter für Erziehung und Unterricht, zum Mit⸗ 
glied des Kabinettes berufen wurde. Schon zwei Jahre ſpäter konnte 
ein Erziehungsgeſetzbuch erſcheinen, das den ganzen Plan, Univerſi⸗ 
täten, Sekundär⸗ und Elementarſchulen umfaßte. Seitdem wurden 
nun verſchiedene Verbeſſerungen durchgeführt, bis wir ſchließlich 
unſere heutige Organiſation erreichten. Obwohl wir einen beſtändigen 
Fortſchritt verzeichnen können, ſo ſind doch die Leiſtungen der letzten 
ſechs Jahre nach jeder Richtung hin ſehr hervorragend. 

Das Zentral⸗Verwaltungsorgan iſt das Unterrichtsdepartement 
mit einem Miniſter an ſeiner Spitze und einem Vizeminiſter unter ihm. 
Dem ſind zuzufügen drei Direktoren, die in den drei Abteilungen, den 
allgemeinen, Spezial- und techniſchen Schulangelegenheiten den Vor⸗ 
ſitz führen; ferner: Räte, Sekretäre, Schulinſpektoren und Examina⸗ 
toren der Schulbücher und der Atlanten, die die betreffenden ihnen 
zuerteilten Obliegenheiten ausführen. Die lokale Unterrichtsverwal⸗ 
tung beſteht aus drei Klaſſen: der Adminiſtrator des Verwaltungs⸗ 
körpers, dem die Elementarſchulen unterſtehen, iſt das Oberhaupt 
einer Stadt oder eines Dorfes; der Adminiſtrator der zweiten Klaſſe 


iſt der Chef einer „Gun“ oder Grafſchaft, der die Unterrichtsangelegen⸗ 
heiten der Städte und Dörfer überwacht, und das Haupt der höchſten 
Klaſſe iſt ein Gouverneur, der den Geſamtunterricht ſeines Gerichts⸗ 
bezirkes kontrolliert und direkt unter dem Miniſter der Unterrichts⸗ 
abteilung amtiert. 


2. Elementarſchulen. 


Elementarſchulen ſind dazu beſtimmt, den Kindern die Anfangs⸗ 
gründe einer moraliſchen und allgemeinen Bildung zu geben, die ganz 
beſonders dazu angetan iſt, ſie zu brauchbaren Mitgliedern der Ge⸗ 
meinde zu erziehen, in Verbindung mit ſo viel allgemeinen Kennt⸗ 
niſſen und Fertigkeiten, die das tägliche Leben erfordert; dabei iſt 
für körperliche Entwicklung Sorge zu tragen. 

Elementarſchulen werden in gewöhnliche und höhere Elementar⸗ 
ſchulen eingeteilt, und es wird dabei vorausgeſetzt, daß die Kurſe beider 
in ein und derſelben Schule ſtattfinden. Der Kurſus einer gewöhn⸗ 
lichen Elementarſchule umfaßt vier Jahre, der der höheren zwei, drei 

Japan. 13 


— 194 — 


und vier Jahre. Ein Ergänzungskurſus, nicht über zwei Jahre ausge⸗ 
dehnt, ſoll noch eingerichtet werden, um einen Schüler für lokale 
Anforderungen zu befähigen. 

Die Lehrgegenſtände einer gewöhnlichen Elementarſchule um⸗ 
faſſen: Morallehre, die japaniſche Sprache, Rechnen und Turnen; je 
nach örtlichen Bedürfniſſen dürfen ein oder mehr Gegenſtände, als 
Zeichnen, Singen oder Handarbeit und für Mädchen noch Nähen hin⸗ 
zugefügt werden. 

Für die höheren Elementarſchulen ſind die nachfolgenden Lehr⸗ 
gegenſtände feſtgeſetzt worden: Morallehre, japaniſche Sprache, Rech⸗ 
nen, japaniſche Geſchichte, Wiſſenſchaften, Zeichnen, Singen und Tur⸗ 
nen und für die Mädchen Nähen. Für Knaben kann eventuell noch 
Landwirtſchaft, Handel und Handfertigkeiten, ſowie die engliſche 
Sprache hinzukommen. 

Ein Punkt, der der beſonderen Aufmerkſamkeit würdig ſein dürfte, 
beſteht in dem Ausſchluſſe jedes religiöſen Dogmas bei dem Unter⸗ 
richt der Morallehre in den Elementarſchulen, die rein weltlich ge⸗ 
lehrt wird. In Zukunft ſoll der Verlag aller Lehrbücher für 
Elementarſchulen im allgemeinen dem Erziehungsdepartement vorbe⸗ 
halten bleiben. 

Die Anzahl der Klaſſen ſoll in den Elementarſchulen zwölf nicht 
überſteigen, und die Anzahl der Schüler einer jeden Klaſſe nicht mehr 
als ſiebzig betragen in den gewöhnlichen, und nicht mehr 
als ſechzig in den höheren Elementarſchulen. 

Kinder müſſen ihr ſechſtes Jahr vor Eintritt in eine Schule 
vollendet haben und das vierzehnte vor ihrem Abgang, wodurch acht 
Jahre für die Schulzeit vorgeſehen ſind. Die Vormünder von ſchul⸗ 
pflichtigen Kindern ſind verpflichtet, ihre Pfleglinge zur Schule anzu⸗ 
halten und ſie mindeſtens den Kurſus einer gewöhnlichen Elementar⸗ 
ſchule durchmachen zu laſſen. Zur Stunde empfangen mehr als 
90 Proz. der Schulpflichtigen den vorgeſchriebenen Unterricht, und 
obgleich der Unterricht in den höheren Elementarſchulen nicht obli⸗ 
gatoriſch iſt, ſo wurden doch 60 Proz. der Schüler aus den gewöhn⸗ 
lichen in die höheren übernommen. 

Städtiſche oder Landgemeinden ſind verpflichtet, gewöhnliche Ele⸗ 
mentarſchulen in genügender Anzahl und Ausſtattung zu errichten 
und zu unterhalten, um allen ſchulpflichtigen Kindern ihres Bezirkes 
Aufnahme zu geſtatten. Die Errichtung höherer Schulen ſoll nicht 
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obligatoriſch ſein. Im Jahre 1902 beliefen ſich die Geſamtkoſten der 
Gemeindeſchulen Japans auf 2981574 Pfund Sterling. 

In gewöhnlichen Elementarſchulen, die von Städten oder länd⸗ 
lichen Gemeinden gegründet ſind, darf kein Schulgeld erhoben 
werden, es ſei denn unter ganz beſonderen Umſtänden und auch dann 
nur unter Zuſtimmung des betreffenden Gouverneurs; aber ſelbſt 
in dieſem Fall darf der Betrag in Städten 20 Sen (zirka 45 Pf.) 
per Monat und 10 Sen auf dem Lande nicht überſteigen. Für eine 
höhere Elementarſchule ſoll das Schulgeld in den Städten 60 Sen und 
auf dem Lande 30 Sen nicht überſteigen. Die größere Anzahl der 
Elementarſchulen ſind durch ſtädtiſche und ländliche Gemeinden ge⸗ 
gründet worden und nur ſehr wenige von Privatperſonen. Die von 
Kirchen errichteten zählen nicht mehr als etwa zehn im ganzen Lande. 
Im Jahre 1902 war die Geſamtzahl der Elementarſchulen auf 28381 
mit 4980604 Schülern geſtiegen, einſchließlich 6351 höhere mit zu⸗ 
ſammen 948777 Schülern. 

Es gibt bei uns drei Klaſſen von Lehrern für Elementarſchulen: 
die regulären Lehrer, die befähigt ſind, die Gegenſtände der gewöhn⸗ 
lichen Kurſe zu unterrichten, die Hilfslehrer und die für den Unter⸗ 
richt der Spezialgegenſtände, als: Zeichnen, Singen, Turnen, Nähen, 
Engliſch, Landwirtſchaft, Handel und Handarbeiten, und dieſe werden 
Fachlehrer genannt. Sämtliche Lehrer müſſen das Diplom für ihren 
Beruf beſitzen, und nur wenn es an der genügenden Anzahl mangelt, 
dürfen auch ſolche ohne Diplom vorübergehend angeſtellt werden. 


Die Ernennung ſowohl wie die Entlaſſung liegt neben der Emp⸗ 
fehlung einer Stadt oder eines Bezirkes in der Macht des betreffenden 
Gouverneurs. 


Das Gehalt für Lehrer der Elementarſchulen darf nicht weniger 
als 25 Sen, noch mehr als 10 Pfund Sterling per Monat betragen; 
doch wird auch Wohnungsgeldzuſchuß gewährt, und dieſe Ausgaben 
gehen zu Laſten der Städte und ländlichen Gemeinden. Auch iſt durch 
Geſetz beſchloſſen worden, eine weitere ſtaatliche Vergütung für be⸗ 
ſonders verdienſtvolle Leiſtungen eintreten zu laſſen. Ein Lehrer, 
der eine fünfzehnjährige Tätigkeit ausgeübt hat, hat Anſpruch auf 
lebenslängliche Penſion, und ſeine Familie erhält ſie fortgeſetzt im 
Falle ſeines Todes. Im Jahre 1902 waren 102 700 Lehrer an Ele⸗ 
mentarſchulen angeſtellt, unter denen 22225 nicht diplomiert waren. 
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3. Bürgerſchulen. 


Die Bürgerſchulen bezwecken den Unterricht ſolcher höheren Lehr⸗ 
gegenſtände für eine allgemeine Erziehung, die für die Knaben des 
Mittelſtandes erforderlich ſind. 

In jeder der beſtehenden ſiebenundvierzig Präfekturen ſoll wenig⸗ 
ſtens eine Bürgerſchule errichtet und unterhalten werden, auch foll 
es geſtattet ſein, daß Privatunternehmer unter Beobachtung der ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften ſolche Schulen errichten dürfen. 

Ein Studienkurſus erſtreckt ſich über fünf Jahre mit der Wahl 
eines ferneren Kurſus, der zwölf Monate nicht überſteigen darf. 

Folgende Tabelle gibt einen Überblick des Lehrplanes der Bürger⸗ 
ſchulen mit deren wöchentlichen Unterrichtsſtunden: 


S 
= 
= 
8 


Erſtes Zweites Drittes R 
Jahr Jahr Jahr Viertes Jahr 


Morallehre 1 
Japaniſch und Chineſiſch . 6 
Fremde Sprachen 1 
Geſchichte und Geographie . 3 
Mathematik 4 Semeſter 
Naturgeſchichte . Semeſter 
5 a Semeſter 
Phyſik und Chemie Se 
Die Elemente der Rechtspflege 
und Nationalökonomie — 
Zeichnen 1 1 
1 1 
3 3 
Summe 28 28 


1 


> 18 


2 
3 


1 1 
1 en 
3 3 


28 30 und 31 30 


Es wird durch dieſe Tabelle erſichtlich, daß die Kurſe der Bürger⸗ 
ſchulen Japans auf abſoluter Gleichmäßigkeit beruhen, und ſie unter⸗ 
ſcheiden ſich nach dieſer Richtung von denen Amerikas und Europas, 
wo ſie verſchiedenartig durchgeführt werden. Der Unterricht des 
Chineſiſchen beſteht einzig in der Lehre der klaſſiſchen Literatur, denn 
Aufſatz und Konverſation im modernen Chineſiſch wird nicht unter⸗ 
richtet, dagegen viel Zeit auf das Studium moderner Wiſſenſchaft ver- 
wendet. Wenn Vergleiche unſerer Bürgerſchulen mit denen anderer 
Länder angeſtellt werden, ſo ergibt ſich die Ahnlichkeit der japaniſchen 
mit denen europäiſcher Staaten. 
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Kandidaten für die Zulaſſung zu den Bürgerſchulen müſſen nicht 
nur das zwölfte Lebensjahr überſchritten, ſondern auch einen zwei⸗ 
jährigen Kurſus einer höheren Elementarſchule durchgemacht haben, 
ſo daß Schüler, die in einer Bürgerſchule Aufnahme verlangen, einen 
ſechsjährigen Elementarkurſus abſolviert haben müſſen. Als allge⸗ 
meine Regel gilt die Beſtimmung, daß religiöſe Bücher für Bürger⸗ 
ſchulen einer Prüfung und der Genehmigung durch den Unterrichts⸗ 
miniſter unterliegen. 

Gewöhnlich ſoll die Anzahl der Schüler in einer Bürgerſchule 
vierhundert nicht überſchreiten, unter beſonderen Verhältniſſen kann 
aber dieſe Anzahl auf ſechshundert anwachſen. Die Schülerzahl jeder 
Klaſſe iſt auf fünfzig beſchränkt. Die Lehrerzahl wird für Schulen von 
nicht mehr als fünf Klaſſen auf wenigſtens zwei für jede feſtgeſetzt 
und muß für jede einzelne über fünf Klaſſen nach der Rate von je 
eineinhalb per Klaſſe vermehrt werden. 

Im Jahre 1902 beſaßen wir 292 Bürgerſchulen, von denen 34 
von Privatleuten errichtet worden waren, während die übrigen von 
den Präfekturen begründet und erhalten wurden. Beſucht wurden ſie 
von 102304 Schülern, von 9416 Graduierten und von 4233 Lehrern, 
von denen 1832 nicht diplomiert waren. Die öffentlichen Aufwen⸗ 
dungen in dem genannten Jahr beliefen ſich für dieſe Schulen auf 
492 140 Pfund Sterling. 


4. Höhere Mädchenſchulen. 


Der Zweck der höheren Mädchenſchulen iſt, Unterricht in den⸗ 
jenigen höheren Gegenſtänden der Bildung zu erteilen, die für die 
Mädchen des Mittelſtandes erforderlich iſt. 

Der Lehrkurſus erſtreckt ſich über vier, auch gelegentlich über 
fünf Jahre. Dem regulären Kurſus kann ein Ergänzungskurſus, der 
zwei Jahre nicht überſteigt, zugefügt werden. 

Die Lehrgegenſtände umfaſſen: Morallehre, japaniſche Sprache, 
eine fremde Sprache (Engliſch oder Franzöſiſch), Geſchichte, Geographie, 
Mathematik, Naturwiſſenſchaften, Muſik und Turnen, denen noch 
gelegentlich Pädagogik und Handarbeit zugefügt werden kann. Außer⸗ 
dem aber ſollen für diejenigen, die den Wunſch hegen, ſich dem Studium 
der Künſte, die für weibliche Studierende wünſchenswert ſind, zu wid⸗ 
men, Spezialkurſe für Künſte geſchaffen werden, die ſich über nicht 
weniger als zwei, aber auch nicht über mehr als vier Jahre erſtrecken 
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ſollen. Auch darf ein höherer, auf zwei bis drei Jahre berechneter 
Kurſus zugunſten derjenigen Graduierten eingerichtet werden, die 
den Wunſch haben, ſich beſonderen Zweigen des Studiums zu widmen. 

Die Vorſchriften für die Errichtung, Befähigung der Kandidaten 
für die Zulaſſung, Lehrbücher, Lehrergehälter, die Anzahl der zu⸗ 
läſſigen Schüler für je eine Klaſſe oder Schule, die Anzahl der 
Lehrer ꝛc. ſind genau dieſelben wie die für Bürgerſchulen. 

Im Jahre 1902 gab es bereits 70 höhere Mädchenſchulen, von denen 
acht von Privatperſonen gegründet wurden; die Schülerinnenzahl be⸗ 
lief ſich auf 17540, die der Graduierten auf 3631 und der Lehrer auf 
988, von denen 420 nicht diplomierte waren. Die öffentlichen Auf⸗ 
wendungen für höhere Mädchenſchulen betrugen in demſelben Jahr 
131493 Pfund Sterling. 


5. Lehrerſeminare. 


An Seminaren gibt es zweierlei Gattungen, nämlich: ordentliche 
und höhere Seminare. Ordentliche haben die Beſtimmung, Lehrer 
für die Elementarſchulen heranzubilden, und die höheren ſollen die 
Lehrer für Bürgerſchulen, höhere Mädchenſchulen und für die ordent- 
lichen Seminare vorbereiten. 

Jede Präfektur iſt verpflichtet, auf eigene Koſten wenigſtens ein 
ordentliches Seminar zu errichten, das in Abteilungen für männliche 
und weibliche Kandidaten geteilt werden muß. In manchen Präfek⸗ 
turen beſteht jede Abteilung als unabhängiges Inſtitut für ſich. 

Der Studiengang iſt auf vier Jahre für die männlichen und auf 
drei Jahre für die weiblichen Studierenden berechnet. Die Lehr⸗ 
objekte für die männlichen umfaſſen: Morallehre, Pädagogik, Japa⸗ 
niſch, Chineſiſch, Geſchichte, Geographie, Mathematik, Phyſik und 
Chemie, Naturgeſchichte, Zeichnen, Schreiben, Muſik und Turnen. 
Dieſen darf gelegentlich noch eine fremde Sprache, Landwirtſchaft, 
Handelswiſſenſchaft oder Handfertigkeiten angegliedert werden. Die 
Lehrobjekte für Mädchen beſtehen in: Morallehre, Pädagogik, Japa⸗ 
niſch, Chineſiſch, Geſchichte, Geographie, Mathematik, Naturwiſſen⸗ 
ſchaft, Haushaltungslehre, Schreiben, Zeichnen, Muſik und Turnen. 
Ein einfacher oder vorbereitender Normalkurſus, um Lehrer für die 
ordentlichen Elementarſchulen heranzubilden, darf noch den regulären 
Kurſen beigefügt werden. 

Für Kandidaten der ordentlichen Lehrerſeminare iſt das Alter 
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zwiſchen 15 und 20 Jahren vorgeſchrieben; ſie müſſen mindeſtens 
einen Prüfungsgrad beſitzen, der zu Hilfslehrerſtellen an einer Ele⸗ 
mentarſchule berechtigt. 

Die Ausgaben der Schüler — einſchließlich Koſt und Wohnung — 
ſind durch die betreffende Ortskaſſe zu leiſten, und als Gegenleiſtung 
für dieſe Unterſtützung wird von den Schülern verlangt, daß ſie einer 
oder der anderen Elementarſchule — Männer auf zehn Jahre, Mäd⸗ 
chen auf fünf Jahre — vom Tage ihrer Graduierung gerechnet, ihre 
Dienſte zur Verfügung ſtellen. 

In Verbindung mit jedem ordentlichen Seminar ſteht eine ordent⸗ 
liche Elementarſchule, die den Seminariſten Gelegenheit zu praktiſcher 
Übung im Unterrichten gibt. 

Die Direktoren ſind Staatsbeamte, und die Lehrer genießen die⸗ 
ſelbe Behandlung wie die der höheren Schulen. Bezüglich der Anzahl 
der dieſe Schulen Beſuchenden ſind keine beſtimmten Vorſchriften 
feſtgeſetzt. In den meiſten dieſer Schulen ſind ungefähr 200 Stu⸗ 
dierende, während in einigen mehr als 400 ſind, die ſämtlich in den 
Anſtalten leben und wohnen. In den einzelnen Klaſſen indes ſoll die 
Anzahl unter 40 und die Lehrerzahl auf gleicher Höhe mit denen der 
höheren Schulen bleiben. 

Im Jahre 1902 betrug die Zahl der ordentlichen Lehrerſeminare 
54 mit 11900 männlichen und 2000 weiblichen Studierenden; Gra⸗ 
duierte: 2215 männliche und 503 weibliche; aber es wird erwartet, 
daß die Zahl der jährlich Graduierten 3600 erreichen wird. Im Jahre 
1902 betrug die Zahl der Lehrer 1032, von denen 216 nicht diplo⸗ 
miert waren, und die Geſamtaufwendungen für ordentliche Seminare 
im ſelben Jahre betrug 302 104 Pfund Sterling. 

Höhere Seminare haben die Beſtimmung, Studierende zu Lehrern 
für die ordentlichen Seminare, aber auch für die höheren Knaben⸗ 
und Mädchenſchulen auszubilden. Es gibt zurzeit zwei höhere Semi⸗ 
nare in Japan, und zwar in Tokyo und Hiroſhima, deren Aufwen⸗ 
dungen gleichmäßig durch die Staatskaſſe gedeckt werden. 

Das Syſtem des Seminares beſteht in der Teilung ſeiner Kurſe 
in Vorbereitungs-, Haupt⸗, Graduierten- und Spezialkurſe. Die Dauer 
des Studiums iſt für den Vorbereitungskurs auf ein Jahr, für den 
Hauptkurſus auf drei Jahre und für den Graduiertenkurſus auf ein 
Jahr berechnet. Der vorbereitende Kurſus umfaßt die Gegenſtände: 
Morallehre, japaniſche Sprache, chineſiſche Literatur, Engliſch, Ma⸗ 
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thematik, Logik, Zeichnen, Muſik und Turnen. Der Hauptkurſus 
teilt ſich in fünf Disziplinen: Japaniſch und Chineſiſch, engliſche 
Sprache, Geſchichte und Geographie, Phyſik, Chemie und Natur⸗ 
geſchichte; jede Disziplin mit den dazu gehörigen ihr verwandten 
Wiſſenſchaften. 

Aufnahmeſuchende Kandidaten werden unter den Graduierten der 
höheren Schulen und ordentlichen Seminaren nach beſtandener Prü⸗ 
fung ausgewählt. Die Koſten der Studierenden werden von den be⸗ 
treffenden Schulen getragen, und für dieſe Unterſtützung verpflichten 
ſich die Schüler zu ſiebenjährigen Dienſten als Probekandidaten, vom 
Tage ihrer Graduierung gerechnet, als Gegenleiſtung. 

Wiederum ſind auch mit dieſen höheren Seminaren Elementar⸗ 
und höhere Schulen verbunden, die den Studierenden zur praktiſchen 
Übung in der Kunſt des Unterrichtens dienen. 

Im Jahre 1903 gab es 807 Studierende, 140 Graduierte und 
88 Unterrichtende; die Ausgaben betrugen 58844 Pfund Sterling. 
Das höhere Seminar in Hiroſhima wurde 1902 eröffnet. 

Das höhere Seminar für weibliche Kandidaten ſoll dieſe zu Lehre⸗ 
rinnen für die Frauenabteilung der ordentlichen Seminare und für den 
Unterricht in höheren Mädchenſchulen heranbilden. Dieſes bis jetzt 
einzige Inſtitut in Japan wird ausſchließlich von der Staatskaſſe 
erhalten. 

Das Syſtem dieſes Seminares iſt eine Dreiteilung, nämlich in 
literariſche, wiſſenſchaftliche und Kunſtkurſe (vierjährig), denen ſich, 
obligatoriſche für die Studierenden der verwandten Wiſſenſchaften an⸗ 
gliedern. Dazu kommt noch als Ergänzung ein Spezialkurſus und ein 
ſolcher für Graduierte, zu denen die Kandidaten aus den Graduierten 
der weiblichen Abteilung der ordentlichen Seminare oder der höheren 
Mädchenſchulen berufen werden. Auch für dieſe Kandidaten über⸗ 
nehmen die Schulen ſämtliche Koſten, und die Studierenden über⸗ 
nehmen als Gegenleiſtung die Verpflichtung, fünfjährige Dienſte an 
dem öffentlichen Erziehungswerk vom Tage ihrer Graduierung an 
gerechnet zu tun. An dieſe Inſtitute ſchließen ſich die höheren Mädchen- 
ſchulen und Kindergärten, um den Kandidaten Gelegenheit zur prak⸗ 
tiſchen Übung im Unterrichten zu verſchaffen. 

Im Jahre 1903 hatten wir 361 Studierende, 100 Graduierte 
und 52 Inſtruktoren, und die Geſamtaufwendungen betrugen 
9782 Pfund Sterling. 
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6. Höhere Schulen. 


Das Ziel der höheren Schulen iſt, den jungen Männern, die den 
Wunſch hegen, eine Kaiſerliche Univerſität zu beziehen, den dazu 
vorbereitenden Unterricht zu gewähren; es gibt deren jetzt acht, die 
ſämtlich vom Staat unterhalten werden. Es mag hier Erwähnung 
finden, daß ſolche Schule ſich ganz dem Japan beſonders eigentüm⸗ 
lichen Erziehungsſyſtem anpaßt, ein Syſtem, für das ein etwas Ent⸗ 
ſprechendes weder in Europa noch in Amerika namhaft gemacht wer⸗ 
den kann. Unter den jetzt noch beſtehenden Verhältniſſen iſt der Ge⸗ 
brauch der japaniſchen Sprache allein ganz und gar ungenügend für 
das Lehrſyſtem einer Univerſitätserziehung, und es bedarf der frem⸗ 
den Sprachen, da wiſſenſchaftliche Vorleſungen teilweiſe franzöſiſch 
und teilweiſe deutſch gehalten werden; und da es japaniſche Lehr⸗ 
bücher nicht gibt, ſo erklärt dieſe Tatſache die Exiſtenzberechtigung der 
höheren Schulen. Es wird ſo großer Nachdruck während des Studiums 
auf die Erlernung fremder Sprachen gelegt, daß dafür in einigen 
Klaſſen bis auf dreizehn Stunden in der Woche vorgeſehen ſind. Die 
Studierenden dürfen zwiſchen Engliſch und Deutſch, oder Engliſch und 
Franzöſiſch, oder Franzöſiſch und Deutſch ihre Wahl treffen. Dabei 
wird der Schwerpunkt nicht auf fließende Ausdrucksweiſe, ſondern auf 
die gründliche Kenntnis der fremden Literatur gelegt. 


Die Dauer des Studiums dehnt ſich über drei Jahre aus und 
zerfällt in drei Abteilungen. Die erſte ſoll denen, die die juriſtiſche 
oder literariſche Laufbahn einſchlagen wollen, die erforderlichen Vor⸗ 
kenntniſſe verſchaffen; die zweite iſt für die Kandidatur der In⸗ 
genieurkunſt und Landwirtſchaft, die dritte Abteilung für das 
Univerſitätsſtudium der Medizin. Es iſt geſagt worden, daß der 
Studiengang aller Bürgerſchulen Japans auf Gleichmäßigkeit beruhe, 
aber wir finden, daß bei den höheren Schulen doh drei verſchiedene 
Abteilungen oder Kurſe vorhanden ſind, und daß dieſe das verbindende 
Glied zwiſchen Lyzeen und den Univerſitäten bilden. Die Spezial⸗ 
ſchulen können daher als eine Fortſetzung oder vielmehr als eine Er⸗ 
gänzung der Lyzeen betrachtet werden, und die höhere Erziehung der 
erſten fünf Jahre iſt für alle Studierenden in Japan übereinſtimmend, 
während ſie ſich für die letzten drei Jahre in drei Kurſen auseinander⸗ 
zweigt. 
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Kandidaten müſſen bei der Aufnahme über 17 Jahre zählen und 
eine höhere Schule abſolviert haben oder das Zeugnis der Reife be⸗ 
ſitzen. Ein Teil der Studierenden findet in den Räumen der Schule 
Aufnahme, während der Reſt anderweitig Unterkommen findet. Der 
Direktor und die Lehrer ſind Staatsbeamte. Unter den Lehrern 
fremder Sprachen, befinden ſich mehr als 20 Ausländer, die ihre 
Mutterſprachen lehren. Im Jahre 1903 gab es 4781 Studierende, 

875 Graduierte und 301 Lehrer, und die Aufwendungen betrugen 
106090 Pfund Sterling. 


7. Die Kaiſerlichen Univerſitäten. 


| Die Kaiſerlichen Univerſitäten beſtehen aus der Univerſitäts⸗ 
halle und den Hochſchulen. Die Univerſitätshalle iſt zu dem Zweck 
begründet, das Quellenſtudium für Künſte und Wiſſenſchaften zu er⸗ 
leichtern, und die Hochſchulen für theoretiſchen und praktiſchen Unter⸗ 
richt in den verſchiedenen Zweigen der Wiſſenſchaft. Es ſind bis 
jetzt zwei Kaiſerliche Univerſitäten vom Staat errichtet worden, eine in 
Tokyo, und die andere in Kyoto. 
| Die Kaiſerliche Univerfität von Tokyo umfaßt ſechs Fakultäten, 
nämlich Jura, Medizin, Ingenieurkunſt, Literatur, Naturwiſſenſchaften 
und Landwirtſchaft, die von Kyoto umfaßt vier, nämlich Jura, Medizin, 
Literatur, Naturwiſſenſchaften und Ingenieurwiſſenſchaft. Vor zwanzig 
Jahren mußten wir die größere Anzahl von Profeſſoren von Europa 
und Amerika zu uns berufen, während zur Stunde die große Majo⸗ 
rität der Lehrkräfte aus Japanern beſteht und die Zahl der auswär⸗ 
tigen Profeſſoren weniger als zehn beträgt. Die einheimiſchen Pro⸗ 
feſſoren ſind bei uns graduierte, die, nach Beendigung ihrer Studien 
in Japan, mehrere Jahre im Auslande ſtudiert haben, mit Ausnahme 
derer, die nur über Japan und China leſen. 

Die Ausſtattung unſerer Univerſitäten kann billigerweiſe den 
Vergleich mit jeder der europäiſchen und amerikaniſchen Univerſi⸗ 
täten vertragen, und auch an ihren Unterricht kann derſelbe hohe 
Maßſtab gelegt werden. 

Kandidaten müſſen für ihre Zulaſſung zu einer der Hochſchulen 
entweder Graduierte der höheren Spezialſchulen ſein oder eine gleich⸗ 
wertige Befähigung nachweiſen, haben alſo infolgedeſſen einen Schul⸗ 
kurſus von vierzehn Jahren abſolviert, nämlich ſechs Jahre in Ele⸗ 
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mentarſchulen, fünf Jahre in Lyzeen und drei Jahre in höheren 
Spezialſchulen. Kandidaten für die Univerſitätshalle müſſen dagegen 
Graduierte einer der Hochſchulen ſein oder ihre dementſprechende Be- 
fähigung nachweiſen. 

Univerſitätsgrade werden an ſolche Studierende verliehen, die 
ſich durch Originalforſchungen auf den Gebieten der Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaften hervorgetan und beſtimmt vorgeſchriebene Prüfungen be⸗ 
ſtanden haben. Der Kurſus der Studien iſt auf vier Jahre für Medizin 
und Jura und auf drei für die übrigen Fakultäten vorgeſehen. Mit 
wenigen Ausnahmen einiger zuläſſiger Gegenſtände haben ſich unſere 
Studierenden, ungleich den europäiſchen Univerſitäten, auf die ein⸗ 
geſchriebenen Kollegien zu beſchränken. 

Die Präſidenten der Kaiſerlichen Univerſitäten kontrollieren in 
Gemeinſchaft mit den Direktoren jeder Hochſchule die Angelegenheiten 
der Univerſitäten. An der Kaiſerlichen Univerſität in Tokyo ſind 
100 Lehrſtühle, von denen jeder mit einem Profeſſor beſetzt iſt, wäh⸗ 
rend die Anzahl der Lehrſtühle an der Univerſität von Kyoto etwas 
geringer iſt. Im Jahre 1903 gab es 4076 Studenten, 716 Schüler 
an Hochſchulen, 44 Schüler der Univerſitätshalle und 349 Beſucher 
der Fakultäten. Die Geſamtausgaben betrugen 238803 Pfund Sterling. 


8. Spezialſchulen. 


Spezialſchulen werden die Inſtitute genannt, welche die höhere 
Ausbildung in den Künſten und Wiſſenſchaften pflegen, ausgenommen 
Kaiſerliche Univerſitäten, Hochſchulen und techniſche Schulen. Die 
Staats⸗Spezialſchulen umfaſſen fünf Spezialſchulen der Medizin, 
eine Schule für fremde Sprachen, eine Schule für Künſte und eine 
Muſikakademie. Die Mehrzahl der Spezialſchulen, die von den Orts⸗ 
behörden oder von Privatperſonen errichtet ſind, lehren Medizin, 
Jura und Literatur. Im allgemeinen dauert der Unterrichtskurſus 
wenigſtens drei Jahre. Bewerber zur Aufnahme an Spezialſchulen 
müſſen eine Mittelſchule oder eine Mädchen-Hochſchule oder eine 
gleichſtufige Anſtalt beſucht haben. Im Jahre 1903 gab es 57 Spezial⸗ 
ſchulen, einſchließlich 45 Privatinſtitute mit 14573 Studenten und 
1971 Schülern. Die Ausgaben für die Staats⸗ und Orts⸗Spezial⸗ 
ſchulen betrugen 42 440 Pfund Sterling, reſp. 22865 Pfund Sterling. 


— 204 — 


9. Techniſche Schulen. 


Gegenſtand der techniſchen Schulen iſt die notwendige Ausbildung 
derer, die ſich in der Induſtrie, im Ackerbau und Handel ꝛc. betätigen 
wollen. Es gibt Schulen für Induſtrie, Ackerbau und Handel, und 
jede Schule hat drei Klaſſen: Unter-, Mittel- und Oberklaſſe. 

Es gibt ſieben ſtaatliche techniſche Hochſchulen: zwei Ackerbau⸗, 
zwei Handels- und drei Induſtrieſchulen. Im Jahre 1903 gab es 
2972 Studenten, 509 Abiturienten und 236 Lehrer. Die Koſten 
betrugen 80468 Pfund Sterling. Techniſche Schulen mit Mittel⸗ 
und Unterklaſſen werden hauptſächlich von Präfekturen, Grafſchaften 
oder Städten errichtet und erhalten eine beſtimmte Geldunterſtützung 
vom Staats⸗Schatzamt, die ſich für das laufende Jahr auf 32000 
Pfund Sterling beläuft. 

Bewerber zur Aufnahme an techniſchen Schulen mittlerer Klaſſe 
müſſen über vierzehn Jahre alt ſein und acht Jahre lang eine Vor⸗ 
bereitungsſchule beſucht haben. Der kürzeſte Kurſus dauert ſechs Mo⸗ 
nate, der längſte vier Jahre. Es gibt auch techniſche Hilfsſchulen. 

Die techniſchen Schulen Japans umfaſſen gegenwärtig alle Arten 
techniſcher Schulen, von denen jede drei Klaſſen hat. Es darf be⸗ 
hauptet werden, daß die techniſche Bildung in Japan ſtetige Fort⸗ 
ſchritte gemacht hat. Keine Koſten werden von der Regierung geſcheut, 
um die Entwicklung techniſcher Ausbildung zu fördern. Im Jahre 
1902 gab es 392 techniſche Schulen, von denen 221 techniſche Hilfs⸗ 
ſchulen waren mit 34665 Studenten, 5633 Abiturienten und 1986 
Lehrern. Die Ausgaben beliefen ſich auf 228214 Pfund Sterling. 


10. Gemiſchte Schulen, Kindergärten und Bibliotheken. 


Außer den obenerwähnten Schulen können auch gemiſchte Schulen 
von öffentlichen Gemeinden oder Privatperſonen mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörden errichtet werden. Im Jahre 1902 gab es 1474 
gemiſchte Schulen, welche meiſt Privatinftitute waren, mit 96 184 Schü⸗ 
lern, 18685 Abiturienten und 4938 Lehrern. Es beſtanden im 
Jahre 1902 15 Schulen für Blinde und Stumme mit 797 Schülern. 
In demſelben Jahre zählte man 254 Kindergärten mit 23671 Kindern. 
Die Zahl der Bibliotheken überſteigt nicht die Zahl 50; das iſt gegen⸗ 
wärtig noch keine hohe Anzahl. Doch iſt es ſehr wahrſcheinlich, daß 
allmählich mehr eingerichtet werden. — 
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Zahl der fremden Lehrer an den Japaniſchen Schulen. 
Regierungsſchulen 63 (Ende 1899). 
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Offentliche und Privatſchulen 224 (Ende 1898). 
Flententerſchlle n een 
/ ²˙ AAA re ee 22 
Schulen für beſondere wiſſenſchaftliche Zweige 13 
C 10 
Andere verſchiedene Schulen 177 (männlich 83; weiblich 94). 


0 Summa 287 (männlich 193; weiblich 94). 


III. Univerſitätsbildung in Japan. 
(Spezialbericht der Kaiſerlichen Aniverſität, Tokyo.) 


Während der letzten 25 Jahre ſind aus der Kaiſerlichen Uni⸗ 
verſität von Tokyo etwa 5000 Kandidaten hervorgegangen, von denen 
300 geſtorben ſind, und von der Kaiſerlichen Univerſität Tokyo weniger 
als 100; danach ſcheint es, daß die Univerſitätskandidaten in Japan 
zurzeit weniger als 4800 zählen. In allen Berufsarten und in den 
verſchiedenen Geſchäftszweigen iſt große Nachfrage nach Graduierten, 
J aber von den Univerſitäten kommen jährlich nur etwa 500 Kandi⸗ 
daten. Aus folgenden Ziffern, die zuverläſſigen ſtatiſtiſchen Auf⸗ 
N ſtellungen entnommen ſind, geht hervor, daß das Angebot von Gra⸗ 
duierten nicht genügend ift: Unter 1700 juriſtiſchen Beamten (ein- 
ſchließlich der Richter und öffentlicher Anwälte) befinden ſich nur 


— 206 — 


300 Geprüfte. — 400 Kandidaten füllen hohe exekutive Amter aus, 
deren Geſamtzahl ſich jedoch auf 3200 beläuft, und von den 4300 
Mittelſchullehrern ſind nur 300 an der Univerſität ausgebildet. Es 
gibt über 40000 Arzte und Chirurgen; aber nur etwa 600 von ihnen 
haben akademiſche Bildung erworben. Ich habe die obenerwähnten vier 
Berufsklaſſen angeführt, weil darüber ſtatiſtiſche Aufſtellungen leicht 
zu verſchaffen waren, aber es kann keinem Zweifel unterliegen, daß in 
allen Berufsarten der Mangel an akademiſch Gebildeten fühlbar iſt. 
In Anbetracht der Verhältniſſe haben ſelbſt Kandidaten von nur all⸗ 
täglicher Befähigung weniger Mühe, einträgliche Stellungen zu er⸗ 
langen, als es in Europa und Amerika der Fall iſt. Aus dieſem 
Grunde wird die Univerſitätsbildung von allen Ständen in Japan 
erſtrebt. Die Univerſitäten ſind nicht imſtande, ſo viele junge Leute 
aufzunehmen, wie ſich melden, und infolgedeſſen iſt ein ſehr ſtrenges 
Aufnahmeexamen für die Hochſchulen, die die Vorbereitungsſchulen 
zur Univerſität ſind, eingeführt worden. Nicht mehr als etwa ein 
Drittel der Bewerber beſtehen die Prüfung und werden zu den Hoch- 
ſchulen zugelaſſen; die anderen zwei Drittel müſſen bis zur nächſten 
Prüfung warten oder einen anderen Berufszweig ergreifen. Die 
Eltern, Vormünder und Freunde der abgewieſenen Bewerber ver- 
langen daher ungeſtüm die Vermehrung der Univerſitäten. Dieſe 
Forderung iſt faſt eine nationale Frage geworden, und der gegen⸗ 
wärtige Unterrichtsminiſter erklärte in der letzten Sitzung des Kaiſer⸗ 
lichen Parlaments, daß er in nächſter Zeit die Unterſtützung des Par⸗ 
laments zur Errichtung einer Univerſität im Nordoſten erbitten 
würde. Es beſteht kein Zweifel, daß wir in wenigen Jahren eine neu⸗ 
geſchaffene Schweſteruniverſität vielleicht in Sendai einweihen. — 

Um die Grundbedingungen der Univerſitätsbildung in Japan zu 
verſtehen, muß man etwas von der elementaren und Lyzealerziehung 
kennen. In den Elementarſchulen dauert der Kurſus im allgemeinen 
vier Jahre, in welchen die Anfangsgründe in den drei Elementar⸗ 
fächern gelehrt werden, zugleich mit Morallehre und naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichem Unterricht. Die Eltern und Vormünder aller Kinder, 
welche das ſechſte Jahr erreicht haben, ſind verpflichtet, ſie auf die 
Elementarſchule zu ſchicken und ſie den vorgeſchriebenen Kurſus durch— 
machen zu laſſen. Nach Beendigung des unteren Kurſus kann auf 
den Elementarſchulen auch noch ein höherer von zwei, drei oder vier 
Jahren abſolviert werden. Knaben, welche den höheren zweijährigen 
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Kurſus durchgemacht haben, können in die erſte Klaſſe einer Mittel- 
ſchule (Bürgerſchule) aufgenommen werden. Gegenwärtig beſtehen 
258 Mittelſchulen in Japan, welche meiſtens von den Schülern der 
Elementarſchulen beſucht werden, und in vielen dieſer Schulen hat 
ſich die Notwendigkeit gezeigt, Konkurrenz-Aufnahmeprüfungen ein- 
zuführen. Daher kommt es, daß viele Knaben, welche das zweite Jahr 
des höheren Kurſus der Elementarſchule abſolviert haben, und für 
die erſte Klaſſe der Mittelſchule reif ſind, erſt Aufnahme finden, nach⸗ 
dem ſie das dritte, ſelbſt das vierte Jahr des höheren Kurſus beendet 
haben. Von 46570 Bewerbern um Aufnahme in die erſte Klaſſe be⸗ 
ſtanden im April des letzten Jahres nur 26622 Schüler die Prüfung, 
von denen 12737 — den vierjährigen höheren Kurſus der Elementar⸗ 
ſchulen, — 9404 den dreijährigen und nur 4017 den zweijährigen 
Kurſus durchlaufen hatten. Das iſt ein Prozentſatz von 48,35 und 
15 Prozent. — 

Vor zehn Jahren beſtanden nur 63 Mittelſchulen, demnach hat 
ſich in zehn Jahren die Zahl dieſer Schulen vervierfacht. Dieſes plötz⸗ 
liche Wachstum iſt auf viele verſchiedene Urſachen zurückzuführen. Es 
liegt im japaniſchen Erziehungsſyſtem begründet, daß diejenigen, die 
eine höhere Stufe, nicht nur in der Univerſitätsbildung, auch in kauf⸗ 
männiſchen, techniſchen und militäriſchen Berufen Verwendung fin⸗ 
den wollen, die Mittelſchule beſucht haben oder auf andere Weiſe gleich⸗ 
wertige Kenntniſſe erlangt haben müſſen, um zu den höheren Lehr⸗ 
inſtituten Zutritt zu erhalten. Auch iſt im Volke ſeit dem chineſiſch⸗ 
japaniſchen Krieg das Bedürfnis erweiterter Bildung erwacht. Zweifel⸗ 
los haben dieſe Gründe zur vermehrten Errichtung von Mittelſchulen 
beigetragen. Eine weitere, wenn auch nicht ſo weſentliche Urſache, iſt 
der lebhafte Wunſch nach einer größeren allgemeinen Bildung aller 
derjenigen, die zwar nicht eine Beamten- oder Gelehrtenkarriere ein- 
zuſchlagen wünſchen, aber doch als Kaufleute und Bürger nach einer 
höheren Bildung ſtreben, als durch Elementarſchulen erreicht wird. 
Die Schüler der Mittelſchulen, wie auch die der höheren Inſtitute, ſind 
bis zu ihrem 28. Jahr vom Militärdienſt verſchont; auch haben Gra⸗ 
duierte dieſer Schulen das Vorrecht, als Freiwillige einjährig zu 
dienen, anſtatt als Dreijährige ausgehoben zu werden. Dieſe Ver⸗ 
günſtigung wird auch auf junge Leute ausgedehnt, welche vor den 
Militärbehörden eine Prüfung beſtehen, durch welche ſie eine aus⸗ 
reichende literariſche und wiſſenſchaftliche Bildung nachweiſen. Ein 
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weiteres Vorrecht, das die Schüler von Mittelſchulen genießen, ift 
die Ausſicht zu „Hanin“⸗Beamten ernannt zu werden. Welches immer 
die Gründe ſein mögen, es beſtehen gegenwärtig 250 Mittelſchulen, 
und trotz des Umſtandes, daß der jetzige Unterrichtsminiſter die Er⸗ 
richtung von Mittelſchulen eher hemmt wie begünſtigt, gibt es doch 
Viele — und unter ihnen einige von großer pädagogiſcher Erfahrung, 
die mit der beſtehenden Zahl noch nicht zufrieden ſind. Die Beamten 
des Unterrichtsdepartements behaupten, daß es weit beſſer iſt, wenn 
die jungen Leute die kaufmännniſchen, techniſchen oder landwirtſchaft⸗ 
lichen Schulen beſuchen, als fünf Jahre auf einer Mittelſchule zuzu⸗ 
bringen, da es doch nicht möglich iſt, daß ſie alle in die höheren 
Lehrinſtitute aufgenommen werden. Andererſeits wird wiederum be⸗ 
hauptet, daß die oberflächlichen Kenntniſſe, welche die Schüler der 
kaufmänniſchen, techniſchen und landwirtſchaftlichen Schulen empfan⸗ 
gen, in keinem Vergleich zu der allgemeinen Bildung ſtehen, welche 
die auf gleicher Stufe ſtehende Mittelſchule gewährt. Jene Kennt⸗ 
niſſe können in einigen Jahren durch praktiſche Erfahrungen erworben 
werden, dieſe nur durch den Beſuch der Mittelſchulen. Dieſer Um⸗ 
ſtand macht die Forderung weiterer Mittelſchulen erklärlich. 

Der größte Nachteil der Mittelſchulen iſt zurzeit der Mangel an 
guten Lehrern. Das höhere Seminar in Tokyo bildet jährlich etwa 
100 Lehrer aus, und ein neues Seminar ſoll im September nächſten 
Jahres in Hiroſhima eröffnet werden. Dieſe Anſtalten können kaum 
die Normalſchulen der Präfekturen mit Lehrern verſorgen. Einige 
akademiſch Gebildete nehmen den Lehrberuf auf, aber in den Abtei⸗ 
lungen der Univerſität, in denen Lehrer ausgebildet werden können — 
nämlich für Literatur und Naturwiſſenſchaften — iſt die Zahl der 
Studenten verhältnismäßig gering. Daher werden die Lehrer meiſtens 
aus der Mitte derer genommen, die das Staatsexamen, das zum 
Lehrberuf berechtigt, beſtanden haben; die Zahl dieſer Bewerber iſt 
jährlich etwa 500. Wenn dieſe Lehrer richtig verteilt werden könnten, 
ſo würden ſie wahrſcheinlich genügen, um die Lücken in den Reihen 
der Mittelſchullehrer auszufüllen; doch iſt dieſe Möglichkeit erſchwert 
durch den Umſtand, daß nur wenige Lehrer vorhanden ſind, die ihr 
Examen in Fächern, wie Engliſch oder Naturwiſſenſchaften beſtanden 
haben, dagegen viele, die ein Reifezeugnis in der Schönſchreibekunſt ꝛc. 
erworben haben. 

Alle Mängel der Mittelſchulen können direkt oder indirekt auf 


das Bedürfnis nach guten Lehren zurückgeführt werden. Die Behörden 
ſind ſich dieſes dringenden Bedarfs wohl bewußt und eifrig bemüht, 
Abhilfe zu ſchaffen. Um dieſem Ziele näher zu kommen, haben ſie 
im Anſchluß an die Kaiſerliche Univerſität in Tokyo Ausbildungs⸗ 
ſchulen errichtet. Eine Schule für japaniſche und chineſiſche Sprache 
und Literatur iſt in Verbindung mit dem Literaturkurſus der Univer⸗ 
ſität gegründet worden, und ebenſo eine für Naturwiſſenſchaften im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Univerſitätsabteilung für Naturgeſchichte. Außer 
den genannten beſtehen folgende Anſtalten: die erſte Hochſchule (für 
Phyſik und Chemie), die zweite Hochſchule (für Mathematik), die dritte 
Hochſchule (für engliſche Sprache und Literatur) und die Schule 
für fremde Sprachen und Literatur. Die Studenten dieſer Aus⸗ 
bildungsſchulen ſind frühere Schüler der Mittel- und Normalſchulen. 
Es gibt Leute, die bezweifeln, ob ſolche Ausbildungsſchulen gute Lehrer 
heranbilden können — fo weit es ſich um Gründlichkeit in beſtimmten 
Studienfächern handelt. Da die Kurſe aller dieſer Anſtalten nur zwei⸗ 
jährig ſind, kann kaum angenommen werden, daß die Studierenden 
zu guten Lehrern ausgebildet werden, beſonders da es eine bekannte 
Tatſache iſt, daß einige Gegenſtände an den Normal- und Mittel⸗ 
ſchulen ſehr ſchlecht gelehrt werden. 

In dem Kurſus der Mittelſchule muß eine der drei fremden 
Sprachen: Engliſch, Franzöſiſch oder Deutſch erlernt werden. Der 
engliſchen Sprache werden während der erſten vier Jahre ſieben 
Stunden, — im fünften Jahr ſechs Stunden wöchentlich gewidmet. 
In keiner der Schulen wird Franzöſiſch gelehrt, und nur in ein oder 
zwei Schulen Deutſch; in der weitaus größten Mehrzahl der Schulen 
wird als fremde Sprache Engliſch unterrichtet. Es muß auch zuge⸗ 
ſtanden werden, daß, obgleich viel Zeit auf das Studium der engliſchen 
Sprache verwandt wird, das Reſultat nicht im Vergleich zur An⸗ 
ſtrengung ſteht. Durchſchnittsſchüler würden nach Beendigung des 
Kurſus nur mit Schwierigkeit einen verſtändlichen Geſchäftsbrief 
ſchreiben oder die täglichen Zeitungen leſen können, und nur ſelten 
wird einer von ihnen imſtande ſein, engliſch zu ſprechen. Gründliche 
Neuerungen ſind auf dieſem Gebiet dringend notwendig. 

Die Zahl der Knaben, die im April letzten Jahres in die Mittel⸗ 
ſchulen aufgenommen wurden, ſoll über 26000 betragen haben, und 
die Geſamtzahl aller Schüler etwas über 102000. In wenigen Jahren 


wird die Zahl der Studenten um mindeſtens 10000 jährlich anwachſen. 
Japan. 14 
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Wenn man von dem Verhältnis der Geſamtzahl der Prüflinge einer 
Mittelſchule (im April vorigen Jahres 9003) auf die Zahl der Be⸗ 
werber um Aufnahme in die höheren Schulen (im Juli vorigen Jahres 
4459) ſchließt, jo würden dieſe auf fait 5000 fteigen, während die Hoch⸗ 
ſchulen nur etwa 1600 jährlich aufnehmen können. Infolgedeſſen ſind 
nicht wenige junge Leute, die in den Konkurrenzprüfungen keinen Er⸗ 
folg hatten, enttäuſcht und entmutigt in eine ausſchweifende Lebens⸗ 
weiſe geraten und verloren auf dieſe Art auf immer die Ausſicht, 
nützliche Mitglieder der Geſellſchaft zu werden. Mißerfolg beim 
Examen iſt nicht notwendig ein Beweis für Unfähigkeit, und die Folge 
davon iſt, daß oft Hochſchulen und Univerſitäten junger Leute ver⸗ 
luſtig gehen, die vielleicht viel geleiſtet hätten. Solch ein Verluſt für 
das Land iſt ernſthaft und beachtenswert. 

Von den erfolgreichen Bewerbern für höhere Schulen waren 
8 Kwazokus (Adlige), 543 Shizokus (Abkömmlinge der Bannerherren 
aus den Zeiten der Lehnsherrſchaft, oder Samurai) und 1047 Hei⸗ 
mins. Der Prozentſatz iſt: Kwazoku 0,5 Proz., Shizoku 34 Proz. 
Heimin 65,5 Proz. — 

Ohne die Inſel Taiwan (Formoſa) beläuft ſich die Bevölkerung 
Japans nach der letzten Zählung auf 43758415 (außer Findlingen 
und nichteingetragenen Gefangenen, deren Urteil ſchon gefällt iſt), 
darunter betragen die Kwazoku 4551, die Shizoku 2105698 und die 
Heimin 41548 166; der Prozentſatz iſt folgender: Kwazoku 0,01 Proz., 
Shizoku 4,81 Proz., Heimin 95,18 Proz. 

Abgeſehen von den Kwazokus, dürften von je 100 aufgenommenen 
Bewerbern immer 5 Shizokus fein. Unter 451 Studenten der Kaiſer⸗ 
lichen Univerſität in Tokyo waren im Juli vorigen Jahres 219 
Shizokus und 228 Heimins, ein Beweis für das Mißverhältnis der 
Studenten zu der Geſamtzahl der beiden Volksklaſſen, deſſen Urſache 
nicht ſchwer herauszufinden iſt. Die Shizokus hatten zu den Regie⸗ 
renden unter der abſoluten Regierungsform bis zur Reſtauration im 
Jahre 1868 gehört, und es war ſchon traditionell geworden, daß die 
Söhne der Shizoku⸗Familien ehrgeizig nach einer höheren Bildung 
ſtrebten, durch welche ſie ſich über die Maſſe des Volkes erheben 
konnten. Ein weiterer Grund ergibt ſich aus folgendem Umſtand: 
Die meiſten höheren Beamten und eine große Anzahl unter den Ge⸗ 
lehrten ſind von Herkunft Shizokus, und ihre Söhne, Brüder, Ver⸗ 
wandten und Freunde ſind daher geneigt, dieſelben Berufsarten auf⸗ 
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zunehmen, zu welchen natürlich eine höhere Bildung erforder⸗ 
lich iſt. 

Die Shizokus ſind meiſtens ſehr arm, und doch machen es viele 
unter ihnen trotz ihrer beſcheidenen Mittel möglich, ihren Söhnen das 
Univerſitätsſtudium zu gewähren. Wenn dieſe Tatſache auch im erſten 
Augenblick mit jener unvereinbar ſcheint, ſo iſt ſie doch leicht zu 
erklären. Zunächſt iſt es keine Seltenheit, wenn ſich ein junger Mann 
in der Mittelſchule auszeichnet, daß die Mitglieder einer Familie 
bereit ſind, Opfer zu bringen und Entbehrungen zu ertragen, um ſeine 
weitere Ausbildung zu ermöglichen. Es iſt ein Fall bekannt, in 
welchem ein junges Mädchen, um zu den Erziehungskoſten ihres jün⸗ 
geren Bruders beizutragen, den Beruf einer Geiſha ergriffen hat, — 
ein Beruf, der nicht als ein ehrenvoller betrachtet wird, keineswegs 
aber ein erniedrigender zu ſein braucht. Dieſes iſt vielleicht ein Aus⸗ 
nahmefall, aber es geſchieht häufig, daß Eltern darben, um ihre 
Söhne auf die Univerſität zu ſchicken. Außerdem beſtehen 
eine Anzahl Studenten⸗-Hilfsgenoſſenſchaften, deren Aufgabe 
es iſt, diejenigen Studenten höherer Anſtalten oder Uni⸗ 
verſitäten zu unterſtützen, deren Angehörige nicht wohlhabend genug 
ſind, um ihre Söhne mit den nötigen Mitteln zum Studium zu ver⸗ 
ſehen. Solche Geſellſchaften ſind gewöhnlich lokaler Natur, eine An⸗ 
zahl Männer desſelben Bezirks (wahrſcheinlich Männer, die ſelbſt 
mittelloſe Studenten geweſen ſind) vereinigen ſich, um arme Stu⸗ 
denten ihres eigenen Diſtrikts zu unterſtützen. Die auf dieſe Weiſe 
unterſtützten Studenten erſtatten das ihnen geliehene Geld mit oder 
ohne Zinſen zurück. Es gibt Hunderte von Geſellſchaften dieſer Art, 
und was ſie für die höhere Bildung getan haben und noch tun, iſt 
unſchätzbar. Außerdem finden ſich in den Familien der höheren Be⸗ 
amten oder Gelehrten gewöhnlich ein oder zwei junge Leute, welche 
den Regierungsverwaltungen oder Privatſchulen zur Verfügung 
ſtehen. Dieſe jungen Leute werden in den Familien untergebracht und 
beköſtigt — zuweilen werden auch alle Ausgaben außerdem bezahlt — 
auf die Schule geſchickt, während ſie als Gegenleiſtung den Familien 
in ihrer freien Zeit Dienſte erweiſen. Sehr viele der höhern 
Beamten und Gelehrten ſelbſt haben ſolch ein Leben eines Shoſei, 
wie das Leben eines ſolchen Studenten genannt wird, durchgemacht. 
Und das Syſtem hat ſich als ſo befriedigend erwieſen, daß ſeine Er⸗ 
haltung nur wünſchenswert erſcheinen kann. 

14* 
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Es gibt acht Hochſchulen, die alle unter der direkten Leitung des 
Unterrichtsminiſters ſtehen. Einige von ihnen hatten außer den Vor⸗ 
bereitungskurſen für die Univerſitäten eine Abteilung für Medizin, 
welche jedoch im vorigen Jahre in eine unabhängige Schule ver⸗ 
wandelt worden iſt. Eine ſolche in Kumamoto hat eine Abteilung 
für das Ingenieurweſen. Außer der Hochſchule in Kumamoto ſind alle 
anderen jetzt nur noch Vorbereitungsſchulen. Wie ſchon erwähnt 
worden iſt, überſteigt die Anzahl der Bewerber um Aufnahme bei 
weitem die Anzahl derer, die die Schulen aufnehmen können, und 
eine Konkurrenzprüfung wird abgehalten, um die beſtvorbereiteten Stu⸗ 
denten zu bevorzugen. Jeder Bewerber reicht ein ſchriftliches Ge⸗ 
ſuch bei dem Unterrichtsminiſter durch eine der Hochſchulen ein, in 
welchem er die Fakultät der Univerſität, die er zu beſuchen wünſcht 
und das Kolleg, das er zu belegen beabſichtigt, angibt. Das Examen 
findet im Juli ſtatt, und die Prüfungsfächer werden im April oder 
Mai vom Unterrichtsminiſter bekannt gemacht. Dieſe werden von 
der Liſte der Gegenſtände, die in den Mittelſchulen gelehrt werden, 
ausgeſucht und müſſen jedes Jahr verſchieden ſein. Die Fächer der 
letzten Prüfung waren die japaniſche und chineſiſche Sprache, 
Mathematik, eine fremde Sprache, Phyſik, Chemie und Geographie. 
Die „fremde Sprache“ muß in allen Fällen engliſch ſein, außer für 
diejenigen Studenten, welche einen Kurſus in deutſchem Recht und 
deutſcher Literatur an der Univerſität zu belegen wünſchen; in dieſem 
Fall kann Deutſch anſtatt Engliſch gewählt werden. Diejenigen Stu⸗ 
denten, die franzöſiſches Recht und franzöſiſche Literatur zum Studium 
wählen, können Franzöſiſch als fremde Sprache für die Prüfung aus⸗ 
ſuchen. Außerdem können etwa fünfzig Studenten, die den medizi⸗ 
niſchen Kurſus belegen, ſich für die deutſche Sprache anſtatt für die 
engliſche entſcheiden; doch werden dieſe nur zu der erſten höheren 
Schule in Tokyo zugelaſſen. Alle Aſpiranten werden an denſelben 
Tagen und zu denſelben Stunden in den verſchiedenen Hochſchulen 
geprüft, und zwar immer an den Schulen, von denen ſie ins Examen 
geſchickt worden ſind. Die Antworten werden aufgeſchrieben, ge⸗ 
ſammelt und an das Unterrichtsdepartement geſchickt, wo ein be⸗ 
ſonders gewählter Ausſchuß die Papiere prüft und mit Nummern 
verſieht. Die Geſamtzahl der Nummern mit beſonderer Berückſichti⸗ 
gung der verſchiedenen Fächer entſcheidet über das Ergebnis der 
Prüfung. Eine Aufſtellung der Studenten, die ein beſonderes Kolleg 
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zu belegen wünſchen, wird in der Reihenfolge ihrer Prüfungsreſultate 
gemacht. Die Bewerber werden dann an den Schulen, die ſie ſich 
ausgeſucht haben, in derſelben Reihenfolge aufgenommen. Wenn die 
Zahl der Bewerber für eine beſtimmte Schule die Zahl der Zu⸗ 
laſſungen überſchreitet, müſſen die Studenten mit weniger guten 
Zeugniſſen die Schule, die ſie an zweiter Stelle gewählt haben, be⸗ 
ſuchen, ꝛce. Dieſes Syſtem wurde zum erſten Male im Juli vorigen 
Jahres eingeführt und erwies ſich als die zweifellos vorteilhafteſte 
Art, um die vorbereiteten Bewerber zu verwenden. Die jungen Leute 
bereiten ſich während ihres fünften Schuljahres an der Mittelſchule 
und ebenfalls während der Zeit zwiſchen ihrer Eingabe im April 
und ihrer Prüfung im Juli auf das eifrigſte für dieſe Konkurrenz⸗ 
examina vor. Es iſt jedoch zu befürchten, daß viele junge Leute durch 
dieſe übermäßige Anſtrengung beim Studium ihre Geſundheit ſchä⸗ 
digen, und dies iſt ein weiteres ſchwerwiegendes Argument für alle 
die, welche eine Vermehrung der Inſtitute für höhere Bildung be⸗ 
fürworten. Dieſes Konkurrenzexamen iſt auch der Grund, daß das 
Durchſchnittsalter der Univerſitätsabiturienten über 26 Jahre ſteigt, 
anſtatt daß es 23 oder 24 Jahre betragen ſollte. Gewöhnlich kommt ein 
Kind zur Elementarſchule, wenn es ſechs Jahre alt iſt; ſechs Jahre 
ſpäter kommt es auf eine Mittelſchule (mit zwölf Jahren); fünf Jahre 
darauf tritt es in die Hochſchule (mit ſiebzehn Jahren), und drei Jahre 
darauf in die Univerſität ein, von wo aus nach drei oder vier Jahren 
das Abſchlußexamen beſtanden werden muß (mit drei- oder vierund⸗ 
zwanzig Jahren). 

Der Kurſus der höheren Schulen zerfällt in drei Sektionen. Die 
erſte Sektion iſt der Vorbereitungskurſus für diejenigen Studenten, 
welche an der Univerſität die Kollegien für Rechtswiſſenſchaft und 
Literatur belegen wollen. Die Gegenſtände, die gelehrt werden, ſind 
folgende: Sittenlehre, japaniſche und chineſiſche Sprache, fremde 
Sprachen, Geſchichte, Logik und Pſychologie, Grundzüge des Rechts, 
Grundzüge der politiſchen Okonomie und Turnen. Die fremden 
Sprachen ſind Engliſch, Deutſch und Franzöſiſch, von denen zwei be⸗ 
liebige zu wählen ſind; aber für diejenigen, welche einen Kurſus 
deutſchen Rechtes oder deutſcher Literatur durchzumachen wünſchen, 
und die Engliſch nur an der Mittelſchule ſtudierten, iſt die deutſche 
Sprache nicht allein obligatoriſch, ſondern die ihr gewidmete Zeit muß 
ſehr erhöht werden. Dasſelbe gilt auch für Franzöſiſch. Auch ſind 
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einige leichte Verſchiedenheiten im Studiengang betreffs der Kurſe, 
die ſie an der Univerſität belegen, zu beobachten. In der zweiten 
Sektion, in welcher alle diejenigen ſich befinden, die ſich dem Studium 
des Ingenieurweſens, der Naturwiſſenſchaft und Landwirtſchaft oder 
dem pharmazeutiſchen Kurſus der mediziniſchen Abteilung widmen, 
umfaßt der Studiengang Sittenlehre, die japaniſche Sprache, Engliſch, 
Deutſch (oder Franzöſiſch), Mathematik, Phyſik, Chemie, Geologie 
und Mineralogie, Zeichnen und Turnen. In dieſer Sektion iſt 
Engliſch für alle obligatoriſch und Deutſch oder Franzöſiſch 
fakultativ; das dritte Jahr bringt für die verſchiedenen Kurſe einige 
Abweichungen im Studiengang. In der dritten oder mediziniſchen 
Sektion werden folgende Gegenſtände gelehrt: Sittenlehre, Japaniſch, 
Deutſch, Engliſch (oder Franzöſiſch), Latein, Mathematik, Phyſik, 
Chemie, Zoologie oder Botanik und Turnen. In dieſer Sektion 
ſteht die deutſche Sprache in erſter Reihe, und Engliſch oder Fran⸗ 
zöſiſch kann als zweite fremde Sprache gewählt werden. Für die⸗ 
jenigen, welche die höheren Schulen nach einem Examen in der eng⸗ 
liſchen Sprache beſuchen, iſt die für die deutſche Sprache beſtimmte 
Zeit höher bemeſſen wie für die anderen. In der erſten Sektion wird 
mehr als 30 Proz. der Geſamtzeit für das Studium jeder der fremden 
Sprachen verwendet, in der zweiten Sektion mehr als 20 Proz., 
während in der dritten Sektion die Zeit, die der deutſchen Sprache 
gewidmet wird, 40 Proz. erreicht; die für Engliſch oder Franzöſiſch 
zu verwendende 10 Proz.; der Prozentſatz der geſamten Zeit, die auf 
das Studium der europäiſchen Sprachen entfällt, beträgt alſo 60 Proz., 
beziehungsweiſe 40 Proz. und 50 Proz. für die erſte, zweite und 
dritte Sektion. Ungeachtet der Tatſache, daß dem Studium der 
europäiſchen Sprachen ſo viel Zeit gewidmet wird, ſind die Kennt⸗ 
niſſe der Univerſitäts⸗Studenten in dieſen Sprachen weit entfernt 
davon, zufriedenſtellend zu ſein, und es iſt beklagenswert, daß dieſer 
Mangel von Jahr zu Jahr eine Zunahme zeigt. Die Urſache dieſer 
Unzulänglichkeit liegt augenſcheinlich an dem jüngſten plötzlichen 
Wachſen der Mittelſchulen, mit dem ein Zuwachs an guten eng⸗ 
liſchen Lehrern nicht Schritt gehalten hat. Das Reſultat hiervon 
iſt, daß die Studenten der höheren Schulen mit zwei fremden Sprachen 
zu kämpfen haben. Wenn an den Mittelſchulen die engliſche Sprache 
ausreichend gelehrt worden wäre, würde eine dieſer Sprachen 
wenigſtens nicht ſo viel Kräfte in Anſpruch nehmen. Wie die Sachen 
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liegen, befürworten einige Pädagogen, daß an den höheren Schulen 
eine fremde Sprache anſtatt zweier gelehrt wird. Aber ſicherlich 
könnte ein Gelehrter, der nach einer hohen Stellung ſtrebt, ſich 
niemals mit einer Sprache begnügen! Es würde ganz unmöglich 
ſein, mit dem raſchen Fortſchritt der Welt, der ſich in allen höheren 
Bildungszweigen zeigt, mit nur einer europäiſchen Sprache Schritt 
zu halten. Wenn eine fremde Sprache ſchon an der Mittelſchule 
gut gelehrt wird, braucht der Student der höheren Schule nur ſehr 
wenig Zeit auf dieſelbe Sprache zu verwenden. Daraus geht her⸗ 
vor, daß der unzureichende Unterricht der fremden Sprachen die 
Urſache zu dem nachteiligen Reſultat in den Unterrichtszweigen der 
höheren Schulen iſt. Nicht nur der Unterricht der fremden Sprachen, 
ſondern alle Gegenſtände, die an den Mittelſchulen gelehrt werden, 
bedürfen dringend einer Verbeſſerung. Viele Gegenſtände könnten 
aus den höheren Schulen ausgeſchaltet werden, wenn ſie in den 
Mittelſchulen gründlicher gelehrt würden. Tatſächlich könnten wir 
mit dem Syſtem der Sektionseinteilung in den höheren Schulen 
aufräumen, wenn eine Verbeſſerung der Lehrmethode eingeführt 
würde, wenn ein genügendes Lehrperſonal, wenn vor allem gute 
Lehrer und für alle Studierenden ein einheitlicher Lehrplan vor⸗ 
handen wäre. Das gegenwärtige Syſtem zwingt jeden Studierenden, 
ſich zu entſcheiden, welcher Fakultät der Univerſität er beitreten 
will, d. h. er muß beim Eintritt bereits über ſeinen Lebensberuf 
entſcheiden in einem Alter, in dem ihm noch die nötige Reife fehlt, 
um ſchon die endgiltige und richtige Wahl zu treffen. Außerdem 
könnte möglicherweiſe die Zeit, die für die höhere Schule berechnet 
iſt, gekürzt werden, wenn die erwähnten Verbeſſerungen in Kraft 
treten würden. Dieſe Umwandlung, ſo wünſchenswert ſie iſt, kann 
nur unter gründlicher Reorganiſation der Mittelſchulen zuſtande kom⸗ 
men, eine Aufgabe, die viel Zeit und große Ausgaben erheiſchen würde. 

Die Kaiſerliche Univerſität iſt in Übereinſtimmung mit der 
Kaiſerlichen Verordnung Nr. 3 gegründet (1. März 1886). Folgendes 
gibt eine Beſchreibung der Tokyoer Univerſität: 

Das akademiſche Univerſitätsjahr zerfällt in drei Abſchnitte; 
der erſte dauert vom 11. September bis zum 24. Dezember, der 
zweite vom 8. Januar bis zum 31. März und der dritte vom 8. April 
bis zum 10. Juni. Die Vorleſungen fallen an Sonntagen, an 
Nationalfeiertagen und am Stiftungstag aus. 
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Die Zahl der Lehrſtühle, die von den Profeſſoren an den Fa⸗ 
kultäten der Univerſitäten eingenommen werden, ſind folgende: 


Juriſtiſche Fakultüt. 

Konſtitution 1 Lehrſtuhl] Verwaltungsgeſetze .... 2Lehrſtühle 
Staatsrecht Internationales Staatsrecht. 2 „ 
Zivilkodex Internationales Privatrecht. 1 „ 
Handelsrecht Geſchichte der legalen Inſtitu⸗ 
Geſetz über Zivilverfahren . tionen 
Handelsrecht Vergleichende Geſchichte der 
Kriminalrecht legalen Inſtitutionen 
Politiſche Staatswiſſenſchafts⸗ Römiſches Recht 

und Finanzlehrre Engliſches Recht 
Statiſtik Franzöſiſches Recht 
Politik Deutſches Recht 
Politiſche Geſchichte . | 


Mediziniſche Fakultät. 

Anatomie 3 Lehrſtühle Pädiatrie (Kinderkrankheiten) 1 Lehrſtühle 
Phyſiologie Chirurgie 
Mediziniſche Chemie Pſychiatrie 
Ophthalmologie Hygiene 
Dermatologie und Syphilis 1 Forenſiſche Medizin 
Pathologie und pathologiſche Zahnheilkunde 

Anatomie Otologie, Rhinologie und La⸗ 


Pharmakologie r yngologie 


| 


Medizin 

Gynäkologie u. Geburtshilfe 1 | 
Ingenieur⸗Hochſchule. 

Zivil⸗Ingenieurweſen . . . 4 Lehrſtühle | Architektur 3 Lehrſtühle 

Maſchinen⸗Ingenieurweſen . 3 Praktiſche Chemie. 3 m 

Schiffsbau Technologie der Sprengſtoffe 1 

Marine⸗Ingenieurweſen . Bergwerk und Metallurgie. 4 

Technologie der Waffen. . 2 Praktiſche Maſchinenlehre . 1 

Elektriſches Ingenieurweſen 3 Dynamik 


Literatur⸗Hochſchule. 
Japaniſche Sprache und Ja⸗ Pädagogik 
paniſche Literatur .. . 2 Lehrſtühle Atthetik 
Japaniſche Geſchichte .. 2 „ Philologie 
Chineſiſche Klaſſiker und Chi⸗ Sanſkrit 
neſiſche Sprache. . 3 Engliſche Sprache und Lite- 
Geſchichte und Geographie . 2 ratur 
Philoſophie und Geſchichte der Deutſche Sprache und Lite⸗ 
Philoſophie ratur 
Pſychologie, Ethik, Logik. Franzöſiſche Sprache und Lite⸗ 
Soziologie | 
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Akademie der Naturwiſſenſchaften. 
Mathematik 4 Lehrſtühle Botanik 2 Lehrſtühle 
Theoretiſche Phyſik . . . 1 75 Geologie, Paleontologie und 
Aſtronomie Mineralogie 3 
Seismologie 
Anthropologie 


Landwirtſchaftliche Hochſchule. 
Landwirtſchaft 2 Lehrſtühle | Landwirtſchaftl. Verwaltung 
Landwirtſchaftliche Chemie u. und politiſche Staatswirt⸗ 
Allg. Chemie 2 ſchaftslehre 1 Lehrſtühle 
Forſtwirtſchaft Veterinär⸗Anatomie . . 1 
Botanik Phyſiologie 
Zoologie, Inſektenlehre und Veterinär⸗Medizin und Chi⸗ 
Seidenzucht | rurgie 
Gartenbau Viehzuchts⸗Ertrag 
Viehzucht Verwertung forſtwirtſchaft⸗ 
Geologie und Bodenkultur . | licher Erträge 
Organiſche Phyſik und Meteo⸗ 
rologie 


Die Kaiſerlichen Majeſtäten haben die Univerſitäten bei ver⸗ 
ſchiedenen Gelegenheiten mit ihrer Gegenwart beehrt. Am 29. Oktober 


1886 beſuchte der Kaiſer das Inſtitut und beſichtigte die Hörſäle und 
Laboratorien der verſchiedenen Hochſchulen, die Schlafſäle, das 
Krankenhaus und die Bibliothek, ebenſo den botaniſchen Garten der 
Univerſität, und am 12. Juli 1890 wiederholte der Kaiſer ſeinen 
Beſuch, bei dem er die Hörſäle, die Laboratorien der Hochſchule für 
Ingenieure und Phyſik in Augenſchein nahm. Am 22. Dezember 
1899 gefiel es dem Kaiſer, nochmals die Räume und Laboratorien 
der Klaſſen für Minen- und Metallkunde zu beſichtigen, ebenſo die 
für angewandte Chemie und Schiffsbaukunde in der Abteilung der 
Ingenieure, das Muſeum für Naturgeſchichte in der Abteilung für 
Wiſſenſchaften, ferner die Sammlungen der Altertümer in der Ab⸗ 
teilung für Literatur, wie auch die Univerſitätsbibliothek. Am 10. Juni 
1899 und am 11. Juli 1901 fand die alljährliche Prüfung in Gegen⸗ 
wart des Kaiſers ſtatt. Am 29. März 1888 beſuchte die Kaiſerin 
alle Kranken in den Abteilungen für Medizin, Chirurgie, Geburts⸗ 
hilfe und Augenheilkunde im Hoſpital der Univerſität; beſichtigte 
ferner den Operationsſaal, die Hörſäle und Laboratorien der Fa⸗ 
kultäten für Medizin und Wiſſenſchaft. 


— 218 — 


Die Fakultät der Rechtsgelehrſamkeit. 


Im Studium für Jura hat der Studierende einen der beiden 
Kurſe zu wählen, entweder Jura oder Politik. Dieſe Fakultät iſt die 
am meiſten bevorzugte; die Zahl ihrer Beſucher überſteigt tauſend. 
Die Zeit des Studiums bis zur Reifeprüfung dauert mindeſtens vier 
Jahre. Die Gegenſtände für Juraſtudierende ſind folgende: 


Verfaſſung. Geſchichte geſetzlicher Einrichtungen. 
Bürgerliches Geſetzbuch. Vergleichende Geſchichte geſetzlicher 
Handelsrecht. Einrichtungen. 

Zivilverfahren. Römiſches Recht. 

Geſetz für Falliſſemente. Engliſches Recht. 

Kriminal-Geſetz. Franzöſiſches Recht. 

Geſetz für Kriminal-Verfahren Deutſches Recht. 

Verwaltungsgeſetz. Reechtsgelehrſamkeit. 

Offentliches internationales Geſetz National⸗Okonomie. 

Privates internationales Geſetz. 


Die Lehrgegenſtände im Kurſus für Politik ſind folgende: 


Verfaſſung. Geſchichte der Okonomie. 
National⸗Okonomie. Finanzen. 

Geſchichte der National⸗-Okonomie. Statiſtik. 

Offentliches Recht. Vergleichende Geſchichte geſetzlicher 
Staatskunde. Inſtitutionen. 

Geſchichte der Staatskunde. Rechtsgelehrſamkeit. 
Verwaltungsgeſetz. Bürgerliches Geſetz. 

Offentliches internationales Recht. Handelsrecht. 

Privates internationales Recht. Kriminalgeſetz (allgemein). 
Geſchichte geſetzlicher Inſtitutionen. 


Außer den Vorleſungen über obige Gegenſtände ſollen Übungen 
abgehalten werden, mit der Abſicht, Studierende durch Unterhaltungen, 
durch Ausarbeitungen oder durch ſolche Aufgaben, die den damit 
betrauten Profeſſoren paſſend ſcheinen, zu fördern. Die Gegenſtände 
für dieſe praktiſchen Übungen ſollen in den Verſammlungen der 
Fakultäten beſtimmt werden. Die juriſtiſche Fakultät hat das Syſtem 
einzelner Klaſſen abgeſchafft, ein nur dieſer Fakultät eigener Zug, 
durch den ſie ſich vor allen anderen auszeichnet. Der Studierende 
kann jahrelanges Mitglied bleiben und ſeine Prüfung nach ſeinem 
Belieben hinausſchieben. Ein Student, der ein Jahr lang Mitglied 
iſt, hat das Recht, der erſten Prüfung beizuwohnen; iſt er erfolgreich 
geweſen, ſo hat er Erlaubnis, auch bei der zweiten anweſend zu 
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fein, und kann jich bei der dritten und vierten einftellen, nachdem 
er die zweite und dritte Prüfung beſtanden hat. 

Wenn der Student dieſe vier Prüfungen abſolviert hat, wird er 
noch in weiteren fünf Fächern geprüft, die dem Lehrmaterial für 
Vorleſungen in dieſem Kurſus entnommen werden. Diejenigen, die 
dieſe Reifeprüfung beſtanden haben, erringen den Titel des Hoga- 
kuſhi. Ho bedeutet Recht, und obgleich Gakuſhi zuweilen mit Doktor 
überſetzt wird, jo iſt Kandidat wohl richtiger, jo daß der Hogakuſhi 
als Kandidat der Rechte bezeichnet werden muß. Der Hogakuſhi, der 
den Studiengang der Rechtslehre durchgemacht hat, wird als Mit⸗ 
glied zum Gerichtshof zugelaſſen und kann die Praxis ausüben, ohne 
einer Staatsprüfung unterworfen zu ſein, und ferner iſt er als Exa⸗ 
minator der Juraſtudierenden wählbar. Kein Hogakuſhi, der die höhere 
Staats⸗ oder Diplomatenlaufbahn einſchlägt, iſt von den Staats⸗ 
prüfungen befreit, mit Ausnahme der dem Staatsdienſt voran⸗ 
gehenden. Viele betrachten dieſe Einrichtung als auffallend unge⸗ 
recht dem Hogakuſhi gegenüber, der doch bereits eine viel ſchwerere 
Staatsprüfung an der Univerſität beſtanden hat, da beinahe alle 
Gegenſtände der Staatsdienſtprüfungen in der Prüfungsliſte der Uni⸗ 
verſität enthalten ſind. Dagegen wird eingewendet, daß nicht jeder 
Hogakuſhi befähigt iſt, die ganze Reihe der Staatsprüfungen erfolgreich 
zu beſtehen und daß, wenn allen Promovierten die Befreiung vom 
Staatsexamen für den Staatsdienſt geſtattet wäre, der Staatsdienſt 
leiden würde durch eine geringere Befähigung der Kandidaten für 
die Stellung in höherer Verantwortlichkeit. Aber dagegen muß er⸗ 
widert werden, daß die Reife des Kandidaten ſicherlich groß genug 
iſt, um einen bürgerlichen oder diplomatiſchen Dienſt ausreichend 
auszufüllen, und daß die einzige Wirkung der ſtrengen Handhabe 
beim Staatsexamen die Verminderung der Zahl der Männer mit 
praktiſch erworbenen Fähigkeiten iſt (die niemals durch eine Prüfung 
erlangt werden können), welche für den Staatsdienſt ausgeſucht wer⸗ 
den. Es liegt auf der Hand, daß dieſe Methode einer gründlichen 
Reform bedarf. 


Die mediziniſche Fakultät. 


Die Kurſe der mediziniſchen Fakultät beſtehen aus dem medizini⸗ 
ſchen und dem pharmazeutiſchen Kurſus. Der mediziniſche Kurſus 
erſtreckt ſich auf eine Dauer von vier Jahren. 
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Am Ende eines jeden akademiſchen Jahres wird der Student 
in allen den Gegenſtänden, die er während des Jahres ſtudiert hat, 
hat, geprüft, und wenn er das Examen des vierten Jahres erfolgreich 
beſtanden hat, iſt er reif, ſich zu dem Abſchlußexamen zu melden, das 
während des nächſten akademiſchen Jahres ſtattfindet. Die Fächer 
ſind in die folgenden drei Sektionen eingeteilt: 

I. Anatomie und Phyſiologie. 
II. Chirurgie und Ophthalmologie. 
III. Medizin und Geburtshilfe. 

Eine Verbeſſerung des Prüfungsſyſtems wird zurzeit in Betracht 
gezogen, und daher ſind weitere Einzelheiten überflüſſig. Der Titel 
Igakuſhi (Kandidat der Medizin) wird dem erfolgreichen Prüfungs⸗ 
kandidaten verliehen. Ein Hoſpital, das 570 Hauspatienten aufnehmen 
kann, iſt mit der mediziniſchen Fakultät verbunden. Es nimmt nur 
ſolche Patienten auf, die lehrreiche Fälle für mediziniſche und chirur⸗ 
giſche Forſchungen bieten. Es enthält ferner Laboratorien für Unter⸗ 
ſuchungen auf mediziniſchem und chirurgiſchem Gebiet. Neben den 
regelmäßigen Patienten nimmt das Hoſpital auch Kranke unentgeltlich 
auf, denen außer ärztlicher Behandlung auch Medikamente, Nahrungs⸗ 
mittel und im höchſten Notfall auch Kleidungsſtücke ohne Entgelt 
verabreicht werden. Ein Teil des gegenwärtigen Gebäudes iſt bereits 
umgebaut worden, muß aber noch erweitert werden, und der Koſten⸗ 
anſchlag iſt ſchon vom Parlament genehmigt worden. Selbſt wenn 
der Plan der Vergrößerung ausgeführt ſein wird, wird er den jetzigen 
Anſprüchen der Fakultät noch nicht genügen, und eine weitere Aus⸗ 
dehnung bleibt für die nächſte Zukunft zu erhoffen. Unter den neueren, 
ſchon erbauten oder im Bau begriffenen Gebäuden iſt ein großer Teil 
für Laboratorien der Anatomie, Phyſiologie, der mediziniſchen Chemie, 
Arzneikunde, Geſundheitslehre und für gerichtliche Medizin beſtimmt, 
da ſich die früheren Laboratorien als nicht ausreichend und nicht 
praktiſch genug erwieſen haben. Die Laboratorien ſollen mit allen 
nötigen Requiſiten für Erläuterung und Forſchungen ausgeſtattet 
werden. Der größte Anſporn iſt dadurch den gründlichen Forſchungen 
gegeben worden, deren Ergebniſſe in den vier Bänden der „Mittei⸗ 
lungen aus der mediziniſchen Fakultät“ veröffentlicht wurden, die in 
der mediziniſchen Welt ſehr bekannt ſind. 

Solche Kandidaten, die den dreijährigen Kurſus durchgemacht 
haben, müſſen eine ſchriftliche, eine praktiſche und eine mündliche 


Prüfung beſtehen. Die ſchriftliche lautet über pharmazeutiſche Chemie, 
Heilmittellehre und über die Befähigung, Rezepte auszuführen. Die 
zweite beſteht aus Analyſen, japaniſcher Arzneibereitungslehre, prak⸗ 
tiſcher Heilmittelbereitung, Verabreichung der Medizin, praktiſcher 
gerichtlicher Chemie und praktiſcher ſanitärer Chemie. In der dritten, 
Pharmakographie, mediziniſche Botanik, organiſche Chemie, gericht⸗ 
liche Chemie und Geſundheitschemie. Der Titel Jakugakuſhi (Kan⸗ 
didat der Arzneikunde) wird dem erfolgreichen Bewerber verliehen. 
Dieſer Kurſus wird am wenigſten belegt, und die Durchſchnittszahl der 
Graduierten während der letzten zehn Jahre war weniger als zwei. 


Die Fakultät des Ingenieurweſens. 


Die Fakultät des Ingenieurweſens zerfällt in folgende neun 
Kurſe, von denen jeder ſich auf die Dauer von drei Jahren erſtreckt: 
I. Zivilingenieurlehre. Vl. Baukunſt. 


II. Angewandte Mechanik. VII. Angewandte Chemie. 

III. Schiffsbau. VIII. Technik für Exploſivkörper. 
IV. Waffentechnik. IX. Minen⸗ und Metallkunde. 
V. Elektrizitätslehre für Ingenieure. 


Der Titel Kogakuſhi (Kandidat der Ingenieurlehre) wird dem⸗ 
jenigen Studenten verliehen, der mit Erfolg einen dieſer Kurſe ab⸗ 
ſolviert hat. Beſonderes Gewicht wird auf den praktiſchen Unter⸗ 
richt gelegt, der den Zweck hat, den Studenten die Kenntniſſe zu über⸗ 
mitteln, die ſie befähigen, die wiſſenſchaftlichen Lehren praktiſch an⸗ 
zuwenden. Zu dieſem Zweck werden die Studenten entweder in der 
Hochſchule ſelbſt unterrichtet, oder den verſchiedenen Inſtituten und 
Anſtalten der Induſtrie überwieſen, die mit ihrem Studium in Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. Die Laboratorien ſind alle mit Maſchinen, Werk⸗ 
zeugen, Apparaten, Inſtrumenten ꝛc. ausgeſtattet und ſtehen unter 
der Kontrolle der betreffenden Profeſſoren. Selbſtändige Forſchungen 
werden in ausgedehnteſter Weiſe unterſtützt. Zu dieſer Fakultät ge⸗ 
hören die folgenden ſieben Muſeen: Für Zivil⸗Ingenieurlehre, Ma⸗ 
ſchinenlehre, Schiffsbau, Elektrizitätslehre für Ingenieure, Baukunſt, 
angewandte Chemie und für Minen- und Metallkunde. Die Samm⸗ 
lungen dieſer Anſtalten umfaſſen Modelle, Proben, Muſterexemplare, 
Inſtrumente ꝛc. Die Fakultät für Ingenieurweſen wird von den ja⸗ 
paniſchen Studenten faſt am meiſten beſucht, und häufig überſteigt 
die Anzahl der Bewerber um Aufnahme die Zahl derer, die zugelaſſen 
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werden können, und es iſt augenſcheinlich, daß Erleichterungen zum 
Univerſitätsſtudium des Ingenieurweſens ein dringendes Be⸗ 
dürfnis ſind. 

Die Fakultät für Literatur. 


In der Fakultät für Literatur ſind die nachfolgenden neun Kurſe, 
jeder für eine dreijährige Dauer bemeſſen, errichtet worden: 
I. Philoſophie. Vl. Vergleichende Sprachlehre. 
II. Japaniſche Literatur. VII. Engliſche Literatur. 
III. Chineſiſche Literatur. VIII. Deutſche Literatur. 
IV. Japaniſche Geſchichte. X. Franzöſiſche Literatur. 
V. Geſchichte. 

Der Titel Bungakuſhi (Literatur-Kandidat) wird dem⸗ 
jenigen zuerkannt, der einen der Kurſe mit Erfolg abſolviert hat. 
Dieſem Kolleg iſt eine Kommiſſion für das Zuſammentragen des Ma⸗ 
terials zu einer Geſchichte Japans angereiht, der ein Profeſſor der 
Univerſität vorſteht. Sie ſammelt alle Dokumente und Abſchriften, 
die von alten Originalen kopiert waren, die in alten Buddhiſtiſchen⸗ 
und Shinto⸗Tempeln aufbewahrt, oder von Generation uralter Fa⸗ 
milien gehütet worden waren. Die Geſamtzahl ſolcher ehrwürdiger 
Dokumente wird auf 100000 geſchätzt, während der Beſitz alter Hand⸗ 
ſchriften ſich wohl auf 2000 Bände beziffern dürfte. Davon hat die 
Kommiſſion bereits vier Bände „Material“ und zwei Bände „Alter 
Hand⸗ oder Abſchriften“ herausgegeben. 


Die Fakultät für Naturwiſſenſchaften. 


Die folgenden acht Gegenſtände bilden die Kurſe der naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fakultät: 

I. Mathematik. V. Zoologie. 
II. Aſtronomie. VI. Botanik. 
III. Theoretiſche Phyſik. VII. Chemie. 
IV. Experimental⸗Phyſik. VIII. Geologie. 

Dieſen Kurſen reihen ſich noch Spezialkurſe, wie Seismologie, 
Anthropologie ꝛc. für die Studierenden anderer Kollegien an, be⸗ 
ſonders für die Ingenieure und Architekten, wie für die der Ge⸗ 
ſchichte und Philologie aus der literariſchen Fakultät. 

Der Kandidat, der eines dieſer Kollegien mit Erfolg abſolviert 
hat, erwirbt dann den Titel Rigakuſhi (Kandidat der Naturwiſſen⸗ 


ſchaften). 
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Dieſes Kolleg beſitzt wohl die geringſte Popularität, denn es hat 
noch nicht einmal ein Drittel der Beſuchenden, für die es eingerichtet 
iſt. Dagegen enthält es die ſchönſten Laboratorien, angefüllt mit 
Inſtrumenten und Apparaten aller Art, und viel Arbeit iſt getan 
worden, deren Bericht ſich in den 15 Bänden des Journals der 
naturwiſſenſchaftlichen Fakultät findet, eine den Spezialiſten 
wohlbekannte Zeitſchrift. Die Muſeen für Zoologie, Geologie und 
Anthropologie, ſowie das botaniſche Herbarium, haben recht beträcht⸗ 
liche Sammlungen, und das aſtronomiſche Obſervatorium in Tokyo 
iſt als dem Kolleg zugehörig gedacht, und ſeine Jahrbücher ſind in 
franzöſiſcher Sprache zur Veröffentlichung gelangt. Auch der bo⸗ 
taniſche Garten der Univerſität, ungefähr eine Meile nordweſtlich 
von ihr entfernt, mit einem Umfang von 40 Morgen, ſteht unter 
der Kontrolle dieſes Kollegs. Studierende der Botanik, Entomologie 
und Pharmazie müſſen einen Teil ihrer Studienzeit in ihm zu⸗ 
bringen. Unſere Univerſität iſt die Geburtsſtätte der Wiſſenſchaft der 
Seismologie; tatſächlich war ſo gut wie nichts bekannt über die be⸗ 
ſtimmte Natur oder die Ausbreitung der Erdbeben, noch beſtand ein 
Seismometer, ehe nicht die wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen unſerer 
Profeſſoren ſie geſchaffen. In dem kurzen Zeitraum von zwanzig 
Jahren iſt dieſe Wiſſenſchaft bei uns und von unſeren Profeſſoren 
ins Leben gerufen worden. Das ſeismologiſche Obſervatorium, das 
dem Kolleg unterſtellt iſt, gehört nicht nur zu den beſtausgeſtatteten 
der Welt, ſondern es wird auch viel wirkſame Tätigkeit in ihm ge⸗ 
fördert. Auch die zur Univerſität gehörige Station für Meeresbiologie 
gilt als eine Abteilung des wiſſenſchaftlichen Kollegs und hat 
eine ſchöne Lage am äußerſten Punkt der Halbinſel, die zwiſchen der 
Bai von Sagami und dem Golf von Tokyo hervorſpringt. Die Station 
hat zu jenen Ortlichkeiten Zutritt, die eine alte Berühmtheit als 
Heim für ſehr merkwürdige Tierformationen beſitzt und iſt ſchon in 
den letzten 17 Jahren der Mittelpunkt Japans für Marine⸗zoologiſche 
Forſchungen geworden. Urſprünglich bezweckte die Station ausſchließ⸗ 
lich den Unterricht der Studierenden von ihren Univerſitäts⸗ 
inſtruktoren, aber ihre Vorteile ſind ſeitdem auch anderen Perſonen 
zugängig gemacht worden, deren Fähigkeiten ihnen geſtatten, ſich 
ihrer zwecks Forſchungen zu bedienen. Seit den letzten zwei Jahren 
wird auch während eines Sommerkurſus zugunſten der Mittelſchul⸗ 
lehrer über praktiſche Zoologie geleſen. 
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Die landwirtſchaftliche Fakultät. 


In dieſem Kolleg wird über Landwirtſchaft, landwirtſchaftliche 
Chemie, Forſtwirtſchaft und Tierarzneikunde geleſen. Die Graduierten 
dieſes Kollegs find zu dem Titel Nogakuſhi (Kandidaten der Land- 
wirtſchaft) oder Ringakuſhi (Kandidaten der Forſtwiſſenſchaft) oder 
Juigakuſhi (Kandidaten der Tierarzneikunde) berechtigt, je nachdem 
ſie einen der Kurſe gewählt haben. Die Studierenden der Tierarznei⸗ 
kunde unterwerfen ſich nach dem dritten Jahre einer Promotions⸗ 
prüfung, anſtatt einer jährlichen, in den Disziplinen der Anatomie, 
Phyſiologie, Pharmakologie, Pathologie, Chirurgie, pathologiſche Ana⸗ 
tomie, Pferdehufbeſchlag (praktiſch), Hoſpitalpraxis und ambulatoriſche 
Klinik. Das Kolleg iſt in einer Vorſtadt der City errichtet und um⸗ 
faßt ein Gelände von ungefähr 138 Morgen, ſo daß es mit einem 
Experimental⸗Wirtſchaftshof, Baumſchule, botaniſchen Garten ꝛc. ver⸗ 
ſehen werden konnte. Die Laboratorien und Muſeen ſind mit guten 
Sammlungen von Apparaten, Inſtrumenten, Modellen und Vorlagen 
aller Art ausgeſtattet. Das tierärztliche Hoſpital iſt dem Publikum 
zugänglich. Ausgedehnte Lehr⸗Waldungen in verſchiedenen Teilen des 
Landes find ebenfalls dem Kolleg zugeteilt. Die Kolleg⸗Waldung in 
der Chiba⸗Präfektur bedeckt ein Areal von 2107 Cho (1 Cho S 2.4507 
Morgen) und zerfällt in die beiden Teile: den Kijoſumi⸗ und den 
Okuzan⸗Forſt, durch die Grenzlinie, die die Provinzen Okuzan und 
Awa voneinander trennt. Dieſer Forſt dient ausſchließlich der prak⸗ 
tiſchen Ausbildung in der Forſtwirtſchaft und den Unterſuchungen, die 
der Profeſſor mit den Studenten ſeines Kollegs unternimmt. Wir 
hoffen, daß er auch vorbildlich für die wiſſenſchaftliche Ausnutzung 
der Wälder unſeres Landes werden möge. Der Univerſitätsforſt von 
Hokkaido, im Oktober des 32. Jahres von Meiji hergeſtellt, hat einen 
Umfang von annähernd 23000 Cho und liegt am rechten Ufer des 
oberen Laufes des Sorachi in Sorachi-Gun der Iſhikari⸗Präfektur. 
Er bildet ein beinahe vollkommenes Rechteck in der Ausdehnung von 
Weſten nach Oſten. Den Fluß entlang und auf dem Talgrund ſteht 
faſt ausſchließlich Laubwald, doch ſobald ſein Aufſtieg anfängt, über⸗ 
wiegt allmählich die Konifere, ſo daß ſchließlich der Gipfel nur noch 
kahlen Holzbeſtand zeigt. Dem ganzen Wald hat man ſeinen Urzu⸗ 
ſtand gelaſſen, und keines Forſtmannes Axt hat ſeine Bäume berührt. 


Das Bulletin des landwirtſchaftlichen Kollegs ift die 
Zeitſchrift des Kollegs, in welcher die von den Profeſſoren ausgeführten 
Originalforſchungen ihre Veröffentlichung finden. Die vier bereits 
erſchienenen Bände ſind bei den Spezialiſten der Landwirtſchaft und 
der Tierarzneikunde wohl bekannt. Außer dieſen regulären Kurſen 
ſind nun noch Hilfskurſe für Landwirtſchaft und Tierarzneikunde er⸗ 
richtet, deren Dauer auf drei Jahre berechnet iſt, und die den Gra- 
duierten der Mittelſchulen offenſtehen ſollen. 

Die Graduierten der Kollegien, die von den betreffenden Fakul⸗ 
täten für befähigt genug geſchätzt werden, weiteren Studien obzuliegen, 
finden auf ihr Geſuch in der Univerſitätshalle Aufnahme, wo von 
den Studenten verlangt wird, einen Gegenſtand des Studiums zu 
wählen. Reguläre Vorleſungskurſe finden in der Univerſitätshalle 
nicht ſtatt, und der Studierende verfügt frei über ſeine Zeit zum 
Studium des von ihm gewählten Objekts. Nach Ablauf von fünf 
Jahren darf er eine Abhandlung über den Gegenſtand übergeben und 
iſt dieſe befriedigend, ſo wird ihm der zweite Grad von Hakuſhi, mit 
der Voranſtellung von Hogaku, Igaku, Nogaku, Ringaku oder Jaku⸗ 
gaku, Kogaku, Bungaku, Rigaku oder Juigaku, je nach dem Gegen- 
ſtand ſeiner Forſchung vom Unterrichtsminiſter verliehen. 

Das ganze Unterrichtshonorar des Studierenden beläuft ſich auf 
nur 25 Yen (ungefähr 2 Pfund Sterling 10 Schilling) per Jahr mit 
Ausnahme des Ingenieurkollegs, wo extra 10 Yen für gelieferte 
Materialien, wie Zeichenpapier, Bleiſtifte ꝛc. berechnet werden. Das 
Honorar iſt allerdings ſehr gering und einige unſerer Fachmänner 
ſprechen ſich für eine Erhöhung aus, um die Einnahmen unſerer 
Univerſitäten zu verbeſſern, das doch in gar zu winzigem Verhältnis 
gegenüber den großartigen Leiſtungen ſteht, die von ihr erwartet 
werden. Die andere Meinung führt aber ins Feld, daß gar zu viele 
Univerſitäts⸗Studierende ſehr ſchwer empfinden würden, mehr be⸗ 
lajtet zu werden, und daß es bei den gegenwärtigen Beſtimmungen 
ſein Bewenden haben möge. 

Die Univerſität bedarf einer Vermehrung ihrer Gebäude, um 
die Hörſäle, Seminarien, Laboratorien, Hoſpitale ꝛc. auszudehnen; 
aber auch Schlafſäle ſind dringend erforderlich, und ſelbſtverſtändlich 
muß neuer Grund für dieſe Gebäude erworben werden. Der Betrag für 
die Aufwendungen zu dieſem Zweck wird auf 12000000 Pen geſchätzt 
(zirka 1200000 Pfund Sterling). Eine Erhöhung von 50 Proz. der 
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jetzigen Einkünfte würde für die jetzt allernotwendigſten Bedürfniſſe 
der Univerſität nicht zu hoch gegriffen ſein. 

Um eine Anſchauung über die Neigungen der japaniſchen Stu⸗ 
denten für die verſchiedenen Berufe zu geben, möge die nach⸗ 
ſtehende Tabelle dienen, die die Anzahl der Graduierten während der 
zehn Jahre bis 1900 in den verſchiedenen Kurſen der Univerſität von 


Tokyo darſtellt. 
Kolleg für Jura. 


Politik 


Kolleg für Medizin. 
Medizin 
Pharmazie 


Kolleg für Ingenieure. 
Ingenieure 
Mechanik 
Schiffsbau 
Technologie der Waffen 
Elektrizität 
Architektur 
Angewandte Chemie 
Technologie der exploſiven Körper 
Bergbau und Metallurgie 


Kolleg für Literatur. 
Philoſophie 
Japaniſche Literatur 
Chineſiſche Literatur 
Japaniſche Geſchichte 
Geſchichte 
Vergleichende Sprachlehre 
Engliſche Literatur 
Deutſche Literatur 


Franzöſiſche Literatur 


53 
Kolleg für Naturwiſſenſchaften. 
Mathematik 
Aſtro nomie N 


Zoologie 
Botanik 


717 Geologie 


Kolleg für Landwirtſchaft. 


Landwirtſchaft 


Landwirtſchaftliche Chemie. 


Forſtlehre 


Tierarzneilehre 


In Summa 


Der Prozentſatz ergibt ſich wie folgt: 


Jura 33,03, Medizin 11,03, Ingenieure 26,01, Literatur 17, 
Naturwiſſenſchaften 6,02, Landwirtſchaft 6,01 9%. 


Die folgende Tabelle zeigt die Anzahl der regulären nichtgra⸗ 
duierten Studenten der verſchiedenen Kurſe, September 1901: 


Kolleg für Jura: Jura 567, Politik 409; Summa 976. 


Kolleg für Medizin: Medizin 390 (ausſchließlich der Prüflinge 
für Graduierung), Pharmazie 2; Summa 392. 

Kolleg für Ingenieure: Ingenieure 104, Mechanik 65, Marine⸗ 
Ingenieure 35, Schiffsbau 62, Technologie der Waffen 13, Elek⸗ 
trizität 48, Architektur 24, angewandte Chemie 26, Technologie 
der Exploſivkörper 1, Bergbau und Metallurgie 47; Summa 425. 

Kolleg für Literatur: Philoſophie 92, japaniſche Literatur 91, 
chineſiſche Literatur 21, japaniſche Geſchichte 28, Geſchichte 48, 

vergleichende Sprachlehre 2, engliſche Literatur 39, deutſche 
Literatur 17; Geſamtſumme 338. 

Kolleg für Naturwiſſenſchaften: Mathematik 7, Aſtronomie 1, 
Phyſik 29, Chemie 6, Zoologie und Botanik 11, Geologie 9; 
Summa 63. 

Kolleg für Landwirtſchaft: Landwirtſchaft 18, landwirtſchaft⸗ 
liche Chemie 13, Forſtwiſſenſchaft 30, Tierarzneikunde 4, 
Summa 65. 

Geſamtſumme 2259. Die volle Anzahl ergibt indes 3213, ein⸗ 
ſchließend 449 Studenten der Univerſitätshalle, und andere. 


Der Prozentſatz ergibt ſich wie folgt: 


Jura 44,3, Medizin 17,9, Ingenieure 19,3, Literatur 12,6, 
Naturwiſſenſchaften 2,9, Landwirtſchaft 3 90. 


Dieſe Zahlen verglichen mit denen der Graduierten der letzten 
zehn Jahre könnten auf den erſten Blick eine Abnahme in den Studien 
der Ingenieure, Literatur und Landwirtſchaft erkennen laſſen, was 
ſich indes tatſächlich nicht ſo verhält. Die nachfolgende Tabelle ſoll 
zu dieſem Nachweis die Anzahl der Graduierten im Jahre 1897 
und 1902 aufſtellen: 


Medizin 
Ingenieure 
Literatur 
Naturwiſſenſchaften 
Landwirtſchaft 


Vergleicht man dieſe beiden Kolonnen, ſo ſtellt ſich eine Ver⸗ 
mehrung mit Ausnahme der Naturwiſſenſchaften, in ſämtlichen 
Kollegien heraus, und ſpeziell bei den Ingenieuren iſt ſtatt einer 
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Abnahme ein enormer Zuwachs zu verzeichnen. Tatſächlich erweiſt 
ſich, immer mit Ausnahme der Naturwiſſenſchaften, in allen Kollegien 
eine abſolute Zunahme der Graduierten, aber nach verſchiedenen 
Raten, ſo daß der Prozentſatz z. B. bei den Ingenieuren eine Ab⸗ 
nahme erfahren hat, d. h. relativ erſcheint die Zunahme gering, ver⸗ 
glichen mit den Kollegien der Jura und Medizin. 

Eine große Entrüſtung hat ſich unter einigen Schulmännern Luft 
gemacht gegen die enorm lange Zeit, die auf die Erziehung ver⸗ 
wendet wird. Angenommen, daß ein Studierender in allen zu über⸗ 
ſtehenden Prüfungen den beſten Erfolg aufweiſt, ſo kann er immerhin 
vor ſeinem 23. bis 24. Jahre ſeinen Bildungsgang nicht vollendet 
haben. Man ſagt, daß unſere Raſſe ſehr ſchnell reift, aber auch ebenſo 
ſchnell abwelkt und ſich demnach eine ſo lange koſtbare Zeit für die 
ausſchließliche Vorbereitung zu dem Kampf ums Leben nicht leiſten 
darf; um fo weniger aber, als ſich das Durchſchnittsalter der Gra⸗ 
duierten an der Tokyo⸗Univerſität tatſächlich als 26 Jahre und 9 Mo⸗ 
nate herausgeſtellt hat, und das iſt entſchieden des Guten zu viel. 
Das Abweichen des Minimalalters von dem wirklich erreichten er⸗ 
klärt ſich teilweiſe durch die Bewerbsprüfungen und andererſeits durch 
Nichtbeſtehen der jährlichen Graduationsprüfungen; wir haben indes 
begründete Ausſicht, daß die nichtbeſtandenen Prüfungen ſich in Zu⸗ 
kunft verringern werden. Aber außerdem fehlt jede Begründung für 
die Annahme, daß unſere Raſſe früher verfällt als andere; denn 
wir haben ganz im Gegenteil Tatſachen, die dieſe Annahme endgültig 
entkräften. So z. B. haben unſere mediziniſchen Autoritäten unwider⸗ 
leglich bewieſen, daß bei den japaniſchen Mädchen die Pubertät nicht 
früher als bei ihren europäiſchen Schweſtern eintritt. Die von fremden 
Völkern beliebte Theorie unſerer ſchnelleren Reife und unſeres raſcheren 
Verfalls beſteht ohne die denkbarſte Begründung. Übrigens, wenn 
unſere liberale Ausbildung bis zum 23. oder 24. Jahre etwas zu 
lang ſein mag, ſo iſt doch dagegen unſere Univerſitätserziehung eine 
berufsmäßige, und wenn man zu dieſem Alter, ſagen wir, den Beruf 
eines Anwalts oder Arztes ergreift, ſo iſt es ſicherlich noch nicht zu 
ſpät hierzu. Auch benötigen wir ſtatt eines Syſtemwechſels vielmehr 
einer Vermehrung unſerer Univerſitäten und folglich auch einer grö⸗ 
ßeren Anzahl höherer Schulen. 
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IV. Frauen⸗Erziehung. 
Von Baron Suyematſu,“) 
ehemaligem Miniſter für Erziehung. 

Die Stellung der Frau in Japan war in hervorragendem Maße 
heiklerer Natur als die der Frauen in anderen aſiatiſchen Ländern. 
Zurückblickend auf eine, nach Jahrtauſenden rechnende Geſchichte 
Japans, treffen wir auf bedeutende Perſönlichkeiten des weiblichen 
Geſchlechts, darunter Kaiſerinnen, die ſich durch Tapferkeit, Intelli⸗ 
genz und höchſte Kultur auszeichneten. Es gab Heldinnen, die Seite 
an Seite mit ihren tapferen Kriegern gefochten, und es gab zahl 
reiche Dichterinnen, Schriftſtellerinnen und Künſtlerinnen. 

Tatſächlich fand ſich im 19. Jahrhundert und zur Zeit der 
Blüte chineſiſcher Studien die Kultur unſerer einheimiſchen Literatur 
faſt ausſchließlich in den Händen des weiblichen Geſchlechts. Damals 
beſaßen wir die Muraſaki Shikibu, Verfaſſerin des großen „Genji⸗ 
monogaturi“, Seiſhonagon, Verfaſſerin von „Makura⸗no⸗ſoſhi“ und 
viele andere. Auch die Abſchlußperiode des Tokugawa⸗Regimes weiſt 
viele Frauen mit hoher chineſiſcher Kultur auf. Endlich hat die 
jüngſte Periode Dichterinnen wie Rengetſu, Chiyo, Botoni und andere 
hervorgebracht, während die Beiſpiele patriotiſcher Frauen in dem 
Zeitraum der dem Kaiſerlichen Regime vorausging, ſich vervielfachten. 

Frauen haben bei uns ſtets eine große geſellſchaftliche Freiheit 
beſeſſen, freilich nicht in dem Maße wie bei modernen weſtlichen 
Nationen, und es haben deshalb auch von Zeit zu Zeit ausgezeichnete 
Frauen in unſerer Geſchichte ſich hervorgetan. Ja ſelbſt in unſeren 
eigenen Tagen fehlt es nicht an ſolchen Beiſpielen, und wir ſehen 
unſere Frauen in Erziehungsanſtalten von Siam und China beſchäf⸗ 
tigt, ſogar in der Mongolei treffen wir eine unſerer Damen, die von 
einem eingeborenen Häuptling für die Erziehung und Leitung ſeines 
Haushaltes engagiert worden iſt. 

Indeſſen, die Erziehung der Frauen iſt ſtets Problem geblieben. 
Die Schwierigkeit der Löſung liegt ſchon in der Natur der Sache, 
obgleich wir die Wichtigkeit der Frauerziehung ſo gut wie die Euro⸗ 
päer erfaßt und uns ſchon ſeit der Einführung des neuen Regimes 
damit beſchäftigt haben. Dazu möchte ich hier ein Beiſpiel anführen, 
das von allgemeinem Intereſſe ſein dürfte. Schon im Jahre 1871 
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wurde eine Anzahl junger Mädchen behufs ihrer Erziehung nach 
Amerika geſchickt, von denen eine die jetzige Gemahlin des Admirals 
Urin, deſſen Name durch den gegenwärtigen Krieg bekannt ſein dürfte, 
und eine andere, die Marquiſe Oyama, Gemahlin des Marſchalls 
Oyama, Chef des Generalſtabes geworden iſt. 

Ich bin weit entfernt, mich etwa vertrauensvoll über die Löſung 
des Problems der Frauenerziehung in Japan auszulaſſen, ſondern 
beabſichtige nur eine kurzgefaßte Darſtellung ihrer heutigen Verhält⸗ 
niſſe, wie ſie uns durch verſchiedene Amtsberichte bekannt ſind, zu 
geben. 

Das Syſtem des Elementarunterrichtes in Japan iſt in ſo aus⸗ 
gedehntem Maßſtab zur Ausführung gelangt, daß kein Dorf mehr 
ohne eine Schule auf Staatskoſten iſt Dieſe Einrichtung, durch Ge⸗ 
ſetz obligatoriſch geworden, läßt nur ausnahmsweiſe und in außer⸗ 
gewöhnlichen Fällen eine Erleichterung zu. Die Elementarſchulen 
teilen ſich in zwei Klaſſen: die untere, zur Aufnahme von Kindern 
von ſechs Jahren und aufwärts, auf vier Jahre, und die höhere Ele⸗ 
mentarerziehung für ſolche von neun Jahren aufwärts. Für letztere 
iſt die Dauer der Erziehung durch die Schule nicht mehr einheitlich, 
weil ſie einesteils Schüler nach einigen Jahren mit einer höheren An⸗ 
ſtalt vertauſchen und andere die Schule überhaupt mitten im Kurſus 
verlaſſen, der für den regulären Beſuch auf vier Jahre beſtimmt ift. 

In dieſen vorbereitenden Schulen werden Knaben und Mädchen 
gemeinſchaftlich aufgenommen, und nur zur Bequemlichkeit der Lehrer 
in geſonderte Klaſſen geteilt. Ich möchte nun einige ſtatiſtiſche An⸗ 
gaben machen, wie ſie mir durch die Berichte des Miniſters für 
1901 und 1902 vorliegen. Vorläufig beziehen ſich dieſe nur auf 
Japan allein, d. h. einſchließlich der Inſeln Yezo und Luchu, aber 
nicht auf Formoſa. 

Die Anzahl der Kinder in dem Jahre belief ſich auf: Knaben 
3876495, Mädchen 3590391; Summa 7466886. Von dieſen Kin⸗ 
dern beſuchten die unteren Elementarſchulen: Knaben 1714509, 
Mädchen 1632018; Summa 3346527. Die Anzahl derer, die den 
ganzen Kurſus diefer Schulen abſolvierten, waren: Knaben 1462977, 
Mädchen 911422; Summa 2374399. 

Die Geſamtzahl der Schüler des ſchulpflichtigen Alters, die den 
vorgeſchriebenen Bildungsgang durchmachten, war: Knaben 3177486, 
Mädchen 2543440; Summa 5720926. 
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Die Geſamtſchülerzahl der höheren Elementarſchulen war: die⸗ 
jenigen, die zu öffentlichen Schulen gehörten (hauptſächlich ſolche, die 
den Seminaren angeſchloſſen waren) Knaben 705 238, Mädchen 
230955; Summa 936,193. 

Solche, die Privatſchulen angehörten, waren Knaben 4268, 
Mädchen 3437; Summa 7705. Danach betrug die Schülerzahl in 
den höheren Kurſen: Knaben 709506, Mädchen 234392; Summa 
943898. 

Der Prozentſatz aller ſchulbeſuchenden Knaben für 1901/02 war 
demnach 93,78 % der ganzen ſchulpflichtigen Bevölkerung. Der 
Prozentſatz der Mädchen war 81,80 90. 

Ich dürfte hier noch erwähnen, daß in den volkreichen Städten 
ſehr viele Kindergärten in Tätigkeit getreten ſind und ihre Vorzüge 
eine ſo allſeitige Anerkennung gefunden haben, daß die Neigung, 
ihre Anzahl zu vermehren, baldige Ausführung erfahren dürfte. 
Kinder, ſowohl Knaben wie Mädchen vom dritten Lebensjahre auf⸗ 
wärts und bis zum ſchulpflichtigen Alter finden Aufnahme in ihnen. 
Die Lehrgegenſtände ſind: Spielen, Singen, Unterhaltung, Hand⸗ 
fertigkeiten und muſtergültige Übungen, wie ſie auch in den Ländern 
des Weſtens heimiſch ſind. 

In dem uns vorliegenden Jahre gab es bereits 253 Kinder⸗ 
gärten, von denen 181 öffentliche und 72 private waren; die An⸗ 
zahl der kleinen Beſucher betrug für die öffentlichen Anſtalten an 
Knaben 10242, an Mädchen 8893, zuſammen 19135, und in Privat⸗ 
anſtalten 2235 Knaben und 2137 Mädchen, zuſammen 4372 oder 
insgeſamt 25507. 

Nach Abſolvierung der Elementarſchulen trennt ſich der Unter⸗ 
richt für Knaben und Mädchen, und ſie verfolgen geſondert ihre fer⸗ 
neren Kurſe; wie es höhere Schulen für Mädchen gibt, ſo ſind auch 
die höheren Seminare für ſie vorgeſehen. Zu erwähnen wären noch 
die von fremden Miſſionen begründeten Privat⸗Frauenſchulen, bei 
deren Beſuch der Prozentſatz der Mädchen den der Knaben überſteigt, 
was wohl aus den japaniſchen Frauenverhältniſſen und durch die 
mangelhaften Vorkehrungen für die Aufnahme erklärt wird. Auch 
ſind weder ihre Methode noch ihre Kurſe einheitlich, und es wäre er⸗ 
müdend, ſich über eine umſtändliche Darlegung einer jeden zu ver⸗ 
breiten; nur einen allgemeinen Umriß will ich zu geben verſuchen. 
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Der Studienkurſus höherer Mädchenſchulen — ich zitiere wört⸗ 
lich einen Teilbericht des Unterrichtsminiſters — erſtreckt ſich über vier 
Jahre, kann aber je nach lokalen Verhältniſſen um ein Jahr ver⸗ 
längert oder auch verkürzt werden. 

Zu den allgemeinen Kurſen können noch Ergänzungskurſe, zwei 
Jahre nicht überſchreitend, zugefügt werden zugunſten derer, die ſich 
einem für Mädchen wünſchenswerten Kunſtſtudium widmen wollen. 
Spezial⸗Kunſtkurſe, nicht unter zwei Jahre, und nicht vier Jahre 
überſteigend, dürfen den allgemeinen Kurſen angegliedert werden; 
ebenſo dürfen Spezialkurſe für Graduierte errichtet werden, um ihnen 
das Studium einer Spezialwiſſenſchaft zu erleichtern. 

Die Befähigung für Aufnahmeſuchende iſt folgendermaßen be— 
dingt: Alter zwölf Jahre und darüber, der Beſitz von Kenntniſſen min⸗ 
deſtens derjenigen, die einem zweijährigen Kurſus der höheren Ele⸗ 
mentarſchulen gleichſtehen. Die Zahl dieſer Schulen bezifferte ſich 
für das Jahr 1901/02 etwa wie folgt: öffentliche (einſchließlich einer, 
die mit einem Seminar verbunden) 61, private 8; zuſammen 69; 
mit einer Schülerzahl der öffentlichen von: 14975 und der privaten 
2240; im ganzen 17215. Die Anzahl der Graduierten war in den 
öffentlichen 2778 und in den privaten 812; im ganzen 3590. 

Die Regelung für die Unterrichtskurſe der höheren Mädchen⸗ 
ſchulen lautete im erſten Paragraph der Verordnungen des Erziehungs⸗ 
departements für ſolche Schulen wie folgt: „Die Kurſe für den Unter⸗ 
richt an höheren Mädchenſchulen umfaſſen: Sittenlehre, japaniſche 
Sprache, fremde Sprachen, Geſchichte, Geographie, Mathematik, 
Wiſſenſchaften, Zeichnen, praktiſche Haushaltslehre, Zuſchneiden und 
Nähen, Muſik und Turnen. 

Im Falle des gekürzten Schulkurſus kommen die fremden 
Sprachen in Wegfall. 

Die fremden Sprachen ſind entweder Engliſch oder Franzöſiſch, 
die überhaupt ausfallen können oder dem Belieben eines jeden Stu⸗ 
dierenden überlaſſen bleiben. 

Muſik darf bei allen Schülern in Wegfall kommen, denen die 
Ausübung der Kunſt Schwierigkeiten bereitet. 

Außer den angeführten Kurſen können auch noch Pädagogik und 
Handarbeiten oder eines von beiden als optionelle Kurſe aufge- 
nommen werden, unter der Bedingung, daß die reguläre Schul⸗ 
periode nicht gekürzt wird.“ 
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Das einzige bisher errichtete höhere Mädchenſeminar hat ſeinen 
Sitz in Tokyo und iſt zur Ausbildung von Lehrerinnen für höhere 
Mädchenſchulen, ja ſelbſt für Provinzialſeminare beabſichtigt. Der 
Plan der Schule iſt eingeteilt in Literaturkurſe, wiſſenſchaftliche und 
einen Kurſus für Künſte; der erſte umfaßt Ethik, Pädagogik, japa⸗ 
paniſche Sprache, chineſiſche Literatur, Engliſch, Geſchichte, Geo⸗ 
graphie, Muſik und Turnen; der zweite Ethik, Pädagogik, Engliſch, 
Mathematik, Phyſik, Chemie, Naturgeſchichte, Muſik und Turnen; 
der dritte umfaßt Ethik, Pädagogik, Engliſch, Phyſik, Chemie, Haus⸗ 
haltungslehre, Zuſchneiden und Nähen, Handarbeit, Zeichnen und 
Entwerfen, Muſik und Turnen. Dem Studium der japaniſchen 
Sprache und der chineſiſchen Literatur iſt noch die Lehre der Styliſtik 
angereiht. Der Kurſus der Haushaltungslehre zerfällt in zwei Ab⸗ 
teilungen, in Haushaltung und Erziehung. Ein Ergänzungskurſus 
für Graduierte, ein Rechtskurſus, ein Spezialkurſus und ein praktiſcher 
Kurſus für Kindergartenlehrerinnen ſind als Sonderkurſe des Unter- 
richts eingeführt worden. Eine höhere Mädchenſchule, eine Elementar- 
ſchule und ein Kindergarten werden zur praktiſchen Übung für das 
Seminar und in Verbindung mit demſelben organiſiert. Der Kurſus 
iſt auf vier Jahre berechnet, der Nachkurſus für Graduierte auf zwei 
Jahre, der Rechtskurſus auf vier Jahre und der für Kindergärtne⸗ 
rinnen ſoll auf ein Jahr bemeſſen ſein, während die Dauer der Spezial⸗ 
kurſe bei Aufnahme neuer Schüler auch aufs neue feſtgeſtellt wird. 
Die Anzahl der Schülerinnen beſtand im Jahre 1901/02 aus 311 Stu⸗ 
dierenden und 86 Graduierten. Eine der Lehrerinnen, Frl. Yafui, 
die ihre Ausbildung in England beendet hat, iſt kürzlich einer Ein⸗ 
ladung der Königin von Siam gefolgt, um dort den weiblichen Unter⸗ 
richt zu organiſieren. 

Eine höhere Mädchenſchule iſt mit dieſem Inſtitut verbunden, 
und ihre Studiendauer auf fünf Jahre, alſo ein Jahr mehr als für 
alle übrigen Mädcheninſtitute, vorgeſchrieben. Die mit dieſem Se⸗ 
minar verbundene Schule bezweckt ganz beſonders, ihnen die Methoden 
zu übermitteln, die für die allgemeine Erziehung der Mädchen er⸗ 
forderlich ſind und verſchafft dadurch den Studierenden die praktiſche 
Ausbildung im Unterrichten. 

Die Anzahl der Schülerinnen im vorliegenden Jahre belief ſich 
auf 325, zu denen noch 91 Graduierte zählen; zu erwähnen bleibt 
noch, daß eine Elementarſchule mit dem Inſtitut verbunden iſt, die 
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ebenfalls dem Zwecke dient, den Schülerinnen der Hauptanſtalt die 
praktiſche Ausbildung in Kindererziehung zu verſchaffen. Sie zerfällt 
in drei Sektionen. Die erſte beſteht in einer Elementarſchule, in 
Verbindung mit einer höheren Mädchenſchule, für die die gewöhnlichen 
und höheren Elementarſchulkurſe gelten. Die zweite Sektion umfaßt 
ſowohl die gewöhnlichen wie die höheren Schulkurſe und die dritte 
repräſentiert eine gewöhnliche Elementarſchule als eine einzelne Klaſſe 
organiſiert, und der Geſamtkurſus variiert von zwei zu vier Jahren, 
je nach den betreffenden Sektionen. 

Die Schülerzahl der gewöhnlichen Elementarkurſe betrug 323, 
von denen 80 Knaben und 243 Mädchen waren und die der höheren 
139, von denen 28 Knaben und 111 Mädchen waren, zuſammen 462, 
von denen 108 männliche und 382 weibliche Schüler geweſen. 

Zum Zweck der Ausbildung von Lehrerinnen ſind in verſchiedenen 
Provinzen Mädchenſeminare gegründet, während man ſich in anderen 
damit begnügte, in Lehrerſeminaren eine Abteilung für weibliche 
Studierende einzurichten. 

Unter dem Patronat der Kaiſerin wurde eine Mädchenſchule ge⸗ 
gründet, die jedoch nicht dem Unterrichtsminiſter, ſondern dem des 
Kaiſerlichen Hauſes unterſteht und ſich die Lordstöchter-Schule nennt. 
Selbſtverſtändlich finden bei Aufnahme die Töchter des hohen Adels 
die erſte Berückſichtigung, aber auch den Töchtern anderer reſpektabelen 
Familien wird der Eintritt gelegentlich geſtattet. Auch mit dieſer iſt 
ein Kindergarten verbunden. Ferner gibt es eine Hochſchule für Muſik 
in Tokyo, die dem Unterrichtsminiſter unterſteht und ſich aus Vor⸗ 
ſchule, Hauptſchule, Graduierten⸗Seminar und Elektiv⸗Schule zu⸗ 
ſammenſetzt. 

Sowohl männliche als weibliche Studierende finden in der Hoch⸗ 
ſchule Aufnahme. Im Jahre 1901/02 beſuchten 18 männliche und 
13 weibliche Schüler die Vorſchule, 10 männliche und 18 weibliche die 
Hauptſchule, je 8 und 9 die Graduierte, je 22 und 44 das Seminar 
und 47 männliche (darunter 2 Ruſſen) und 143 weibliche (darunter 
Amerikaner und eine Deutſche) die Elektiv⸗Schule. Die Höchſtzahl 
betrug 331 und die Graduierten ſtiegen bis auf 29. 

Unter den Lehrern befanden ſich zwei Deutſche, ein Amerikaner, 
ein Ruſſe und ein Franzoſe. 

Über die Privatinſtitute für weibliche Erziehung, deren Urſprung, 
Arten und Methoden ſo verſchiedenartig geſtaltet iſt, geht es über 
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meine Kraft, auch nur annähernd eine klare Darſtellung zu geben, 
aber verſuchen will ich, ſie durch einige Beiſpiele zu erläutern. 

Eine eigenartige Poſition nimmt die Jyogakkwavi ein. Die 
Idee dankt ihre Entſtehung einem fremden Philanthropen, der in 
Verbindung mit einer philanthropiſchen Miſſion, die von religiöſem 
Unterricht abſah, nur junge Mädchen angeſehener Familien einfach 
in den angelſächſiſchen weſteuropäiſchen Fertigkeiten erziehen, reſp. 
unterrichten wollte. Die Idee wurde von einigen hervorragenden Per⸗ 
ſönlichkeiten aufgenommen und die erforderlichen Beiträge ſowohl 
von Fremden wie heimiſchen Gönnern geleiſtet, genießt aber außer⸗ 
dem noch die Gönnerſchaft des Kaiſerlichen Hofes. Im Jahre 1903 
beſuchten nach einer jüngſt gegründeten Zeitſchrift für weibliche Er⸗ 
ziehung, 230 Schülerinnen dieſe Anſtalt. f 

In Tokyo gibt es eine Hochſchule, die ſich den Titel Frauen⸗ 
univerſität beigelegt hat, und wenn dieſe Benennung auch nicht ganz 
in Übereinſtimmung mit den Univerſitäten für junge Männer iſt, 
ſo iſt doch ihr Zuſpruch enorm. Wenn wir die Beſucher der Vor⸗ 
bereitungskurſe mitzählen, ſo kann ihre Geſamtzahl auf 1000 ge⸗ 
ſchätzt werden. f 

Auch für das Studium der Medizin, Malerei, techniſche Gewerbe 
und ſelbſt für Handel und Landwirtſchaft ſind Privatinſtitute vor⸗ 
handen. 

Es gibt jetzt nur wenige praktiſche Ärztinnen, aber ich ſelbſt habe 
von verſchiedenen geleſen, die ihre Staatsprüfung beſtanden haben. 

Die Anzahl der Miſſionsſchulen für Mädchen in Tokyo, Yofo- 
hama, Nagoya, Oſaka, Kobi, Kyoto und in verſchiedenen anderen 
Plätzen iſt bedeutend, und die meiſten von ihnen haben namhafte 
Leiſtungen auf dem Gebiet der Frauenbildung aufzuweiſen. 

In der City von Tokyo allein gibt es 73 Mädchenſchulen ver⸗ 
ſchiedener Art, wenn dieſe Anzahl auch einige für Hebammen und 
Pflegerinnen einſchließen, ſo dient doch ihre große Mehrzahl den 
gewöhnlichen Unterrichtskurſen. 

Und nun einige Worte über die Beſchäftigung der Frauen. 
Männer und Frauen ſind in Japan von ziemlich gleichmäßiger An⸗ 
zahl, ſo daß die Ausſichten des ſchönen Geſchlechtes, ſich zu verheiraten, 
ſehr günſtig ſind; ſobald ſie aber verheiratet, ſind ſie gern damit 
zufrieden, ihren Haushalt zu verwalten und gute Frauen und Mütter 
zu werden. Aber trotzdem gibt es eine große Anzahl gewerblicher Ar⸗ 
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beiterinnen, die in Baumwoll⸗, Seiden⸗ und Papierfabriken beſchäftigt 
werden. Anſtellung in Staatsämtern finden ſie ſehr wenig, dagegen 
hat ihre Verwendung als Lehrerinnen jeden Zweiges eine große 
Ausdehnung gefunden, und die weniger im Leben bevorzugten oder 
weniger mit Kenntniſſen ausgeſtattet ſind, arbeiten bei der Poſt, in 
Telephonämtern oder auch in einigen Abteilungen der Eiſenbahn. 
Auch bei Privatgeſellſchaften fanden ſie in jüngſter Zeit als Kontor⸗ 
gehilfinnen Aufnahme, und es hat ſich dieſes Experiment als ſehr er⸗ 
folgreich erwieſen, ſo daß die Frauen auf eine allſeitige Entfaltung 
ihrer Talente eine begründete Hoffnung haben dürfen. 

Es dürfte an dieſer Stelle nicht als unangebracht erſcheinen, die 
Tätigkeit unſerer Frauen auf anderen Gebieten und auch von ihnen 
organiſierten und geleiteten Inſtituten zu erwähnen, von denen bei⸗ 
ſpielsweiſe einige zwanzig in Tokyo entſtanden ſind. Als daraus her⸗ 
vorragend, darf das Wohltätigkeitshoſpital, das unter direktem Pa⸗ 
tronat der Kaiſerin ſteht, bezeichnet werden, und den Vorſitz ſeiner 
Leitung hat Ihre Kaiſerliche Hoheit Prinzeſſin Ariſugawa über⸗ 
nommen. Da iſt ferner der japaniſche Damen⸗Erziehungsverein, an 
deſſen Spitze die Kaiſerliche Prinzeſſin Kanin ſteht; die Kranken⸗ 
pflegerinnen⸗Geſellſchaft, die, da in engſter Verbindung mit dem 
Roten Kreuz ſtehend, ebenfalls in der Kaiſerin die oberſte Leiterin 
gefunden hat; das Geſundheitsamt der japaniſchen Damen; die 
Waiſenverſorgungsanſtalt der Damen und die Geſellſchaft für die 
Pflege der Kinder weiblicher Gefangenen und andere mehr, an deren 
Leitung die vornehmſten Damen des Landes beteiligt ſind. Eine 
Damen⸗Wohltätigkeitsanſtalt zur Unterweiſung in Handarbeiten 
wurde von einer Miß Parker aus England begründet und dieſe, wie 
alle genannten, leiſten viel Gutes und dürfen ſich ihrer Erfolge 
freuen. Viele ähnliche Inſtitute gibt es in den Provinzen. 

Verhältnismäßig laſſen ſich die geiſtigen Fähigkeiten der japa⸗ 
niſchen Frauen gegenüber den Männern ſo ziemlich auf gleiche Stufe 
mit denen ihrer Schweſtern der weſtlichen Hemiſphäre ſtellen. Wir 
können ſelbſtredend nicht vorausſehen, welche Stellung in der Geſell⸗ 
ſchaft die Zukunft den Frauen vorbehalten hat, aber unzweifelhaft 
bleibt die Tatſache, daß die Bildung der Frauen, gemeinſam mit den 
Männern einen Flug genommen, wie ihn in dieſen Verhältniſſen 
Japan nie gekannt hat. 


Zehntes Kapitel. 
Religion. 


I Buſhido — die moraliſchen Grundſätze Japans. 
Von Profeſſor Inazo Nitobe. 


Die gerade und enge Lebensſtraße, die Chriſtus ſeinen Anhängern 
angewieſen, kennzeichnet den moraliſchen Pfad, der auch jedem von 
uns frommt, will er auf eine tadelloſe, beſtändige und individuelle 
Laufbahn zurückblicken. Aber im Augenblick, da wir das moraliſche 
Syſtem eines ganzen Volkes oder einer Raſſe zu überſehen ſtreben, 
verwandelt ſich der ſchmale Pfad in eine unabſehbare Ebene, die ſich 
ſcheinbar aus einem trüben Tageslicht weit in die Ferne dehnt mit 
grünen, anmutigen Hügeln, die ihr Tal begrenzen bis zu den breiten 
Gefilden, hier vom Urwald überſchattet, dort mit lieblichen Blumen⸗ 
gärten geſchmückt und unterbrochen von verſchlungenen Wegen ver⸗ 
ſchiedenſter Dimenſionen, die ſich in entgegengeſetzten Richtungen ver⸗ 
laufen. Wie man verwirrt vor ſolchem Bilde ſtaunt! Wie oft ver⸗ 
zweifelt man an einer richtigen Auffaſſung des uns fremden Syſtems 
der Gedanken, der Moral, der Religion und iſt verſucht zu rufen: 
„Das Volk iſt ohne Moral“, „die Raſſe mit Aberglauben behaftet“, 
und dabei ſeinem kleinen Stern dankend, daß er beſſer iſt als der 
ſeines Nachbars! Aber Phariſäertum ſchwindet vor der Größe weit⸗ 
herziger Sympathien und beſſerer Erkenntnis. Wo wir einſt Chaos 
geſehen, begegnet unſerem Auge die Spur der Ordnung. 


Jener Weg 
Führt über die Gipfel; nur der dort ſteht 
Hegt Zweifel, ob es wirklich eine Straße? 
Und da von der Wüſte ſein Blick es umfaßt, 
Schlingt ſich vor ihm die Linie vom Tal bis zur Spitze. 
Nicht vage, beirrend. Was tut eine Lücke noch zwei, 


Erſpähſt du von beiden Flächen die ununterbrochene Wüſte? 
Und ferner — nach neueſter Philoſophie — 

Werden die Lücken ſelbſt dir beweiſen: 

Daß ſie, die vollendetſten jeder Erfindung, 

Des Mannes Aug' ſchärfen und fragen: Was iſt Glaube? 


Noch vielen außer Browning iſt Ahnliches begegnet, und nur den 
ganz Gedankenloſen bleibt die Straße verborgen, die durch die ſchein⸗ 
bare Wüſtenei führt. Es iſt eine ganz allgemeine Auffaſſung fremder 
Touriſten, daß dem japaniſchen Leben die Moralität mangelt wie 
ſeinen Blumen der Duft; ein trauriges Bekenntnis der moraliſchen 
und intellektuellen Spannkraft des Touriſten ſelbſt! Wer Wohlgerüche 
nur mit der Roſe oder Moral nur mit dem konventionellen Chriſten⸗ 
tum verbinden zu müſſen meint, der wird freilich durch den Mangel 
beider in Japan enttäuſcht werden; aber das beweiſt nicht, daß Umi⸗ 
Blüten duftlos ſind, oder Ritterlichkeit nicht die beſte Lebensführung 
lehrt. Der Urſachen gibt es indeſſen gar viele für die Unkenntnis des 
geſchäftigen Weſtens über den fernen Oſten, namentlich wenn es ſich 
um Dinge handelt, die weder für Geld zu haben ſind, noch gegen Kaſſe ge⸗ 
kauft werden können, und wir haben weder den Umi⸗Duft auf Flaſchen 
gezogen, noch das Rezept für Ritterlichkeit in Duodezformat mit Gold⸗ 
ſchnittausgabe verlegt, mit der Methodiſten oder Epiſkopattheologen 
ausgeſtattet zu ſein pflegen. Selbſt europäiſche Ritterlichkeit iſt, wie 
ich erſehe, dem gewöhnlichen engliſchen Leſer ein unbegreifliches Etwas. 
Einer ihrer modernſten Schriftſteller (Cornifh F. Warre „Ritter⸗ 
lichkeit“ pag. 10) läßt ſich folgendermaßen darüber aus: „Eine An⸗ 
leitung über Gefühl und Betragen, die dem modernen Leben fremder 
und ferner iſt als die, welche dem Leben der Griechen und Römer 
zugrunde lagen.“ Wie ſehr viel ſchwieriger muß den Europäern nun 
erſt die Auffaſſung unſerer Ritterlichkeit ſich geſtalten. Jedoch ein 
etwas vertrauter Umgang lehrt gar bald, daß der Gentleman ſo 
ziemlich überall ein Gentleman bleibt, faſt immer derſelbe Typ und 
nach keiner Richtung hin ſehr verſchieden voneinander. Leſt die Chro⸗ 
niken Froiſſarts oder die „Waverly Novels“, und ſolltet ihr wirklich 
ſo wenig bei Gemeinſchaft den Helden in beiden finden? Ent⸗ 
kleidet ſie ihrer Rüſtung, ihrer gezierten Manieren, ihrer eigentüm⸗ 
lichen Zeremonien oder ſehet unverwandt in ſie hinein, bis ſie, wie 
Carlyle ſagen würde, vollkommen durchſichtig geworden, und auf dem 
Grunde ihrer Seele findet ihr einen modernen „Gentleman“. Tut 
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Ahnliches bei einem Samurai (japanifchen Ritter) und es wird euch 
ein Leichtes, unſere Ritterlichkeit und unſere Moral zu verſtehen. 


Man ſagt, das Zeitalter der Ritterlichkeit gehöre der Vergangen⸗ 
heit. Ja, als Inſtitution iſt ſie verſchwunden, aber als ein Tag der 
Trauer müßte er gekennzeichnet werden, an dem auch die Tugenden, die 
der Ritterlichkeit das Gepräge gegeben, mit ihr vergangen wären! Glück⸗ 
licherweiſe für uns, leben ſie weiter wie die körperloſen Geiſter, zwar 
etwas modifiziert, aber unverändert in ihrem Weſen. Die Welt iſt 
um ſo viel reicher durch das Vermächtnis der Ritterlichkeit geworden, 
und ſehr wahr klingen die Worte Hallams: 


„Es gibt, wenn ich ſo ſagen darf, drei mächtige Geiſter, die von 
Zeit zu Zeit auf der Oberfläche der Gewäſſer ſich bewegten und einen 
hervorragenden Antrieb zu menſchlicher Energie und zu moraliſchem 
Empfinden ausgeübt haben, es waren dies die Geiſter der Freiheit, 
der Religion und der Ehre.“ 


Wenn es ein allgemeines Geſetz der Deszendenztheorie darſtellt, 
daß ein Geſchlecht alles das in ſich vereinigt und vertritt, was ihm 
vorangegangen, ſo iſt auch logiſch zu folgern, daß in England, wie 
es tatſächlich der Fall, Spuren feudaler Inſtitutionen zu finden ſind 
und ebenſo moderne engliſche Spuren ritterlicher Empfindungen. Um 
wieviel zutreffender muß dies für Japan erſcheinen, wo das Feudal⸗ 
ſyſtem nicht länger als dreißig Jahre der Vergangenheit angehört. 
Tatſächlich gilt die Ritterlichkeit noch heut als die herrſchende mora⸗ 
liſche Macht unter uns. Sie hat alle Trümmer des Feudalſyſtems 
überlebt, und ſo beſchädigt und verſtümmelt ſie auch ſein mag, ihre 
moraliſche Macht ſteht außer Zweifel. In ihrer Gewalt leben wir, 
bewegen wir uns, und aus ihr ſchöpfen wir unſere Daſeinsbedingungen. 


Die Auffaſſung, daß Japan all und jede Verbindung mit ſeiner 
Vergangenheit abgeſchnitten, findet ſich nur zu einem Teil bewahr⸗ 
heitet, nämlich allein in bezug auf ſeine Geſetzgebung und Politik, 
findet aber keine Beſtätigung auf ſeine moraliſchen Ideen. Wir haben 
mit einem Pflug gearbeitet, der in Deutſchland, oder je nachdem in 
Amerika entſtanden, und obgleich wir nicht davon abgewichen, ſo war 
die treibende Kraft hinter uns von dem, was man ſo zuweilen ver⸗ 
altete moraliſche Begriffe von Ritterlichkeit nennt, und ich wage zu 
behaupten, daß an den Furchen, die unſer Pflug gezogen, der Cha⸗ 
rakter der bewegenden Kraft bemerkbar ſein wird. 
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Laſſen Sie mich hier konſtatieren, daß, welche Anſchuldigungen 
man auch gegen unſer Volk als unmoraliſch bringen mag — dieſelbe 
Beſchuldigung gegen jedes Land erhoben werden kann und tatſächlich 
auch erhoben wird, England nicht ausgeſchloſſen. Dies geſchieht 
hauptſächlich von Reiſenden, und da es doch ſprichwörtlich immer die 
ſchlimmſten und lockerſten Lebens verhältniſſe ſind, die dem Fremden 
zuerſt ins Auge fallen, als da ſind Cafés, Theater ꝛc., ſtatt einer 
Familie oder einer Kirche, ſo ſind wir weit entfernt davon, unmora⸗ 
liſch genannt werden zu dürfen. 

Wenn ich den Inbegriff der ethiſchen Ideen Japans auf deutſch 
ausdrücken wollte, ſo müßte ich ſie, wie ich es auch bisher getan, 
mit der Bezeichnung Ritterlichkeit belegen, eine Bezeichnung, die dem, 
was wir unter uns als Buſhido (ſpr. Buſchido) verſtehen, wohl am 
ähnlichſten ſein dürfte. Die wörtliche Bedeutung von Buſhido iſt 
nämlich „Kämpfender Ritter Art“, und wir dürfen es frei mit der 
Lehre ritterlichen Benehmens überſetzen, oder auch mit Vorſchriften 
für die Ritterwürde, oder vielleicht mit Geſetzbuch der Ehre. Einige 
bevorzugen den Ausdruck Shido und laſſen die Vorſilbe Bu (mili⸗ 
täriſch) wegfallen, um dadurch ſeiner Bedeutung eine weitere Aus⸗ 
dehnung zu geben. Welche Bezeichnung aber auch immer gewählt 
werden mag, auf ſein Weſen übt es keinerlei Einfluß, da ſeinem Sinne 
nach Gentleman und Krieger immer identiſch waren. Krieger 
waren in Friedenszeiten Gentlemen und Gentlemen wurden Krieger, 
wenn Kriegszeiten ſie dazu machten. Obgleich Shido gleichzeitig die 
Nachteile und Vorzüge enthält von dem, was Logiker definiendo latior 
nennen, ſo dürfte ſich doch die Bezeichnung Buſhido empfehlen, ſchon 
deshalb, weil ſie gebräuchlicher geworden. Da Buſhido das noblesse 
oblige der Samurai⸗Klaſſe geworden, und da dieſes Wort ſich kürzlich 
in dem engliſchen Vokabularium eingebürgert hat, dürfen wir auch 
einen Schritt weiter wagen und die Wortbildung Samuraismus 
aufnehmen als dem Gegenſtand gleichbedeutend, über den wir dis⸗ 
kutieren. Obgleich Ritterlichkeit die geeignetſte Wiedergabe für Buſhido 
bleibt, ſo empfiehlt es ſich doch, das Original zu erhalten, da die 
beiden Begriffe ſich nicht völlig decken. Z. B. war Buſhido nicht eine 
Inſtitution, wie es die Ritterlichkeit geweſen, und deshalb beſagt dieſe 
mehr als jene; dennoch war Buſhido durch und durch ein Moralgeſetz, 
was von der Ritterlichkeit nicht galt und war daher umfaſſender als 
dieſe. Mehr noch, ſelbſt wenn der Ausdruck rhetoriſch falſch iſt, tut 
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er dem Wohllaut keinen Abbruch und trägt das Gepräge ſeines ein⸗ 
heitlichen Urſprunges und Charakters. 

Seinem Namen getreu fußte die Moral von Buſhido auf Mann⸗ 
haftigkeit und Männlichkeit. Wie die alten Römer keinen Unterſchied 
machten zwiſchen Tapferkeit und Tugend, jo war Buſhido die Ver- 
herrlichung ſtarker Mannhaftigkeit und aller ſonſtigen männlichen 
Eigenſchaften, die durchaus nicht die zarteren Empfindungen unſerer 
Natur ausſchließen. Dieſe Lehre bekennt ſich nicht zu einer höheren 
Offenbarung und rühmt ſich keines Stifters. Ihre höchſte Weihe liegt 
in dem ihr innewohnenden Gefühl der Scheu gegen alles Unrecht, 
und in dem Gefühl der Ehre, recht zu tun. Sie bietet keine philo⸗ 
ſophiſchen Beweiſe für dieſen Glauben, aber bekennt ſich zur Kant⸗ 
ſchen Lehre, die das moraliſche Geſetz im Gewiſſen als die Stimme 
Gottes erkennt. 

Wenn ich von Buſhido als Geſetzbuch ſpreche, jo benutze ich 
dieſe Bezeichnung in loſem Zuſammenhang. Samuraismus war nie⸗ 
mals kodifiziert, oder wenn einige Weiſe den Verſuch dazu gemacht 
hatten, ſo war die Wirkſamkeit der Vorſchriften nicht auf ein ſyſtema⸗ 
tiſches Lehrgebäude gegründet. Dieſe Lehren wurden niemals zu Lehr⸗ 
büchern, noch haben ſie eine Stelle in den Familienbibliotheken erhalten. 
Die Macht des Buſhido bedeutete mehr als Bücher und Lehrweisheit. 
Sie war tief in die Herzen des Volkes eingegraben; nicht nach den 
Worten, ſondern nach den Werken wurde dabei gefragt; lange bevor 
etwas darüber geſchrieben war, hatte die Lehre als Brauch beſtan⸗ 
den, als Gebot der Ehre unter den Samurai. 

Zuerſt gewinnt man den Eindruck, daß es ein eklektiſches Syſtem 
der Ethik iſt, hauptſächlich hervorgegangen aus chineſiſchen Quellen, 
da die angewendeten Benennungen genau die des Konfuzius ſind. 
Buſhido entlehnte ſeine Ausdrucksweiſe hauptſächlich den chineſi⸗ 
ſchen Klaſſikern, dem Konfuzius und Menzius; aber ſelbſt dieſe Weiſen 
waren, wenn ich es offen ausſprechen darf, fruchtbarer im Bereichern 
des heimiſchen Sprachſchatzes als im Spenden oder im Begeiſtern zu 
moraliſchen Empfindungen; daher müſſen wir, wenn wir von dem 
tiefen und weit verbreiteten Einfluß dieſer chineſiſchen Lehrer ſprechen, 
im Auge behalten, daß ihre wertvollſten Verdienſte im Erwecken 
unſeres eigenſten, uns angeborenen ethiſchen Bewußtſeins liegen. Zum 
Beiſpiel, wenn Konfuzius die fünf moraliſchen Beziehungen lehrte, 
nämlich zwiſchen Eltern und Kindern, Mann und Frau, Herrn und 
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Diener, Bruder und Bruder, Freund und Freund, und ihnen 
Namen gab, ſo war es der Wortlaut, und nicht die Moral ſelbſt, die 
wir empfingen. 

So viel von dem, was wir China verdanken. Es gibt noch 
eine andere Quelle, aus der Buſhido viel Nahrung ſchöpfte, und das 
war der Buddhismus. Der wohltätige Einfluß dieſes Lichtes Aſiens, 
das unſere Ziviliſation erhellte, war die Einführung der metaphyſiſchen 
Elemente, die uns teilweiſe die Löſung der Geheimniſſe unſerer 
geiſtigen Natur lehrte, Gutes und Böſes, über Leben und Tod, Dinge, 
mit denen der praktiſche Sinn unſerer Krieger ſich wenig beſchäftigte, 
aber auf die jeder normale Menſch von Zeit zu Zeit, wenn er in be⸗ 
ſchaulicher Stimmung iſt, ſeinen Blick wendet. Wir können ſagen, daß 
dieſe arianiſche Religion unſern Sinn mehr zur Betrachtung anleitet, 
während Shintoismus trotz ſeiner Anbetung der Natur uns mehr 
zum Denken veranlaßt. Was wir alſo vornehmlich in moraliſcher 
Richtung durch den Buddhismus gewonnen haben, iſt die Methode 
der Betrachtung, ein modus operandi geiſtiger Reife, und nicht ſo 
ſehr ſeine Philoſophie oder ſein Dogma. 

Auf dieſe Weiſe trug jede abweichende Gedankenrichtung nur 
dazu bei, unſere ethiſchen Empfindungen zu ſteigern, ohne ihre Rich⸗ 
tung noch ihren wahren Wert zu beeinfluſſen. Buſhido iſt der 
Inhalt der moraliſchen Inſtinkte der japaniſchen Raſſe und als ſolche 
in unſer Fleiſch und Blut übergegangen; daher auch mit unſerer 
Religion des Shintoismus vereinbar. Ich glaube beſtimmt, daß die 
einfache Shinto-Verehrung der Natur und der Ahnen die Grundlage 
für Buſhido geweſen find, und was wir von der chineſiſchen Philo- 
ſophie oder von der Hindu⸗Religion entlehnt haben, war die Blume, 
nein, nicht einmal die Blume, eher der Befruchter des Baumes der 
Yamato-Raffe, die er zu ritterlichen Taten und Tugenden erblühen 
ließ. 

Der moraliſche Inhalt der Lehren des Shintoismus ſcheint mir 
folgender: Erkenne dich ſelbſt. Blicke in dein Inneres. Erkenne 
dein Herz, in dem ein Gott wohnt, der dich auf dieſes hinweiſt und 
dir jenes befiehlt. Gehorche ſeinem Gebote, und du haſt keinen 
andern Gott nötig. Erkenne woher du kamſt, nämlich von deinen 
Eltern, und ſie von ihren, und ſo zurück von Generation zu Gene— 
ration. Du dankſt dein Leben deinen Vorfahren, denen du, wenngleich 
ſie unſichtbar ſind, weiter dankbar ſein kannſt. Bedenke auch, wo 


du biſt, nämlich in einem wohlgeordneten Staat, der dein und der 
Deinen Wohl und Sicherheit ſchützt. Nur in einem ſolchen Staat 
konnte dir deine Mutter das Leben geben und dich nähren, nur in 
einem ſolchen Staat können deine Kinder gedeihen; vergiß deshalb 
nicht deinen Herrn und König, von dem Friede, Geſetz und Ordnung 
ausgehen. — In dieſer einfachen Art flößt der Shintoismus unſerm 
Gewiſſen moraliſche Verantwortung, kindliche Liebe zu Eltern und 
Voreltern und Ergebenheit für unſern König ein. Dieſe dreifachen 
Pflichten, die ſich auf den Menſchen, die Familie und die Mitmenſchen 
beziehen, können als die erſten moraliſchen Begriffe angeſehen wer⸗ 
den, aus deren praktiſcher Ausübung ſich notwendigerweiſe noch 
manche andere, als natürliche Folgerung, entwickeln werden. 

Nach dieſer allgemeinen Schilderung der Buſhido-Religion will 
ich zu einem ausführlicheren Bericht ihrer Vorſchriften übergehen. 

Ich beginne mit denen, die die Pflichten für das eigene Ich 
bedeuten. Unſere Perſon galt zu allem Anfang, als koſtbarſtes Ver⸗ 
mächtnis von unſern Vätern hinterlaſſen, als heiligſter Schrein, in 
dem ein göttliches Etwas lebte, das dem Dienſte Gottes, dem der 
Eltern oder Vorgeſetzten gewidmet ſein ſollte, das heißt, in der Aus⸗ 
übung deſſen, was W. Ridde, Verfaſſer des Buches: „Märtyrer⸗ 
tum der Menſchen“, die Tugend der Verehrung nennt. Unſer Körper 
iſt ein Werkzeug, zu höheren Zwecken auserſehen, als die des In⸗ 
habers. Er wurde als etwas uns Geliehenes betrachtet, auserſehen 
als Behälter für unſern Geiſt. Hygieniſche Geſetze wurden befolgt, 
nicht weil ſie von guter Wirkung waren, vielmehr weil unſere Ge⸗ 
ſundheit unſern Eltern eine Freudenquelle war, und weil ſie er⸗ 
forderlich war, unſerm Herrn Dienſte zu erweiſen. Es war allgemein 
gebräuchlich für jemanden, der in der Jugend durch Krankheit ſtarb 
oder durch Selbſtmord endete, ſeine trauernden Eltern für den vor⸗ 
zeitigen Tod mit folgenden Ausdrücken um Verzeihung zu bitten: 
„Vergebt mir, daß ich vor euch hinweggehe; ich beklage, lieber Vater 
und liebe Mutter, daß ich euch zurücklaſſe, jetzt, wo ihr älter werdet. 
In eurem Alter werdet ihr mich entbehren; ich hätte für alles, was 
ihr an mir getan habt, nun auch etwas für euch tun können. Es 
iſt aber des Himmels Gebot, und ich muß gehen.“ 

Wenn das Chriſtentum lehrt, Verwalter unſeres Wohlſtandes 
zu ſein, ſo lehrt uns Buſhido, Verwalter unſerer Geſundheit zu 
ſein; und wenn das Chriſtentum unſern Körper als den Tempel 
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des heiligen Geiſtes bezeichnet, ſo leitet Buſhido vom Shintoismus 
ab, daß unſerer irdiſchen Hülle das Göttliche innewohnt. Ich will 
damit nicht ſagen, daß Buſhido deiſtiſch war, noch weniger kann 
ich behaupten, daß er dem Monotheismus huldigt. Die Lehre war 
zu ehrlich und zu praktiſch, um ein theologiſches Syſtem hervor⸗ 
zubringen. „Der Menſch,“ ſagt ein neuerer Schriftſteller, „wirft 
einen mächtigen Schatten ſeiner eigenen Perſon und nennt ihn Gott.“ 
Die Stärke und Schwäche Buſhidos lag darin, daß ſeine Lehre keinen 
dogmatiſchen Glauben enthielt. Es genügte ihren Anhängern ſchon, 
ihr Bewußtſein mit einem gewiſſen Inhalt angefüllt zu haben, an der 
Entzifferung der Myſterien lag ihnen wenig, denn ſie waren immer 
mit Ermahnungen beſchäftigt, deren Nichtbeachtung auf den Über⸗ 
treter feurige Kohlen der Scham häufte, was nur durch ſchwei⸗ 
genden Gehorſam geſühnt werden konnte. Da geſchriebene Gebote 
fehlten, fo war der Ren⸗chi⸗ſchiu (das Bewußtſein der Schande) 
die letzte und höchſte Zuflucht. Ein Mann, der kein Ehrgefühl mehr 
hatte, verlor auch fein Anrecht auf humane Beurteilung und Be⸗ 
handlung. 

Indem Buſhido das Göttliche im Menſchen zur klaren Erkennt⸗ 
nis bringt, überſieht er nicht ſeine tieriſche Natur. Einer unſerer 
Dichter ſagt ſehr bezeichnend: „Sollten Männer von dem einen Böſen 
ſprechen, ſo lache ihnen ins Geſicht und frage: Wie wäre es, wenn 
ihr euer eigenes Herz befragtet.“ Ich brauche nicht hinzuzufügen, 
daß die Doppelnatur im Menſchen nicht notwendigerweiſe einen Wider⸗ 
ſpruch einſchließt. Aus der Pauliniſchen Lehre, in der als Geſetz 
beſteht, die Sünde zu offenbaren, geht hervor, daß, je zwingender 
und bindender das Geſetz iſt, deſto augenſcheinlicher die Sünde. Je 
reiner eines Menſchen Gewiſſen iſt, deſto feiner iſt ſein Sinn für 
Ehrgefühl, daß er ſich nicht nur keine ſchimpflichen Gedanken und Hand⸗ 
lungen geſtatten würde, ſondern auch die kleinſte Sünde, die den Augen 
anderer entgehen würde, iſt ſeinem Auge wahrnehmbar; deshalb iſt 
die erſte Pflicht des Samurai, der ſich ſtolz den Urtyp der Raſſe 
nennt, ſich ſelbſt zu beherrſchen. Einer der tapferſten Krieger des 
elften Jahrhunderts hat einen Vers hinterlaſſen, deſſen ungefähre 
Überſetzung lautet: 

Bezwinge du zuerſt dein eignes Selbſt, 
Dann deine Freunde, endlich deine Feinde. 


Das ſind drei Siege und vereint ſo ſtark, 
Daß ſie des Siegers Namen Glanz verleihn. 
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Selbſtbeherrſchung, die Gleichmäßigkeit des Temperamentes un⸗ 
ter den oft ſchwierigſten Bedingungen in Krieg oder Frieden, Be⸗ 
ſonnenheit und Geiſtesgegenwart in plötzlicher Gefahr, Seelenſtärke 
in Zeiten von Widerwärtigkeiten und des Glückswechſels wurde als 
eine der erſten Pflichten von Männern der Tat geübt; ſie wurde 
ſelbſt der Jugend durch echt ſpartaniſche Methode beigebracht. 

Paradox, wie zuerſt dieſe ſtrenge Selbſtzucht äußeren, unvor⸗ 
hergeſehenen Vorkommniſſen gegenüber erſcheinen mag, zeigte ſie 
doch nur eine Seite der Selbſtverleugnung. Eine Bezeichnung höchſten 
Lobes war: „Ein Mann ohne ein „‚Mir““ Eine vollſtändige Ver⸗ 
wiſchung des Ichs war identiſch mit einem Weſen höherer Art. Die 
wahre Pflicht des Mannes iſt, nach unſerer Anſicht, nicht, ſeine 
eigene Rettung zu erkaufen. Er hat keine Ausſicht auf einen „Lohn 
im Himmel“, wenn er dieſes tut oder jenes nicht tut. Die Stimme 
des Gewiſſens: „Du guter und gerechter Diener“ iſt die einzige 
und höchſte Belohnung. Selbſtloſigkeit, die Parzival Lowell zu wieder⸗ 
derholen nie ermüdet, iſt charakteriſtiſch für das Gemüt, die Seele 
des fernen Oſtens, und ſie kann zum Teil aus dieſer Vorſchrift des 
Edelmutes erklärt werden. Aus dem Geſagten iſt erſichtlich, daß 
Scham nicht immer Erniedrigung oder Demütigung in den Augen 
unſerer Mitmenſchen einſchließt. Unſer Ausdruck Kokoroin⸗hajirn 
oder Ten⸗in⸗hajirn, vor ſich ſelbſt oder vor dem Himmel beſchämt 
zu ſein, läßt ſich vielleicht im Deutſchen am beſten wiedergeben mit: 
Sich ſchämen. Eine ſolche Lehre war unumgänglich nötig und 
auch heilſam in einer ſo kleinen feudalen Gemeinde, wo die 
öffentliche Meinung, die vielleicht die Anſichten einer Handvoll 
geſchwätziger Leute darſtellte, über einen größeren Einfluß gebot als 
in modernen Zeiten, und wo deshalb die Ideen anderer Menſchen 
leicht ſchädlich auf die Unabhängigkeit des Denkens wirken konnten, 
und wo auch beſtändige Forderung der Selbſtverleugnung den Glau⸗ 
ben an die eigene Überzeugung ſchwächen konnte. „Solange der 
Spiegel meiner Seele von eurem faulen Atem nicht getrübt wird, 
ſo lange iſt alles gut,“ ſagt ein Samurai, oder wie ein Dichter es 
umſchreibt: „Was für Gedanken er auch wecken mag, der Herbſt⸗ 
mond, der ſo klar und heiter ſcheint hoch über jenem Bergeskamm, 
er fragt nach eurem Denken nicht.“ Es iſt wahr, für einen Samurai 
der nicht gerade ein Einſiedler war, genügte es nicht, nur unbefleckt 
zu leben; das tägliche Leben bot Gelegenheiten, die manchen Aus⸗ 
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gleich erforderten, und die Geſchichte eines chineſiſchen Staatsmannes 
war nicht vergeſſen. Dieſer Edle zog ſich mit Abſcheu vom öffentlichen 
Leben zurück und verbrachte ſeine Zeit mit Angeln. Eines Abends, 
während er ſo beſchäftigt war, zog ein Boot vorbei, deſſen Fährmann 
die Stille des Meeres mit den Worten unterbrach: „Seid Ihr nicht 
der erhabene Herr von Sanyo? Warum dieſe Zeitvergeudung, ſo 
lange das Land Eurer Dienſte bedarf?“ Der Edle erwiderte: „Die 
ganze Welt iſt vom rechten Wege abgewichen, ich allein bin auf 
dem richtigen Pfade.“ Darauf nahm der Fiſcher ſein Ruder und 
indem er auf den Rand ſeiner Barke den Takt ſchlug, ſang er, ſich 
entfernend: „Ein überlegener Mann hält Schritt mit ſeiner Zeit; 
wenn die Waſſer des Soro-Stromes fo klar wie Kriſtall find, dann 
mag er die Quaſte ſeines Wappens hineintauchen; wenn ſie aber mit 
Schlamm verunreinigt ſind, ſo ſoll er ſeine Sandalen darin waſchen.“ 
Eine gefährliche Lehre, ich muß es zugeben, aber nicht unwert, darüber 
nachzudenken. 

Das erſte Erfordernis für einen, als vollkommen geltenden Sa- 
murai war, wie ich bereits erwähnt habe, ſich über ſich ſelbſt Rechen⸗ 
ſchaft zu geben. Das Gewiſſen, bei uns verſtändlich unter der Be⸗ 
zeichnung Kokoro, (was Sinn, Geiſt und ebenſo gut Herz bedeutet) 
war der alleinige Maßſtab für Recht und Unrecht. Aber wir wiſſen, 
daß das Gewiſſen eine Macht des Bewußtſeins iſt, und da das ganze 
Weſen von Buſhido Tätigkeit bedeutet, ſo iſt uns als die ſokratiſche 
Lehre, obgleich Sokrates uns fo unbekannt war, wie die X Strahlen, 
gelehrt worden, nämlich, daß Gedanke und Tat ein und dasſelbe iſt. 

Was immer das Gewiſſen gut heißt, ift Gerechtigkeit, iſt Ge⸗ 
radheit, und was uns befähigt, die letztere im Zuſammenhang mit 
der erſteren zu erringen, iſt Mut. Es iſt von der kriegeriſchen Ge⸗ 
ſinnung der Buſhido-Lehre nur zu erwarten, daß Tüchtigkeit als 
ein wichtiger Teil angeſehen wird. In früheſter Jugend wurde dem 
Samurai die Aufgabe: Zu tragen und zu wagen. Knaben und 
auch Mädchen, die Mädchen in beſchränkterem Maße, wurden in 
ſpartaniſcher Weiſe erzogen, Entbehrungen aller Art zu ertragen. 
Barfuß vor Sonnenaufgang durch den Schnee zu ihren Übungen 
im Fechten und Scheibenſchießen zu gehen; Begräbnisplätze um 
Mitternacht aufzuſuchen; ganze Nächte aufrecht ſitzend und in ſteter 
Bereitſchaft zu verbringen; ſich ſchwerer Proben zu unterziehen, die 
ein „wiſſenſchaftlicher“ Pädagoge als barbariſch kennzeichnen würde, 
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war die Erziehungsweiſe, der jeder Samurai unterworfen war. 
Wenn auch geſund und in vielen Punkten nützlich, wie dieſer Vorgang 
war, das Nervenſyſtem einer geſunden Natur zu ſtählen, ſo war 
das doch nicht der Zweck, nach dem Buſhido zielte. Menzius lehrte 
den Unterſchied zwiſchen der Tapferkeit von Villeius und was er 
„großen (moraliſchen) Mut“ nennt, und dem Manne, deſſen Haupt⸗ 
ſtärke in dieſer Tapferkeit lag, gab er keinen beſſeren Namen als 
„Bauernkrieger“. „Mut, wenn er über die gehörigen Grenzen hinaus⸗ 
geht, wird zur Wildheit.“ Konfuzius lehrt ſo deutlich, daß jede 
tapfere Handlung in erſter Linie eine gerechte ſein muß, daß man 
ſich beinahe verſucht fühlt, von Shakeſpeare zu ſagen, er habe einen 
chineſiſchen Weiſen überſetzt, wenn er den Earl von Albany ſagen 
läßt: „Wenn ich nicht ehrlich ſein kann, könnte ich auch nicht tapfer 
ſein.“ Dieſe Rechtſchaffenheit wurde als unzertrennlich von Mut 
betrachtet. Rechtlichkeit, war in der Tat die einzig zuläſſige Bedingung 
zur Ausübung von Tapferkeit . Die Richtigkeit einer Urſache wurde 
nicht durch nutzbringende Beweisführung entſchieden, ſondern einzig 
durch ſubjektives moraliſches Urteil. Es war die Urſache, nicht der 
Ausgang, die dem Verhalten Gerechtigkeit angedeihen ließ. Zum 
Teil ſind, wie John Stuart Mill ſagt, die Gründe und der Gegen⸗ 
ſtand einer moraliſchen Handlung kaum zu unterſcheiden. Es ſchien 
mir immer, daß, ſolange unſer Gedanke nur eine gerade Linie 
verfolgt, wir, wenn wir eine moraliſche Handlung intellektuell be⸗ 
trachten, die Gründe als den Ausgangspunkt einer Richtung nehmen, 
die in einem andern Punkt, nämlich in dem des Gegenſtandes en⸗ 
digt, während eine fertige moraliſche Handlung verglichen werden 
kann mit einer feſten Kugel, einem Kreis, in welchem Gerechtigkeit 
vom Mittelpunkt aus ſich in unzähligen Kreiſen bewegt, und deren 
Inhalt die Liebe iſt. Denn wenn Rechtſchaffenheit dem Charakter 
Geſtalt gibt, ſo verleiht Wohlwollen ihm Eigenſchaft und Klang. 

Wohlwollen iſt nach der Buſhido⸗Lehre das höchſte Attribut edlen 
Charakters. Es ſei alſo Feigheit, einen geſunkenen Mann zu miß⸗ 
handeln, und es ſei mannhaft, dem Schwachen zu helfen, den Frauen 
und Kindern Zuneigung zu beweiſen. Nur der Mann iſt in Wirk⸗ 
lichkeit ein Samurai, der in ſeinem Herzen Mitleid fühlt. Buſhido 
in ſeinem Edelmut ging noch weiter, wenn wir Bakiu als Richt⸗ 
ſchnur folgen dürfen. In ſeiner wunderbaren Erzählung der „Acht 
Jagdhunde“ erteilt er Inui, der die Tugend des Wohlwollens ver⸗ 
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tritt, die Rolle des barmherzigen Samariters, und läßt ihn das 
Leben ſeines verwundeten Feindes durch Medizin und Pflege retten. 
Ich bekenne, daß ich, ohne fähig zu ſein, es zu erklären, einen Unter⸗ 
ſchied empfinde zwiſchen der Liebe, die Chriſtus lehrt und zwiſchen 
dem Wohlwollen, der Güte, die Buſhido nie aufhört, zu verlangen. 
Liegt es in ihrem innern Charakter? Liegt es in dem Grad ihrer 
Stärke? Liegt es darin, daß der eine demokratiſch, der andere ariſto⸗ 
kratiſch iſt? Liegt es an der Art der Offenbarung? Iſt es, weil 
das eine ewig weiblich, das andere ewig männlich iſt? Oder liegt 
es daran, daß, was vom Himmel ſtammend, göttlich iſt, und das 
andere von der Erde irdiſch iſt? Ich weiß nicht, wie ich dieſe und 
andere Fragen beantworten ſoll, die in ſchneller Aufeinanderfolge 
aufſteigen, während meine Feder über dieſe Blätter gleitet, aber 
das glaube ich, daß die Buſhido-Lehre, durchdrungen von dem Licht, 
das jeden Menſchen bei ſeinem Eintritt in die Welt empfängt, eine 
herrlichere Offenbarung der Liebe vorausſah. 

Aber zurück zu unſerem Thema. Buſhido betrachtet Wohlwollen 
und Güte als Kardinaltugenden, nicht nur weil ſie alle andern Tu⸗ 
genden überragen, ſondern weil es die notwendigſte Eigenſchaft des 
Mannes iſt, der Untergebene zu befehligen hat; daher waren Kon⸗ 
fuzius und Menzius unermüdlich, ſie Fürſten und Herrſchern vor 
Augen zu halten. In der Tat, dieſe beiden Worte ſchloſſen für ſie 
die ganze Pflicht des Königtums ein. Vor einigen Jahren (1897) 
erinnerte der deutſche Kaiſer in einer Rede, die er in Koblenz ge- 
halten, ſich und ſein Volk an das „Königtum von Gottes 
Gnaden“, betonte ſeine ſchweren Pflichten und die ungeheure 
Verantwortung, die er dem Schöpfer allein ſchulde und von 
der kein Menſch, kein Miniſter und kein Parlament den Monarchen 
entbinden kann; und dieſer ans Mittelalter gemahnende Ton klang 
wie der Urſprung der Buſhido-Auffaſſung über moraliſche Pflicht. 
Wohlwollen und Seelengröße, die vornehmen Tugenden, ſind, wie 
Reade in ſeiner „Anordnung zur moraliſchen Entwicklung“ ſagt, 
hergeleitet aus der Elternliebe, und daher rührt es, daß ein 
Monarch, der in ſeiner Hand die patria potestas von Millionen 
hält, dieſe Tugenden vor allen preiſen und ausüben ſoll. Wenn ein 
Herrſcher von einer ſo erhabenen Auffaſſung der Obliegenheiten ſeines 
Amtes, als von einer ihm, von oben verliehenen Macht durchdrungen 
iſt, ſo bleibt für ſeine Untertanen kein höheres Ziel, als ihn mit all 
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dem Gehorſam zu unterſtützen, der ſich mit ihren Pflichten und ihrem 
Gewiſſen vereinigen läßt. Buſhido war demnach dem Chriſten⸗ 
tum ähnlich, eine Lehre der Pflicht und des Dienens. Die Regierenden 
und Regierten wurden gleicherweiſe gelehrt, einem höheren Ziel zu 
dienen, und um dieſes Ziels willen ſich ſelbſt zu opfern. Aber Buſhido 
verordnete dennoch einem, unter den Übeltaten eines irregeleiteten 
Monarchen, ſeufzenden Volke nicht als Allheilmittel den Königsmord. 
Im Laufe der fünfundvierzig Jahrhunderte, in denen das nationale 
Leben Japans manche Heimſuchung erfahren, hat doch kein Fleck, 
wie der Tod Karls I. oder wie der Ludwigs XVI. die Blätter unſerer 
Geſchichte entſtellt. Hat jemals ein Nero oder Kaligula auf unſern 
Thronen geſeſſen? Ich habe begründete Zweifel, die Grauſamkeiten, 
die dem Yuriafu und die Roheiten, die Buretſu nacherzählt werden, 
als glaubhaft anzuerkennen. 

Die Liebe, die wir unſerm Kaiſer entgegenbringen, erzeugt auch 
eine Liebe für das Land, das er beherrſcht. Daher unſer Gefühl 
für Patriotismus, den ich nicht eine Pflicht nennen mag, denn, wie 
Dr. Samuel Johnſon richtig annimmt, iſt Patriotismus eine ſtarke 
Empfindung, und nicht bloße Pflicht. Ich ſpreche es aus, daß unſer 
Patriotismus von zwei Gefühlsquellen genährt wird, und zwar von 
einer perſönlichen Liebe für den Monarchen und von unſerer gemein⸗ 
ſamen Liebe für den Boden, auf dem wir geboren ſind, und der 
uns mit Haus und Herd verſorgt hat. Ja, es gibt noch eine andere 
Quelle, aus der unſer Patriotismus Nahrung empfängt, und die iſt die 
Liebe für die Stätten, die die Gebeine unſerer Vorfahren bergen. 
Und an dieſer Stelle möchte ich ein wenig bei unſerer kindlichen 
Pietät verweilen. 

Elternliebe teilt der Menſch mit dem Tiere, aber ſelten findet 
ſich Kindesliebe bei den Tieren, ſobald ſie unabhängig geworden ſind. 
Welche iſt die letzte der Tugenden, die nach dem Gebot der Ethik 
in uns entwickelt werden ſollte? Was auch ihr Urſprung ſei, Herbert 
Spencer hält ſie offenbar für einen entſchwindenden Zug der ent⸗ 
wickelten Menſchheit, und ich bin mir wohl bewußt, daß überall die 
Zeichen ſichtbar ſind, daß ſie dem Individualismus und dem Egoismus 
zu weichen hat, was ganz bei dem Chriſtentum der Fall iſt. Unter 
Chriſtentum verſtehe ich etwa nicht, was Jeſus von Nazareth lehrte, 
ſondern ein Baſtardſyſtem der Moral, ein Gebräu, ein Etwas von 
abgelebtem Judaismus, von ägyptiſcher Askeſe, von griechiſcher Er⸗ 


habenheit, von römiſcher Arroganz, von teutoniſchem Aberglauben und 
tatſächlich etwas von allem, was es der irdiſchen Exiſtenz erleichtert, 
die Maſſenabſchlachtung ſchwächerer Raſſen zu ſanktionieren und ab 
und zu auch das Köpfen gekrönter Häupter. Das Chriſtentum, ſage ich, 
lehrte, daß der Kernpunkt wohlgeordneter Geſellſchaft auf dem ehe- 
lichen Zuſammenleben der erſten Eltern beruhte, und daß folge⸗ 
richtig ein Mann Vater und Mutter verlaſſen und ſeinem Weibe 
anhangen ſoll; eine Lehre, die an und für ſich nicht leicht verſtändlich, 
und wie ſchon Paulus zugibt, ſehr zweifelhaft in ihrer Anwendung 
iſt und einem unreifen Jüngling geſtattet, den Willen ſeiner Eltern 
mit Füßen zu treten, wenn er ſich in ein leichtfertiges Mädchen 
verliebt. 

Chriſtus hat ſelbſtverſtändlich dieſe Auslegung nie befürwortet; 
auch enthalten die zehn Gebote nicht den Wortlaut: „Du ſollſt dein 
Weib mehr lieben, als du deinen Vater und deine Mutter ehrſt.“ 
Buſhido beſtreitet, daß die Geſellſchaft, nämlich, geiſtige Genoſſen⸗ 
ſchaft, mit Adam und Eva, d. h. mit ehelichen Verhältniſſen ihren 
Anfang nimmt, ſondern mit Adam und ſeinem Vater. Selbſt ohne 
die Hilfe des lebensſprühenden Werkes von Mark Twain „Adams 
Tagebuch“ können wir uns die Zeit recht wohl vorſtellen, in der Eva 
eine völlig Fremde in Eden geweſen iſt. Ehe dieſes langhaarige 
Geſchöpf auftrat, hatte ſich Adam ſchon des öfteren ſeinem Schöpfer, 
Erzeuger, Vater mitgeteilt, ſo daß die Beziehung des Sohnes zum 
Vater ſchon beſtand, ſelbſt nach bibliſcher Erzählung, noch ehe die 
zwiſchen Mann und Weib bekannt geweſen iſt; in anderen Worten, 
wenn es ſich um einen Präzedenzfall handelt, ſo beſtand die kind⸗ 
liche Liebe als die erſte aller Tugenden. Nahezu unbekannt bei 
niederen Lebeweſen, war es vielleicht eben deshalb die erſte, die 
die Menſchheit empfunden hat. So viel für die Anſprüche der Chriſten⸗ 
heit, daß eheliche Liebe den Vortritt vor der kindlichen habe. 

Unſere Idee von der kindlichen Liebe baſiert vor allem auf der 
Dankbarkeit fürs Daſein und alles, was es in ſich ſchließt. So 
haben wir es vom Shintoismus gelernt, und obgleich der Buddhismus 
uns eine jfeptifhe naturgeſchichtliche Auffaſſung unſerer Ent⸗ 
ſtehung vermittelte, ſo verwarf ſie der geſunde Menſchenverſtand 
unſeres Volkes als unwahr. 

Ich halte es nicht für eitel Prahlerei, wenn ich behaupte, daß 
der Kern der japaniſchen Raſſe ſtets ein geſunder war und hoffentlich 
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noch iſt. Sie begriff moraliſche Wahrheiten auf glatterem Wege als 
ſeine intellektuellen Lehrer auf dem aſiatiſchen Kontinent. Es iſt 
wohl etwas mehr als bloß menſchlicher Witz in der folgenden Anekdote: 
„Ein chineſiſcher Monarch beehrte einſt Japan mit dem Geſchenk: „Das 
Buch von vierundzwanzig Fällen kindlicher Liebe, worauf Japan 
ſofort mit der Gegengabe diente: ‚Ein Buch mit vierundzwanzig 
Fällen über kindlichen Ungehorſam, begleitet von einem Brief des 
Inhalts, daß, wenn man in China nur vierundzwanzig Fälle kindlicher 
Liebe finden könne, man in Japan noch nicht mehr als vierund⸗ 
zwanzig Menſchen fände, denen man Ungehorſam zur Laſt legen 
könnte.“ 

Ich bin weit davon entfernt, den Gegenſtand der kindlichen 
Pflichten erſchöpft zu haben. Es iſt in ſich ſelbſt ein großes Thema, 
und wollten wir es in allen ſeinen Verzweigungen verfolgen, wie: 
Die Macht der Verantwortung der Eltern, die Verehrung der Vor⸗ 
fahren, die Einrichtungen im Familienleben, die häusliche Erziehung 
der Jugend, der Platz einer Mutter im Haushalt, ſo würde das in 
die Regionen der Jurisprudenz, der Geſellſchaftslehre u. ſ. w. führen, 
die meine Kenntniſſe überſteigen. Mangel an Zeit iſt indes meine 
Hauptentſchuldigung für die Abkürzung meines Vortrages. Es ſcheint 
mir jedoch die richtige Stelle, hier in einigen Worten die Stellung 
der Frau zu ſchildern, da wir bisher nur der Mutter unſere Huldigung 
zu Füßen gelegt haben. Nach keiner Richtung hin unterſcheidet ſich 
unſere Ritterlichkeit mehr von der europäiſchen als in unſerer 
Haltung dem ſchwachen Geſchlecht gegenüber. „In Europa,“ ſagt 
St. Palaye, „iſt Galanterie die Seele der Geſellſchaft.“ Der ſo⸗ 
genannte gai sabreur, fröhliche Kunſt des Krieges und der Ga- 
lanterie wurde eifriger ſtudiert und in Geſetze gefaßt, die mehr galten, 
als die der militäriſchen Ehre. Und worauf lief es hinaus? Wir 
ſehen Gibbon erröten, wenn er es erwähnt, und wir hören Hallam 
es „verbotene Liebe“ nennen. Freeman und Green wenden noch viel 
ſchärfere Bezeichnungen an; trotzdem fand ſich ein Körnchen Wahrheit 
darin. Und wäre es nicht um dieſe, wie ſtände es um die Frauen 
der Chriſtenheit? Corniſh wiederholt es immer und immer wieder, 
daß die Artigkeit den Frauen gegenüber kein Zug europäiſcher Ritter⸗ 
lichkeit geweſen, ſondern daß ſie erſt von den Sarazenen erlernt 
wurde. Wir hatten keine Sarazenen, die uns lehrten; chineſiſche Weiſe 
und buddhiſtiſche Mönche haben uns nur geringſchätzende Begriffe 
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über die Weiblichkeit hinterlaſſen. Es bleibt für mich ein Gegenſtand 
beſtändiger Verwunderung, daß Konfuzianismus und Buddhismus 
bei dem ſehr großen Einfluß, den ſie übten, dennoch nicht vermocht 
haben, die Stellung unſerer Frauen herabzudrücken. Die Ritterlichkeit, 
die wir übten, war unſere eigene, und wir verdanken ſie der uns 
gelehrten Mannhaftigkeit, die es den Rittern auferlegte, den Schwäche⸗ 
ren hilfreich zu fein; wir danken ſie ferner der anerzogenen Hoch⸗ 
achtung vor unſeren Eltern, die uns jedes Weib als eine wirkliche 
oder künftige Mutter heiligt. Ich bin weder fo blind noch jo parteiiſch, 
um zu behaupten, daß unter den Samurai nicht Frohſinn und Leicht⸗ 
fertigkeit oder Liebe zu Abenteuern geherrſcht haben, aber ſie waren 
nur Seitenſprünge; niemals hatten ſie teil an den Vorſchriften 
der Ritterſchaft, wie es bei dem gai sabreur der europäiſchen 
Ritter der Fall war. Es gibt wohl kaum eine irrigere Auffaſſung 
als den Charakter der Samurai-Frauen mit dem Typ der Geiſha 
zu vergleichen; es war tatſächlich der Gegenſatz zwiſchen beiden, der 
den Geiſhas die Daſeinsberechtigung verſchaffte, denn die Samurai⸗ 
Frau war ein geſetztes, ernſtes, ja ſelbſt ſtrenges „hausbackenes Ge⸗ 
ſchöpf“ mit ſehr wenig Geſchmack für Unterhaltung und noch weniger 
für Vergnügungen, beſſer bewandert in der Poeſie des Altertums 
als in den neueſten Liedern, geſchickter mit dem Schwert und dem 
Speer als mit der Guitarre und Samiſen ). Plutarch berichtet uns 
von den ſpartaniſchen Frauen, deren Ehrgeiz darin beſtand, das Weib 
eines großen Mannes, und Mutter hochberühmter Söhne zu ſein. 
Buſhido hat unſeren Jungfrauen kein geringeres Ideal vorge⸗ 
ſchrieben, denn ihre ganze Erziehung war in Übereinſtimmung mit 
dieſer Anſicht. Uhlands Geſang, daß „der Sonnenſchein wird ihr 
zum Segen, ſie leiht uns Kraft bei Sturm und Regen“ fand keine 
Anwendung bei der Erziehung unſerer Mädchen. Sie erhielten ihre 
Unterweiſung in vielen kriegeriſchen Übungen, in der Kunſt der 
Selbſtverteidigung, ſich und ihre Kinder zu ſchützen, ja ſelbſt in 
der Kunſt des Selbſtmordes, um ihr Leben in treuer Pflicht und mit 
Anſtand zu enden, wenn keine andere Wahl ſonſt als die Schande 
ihnen blieb. Friedſame Fertigkeiten: Muſik, Tanz, ſchöne Wiſſen⸗ 
ſchaften, Kranzwinden u. ſ. w. wurden nicht vernachläſſigt, aber Bereit⸗ 
ſchaft im Notfall, Haushaltung und Erziehung der Kinder wurden 
als die bei weitem wichtigſten der zu erlernenden Aufgaben angeſehen. 
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Das Stählen der Nerven war ein notwendiger Beſtandteil ihrer 
Schulung; Schluchzen und Schreien wurden als einer Samurai⸗ 
Frau unwürdig erachtet. Wir leſen von einer Mutter, die, während 
vor ihren Augen die Tochter den Tod erlitt, eine Ode komponierte: 
„Das verborgene Moos, das in der Quelle Grund noch wächſt, 
mag ihre Blätter bis zu des Fremdlings Hütte ſenden, aber niemals 
ſollen meines Herzens Schläge fremdem Aug' ſich künden.“ 
Stoizismus iſt das beharrlich verfolgte Ziel unſerer Selbſtzucht, 
und ſobald das Herz aufgewühlt iſt, tritt unſer Wille in Tätigkeit, um 
die es zu unterdrücken. Wird ein Mann geärgert, ſo gilt es als 
ſchlechter Geſchmack, zu toben; verlachen ſoll er ſeinen Zorn. Hat 
Trübſal ihn befallen, ſo ſoll er ſeine Tränen mit Lächeln begraben. 
Es iſt eine Art Gemeinplatz, daß die Japaner ein leichtherziges, 
fröhliches Volk ſind, die ſtets ein Lächeln auf den Lippen haben, 
und daß ihre Mädchen immer geziert und kichernd zu finden ſind. 
Wie Lafcadio Hearn in ſeinem unnachahmlichen Stil das japaniſche 
Lächeln definiert hat, gibt es kaum noch etwas hinzuzuſetzen. Es 
genüge, es als ein verwickeltes Phänomen zu kennzeichnen, das ſich 
als ein Reſultat bewußter und unbewußter Konflikte in der Bruſt 
und im Gehirn betätigt. Das beſtändige Streben, die Heiterkeit 
des Geiſtes zu erhalten, ſteht in ſo enger Verbindung mit dem 
Sinn für Höflichkeit und Bildung, daß ich mir hier geſtatten kann, 
meine Ausführungen über Samurai⸗Erziehung zu ſchließen. Die 
der Höflichkeit zugrunde liegende Idee iſt, den Menſchen in ſeinem 
Verkehr mit anderen immer angenehm erſcheinen zu laſſen. Es 
iſt die vornehmſte Bedingung guter Geſellſchaft, denn Knixe und 
Bücklinge ſind nur ſehr untergeordnete Merkmale guter Erziehung. 
Wenn indes ſteife Verbeugungen ſo ungeſchickt ausfallen, daß ſie 
den guten Geſchmack verletzen, dann muß man eifrig bedacht ſein, 
ſie zu vervollkommnen. Etiquette ſtudiert man, wie man etwa Muſik 
ſtudiert für die Stimme, oder Mathematik für geiſtige Disziplin; 
hieraus folgt, daß weder gute Manieren noch eine gute Stimme die 
Hauptſache fein dürfen. Für die Buſhido-Kultur iſt die Etiquette 
kein Endzweck, ſondern nur eines der verſchiedenen Mittel, das 
geiſtige Naturell des Menſchen zu kultivieren. Wie man beim Tee⸗ 
trinken mit dem Löffel umgeht, hat wenig zu bedeuten; aber auch 
hierdurch verrätſt du, wer du biſt. Die Gewohnheiten lehren den 
Mann kennen. Dennoch kann ich nicht ſtark genug betonen, daß 
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Manieren und Etiquette nur Wert haben als Beweis für wahre 
Herzensbildung, die ſich darin gefällt, anderen Vergnügen zu be⸗ 
reiten, wie auch in dem Vermeiden, Betrübnis zu erregen. Höf⸗ 
lichkeit muß Hand in Hand gehen mit der Vorſchrift: „Freue dich 
mit den Fröhlichen und weine mit den Trauernden,“ oder beſſer, 
„freue dich mit den Fröhlichen und laſſe die anderen deine Tränen 
nicht ſehen.“ Stoizismus und Höflichkeit, anſcheinend ſo weit aus⸗ 
einander, ſind in Wirklichkeit Bruder und Schweſter: Er erträgt 
alles, was ſie ſcheinen mag, ohne ſie iſt er ſchwerfällig, ohne ihn 
iſt ſie unbedeutend. 

Ich kann mir wohl vorſtellen, daß in den frühen Tagen des 
Buſhido ſtrenge Regeln für gutes Betragen aufrecht erhalten wer⸗ 
den mußten, um einen ſo entzündbaren und wilden Menſchenſchlag 
wie die mit zwei Schwertern Fechtenden waren, in Schach zu halten. 
Überall muß mit dem Waffentragen ein ſchickliches Benehmen Hand 
in Hand gehen. Sir Stamford Raffles in ſeiner „Geſchichte von 
Java“ ſchreibt die höflichen Manieren des Volkes der Gewohnheit 
zu, kris oder heimiſche Meſſer zu tragen. Ob Feinheit der Sitten 
eine Raſſeneigentümlichkeit der Malaien iſt, wie es Reinlichkeit zu 
ſein ſcheint, iſt eine nicht leicht zu beantwortende Frage, aber ſicher 
iſt, daß Buſhido jede Höflichkeit, die wir beſeſſen haben mögen, 
als ein malaiiſches Element unſerer Raſſe verfeinerte. Höflichkeit 
und Zeremonien ſind in jeder Form unzertrennlich von Ritterlich⸗ 
keit. „Obgleich abgeſtandene Zeremonien langweilig und bedeutungs⸗ 
los ſind“ ſagt Corniſh, „ſo haben ſie ihren Urſprung in natürlicher 
Würde.“ 

Hochmut des Betragens, das Ebenbürtigkeit genannt wurde 
und einen Teil des Charakters eines wahren Ritters ausmachte, unter- 
ſchied ſich von Stolz ſo klar wie Bewunderung von Neid und war 
unzertrennlich von Zeremonie. Es beſteht immer die Gefahr, daß 
Zeremonie und Höflichkeit ihrer wahren Natur widerſprechen und 
ſich verwandeln in ſteife Manieriertheit oder glatte Willfährigkeit. So⸗ 
bald Aufrichtigkeit beiſeite geſchoben wird, hat das feinſte Benehmen 
keinen Anſpruch mehr auf Lob. Leere Formen und Phraſen wur⸗ 
den von der ſtrengen Sitte des Samuraismus verabſcheut. Eſote⸗ 
riſcher Buſhido, wenn ich ſolch eine Bezeichnung anwenden darf, 
würde nicht ein Wort oder eine Handlung geſtatten, denen es an 
Aufrichtigkeit oder Wahrhaftigkeit fehlen würde. 
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Es iſt eine ganz oberflächliche Bemerkung, die man ſo oft von 
Europäern hört, daß die Japaner zu höflich ſeien, um aufrichtig 
zu ſein, oder wie ein Miſſionar ſchreibt: „Sie (ein beſſerer Aus⸗ 
druck für das unpaſſend gebrauchte Hauptwort ‚Eingeborene‘; wenn 
ich nicht ſehr irre, ſo wird dieſes Wort, wenn auch etymologiſch 
korrekt, im allgemeinen auf Leute angewendet, die in einem Lande 
geboren ſind, das als Kolonie zu einem anderen Lande gehört, und 
nicht Angehörige einer unabhängigen Macht ſind, — daher mögen die 
Engländer die Hindus Eingeborene von Indien nennen, aber es klingt 
unſeren Ohren fremd, von den Europäern dieſe Bezeichnung auf 
die Japaner angewendet zu hören) ſind ſolch eingefleiſchte Lügner.“ Ein 
Mädchen aus einer Miſſionsſchule verheiratete ſich; ihr Lehrer fragt 
ſie, „iſt dein Mann gut zu dir?“ Die junge Frau ſagt: „Nein,“ 
da es ihr nicht in den Sinn kommen würde, ihren Mann mehr zu 
loben als ſich ſelbſt, indem ſie ihre Zärtlichkeit für ihn zugibt. 
Daraufhin wird der junge Ehemann der Grauſamkeit beſchuldigt, 
ſie ſchlecht zu behandeln. Wenn glücklicherweiſe nachher entdeckt wird, 
daß das junge Paar ſo glücklich als möglich lebt, ſo wird die Frau 
beſchuldigt, eine Unwahrheit geſagt zu haben. Das iſt die vielgerühmte 
Höflichkeit der finſteren Heiden. Fragſt du deinen japaniſchen Freund, 
den du in tiefſtem Leide antriffſt, was ihm fehle, ſo antwortet er 
mit einem Lächeln: „Nichts.“ Denn warum ſollte er den Frieden 
und die Heiterkeit ſeines Freundes ſtören, ſolange er imſtande iſt, 
ſein Leid allein zu tragen? Solche Antwort mag eine Lüge genannt 
werden, wenigſtens eine konventionelle Lüge oder bezeichnender 
vielleicht eine Lüge aus Stolz, nichtsdeſtoweniger iſt ſie vielleicht 
weniger tadelnswert und chriſtlicher als in deines Nachbars Ohr all das 
Weh zu träufeln, das dich in tiefſter Seele trifft. Kein Feind der 
Heuchelei kann die Wahrheit von George Eliot in Abrede ſtellen, 
welche lautet: „Wir Sterbliche, Männer und Frauen, verſchlucken 
manche Enttäuſchung zwiſchen Morgen und Mittag, halten die Tränen 
zurück und ſehen ein wenig blaß aus um die zitternden Lippen, und 
als Antwort auf teilnehmende Fragen ſagen wir: „O, nichts.“ 
Sie fährt fort: „Der Stolz hilft uns, und er iſt nicht vom Übel, 
wenn er lediglich dazu dient, unſere eigenen Wunden zu verbergen, 
um nicht andere zu betrüben.“ 

Wahrhaftigkeit, weit entfernt vernachläſſigt zu werden, bildete 
einen wichtigen Faktor in der Zahl ritterlicher Tugenden. Die Wahr⸗ 
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heit zu ſagen iſt im militäriſchen Leben nicht immer angebracht. 
Kriegskunſt iſt nicht ausgeſprochene Ehrlichkeit. Bedenket, was Ly⸗ 
kurgus lehrte. Ehrlichkeit im Felde iſt nicht leicht zu erzielen und 
aufrecht zu erhalten; ſie iſt eher ein Produkt des Marktes und der 
Arbeitsſtätten. Wenn Mr. Kidd ſich ſo überſchwenglich ausbreitet 
über die Vorzüge weſtlicher Ziviliſation, die ſie nur der ſo volks⸗ 
tümlichen, einfachen und alltäglichen Tugend der Ehrlichkeit und dergl. 
verdankt, ſo nimmt er irrtümlicherweiſe Wirkung für Urſache. Es 
bedarf weder großer Einbildungskraft noch Gedankenſchärfe, um zu 
entdecken, daß in Handel und Induſtrie „Ehrlichkeit die beſte Po⸗ 
litik iſt,“ während Wahrheitsliebe, wie ſie in kriegeriſcher Moral 
verſtanden wird, eine höhere und verborgenere und folglich auch eine 
ſeltenere Geſtalt annimmt, die Lecky die philoſophiſche nennt zum 
Unterſchied von der politiſchen und induſtriellen. 

Der handeltreibende Beruf war ſo weit entfernt von Buſhido, 
wie der Norden vom Süden entfernt iſt. Handel und Gewerbe be- 
deuteten für den Samurai wenig, und es würde ſeine Würde beein⸗ 
trächtigt haben, wollte er dieſen Angelegenheiten Beachtung ſchenken; 
deshalb kam auch Buſhidos Einfluß auf die erſten Zeiten des Handels 
nicht in Betracht. Die natürliche Folge davon war, daß ſich bei 
den Induſtrietreibenden ein weniger moraliſcher Ton einſchlich. Ein 
wunder Punkt Buſhidos, der aller Klaſſenmoral anhaftet, war, daß 
er die Ehre in ungleichen Graden den verſchiedenen Berufen der Geſell⸗ 
ſchaft zumaß; die höchſte den Samurai, dann den Landleuten, den 
Mechanikern und die geringſte den Kaufleuten. Da die letztgenannten 
von allen anderen als am wenigſten ehrbar angeſehen wurden, ent⸗ 
ſprach ihr moraliſcher Standpunkt auch ihrem Rufe. Dennoch, wie ich 
bemerkt habe, iſt Ehrlichkeit eine Tugend, die ſich am ſchnellſten 
im kaufmänniſchen Getriebe erlernt, denn ihr Lohn liegt nicht in 
ſo weiter Ferne, wie der des Himmels oder der nach dem Tode, 
ſondern auf dem Zahltiſch oder vor Gericht, wenn die Wechſel fällig 
find. Schon in den letzten zwei Jahrzehnten haben wir in unſeren 
Induſtriezweigen eine beträchtliche Verbeſſerung in dieſem Punkte 
wahrgenommen. 

Da Buſhido die Moral einer beſtimmten Klaſſe war, ſo hatte 
die Lehre einen umgrenzten Geltungskreis, ihre Vorſchriften waren für 
eine höhere Stufe zugeſchnitten. Daher kümmerten die Samurai 
ſich wenig um die Moral der Handelsleute, waren aber dafür deſto 
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ſtrenger in der Forderung der Moral von ihrer eigenen Zunft. Die 
Strafen, die diejenigen erwarteten, die die Gebote der Ehre übertraten, 
waren furchtbar ſchwere. Nehmen wir Harakiri als Muſter deſſen, 
was einen Samurai erwartete, wenn er ſich entehrt hatte. Es iſt 
nicht gebräuchlich, dieſes Wort anzuwenden, nebenbei erwähnt, wird 
der Vorgang von uns gewöhnlich ſeppuku oder kappuku genannt. 
Das Wort wird ſpottweiſe von fremden Schriftſtellern benutzt, und 
ſicher iſt ja die Prozedur der Selbſtentleibung empörend. Es iſt aber 
ungerecht, einen Gebrauch wie dieſen einzig vom realiſtiſchen Stand⸗ 
punkt aus zu betrachten. Welch ein ſchrecklich Bild entrollt das 
Tiſſot⸗Gemälde dem, der nie von der Welttragödie des Calvarien⸗ 
berges gehört hat. Selbſt die beſte Darſtellung des Todes iſt nicht 
immer dramatiſch oder maleriſch. Es iſt die Geſchichte, welche den 
blaſſen Tod verklärt; es iſt das Leben, das der Verblichene überſtanden 
hat und das dem Tode die Pein und Schmach nimmt. Wenn es 
nicht ſo wäre, wer wollte den Schierlingsbecher mit Philoſophie 
zuſammenreimen oder das Kreuz mit dem Evangelium? Wenn 
ſeppuku eine Art Hinrichtung wäre, die nur an Räubern und 
Dieben vollzogen würde, dann würde ſeine wörtliche Überſetzung „das 
Leibaufſchlitzen“ wohl verdient ſein und wäre damit in guter Geſell⸗ 
ſchaft höflichſt abgetan. Wir können über Leibaufſchlitzen ſagen, was 
Carlyle über religiöſe Bettelei geſagt hat, „daß es weder eine ſchöne 
Beſchäftigung war, noch eine ehrenvolle, bis der Edelmut derer, die ſie 
übten, ſie zu einer ehrenvollen machten.“ Seppuku bedeutet wört⸗ 
lich und tatſächlich den Unterleib aufſchneiden. Es war eine Todes⸗ 
art, die der Zweiſchwerter⸗Gemeinſchaft vorbehalten war. Zuweilen 
war ſie als Strafe von Vorgeſetzten verhängt oder auch ſelbſt auf⸗ 
erlegt; manchmal war es eine Opferung (ſoll ich es ſinnbildlich 
nennen?) des Lebens für eine Urſache, ein ander Mal auch die letzte 
Ehrenrettung. Sobald es als Strafe vollzogen wurde, beſagte es, 
daß der Schuldige ſein Verbrechen geſtand, gleichbedeutend mit den 
Worten: „Ich habe unrecht gehandelt, ich ſchäme mich vor meinem 
eigenen Gewiſſen, ich ſtrafe mich mit eigener Hand, indem ich mich 
richte.“ Wenn der Beſchuldigte unſchuldig war, beging er trotzdem 
oft ſeppuku; die Handlung ſollte in dem Falle ſagen: „Ich bin 
nicht ſchuldig, ich will euch meine Seele zeigen, auf daß ihr ſelbſt 
urteilen möget.“ Die ſehr natürliche Frage wird oft von Fremden 
aufgeworfen: Warum iſt gerade dieſer Teil des Körpers auserſehen 
Japan. 17 
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für das Werk der Selbſtopferung? Ich glaube, daß ſie nur durch den 
Hinweis auf den phyſiologiſchen Glauben, daß er der Sitz der Seele 
ſei, beantwortet werden kann. Wo liegt des Lebens Eſſenz? Eine 
Frage oft aufgeworfen und durchdacht von klugen Männern aller 
Zeiten. Die alten jüdiſchen Propheten ſagten, in den Eingeweiden; 
die alten Griechen im thumos oder phren, die Franzoſen im 
ventre, die Japaner in der hara; hara iſt eine umfaſſende Be⸗ 
zeichnung für den ganzen Vorderteil des Rumpfes. Die großen 
Nervenzentren des Unterleibs ſind gegen jeden körperlichen Eingriff 
ſehr empfindlich; deshalb glaubte man, daß in ihm der Sitz der 
Seele wäre. Wenn Shakeſpeare Brutus ſagen läßt: „Dein (Cäſars) 
Geiſt geht um, er iſt's, der unſer Schwert in unſer eigenes Eingeweide 
kehrt,“ tritt er da nicht mit dem Gewicht ſeiner Autorität für die 
Wahrſcheinlichkeit ſeines Glaubens ein? Dem praktiſchen und arbeit⸗ 
ſparenden Sinn des Weſtens konnte nichts unnötiger und törichter 
erſcheinen als dieſe ſchmerzhaften Vorgänge durchzumachen, wo ein 
Piſtolenſchuß oder eine kleine Doſis Arſenik demſelben Zweck dienen 
würde. Es ſoll aber nicht vergeſſen werden, daß nach der Bufhido- 
Lehre seppuku nicht nur darin beſtand, „die tauſend und ein Übel, 
die dem Fleiſch anhaften, zu enden.“ Tod als ſolcher war nicht 
„ein andächtig herbeigewünſchtes Ende.“ Ehre war der Begriff, der 
dieſe Handlung für Leben oder Tod entſchied, und Ehre duldet nie⸗ 
mals den Gedanken, ſich aus dem Leben zu ſtehlen. Die kühle 
Überlegung, ohne die seppuku unmöglich würde, bewies, daß er 
nicht übereilt oder in einem Anfall von Wahnſinn auferlegt war. 
Jeder Schritt des Unternehmens kennzeichnet klares Bewußtſein. Der 
Schmerz, der die Tat veranlaßte, war der Gradmeſſer für die Seelen⸗ 
größe, mit der er ertragen wurde. Mit einem Wort, derjenige, der 
seppuku beging, konnte ſagen: „Gib Kunde, daß ich den Tod 
der Tapferkeit ſterbe, ich habe nichts vermieden, was Mut erfordert.“ 
Auch bei den Samurai war der Tod, ob er nun auf dem Schlacht⸗ 
felde oder (wie die Japaner ſagen) auf der Matte im Frieden erlitten 
wurde, ein Ruhm, der den Sterbenden krönte,“ der letzte des Lebens, 
für den der erſte gemacht war, und deshalb ſollte ihm volle Ehre wider⸗ 
fahren. 

Seppuku wird nicht mehr als Strafe verhängt. Das neue 
Syſtem der Kriminalgeſetze weiß nichts mehr von den der Zeit ge⸗ 
heiligten Gewohnheiten und Einrichtungen. Eine neue „erleuchtete“ 
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Generation von Rechtsgelehrten iſt erſtanden, die ſolche Überbleibſel 
des Barbarentums verabſcheuen. Die Jugend, die nie ein Schwert 
getragen, die nie den Abgrund der Schande noch die Höhen der 
Ehre kennt, und die ihren Maßſtab von Recht und Unrecht nur 
in phyſiologiſchen und in Satzungsbüchern findet, drängt ſich in den 
Vordergrund. Ich will die Chriſtenlehre nicht beleidigen, (wenn wirk⸗ 
lich Chriſtus Beſtimmtes gegen den Selbſtmord gelehrt hat), indem 
ich behaupte, daß der Tag ein trauriger für Japan werden wird, 
an dem ſeine Söhne die Wertſchätzung der Ehre einbüßen ſollten, 
(ich meine damit nicht Seppuku ſelbſt), die dieſes furchtbare Verfahren 
in ſich ſchließt. 

Der angeborene Raſſe-Inſtinkt für Ehre iſt der einzige Schutz 
für unſere öffentliche Moral, die einzige gebieteriſche Schranke in 
unſerem Privatverhalten, die eine Grundlage der Vaterlandsliebe 
und Ergebenheit. Ehre iſt das einzige Band, das den Japaner mit 
der ſittlichen Welt verknüpft; jede andere moraliſche Macht iſt noch 
ſchwach, entweder durch ſeine Jugend oder durch ſein Greiſenalter, 
obgleich nicht abzuleugnen iſt, daß an jeder Straßenecke zahlreiche 
und anziehende Heilmittel feilgeboten werden. Der Buddhismus hat 
ſein ernſtes Streben verloren und ſeine kleinen Sekten beſchäftigen 
ſich mit Nichtigkeiten. Das Licht der Menzius und Konfuzius iſt 
erblichen vor dem packenden, weit bunteren Licht ſpäterer 
Philoſophen. Das Chriſtentum hat ſich weit entfernt von den Lehren 
ſeines göttlichen Gründers, und wie es oft gepredigt wird, iſt es 
eine Farce und Karikatur des Originals geworden. Der diaboliſche 
Nietzſche und ſeine ſeichten Nachfolger brechen ſich allmählich Bahn, 
indem ſie der noch ſeichteren Jugend Errettung verſprechen durch den 
Hedonismus, obgleich er bis jetzt noch nicht feſten Fuß gefaßt hat, wenn 
das überhaupt jemals geſchieht. Unitarier zeigen uns Bilanzäuf⸗ 
ſtellungen von Freude und Leid und verſichern uns, daß das ihrige 
das einzige wiſſenſchaftliche Syſtem moraliſcher Buchführung iſt. Der 
Materialismus wird nicht müde, auf ein großes Gefolge hinzuweiſen, 
dem er wohlſchmeckende Pillen verabreicht, was die Welt an Be⸗ 
hagen gewähren kann. Reaktionäre haben in harter Arbeit verſucht, 
ein Gebäude für ſich zu errichten, das auf Heuchelei, Frömmelei und 
Scheinheiligkeit fußt, worin ſie die ganze japaniſche Raſſe ver⸗ 
einigen und natürlich Fremde ausſchließen möchten. Aber alle dieſe 
Syſteme und ethiſche Schulen ſind hauptſächlich auf Vorleſungen be⸗ 
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ſchränkt und für die Lärmmacher. Das Herz der Nation iſt noch 
im Bann von Buſhido; dieſer Geiſt befiehlt und führt uns, und 
bewußt oder unbewußt folgen wir. Buſhido iſt das Medium, durch 
welches die größte Hochachtung unſerer Väter, die edelſte Kunde von 
unſren Müttern heute noch lebendig iſt, denn es iſt uns Fleiſch und 
Blut geworden. Wie könnte es auch anders ſein? „Bodkins, Herr 
Page,“ ſagt der Dorfrichter von Shallow in den „Luſtigen Weibern 
von Windſor“, „Bodkins, Herr Page, obgleich ich jetzt alt bin und ein 
Friedensmann, wenn ich einen bloßen Degen ſehe, ſo jucken mir die 
Finger, einen Gang zu machen. Wenn wir gleich Friedensrichter 
und Doktoren ſind und Diener Gottes, Herr Page, ſo ſpüren wir doch 
noch einiges Salz der Jugend in uns; ja, Herr Page, wir ſind 
vom Weibe geboren.“ Wir können nur die Kinder unſerer Eltern 
ſein. Und indem ich dieſes ſage, will ich durchaus nicht den Feudalis⸗ 
mus früherer Zeiten wiederbeleben, denn das war kein weſentlicher 
Zug unſerer Raſſe; noch meine ich, daß wir durchaus an politiſchen 
oder geſellſchaftlichen Inſtitutionen feſthalten ſollten, denn Inſtitu⸗ 
tionen müſſen notwendigerweiſe im Laufe der Zeit wechſeln. Der 
Geiſt, der ſich im Buſhido ausſpricht, iſt immer bereit zu hören 
und anzuzeigen, was gut und rein iſt und von gutem Ruf. 
Die Umgeſtaltung des modernen Japans iſt an und für ſich die 
Frucht der Buſhido-Lehre. Die Welt gibt zu, daß Japan ſich 
in dem kurzen Zeitraum von dreißig Jahren aus einem politiſchen 
Nichts zu einer Poſition aufgeſchwungen hat, die ſie zu einer Groß⸗ 
macht ſtempelt. Die Erklärung für dieſes anſcheinende Wunder iſt 
von verſchiedenen Standpunkten aus verſucht worden, aber diejenigen, 
die weder mit der Pſychologie unferer Raſſe vertraut find, noch mit den 
Vorſchriften des Rittertums, haben es aufgegeben, die geeignete 
Theorie zu ſuchen und haben, was in Wirklichkeit kein Wunder 
war, ſummariſch Nachäffung genannt. Es iſt wahr, daß wir in 
gewiſſem Sinn Nachahmungskunſt beſitzen. Welche vorwärtsſchreitende 
Nation hätte ſie nicht beſeſſen und benutzt? Man braucht nur zu 
bedenken, wie wenig griechiſche Kultur auf helleniſchem Boden entſtand. 
Wer wüßte nicht, daß Rom ſein Beſtes dadurch erlangte, daß es 
frank und frei den Griechen nachahmte? Wieviel von Glanz und 
Größe Spaniens war nicht den Mauren entlehnt? Ich brauche nicht 
Beiſpiele anzuhäufen. Mir ſcheint, daß das Originellſte, d. h. das 
wenigſt nachahmungsfähige Volk die Chineſen waren, und wir ſehen, 
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wohin ihre Originalität ſie geführt hat. Nachahmung wirkt erziehe⸗ 
riſch, und Selbſterziehung iſt in der Hauptſache Nachahmung. Wallace 
und nach ihm viele Zoologen haben uns gelehrt, welche Rolle Nach⸗ 
ahmung und Anpaſſung zur Erhaltung von Leben in der Natur 
ſpielen. Wir ſchaudern bei dem Gedanken an unſer Schickſal in 
dieſem kannibaliſchen Zeitalter der Nationen, wären wir immer das 
gleiche Original geblieben. Nachahmung iſt unfehlbar das Mittel 
unſerer Rettung geworden. 

Aber Nachahmung iſt eine Bezeichnung von umfaſſender Be⸗ 
deutung, welches ſowohl ein blindes Nachäffen bedeuten kann, wie wir 
es oft in „Aeſops Fabeln“ finden, oder es kann das erzieheriſche 
Prinzip bedeuten, ein bewußtes Nachahmen, das mit Taktgefühl und 
Vorſicht geübt wird. In dieſem letzten Fall bedeutet Nachahmung 
noch etwas mehr; es ſetzt die Fähigkeit des Auswählens und die der⸗ 
ſelben entſprechende Handlungsweiſe voraus. Solch eine Macht lag in 
Buſhido, eine Lehre, die, wie ihr Symbol, die Kirſchblüte, in 
unſerem meerumſpülten Reich geboren und genährt wurde. Es flößt 
unſeren Organen den Lebensatem ein, die TDamato-Damaſhii, 
die Seele von Japan. Schön ſang der greiſe Dichter: 

Geſegnete Inſeln vom Japanland! 

Die euren Yamato⸗Geiſt verkannt, 

Den Fremden, die euch mit Spott genannt, 
Sagt ihnen: die Morgenſonnenluft 

Erfüllt die Kirſche mit lieblichem Duft. 

Und die bekannte Ballade erwiderte: „wie unter den Blumen 
die Sakura (Kirſche) Königin iſt, ſo iſt unter den Menſchen der 
Samurai der Herr.“ 

Aber der Samurai iſt nicht mehr, und Buſhido wird dahin⸗ 
ſchwinden; und wie ſein Stolz verſchwunden iſt in dem leuchtenden 
Glanz einer aufgeklärten Bevölkerung, ſo wird die Lehre, die wir 
Buſhido nennen, aufgehen in einem größeren, höheren Moral- 
geſetz. 


II. Ahnen⸗Kultus. 


Von Nobuſchige Hozumi, 
Profeſſor der Rechtskunde an der kaiſerlichen Aniverſität zu Tokyo, auch des „Middle 
Temple“, und Rechtsanwalt. 


Ahnenkultus hat in Europa und Amerika lange aufgehört zu 
exiſtieren. Gerade als wenn er von je in Japan geübt worden 
wäre, wo augenblicklich eine konſtitutionelle Regierung eingeführt 
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iſt; wo Geſetzbücher nach weſtlicher Länder Vorbild bearbeitet ſind, 
kurz, wo beinahe jede Art der Ziviliſation Wurzel gefaßt hat — 
erlangt und übt der Kultus der Verſtorbenen einen mächtigen Ein⸗ 
fluß auf die Geſetze und Gewohnheiten des Volkes aus. Der Brauch 
reicht zurück bis zu den früheſten Tagen und hat Hunderte von 
Generationen überlebt, trotz der vielen politiſchen und ſozialen Um⸗ 
wälzungen, die ſeit Gründung des Kaiſerreiches ſtattgefunden haben. 
Die Einführung der chineſiſchen Ziviliſation war dem Wachstum 
dieſer Sitte günſtig, auf Grund der Tatſache, daß Moral, Geſetze und 
Einrichtungen von China auf der Lehre des Ahnenkultus beruhen. 
Der Buddhismus, der nicht auf dieſer Lehre fußt, ſondern im 
Gegenteil ihr widerſtreitet, wurde unter dem Zwang des tiefwurzelnden 
Glaubens des Volkes abgewendet und der nationalen Gewöhnung 
angepaßt; auch während der Einführung weſtlicher Ziviliſation, 
die ſo viele ſoziale und politiſche Veränderungen während der letzten 
dreißig Jahre brachte, iſt nicht der geringſte Einfluß auf dieſe Sitte 
zu bemerken geweſen. Daraus iſt zu erſehen, daß die drei fremden 
Elemente Konfuzianismus, Buddhismus und weſtliche Kultur, die 
den allergrößten Einfluß auf unſere Geſetze, Sitten und Gewohnheiten 
hatten, und von denen zwei dem Ahnenkultus diametral entgegen⸗ 
ſtanden, doch nicht dem weitverbreiteten und feſten Glauben des 
Volkes entgegenzuarbeiten, noch demſelben ein Ende zu machen ver⸗ 
mochten. 


Der Urſprung des Ahnenkultus. 


Der Urſprung des Ahnenkultus iſt von vielen bedeutenden 
Schriftſtellern der Furcht vor Geiſtern zugeſchrieben worden (Sir 
John Lubbocks „Origin of Civilisation“, 4. edition, p. 318; Ihe⸗ 
rings „Vorgeſchichte der Indo⸗Europäer“, S. 59; Fuſtel de Cou⸗ 
langes „La Cité Antique“, chap. 11) und den Opfern, den Seelen 
der Verſtorbenen dargebracht, um ſie zu verſöhnen. Es ſcheint 
mir richtiger, den Urſprung des Ahnenkultus einer entgegengeſetzten 
Urſache zuzuſchreiben. Es war die Liebe für die Verſtorbenen und 
nicht die Furcht vor ihnen, die die Sitte der Verehrung entſtehen 
ließ und die Darbringung von Speiſe und Trank für die abgeſchiedenen 
Geiſter. Ehrfurcht für ihre Eltern mag in manchen Fällen der Furcht 
ähnlich geworden ſein, dennoch war es Liebe, nicht Furcht, welche 
dieſes Gefühl hervorrief. Ein chineſiſcher Philoſoph Shin⸗ki faßt den 
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Urſprung des Ahnenkultus genau zuſammen, wenn er in ſeinem 
„Buch der Hausandacht“ ſagt, daß der Gegenſtand der Verehrung 
nichts anderes iſt, als die Ausübung alles deſſen, was von einem 
Gefühl wahrer Liebe und Hochachtung geboten iſt. Konfuzius 
ſagt in ſeinem „Buch des Medium“, daß es höchſte kindliche Pietät 
ſei, den Toten zu dienen, wie man den Lebenden dienen würde und 
den Abgeſchiedenen zu dienen, wie man den Gegenwärtigen dienen 
würde.“ Wir begehen den Jahrestag unſerer Toten, ſtatten ihren 
Gräbern Beſuche ab, bieten Blumen, Speiſe und Trank dar, zünden 
Weihrauchkerzen an und beugen uns vor ihren Gräbern, alles aus 
dem Gefühl der Liebe und Verehrung für ihr Gedächtnis, und kein 
Gedanke der Furcht hat Raum in unſerem Innern. Mehr noch, 
in den Berichten und Überlieferungen unſeres Landes gibt es nichts, 
was darauf ſchließen läßt, daß Vorfahren in der Abſicht, ihre Seelen 
zu verſöhnen, verehrt worden ſeien. 

Ahnenkultus war Japans erſte Religion und ſtammt aus den 
früheſten Zeiten unſerer Geſchichte, die mehr als 2500 Jahre zurück⸗ 
liegt, und wird allgemein vom Volk bis auf den heutigen Tag geübt. 
Es ſind drei Arten von Ahnenkultus gebräuchlich: die Verehrung 
des erſten Kaiſerlichen Ahnen beim ganzen Volk, die Verehrung 
des Schutzheiligen des Ortes, die, wie ſpäter dargetan werden wird, ein 
Überbleibſel des Kultus von Stammvorfahren für Stammangehörige 
iſt, und die Verehrung der Familienahnen durch die Glieder ihres 
Hauſes. Es gibt zwei geweihte Plätze in jedem japaniſchen Haus: 
die Kamidana oder ein „gottgeweihter Ort“ und der Butſudan 
oder „Altar des Buddha“. Der erſtgenannte iſt der Shinto⸗Altar, 
der aus einem einfachen hölzernen Brett beſteht, eine Art Konſole. 
In der Mitte auf dieſem geheiligten Brett ſteht eine „Taima“ oder 
„O⸗muſa“ (Opfergabe), die ein Teil der Opfer iſt, die dem Daijungu 
von der Iſe dargebracht werden oder dem Tempel des Amateraſu 
Omi⸗Kami, des erſten Kaiſerlichen Ahnherrn. Die Taima wird 
vom Tempel von Iſe aus an jedes Haus des Kaiſerreiches am Ende 
des Jahres verteilt und wird von jedem treugeſinnten Japaner ver⸗ 
ehrt als die Verkörperung des erſten Kaiſerlichen Ahnherrn. Auf 
dieſen Altar ſind als Opfergaben Reis, Saks und Zweige des Sakaki⸗ 
Baumes (Cleyera japonica) niedergelegt, und jeden Morgen 
machen die Mitglieder des Hauſes vor demſelben ihre ehrerbietigen 
Verbeugungen, Hände klappend und ſich bückend, während abends 
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Lichter auf das Brett geſtellt werden. Auf dieſem Brett befindet 
ſich außerdem das Zaubermittel von Ujigami oder der Schußgott 
des Hauſes der Familie und in vielen Häuſern auch die Zauber⸗ 
mittel der anderen Shinto-Götter. 

Im Shinto⸗Haushalt gibt es ein zweites geweihtes Brett oder 
Kamidana, welches ausſchließlich der Verehrung von Vorfahren 
des Hauſes gewidmet iſt. Auf dieſem zweiten Brett befinden ſich 
Grabdenkmäler mit den Namen der Vorfahren, ihr Alter und die 
Daten ihres Todestages. Dieſe Gedächtnistafeln heißen „Mitama⸗ 
Shiro“, was „Repräſentanten der Seelen“ bedeutet; ſie beſtehen ge⸗ 
wöhnlich aus kleinen Käſten in der Form von Shinto-Särgen. Opfer⸗ 
gaben von Reis, Safe, Fiſch, Zweigen des Sakaki⸗Baumes und Lam⸗ 
pen befinden ſich auf dieſem zweiten Brett wie auf dem erſten. 

Im buddhiſtiſchen Haushalt gibt es außer der Kamidana ein 
Butſudan, auf welchem Denkmäler ſtehen, deren Vorderplatten die 
Namen der verſtorbenen Buddhiſten tragen und auf der Rückſeite 
die Namen, die die Vorfahren bei Lebzeiten führten. Das Denkmal 
iſt meiſtens lackiert und zuweilen in einen Kaſten getan, der „Zuſhi“ 
heißt, während Familienwappen oftmals ſowohl auf der Tafel wie 
an dem Kaſten angebracht ſind. Darbietungen von Blumen, Zweigen 


des Shikimi⸗Baumes (IIlicium religiosum), Tee, Reis und andere 
vegetabile Nahrung liegen gewöhnlich vor den Denkmälern, während 
ununterbrochen Weihrauch brennt und abends kleine Lampen ange⸗ 
zündet werden. Der Butſudan nimmt den Platz des zweiten geweihten 
Brettes im Shinto⸗Haushalte ein, beide ſind aber der Verehrung 
von Familienvorfahren gewidmet. 


Die Verehrung der Kaiſerlichen Vorfahren. 


Von den drei Arten des Ahnenkultus iſt der Kultus der Kaiſerlichen 
Vorfahren und hauptſächlich des erſten derſelben Amateraſu O-Mikami, 
oder „die große Gottheit des göttlichen Lichtes“ als nationaler Kul⸗ 
tus zu bezeichnen. Die dem Kultus des erſten Kaiſerlichen Ahnen 
beſonders gewidmeten Plätze ſind drei: der Tempel des Daijingu zu 
Iſe, der Kaſchikodokoro in dem Heiligtum des Kaiſerlichen Palaſtes 
und der Kamidana, der ſich in jedem Hauſe befindet. In den beiden 
erſtgenannten ſtellt der göttliche Spiegel den Kaiſerlichen Ahn dar, 
Dies iſt der Spiegel, den nach alten Erzählungen Amateraſu O⸗Mi⸗ 
kami dem Ameno Oſhiomino Mikoto gab, begleitet von dem Befehl, 
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daß ſeine Nachkommen dieſen Spiegel als die Verkörperung der Seele 
ihrer Ahnen betrachten und ihn verehren ſollten, wie jene ſelbſt. 
Der göttliche Spiegel, genannt „Yata⸗no⸗Kagami“ wurde im Kai⸗ 
ſerlichen Haushalt verehrt bis hinunter zum ſechſten Jahre der Re⸗ 
gierung des Sujin (92 vor Chr.). Als der Kaiſer fürchtete, daß 
der nahe Umgang, der tägliche Brauch, Reſpektloſigkeit herbeiführen 
könnte, befahl er der Prinzeſſin Toyokuwairihime⸗no⸗Mikoto, einen 
Tempel im Dorf von Yamato zu errichten, und verfügte die Ver⸗ 
ehrung des Spiegels an dieſem Platze. Dieſer Tempel wurde ſpäter 
an verſchiedene Plätze gebracht, bis zuletzt Iſe als ſein bleibender 
Sitz gewählt wurde. Der Kaiſer veranlaßte ferner, daß ein zweiter 
Spiegel gemacht wurde für die heilige Stätte im Palaſt, ſo daß 
er und ſeine Nachkommen wie früher davor beten könnten. Daher 
iſt der urſprüngliche Spiegel jetzt im Tempel des Daijingu zu Iſe 
und der zweite im Tempel des Kaſhiko⸗Dokoro im Kaiſerlichen Tempel. 
In der gegenwärtigen Zeit verehrt nicht nur jeder treugeſinnte 
Japaner Daijigu im eigenen Hauſe, gar mancher betrachtet es als 
Pflicht, wenigſtens einmal in ſeinem Leben nach Iſe oder nach „Iſe⸗ 
Mairi“ zu pilgern. Tauſende im Volk, hoch und niedrig, reich und 
arm umdrängen alljährlich den Tempel von Daijingu aus allen 
Teilen des Landes und bieten heilige Muſik und Tanz dar, genannt 
„Dai⸗dai⸗Kagura“ zu Ehren des Kaiſerlichen Ahnherrn. 

In dem Heiligtum des Kaiſerlichen Palaſtes gibt es drei Tem⸗ 
pel, Kaſhiko⸗Dokoro, Kworei⸗Den und Shin⸗Den. Kaſhiko⸗Dokoro 
ſteht in der Mitte in der Nähe des göttlichen Spiegels und iſt 
der Anbetung des Kaiſerlichen Ahnherrn geweiht. Kworei⸗Den ſteht 
weſtlich von Kaſhiko⸗Dokoro und iſt der Anbetung aller Kaiſerlichen 
Ahnherren ſeit Jimmu Tenno, dem erſten Kaiſer und Gründer des 
Kaiſerreiches, gewidmet. Der dritte Tempel, Shin⸗Den, ſteht öſtlich 
von Kaſhiko⸗Dokoro und dient der Verehrung aller anderen Gott⸗ 
heiten. ö 

In jetziger Zeit gibt es elf „große Feſttage“, die als nationale 
Feiertage gehalten werden. Alle dieſe mit Ausnahme von zweien — 
einer derſelben iſt der Geburtstag des Kaiſers und der andere das 
Feſt des Neujahrstages — ſind der Anbetung der Kaiſerlichen Ahnen 
zugedacht. Der erſte Feiertag iſt der Neujahrstag, an welchem der 
Kaiſer die Zeremonie von „Shihohai“ oder „die Anbetung nach 
vier Richtungen“ vollführt. Dieſe Zeremonie wird im Palaſte um 
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vier Uhr morgens am erſten Tage des Jahres abgehalten. Der 
Kaiſer beginnt mit der Anbetung des erſten Kaiſerlichen Ahnherrn 
nach weſtlicher Richtung und dann nach der Richtung der betreffenden 
Gräber des erſten Kaiſers Immu Tenno und des Kaiſerlichen Vaters, 
Komei Tenno und anderer Gottheiten. 

Nach Beendigung dieſer Zeremonie empfangen der Kaiſer und 
die Kaiſerin die Neujahrsgratulationen von den Mitgliedern der 
Kaiſerlichen Familie, der auswärtigen Geſandten, der Beamten, des 
Adels und anderer Würdenträger; und auf dieſe Weiſe beginnt die 
erſte Hofzeremonie mit der Anbetung der Kaiſerlichen Ahnherren. 

Die zweite Feier findet am dritten Januar ſtatt und heißt: 
„Genſhi Sai“ und bedeutet „Opfer dem Urſprung“. Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit übt der Kaiſer perſönlich die heilige Handlung in den drei 
Tempeln des Heiligtums aus, unterſtützt von den Mitgliedern des 
Kaiſerlichen Haushaltes und von allen hohen Beamten des Shin⸗nin 
und Chioka⸗nin⸗Kanges. Am Nachmittag beſuchen der Adel und 
alle Beamten bis zum unterſten Rang das Heiligtum, um die drei 
Tempel anzubeten. 

Das dritte Nationalfeſt „Shinnen⸗Yenkwai“ oder „das Feſtmahl 
des neuen Jahres“ genannt findet am 5. Januar ſtatt und iſt einer 
der zwei Nationalfeiertage, die keine Beziehung zum Ahnenkult haben. 

Der vierte Feſttag ift „Komei Tenno⸗Sai“. Dies iſt der Sterbe⸗ 
tag des erlauchten Vaters des Kaiſers und wird am 30. Januar 
begangen. Da die Zeremonien dieſes Feſttages denen der anderen 
ähnlich ſind, iſt eine weitere Beſchreibung unnötig. 

Das fünfte Feſt am 11. Februar heißt „Kigen-Setſu“, oder 
„Jahrestag der Thronbeſteigung und der Gründung des Kaiſerreiches“. 
Nach Abhaltung der Zeremonien in dem Tempel findet ein großes 
Feſtmahl im Palaſt für die Prinzen, auswärtigen Geſandten, hohen 
Beamten und den Adel ſtatt. 

Das ſechſte Feſt fällt auf den 20. März und heißt „Shiunki⸗ 
Kworei⸗Sai“ oder „das Frühlingsopfer für die Seelen der Kaiſer⸗ 
lichen Ahnen“. Die Zeremonie der Anbetung wird ſowohl in Kworei⸗ 
Den wie in Shin⸗Den vom Kaiſer perſönlich, umgeben von allen 
hohen Staatsbeamten, vollzogen. 

Der ſiebente Feſttag, „Jimmu⸗Tenno⸗Sai“ am 3. April iſt dem 
Kultus des Jimmu Tenno geweiht, denn dieſes iſt der Sterbetag 
des erſten Kaiſers. 
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Der achte Feſttag iſt „Sgiuki⸗Kworei⸗Sai“ oder „das Herbſt⸗ 
opfer für die Seelen Kaiſerlicher Ahnen“, der am 23. September 
abgehalten wird. Dieſer entſpricht dem „Frühlingsopfer“, und die 
Zeremonien ſind faſt identiſch mit jenen. 

Das neunte Feſt, am 17. Oktober, „Schinſho-Sai“ oder „Kan⸗ 
Name⸗Matſuri“ genannt, hat als Hauptzeremonie die Darbietung 
der erſten Jahresernte an den erſten Kaiſerlichen Ahnherrn. 

Auch bei dieſer Gelegenheit leitet der Kaiſer die Zeremonien im 
Kaiſerlichen Tempel neben der Zeremonie, „Johai“ genannt, oder 
„der ferne Kultus“ des erſten Kaiſerlichen Ahnen in Iſe. Mit der 
neuen Ernte wird „das Opfer des erſten Tributes“ oder „Nino⸗ſakino⸗ 
Nuſa“ das Opfer von Seide dargebracht. Dies iſt ein Überbleibſel 
der ehemaligen Gewohnheit, das beſte Teil der „erſten Schiffsladung“ 
der Steuern in natura auszuwählen und auf den Gräbern der Kaiſer⸗ 
lichen Ahnen zu opfern. 

Der zehnte Feſttag „Tencho⸗Setſu“ iſt der Geburtstag Seiner 
Majeſtät des Kaiſers und iſt das zweite der beiden Feſte, das nicht 
auf Kultus der Kaiſerlichen Ahnen beruht. 

Das elfte und letzte Feſt iſt „Shin⸗Sho⸗Sai“ oder „Nii⸗Name⸗ 
no⸗Matſuri“, das am 23. November ſtattfindet. Der Hauptakt be⸗ 
ſteht in der Darbietung neuer Ernten an die Kaiſerlichen Ahnen, 
aber dieſes Feſt wird bei der Thronbeſteigung des Kaiſers eingehender 
geſchildert werden. 

Alle Feſttage werden alljährlich als nationale Feiertage be⸗ 
gangen. Nationalflaggen wehen aus allen Häuſern, Frauen legen 
ihre beſte Tracht an, und die Straßen ſind mit feiernden Leuten 
erfüllt, indes die Kinder zur Schule gehen und ſich vor den Porträts 
des Kaiſers und der Kaiſerin verſammeln, und die berühmte Rede 
Seiner Majeſtät des Kaiſers über Erziehung wird ihnen von den 
Lehrern vorgeleſen und erklärt. 5 

Aus dem Vorhergehenden iſt leicht erſichtlich, daß der Kultus 
der Kaiſerlichen Ahnen der Nationalkultus iſt. 


Der Kultus der Stammahnen. 


Die Bevölkerung Japans wurde urſprünglich in drei Klaſſen 
eingeteilt: Shinbetſu, der göttliche Zweig, der die Abkömmlinge der 
Götter umfaßt; Kwo⸗betſu oder der Kaiſerliche Zweig, die Abkömm⸗ 
linge der Kaiſerlichen Familien in ſich ſchließend, und Banbetſu, der 
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auswärtige Zweig, die Abkömmlinge naturalifierter Fremde umfaſſend. 
Jeder dieſer drei Zweige umfaßt wiederum viele Stämme, von denen 
jeder einen beſtimmten Stammesnamen „Uji“ oder „Kabane“ führte. 
Das Wort „Uji“ bezeichnete den Stammesnamen oder die gewöhnliche 
Benennung der Abkömmlinge desſelben Ahnen und manchmal den 
Stamm ſelbſt. Das Wort „Kabane“ wurde allgemeiner gebraucht, 
um Ehrentitel zu bezeichnen, wurde aber auch manchmal im Sinne 
eines Stammesnamen angewendet. Im Laufe der Zeit zerfiel jeder 
„Uji“ oder Stamm in kleinere Stämme. Der Uji wurde auf dieſe 
Weiſe in ein „O⸗Uji“, den großen Stamm, und „Ko⸗Uji“, den kleinen 
Stamm, geteilt. Jeder „O-Uji beſtand aus einer Anzahl unter⸗ 
geordneter Parteien, und gewöhnlich wurden zu den großen Stamm⸗ 
namen beſtimmte Wörter hinzugefügt, um ſie von der urſprünglichen 
Gemeinſchaft zu unterſcheiden. 

Jeder Stamm hat einen Stammgott oder „Uji⸗gami“, welches 
der Urahne jener beſonderen Gemeinſchaft iſt. Früher ſcheint es 
Sitte geweſen zu ſein, dem Stammgott im Hauſe jedes Stammange⸗ 
hörigen allmonatlich Huldigung zu erweiſen; aber ſpäter nahm dieſe 
Gewohnheit ab, und Feſte zu Ehren des Stammahnen wurden durch 
andere erſetzt, und dieſe wurden dreimal im Jahre im Tempel 
abgehalten. Alle Stammangehörigen nahmen an der Zeremonie teil, 
und es beſtehen noch Berichte, die zeigen, daß Hofbeamten geſtattet 
wurde, ohne Urlaub eine Reiſe zu unternehmen, um der Feier eines 
Stammgottes oder Ahnen beizuwohnen, welche in Tempeln, die von 
der Hauptſtadt weit entfernt waren, abgehalten wurde. Die Tempel 
der Stammesgötter hoher Beamter erhielten zuweieln Ländereien von 
den Kaiſern geſchenkt, um die hohen Koſten der Feierlichkeiten zu 
erleichtern. Die aus Anlaß der Feſtlichkeiten dargebotenen Gaben 
beſtanden gewöhnlich aus Speiſen, Getränken und Kleidung. 

Das Wort „Uji⸗gami“ wird jetzt in anderer Bedeutung ge⸗ 
braucht, nämlich als lokaler Schutzgott oder als Schutzheiliger des 
Geburtsortes oder Wohnſitzes eines Mannes. Dieſe Wandlung im 
Gebrauch des Wortes „Uji⸗gami“ aus Stammgott in einen 
lokalen Schutzgott iſt möglicherweiſe dem Umſtande zuzuſchreiben, 
daß in früheren Zeiten die Leute eines Stammes zuſammen in demſel⸗ 
ben Ort wohnten und einen Tempel zum Kult ihres väterlichen Ur⸗ 
ahnes errichteten, ſo daß der Stammgott und der lokale Schutzgott 
ein und dieſelbe Gottheit bedeutete. Aber als in der Folge die Mittel 


des Verkehrs ſich allmählich entwickelten, fingen die Mitglieder der 
verſchiedenen Stämme an, ſich zu zerſtreuen und in verſchiedenen 
Teilen des Landes zu wohnen. Ferner wurden die adminiſtrativen 
Departements des Reiches ſtatt zünftig zu bleiben allmählich lokal 
und territorial; aber die Tatſachen ſprechen dafür, daß der Kultus 
des „Uji⸗gami“ oder Lokal⸗Schutzgottes ein Überbleibſel des Stamm⸗ 
ahnenkultus iſt. 


Der Kultus der Familie nahnen. 


Die Gelegenheiten, den Ahnenkultus eines Hauſes zu begehen, 
können in drei Kategorien klaſſifiziert werden: die Opfertage, die 
Opfermonate und Opferjahre. Der Opfertag, oder „Ki⸗nichi“ 
iſt derjenige Tag in jedem Monat, der dem Sterbetag des Vorfahren 
entſpricht. Der Opfermonat oder „Sho⸗tſuki“ ift der Tag im Monat, 
der dem Tag und Monat des Todes eines Vorfahren entſpricht. 
Das Opferjahr oder „Nen⸗ki“ iſt der Tag des Monats in beſtimmten 
Jahren, der mit dem Monatstag des Todes eines Vorfahren über⸗ 
einſtimmt, und die damit in Verbindung ſtehende Zeremonie der 
Verehrung findet bei Shintoiſten gewöhnlich im erſten, fünften, 
zehnten, zwanzigſten, dreißigſten, vierzigſten und fünfzigſten Jahre 
ſtatt. 

Bei den Buddhiſten werden dieſe jährlichen Zeremonien im 
erſten, dritten, ſiebenten, dreizehnten, ſiebzehnten, dreiundzwanzigſten, 
dreiunddreißigſten, ſiebenunddreißigſten, dreiundvierzigſten, ſiebenund⸗ 
vierzigſten, fünfzigſten und hundertſten Jahre abgehalten, nach Ablauf 
dieſes Zeitraums alle fünfzig Jahre wie bei den Shintoiſten. 

In Übereinſtimmung mit einem alten Brauch werden von 
den Buddhiſten nach eines Menſchen Tode jeden ſiebenten Tag Zere⸗ 
monien abgehalten bis zu dem ſiebenten ſiebenten Tag, d. h. dem 
neunundvierzigſten Tag nach dem Tode, und dieſe Opfertage werden 
dementſprechend als erſter ſiebenter Tag, zweiter ſiebenter Tag u. ſ. w. 
bezeichnet. Bei den Shintoiſten werden dieſe Opfertage gewöhnlich 
jeden zehnten Tag nach dem Tode gefeiert und enden mit dem fünfzig⸗ 
ſten oder hundertſten. 

Gewöhnlich nehmen an den Opfertagen oder „Ki⸗nchi“ jedes 
Monats, nach dem ſiebenten ſiebenten Tag bei den Buddhiſten, und 
fünfzigſten oder hundertſten Tag bei den Shintoiſten nur Familien⸗ 
mitglieder oder nahe Verwandte an den Vorgängen teil, während 
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aus Anlaß des „Shotſuki“ und Nenki“ Feſte veranſtaltet werden, 
und Verwandte und Abkömmlinge zur Teilnahme an dem Kultus 
eingeladen werden. In der Shinto⸗ wie in der buddhiſtiſchen Lehre 
verrichten Prediger den Gottesdienſt, aber bei den Shintoiſten wer⸗ 
den die Zeremonien im eigenen Hauſe abgehalten, während ſie bei 
den Buddhiſten ſowohl im Tempel wie auch in ihrem eigenen Heim 
ſtattfinden. 

Die betreffenden Kultusgebräuche der Shinto- und buddhiſtiſchen 
Religion ſind in einigen Punkten voneinander abweichend, und auch 
in den verſchiedenen buddhiſtiſchen Sekten ſind Variationen in den 
Gebräuchen zu bemerken. Shinto-Opfer beſtehen aus Reis, Saks, 
Fiſch, Wild, Gemüſe und Früchten als Speiſe und Trank, und Stücken 
Seide und Hanf als Kleidung; auch werden Zweige des Sakaki⸗Baumes 
und ebenfalls Blumen häufig geopfert. Die Prieſter, die die Zere⸗ 
monie leiten, klatſchen vor dem Altar in die Hände, und der Ober- 
prieſter ſpricht das Gebet oder „Norito“, deſſen Worte bei den 
verſchiedenen Gelegenheiten variieren, obwohl zu Beginn desſelben 
faſt unveränderlich die Seelen der Vorfahren davon in Kenntnis 
geſetzt werden, daß das Haupt der Familie mit den anderen Mit⸗ 
gliedern und Verwandten verſammelt iſt, um den betreffenden Jahres⸗ 
tag zu begehen, der heiligen Seele ehrerbietig „Glück der See und 
der Berge“ anzubieten, womit ſie Fiſch, Wild u. ſ. w. meinen; ferner, 
daß das Haus im friedlichen Zuſtand iſt, und daß die Nachkommen 
glücklich ſind. Das Gebet endet gewöhnlich mit der Bitte, daß die 
Seele über die Familie wachen und ſie ſchützen und die demütig dar⸗ 
gebrachten Opfer annehmen möge. Hierauf nimmt jeder der Ver⸗ 
ſammelten, mit dem Oberhaupt des Hauſes beginnend, ein „Tama⸗ 
guſhi“ oder kleinen Zweig des Sakaki-Baumes, an welchem ein Stück 
Papier befeſtigt iſt, das „Nigo⸗taje“ oder feines Tuch repräſentiert, 
legt ihn auf den Altar nieder, klatſcht in die Hände und macht Ver⸗ 
beugungen. Bezüglich der Bedeutung des Indiehändeklatſchens ſind 
drei Erklärungen gegeben worden. Einige betrachten es als Zeichen 
der Freude, andere als Anruf und wieder andere als ein Zeichen 
der Bewunderung. Letzteres iſt die Anſicht des verſtorbenen Pro⸗ 
feſſors Konakamura, und iſt die am weiteſten verbreitete Erklärung. 
Zum Schluß dieſer Zeremonie werden alle Verwandte zu einem 
Feſtmahl eingeladen, über welches der verſtorbene Profeſſor Kurita 
in ſeiner Abhandlung über „Ritus des Kultus“ ſchreibt: „Die ver⸗ 
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ſammelten Verwandten teilen den geweihten Kuchen, Saké, der dem 
Vorfahren geopfert worden iſt, und ſprechen von ſeinen verdienſtlichen 
Taten, während jeder Anweſende den Vorſatz ausſpricht, in keiner 
Weiſe den Namen des Vorfahren zu entehren. 

Bei den Zeremonien der Buddhiſten beſtehen die Opfer gewöhnlich 
aus Tee, Reis, Früchten, Kuchen und entweder künſtlichen oder natür⸗ 
lichen Blumen, am häufigſten die Lotosblume. Fiſch und Fleiſch bil⸗ 
den keinen Teil des Opfers, da Buddhas Gebote, kein lebendes Weſen 
zu töten, Enthaltſamkeit des Fleiſches in ſich ſchließen. Gleichviel 
ob die Zeremonie im Tempel oder im Hauſe ſtattfindet, leiten Pre⸗ 
diger dieſelbe und zitieren heilige Bücher. Wenn ſie im Tempel 
ſtattfindet, begleitet gewöhnlich Kirchenmuſik die Gebetrezitation. Die 
Verſammlung brennt abwechſelnd Weihrauch ab und wirft ſich vor 
dem Altar nieder, wobei die Reihenfolge dieſelbe iſt wie beim Shinto⸗ 
Kult. Das Feſt, das am vorhergehenden Abend im Hauſe gefeiert 
wird, weicht in ſeinen Grundzügen nicht von dem der Shintoiſten 
ab, nur daß die Speiſen ausſchließlich aus Vegetabilien beſtehen. 

Außer den Zeremonien, die bei den drei beſprochenen Gelegenhei⸗ 
ten ſtattfinden, ſind drei beſtimmte Zeiten im Jahr feſtgeſetzt, an 
denen Leute den Seelen der Vorfahren Opfer darbringen, ſowohl 
im Hauſe als auch am Grabe. Dies ſind die Wochen des Frühlings⸗ 
und Herbſtäquinoktiums, welche „Higan“ heißen und das Feſt des 
„Urabon⸗ye“ oder „Bon“, das vom 13. bis 16. Juli dauert. Am 
Higan werden die Familiengräber beſucht, und Blumen und Waſſer 
auf den Grabmälern geopfert. Das „Urabon⸗ye“, das Feſt für die 
Einladung der Seelen, wird in jedes Buddhiſten Haus gefeiert. Am 
Tage, der der Bon⸗Feſtlichkeit vorangeht, werden „Kuſachi“ oder 
„Bonichi“ an vielen Plätzen abgehalten zum Verkauf von Gegen⸗ 
ſtänden, die zu Altardekorationen gebraucht werden. Am 14. Juli 
werden die Familiengräber beſucht und Blumen und Laternenopfer 
gebracht, und Bretter werden im Haufe errichtet, „Shoryo⸗-dana“ oder 
„das Brett der Seelen“ genannt, welche mit verſchiedenen Pflanzen 
und großen Laternen „Kirikodoro“ genannt, geſchmückt werden. Am 
Abend des dreizehnten wird das „Mukai⸗bi“ oder „Empfangsfeuer“ 
vor der Haustür oder im Garten entzündet, und am Abend des 16. 
wird das „Oquri⸗bi“ oder „Abſchiedsfeuer“ abgebrannt. Man er⸗ 
wartet, daß während dieſer vier Tage die Seelen kommen und im 
Hauſe bleiben. Prediger werden geladen, um Gebete zu ſprechen und 
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viele Opfer von Reis, Waſſer, Früchten, Kuchen und Gemüſen auf den 
der Seele geweihten Sims niedergelegt, von denen die ſeltſamſten 
aus Eierpflanzen geformte Ochſen und Pferde aus weißen Melonen 
ſind, deren Beine aus Hanfſtengeln gebildet ſind. Sorgfältig aus⸗ 
gearbeitete Vorſchriften regeln die Art der Opfer des Feſtes; es iſt 
überflüſſig, hier näher darauf einzugehen. Der Umfang der Opfer, 
die gelegentlich des beſchriebenen periodiſchen Dienſtes gebracht wer⸗ 
den, die Zahl der Prieſter, die die Zeremonie ausüben, ſowie die 
Größe und Ausſchmückung der Gräber der Vorfahren variieren je 
nach Rang und Vermögen der Leute. Zu Beginn des 18. Jahrhun⸗ 
derts wurde ein neues Geſetz erlaſſen, das die Zahl der Prieſter 
auf zwei oder dreihundert, die Zahl der zu rezitierenden heiligen 
Bücher auf tauſend Bände und die Dauer der Feſtlichkeit auf drei 
oder vier Tage beſchränkte. Dieſe Reform ſoll die Ausgaben auf 
ein Zehntel des urſprünglichen Betrages reduziert haben. Dieſe Tat⸗ 
ſache zeigt die Wichtigkeit, die dem Ahnenkult beigelegt wurde, und 
dieſer iſt nicht nur auf die erwähnten Feſtlichkeiten beſchränkt. Wenn 
ein junger Student zum Vollenden ſeiner Studien nach Europa geht, 
wenn ein Soldat ſich zu einem Feldzug rüſtet, wenn ein Beamter 
im Staatsdienſt in die Fremde geſchickt wird, oder wenn ein Kauf⸗ 
mann eine lange Geſchäftsreiſe unternimmt, beſucht er unweigerlich 
die Gräber ſeiner Vorfahren, um von ihnen Abſchied zu nehmen. 
Leben ſie in Plätzen, die weit von den Gräbern ihrer Vorfahren 
entfernt ſind, ſo unternehmen ſie oft lange Reiſen, um ſie aufzu⸗ 
ſuchen und ihnen Opfer darzubringen. In den Häuſern vieler Shin⸗ 
toiſten werden täglich Opfer von Saks und vom Sakaki⸗Baum gebracht 
und in Butſudan wird beſtändig Weihrauch gebrannt. Tatſächlich 
bildet der Seelenkultus der Ahnen einen Teil des alltäglichen Lebens 
der Leute. 


Ahnenkultus und Geſetz. 


Die Beziehungen zwiſchen Ahnenkultus und Geſetz müſſen zu⸗ 
nächſt betrachtet werden. Daß die Grundlage unſerer Regierung 
Ahnenkultus war, zeigt das Wort „Regierung“, „Matſurigoto“, was 
ſoviel heißt als Angelegenheiten des Kultus. Die Zeremonie 
des „Seiji⸗hajime“ oder „Anfang des Staatsangelegenheiten“, welche 
am 4. Januar ſtattfindet, beſteht darin, daß der Kaiſer von ſeinen 
Miniſtern Bericht über die Angelegenheiten des Tempels von Dai⸗ 


— 273 — 


jingu erhält, dem erſten Ahnherrn des Kaiſers. Auf dieſe Weiſe 
fangen die Staatsgeſchäfte jedes Jahr mit Dingen an, die ſich auf 
Ahnenkultus beziehen. Sogar nach Einführung der chineſiſchen Zi⸗ 
viliſation in alten Zeiten, und der großen Reform der Taikwa⸗Ara 
im Jahre 645—649 wurde dem Reſſort des Göttlichen Kultus vor 
allen anderen Regierungsdepartements Vorrang eingeräumt, ſogar 
vor der „D⸗Jo⸗Gwan“ oder dem großen Staatsrat, der ſpäter re⸗ 
organiſiert und als Kabinett eingeſetzt wurde. Und obgleich die An⸗ 
gelegenheiten des Göttlichen Kultus jetzt durch die Bureaux der inneren 
Abteilung und des Kaiſerlichen Haushaltes geregelt werden, werden 
in faſt jeder Reichstagsſeſſion Vorlagen eingebracht, die Regierung 
zu veranlaſſen, das Departement des Göttlichen Kultus wieder er- 
ſtehen zu laſſen. 

Die ausführlichſten Anordnungen mit Bezug auf die Riten des 
Kultus ſind in alten Geſetzbüchern zu finden, wie im Taiho Code 
und Yengi⸗Shiki; und alle großen Staatsangelegenheiten, wie die Ver⸗ 
kündung der Verfaſſung, Kriegserklärung, Friedensſchluß und die 
Reviſion von Verträgen mit fremden Mächten werden gewöhnlich 
dem Tempel des erſten Kaiſerlichen Ahn in Iſe und manchmal den 
Gräbern anderer Kaiſerlichen Ahnen vorgetragen. 

Als Jimmu Tenno das Kaiſerreich gründete und den Thron be⸗ 
ſtieg, beſtand die Krönungsfeierlichkeit in der Anbetung der Kai⸗ 
ſerlichen Vorfahren auf dem Berg Torimi-Yama. Bei der Thron⸗ 
beſteigung eines jeden Kaiſers findet eine Zeremonie „Daijo⸗Sai“ 
oder „Oname⸗no⸗matſuri“ genannt, gewöhnlich am erſten Feſttag des 
Shinſho⸗Sai ſtatt, des elften bereits erwähnten Feſtes, bei der der 
neugekrönte Kaiſer die erſten Früchte des Jahres ſeinen Ahnen dar⸗ 
bringt. § 2 des Kaiſerlichen Hausgeſetzes jagt: „die Krönungsfeier 
und Daijo⸗Sai iſt in Kyoto abzuhalten“; § 10 desſelben Geſetzes 
ſchreibt vor, daß nach dem Hinſcheiden des Kaiſers der Kaiſerliche 
Erbe den Thron beſteige und die Göttlichen Schätze des Kaiſer— 
lichen Vorfahren erhalte. Die Göttlichen Schätze beſtehen aus 
dem vorerwähnten Spiegel, einem Schwert und einem koſtbaren Stein, 
die von dem erſten Kaiſerlichen Vorfahren Amateraſu O-mi Kami 
ſeinen Nachkommen als Symbol der Kaiſerlichen Macht hinterlaſſen 
worden ſind. 

Die vorerwähnten Tatſachen, bezüglich der Verfaſſung des 
Reiches werden genügen, um zu zeigen, daß die Souveränität Japans 
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das Erbe Kaiſerlicher Ahnen iſt, und daß der Grund der Verfaſſung 
Ahnenkultus iſt. 


Das Volk. 


Früher war, wie ſchon erwähnt, das Volk Japans in drei Klaſſen 
oder drei Körperſchaften eingeteilt, und jede Klaſſe zerfiel in viele 
Stämme. Jede einzelne Perſon hatte einen „uji oder Stammes⸗ 
namen, welcher das Abzeichen der Abſtammung von einem beſtimmten 
Vorfahr war. Jeder Stamm, ob groß ob klein, hatte ſein Haupt, „uji⸗ 
no⸗kami“ genannt, der gewöhnlich der älteſte männliche Nachkomme 
des vom Urahnen abſtammenden Vorfahren war. Die Stammes⸗An⸗ 
gehörigen gehorchten ihm und verehrten ihn als den Repräſentanten 
ihres gemeinſchaftlichen Vorfahren. Er war das Haupt ihres Kults, 
ihr Führer in Kriegszeiten und ihr Herrſcher im Frieden. Angehörige 
eines kleinen Stammes wurden vom „uji⸗no⸗kami“ des Stammes 
beherrſcht, der dem „uji⸗no⸗kami“ des großen Stammes untertan 
war. Der Kaiſer war die höchſte Autorität über alle, und Geſetze und 
Proklamationen der Kaiſerlichen Regierung wurden dem „ujisno- 
kami“ der großen Stämme übermittelt, die fie ihrerſeits dem „ujisno- 
kami“ der kleinen Stämme zukommen ließen, und auf dieſe Weiſe 
bildete jeder Stamm, der eine auf die Gemeinſchaft des Blutes 
und Kults begründete Körperſchaft war, eine adminiſtrative 
Abteilung des Landes, die mit den gegenwärtigen Verwaltungsab⸗ 
teilungen übereinſtimmen, wie Provinzen, Städte, Bezirke und Dörfer. 

Trotz der Tatſache, daß das Stammſyſtem des Herrſchens noch 
für lange Zeit nachher fortdauerte, wurden ſeit der großen Reform 
der Taika⸗Ara die Grundlagen der Verwaltungsabteilung des Landes 
allmählich von perſönlichen in territoriale verwandelt. 


Das Haus. 


Im Mittelalter fingen die Stämme an, ſich allmählich aufzulöſen, 
und Haushaltungen traten an ihre Stelle. Dieſer Übergang mag durch 
die Geſchichte unſeres Geſetzes der Regiſtrierung erläutert wer— 
den. Die Entwickelung dieſes Geſetzes kann in drei Epochen geteilt 
werden; 1. die Epoche der Stammregiſtrierung, 2. der Hausregiſtrie⸗ 
rung und 3. der Perſonenregiſtrierung. In jenen früheren Zeiten, 
als der Stamm die Einheit des Staates bildete, war es von äußerſter 
Wichtigkeit, die Stammnamen jeder eintretenden Perſon heilig zu 
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halten. Da nur diejenigen, die beſtimmten Stämmen angehörten, 
hohe Beamtenſtellen einnehmen oder in der Kaiſerlichen Leibwache 
aufgenommen werden konnten, und da verſchiedene andere Vorrechte 
nur von beſonderen Stämmen genoſſen wurden, wurden oft Verſuche 
gemacht, den Urſprungsſtamm zu verlaſſen und durch Erſchleichung 
den Namen irgend eines einflußreichen Stammes anzunehmen. Um 
dieſen Mißbräuchen ein Ende zu machen, wurden im vierten Jahr 
des Kaiſers Inkyo (A. D. 715) einer Kaiſerlichen Proklamation zu⸗ 
folge „Gottesurteile des heißen Waſſers“ oder „kuga⸗dachi“ gehal⸗ 
ten, um die Wahrheit oder Unwahrheit der von den Leuten geführten 
Stammnamen zu prüfen. Dieſes Gottesurteil beſtand im Eintauchen 
der Hand in heißes Waſſer vor dem Tempel eines Gottes, und die⸗ 
jenigen, die einen falſchen Stammnamen angenommen hatten, wür⸗ 
den verletzt werden, indes die Unſchuldigen unverſehrt bleiben wür⸗ 
den. Im fünften Jahr der Ara des Tenpei Hoji (A. D. 761) wurde 
ein Bureau „Sen Shizoku Jo“ zur Sammlung eines Stammregiſters 
gegründet und eine Kommiſſion ernannt, der die berühmteſten Schüler 
jener Zeit angehörten. Indeſſen wurde die Arbeit der Kommiſſion 
nicht vollendet. Seit dieſer Zeit wurden häufig Kaiſerliche Pro⸗ 
klamationen erlaſſen, um den Stämmen des Kaiſerreiches zu be⸗ 
fehlen, der Regierung ihre genealogiſchen Urkunden einzuſchicken, damit 
ſie den Kaiſerlichen Archiven einverleibt werden konnten. In dieſen 
Urkunden ſollte der Name des erſten Ahnherrn und auch der Name 
desjenigen Ahnen angegeben werden, von dem der kleinere Stamm 
ſich abgezweigt hatte; und die Urkunden derjenigen, die behaupteten, 
edlen Stämmen anzugehören, mußten durch die Unterſchrift des Haup⸗ 
tes des ganzen Stammes beglaubigt ſein. Während der Regierung 
des Kaiſers Saga im ſechſten Jahr der Ara des Konin wurde das 
Regiſter der Stammnamen oder „Seiſhi Roku“ verfaßt, von dem 
noch heutzutage ein Teil beſteht. Dieſes Regiſter beſteht aus dreißig 
Bänden und enthält 1182 Stammnamen. In demſelben Jahr „Kan⸗ 
Kei⸗Jo“ wurde das Bureau für genealogiſche Forſchung begründet. 
Die Aufbewahrung genealogiſcher Urkunden und die Genauigkeit der⸗ 
ſelben wurden zu jener Zeit als Punkte von äußerſter Wichtigkeit 
betrachtet, und Verluſt oder Fälſchung derſelben lieferten Roman⸗ 
und Dramenſchriftſtellern reichliches Material, ebenſo wie der Ver⸗ 
luſt oder die Fälſchung von Teſtamenten häufig von weſtlichen 
Schriftſtellern als Stoff verwendet werden. 
18* 
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Die Einführung von „ko⸗ſeki“, Hausregiſtern, reicht zurück bis 
zum Jahr 645, dem erſten Jahr der Ara des Taika, als große Refor⸗ 
men im Regierungsſyſtem gemacht wurden. 

Erſt im Jahre 1898, dem 31 Jahr des Meiji, trat die Geſchichte 
unſerer Geſetzesregiſtrierung in das dritte Stadium der Entwicklung 
ein. Das gegenwärtige Geſetz, das 1898 verkündet wurde, und das 
an Stelle des Geſetzes von 1871 trat, enthält noch den Namen „Koſeki⸗ 
Ho“ oder „Geſetz der Hausregiſtrierung“, aber der Charakter des 
Geſetzes hat eine Veränderung erlitten, die durch den Fortſchritt 
der ſozialen Lage des Landes nötig wurde, denn fie fordert ſowohl 
die Regiſtrierung des individuellen Status oder „mibun⸗toki“ 
als auch Hausregiſtrierung. 

Daraus erſieht man, daß bis vor kurzem das Haus eine Körper⸗ 
ſchaft und eine legale Einheit des Staates war. Aber ſeit der Re⸗ 
ſtauration von 1868 verfiel das Familienſyſtem allmählich, und das 
Haus hat gegenwärtig ſeinen korporativen Charakter gänzlich verloren. 
Früher konnte nur das Haupt der Familie eine Beamtenſtelle ein⸗ 
nehmen, in der Armee dienen und Eigentum beſitzen. Aber mit der 
Reform des Regierungsſyſtems wurde Mitgliedern eines Hauſes ge⸗ 
ſtattet, öffentliche Stellen einzunehmen, und durch die Reformen des 
Geſetzes über zwangsweiſe militäriſche Aushebung waren ſowohl das 
Haupt wie die Glieder den militäriſchen Pflichten unterworfen; wäh⸗ 
rend mit dem Fortſchritt von Handel und Induſtrie die jüngeren Mit⸗ 
glieder des Hauſes berechtigt waren, ſtaatliche Obligationen, Grund⸗ 
kapital und Anteilſcheine zu beſitzen, die das Geſetz jetzt als ihr Privat⸗ 
vermögen anerkennt. Obwohl das Haus auf dieſe Weiſe ſeinen kor⸗ 
porativen Beſtand in den Augen des Geſetzes verloren hat, behält es 
trotzdem den Charakter als Einheit der Geſellſchaft. Das neue Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch, das 1898 in Kraft trat, geſtattet Mitgliedern, aus 
einem Haushalt auszuſcheiden und mit Erlaubnis des Familien⸗ 
hauptes ein neues „Zweighaus“ zu gründen ($ 743 Bürgerliches 
Geſetzbuch), denn das Geſetz erkennt die Tendenz des ſozialen Fort⸗ 
ſchrittes zum Individualismus an, aber gleichzeitig trägt es große 
Sorge für das Fortbeſtehen des Hauſes. 

Im 8 744 iſt vorgeſehen, daß „der legale Präſumptiverbe der 
Oberhoheit eines Hauſes nicht in ein anderes Haus eintreten oder ein 
neues gründen darf, mit Ausnahme der Fälle, wo die Notwendigkeit 
für die Nachfolge beſteht, den Hauptzweig des Hauſes zu erhalten.“ 
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Ein legaler Präſumptiverbe iſt heres necessarius, da ihm die 
Pflicht zufällt, dem Oberhaupt ſeines Hauſes nachzufolgen und die 
Fortſetzung ſeines Kultus aufrecht zu erhalten. Aus dieſem Grunde 
kann er oder ſie nicht durch Heirat, Adoption oder aus anderer Ver⸗ 
anlaſſung Mitglied eines anderen Hauſes werden, noch einen eigenen 
Hausſtand gründen, ausgenommen da, wo die wichtigere Pflicht, den 
Kult des Hauptzweiges des Hauſes fortgeſetzt zu erhalten, einen ſolchen 
Schritt nötig macht. 


Ehe. 


Die Ehe als Inſtitution muß im Ahnenkult die urſprüngliche 
Urſache ſeiner Anerkennung durch das Geſetz ſuchen. Der Staat 
erkannte die Ehe an und fing an, Geſetze zu ihrem Schutze zu machen, 
da ſie als ein Mittel betrachtet wurde, den Ahnenkultus aufrecht 
zu erhalten. Im Sinne des alten Geſetzes war es weſentlich, daß 
ſich eine Familie für ewig fortpflanzte, und die Ehe repräſentierte 
die Vereinigung zwiſchen Mann und Frau zum Zweck, einen Erben 
zu erhalten, um die ununterbrochene Pflege des Ahnenkultus aufrecht 
zu erhalten. Sie war ein Mittel zum Zweck, und jener Zweck war die 
Aufrechterhaltung des Heiligtums. Es wurde als größtes Unglück 
betrachtet, das einem Menſchen begegnen konnte, zu ſterben, ohne einen 
Sohn zu hinterlaſſen, der den Kult ſeiner Ahnen und ſeiner ſelbſt 
fortführen könnte. Menzius ſagt: „Es gibt drei Dinge, die unkindlich 
ſind, und keine Nachkommen zu hinterlaſſen iſt das ſchlimmſte von 
ihnen.“ Im „Buch der kindlichen Pietät“ ſagt Konfuzius: „Dreitau⸗ 
ſend Handlungen werden mit den fünf Strafen geſühnt, aber kein 
Verbrechen iſt größer als Mangel an kindlicher Ehrfurcht.“ Daher 
wurde es als größte Sünde betrachtet, die ein Mann gegen die Lehre 
der chineſiſchen Philoſophie, die ſeit länger als tauſend Jahre in un⸗ 
ſerem Lande gelehrt wird, begehen könnte, ohne männliche Nachkommen 
zu ſterben. Der Grund dieſer Lehre iſt einleuchtend. Die poſthume 
Glückſeligkeit der Vorfahren einer Familie hing von der richtigen 
Ausführung des Familienheiligtums ab. Es war daher die Pflicht 
eines jeden Hausvorſtandes, das Unglück zu verhüten, daß das 
Familienheiligtum ausgelöſcht werde. Es war der feſtſtehende Grund⸗ 
ſatz unſeres Gewohnheitsrechtes, der mit einigen Abänderungen ins 
Bürgerliche Geſetzbuch aufgenommen worden iſt (8 750), daß das 
Mitglied eines Hauſes die Einwilligung eines Familienhauptes zu 
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ſeiner oder ihrer Heirat erlangen muß. Das Hausgeſetz („Ko-riyo“) 
des Taiho Code verlangte ſogar den Konſens der Großeltern, Eltern 
und anderer Verwandte, ehe die Ehe geſchloſſen werden konnte. Dem 
§ 751 des neuen Bürgerlichen Geſetzbuches entſprechend, kann das 
Familienoberhaupt, wenn ein Mitglied ohne ſeine Einwilligung hei⸗ 
ratet, innerhalb eines Jahres vom Tage der Hochzeit an, ihn oder ſie 
aus ſeinem Haushalt ausſchließen, oder wenn er oder ſie durch Heirat 
in ein anderes Haus eingetreten iſt, ſeine oder ihre Rückkehr im 
Falle der Eheſcheidung verbieten. Bezüglich des elterlichen Konſens 
beſtimmt die erſte Klauſel des Paragraphen 772: „Zur Eheſchließung 
muß ein Kind die Einwilligung der Eltern, die in demſelben Hauſe 
ſind, einholen. Aber dieſe Vorſchrift iſt nicht anwendbar, wenn ein 
Mann das dreißigſte und eine Frau das fünfundzwanzigſte Jahr 
erreicht hat.“ Die Folgen einer Heirat ohne elterlichen Konſens ſind 
im § 783 und 784 feſtgeſtellt. Der Vater oder die Mutter kann 
vor Gericht den Antrag auf Ungültigkeitserklärung der Ehe ſtellen, 
entweder innerhalb von ſechs Monaten von der Zeit an, als er 
oder ſie zuerſt die Tatſache der Eheſchließung erfuhren oder innerhalb 
halb zweier Jahre vom Datum ihrer Eintragung an. 

Ein anderes Geſetz, das vor der Reſtauration von 1868 be— 
ſtand, zeigt deutlich, in welchem Licht die Ehe von unſerem alten 
Geſetz betrachtet wurde. Früher durfte bei den Samurai oder der 
militäriſchen Klaſſe nur der älteſte Sohn, der der Präſumptiverbe 
der Hausoberhoheit war, oder ſein älteſter Sohn, der nach ihm der 
Präſumptiverbe werden würde, die Ehe ſchließen, und die jüngeren 
Söhne durften legal nicht heiraten. Es war die Pflicht eines jeden 
Hausoberhauptes und ſeines mutmaßlichen Erben zu heiraten, aber 
es beſtand keine Notwendigkeit für die jüngeren Söhne, die anſcheinend 
keine Hoffnung hatten, Haushaltungsvorſtand zu werden. Sie wurden 
daher „Hejazumi“ oder „Mitbewohner“ genannt. 

Obgleich chineſiſche Geſetze und Philoſophie vor Alters in 
Japan eingeführt wurden, hat das berühmte chineſiſche Geſetz, daß die 
Ehe zwiſchen Perſonen mit gleichem Stammnamen verbietet, keine 
Aufnahme in unſere alten Geſetzbücher, die nach dem Muſter der 
chineſiſchen Geſetzesſammlungen ausgearbeitet wurden, gefunden. Der 
Grund für dieſe bemerkenswerte Abweichung ſcheint der folgende zu 
ſein; damit ein Ahne nur den Kult ſeiner Blutsverwandten 
erhalte, ſo wurde die Ehe zwiſchen Perſonen ein und desſelben 
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Standes, d. h. zwiſchen Perſonen, die von demſelben Ahn abſtammen, 
vielleicht eher begünſtigt, als die Verbindung mit einer Perſon eines 
anderen Stammes, weil dann der Abkömmling der Ehe das un⸗ 
vermiſchte Blut des Ahnherrn hätte. Dieſe Ausnahme von der all⸗ 
gemeinen Annahme der chineſiſchen Geſetze erſcheint um ſo bemerkens⸗ 
werter im Hinblick auf das Verbot der Adoption eines Kindes aus 
anderem Stamme, das im chineſiſchen Geſetz beſtand und noch 
beſteht, und unſeren alten Geſetzbüchern faſt ohne jede Abänderung 
einverleibt worden iſt. 

Einige von den übertragenen Paragraphen der „Verordnungen 
betreffs der Ehen des Kaiſerlichen Haushaltes“, am 25. April 1900 
veröffentlicht, zeigen ebenfalls den engen Zuſammenhang zwiſchen 
Ehe und Ahnenkultus: 

§ 3. Wenn das Übereinkommen der Kaiſerlichen Ehe getroffen 
iſt, ſoll es Kaſchiko⸗Dokoro (dem Tempel des erſten Kaiſerlichen Ahn⸗ 
herrn, Amaterafu- O-mi-Rami), Kworei-Den (dem Tempel der anderen 
Kaiſerlichen Ahnen) und Shin-Den (dem dem Kult anderer Gott⸗ 
heiten geweihten Tempel) mitgeteilt werden; oder der kaiſerliche Bote, 
der die Opfer bringt, ſoll nach Jingu (dem Tempel des erſten Kaiſer⸗ 
lichen Ahnherrn zu Iſe) und zu den Gräbern von Jimmu Tenno, 
(dem erſten Kaiſer von dem verſtorbenen Kaiſerlichen Vater, reſp. 
von der verſtorbenen Kaiſerlichen Mutter) geſandt werden. 

86. Die Kaiſerliche Heirat ſoll an dem Tage, an dem ſie 
vollzogen wird, Kaſhiko⸗Dokoro, Kworei⸗Den, und Shin⸗Den mit⸗ 
geteilt werden. 

8 7. Die Zeremonie der Kaiſerlichen Ehe hat vor dem Tempel 
Kaſhiko⸗Dokoro gemäß der vorgeſchriebenen Formalitäten ſtatt⸗ 
zufinden. 

§ 9. Der Kaiſer und die Kaiſerin ſollen ſich den Tempeln Kworei⸗ 
Den und Shin⸗Den vorſtellen, ſobald die Zeremonie der Kaiſerlichen 
Heirat beendet iſt. 

§ 12. Der Kaiſer und die Kaiſerin haben ſich Jingu und den 
reſp. Gräbern Jimmu Tennos, des verſtorbenen Kaiſerlichen Vaters 
und der verſtorbenen Kaiſerlichen Mutter nach Beendigung der Zere⸗ 
monie der Kaiſerlichen Ehe vorzuſtellen. 

8 15. Die Ehezeremonie des Kwo-Taiſhi (Kaiſerlicher Sohn, 
der Präſumptiverbe iſt), des Kwo⸗Taiſon (Kaiſerlicher Enkel, der 
Präſumptiverbe iſt), des Shinno (Kaiſerlicher männlicher Nachkomme 
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von Kaiſerlichen Söhnen bis zu Kaiſerlichen Ururenkeln) oder des 
Wo (Kaiſerliche männliche Nachkommen von der fünften Generation 
abwärts) hat vor dem Tempel Kaſhiko⸗Dokoro nach den beſonders 
angegebenen Formalitäten ſtattzufinden. 

§ 18. Die Vorſchriften der 88 3, 4, 5, 6, 9, 11 und 12 finden 
entſprechende Anwendung für die Heirat des Kwo⸗-taiſh und Kwo⸗ 
Taiſon. 

8 19. Die Vorſchriften der 88 5 und 9 finden die entſprechende 
Anwendung bei der Heirat des Shinno, und die Vorſchrift des 8 9 
wird bei der Heirat des Wo entſprechend angewendet. 


Eheſcheidung. 


Im Hausgeſetz (Kriyo) des Taiho⸗Kodex ſind die berühmten 
ſieben Scheidungsgründe aufgeführt. Der Kodex beſagt: Um eine 
Frau zu verlaſſen, muß einer der folgenden ſieben Scheidungsgründe 
vorliegen: 1. Unfruchtbarkeit, 2. Ehebruch, 3. Ungehorſam dem 
Schwiegervater oder der Schwiegermutter gegenüber, 4. Schwatzhaftig⸗ 
keit, 5. Diebſtahl, 6. Eiferſucht, 7. ſchlimme Krankheit. Wenn einer 
dieſer Gründe beſteht, kann die Frau verlaſſen werden; der Ehemann 
unterſchreibt die nötige Urkunde, die von dem nächſten Verwandten 
mitunterſchrieben werden muß. Kann eine dieſer Perſonen nicht ſchrei⸗ 
ben, ſo kann an Stelle der Unterſchrift das Zeichen des Daumen⸗ 
abdruckes geſetzt werden. Die Aufzählung der Scheidungsgründe zeigt 
deutlich, daß der Zweck der Ehe die Aufrechterhaltung des 
Kultus war. Daß Unfruchtbarkeit als erſter Scheidungsgrund ange⸗ 
führt iſt, bedarf keiner Erklärung. Die Kommentatoren des Taiho⸗ 
Kodex ſagen, daß Unfruchtbarkeit hier nicht im Sinne von tatſächlicher 
Unfruchtbarkeit ſteht, ſondern den Mangel von männlichen Nach- 
kommen bedeutet. Da die Ehe zu einem beſtimmten Zweck ge⸗ 
ſchloſſen wurde, war es gerechtfertigt, die Vereinigung aufzulöſen, 
wenn jener Zweck nicht erfüllt wurde. Ein Mann hatte tatſächlich 
ſeinen Ahnen gegenüber die moraliſche Pflicht es zu tun. 

Ehebruch wird von den meiſten Nationen als Scheidungsgrund 
anerkannt, aber die Gründe für die Anerkennung weichen in alter und 
moderner Geſetzgebung beträchtlich voneinander ab. Nach dem Taiho⸗ 
Kodex war es nicht die Unmoralität der Handlung ſelbſt, ſondern 
vielmehr die gefürchtete Gefahr der Blutvermiſchung, durch welche 
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eine Perſon, die mit dem Vorfahr nicht wirklich verwandt war, im 
Kultus nachfolgen könnte. 

Der im Taiho⸗Kodex zuletztgenannte Grund kann einer ähnlichen 
Urſache zugeſchrieben werden. Der erbliche Charakter einiger Krank⸗ 
heiten ſcheint früh bekannt geweſen zu ſein, und die Furcht, daß das 
Blut des Ahnherrn entweiht werden könnte, war die Haupturſache 
dafür, unheilbare Krankheiten als Scheidungsgrund anzuerkennen. 

Nach dem Neuen Bürgerlichen Geſetzbuch werden zwei Scheidungs⸗ 
arten anerkannt, von Zuſtimmung abhängige und gerichtliche, von denen 
die erſte durch Übereinkommen von Parteien bewirkt, die andere hingegen 
vom Geſetz gewährt wird, auf verſchiedene Gründe hin, die in § 813 
des Geſetzbuches genau angeführt ſind. Die Mehrzahl der im Taiho⸗ 
Kodex angegebenen Scheidungsgründe ſind im neuen Geſetzbuch nicht 
angeführt, und Bigamie, Ehebruch, böswilliges Verlaſſen, Grau⸗ 
ſamkeit, grobe Beleidigung, Verurteilung zu Strafen für beſtimmte 
Vergehen, wie Betrug, Diebſtahl, Unterſchlagung, ſexuelle Unſitt⸗ 
lichkeit, Verſchwinden vom Wohnſitz ꝛc. ſind die hauptſächlichſten der 
aufgeführten Scheidungsgründe. Außer den bereits erwähnten Grün⸗ 
den iſt eine gerichtliche Scheidung auch in dem Falle geſtattet, daß 
ein adoptierter Sohn die Tochter ſeiner Adoptiveltern geheiratet hat, 
und dieſe aus irgend einem Grund die Adoption aufgehoben haben. 
Unter dieſen Umſtänden iſt der Mann berechtigt, die Ehe aufzulöſen. 

Eine Vergleichung der Scheidungsgründe des Taiho⸗Kodex mit 
denen des Neuen Bürgerlichen Geſetzbuches ergibt, daß das Schei⸗ 
dungsgeſetz einen großen Wandel durchgemacht hat, mit Ausnahme 
des letzten Grundes, und das gegenwärtige Geſetz nur geringen Zu⸗ 
ſammenhang mit Ahnenkultus hat. 


Adoption. 


Vielleicht in keinem Teil der Jurisprudenz iſt der Zuſammenhang 
zwiſchen Ahnenkultus und Geſetz deutlicher gezeigt, als im Geſetz 
der Adoption. Wenn männliche Erben fehlten, wurde es als Pflicht 
des Familienhauptes betrachtet, durch Adoption einen Sohn zu er⸗ 
werben, da dies die allgemeinſte Methode war, für die Aufrechterhal⸗ 
tung des Ahnenkultus zu ſorgen. 

Viele europäiſche Geſetzgebungen, die die Adoption geſtatten, 
begrenzen das Alter des Adoptierenden; die Mehrzahl jedoch, 
wie die franzöſiſche, italieniſche, auſtraliſche und deutſche Geſetzgebung, 
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beſtimmen als unterſte Altersgrenze des Adoptierenden das fünfzigſte 
Lebensjahr. Das Hausgeſetz unſeres Taiho-Kodex beſtimmt, daß eine 
Perſon, „die kein Kind hat“, eines aus ihrer Verwandtſchaft 
innerhalb des vierten Verwandtſchaftsgrades adoptieren 
kann, deſſen Alter nicht höher iſt als das, welches ein eigner Sohn 
des Adoptierenden erreicht haben könnte. Solange die Hoffnung be⸗ 
ſteht, einen männlichen Leibeserben zu haben, d. h. einen direkten 
Nachkommen des Ahns, ſoll ein Familienhaupt einer Perſon der 
entfernteren Verwandtſchaft nicht geſtatten, Nachfolger des Kultus 
zu werden. Dieſes Geſetz nahm während des Shogunates der Tofu- 
gawa⸗Familie eine andere Form an. Um das Verlöſchen einer Ya- 
milie durch plötzlichen Tod eines Oberhauptes, der keinen Sohn hatte, 
zu verhindern, war jedem Manne über ſiebzehn Jahr geſtattet, einen 
Sohn zu adoptieren. Eine Perſon im Alter zwiſchen 17 und 50 Jahren 
konnte ſogar auf ihrem Sterbebette einen Sohn adoptieren, und dieſes 
Ereignis nannte man „Kiu⸗Yoſhi“ oder „Schnelladoption“. Aber 
wenn er ſeine Pflicht bis nach dem fünfzigſten Jahre verſäumte, für 
den Fortbeſtand feines Hauſes zu ſorgen, wurde er mit den fürchter- 
lichen, ſchrecklichen Folgen des Verlöſchens ſeines Hauſes bedroht, 
im Falle, daß er ohne männliche Erben ſtarb, denn „Schnelladoption“ 
war nach dieſem Alter nicht geſtattet. Das Verbot der Adoption auf 
dem Sterbebette iſt heutzutage nicht in Kraft und iſt daher nicht dem 
neuen Geſetzbuch einverleibt worden. Im Gegenteil geſtattet $ 848 
einer Perſon ſogar, im Teſtament eine Adoption zu beſtimmen. Das 
alte und das neue Geſetz ſcheinen ſich in dieſem Punkt zu widerſprechen, 
aber der Geiſt iſt bei beiden der gleiche. Das Ziel beider war die 
Erhaltung des Stammes, und der Unterſchied beſteht in folgendem: 
Das eine wollte die Leute veranlaſſen, frühzeitig für Nachkommen 
zu ſorgen, indem es ſtrenge Strafen auf Vernachläſſigung dieſer Vor⸗ 
ſicht legte, während das andere dadurch die Möglichkeit verhüten 
wollte, daß ein Hauskultus verlöſcht, daß es freimütig Adoption 
zuläßt. 

Mit Bezug auf die untere Altersgrenze des Adoptierenden 
ſtimmen die Geſetze des Tokugawa-Shogunates und unſeres neuen 
Bürgerlichen Geſetzbuches darin überein, daß ſie der Adoption den 
weiteſten Spielraum laſſen. Der Taiho⸗Kodex ſetzte die Grenze auf 
das ſechzigſte Lebensjahr feſt, aber die Geſetze der Tokugawa-Shogu⸗ 
nate geſtatteten und ermutigten jede kinderloſe Perſon über ſiebzehn 
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und ſogar mit beſonderer Erlaubnis Familienoberhäuptern unter 
dieſem Alter einen Nachfolger zu adoptieren, und $ 837 des 
Neuen Bürgerlichen Geſetzbuches geſtattet jeder Perſon, die ihre Voll- 
jährigkeit erreicht hat, irgend eine Perſon zu adoptieren. Bezüglich 
des Altersunterſchiedes, der zwiſchen Adoptierenden und Adop— 
tierten beſtehen muß, verlangt der Taiho-Kodex, „daß ſie Vater und 
Sohn ſein könnten“. Zur Zeit des Tokugawa-Shogunats wurde nur 
verlangt, daß der Adoptierende älter ſei als der Adoptierte; aber 
mit beſonderer Erlaubnis fanden häufig Abweichungen von dieſer 
Regel ſtatt, nämlich durch einen Erlaß, der einem Familienoberhaupt 
unter ſiebzehn Jahren geſtattete, eine Adoption vorzunehmen, und 
durch einen anderen, demzufolge ſogar eine ältere Perſon als Sohn 
angenommen werden durfte. § 838 des Neuen Bürgerlichen Geſetz— 
buches beſtimmt, daß keine Perſon jemand adoptieren darf, der älter 
iſt als ſie ſelbſt, wohl aber jeden, der jünger iſt. 

Was das Alter des Adoptierten anbetrifft, iſt in unſerem Geſetz 
keine Grenze beſtimmt worden. § 843 des Neuen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches lautet: Wenn die zu adoptierende Perſon jünger als fünfzehn 
Jahre iſt, können die Eltern ihre Einwilligung an ſeiner oder ihrer 
Stelle geben. 5 

Daß der Zweck der Adoption die Aufrechterhaltung des Ahnen— 
kultus war, geht aus dem alten ſtrengen Geſetz hervor, daß nur ein 
Verwandter als Sohn adoptiert werden konnte. Der Taiho-Kodex 
begrenzte das auf die Verwandtſchaft innerhalb des vierten Grades. 
Aus den Überreſten des Taiho-Strafgeſetzbuches, die uns erhalten 
worden ſind, erfahren wir, daß demjenigen, der einen Sohn aus einem 
anderen Stamm adoptiert hatte, eine einjährige Zuchthausſtrafe auf- 
erlegt wurde, und fünfzig Rutenſtreiche jedem, der ihm dabei ge⸗ 
holfen hatte. Dieſes Verbot, eine nicht blutsverwandte Perſon zu 
adoptieren, ſcheint bis zur Zeit des Tokugawa⸗Shogunates beſtanden 
zu haben. Es ſtammt von dem Glauben her, daß „die Seele 
Opfer von Fremden nicht annimmt“. Im erſten Jahre des Genna, 
A. D. 1615 trat ein Geſetz in Kraft, wonach Adoptionen von Per⸗ 
ſonen desſelben Stammnamens gemacht werden müſſen, d. h. von 
den Nachkommen des Ahnherrn des Adoptierenden. Dieſes Geſetz, 
ſowie das ſchon erwähnte Verbot der „Schnelladoption“ wurde ſo 
ſtreng gehandhabt, daß die Häuſer vieler feudaler Adligen wegen 
Mangel an Erben ausſtarben, und infolgedeſſen gingen ſie ihrer Güter 
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verluſtig, und Tauſende ihrer Vaſallen oder „Samurai“ verloren 
ihr feudales Gehalt. Daher kam, daß diejenigen „Ronin“ oder 
Mitglieder des Militärs, die ihre feudale Stellung verloren hatten, 
und durch Ackerbau und Handel ihren Lebensunterhalt nicht erwerben 
konnten oder wollten, Aufrührer wurden und oft Aufſtände erregten 
und an bürgerlichen Bewegungen teilnahmen, die zu Anfang des 
Tokugawa⸗Shogunates häufig vorkamen. Jene Regierung ſah bald 
ein, daß eine Milderung des ſtrengen Adoptionsgeſetzes nötig war, um 
den Frieden des Landes aufrecht zu erhalten. Im Jahre 1651, dem 
vierten Jahre des Keian, bald nach der berühmten Verſchwörung des 
Yuisno Shoſetſu, um das Tokugawa⸗Shogunat zu ſtürzen, wurde 
das Adoptionsgeſetz bedeutend gemildert. Seit dieſer Zeit war Adop⸗ 
tion aus verſchiedenen Stämmen ſtreng verboten, aber das ver⸗ 
beſſerte Geſetz beſtimmte, daß ein Mann, der keinen Sohn hatte, 
einen aus demſelben Stamm adoptieren ſollte; jedoch konnte für den 
Fall, daß er eine geeignete Perſönlichkeit nicht fände, die Erlaubnis, 
ein Mitglied eines anderen Stammes zu adoptieren, eingeholt werden. 
Obgleich das Adoptionsgeſetz mehrere Male revidiert und verbeſſert 
wurde, blieb dieſes Geſetz im weſentlichen mehr als zweihundert Jahre 
bis zu Ende des Tokugawa⸗Shogunates unverändert. Das ſtrenge 
Geſetz, das Adoption auf Perſonen desſelben Stammesnamen be⸗ 
ſchränkte, verlor in der Praxis ſeine Macht durch Einführung der 
ſoeben erwähnten Bedingung und iſt deshalb nicht in das neue Geſetz⸗ 
buch aufgenommen worden. 

Ein anderes Erfordernis für die Adoption iſt der völlige Mangel 
an männlichen Erben. Das Hausgeſetz des Taiho⸗Kodex geſtattete 
nur in dem Falle Adoption, daß ein Mann keinen Sohn hatte. 
Dieſes Geſetz iſt ſeit alten Zeiten bis herab zu unſeren Tagen ein⸗ 
heitlich beobachtet worden, und das Neue Bürgerliche Geſetzbuch nahm 
es, wenn auch mit gewiſſen Abweichungen, wieder auf. § 839 verfügt, 
„daß jemand, der einen Sohn hat, der der legale Präſumptiverbe der 
Oberhoheit iſt, einen Sohn nicht adoptieren darf. Aber das Geſetz 
findet keine Anwendung, wenn ein Sohn adoptiert wird, um der Gatte 
einer Tochter des Adoptierenden zu werden.“ 

Es beſteht eine Adoptionsart, „Muko⸗yoſhi“ oder die Adoption 
eines Schwiegerſohnes genannt. Wie ſchon erwähnt, betrachtete das 
Geſetz einen Mann als kinderlos, ſelbſt wenn er eine Tochter hatte. 
Männer allein waren die Träger des Kultus, da früher ein ſtrenges 
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Geſetz beſtand, daß nur Männer das Haupt des Hauſes und Träger 
des Kultus werden konnten. Daher waren diejenigen, die nur Töchter 
hatten, verpflichtet, einen Sohn zu adoptieren, aber für das Blut des 
Ahnen war es, wenn irgend möglich, nötig, in der Familie zu 
bleiben. In ſolchen Fällen wählte das Familienoberhaupt eine Perſon 
zum Adoptivſohn, der ſich zum Gatten der Tochter eignete. Wenn 
Adoption und Heirat zu gleicher Zeit ſtattfinden, heißt es „Muko⸗ 
hoſhi“. Dieſe Adoptionsform iſt ſehr verbreitet und wird vom Neuen 
Bürgerlichen Geſetzbuch, $ 839 CC. und $ 102 des Regiſtrierungs⸗ 
geſetzes anerkannt. 

Aber die Heirat des Adoptivſohnes mit der Tochter des Adop⸗ 
tierenden kann dem Akt der Adoption folgen; denn obgleich § 769 
des Bürgerlichen Geſetzbuches die Ehe zwiſchen mittelbaren Bluts⸗ 
verwandten innerhalb des dritten Verwandtſchaftsgrades verbietet, 
bildet mittelbare Blutsverwandtſchaft von Adoptivbruder und 
Schweſter kein Ehehindernis. Eine Perſon, die eine Tochter hat, 
adoptiert häufig einen Sohn in der Erwartung, daß dieſer die Tochter 
heiratet, wenn ſie erwachſen ſind, und in den meiſten Fällen erfüllen 
ſich dieſe Wünſche der Eltern. Im Falle, daß die Parteien eine Heirat 
nicht wünſchen, findet ſehr häufig die Auflöſung der Adoption ſtatt, 
entweder, weil der Adoptivſohn es als ſeine Pflicht betrachtet, das 
Haus zu verlaſſen, ſo daß die Tochter darin verbleiben und einen 
zweiten Adoptivſohn heiraten kann, um das Ahnenblut dem Hauſe 
zu erhalten, oder weil der Adoptivvater aus demſelben Grund 
die Auflöſung wünſcht. 

Der Zweck der Adoption iſt der, daß der Adoptivſohn die gleiche 
Stellung erlangt wie ein legitimes Kind. ($ 860, Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch.) Er gibt das urſprüngliche Haus und deſſen Kultus auf und 
tritt in das Haus des Adoptierenden ein, deſſen Familien⸗ und 
Stammesnamen er annimmt. ($ 860, 861, Bürgerliches Geſetzbuch.) 
Die Folge davon, daß er die Stellung eines wirklichen Sohnes ein⸗ 
nimmt und in das Haus des Adoptivvaters eintritt, iſt die, daß er 
legitimer Präſumptiverbe der Familienoberhoheit wird. 

Nach dem was ich konſtatiert habe, kann, ſo glaube ich, als allge⸗ 
meines Geſetz aufgeſtellt werden, daß Adoption aus Ahnenkultus 
hervorgegangen iſt, und je tiefer der Glaube daran im Volk wurzelt, 
deſto weiter iſt der durch das Geſetz zugelaſſene Spielraum. 
Die Auflöſung der Adoption zeigt dasſelbe. Zwei Auflöſungs⸗ 
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arten werden vom Bürgerlichen Geſetzbuch anerkannt: die eine durch 
Konſens, die andere durch richterlichen Erlaß. 

Die Adoption kann aus irgend einem Grund aufgelöſt werden, 
vorausgeſetzt, daß die Parteien gegenſeitig übereinkommen; aber für 
die zwangsweiſe erfolgende Auflöſung muß von einer der Parteien 
eine Klage auf Baſis eines der im § 866 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches angeführten Gründe angeſtrengt werden. Ich will nur die 
zwei Auflöſungsgründe erwähnen, die einen direkten Einfluß auf 
Ahnenkultus haben. Der eine lautet wie folgt: „Wenn die adoptierte 
Perſon einen ſchweren Fehltritt begeht, der den Familiennamen 
oder das Familienvermögen des Adoptivhauſes ſchädigt, kann der 
Adoptivvater eine Klage zur Auflöſung des Adoptivbandes anſtrengen; 
der Grund für dieſes Geſetz iſt die Heiligkeit des Ahnennamens, und 
es ich nicht nur legales Recht, ſondern religiöſe Pflicht, das 
Band zu löſen. Das Adoptivhaus iſt weder das Haus des Adoptie⸗ 
renden allein, noch das des Adoptierten, ſondern das Haus, das der 
Adoptierende von feinen Ahnen ererbte und feinen Nach— 
kommen hinterlaſſen wird. Es iſt die Pflicht eines jeden 
Familienoberhauptes, es zu bewahren und unverſehrt zu hinterlaſſen. 

Ein zweiter im Kodex erwähnter Auflöſungsgrund bezieht ſich 
auf „Muko⸗yoſhi“ oder Adoption eines Schwiegerſohnes, und zwar 
im Falle einer Heirat des Adoptivſohnes mit „Kajo“ oder der „Haus⸗ 
tochter“. Wenn der Adoptivſohn die Tochter ſeines Adoptivvaters 
heiratet und eine Scheidung oder Annullierungserklärung ſtattfindet, 
kann eine Klage auf Auflöſung der Adoption von einer der Parteien 
angeſtrengt werden. (§ 866, Bürgerliches Geſetzbuch.) Begründet wird 
dieſes letzte Geſetz dadurch, daß das echte Blut der Vorfahren nicht 
dem Haufe erhalten bleibt, wenn der Adoptivſohn, der in den meiſten 
Fällen der legale Präſumptiverbe iſt, in dem Adoptivhaus verbleibt 
und vielleicht eine zweite Frau aus anderer Familie nimmt. Die 
„Adoption eines Schweigerſohnes“ war, wie ich bereits ſagte, eine 
Sitte, die auf dem Wunſch beruhte, der Familie unverfälſchtes Ahnen⸗ 
blut zu erhalten, und die Scheidung der Ehe einer Haustochter mit 
dem Adoptivſohn durchkreuzte die Abſicht des Adoptierenden. 


Die Erbfolge. 


Das Erbfolgegeſetz ſcheint drei Entwicklungsſtadien durch- 
gemacht zu haben: 1. die Nachfolge im Hausheiligtum, 2. die Nach⸗ 
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folge in der Stellung, und 3. die Nachfolge im Vermögen. Jedes 
Entwicklungsſtadium bildete nicht eine in ſich abgeſchloſſene Periode, 
ſondern die ſpätere entwickelte ſich allmählich durch den Prozeß der 
Differenzierung aus der früheren. In früheren Zeiten lag die 
Pflicht, den Kultus auszuüben und zu erhalten, dem Haupt des 
Hauſes ob, und das Familieneigentum gehörte ausſchließlich ihm. Er 
übte Autorität über die Familienmitglieder aus, weil er der 
„Träger des Ahnenkultus“ war und in gewiſſem Sinne der Re⸗ 
präſentant des Anherrn. Ihm gehörte das Beſitztum, weil es vom 
Ahnherrn hinterlaſſen war, und die Autorität und der Beſitz 
eines Familienhauptes beruhte auf dem Ahnenkultus. Zu 
jener Zeit bildete die Aufrechterhaltung des Familienkultus den ein⸗ 
zigen Zweck der Erbſchaft. Aber im Laufe der Zeit wurde die Autorität 
des Familienhauptes, die zuerſt ſowohl die Macht über die Familien⸗ 
glieder wie die Rechte auf das Familienvermögen umfaßte, vom Ge⸗ 
ſetz als ſolche anerkannt. Später fingen die beiden weſentlichen Befug⸗ 
niſſe des Familienhauptes allmählich an, getrennt betrachtet zu wer⸗ 
den, bis ſchließlich der Beſitz als getrennter Erbſchaftsgegenſtand an⸗ 
geſehen wurde. 

Jetzt beſteht im Erbſchaftsgeſetz des Taiho-Kodex A. D. 701 eine 
Verfügung, derzufolge ein Präſumptiverbe einer Adelsfamilie, wenn 
er infolge eines begangenen Verbrechens oder einer Krankheit nicht 
fähig iſt, die „wichtige Pflicht“ zu übernehmen, enterbt und ein 
anderer Präſumtiverbe ernannt werden kann. Der offizielle Kom⸗ 
mentar dieſes Kodex „Riyo⸗no⸗gige“ lautet: „die wichtige Pflicht 
übernehmen“ heißt „einem Vater folgen und das Sacra 
erben, denn der Kultus iſt das allerwichtigſte.“ Es ſcheint, daß zu 
dieſer Zeit die Fortſetzung des Ahnenkultus der Hauptzweck der Erb⸗ 
folge war. Seit dem Mittelalter wurde das Wort „Katoku-Sozoku“ 
oder die „Erbfolge in der Familienautorität“ für Erbfolge gebraucht, 
und in der Periode des feudalen Syſtems, beſonders zur Zeit des 
Tokugawa⸗Shogunates, ſtellte die Erbfolge die Kontinuität der 
Stellung als Familienoberhaupt dar. Später wurde „Katoku“, 
das wörtlich „Familienautorität“ bedeutet, häufig für „Familien⸗ 
beſitz“ gebraucht, das das Erbſchaftsobjekt bildete, ebenſowie das Wort 
„Familia“ im römiſchen Geſetz oft gebraucht wurde, um Beſitz zu be⸗ 
zeichnen. Dieſer Wandel im Gebrauch des Wortes „Katoku“ deutet 
an, daß das Erbfolgegeſetz allmählich vom zweiten in das dritte ſchon 
erwähnte Stadium überging. 
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Unſer gegenwärtiges Geſetz ſtellt das Übergangsſtadium von der 
Nachfolge in der Stellung zur Nachfolge im Beſitz dar. Das Neue 
Bürgerliche Geſetzbuch erkennt zwei Arten der Nachfolge an, Nach⸗ 
folge in der Familienoberhoheit oder „Kotoku-Sozoku“ und Nach⸗ 
folge im Beſitz oder „Iſan Sozoku“ an. Aber es beſtehen noch viele 
Geſetze, die zeigen, daß die Begründung der Nachfolge der Familien- 
oberhoheit die Notwendigkeit bedeutet, den Ahnenkultus fortzuführen. 
8 987 enthält folgende Vorſchrift: „Das Beſitzrecht der genealogiſchen 
Urkunden der Familie, der Gegenſtände, die für den Familienkultus 
gebraucht werden und der Familiengräber bildet das beſondere Recht 
der Nachfolge in der Familienoberhoheit.“ Dieſe wichtige Vorſchrift 
bedeutet, daß die darin ſpezifizierten Punkte die ſpeziellen Erbſchafts⸗ 
gegenſtände ausmachen. Sie können weder anderweitig vermacht, noch 
Schulden halber mit Beſchlag belegt werden. Das Neue Bürgerliche 
Geſetzbuch erkennt vier Arten von Erben der Familienoberhoheit an: 
den „legalen Erben“, den „ernannten Erben“, den „erwählten Erben“ 
und den „Verwandtſchafts⸗Erben“. Der legale Erbe, der erſte in der 
Nachfolgereihe, iſt der direkte Nachkomme eines Familienhauptes, der 
gleichzeitig ein Mitglied ſeines Hauſes iſt. Unter direkten 
Abkömmlingen werden nähere Verwandte den entfernteren vorge⸗ 
zogen, männliche den weiblichen, legitime Kinder den illegitimen, wo⸗ 
bei den älteren der Vorrang gegeben wird, wenn ſie in anderer Be⸗ 
ziehung gleichſtehen ($ 970, Bürgerliches Geſetzbuch). Moderne Ge⸗ 
ſchichtsſchreiber geben uns gewöhnlich als Grund des Vorzugs der 
näheren Verwandten vor den entfernteren an, daß die Reihenfolge 
der Nachfolge durch den Grad der Zuneigung beſtimmt wird, den 
der Verſtorbene vermutlich für ſeine Verwandten empfand und auch 
durch die mutmaßliche Abſicht der Perſon, die ohne Teſtament zu 
hinterlaſſen, ſtirbt, bezüglich der Verfügung über ihr Vermögen. Da⸗ 
für, daß männliche den weiblichen vorgezogen werden, ſprechen Gründe 
des Feudalſyſtems. Dieſe Gründe bilden die Hauptgrundlagen unſeres 
gegenwärtigen Geſetzes. Aber hier ſind wiederum die Gründe für 
das Beſtehen des Geſetzes und ſeinen Urſprung nicht die gleichen. 
Urſprünglich wurden die dem verehrten Ahnherrn nächſten Bluts⸗ 
verwandten und deren männliche Nachkommen vorgezogen, weil man 
annahm, daß ſie die geeignetſten Perſonen wären, um den Seelen 
der Ahnen Opfer zu bringen. 

„Die legalen Erben“ ſind „notwendige“ Erben; ſie können nicht 


auf die Erbfolge verzichten, während es allen anderen Erben 
frei ſteht, die Erbſchaft anzunehmen oder abzulehnen, oder ſie mit 
dem Vorbehalt anzunehmen, daß ſie für die Schulden ihrer Vorgänger 
nicht haftbar ſein wollten. Es iſt die Pflicht und Schuldigkeit der 
Nachkommen, die legale Erben ſind, die Erbſchaft anzunehmen und 
das Sacra des Hauſes fortzuſetzen. Das Familienhaupt kann ihnen 
nicht weniger als die Hälfte des Beſitzes vermachen (§ 1130, Bürger⸗ 
liches Geſetzbuch), auch kann es ſie nicht enterben, falls nicht einer 
der in $ 975 des Bürgerlichen Geſetzbuches angeführten Gründe vor⸗ 
liegt. Die beſonders erwähnten Gründe ſind: 1. ſchlechte Behandlung 
oder grobe Beleidigung des Familienoberhauptes, 2. Untauglichkeit 
für die Familienoberhoheit infolge körperlicher oder geiſtiger Ge- 
brechen, 3. Verurteilung zu Strafe für ein derartiges Vergehen, 
welches den Familiennamen entehrt und 4. Entmündigung als Ver⸗ 
ſchwender. 

Aus dieſen Urſachen kann des Hauſes Oberhaupt eine Klage an- 
ſtrengen gegen ſeinen rechtmäßigen mutmaßlichen Erben in der Ab⸗ 
ſicht, ihn ſeines Nachfolgerechts zu berauben. Alle die im Geſetzbuch 
erwähnten Gründe beziehen ſich direkt oder indirekt auf die Not⸗ 
wendigkeit, den Ruf und den Beſitz des Hauſes aufrecht zu erhalten. 

Im Falle keines exiſtierenden legalen Präſumptiverben als Ober⸗ 
haupt, kann der Erblaſſer einen Erben während ſeiner Lebzeit oder 
durch Teſtament beſtimmen. Aber dieſe Beſtimmung wird ungültig, 
ſobald er auf natürliche Weiſe ein Kind bekommt oder eines adoptiert, 
da dann das letztere rechtmäßiger vorausſichtlicher Erbe wird (8979, 
Bürgerliches Geſetzbuch). 

Wenn beim Tode des Hausoberhauptes weder ein rechtmäßiger 
vorausſichtlicher, noch ein ernannter Erbe vorhanden iſt, tritt der 
Vater des Verſtorbenen, oder wenn kein Vater am Leben oder wenn 
er unfähig iſt, ſeine Meinung abzugeben, die Mutter, oder, wenn 
überhaupt keine Eltern vorhanden, oder beide der Meinungsäußerung 
unfähig ſind, der Familienrat ein, der einen Erben unter den Fa⸗ 
miliengliedern des Hauſes nach folgender Beſtimmung wählt: 1. die 
Ehefrau, wenn ſie eine „Haustochter“ iſt, 2. die Brüder, 3. die 
Schweſtern, 4. die überlebende Frau, die keine „Haustochter“ iſt, und 
ſchließlich, 5. die in gerader Linie abſtammenden Nachkommen von 
Brüdern und Schweſtern (§ 982, Bürgerliches Geſetzbuch). 

Auch darin tritt der Wunſch klar zutage, das Blut der Vorfahren 
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rein zu halten. Die überlebende Gemahlin des letzten Hausoberhauptes 
tritt zuerſt in die Nachfolge, vorausgeſetzt, daß ſie eine „Haustochter“ 
iſt, aber als vierte, wenn ſie keine Blutsverwandte aus dem Hauſe der 
Vorfahren iſt. Exiſtiert kein rechtmäßiger noch ernannter, noch ge⸗ 
wählter Erbe, ſo folgt der nächſte in gerader Linie abſtammende Nach⸗ 
komme des letzten Hausoberhauptes, männliche den weiblichen immer 
bevorzugt unter Perſonen desſelben Verwandtſchaftsgrades (8 984, 
Bürgerliches Geſetzbuch). . 

Sind nun keine der obenerwähnten Erben da, ſo muß der Fa⸗ 
milienrat einen aus fernerſtehenden Verwandten des letzten Haus⸗ 
Oberhauptes wählen oder Mitglieder aus Haupt- oder Zweighäuſern. 
Wenn auch letztgenannte Geſchlechter keinen entſprechenden Nach- 
folger aufweiſen oder ſolche unfähig ſind, das Erbe anzutreten, 
dann muß als letzte Zuflucht, der Familienrat einen Erben aus frem⸗ 
dem Geſchlecht wählen (§ 985, Bürgerliches Geſetzbuch). 

Aus der Aufzählung der verſchiedenen Arten von Erben geht 
hervor, wie ſehr bemüht die Geſetzgebung geweſen iſt, das zufällige 
Ausſterben eines Hauſes zu verhüten, da gleichzeitig mit dem Er⸗ 
löſchen des Hauſes der Ahnenkultus erliſcht. 


Elftes Kapitel. 
Finanzen. 


J. Geſchichte der finanziellen Entwicklung. 
Von Graf Inouye. 


Um die ökonomiſche und finanzielle Lage Japans gründlich zu 
verſtehen, iſt es nötig, auf den Anfang der jetzigen Ara zurückzublicken 
und das Wachſen der verſchiedenen Urſachen zu verfolgen, die ſchließ⸗ 
lich zum gegenwärtigen Stand führten. Vor der Reſtauration ſtand 
das Land tatſächlich unter der Herrſchaft des erblichen Lehnsherrn 
Tokugawa, während dem Kaiſer nur nominell die ausübende Macht 
zuſtand. Zu jener Zeit wurden die Abgaben in Reis entrichtet, 
und der Wert des Landes und jedes anderen Beſitzes wurde nach ſo 
und ſo vielen „kokus“ Reis abgeſchätzt. Kupfergeld als Steuern 
wurde nur von denen in Zahlung gegeben, deren Land keinen Reis 
hervorbrachte, wie z. B. für Waldland verwendetes. Die Lehns⸗ 
herren jeder Provinz, die dem Oberbefehl des Tokugawa unter⸗ 
ſtanden, beſaßen viele Ländereien und erhielten Reis als Abgaben von 
denjenigen, deren Schutz und Verwaltung die betreffenden Provinzen 
anvertraut waren. Auch gab ein jeder in ſeinem Bezirk Papier⸗ 
geld aus. 

Als der Kaiſer wieder in feine vollen Rechte eingeſetzt worden war, 
war die finanzielle Lage des Landes durchaus nicht beneidenswert. 
Der neuen Regierung ſtand kein Bargeld zur Verfügung, und zur 
Deckung der Verwaltungskoſten mußte notwendigerweiſe Papiergeld 
ausgegeben werden. Die Steuern wurden noch in Reis gezahlt, 
und da der Preis des Produkts ſehr ſchwankte, war keine Stetigkeit 
in den Einnahmen zu erzielen. Andererſeits waren die Führer der 
neuen Regierung hauptſächlich Männer, deren Geſchäft, Krieg und 
Waffenübung war. Es iſt leicht begreiflich, daß ſie von ökonomiſchen 
und finanziellen Fragen nicht viel verſtanden. 
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Die Führer der Nation waren vor der Reſtauration ſtark fremden⸗ 
feindlich geſinnt, und das Beſchießen fremder Schiffe von Führern 
des ſüdlichen Japans war nur ein äußeres Zeichen der Stimmung 
des ganzen Volkes. Nach der Reſtauration jedoch ſah man ein, daß 
nur dann ein Wettbewerb mit den Fremden von Erfolg ſein könne, 
wenn man ſich ihrer Methoden bediente. Die frühere fremdenfeindliche 
Geſinnung war hauptſächlich den Lehren der chineſiſchen Philoſophen 
zuzuſchreiben. Der Umſchlag in der Geſinnung griff weit aus 
und die Europäiſierung aller Dinge ging mit Ungeſtüm von ſtatten. 
Früher, unter dem Tokugawa⸗Regiment, war es jedem japaniſchen 
Untertan verboten, das Land zu verlaſſen. Es gelang mir jedoch 
in Gemeinſchaft mit dem jetzigen Marquis Ito und drei anderen 
jungen Leuten vor einigen vierzig Jahren, vier Jahre vor der Reſtau⸗ 
ration, nach London zu gelangen. Nach unſerer Rückkehr befürworteten 
wir nachdrücklich die Einführung fremder Gebräuche. Ganz allmählich 
trat im Laufe der Zeit die Reaktion ein, und alles wurde nach euro- 
päiſchem Vorbild umgeſtaltet — Erziehung, Gerichtshöfe, die Armee 
und die Flotte u. ſ. w. Es ergab ſich nun die eigentümliche Situation, 
daß die höheren Volksklaſſen viel ſchneller die Bahn des Fortſchrittes 
durchmaßen als die unteren, und daß das Skelett eines modernen 
ziviliſierten und komplizierten Staatsſyſtems ſich aufgebaut hatte, 
ehe die Muskeln und Sehnen Zeit hatten, ſich in Übereinſtimmung 
mit ihm zu entwickeln. Es wurden z. B. Gerichtshöfe begründet, wäh⸗ 
rend das Bürgerliche Geſetzbuch und die Strafgeſetze noch nicht um⸗ 
geſtaltet waren. 

Vom finanziellen Standpunkt aus betrachtet, muß die Art der 
Steuererhebung als ſehr unvorteilhaft auffallen. Jeder Lehnsherr hatte 
ſeine beſondere Methode und ſeine eigene Einſchätzung. Außerdem 
wurden, wie ſchon erwähnt, die Steuern in Reis entrichtet. Natürlich 
wurden unter ſolchen Verhältniſſen einerſeits durch plötzliche und um⸗ 
faſſende Reformen große Ausgaben nötig, während andererſeits die 
Einnahmen ſo unbeſtimmt waren, daß ſich die Finanzen in einer 
höchſt ungünſtigen Lage befanden. Die verſchiedenen Sorten Papier⸗ 
geld, die in Umlauf waren, trugen noch dazu bei, die Schwierigkeiten 
in dem Finanzſyſtem zu erhöhen. Nachdem verſchiedene Abteilungen 
nach europäiſchem Vorbild umgeſtaltet waren, betrugen die Ausgaben 
eine beſtimmte und greifbare Summe. Dieſe mußte durch ewig ſchwan⸗ 
kende und ungewiſſe Einnahmen gedeckt werden. Dieſer Zuſtand konnte 


nicht von langer Dauer jein, und im dritten Jahr des Meiji (1870) 
wurde das Feudalſyſtem abgeſchafft und die Ländereien der Lehns⸗ 
herren der unmittelbaren Kontrolle der Regierung unterſtellt. Ebenſo. 
wurden auch die verſchiedenen Sorten Papiergeld eingezogen und 
unter der Kaiſerlichen Regierung zentraliſiert. 

Das Finanzdepartement ſtand damals unter der Leitung des in⸗ 
zwiſchen verſtorbenen Marquis Okubo, während Baron Shibuſawa und 
ich Vizeminiſter waren. Die Ausgaben wuchſen beſtändig, und die 
Regierung war nicht geneigt, die nötigen Maßnahmen zu ergreifen, 
um mit dieſen Ausgaben Schritt zu halten und den Fortſchritt und 
die Entwicklung des Landes zu regeln und zu mäßigen. Alles ſchwelgte 
im Luxus europäiſcher Ideen. So ſtanden zurzeit die Dinge, als 
mein Kollege und ich der ganz entgegengeſetzten Anſicht waren, daß 
irgend ein Radikalmittel angewendet werden müſſe, ehe es zu ſpät 
war. Endlich im Jahre 1873 traten wir von unſerem Poſten zurück, 
indem wir eine Denkſchrift hinterließen, die alles, was wir zur In⸗ 
ſtandſetzung der finanziellen Lage für nötig erachteten, enthielt. 

Dann übernahm Graf Okuma die Kontrolle der Finanzabteilung 
und machte große Anſtrengungen, um die Umſetzbarkeit des vom Staat 
ausgegebenen Papiergeldes möglich zu machen. Jede Hoffnung auf 
Erfolg wurde jedoch durch den Ausbruch des Kagoſhima⸗Aufſtandes 
vernichtet, der noch weitere Ausgabe von Papiergeld nötig machte. 
Im Jahre 1881 wurde Graf Matrukata Finanzminiſter, und nun 
hielt man es für abſolut notwendig, entſcheidende Schritte zur Ein⸗ 
löſung des Papiergeldes zu tun. So augenſcheinlich war die Gefahr, 
daß alle Parteien dieſem Beſchluß beiſtimmten. In jenem Jahr 
betrug der Wert des Silberyens im Verhältnis zum Papiergeld 1 Yen 
80 Sen. Es wurde beſchloſſen, alles Papiergeld innerhalb ſechs Jahre 
konvertierbar zu machen, und ſchon am Ende des vierten Jahres 
1885 war das Werk vollendet und die Finanzlage gebeſſert. 

Die raſchere Europäiſierung der höheren Volksſchichten im Gegen⸗ 
ſatz zu den unteren verurſachte manche Störung und Unruhe. Das 
Volk begehrte ſtürmiſch und allgemein, bei der Verwaltung mitreden 
zu dürfen, und im Jahre 1880 wurde ihm eine Verfaſſung verſprochen. 
Marquis Ito wurde zum Studium der verſchiedenen Regierungs⸗ 
und Verwaltungsformen ins Ausland geſchickt und entwarf nach ſeiner 
Rückkehr den Plan zur jetzigen Verfaſſung Japans. Dieſe wurde 
1889 verkündet, hatte jedoch anfangs nicht großen Erfolg und kann 


auch zurzeit noch nicht erfolgreich genannt werden, was hauptſächlich 
dem Umſtand zuzuſchreiben iſt, daß das Volk noch für die innere Re⸗ 
gierung gänzlich unvorbereitet war. Bei vielen der Deputierten über⸗ 
wogen örtliche und eigene Intereſſen die der Nation. Es gab be⸗ 
ſtändig Reibereien zwiſchen Regierung und Parlament, und die fort⸗ 
währenden Wechſel im Kabinett haben die Annahme dauernder und 
weitblickender Maßnahmen zum Beſten von Japan ſehr erſchwert. 
Zu jener Zeit ſtand die Frage der Organiſation und natürlich auch 
der Verfaſſung im Vordergrund, und es machte ſich ein förmlich 
wahnwitziges Verlangen nach Geſetzgebung über jeden nur denkbaren 
Gegenſtand geltend. Zum Beiſpiel wurde ein Syſtem der Gemeinde⸗ 
verwaltung aus Europa eingeführt und alle anderen Zweige des 
Staatslebens in neue Formen gebracht. Dies war die Periode, in 
der die unteren Geſellſchaftsſtufen raſchere Fortſchritte machen wollten, 
als es die höheren taten, und die Folge davon war, daß verſchiedene 
Geſetze oder eine Reihe von Geſetzen aus verſchiedenen Ländern mit 
Hilfe franzöſiſcher, deutſcher und engliſcher Rechtsgelehrten einge⸗ 
führt wurden und in Kraft traten. Dies führte Ungereimtheit und 
ſogar ſchroffe Widerſprüche zwiſchen den verſchiedenen Teilen der Ge⸗ 
ſetzgebung herbei. 

Da die Europäiſierung des Landes ſehr ſchnell vor ſich gegangen 
war, ſo hätte von den Fremdmächten erwartet werden können, daß ſie 
bereit ſein würden, um fo eher einer Vertrags reviſion ihre Zuſtimmung 
zu geben, aber dem war nicht ſo. Als die erſte Konferenz der durch 
Verträge an Japan gebundenen Vertreter auswärtiger Mächte abge⸗ 
halten wurde, war ich Miniſter des Außern, und ich hatte den auf⸗ 
richtigen Wunſch, die Tarifautonomie wieder in Japan einzuführen. 
Es ſchien mir von äußerſter Wichtigkeit, die Macht zu haben, unſere 
Induſtrien zu ſchützen, wenn es uns nötig erſcheinen ſollte. Beim 
Betrachten der in der ganzen Welt in Kraft ſtehenden Syſteme fand 
ich die allgemeine Tendenz zugunſten des ſchützenden Zolltarifes. 
England war die einzige Ausnahme, und es iſt bekannt genug, warum 
es ein Anhänger des Freihandels iſt. So ſchien es mir nur gerecht, 
daß Japan nach dem Beiſpiel anderer Nationen Zollſchranken er⸗ 
richten dürfe, wenn ihm dies wünſchenswert ſchiene. Die auswärtigen 
Bevollmächtigten, von denen ein jeder nur darauf bedacht war, ſeinem 
eigenen Lande ſo viele Vorteile als nur möglich zu ſichern, weigerten 
ſich, Japan die Selbſtändigkeit in den Zollfragen zurückzugeben. Des⸗ 
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halb legte ich mein Amt nieder, da es mir unmöglich war, die An⸗ 
gelegenheiten zum beſtmöglichen Vorteil Japans zu ordnen. 

Im Jahre 1894 kam der Krieg mit China, der als ſehr ſiegreich 
angeſehen werden muß, wenn wir die Taten von Armee und Marine 
ins Auge faſſen, wie auch die Tatſache, daß 350 000 000 Yen als 
Kriegsentſchädigung gezahlt wurden. Es iſt ſonderbar, daß gerade 
die Größe der Kriegsentſchädigung die Wirkung hatte, den Glauben 
zu erwecken, daß ein ſiegreicher Krieg den Sieger faſt ruinieren kann. 
Bis zur Zahlung der Kriegsentſchädigung war noch keine Gelegenheit 
geweſen, in der Finanzverwaltung des Landes den Ausdruck Hunderter 
von Millionen zu gebrauchen, da die Einnahmen die Summe von 
80 000 000 Pen noch nicht überſtiegen hatten. Daher rief der Gedanke, 
daß dem Lande 350 000 000 Yen zufließen ſollten, das Gefühl un⸗ 
begrenzter Reichtümer ſowohl in Regierungskreiſen wie bei Privat⸗ 
perſonen hervor. Alle Zweige der Regierung, die unproduktiven 
wie die produktiven, wurden enorm ausgedehnt. Die ins Land ge⸗ 
brachte ungeheure Summe Geldes tat ihm nicht gut, ſie richtete im 
Gegenteil Unheil an, da ſie ein pilzartiges Aufſchießen von Induſtrien 
hervorrief. Tatſächlich ging das geprägte Geld ſehr bald durch Re⸗ 
gierungs⸗ wie Privatunternehmungen außer Landes. Die ins Leben 
gerufenen Induſtrien waren von auswärtiger Unterſtützung abhängig, 
und nur in ſehr ſeltenen Fällen erſchloſſen ſie die natürlichen Hülfs⸗ 
mittel des Landes. Er mag bemerkt werden, daß von Ausgaben 
für Eiſenbahnen und Webinduſtrien 40 reſp. 70% zum Einkauf 
von Maſchinen u. ſ. w. außer Landes gingen. Nicht nur die Kriegs⸗ 
entſchädigung ging auf dieſe Weiſe ins Ausland, ſondern noch viel 
mehr Geld wanderte als Reſultat des ſiegreichen Krieges nach aus⸗ 
wärts. 

Ich war zur Zeit des Deutſch-Franzöſiſchen Krieges in London 
und beſuchte Berlin kurz nach der Verkündung des Friedens. Dort 
fand ich alles in beſtem Gedeihen, ſo viel ich als Außenſtehender 
beurteilen konnte. Der Preis eines Zimmers, der vor dem Krieg 
5 Men betragen hatte, war auf 25 Pen geſtiegen. Die Kriegsent⸗ 
ſchädigung von fünf Milliarden hatte in Deutſchland dieſelbe Wirkung 
hervorgebracht, wie die chineſiſche in Japan. Vier Jahre ſpäter trat 
in Deutſchland die Reaktion ein mit dem Fallieren einer Anzahl 
Banken und anderer Unternehmungen, die infolge des Krieges entſtan⸗ 
den waren. Bald war die Entſchädigung wieder aus Deutſchland 
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heraus und ein großer Teil nach Frankreich zurückgekehrt. Bei Ja⸗ 
pan war das Geld an vier oder fünf Mächte gegangen, ſtatt an 
eine, ſonſt iſt die Parallele die gleiche. Aber es lag ein großer 
Unterſchied zwiſchen der Handlungsweiſe der Deutſchen während des 
Niedergangs und der der Japaner. Dieſer Umſtand erläutert, warum 
es für Deutſchland leichter war, die ſchweren Zeiten zu ertragen 
wie für Japan. Deutſchland war durch den Druck Napoleons I. 
zermalmt und in ſolche Armut verſetzt worden, daß die Einwohner 
zu äußerſter Sparſamkeit des Lebensunterhaltes gezwungen waren. 
Die Ausſicht auf die Länge des Krieges mit Frankreich und die 
ſicheren Koſten desſelben ermutigten zur Sparſamkeit, wenn ſie nicht 
dazu zwangen. Auch war das deutſche Erziehungsſyſtem ein ſehr 
ſtrenges; jo waren die Deutſchen imſtande, ſich am Ende ihres Wohl⸗ 
ſtandes aufzuraffen und wieder zu ihren ſparſamen Gewohnheiten 
zurückzukehren. Ebenſo waren in den günſtigen Zeiten Fabriken und 
andere produktive Unternehmungen, die ſich die Hilfsquellen des 
Landes zu Nutzen gemacht und auch entwickelt hatten, gegründet 
worden. Daher war es für Deutſchland in vielen Beziehungen leichter, 
ſich von der Wirkung des märchenhaften Reichtums der Kriegsentſchädi⸗ 
gung zu erholen, als es bei Japan der Fall war. 

Deutſchland war und iſt imſtande, ſeine Induſtrien durch Zoll⸗ 
tarife zu ſchützen und ihnen gleichmäßiges Wachstum zu ſichern. Japan 
iſt dieſes Recht noch auf mehrere Jahre hinaus durch die Handlungs⸗ 
weiſe der fremden Nationen zur Zeit der Reviſion der Verträge 
verſagt worden. Das Fehlen der Zolltarifautonomie hat die richtige 
und gleichmäßige Entwicklung der Hilfsquellen Japans verhindert 
und hat zur Einfuhr der Rohmaterialien für die verſchiedenen Manu⸗ 
fakturinduſtrien vom Ausland geführt, und dies, obgleich in vielen 
Fällen das Rohmaterial in Japan zu haben war. Dieſe Tatſache 
beweiſt uns, in welchem Grade das neue Japan durch Geſetze gemacht 
worden iſt. Als die Gemeindeverwaltung eingeführt und die nötigen 
Geſetze entworfen waren, geſtalteten ſich die Bezirke nach den neuen 
Geſetzen, anſtatt die Geſetze den aktuellen Bedingungen entſprechend 
zu bilden. So war Japan durch das Verbot der Zolltarifautonomie 
und die daraus ſich ergebende Unfähigkeit, ſeine Induſtrien zu ſchützen, 
gezwungen, Rohmaterialien vom Ausland zu beziehen. Dies Ver⸗ 
fahren mußte natürlich dazu führen, dem Lande das Geld zu ent- 
ziehen. 


— 297 — 


Japans Stellung iſt, wie mich dünkt, den Großmächten 
ſehr nötig, um das Gleichgewicht im fernen Oſten zu erhalten, 
ſodaß ſie darauf bedacht ſein ſollten, die revidierten Verträge zu ver⸗ 
beſſern und Japan die Macht, ſeine Induſtrien zu ſchützen, zu⸗ 
zugeſtehen. Dadurch würden ſie Japan in den Stand ſetzen, ihren 
Handel auf einer ſicheren Baſis zu begründen. Durch die dem Krieg 
folgende große Einfuhr und die Unmöglichkeit, die Zolltarifſätze zu 
verändern, war die Handelsbilanz für Japan viele Jahre hindurch 
ungünſtig. Daher trugen die urſprünglichen Unvollkommenheiten der 
japaniſchen Finanzen, die ſchnelle Europäiſierung des Landes mit 
ihren notwendigen Ausgaben, die Sucht nach Geſchäftsausdehnung 
nach dem ſiegreichen Krieg, die Unfähigkeit, unſere Induſtrie dem 
ausländiſchen Wettbewerb gegenüber zu ſchützen und viele andere, 
nur kurz erwähnte Urſachen dazu bei, den neuen finanziellen Tiefſtand 
herbeizuführen. 

Ich will mich jedoch nicht bei den Einzelheiten ſolcher Depreſſion 
aufhalten, ſondern werde, da ich die Urſachen gezeigt habe, den Umriß 
eines Planes zur dauernden Sicherung der Finanzlage geben. 
Fremdes Kapital iſt zum ſtetigen Fortſchritt Japans abſolut 
nötig. Solches Kapital kann dem Lande auf zwei Wegen zuge⸗ 
führt werden, einmal dadurch, daß die Fremden ihr Geld in 
Japan anlegen, und dann durch die Erhöhung der Anleihen bei 
auswärtigen Regierungen. Die Gefahr, die in letzterem Plane 
liegt, iſt die, daß das ſo erlangte Geld ausgegeben würde, 
ohne Japan und den japaniſchen Induſtrien von wirklichem 
Nutzen zu ſein. Ebenſo liegt die Gefahr nahe, daß große Anleihen 
ähnliche Wirkungen haben würden wie die Kriegsentſchädigung. Mei⸗ 
ner Meinung nach würde es ſehr ſchwierig ſein, eine größere 
ausländiſche Anleihe auf den bloßen Kredit des Landes hin aufzu⸗ 
nehmen, da in dieſer Beziehung ein ziemlich großes Mißtrauen gegen 
Japan vorherrſcht. Ich würde eine Verſtaatlichung der Eiſenbahnen 
Japans und Ausbezahlung der gegenwärtigen Aktionäre in Staats⸗ 
obligationen empfehlen. Mit dieſen verſtaatlichten Eiſenbahnen als 
Sicherheit könnte die Aufnahme einer ausländiſchen Anleihe leicht 
möglich ſein. Wenn ausführliche Berichte über die Einnahmen der 
Eiſenbahn zur Kenntnis der fremden Staaten gelangten, würde die 
Sicherheit anerkannt und günſtige Bedingungen erzielt werden. Das 
auf dieſe Weiſe aufgenommene Geld würde zur Einlöſung der an die 


— 298 — 


Aktionäre der Eiſenbahnaktien zur Zeit der Verſtaatlichung aus⸗ 
gegebenen Staatsobligationen dienen. Auf dieſe Weiſe würde durch 
die Anleihe die Sicherheiterkauft, auf Grund welcher die Anleihe erhoben 
worden war. Aber das ſchätzenswerteſte Reſultat der allmählichen Zurück⸗ 
zahlung der Obligationen würde das Verteilen einer großen Summe 
Bargeldes in kleineren Beträgen über das Land fein, das mit Leich⸗ 
tigkeit in heimiſchen Induſtrien angelegt werden könnte und ſo Japans 
Hilfsquellen in hohem Maß entfalten würde. Dieſe Methode, eine 
Anleihe zu verwerten, würde das Geld dem Lande erhalten, was bei 
den üblichen Methoden nicht der Fall iſt. 

Ebenſo müßte in allen Verwaltungszweigen Sparſamkeit ein- 
geführt werden. Inbezug auf die Ausführung von Staatsgeſchäften 
macht ſich jetzt eine Tendenz zur Verſchwendung bemerkbar. Dieſe iſt 
hauptſächlich der Haſt, mit der die Ausdehnung vor ſich ging, zu⸗ 
zuſchreiben. Dieſelbe Notwendigkeit zur Sparſamkeit liegt auch bei 
Privatgeſchäften vor, die außerdem mit Nachteilen zu kämpfen haben, 
die in ihrer Abneigung gegen Vereinigung und gegenſeitiges Vertrauen 
wurzeln. 

Doch wenn man alles in Betracht zieht, kann man nicht behaup⸗ 
ten, daß die Finanzlage Japans unſicher iſt. Vorausgeſetzt, daß vor 
dem Krieg mit China das Nationalvermögen 50 000 000 Pfund St. 
betrug, beläuft es ſich jetzt auf 150 000 000 Pfund Sterling, die nicht 
produktiven Unternehmungen nicht mitgerechnet. Der Wert der pro⸗ 
duktiven Unternehmungen hat ſich ſeit dem Krieg (1895) verdreifacht. 
Dies als Beſitz gerechnet, hat Japan einen viel größeren Wert, als 
je zuvor, und da dies der Fall iſt, ſollte Japan, wenn die obigen 
Tatſachen der Geſchäftswelt genau bekannt wären, imſtande ſein, für 
ſeine produktiven Unternehmungen oder wenigſtens für einige von 
ihnen günſtige Anleihen aufzunehmen. 


II. Finanzielle und ökonomiſche Probleme. 
Von Graf In ouye. 


Die Induſtrie muß gefördert werden und jeder Schritt, der zu 
ihrer Entfaltung getan wird, ſollte ermutigt werden. Aber eines 
iſt not, und das iſt die ſyſtematiſche Entwicklung. Mit Bezug auf 
Eiſenbahnen kann ich meinen eigenen Unterſuchungen der letzten Jahre 
zufolge ſagen, daß ſelbſt die Linien, die im Bau die wenigſten Schwie⸗ 
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rigkeiten boten, die Verwendung importierter Materialien bis zu 
20 0% erforderten. Bei dem Durchſchnitt aller Linien dürften 
35—40% zutreffender fein. Nehmen wir alſo durchſchnittlich 35%, 
ſo ergibt ſich daraus, daß keine Eiſenbahn in Japan vollendet werden 
kann, ohne daß das bare Geld außer Landes geht. Wie viele Jahre 
würden erforderlich ſein, um es zurückzubringen? Zehn bis zwanzig 
dürften kaum genügen. Bei den Spinnereien werden 70—80 % der 
Rohmaterialien vom Ausland importiert. Das Verhältnis erſcheint 
beim erſten Anblick außergewöhnlich, aber das ſo ausgegebene Geld 
kommt viel raſcher nach Japan zurück als in dem andern Falle. 

Aus dieſem Grunde allein war es im vorigen Jahre mein 
eifrigſtes Bemühen, die Spinnereien vor ihrem gänzlichen Ruin zu 
bewahren, da das zukünftige Intereſſe des wirtſchaftlichen Gemein⸗ 
wohls ſehr von ihrem Erfolge abhing. Dieſe Betriebe haben zu 
einer namhaften Minderung unſerer Garneinfuhr beigetragen. Im 
Jahre 1889 war die Einfuhr auf 120 bis 130 000 000 Yen geſtiegen. 
Die Ziffern waren im Jahre 1893 bis auf 7200 000 Pen zurückge⸗ 
gangen und blieben auch bis 1898 bis auf 8500 000 Yen reduziert. 
Anfänglich bezogen wir die gröberen Nummern von Indien und die 
feineren Geſpinnſte von England. Zur Stunde ſind nun unſere Be⸗ 
züge aus Indien gänzlich ausgefallen und nur noch engliſche Quali⸗ 
täten kommen an den Markt; und da nun jetzt in Oſaka und Tokyo 
Fabriken für die Herſtellung von dem ſogenannten „Gaſu⸗-it“ in 
Betrieb kommen, ſo wird auch die Einfuhr von England ſich auf 
ein Minimum verringern. Kurz, die Errichtung unſerer Spinnereien, 
hat nicht nur die Goldausfuhr — bis zu einem gewiſſen Grade — 
inhibiert, ſondern auch tatſächlich dazu verholfen — zunächſt aus 
China — dem Lande einen Goldzufluß zu verſchaffen. Vor kaum 
drei Monaten empfing ich von einigen Spinnern aus Oſaka die Mit⸗ 
teilung, daß ſich bis September der Export baumwollner Garne 
von ihrem Platz bis zur Summe von 21000000 Yen heraufgearbeitet 
habe und daß ihr Hauptabnehmer China wäre. Ich bin noch ohne 
Kenntnis über den Überſchuß, der ihnen nach Abzug der Koſten des 
Rohmaterials, der Fracht und Seeaſſekuranz geblieben ſein dürfte. 
Dagegen möchte ich die Aufmerkſamkeit auf die ſtetig wachſende An⸗ 
zahl der Wolldecken⸗ und Tuchfabriken lenken, die nicht weniger 
dazu beitragen, die Einfuhr dieſer Artikel mehr und mehr zu be⸗ 
ſchränken und dadurch den Ausgang des Goldes zu verhüten. Die 
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Unterſtützung der heimiſchen Fabrikbetriebe, die den Erſatz für ſonſt 
importierte Ware leiſten, iſt eine abſolute Notwendigkeit! Japan 
iſt gezwungen, Mittel und Wege zu finden, um ſich ökonomiſch wie 
wirtſchaftlich auf eigene Füße zu ſtellen. — Bis zur Erreichung dieſes 
Zieles dürfte der Goldabfluß ununterbrochen bleiben. Die Bank 
von Japan, — die Goldbank — ja ſelbſt die Regierung, kann wohl 
Schritte tun, das beſtehende Übel zu lindern; aber der Erfolg ſolcher 
Maßnahmen kann immer nur vorübergehend ſein! Meine Unter⸗ 
ſuchungen haben mich zu dem Reſultat geführt, daß Induſtrieen, 
die mit Erfolg von Japan aufgenommen werden könnten, auf 
annähernd 51000000 Yen geſchätzt werden dürfen! Aber wie 
ſind ſie zu organiſieren? Der Zinsfuß iſt zu hoch und Kapital nur 
mit großen Schwierigkeiten aufzutreiben. — Einige Induſtrieen 
können ſich kaum, oder doch nur mit ſehr geringem Nutzen erhalten 
und auch dieſe nur in kleineren Verhältniſſen, oder durch Vereini⸗ 
gung größerer Kapitalien; ſolche, die in größerem Maßſtabe errichtet 
worden, leiden unter dem ausländiſchen Wettbewerb. Unter den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften iſt die Regierung — bei ihren Aufträgen 
auf Wolldecken, Tuchen und anderen Waren — genötigt, eine „Sub⸗ 
miſſion“ auszuſchreiben, und dieſe ſogenannten „Submiſſionen“, die 
oberflächlich betrachtet, ganz harmlos erſcheinen, enthalten vielfache 
Mißbräuche. Soweit es laufende heimiſche Erzeugniſſe betrifft, ſind 
die Zuſtände erträglich; ſobald aber der erforderliche Gegenſtand 
einen eigenartigen Herſtellungsprozeß beanſprucht, ſo ſollte dem Fa⸗ 
brikanten dafür auch die Gegenkonzeſſion gewährt ſein, die Liefe⸗ 
rungen auf fünf bis zehn Jahre hinaus regelmäßig geſichert zu 
erhalten. Eine ſolche Konzeſſion hieße, indirekt, die Induſtrie för⸗ 
dern; während ohne derartige Vergünſtigungen die Induſtrie keine 
großen Fortſchritte machen kann! Dieſe Submiſſionsvorſchrift der 
Oberrechnungskammer mag ja zur Zeit ihrer Aufſtellung ihre Be⸗ 
rechtigung gehabt haben; veränderte Zeiten aber beanſpruchen auch 
veränderte Maßnahmen. Im ganzen und großen indes fördert das 
jetzige Syſtem einzig und allein die Zufuhr des Bedarfs aus dem 
Auslande. 50 000 000 Yen jährlich könnten heimiſchen Indu⸗ 
ſtrien zugeführt werden; aber ſchon die Hälfte dieſes Betrages würde 
genügen, um dem Abfluß des Geldes einen beſtimmten Einhalt zu 
gebieten. — Dieſe Überlegung führt mich dazu, auf die Notwendigkeit 
einer ſyſtematiſchen Entwicklung unſrer Induſtrie hinzuweiſen! Es 
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dürfte ſogar ratſam erſcheinen, den Bau von Eiſenbahnen auf zwei 
bis drei Jahre zu unterbrechen; was ſich ſchon deshalb empfiehlt, 
weil die Regierung eine Eiſengießerei in Wakamatſu mit einem Auf⸗ 
wand von 14000000 Yen begründet hat, die (ganz abgeſehen von 
den enormen Beträgen für Hafenbauten) wahrſcheinlich ſchon in 
einem Jahre in der Lage wäre, Schienen zu liefern. Die Unge⸗ 
legenheiten, die ein Hinausſchieben eines Teils der Eiſenbahnbauten 
um einige Jahre nach ſich zieht, dürften nicht ſo groß ſein, als daß 
ſie nicht der Vorteil aufwöge, unſre ſelbſtproduzierten „Schienen“ 
zur Verwendung zu bringen! Es iſt ſogar von Wichtigkeit, den 
Spekulationsgeiſt auf dem Eiſenbahngebiet und dergleichen, zu zügeln; 
was indes nur durch Zurückhaltung unſrer Kapitaliſten und unter⸗ 
nehmungsfähigen Männer zu bewirken wäre, denn Geſetze und 
Maßnahmen würden ſich als machtlos erweiſen! Die Totalſumme 
des Imports und des Exports hat in dem Zeitraum vom 1. bis 
zum 31. Jahre von Meiji eine Überſchreitung von 225 960 000 Yen 
zugunſten des letzteren erreicht, und eine gleiche Summe war daher 
für die Goldzahlung an das Ausland erforderlich! Dieſen Aus⸗ 
führungen möchten vielleicht einige von uns die von China gezahlte 
Kriegsentſchädigung von 350000000 Yen (die mit einigen Extra⸗ 
eingängen ſich auf 365 000 000 Yen belaufen) gegenüberſtellen. Von 
dieſen Summen aber wurden zunächſt die Aufwendungen für Ver⸗ 
mehrung der Flotte und der Armee beſtritten; ferner die Errichtung 
einer Eiſengießerei, und große Summen für allgemeine und Spezial⸗ 
ausgaben — (des Jahres 30 von Meiji) — verwendet; — ganz 
abgeſehen von beſonderen Bewilligungen für die Kaiſerliche Hof- 
haltung. Ein anderer Anteil wurde für einen Schulfonds feſtgelegt 
und ein weiterer für Kalamitäten durch Elementarereigniſſe ge⸗ 
ſichert; ferner für einen Fonds zur Beſchaffung von Torpedos und 
Kriegsſchiffen; während andere Summen für das 31. Jahr von 
Meiji und zur Deckung von Rückſtänden aus induſtriellen Unterneh⸗ 
mungen benutzt werden ſollten. 

Die Beobachtung des „Chineſiſchen Marktes“ iſt ebenſo erfor⸗ 
derlich, wie die Ordnung unſrer heimiſchen, induſtriellen Verhält⸗ 
niſſe. Japaniſche Kaufleute halten ſich ſehr ungenügend auf dem 
Laufenden mit Bezug auf China. Dies iſt weniger einem Fehler 
unſrer Diplomatie, als des beſchränkten Unternehmungsgeiſtes unjrer 
handelstreibenden Klaſſen. Die Kaufleute in China verdienen dieſen 
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Namen nicht, denn ihre Unternehmungen ſind geringfügig. Bei 
engliſchen Unternehmungen geht den kaufmänniſchen Beſtrebungen 
eine Unterſtützung ihrer Regierung voraus. Sobald von Geſchäfts⸗ 
leuten oder Korporationen — wie z. B. die „Hongkong⸗ und 
Schanghai⸗Bank“, die „Chineſiſche Geſellſchaft“ oder die Firma: 
„Jardine, Matheſon & Co.“ — der Regierung Vorſtellungen ge⸗ 
macht werden, die zur Erlangung von Konzeſſionen für Eiſenbahn⸗ 
bauten, Bergwerksanlagen ꝛc., führen ſollen, jo beauftragt die eng⸗ 
liſche Regierung ihren Vertreter in Peking, ſich betreffs Erreichung 
ſolcher Ziele mit der chineſiſchen Regierung in Verbindung zu ſetzen. 
In Japan iſt dergleichen nie geſchehen. Wenn alſo Japan mit an⸗ 
deren Nationen gleichen Schritt zu halten wünſcht, ſo muß ſeine 
kaufmänniſche Bevölkerung die ſich ihr bietenden Gelegenheiten mit 
etwas erhöhter Lebhaftigkeit zu ergreifen ſuchen. 

Allgemein hatte ſich bei uns der Glaube feſtgeſetzt, daß die 
Reviſion der Verträge und die Erſchließung des Landes die Frem⸗ 
den veranlaſſen würde, in Japan anſäſſig zu werden, induſtrielle 
Anſtalten zu begründen und Land zu erwerben. Indes nicht ein ein⸗ 
ziger Bodenankauf iſt ſeit der Vertragsreviſion zu unſrer Kenntnis 
gekommen. Ebenſo hat man einen vermehrten Goldzufluß er⸗ 
wartet. Aber die Tatſachen haben uns das Gegenteil gelehrt und 
das im Innern erforderliche Metallgold mußte von auswärts ge⸗ 
liehen werden. 

Die letzte Anleihe von 100 000 000 Yen haben wir mit 4 Proz. 
zu verzinſen und daher ſind dafür 4000 000 Yen jährlich ans Aus⸗ 
land zu zahlen; einerlei, wie unſere Handelsbilanz ſteht. — Außer⸗ 
dem ſchulden wir noch gegen „Konſols“ und Kriegsſchatzſcheine zirka 
43 000 000 Pen, für die alljährlich eine Zinszahlung von 6000000 
Yen in barem Golde ans Ausland gezahlt werden muß. Trotz dieſer 
Tatſachen gibt es bei uns noch immer Menſchen, die den Land- und 
Aktienbeſitz „Fremder“ verdammen und ihn den Intereſſen des 
Landes als ſchädlich erklären. 

Die engherzige Auffaſſung der Japaner hat die Ausländer ver⸗ 
hindert, ihr Kapital in induſtriellen Unternehmungen anzulegen, weil 
nach ihrem Gefühl keine Sicherheit vorhanden war; an ihrer Ab⸗ 
neigung ſcheint die Unmöglichkeit ſchuld zu ſein, volles Recht vom 
Grundbeſitz zu erlangen. Unter obwaltenden Verhältniſſen iſt der 
einzige Weg, um fremdes Kapital einzuführen, der der Anleihe. Die Be⸗ 
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ſeitigung der Exterritorialität hat alſo tatſächlich den Zufluß fremden Ka⸗ 
pitals bekämpft! Die Intereſſen Japans fordern Anſtrengungen, 
um intime Beziehungen zwiſchen der Regierung und der Geſchäftswelt 
herzuſtellen, um dabei den Fremden Ausſichten zu eröffnen, für 
jede Unternehmung im Innern Vertrauen und Sicherheit zu ge⸗ 
winnen. Bis ſolche Abmachungen in Zukunft getroffen werden, kann 
mit dem einheimiſchen Kapital allein nicht viel erreicht werden! 
Der ruſſiſche Finanzminiſter hat in einer Kabinettsrede kürzlich auf 
Verhältniſſe in einigen Provinzen Rußlands hingewieſen, die den 
unſern ziemlich ähnlich ſehen. Bei der Überfülle der Petroleum⸗ 
produktion iſt engliſches Kapital bis zu ganz bedeutenden Beträgen 
beſchäftigt. Mit unfreundlichen Empfindungen gegen die Engländer 
haben einige Miniſter verſucht, dieſen Beſchränkungen bei allen fer⸗ 
neren Unternehmungen aufzuerlegen. Dieſen Schritten widerſtand 
aber Herr von Witte heftig, der beharrlich darauf hinwies, daß, ohne 
Unterſtützung mit fremdem Kapital, Rußland ſich nicht entwickeln 
könne. — Vor einiger Zeit beabſichtigte ein Engländer die Er⸗ 
richtung einer Faktorei in Nagoya, um dort Rohrzucker aus For⸗ 
moſa zu raffinieren, wurde aber von ſeinem Vorhaben abgeſchreckt, 
weil man es ihm unmöglich machte, den erforderlichen Grund und 
Boden zu erwerben. Wäre dieſes Etabliſſement zur Ausführung 
gekommen, ſo hätte Japan aus dem Wert der Anlagen Nutzen ge⸗ 
zogen und Gelegenheit für die Arbeit geboten, die der Betrieb er⸗ 
forderte. Solange fremdes Kapital nur durch Anleihen herange- 
zogen werden kann, iſt es kaum möglich, die Grundlagen unſrer 
nationalen Wirtſchaft zu ſtärken, oder den ſyſtematiſchen Fortſchritt 
des Handels und der Induſtrie zu ſichern. Daher iſt die Aus⸗ 
übung einer liberaleren Politik völlig unabweislich. 


III. Die finanzielle Verwaltung. 
Von Graf Matſukata Maſayoſhi. 


Der Krieg von 1894—95 verurſachte bedeutſame Veränderun⸗ 
gen der finanziellen Verhältniſſe Japans, denn der jährliche Auf⸗ 
wand des Staates, der vor dem Kriege ſich auf 80 000 000 Pen be⸗ 
zifferte, ſtieg ſehr plötzlich auf 200 000 000 Yen nach dem Kriege. 
Wie dieſer neuen Lage der Dinge von der Regierung begegnet wor⸗ 
den, iſt ausführlich niedergelegt in „dem Bericht über die post 
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bellum- Finanzverwaltung“ (ſowohl japaniſch wie engliſch veröffent- 
licht), den ich im März 1900 als derzeitiger Finanzminiſter dem 
Präſidenten des Staatsminiſteriums zu unterbreiten die Ehre hatte. 
Mein Brief an den Präſidenten möge hier eine Stätte finden, da der 
Inhalt des geſamten Werkes in ihm zuſammengefaßt iſt: 

„Im März des Jahres 28 von Meiji (1895), als der Krieg mit 
China noch nicht ſeinen Abſchluß gefunden hatte und die ganze Nation 
von Freude und Bewunderung über die glorreichen Siege über- 
wältigt war, berief mich Seine Majeſtät der Kaiſer, der tief be⸗ 
kümmert um die zukünftige Finanzlage des Landes war, zu ſich in 
das militäriſche Hauptquartier nach Hiroſhima, um mich mit huld⸗ 
vollen Worten mit der Aufgabe der Wiederherſtellung einer geſunden 
Finanzlage nach dem Kriege zu betrauen. Tiefgerührt von dieſer 
großen Güte, übernahm ich ſofort das Portefeuille der Finanzen 
und arbeitete Tag und Nacht, beſeelt von der Hoffnung, mich des 
großen in mich geſetzten Vertrauens würdig erweiſen zu können. 
Bei Übernahme dieſer Pflichten erkannte ich ſofort als erſte Not⸗ 
wendigkeit, ein Syſtem für die geſamte finanzielle Politik feſtzu⸗ 
ſtellen und zu verfolgen, das in Übereinſtimmung mit den ſo ver⸗ 
änderten Verhältniſſen des Landes ſein müſſe und mit dem bejon- 
deren Zuſtand unſerer inneren und äußeren Angelegenheiten. Ein 
ſolches Syſtem wurde bald entworfen und nicht lange darauf dem 
Geſamt⸗Miniſterium unterbreitet. Ich empfand tief die ganze Wucht 
meines Unternehmens, denn es war klar, daß im Hinblick auf die 
Höhe der Kriegskoſten ſowohl, als auf die ungeheure Koſtſpieligkeit 
der unvermeidlichen Unternehmungen nach dem Kriege ſolch ein 
Syſtem nur mit der größten Sorgfalt aufgeſtellt werden dürfe, wenn 
anders nicht durch eine mißverſtandene Politik das ganze Ergebnis 
unſeres ſiegreichen Krieges in Frage geſtellt werden, ſondern auch 
zur Grundlage künftigen Notſtands auf Jahrhunderte hinaus ſich 
auswachſen ſollte. Solches war zweifellos der Gedankengang des 
Kaiſers, der ſeine volle Aufmerkſamkeit in Anſpruch nahm, und ich 
glaubte mich in Übereinſtimmung mit dieſen Empfindungen unſeres 
erhabenen Herrn, wenn ich meine beſten Kräfte daran ſetzte, um 
in dieſer wichtigſten Periode der Geſchichte unſerer Nation meine 
übernommenen Aufgaben zur Ausführung reifen zu laſſen. Die wich⸗ 
tigſten Punkte der finanziellen Politik, die jetzt nach meinen beſchei⸗ 
denen Vorſchlägen ausgeführt werden ſollten, waren zunächſt die 
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Erhöhung des nationalen Einkommens, ſoweit als nötig und andrer⸗ 
ſeits die Durchführung möglichſter Sparſamkeit in den Ausgaben. 
Mit Rückſicht auf die Einnahmequellen, um den Aufwand für die 
größeren Unternehmungen nach dem Kriege zu decken, wurde be— 
ſchloſſen, auf höhere Beſteuerung für laufende Ausgaben zu bauen 
und für die unvorhergeſehenen, die chineſiſche Kriegsentſchädigung 
und eine öffentliche Anleihe eintreten zu laſſen. Gleichzeitig wurden 
Maßnahmen getroffen, die die größere Entfaltung der Hilfsquellen 
des Landes bezweckten, ſo daß die Zunahme des Wohlſtandes Schritt 
halten könne mit den vergrößerten Ausgaben des Landes. Schon 
beim erſten Anlauf war es klar, daß die richtigen finanziellen Maß⸗ 
nahmen nach dem Kriege nicht nur in der Wiederherſtellung der 
nationalen Finanzen beſtehen ſollte, ſondern auch in den Mitteln, 
die zu einer ökonomiſchen Entwicklung des Landes führen mußten; 
nur in dieſer Weiſe waren die von der Regierung beſchloſſenen Maß⸗ 
nahmen keine temporäre Aushilfe, ſondern eine dauernde Wohltat 
für die Nation. Dieſe beiden Hauptlinien unſerer Politik: die Wieder⸗ 
einrichtung der Finanzen und die Entfaltung der Hilfsquellen, wurden 
daher mit gleichem Nachdruck in dem von der Regierung genehmigten 
Plan hervorgehoben. Die Hauptpunkte des Programms, das dem 
Kabinettsrat vorgelegt wurde, lauteten wie folgt: 

1. Teil. Ein Plan zur Deckung der erhöhten Regierungsausgaben 
mit 1896—97 beginnend: 5 

1. Den regelmäßigen Teil der erhöhten Ausgaben, die durch 
die post bellum-Unternehmungen bedingt ſind, zu decken, durch 
die Erhöhung der Beſteuerung des Safe, der Geſchäftsſteuer, des 
Eintragungszolls und durch das Tabaksmonopol. 

2. Zur Zahlung für Ausdehnung der Armee und der Begrün⸗ 
dung neuer Eiſenwerke ſoll der chineſiſche Kriegsentſchädigungsfonds 
herangezogen werden. 

3. Durch öffentliche Anleihen die Mittel zu gewinnen, um die, 
durch Vervollkommnung der Staatseiſenbahnen und Ausdehnung des 
Telephondienſtes entſtehenden Koſten zu decken. 

2. Teil. Ein Plan, die außergewöhnlichen Kriegsaufwendungen, 
die Verteilung der chineſiſchen Kriegsentſchädigung und die jähr⸗ 
liche Schätzung für die Verwaltung Formoſas betreffend: 

1. Die ſpezielle Komptabilität des außergewöhnlichen Kriegs⸗ 
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fonds iſt Ende März abzuſchließen und ſpätere Eventualitäten auf 
dem Generalkonto der Regierung zu verrechnen. 

2. Da die chineſiſche Kriegsentſchädigung nur in Teilzahlung 
und zwar auf mehrere Jahre hinaus entrichtet wird, iſt es auch 
als billig erachtet worden, ſie nur für ſolche Ausgaben zu verwenden, 
die ebenfalls erſt über Jahre hinaus zur Zahlung gelangen. Es iſt 
deshalb vorgeſchlagen worden, dieſe Fonds für die Ausdehnung der 
militäriſchen und maritimen Streitkräfte und für die Errichtung der 
neuen Eiſenwerke ſowohl, wie für den Extra-Reſervefonds und die 
Unterſtützung des Kapitals der zu gründenden lokalen Induſtriebank⸗ 
Inſtitute zu verwenden. 

3. Das jährliche Budget für Formoſa ſoll vom allgemeinen 
Staatsbudget getrennt werden und eine Spezial-Komptabilität für 
Formoſa eingerichtet und mit einem Plan verbunden werden, der es 
der Inſel ermöglicht, ſich eine ſelbſtändige Finanzverwaltung zu 
gründen. 

3. Teil. Ein Plan betreffend die Erweiterung der Einrichtung 
für den öffentlichen Verkehr und der Zirkulation des Geldes: 

1. Die Herbeiführung eines vollkommneren und erweiterten 
Dienſtes der Eiſenbahnen und des Telephonverkehrs durch Aufnahme 
einer Anleihe. 

2. Die Ausdehnung des Betriebes der Bank von Japan, der 
Yokohama⸗Speziebank, der Zentralbank für Induſtrie und der übri⸗ 
gen einheimiſchen Induſtriebanken. 

Da nun die nationalen post bellum-Maßnahmen nicht mehr 
und nicht weniger bedeuten als die Ausführung verſchiedener Unter⸗ 
nehmungen zugunſten der Vermehrung des nationalen Lebens, ſo 
iſt es auch nicht mehr als billig, daß alle ſolche Maßnahmen um⸗ 
faſſend und weit ausſchauend ſich geſtalten und daß ein jeder 
Schritt zur Verwirklichung dieſer Pläne wohl erwogen und jorg- 
fältig durchgedacht ſei. Mit dieſem Ziel beſtändig vor Augen, drängte 
ſich wie von ſelbſt die Notwendigkeit einer erhöhten Beſteuerung auf, 
um die entſprechenden Einnahmen für die erhöhten Ausgaben zu ge⸗ 
winnen und um die finanzielle Baſis zu ſichern; ferner muß es unſere 
Politik ſein, ein für allemal die Verwendung der Kriegsentſchädigung 
zu fixieren, die alle denkbaren Streitigkeiten und Mißhelligkeiten 
im voraus beſeitigt, und ſchließlich Vorkehrungen zu treffen für das 
Wachstum unſerer nationalen Induſtrie. — Alle dieſe Pläne mit 
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dem Endzweck für eine Geſamtentwickelung unſeres Landes, ſowohl 
in finanzieller wie ökonomiſcher Richtung, werden auch die Reſultate 
zeitigen, die die Poſt-Bellum⸗ Maßnahmen erfüllen ſollen. Ehe 
jedoch meine Entwürfe, vom 1. Auguſt 1895 datiert, zur Ausführung 
gelangen konnten, war ich gezwungen, meine Verabſchiedung zu er⸗ 
bitten, hatte aber die Genugtuung, daß mein Nachfolger im Amt, 
Viscount Watanabe im großen und ganzen meine Anſicht teilte und 
in der neunten Tagung des Kaiſerlichen Reichstages die Maßnahmen 
beantragte, die zur Ausführung und Verbeſſerung des Transport- 
weſens, des öffentlichen Verkehrs und der Geldzirkulation dienen 
ſollten. Die Annahme der beantragten Maßnahmen durch den Reichs⸗ 
tag bilden ſomit den erſten wichtigen Schritt zum großen Werk der. 
nach dem Kriege vorzunehmenden Neuordnung unſerer finanziellen 
und ökonomiſchen Verhältniſſe. 

Als im September 1896 mein Wiedereintritt ins Miniſterium 
verfügt wurde, trat ich unverzüglich für die Einführung der Gold⸗ 
währung durch Verfügung des Münggeſetzes ein, obwohl dieſer Plan 
einer langen Zeit bedurfte, um zu reifen, und ich hatte den weiteren 
Erfolg durch die Annahme der Vorlage für eine ſpezielle Rechnungs⸗ 
führung für Formoſa, zu verzeichnen, das nun dadurch die geplante 
Unabhängigkeit vom Staatsbudget erlangen ſollte. Gleichzeitig wur⸗ 
den die Mittel bewilligt, die zur Ausführung für den zweiten Teil 
des Programmes der militäriſchen und maritimen Vervollkomm⸗ 
nungen geboten waren. Alle dieſe Maßnahmen bilden einen Teil 
des Plans zur Ordnung der durch den Krieg verurſachten Finanz⸗ 
geſchäfte. 

Eine auffallende Erſcheinung, geſchaffen durch die Folgen des 
ſiegreichen Krieges war das plötzliche Hervorſprießen induſtrieller 
Unternehmungen aller Art, ſo daß z. B. auf dem Gebiet des Schiffs⸗ 
verkehrs die Nation ſo rapide und große Fortſchritte machte, daß 
die Regierung ſich verpflichtet fühlte, die bisherigen Subſidien an 
Privatgeſellſchaften von 1000000 Yen auf 5000000 Yen zu er⸗ 
höhen. 

Eine Folge dieſer plötzlichen induſtriellen Expanſion zeigte ſich 
in der ebenſo haſtigen Steigerung aller Preiſe und Löhne, die not⸗ 
wendigerweiſe eine Steigerung des Defizits unſerer Staatseinnahmen 
herbeiführen mußte; dazu geſellten ſich die nach und nach immer 
drückender werdenden Ausgaben für Formoſa, die ſich unaufhaltſam 
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mehrten und uns zu einem Defizit von einigen 20000000 Yen in 
dem Budget für 1898 verhalfen, ungeachtet aller Sparſamkeit, die 
wir übten und trotz der Erhöhung der Einnahmen, die wir inzwiſchen 
durch Heraufſchrauben des Saké⸗Zolls und einiger anderen Steuern 
erzielten. Es drängte ſich mir nun die Überzeugung auf, daß unter 
dieſen Umſtänden keine halben Maßnahmen genügen würden, und 
es war ſonnenklar, daß, wenn nicht abſolute Radikalmittel in Tätig⸗ 
keit traten, eine vollſtändige Verwirrung unſerer nationaler Finan⸗ 
zen die Folge ſein müſſe. Zur Wiederherſtellung einer geſunden 
Grundlage der Finanzen erſchien mir die Erhöhung der Grund- 
ſteuer das geeignetſte Mittel, und zu dieſem Zweck, obgleich ich mir 
der Unpopularität der Maßnahmen bewußt war, arbeitete ich einen 
Plan für die Erhöhung der Grundſteuer aus. Ich fand mich dazu 
ermutigt, da durch die in der letzten Seſſion des Reichstags einge- 
führte Goldwährung die Grundſteuer eine effektive Verminderung 
erfahren hatte, jo daß durch die in Ausſicht genommene kleine Er- 
höhung den Landbeſitzern keine neue bedeutende Laſt zugemutet wurde. 
Aber unglücklicherweiſe wurde der Reichstag aufgelöſt, ehe meine Vor⸗ 
lage zur Erledigung gekommen und nur wenig ſpäter, im Januar 1898, 
war auch ich meiner Miniſterlaſt los und ledig. 

Mein Nachfolger, Graf Inouye, arbeitete angeſtrengt, um das Gleich⸗ 
gewicht des ökonomiſch-politiſchen Körpers in ſeinem Soll und Haben 
wiederherzuſtellen, und verſuchte mit dieſem Ziel im Auge zunächſt eine 
bedeutende Verminderung der Ausgaben, indem er die ſchon bereit- 
geſtellten Mittel für nationale Unternehmungen auf einige Zeit zu⸗ 
rückhielt, was aber trotzdem nicht hinderte, daß in dem Budget von 
1898-1899 ein Defizit von etwa 20 000 000 Yen zutage trat. Zu 
alledem kam noch eine plötzliche Knappheit im Geldmarkt, herbei⸗ 
geführt durch den ſchnellen induſtriellen Aufſchwung, und dieſes 
ſtellte uns vor die Unmöglichkeit, die geplante Anleihe auf dem heimi⸗ 
ſchen Markte zur Ausführung zu bringen, fo daß das Defizit, vor» 
übergehend durch die chineſiſche Kriegsentſchädigung zwar gedeckt, 
doch vorläufig zu der enormen Summe von 70 000 000 Yen anſchwoll. 
Aus dieſem Grunde entſchied ſich die Regierung für allgemeine 
Steuererhöhung und überreichte im Mai 1898 der 12. Seſſion des 
Reichstages eine Vorlage betreffend: Vermehrung der Grundſteuer, 
der Einkommenſteuer, der Steuer auf Safe ꝛc., die zuſammen ein 
Plus der Einnahmen von 35 000 000 Yen erbringen ſollte, in der 
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Hoffnung, das Gleichgewicht der Einnahmen und Ausgaben auf die⸗ 
ſem Wege herbeiführen zu können. 


Aber unglücklicherweiſe wurde die Vorlage verworfen und der 
Reichstag bald darauf aufgelöſt. Das Kabinett reichte gleichzeitig 
ſeine Entlaſſung ein. Im folgenden Juli ward Mr. Matſuda Maſa⸗ 
hiſa zum Finanzminiſter berufen, doch nach wenigen Monaten dankte 
auch das neue Miniſterium ab, vor der 13. Seſſion des Reichstages, der 
wenige Tage darauf einberufen wurde. 

Es erübrigt, zu wiederholen, daß alle dieſe finanziellen Schwierig⸗ 
keiten eine Folge der durch den Krieg herbeigeführten großen Verände⸗ 
rungen in der Poſition Japans waren und der durch ſie notwendig 
gewordenen Ausdehnung ſtaatlicher Verpflichtungen auf den Ge⸗ 
bieten der Bewaffnung, der Diplomatie, der Volkserziehung, Ver⸗ 
kehrsanſtalten, Induſtrien ꝛc. Dieſe Ausdehnung entſtand jo plötz⸗ 
lich und war ſo mächtig, daß ein ſofortiges bedeutendes Defizit der 
Staatseinnahmen die Folge ſein mußte, während gleichzeitig die in⸗ 
duſtriellen Kreiſe von unvermeidlichen Kalamitäten heimgeſucht wur⸗ 
den und die Befreiung von dieſen finanziellen und induſtriellen 
Schwierigkeiten des Landes zu einer Aufgabe von äußerſter Wichtig⸗ 
keit machte. 


Im November 1898 hatte das ökonomiſche Elend des Landes 
ſeinen Höhepunkt erreicht, und großes Unbehagen hatte ſich aller 
Klaſſen der Bevölkerung bemächtigt. 

Zweimal hintereinander war der Kaiſerliche Reichstag aufgelöſt 
worden, und die nationale Schatzkammer ſo gut wie leer. Augenſcheinlich 
bedurfte der Staat unter dieſen Verhältniſſen der Durchführung 
ernſter und eingreifender Hilfsmittel, da ſonſt der Lauf der Dinge, 
die post bellum-Pläne zweifelhaft wurden, anſtatt ihrer Vollendung 
entgegen zu reifen, der nationale Fortſchritt und ſeine Entwicklung 
endlos aufgehalten und die geſamte politiſche Maſchinerie des Landes 
lahm gelegt worden wäre. Meine Prüfung des von meinem Vor⸗ 
gänger für 1899 —1900 vorbereiteten Budgets ließ mir im Augen⸗ 
blick ein Defizit von 37600000 Yen unzweifelhaft erſcheinen. Es 
gab keinen anderen Weg zu beſchreiten, als wieder an die Erhöhung 
der Steuern heranzutreten, wenn wir die Gleichheit der Staats⸗ 
Einnahmen und Ausgaben wieder herſtellen und ſo das geſunde 
Wachstum der nationalen Finanzen fördern und erreichen wollten. 
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Ich entwarf eine Vorlage für die höhere Beſteuerung des Safe, 
ebenſo für die Reviſion der Einkommenſteuer, Stempelſteuer und 
auch für eine Tonnengehalt⸗Taxe, ferner eine Beſteuerung des Netto- 
gewinnes der Bank von Japan. Dieſe Vorlagen zuſammen mit einer 
ſolchen für eine Vermehrung der Steuer auf Grundbeſitz, waren be⸗ 
gleitet von einer Vorlage betreffend eine Reviſion zur legalen Ab⸗ 
ſchätzung des Grund und Bodens und wurden dem Kaiſerlichen Reichsrat 
in ſeiner 13. Seſſion unterbreitet. 

Außerdem war die Regierung verpflichtet, ihre Zuflucht zu einer 
öffentlichen Anleihe zu nehmen, um die ungefähre Summe von 
70 000 000 Yen zu ergänzen, die vorübergehend der chineſiſchen 
Kriegsentſchädigung entliehen war, um die Lücke während der Zeit 
auszufüllen, in der wir die Schwierigkeit, eine Anleihe auf den Markt 
zu bringen, nicht überwinden konnten, da es ſonſt klar genug lag, daß 
die mit Erfolg in Angriff genommenen Unternehmungen, zu deren 
Vollendung die 70000000 Yen beabjichtigt geweſen, eine plötzliche 
Unterbrechung erfahren müßten. Ohnedies war noch eine fernere 
Anleihe von 20000000 Pen zu kontrahieren, die ſchon im Budget 
von 1899 —1900 vorgeſehen geweſen. Da indes für Begebung einer 
Anleihe durch die inneren Verhältniſſe des Geldmarktes jede Aus- 
ſicht auf Erfolg fehlte, ſo wurde beſchloſſen, unſere Zuflucht zu einer 
Anleihe im Auslande zu nehmen und demgemäß eine Vorlage dem 
Reichsrat noch während ſeiner 13. Seſſion zu unterbreiten. 

Glücklicherweiſe genehmigte der Kaiſerliche Reichsrat die Re⸗ 
gierungsvorlage, und das Reſultat war eine Vermehrung der natio⸗ 
nalen Revenüen um 40000000 Yen und um weitere 10000000 Pfund 
Sterling durch die ausländiſche Anleihe in London im Juni 1899. 
Und ſo war denn endlich das erſtrebte Ziel erreicht, und eine Be⸗ 
freiung von den peinlichen Verhältniſſen unſerer nationalen Finanzen 
gelungen. 

Die Regierung kam nun auch in die Lage, ihr Budget für 
1900—1901 vorzubereiten, durfte mit der Gewohnheit brechen, ſich 
kleiner temporärer Aushilfsmittelchen zu bedienen und ſtatt deſſen 
ſich auf Revenüen verlaſſen zu dürfen, die aus einer ſicheren Baſis 
hervorgingen und überdies alle laufenden Ausgaben durch reguläre 
Einnahmen zu decken, während gleichzeitig die geeigneten Schritte 
getan werden konnten, um die Mittel zum Ausgleich außergewöhn⸗ 
licher Ausgaben zu erlangen. Die Gleichheit der Einnahmen mit 
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den Ausgaben war wieder hergeſtellt, und die nationalen Finanzen 
endlich wieder auf dem normalen Pfade des Fortſchrittes. 

Als die erſte Vorlage für erhöhte Beſteuerung in der 13. Seſſion 
des Reichsrats zur Diskuſſion ſtand und man ſich bewußt wurde, 
daß ihre Annahme die Laſten der Beſteuerung ſo drückend geſtalten 
würde, wie es ſeit der Reſtauration niemals bekannt geweſen, machte 
ſich eine große Meinungsverſchiedenheit geltend und zwar nicht nur 
unter den Mitgliedern beider Häuſer des Reichsrates, ſondern auch 
bei ſolchen der verſchiedenſten politiſchen Richtungen. Selbſt unter 
ſolchen Abgeordneten, die die Vorlage unterſtützt, und die auch als 
abſolute Anhänger des Programmes für nationalen Aufſchwung 
galten, gab es nicht wenige, die an der praktiſchen Ausführung der 
Vorlage ihre Zweifel hegten. Unſer Vaterland iſt jedoch zu beglück⸗ 
wünſchen, daß kaum eine Spur von der Überbürdung des Volkes durch 
die erhöhten Steuern bemerkbar geworden und die Einziehung ſo 
glatt, als wir es nur erwarten durften, vor ſich gegangen und ſomit 
ein wichtiger Abſchnitt in der Ausführung des post bellum-Pro- 
grammes zum Abſchluß gekommen iſt. 

Schließlich kann ich nicht umhin, zurückblickend auf die ver⸗ 
floſſenen fünf Jahre ſeit dem Kriege, die Tatſache hervorzuheben, 
daß ſtets und trotz häufigen Kabinettwechſels, das finanzielle Problem 
von allen als das erſte und wichtigſte berückſichtigt worden iſt. Daß es 
mir vergönnt war, mit meinen ſchwachen Kräften und durch meine 
zweimalige Ernennung zum Finanzminiſter zur Errichtung des gün⸗ 
ſtigen Erfolges beizutragen, darf ich in hervorragendem Maße nur 
der huldreichen Autorität Seiner Majeſtät des Kaiſers beimeſſen. 
Aber außerdem darf ich nicht vergeſſen, wie viel ich der Treue und 
eifrigen Unterſtützung meiner Kollegen im Amte verdanke, ebenſo⸗ 
wenig die loyale Hilfe der geſamten Nation, beides herbeigeführt 
durch die glänzende und weiſeſte Staatsleitung des Miniſter⸗ 
präſidenten. 

Ich kann mich der Zuverſicht nicht verſchließen, daß mit dem finan⸗ 
ziellen Ausgleich nach dem Kriege alle Vorteile des ſiegreichen Kampfes 
erzielt werden dürften, wenn die künftige Politik der Regierung ent⸗ 
ſchloſſen iſt, auf dieſer Bahn fortzufahren. 

Wie aus obiger Ausführung leicht erſichtlich, war der Kardinal⸗ 
punkt der post bellum-Adminiſtration, die Erhöhung der regu⸗ 
lären Ausgaben durch erhöhte Beſteuerung auszugleichen, und daß 
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die außerordentlichen Aufwendungen durch die chineſiſche Kriegsent⸗ 
ſchädigung einerſeits und durch öffentliche Anleihen andrerſeits bezahlt 
werden ſollten. Durch die unerwartete Schnelligkeit, mit der die Aus⸗ 
gaben ſich vermehrten, ebenſo wie durch gewiſſe Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen Regierung und Reichsrat mußten vorübergehend Aus⸗ 
hilfsmittel zur Anwendung kommen; aber dank der Genehmigung der 
beiden Hauptvorlagen der erhöhten Beſteuerung, konnte auch das fi⸗ 
nanzielle Gleichgewicht in dem Budget für das Rechnungsjahr 
1900/1901 voll aufrecht erhalten bleiben. 

Die veranlagten Einnahmen und Ausgaben für 1900/1901 ſetzen 
ſich, wie folgt, zuſammen: 


Einnahmen: Ausgaben: 
Reguläre . . . 193 730 000 Yen 152 408 000 Yen 
Außerordentliche 60 819 000 „ 102 141 000 „ 


254 549 000 Yen 254 549 000 Yen 


Mein Bericht bringt die Verrechnung der finanziellen Admini⸗ 
ſtration bis zum Zeitpunkt, an dem ein zufriedenſtellender Erfolg er⸗ 
reicht war, und ich will jetzt nur noch einige Tatſachen von Wichtigkeit 
hinzufügen, um meinen Bericht bis zur Stunde zu vervollſtändigen. 


Aber da ich ſchon ſeit Oktober 1900 vom Amt zurückgetreten, darf mein 
Bericht von da ab nur als meine Privatanſicht aufgefaßt werden. 

Der Boxeraufſtand und die darauf folgende Entſendung unſerer 
Truppen nach China machten wieder einen unerwarteten Aufwand der 
Regierung nötig. Die dafür veranſchlagten Auslagen für das im 
März 1901 endende Rechnungsjahr beliefen ſich auf 28 600 000 Yen 
und noch weitere nicht unerhebliche Ausgaben waren unausgeſetzt für 
das folgende Rechnungsjahr zu beſtreiten. Das finanzielle Gleichge- 
wicht wurde indes dadurch nicht geſtört, denn eine Summe von 
50 000 000 Yen war von der chineſiſchen Kriegsentſchädigung in Re⸗ 
ſerve geſtellt, ſo daß die Regierung ſich dieſer zum Ausgleich der durch 
den Boreraufftand entſtandenen Ausgaben bedienen konnte. Aber mit 
der Ausſicht auf längere Dauer der chineſiſchen Wirren und mit dem 
Bedürfnis, den Fonds für unvorhergeſehene Ereigniſſe wieder zu 
ergänzen, wurde eine erneute Vorlage für nochmalige Erhöhung der 
Steuern vom Reichstage in ſeiner Seſſion von 1901 genehmigt. Ein 
Zuwachs der jährlichen Revenüen von 21000000 Yen ſtand in Aus⸗ 
ſicht durch den Ertrag der erhöhten Steuer auf Saks und auf Ein⸗ 
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gangszölle beſtimmter Artikel, ferner durch neue Steuern auf Zucker 
und Bier und durch Erhöhung der Tabakspreiſe, deren Monopol ſich 
bereits in den Händen der Regierung befand. In dieſer Weiſe und 
trotz der Unruhe, die die chineſiſchen Wirren herbeiführten, konnte das 
finanzielle Gleichgewicht des Budgets für 1901/1902 ebenſo befriedi⸗ 
gend wie 1900/1901 aufrecht erhalten werden. Die Zahlen für das 
Rechnungsjahr 1901/1902 ſetzen ſich wie folgt zuſammen: 


Einnahmen: Ausgaben: 
Reguläre . . . 207 540 000 Yen 164 675 000 Yen 
Außergewöhnliche 69 956 000 „ 111212000 „ 


277 496 000 Yen 275 887 000 Yen 


In den Budgets der beiden Jahre 1900/1901 und 1901/1902 
betrug der Überſchuß der regulären Eingänge über die die regulären 
Ausgaben 40000000 Yen, und ich getraue mir zu jagen, daß dies 
keinen ungeſunden Zuſtand unſerer nationalen Finanzen beweiſt. Ich 
trete hiermit der irrtümlichen Auffaſſung entgegen, die ſich bei den 
jüngſten politiſchen Wirren bemerkbar machte, als das Miniſterium 
Ito dem Kabinett Katſura Platz machte und hierzu eine finanzielle 
Urſache in Frage gekommen ſein ſollte. Wenn ein Miniſterium finan⸗ 
zieller Schwierigkeiten halber geſtürzt worden wäre, und die Bil- 
dung eines neuen erſt nach einer beiſpielloſen Zwiſchenpauſe zuſtande 
kam, ſo könnte erſcheinen, als ob unſere Finanzen ſich in gefährlicher 
Unſicherheit befänden: und gerade das Gegenteil entſpricht den Tat⸗ 
ſachen. Auf den erſten Blick dürfte es den Anſchein haben, als ob das 
Miniſterium Ito durch finanzielle Fragen beſchwert geweſen ſei, wäh- 
rend es ſich doch ausſchließlich um Fragen außergewöhnlicher Unter- 
nehmungen handelte, wie z. B. die Ausdehnung des Eiſenbahnnetzes 
und anderer Verkehrswege, für die die Mittel durch öffentliche An⸗ 
leihen zu beſchaffen waren. Der Finanzminiſter war der Meinung, 
daß die ökonomiſche Beſchaffenheit des Landes einer öffentlichen An⸗ 
leihe nicht günſtig ſei und ſchlug deshalb vor, die öffentlichen Unter⸗ 
nehmungen vorübergehend einzuſchränken. Die übrigen Miniſter 
widerſprachen zwar zuerſt, aber da ein Kompromiß erzielt wurde, für 
beſagte Unternehmungen die veranlagte Summe um 9000000 Yen 
zu kürzen, ſo wurde die Ausführung der projektierten Werke vorläufig 
verſchoben. Als indes bei Beſprechung der zu verfolgenden allgemeinen 
Politik, und beim Entwurf des Budgets für 1902/1903 eine neue un⸗ 
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erwartete Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem Finanzminiſter und 
ſeinen Kollegen eintrat, namentlich mit Bezug auf die öffentlichen 
Unternehmungen, reichte Marquis Ito ſeine Entlaſſung ein. Die 
ſogenannte finanzielle Frage findet durch obiges ſeine Aufklärung. Wie 
groß auch die Schwierigkeiten der Ausführung der außergewöhnlichen 
Unternehmungen ſich geſtalten mögen, das normale finanzielle Gleich⸗ 
gewicht wird durch ſie ſchwerlich berührt werden. Tatſächlich ſcheint 
das Kabinett Ito von vornherein einer vollſtändigen Übereinſtimmung 
ermangelt zu haben, und die finanzielle Frage war weniger als poli- 
tiſche Schwierigkeiten ſchuld daran. 

Wenn die Ausführung der öffentlichen Unternehmungen, die zum 
Zwecke ökonomiſchen Fortſchrittes des Landes beabſichtigt waren, auf⸗ 
geſchoben werden müßte, ſo wäre das zu bedauern; das normale 
finanzielle Gleichgewicht iſt dadurch nicht geſtört worden, iſt die Aus⸗ 
führung ſchließlich doch nur eine Zeitfrage. Schon mit dem hervor⸗ 
getretenen Überſchuß der regulären Einnahmen gegen die regulären 
Ausgaben konnten die Unternehmungen langſam, aber ſtetig fortge⸗ 
führt werden. Wenn die chineſiſchen Wirren einmal vorüber und der 
Fonds für unvorhergeſehene Fälle wieder erſetzt iſt, müſſen die Ein⸗ 
gänge durch die jüngſt durchgeführten Maßnahmen der erhöhten 
Steuern der Weiterentwicklung der geplanten öffentlichen Arbeiten 
dauernd zugute kommen, denn in Japan iſt die Auflage von Steuern 
nicht nur für das jeweilige Budget geltend, ſondern auch als Geſetz 
zu betrachten, und eine einmal auferlegte Steuer bleibt in Kraft, bis 
fie durch ein neues Geſetz wieder beſeitigt wird. Was nun die Be- 
laſtung des Volkes durch die Beſteuerung betrifft, ſo mag es wohl 
manchen Zweifel erregt haben, ob ſie, nach der ſehr bedeutenden Er⸗ 
höhung, die dem Kriege von 1894 —95 folgte, nicht doch zu ſchwer 
geworden, aber wenn man die Lage im allgemeinen betrachtet, ſo 
drängt ſich auch die Überzeugung auf, daß die nationale finanzielle 
Bürde in keinem Mißverhältnis zu dem allgemeinen Fortſchritt des 
Landes ſich entwickelt hat. Während der nationale Wohlſtand ſtetig 
und mit hervorragender Geſchwindigkeit ſeit Einführung des neuen 
Regimes wuchs, hat eine Erhöhung der Beſteuerung bis zum Kriege 
1894/95 keineswegs damit Schritt gehalten. Da dieſer Kampf uns 
Gelegenheit bot, die angeſammelte nationale Kraft zu entfalten, ſo 
mögen die darauffolgenden Veränderungen vielen ſchroff und plötzlich 
erſchienen ſein, vor allem beiſpielsweiſe die erhöhte Beſteuerung. 
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Aber wenn man Vergleiche anſtellt mit den Verhältniſſen von vor 
dreißig Jahren, ſo wird man ſich leicht überzeugen, daß die dies⸗ 
jährigen Laſten keine zu drückenden ſind. Der Grund der Oppoſition 
im Reichstage gegen die wiederholten Vorlagen für Erhöhung 
der Beſteuerung, war vielmehr politiſcher als finanzieller Natur und 
wir können aus dem Gleichgewicht der Staatsfinanzen nach dem Kriege 
mit China ſchließen, daß die Steuerfähigkeit des Volkes nicht unge⸗ 
bührlich angeſpannt worden iſt. 

Es iſt freilich wahr, daß im Jahre 1901 ſich eine große wirt- 
ſchaftliche Bedrängnis im Lande geltend machte, aber es war auch 
nur die natürliche Reaktion nach dem plötzlichen Aufſchwung der 
Unternehmungen, die der ſiegreiche Krieg mit China zur Folge hatte. 
Daß eine große Periode des Aufſchwungs von einer ſolchen der De- 
preſſion abgelöſt wird, dürfte als keine ungewöhnliche Erſcheinung 
im wirtſchaftlichen Leben der Völker gelten; nur wurde in dieſem 
Falle die Reaktion dadurch verſchlimmert, daß den Leitern und För⸗ 
derern der Unternehmungen all und jede Erfahrung fehlte, und die 
Warnungen weitſchauender Männer bei ihnen kein Gehör fanden. 
Erſt ſeit ganz kurzer Zeit hat der Wechſelverkehr bei uns eine größere 
Zunahme gefunden, und wer die Bedingungen dieſes kaufmänniſchen 
Syſtem nicht zu erfüllen verſuchte, iſt der Verſuchung verfallen, den 
Kredit zu mißbrauchen. Die Fallimente einer Anzahl von Banken 
erzeugten eine ungebührliche Senſation in gewiſſen Kreiſen. Es 
waren aber tatſächlich und ausſchließlich nur unbedeutende Banken, 
ganz kürzlich etabliert, von vornherein mangelhaft organiſiert und 
geleitet, die zu Falle kamen, und nicht ein einziges Falliſſement 
einer Bank alten Namens und mit anerkanntem Kredit konnte an⸗ 
geführt werden. All dies beweiſt nur, daß die Bedrängnis von 1901 
weniger die Folge einer Erſchöpfung der ökonomiſchen Lebensfähig⸗ 
keit als der abſolute Mangel einer Methode geweſen iſt, ſo daß die 
allgemeine ökonomiſche Lage niemals ſo ſchwer oder auch nur ſo ernſt 
zu nehmen geweſen iſt; als der oberflächliche Beobachter nach den be- 
unruhigenden Symptomen zu ſchließen ſich berechtigt glauben durfte; 
ſchließlich dürfte dieſe Beklemmung dem Erfolg gedient haben, die un⸗ 
geſunden Elemente aus der ökonomiſchen Welt auszuſtoßen. Wenn 
die hierdurch gewonnene Lehre von der Geſchäftswelt gebührend be⸗ 
herzigt worden iſt, ſo wird ſie eine ſo geſunde Entwicklung unſerer 
überreichen Hilfsquellen auslöſen, ſo daß wir mit Zuverſicht einer 
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fernen Zukunft entgegenſehen dürfen. Die Depreſſion hat ihren Kul⸗ 
minationspunkt überſchritten, und die Bilanz unſeres auswärtigen 
Handels ſchließt mit einem Saldo zu unſeren Gunſten. Ohne jedes 
Mißtrauen dürfen wir deshalb an der Ausführung unſeres finanziellen 
Programmes weiter arbeiten, wenn wir auch gezwungen waren, es 
auf einige Zeit hintenan zu ſetzen. 

Die Einführung des Goldes als Einzelwährung — ſtatt der be⸗ 
ſtehenden Silber⸗Valuta — iſt tatſächlich ein ſo radikaler Umſchwung, 
daß ſein Einfluß auf die wirtſchaftliche und finanzielle Zukunft unſeres 
Landes von großer und weittragender Bedeutung werden muß. 

Das Münzgeſetz (Nr. XVI des 30. Jahres von Meiji), das dieſe 
große Wandlung in Fluß gebracht, wurde am 1. Oktober 1897 er⸗ 
laſſen und gleichzeitig vollzog die Regierung den Austauſch und das 
Einziehen der „Ein⸗Yen“⸗Silbermünzen, deren Zirkulation mit dem 
31. Juli 1898 endigte. Die Verwendung dieſer der Zirkulation ent⸗ 
zogenen Silber⸗Yen wurde im Dezember desſelben Jahres beſchloſſen. 

Das zur Zeit der Reſtauration (1868) beſtehende Münzſyſtem 
baſierte auf dem im 6. Jahre von Keicho (A. D. 1600) zuerſt begründeten 
und hat ſeit jener Periode — alſo in mehr als 260 Jahren — keinerlei 
Wandel erfahren. Indes bei Eintreten finanzieller Bedrängniſſe griff 
die Shogunats⸗Regierung ſehr häufig zu ihrem alleinigen Auskunfts⸗ 
mittel des „Umprägens“, das — mit einer einzigen Ausnahme der 
Kioho⸗Zeit (A. D. 1715—1734) — damit endete, die neuen Münzen 
leichter und in dürftigerem Gehalt zu produzieren. Auf dieſe Weiſe 
wurde zwar nominell das Münzſyſtem unangetaſtet gelaſſen, in der 
Praxis aber durch fortgeſetzte Verſchlechterung der Münzen zuguter⸗ 
letzt doch vernichtet. Dazu kam noch, daß einige Daimyos (feudale 
Fürſten) ſich häufig die Freiheit nahmen, ein wenig auf eigne Fauſt 
heimlich Münzen ſchlagen zu laſſen, während der Umlauf von Papier⸗ 
geld — in ihren Rechtsbezirken — bereits allgemein geworden war! 
Mit einem Worte: das Münzzirkulationsſyſtem des Landes befand 
ſich am Schluß der Shogunats-Periode in einer ſehr kläglichen Ver⸗ 
faſſung. 

Sehr bald indes nach der Reſtauration ſah ſich die Kaiſerliche 
Regierung gezwungen, das beſtehende Münzſyſtem einer Reviſion zu 
unterziehen, und im Mai 1871 (4. Jahr von Meiji) trat das neue 
Münzgeſetz ins Leben, das die Wege zur endgültigen Goldwährung 
ebnete. — 
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Dieſe Tatſache bedarf der beſonderen Erwägung, da ſie allein 
zum Verſtändnis der hiſtoriſchen Währungsentwicklung des modernen 
Japans führt. — Da die Goldwährung nicht auf einmal eingeführt 
werden konnte, ſo diente der zu jener Zeit im fernen Oſten kurſierende 
mexikaniſche Dollar als Tauſchmittel, und die Regierung glaubte die 
Intereſſen des ausländiſchen Handels am beſten zu fördern, indem 
ſie Silber-Ein-Yen-Münzen — in Größe und Gehalt dem mexikani⸗ 
ſchen Dollar gleichwertig — prägen, und dieſe zum legalen Zahl⸗ 
mittel für alle Vertragshäfen erklären ließ. — Durch das neue Münz⸗ 
geſetz von 1871 wurden alſo die Bedingungen geſchaffen für die 
Prägung der neuen Silber⸗Yen unter der Benennung: „Boyeki ichi 
hen gin“ oder Handel3-Silberdollar. Zur ſelben Zeit trieb der ſchlechte 
Finanzzuſtand — insbeſondere die Zirkulation uneinlösbaren Papier⸗ 
geldes — das Gold mit einer unheimlichen Schnelligkeit aus dem 
Lande. Unter dieſen Umſtänden, war es in Anbetracht unſerer Lage 
— inmitten der Silberländer des fernen Oſtens — unmöglich, die 
reine Goldwährung aufrecht zu erhalten. Dieſe Gründe, ebenſo wie 
die Unzuträglichkeiten der verſchiedenartigen Geldſorten, eine für den 
heimiſchen, eine für den ausländiſchen Handel, führte die Regierung 
zum Erlaß neuer Kaiſerlicher Verordnungen: Nr. XII und XIII im 
Mai 1878 (11. Jahr von Meiji), die den Handelsdollar zum legalen 
Zahlmittel auch im Innern des Landes, zugleich mit den Goldmünzen, 
erklärte. Wir erhielten dadurch eine Doppelwährung und müſſen 
dieſen Wechſel als eine Abweichung in der Entwicklung unſres Münz⸗ 
ſyſtems betrachten. 

Die Regierung jener Periode ſollte indes nicht zu ſcharf beurteilt 
werden. Die Aufwendungen für die revolutionären Kriege waren gar 
zu ſchwer und die finanzielle Notlage ſehr drückend, die Ausgabe von 
Papiergeld faſt die einzige Zuflucht der Regierung. Zu aller Not der 
Kaiſerlichen Regierung geſellte ſich nach Abſchaffung der feudalen 
Regierungsform in 1871 (4. Jahr des Meiji) die Verpflichtung für 
ſie, alles Papiergeld, wie es von den verſchiedenen Daimyos in 
Umlauf geſetzt worden, zu übernehmen und es durch eine neue Aus⸗ 
gabe von Banknoten zu erſetzen; durch dieſe Maßnahme ſteigerte ſich 
der Betrag des nicht einlösbaren Papiergeldes zu einer enormen 
Höhe. 

Der Kredit dieſes zirkulierenden Papiergeldes war zuerſt be⸗ 
klagenswert ſchlecht; dies fand ſeine natürliche Begründung nicht nur 
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in dem der Kaiſerlichen Regierung vorenthaltenen Kredit, ſondern 
auch darin, daß das Volk die traurigen Erfahrungen nicht vergeſſen 
konnte, die es ſchon früher mit dem nicht konvertierbaren Papiergeld 
während des Feudalſyſtems zu ſeinem Schaden hatte erleben müſſen. 
Die Folge war eine derartige Abneigung des Volkes gegen dieſe Noten, 
daß ſie nicht einmal mit großem Verluſt aufgenommen wurden, und 
die Regierung ſich zu einer beträchtlichen Reduktion ihrer Zirkulation 
entſchließen und fie gegen Regierungs⸗Obligationsſcheine — 6 Prozent 
Zinſen tragend — austauſchen mußte, ausgeführt durch die Kinſatu⸗ 
(buchſtäblich Goldnoten) Auswechſlungs-Bonds⸗ Regulierung. Sowohl 
durch dieſe Maßnahmen, wie durch den wachſenden Kredit der Re- 
gierung, verlor ſich allmählich der Haß gegen das Papiergeld, ſo daß 
das Volk es ſchließlich wegen ſeiner leichteren Handhabung, dem ge⸗ 
prägten Gelde vorzog. 

Die Angelegenheiten waren in günſtigem Fortſchritt begriffen, als 
im Jahre 1877 (10. Jahr von Meiji) eine Rebellion in den ſüdweſt⸗ 
lichen Provinzen ausbrach; die Regierung war abermals gezwungen, 
ihre Zuflucht zu einer erneuten Emiſſion nicht konvertierbaren Papier⸗ 
geldes in bedeutendem Umfange zu nehmen, was ein Anſchwellen des 
Umlaufes und eine Entwertung der Noten herbeiführt. Aber es gab 
noch eine weitere Urſache für dieſe Folgen, die jetzt durch den in 1876 
ſo bedeutend erhöhten Notenbetrag der Nationalbank in Erſcheinung 
trat, veranlaßt durch die in der „National-Bank-Regulation“ (Kaiſer⸗ 
liche Verordnung Nr. CVI) geſtattete, bedeutende Vermehrung der 
Anzahl der Nationalbanken. Die Wirkung der Depreſſion machte ſich 
nach verſchiedenen Richtungen hin fühlbar und zwar zunächſt in der 
rapiden Steigerung der Geldpreiſe, denn Gold und Silber ging ins 
Ausland, die Einfuhr überſtieg die Ausfuhr, die Landleute hatten 
luxuriöſe Gewohnheiten angenommen, und die Handelswelt ſchwelgte 
in ſpekulativen Illuſionen, bis ſie durch den finanziellen Krach von 
1880/81 ernüchtert wurden. Daß einer Emiſſion unkonvertierbaren 
Papiergeldes eine unvermeidliche und unheilvolle Kalamität folgen 
müſſe, wäre mit einigem geſunden Menſchenverſtand vorauszuſehen 
geweſen, aber die von der Regierung ergriffenen Mittel haben zur 
Genüge gezeigt, daß die Leiter dieſe einfache Wahrheit nicht begreifen 
konnten. Sie erachtete den Preisunterſchied zwiſchen Silber und 
Papier nicht als ein Anzeichen der Entwertung des Papieres, ſondern 
als eine Erhöhung des Silberwerts. Sie verſuchte daher, das Steigen 
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des Silbers dadurch zu unterbinden, daß ſie den Betrag feiner Zir⸗ 
kulation zu vergrößern zu ſuchten. Die Regierung verkaufte Silber⸗ 
münzen und eröffnete Wechſelſtuben zum Austauſch mexikaniſcher 
Dollars, während fie gleichzeitig in Vokohama eine Münzbank er⸗ 
richtete, um, wie ſie annahm, damit die vom Volk angehäufte Münze 
herauszulocken. Aber je länger dieſe Mittel wirkten, deſto höher ſtieg 
das Silber im Werte, die YJokohama⸗Münzbank war dem Bankerott 
nahe, und niemand konnte abſehen, um wieviel das Papiergeld noch 
fallen würde. 

Endlich aber wurde den Herren, die die Verantwortung trugen, 
der wahre Weg, um der finanziellen Not entgegenzutreten, klar. Im 
September 1880 begann die Regierung einen Teil des zirkulierenden 
Papiergeldes einzulöſen. Die Entwertung dauerte jedoch fort, ohne 
abzunehmen. In dieſer Kriſis, im Oktober 1880, wurde ich Finanz⸗ 
miniſter. Es wurde mir beim Studium des Falles klar, daß, wollte 
die Regierung zur Erreichung des Zieles gelangen, ſie Schritte tun müſſe, 
zu gleicher Zeit mit der Wiedereinlöſung eines Teils des zirkulierenden 
Papiergeldes, den Reſervefonds der Regierung zu vermehren. Mehr 
noch, um eine ſichere Baſis für des Landes Finanzen zu haben, und 
das drückende Elend der augenblicklichen Zeit zu mildern, brauchte 
ich eine Zentralbank mit der alleinigen Vollmacht, konvertierbare 
Noten auszugeben. Ich unterbreitete meinen Kollegen einen ent⸗ 
ſprechenden Entwurf. In dem ſich daran ſchließenden Kabinettsrat 
wurden meine Vorſchläge gebilligt, und im Juni 1882 wurde durch 
Kaiſerliche Verordnung Nr. XXXII die Nippon Ginko (Bank von Ja⸗ 
pan) gegründet. Zwei Jahre ſpäter, im Mai 1884, wurde durch 
Kaiſerliche Verordnung Nr. XVII die Bank von Japan bevollmäch⸗ 
tigt, konvertierbare Noten auszugeben. Nachdem die nötige Grund⸗ 
lage auf dieſe Weiſe gelegt war, bemühte ſich die Regierung ernſt⸗ 
lich, auf dieſer Grundlage ein geſundes Finanzſyſtem zu errichten. 
Die Methoden der Erhebung und Ausgabe der Staatseinkünfte wur⸗ 
den geändert, und die größte Sparſamkeit wurde in den Ausgaben 
auf allen Gebieten beobachtet. Die Hälfte des auf dieſe Art er⸗ 
zielten Überſchuſſes wurde zur Einlöſung des Papiergeldes verwendet, 
und die andere Hälfte dem Reſervefonds der Regierung hinzuge⸗ 
fügt. Außerdem wurde zu Ende des Jahres 1881 dieſer Reſerve⸗ 
fonds zur Diskontierung ausländiſcher Wechſel benutzt, um den Ex⸗ 
porthandel des Landes zu heben, wodurch in Wechſelwirkung Geld 
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ins Land kommen mußte. Auf dieſe Weiſe nahm die Regierung jedes 
Mittel wahr und ließ nichts ungenützt, das Syſtem konvertierbarer 
Noten einzuführen. 

So ging die Einlöſung von Papiergeld Hand in Hand mit der 
Vermehrung des Reſervefonds der Regierung und bald, gegen Ende 
des Jahres 1885, ſtieg der Kredit der Regierung derart, daß der 
Unterſchied zwiſchen Silberwert und Papiergeld beinahe ſchwand. 
Der geeignete Augenblick ſchien nun gekommen, um die konvertier⸗ 
baren Noten gegen die unkonvertierbaren zu vertauſchen. Die Re⸗ 
gierung machte daher durch Kaiſerliche Verordnung Nr. XIV. im 
Juni 1885 bekannt, daß Zahlungen in klingender Münze nach dem 
1. Januar 1886 wieder geleiſtet werden würden. So wurde endlich 
das Syſtem des unkonvertierbaren Papiergeldes über Bord geworfen 
mit allen daraus entſtandenen Übeln. Kurz zuvor hatte die Regie⸗ 
rung eingeſehen, daß die Noten der Nationalbank gleichfalls des 
Ausgleichs bedurften, und durch Kaiſerliche Verordnung Nr. XIV 
vom Mai 1883 wurden gewiſſe Verbeſſerungen in den Verordnungen 
eingeführt, deren Hauptpunkt in der gemeinſamen Einlöſung der 
Noten aller Banken lag. In dieſer Weiſe fand die Einlöſung der 
Banknoten wie auch des Papiergeldes der Regierung ſtatt. Die Zir⸗ 
kulation beider hörte am 31. Dezember 1899 auf. 

Während die Schäden des unkonvertierbaren Papiergeldes ver⸗ 
ſchwanden, trat andererſeits eine Folge aller dieſer Reformen zu 
Tage; ſie machten nämlich Japan in Wahrheit zu einem Lande der 
Silberwährung. Dies war vielleicht unvermeidlich für das Land, um 
auf einen geſunden finanziellen Standpunkt zu gelangen. Die Auto⸗ 
ritäten wußten natürlich, daß zu einer geſunden finanziellen Ent⸗ 
wicklung Japan früher oder ſpäter der internationalen ökonomiſchen 
Gemeinſchaft beitreten und dazu die Goldwährung einführen mußte. 
Daß die Regierung eine Politik verfolgte, die Japan unvermeidlich 
zu einem Land der Silberwährung machte, hatte ſeinen Grund haupt⸗ 
ſächlich in der Schwierigkeit, ſofort einen großen Goldreſervefonds 
zuſammenzubringen, der zur Einführung der Goldwährung nötig 
war. Es war deshalb ratſam, letzteres vorläufig zu verſchieben und 
einer günſtigeren Zeit zu überlaſſen. 

Die erſte Urſache der jüngſten ſchnellen Entwertung des Silbers 
müſſen wir der Einführung der Goldwährung in Deutſchland im 
Jahre 1873 zuſchreiben, in deren Verfolg Deutſchland anfing, Silber 
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zu verkaufen. Unter anderen wichtigen Urſachen muß die Beſchrän⸗ 
kung und das ſchließliche Aufhören der Silberprägung in den Län⸗ 
dern der lateiniſchen Münzkonvention, ſowie die Entdeckung reich⸗ 
haltiger Silberminen in Nordamerika erwähnt werden. Als jedoch 
im Jahre 1893 Indien, das größte Silberland Aſiens, Schritte tat, 
ſein Münzſyſtem umzuwandeln, machte ſich ein plötzlicher Niedergang 
der Silberpreiſe auffallend bemerkbar. Da zu dieſer Zeit Japan de 
facto ein Silberland war, waren die damit verbundenen Folgen ſehr 
ernſt. Schwankungen in auswärtigen Papieren wurden häufig und 
unberechenbar; Geſchäftsleute verloren den Maßſtab für Werte und 
waren genötigt, fortwährend auf der Hut zu ſein gegenüber den 
Schwankungen auf dem Geldmarkt, ſo ſehr, daß der auswärtige Han⸗ 
del mehr und mehr zu vorübergehender Spekulation neigte. Die 
Erwartung, geſundes Wachstum im Handel zu ſehen, wurde immer 
hoffnungsloſer ſowohl im Lande wie auswärts. Dergeſtalt wurde 
den Finanzmännern des Landes die Notwendigkeit immer klarer, Gold 
als Münzfuß für Japan einzuführen, da dieſes Metall den geringſten 
Veränderungen im Preis unterworfen iſt und ſich am beſten als 
Mittel zum Tauſchhandel eignet. 

Dieſe ſo notwendige Reform war aber ſehr ſchwer durchzuführen. 
Unerwarteterweiſe ſchien die Annahme der chineſiſchen Kriegsentſchä⸗ 
digung die erwünſchte Gelegenheit zu bieten. Nach den Bedingungen 
des Friedensvertrages hatte Japan ſeine Entſchädigung in Kuping 
Taels zu bekommen. Mir kam der Gedanke, daß in Anbetracht der 
bisherigen Unbeſtändigkeit des Silbers, wie auch in der Ausſicht 
auf die Möglichkeit der Einführung der Goldwährung in unſerem 
Lande, es für uns vorteilhafter ſein würde, die Zahlung der Kriegs⸗ 
entſchädigung in engliſchem anſtatt in chineſiſchem Geld zu erlangen. 
Der Staatsminiſter, Marquis Ito, verhandelte auf meine Veranlaſ⸗ 
ſung mit den chineſiſchen Autoritäten, und erreichte es, daß die 
Entſchädigungsſumme in Sovereigns gezahlt werden ſollte. 

Nicht lange danach, als ich zum Miniſterpräſidenten ernannt 
wurde, machte ich ſofort Anſtrengungen zur Vorbereitung der Gold⸗ 
währung. Im Februar 1897 wurde ein Entwurf zur Ausführung 
der Reform ausgearbeitet, der aber auf großen Widerſtand ſtieß. 
Einige ſagten, die niedrigen Silberpreiſe würden eher den Handel 
mit den Goldwährungsländern fördern, während die Annahme der 
Goldwährung die Höhe unſerer Ausfuhr nach jenen Ländern ver⸗ 
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mindern würde. Wieder andere meinten, daß Japans Handel in⸗ 
folge ſeiner Lage im Mittelpunkt der Silberwährungsländer des 
Oſtens ſehr unvorteilhaft abſchneiden würde gegenüber dieſen Län⸗ 
dern, wenn es die einheitliche Goldwährung annehmen würde. Von 
dritter Seite wurde die Befürchtung laut, daß Japan nicht genügend 
Gold produziere, um eine ſtändige Goldwährung durchzuführen. End⸗ 
lich hob man hervor, daß das nach dem Ausland exportierte Silber⸗ 
geld 100000000 Yen überſtiege, die, wenn ſie zum Eintauſch nach 
Japan zurückkämen, dem Nationalſchatz große Verluſte verurſachen 
würden. Inmitten all dieſer Oppoſition blieb die Regierung feſt in 
ihrem Entſchluß, und die Vorlage wurde dem Reichstag im März 
1897 vorgelegt, von beiden Häuſern angenommen, vom Kaiſer ge⸗ 
nehmigt und als Geſetz Nr. XVI am 29. desſelben Monats bekannt 
gemacht. 

Die Regierung mußte eine geeignete Methode ausfindig machen, 
um das nun plötzlich einlaufende Silbergeld unterzubringen. Die 
Summe belief ſich auf insgeſamt 75093822 Yen. Dieſe große Summe 
wurde folgendermaßen verteilt: 27567012 Yen wurden zwiſchen dem 
30. und 32. Rechnungsjahr von Meiji (1897/1900) zu Scheidemünze 
umgemünzt; 40786662 Yen wurden in Shanghai, Hongkong und 
anderswo verkauft; 6740148 Yen wurden nach Formoſa, Korea und 
anderwärts geſchickt und in dieſen Ländern verausgabt. In dieſer 
Weiſe wurde über den ganzen Betrag genau in einem Jahr und 
drei Monaten nach Veröffentlichung des neuen Münzgeſetzes verfügt. 
Es iſt möglich, daß die Währung in Formoſa für die erfolgreiche 
Wirkung der Goldwährung in Japan ungünſtig geweſen iſt. So 
wünſchenswert es war, die reine Goldwährung auf der Inſel For⸗ 
moſa durchzuführen, ſo unmöglich wurde es, in Anbetracht der großen 
Schwierigkeiten, der chineſiſchen Bevölkerung dieſer Inſel einen Wechſel 
in ihren Gewohnheiten und Gebräuchen beizubringen, wie auch in 
den nahen kaufmänniſchen Beziehungen, die zwiſchen Formoſa und 
dem Hauptland beſtehen. Obgleich Gold die Richtſchnur der Werte 
war, mußte aus dieſen Gründen für einen begrenzten Zeitraum Um⸗ 
lauf des Silber⸗Yen geſtattet bleiben, deſſen Wert von der Regierung 
von Zeit zu Zeit beſtimmt wird. 
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IV. Finanz⸗Politik.“) 
Vom Vize ⸗Finanzminiſter Sakatani. 


Die Geſchäfte des Finanzdepartements ſchreiten ſehr gleichmäßig 
vorwärts, unbekümmert aller Wechſel, die im Kabinett ſich ereignen 
mögen. Die Ausarbeitung der Einzelheiten und die Einzelheiten 
der finanziellen Schätzungen und Abrechnungen müſſen ohne Unter⸗ 
brechung ihren Gang gehen. Die Organiſation der Finanzabteilung 
iſt derartig, daß dies ſtets der Fall ſein wird.““ 

Wie leicht begreiflich, iſt das Finanzdepartement die Seele der 
Regierung, da an dieſes alle Geſuche um Fonds zur Ausführung 
von Plänen und Programmen gelangen müſſen. Von den drei Bu⸗ 
reaus des Finanzdepartements darf das Abrechnungsbureau als das 
wichtigſte gelten, da von ihm alle Arbeit ausgeht und zur Aus⸗ 
führung gebracht wird. Das Kajjen- und Schuldenbureau und das 
Steueramt bilden die beiden Flügel zum Abrechnungsbureau. Das 
erſtere übernimmt die tatſächlichen Auszahlungen und iſt deshalb mit 
einem Kaſſenkontor verbunden, oder vielmehr mit einer ganzen Reihe 
von Kaſſen von verſchiedener Größe und Wichtigkeit. Das zweite iſt mit 
zwei Kontoren verbunden und hat die Verpflichtung, die Steuern 
ſowohl wie die anderen Einnahmen der Regierung zu erheben. Die 
beiden Kontore ſind das Einſammlungsbureau und das Steueramt. 
Die Arbeit der Zentralkaſſe wird durch die Bank von Japan aus⸗ 
geführt, die auch die Ausgabe der Noten und der Anleihen übernimmt. 

Das Verfahren im Finanzdepartement mit Bezug auf das Bud⸗ 
get, das im Abrechnungsbureau vorbereitet wird, iſt wie folgt: die 
verſchiedenen Regierungsdepartements überweiſen dieſem Bureau ihre 
Abſchätzungen, und aus dieſen ſetze ich das Budget ſowie die Methode 
und die Mittel zuſammen, durch die alle verſchiedenen Poſten ge⸗ 
deckt werden ſollen. Dieſes Budget geht an das Kabinett, von dieſem 
an den Kaiſer und nach deſſen Genehmigung zurück an das Kabinett, 
um dem Parlament unterbreitet zu werden. Sobald das Budget 
durch das Parlament gegangen iſt, kehrt es in mein Bureau zurück. 
Durch das Kaſſenbureau bevollmächtige ich ſodann die übrigen Kaſſen, 


) Dies wurde vor 1904 geſchrieben. 
**) Eine Skizze, die die Beziehungen der verſchiedenen Bureaus des Finanz⸗ 


departements untereinander erläutert, befindet ſich im Anhang. 
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den verſchiedenen Departements die zu ihrem Betrieb nötigen Sum- 
men auszuzahlen und weiſe zugleich das Steuerbureau an, in welcher 
Weiſe die Gelder zu erheben ſind. Während des ganzen Finanz⸗ 
jahres erhalte ich die Berichte über die tatſächlichen Einnahmen 
und Ausgaben im Gegenſatz zu den veranſchlagten. Am Schluß, 
ſobald die Berichte aller Departements eingegangen ſind, werden die 
Geſamteinnahmen und Ausgaben zuſammengeſtellt und dem Ka⸗ 
binett überwieſen. Von dort gelangen ſie zur Prüfung in die Rech⸗ 
nungskammer und werden von ihr dem Kabinett dann wieder zu⸗ 
geſtellt. Dann erhalten ſie die Kaiſerliche Genehmigung und werden 
dem Parlament unterbreitet. Finden außergewöhnliche Ausgaben 
ſtatt, ſo beratſchlagt das Kabinett mit dem Abrechnungsbureau, wie 
dieſe zu decken ſeien, ob durch vermehrte Steuern, durch Anleihen ꝛc. ꝛc. 
Um ein Beiſpiel zu geben, nehmen wir die jüngſten Aufwendungen 
für die Expedition nach Nord⸗China. Es machte ſich der allgemeine 
Wunſch geltend, ſich auf die chineſiſche Kriegsentſchädigung zu ver⸗ 
laſſen und eine Anleihe aufzunehmen, um die Ausgaben der Expe⸗ 
dition zu decken. Ich widerſetzte mich dem, denn einmal dürfte die 
Zahlung der Kriegsentſchädigung eine ſehr unſichere Sache ſein, und 
andererſeits hielt ich es für einen ſehr ungünſtigen Zeitpunkt, eine 
Anleihe aufzunehmen. Ich empfahl daher eine Erhöhung der Steuern 
auf Luxusartikel wie etwa: Safe, Bier und Tabak. Dieſe neuen 
Steuern wurden erſt nach langen Verhandlungen von der Regie⸗ 
rung angenommen. Es war meine Hoffnung, daß, wenn die chine⸗ 
ſiſche Kriegsentſchädigung gezahlt werden ſollte, dieſe Summe, die 
dann ebenſo viel disponibles Geld repräſentierte, zur Beſeitigung 
ſchlechter Steuern benutzt werden ſollte, d. h. ſolcher Steuern, die 
von den allernotwendigſten Lebensbedürfniſſen erhoben wurden, im 
Gegenſatz zu denen, die auf Luxusartikel gelegt waren. Bis jetzt 
werden auf Luxusartikel in Japan keine hohen Steuern erhoben, im 
Verhältnis zu anderen Ländern. Die finanziellen Verhältniſſe der 
japaniſchen Regierung ſind ſo geſund, daß wir noch immer einen 
Überſchuß der Einnahmen über die Ausgaben verzeichnen können. 
Die Frage, die im Kabinett fo viele Worte über die finanzielle Ge⸗ 
fahr verurſachte, löſte ſich nach einigen Unterſuchungen ganz ein⸗ 
fach dahin auf: Sollen wir auf augenblickliche Ausführung der von 
der Regierung geplanten Unternehmungen beſtehen oder ſie einſt⸗ 
weilen hinausſchieben? Es handelt ſich dabei um Eiſenbahnbauten, 
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Flußregulierungen ꝛc., was in keiner Weiſe von einer finanziellen 
Schwäche Zeugnis ablegt. 

Ich werde an dieſer Stelle die genaue Lage unſerer finanziellen 
Anordnungen erläutern, da ich glaube, daß dies nicht nur weſent⸗ 
lich für unſere eigene Bevölkerung, ſondern ebenſo wichtig für die 
Inhaber unſerer Anleihenanteile ſein dürfte. Ich kann das Parla⸗ 
ment, das in ſeinen Sitzungen über japaniſche Finanzangelegenheiten 
verhandelt, mit einer Verſammlung von Aktionären vergleichen, in 
der die Finanzlage der Geſellſchaft zur Diskuſſion ſteht. Und ſo halte 
ich es für das Richtigſte, die wirkliche Lage der japaniſchen Finanzen 
zum Beſten unſerer heimiſchen wie fremden Gläubiger vorzuführen. 
Jedes Mißverſtändnis zu beſeitigen, erachte ich für meine Pflicht. 
Im Reichstage von 1902 waren unzweifelhaft die Grundſteuer und die 
Reform der Finanzen und der Verwaltung die beiden großen Fragen, 
über die das Haus ſich nicht mit der Regierung verſtändigen konnte. 
Aber dieſe Meinungsverſchiedenheiten entſtanden nicht aus irgend 
einer Verwirrung der Finanzen, bei denen ſich keinerlei Schwierig⸗ 
keiten vorfanden. Denn die Verhandlungen beſchränkten ſich auf die 
wirtſchaftlichen Erfolge der Grundſteuererhöhung und über die Gren⸗ 
zen, bis zu denen die Reformen ausgeführt werden ſollten. Fremde 
mögen indeſſen geglaubt haben, daß die jüngſt erfolgte Auflöſung 
des Parlaments auf das Vorhandenſein ernſter Schwierigkeiten in 
unſerem Finanzſyſtem ſchließen laſſe. Kurz, alles, was die Regie⸗ 
rung zu vollbringen geſucht hatte, war die Erlangung von Mitteln 
zur Ausdehnung der Marine. Wenn daher die Regierung auf dieſen 
Plan verzichtet hätte, ſo wäre kein Bedürfnis für die Erhöhung der 
Grundſteuern vorhanden geweſen. Die Frage der Reform der Ver⸗ 
waltungsausgaben dürfte kaum als eine, die die Sicherheit der na⸗ 
tionalen Exiſtenz gefährdet, betrachtet werden. Wie ich ſchon oft 
wiederholt habe, ſind folche Dinge, wie die Streitigkeiten politiſcher 
Parteien, durchaus belanglos für die, denen die Leitung unſerer na⸗ 
tionalen Finanzen anvertraut iſt und deren einziges Ziel deren ge⸗ 
ſunde Entwicklung bildet. Es ſind wirklich keinerlei Schwierigkeiten 
für unſere Finanzen zu befürchten, wenn ſie derart geleitet werden, 
daß ſie ſtets einen kleinen Überſchuß der Einnahmen über die Aus⸗ 
gaben verbürgen, der durch Verkürzung auf dem Gebiet der natio⸗ 
nalen Unternehmungen herbeigeführt wird. Allerdings muß im Auge 
behalten werden, daß die Frage der nationalen Entwicklung nicht 
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immer nur vom finanziellen Standpunkt aus betrachtet werden darf. 
Es gibt verſchiedene wichtige Fragen, die für die Förderung der 
Nationalſtärke in Betracht gezogen werden müſſen und mit deren 
Berückſichtigung auch unſer finanzielles Programm aufgeſtellt werden 
muß. Wollen wir dieſen Gegenſtand nur vom finanziellen Stand⸗ 
punkt aus betrachten, ſo iſt tatſächlich nichts weſentlicher als ſtrengſte 
Sparſamkeit. Mit Bezug auf die gegenwärtige politiſche Lage muß 
die Vermehrung der Flotte als höchſt dringlich erachtet werden, wäh⸗ 
rend vom finanziellen Standpunkt aus jeder Plan, der zur Ver⸗ 
mehrung unſerer Laſten beiträgt, keinerlei Ermunterung finden 
ſollte. Wenn es jedoch einmal feſtgeſtellt iſt, daß gewiſſe Ausgaben 
notwendig ſind, ſo müſſen wir ſie unter möglichſt geringer Beun⸗ 
ruhigung zu decken ſuchen. Als wir im Jahre 1896 das jetzt be⸗ 
ſtehende finanzielle Programm aufſtellten in Übereinſtimmung mit 
ganz anderen, durch den Krieg mit China bedingten Verhältniſſen, 
wurde es allgemein anerkannt, daß unſere Hilfsquellen dabei ſehr 
angeſtrengt werden müßten. Denn nach dem angenommenen Ent⸗ 
wurf ſollten ſich die jährlichen Ausgaben, die noch im vorange⸗ 
gangenen Jahre nur 80 000 000 Yen betrugen, ſich mehr als 
verdoppeln und im Laufe der Zeit auf den enormen Betrag von 
300000000 Yen anwachſen. Mit der Abſicht, unſeren Finanzopera⸗ 
tionen, die unter ganz neuen Verhältniſſen ausgeführt werden ſollten, 
einen größeren Spielraum und mehr Tätigkeit zu gewähren, führten 
wir die Goldwährung und das Tabak-Staatsmonopol ein. Während 
das neue Programm unter tüchtiger Leitung gute Fortſchritte machte, 
zeigte unglücklicherweiſe der Geldmarkt ſehr gedrückte Verhältniſſe, 
und ſehr viele Klagen wurden im Publikum laut. Die Folge war, 
daß, als Marquis Ito ſein neues Kabinett mit Graf Inouye als 
Finanzminiſter bildete, mit Rückſicht auf dieſe Depreſſion im Geld⸗ 
markt das Finanzprogramm modifiziert wurde. Um den Geldmarkt 
zu entlaſten, kaufte Graf Inouye mit dem Barvorrat, das die Kaiſer⸗ 
liche Staatskaſſe in Reſerve hielt, für 30000000 Yen Kaiſerliche 
Bonds; außerdem lieh er der Bank für Induſtrie einen Betrag von 
über 3000000 Yen, um damit den induſtriellen Geſellſchaften in 
Oſaka und anderen Plätzen, die ſich in Schwierigkeiten befanden, eine 
finanzielle Unterſtützung zu bieten. Schließlich wurden verſchiedene 
Unternehmungen, die nach dem Kriege ins Leben gerufen worden 
waren, vorläufig aufgeſchoben. Die Politik des Finanzminiſters wurde 


zu jener Zeit als nicht fortſchrittlich kritiſiert. Aber da feine Po⸗ 
litik nur eine unbedeutende Modifikation des Originalplanes bildete 
und nur durch die ſchlechten wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Landes 
erforderlich geweſen war, ſo war es kaum möglich, jene Kritik ge⸗ 
rechtfertigt zu finden. Die Vorlage der Vermehrung der Grund⸗ 
ſteuer — von demſelben Miniſter als Teil ſeines Planes einge⸗ 
bracht — wurde vom Hauſe verworfen, das Parlament wurde auf⸗ 
gelöſt und bald darauf die Demiſſion des Kabinetts Ito ange⸗ 
nommen. 

Darauf trat das Miniſterium Okuma ein. Die Politik des neuen 
Kabinetts, das die militäriſchen Ausgaben erhöhte, verurſachte ſcharfe 
Kritik, namentlich auf Grund ſeiner Unbeſtändigkeit, da das Miniſte⸗ 
rium vorher genau denſelben Plan der militäriſchen Ausdehnung 
bekämpft hatte. Aber dafür hatte die Regierung eine einfache Er⸗ 
klärung. In Wirklichkeit veranlaßte Graf Okuma keine vermehrten 
neuen Aufwendungen; aber als eine Folge der allgemeinen Preis⸗ 
ſteigerungen waren die urſprünglichen Veranſchlagungen, wie für den 
Kauf von Land, den Bau von Kaſernen und derartiges mehr, ein- 
fach demgemäß höher geworden, und dadurch war eine Erhöhung 
von zirka 5000000 Yen eingetreten. Das Okuma⸗Kabinett brach nach 
einer kurzen Amtsperiode von drei Monaten zuſammen und hatte 
die Partei des Marquis Yamagata zum Nachfolger. Das neue Mi⸗ 
niſterium war erfolgreich genug, die Erhöhung der Grundſteuer durch⸗ 
zubringen, durch die die jährlichen Einkünfte um ungefähr 40000000 
Yen erhöht wurden. In der Zwiſchenzeit hatte auch der Geldmarkt 
einen Aufſchwung zur Beſſerung genommen. Die Bank war ge⸗ 
zwungen, den Diskont herunterzuſetzen und die Maximalgrenze für 
den nichtgedeckten Notenumlauf von 85000000 auf 120000000 Yen 
zu erhöhen. Die ſogenannte Rückwärtspolitik des Grafen Inouye 
wurde allmählich durch die früheren fortſchrittlichen Prinzipien erſetzt, 
wie ſie der nach dem Kriege aufgeſtellte Finanzentwurf verkörperte. 
Infolge des ſchweren Übergewichtes des Importes über den Export 
machte ſich indes wiederum eine Gedrücktheit des Geldmarktes ſcharf 
fühlbar. Infolgedeſſen fand man eine Reorganiſation des finanziellen 
und adminiſtrativen Syſtems erforderlich, um die Leiden der indu⸗ 
ſtriellen Kreiſe erleichtern zu können. Im Jahre 1900, als die Borer- 
aufſtände in China uns zu einem Truppentransport nach dieſem 
Lande zwangen, mußte eine Summe von 20000000 Pen durch er⸗ 
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neute Steuern aufgebracht werden, wodurch ſich die Notwendigkeit 
der Reform nur um ſo ſtärker fühlbar machte. In der Seſſion des 
Parlaments von 1901, in der die Regierung eine große Streitfrage 
mit dem Herrenhaus durchfocht, erklärte Marquis Ito zum erſten 
Male, daß die Regierung entſchloſſen ſei, die Reform unter jeder 
Bedingung durchzuſetzen, und gleichzeitig ſchien die Anſicht ſich all⸗ 
gemein Bahn brechen zu wollen, daß ſowohl Privat- wie Staats⸗ 
unternehmungen nicht in allzu großem Maßſtabe durchgeführt wer⸗ 
den können. Seitdem hat die Regierung Anfragen in Angelegenheit 
der Reformfrage veranlaßt. Das gegenwärtige Katſura⸗Kabinett, das 
dem Kabinett Ito folgte, tat einen weiteren Schritt, indem es unter 
Zuſtimmung beider Häuſer eine Kommiſſion ernannte, um eine Unter⸗ 
ſuchung der Verwaltungsangelegenheiten zu bewerkſtelligen. Mit Rück⸗ 
ſicht auf die vollzogene Entſcheidung in Verbindung mit der gründ⸗ 
lichen Reorganiſation unſeres Finanzſyſtems war das Ito⸗Miniſte⸗ 
rium gleich nach Schluß des Parlaments gezwungen, die Budget⸗ 
ſchätzungen zu modifizieren, die bereits von beiden Häuſern geneh⸗ 
migt waren. Denn, wären die urſprünglichen Veranſchlagungen für 
1901/02 in Kraft getreten, ſo würde ſich die Notwendigkeit ergeben 
haben, eine Summe von 100000000 Yen aufzubringen, beſtehend 
aus den Beträgen, die aus einer neuen Anleihe kamen, von der 
momentanen Entnahme des Boxerkontos und der Ausgabe von Schatz⸗ 
ſcheinen. Die Meinung des Herrn Watanabe, derzeitigen Finanz⸗ 
miniſters, war, daß die Ausführung des urſprünglichen Programmes 
wiederum die Geldverhältniſſe derart ernſthaft gefährden würde, daß 
es zur Störung des wirtſchaftlichen Fortſchrittes Japans führen 
müſſe. Er ſchlug deshalb vor, einige der Staatsunternehmungen auf⸗ 
zugeben und als erſten Schritt in dieſer Richtung, die Aufnahme der 
erwähnten Anleihe zu verſchieben. Die Regierung beratſchlagte über 
Herrn Watanabes Politik. Einige Miniſter behaupteten, daß die Zu⸗ 
rückſtellung der Anleihe, die bereits vom Parlament genehmigt war, 
eine zu unbeſtändige Handlung ſeitens der Regierung ſei, die ſie ur⸗ 
ſprünglich in ihrem Budget ſelbſt vorgeſchlagen hatte. Obgleich man 
ſich ſchließlich dahin einigte, die vorgeſchlagene Anleihe um 9000000 
Den zu verkürzen (alſo der gänzliche Ausſchluß einer Anleihe in den 
Budgetveranſchlagungen für die nächſten Jahre nicht entſchieden 
wurde), ſo hat doch dieſe Uneinigkeit unter den Mitgliedern des 
Miniſteriums zu ſeinem Sturz führen müſſen. Man hätte dies an 
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dem Beiſpiel des Ito⸗Kabinetts wohl vorausſehen dürfen. Was die 
finanziellen Angelegenheiten betrifft, ſo laſteten ſie auf dem neuen 
Miniſterium ebenſo wie auf dem alten. Die Regierung fühlte in⸗ 
deſſen, daß, wenn ſie wirklich Reformen durchführen wollte, zunächſt 
geſunde und weit reichende Prinzipien feſtzulegen ſeien, nach denen 
ſolche Reformen in erſter Linie geleitet werden müßten. Wenn man 
in Betracht zieht, daß der weſentliche Gegenſtand der Staatsfinanzen 
nichts anderes als das wirtſchaftliche Gedeihen des Landes bedeutet, 
und daß, wenn die allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſich gün⸗ 
ſtig geſtalten, ſich auch die Staatsfinanzen in gleicher Lage befinden 
werden, ſo beſchloß die Regierung, ihre beſondere Aufmerkſamkeit zu⸗ 
nächſt der Verbeſſerung des Geldmarktes zuzuwenden. Zu dieſer Zeit 
waren ſchon Vorbereitungen getroffen, um die Summe von zirka 
50000000 Yen der Anleihe aufzunehmen, und die Regierung war 
entſchloſſen, außer dieſem Betrage keine weitere Summe zu ent⸗ 
nehmen. Um die Zuſammenſtellung der Budgetſchätzungen für 
1901/02 nach dem Prinzip ſtrengſter Sparſamkeit vollziehen zu können, 
wurden von der bewilligten Anleihe zunächſt 9000000 geſtrichen und 
ſodann 30000000 Yen, durch Aufgabe oder Verkürzung der Staats⸗ 
unternehmungen erſpart, jo daß ſich im ganzen eine Summe von 
39000000 Yen ergab. Als das jetzige Miniſterium ſich gebildet hatte, 
war zunächſt eine Verſammlung der Bezirksgouverneure zuſammen⸗ 
berufen worden, um ihnen die Wichtigkeit der Provinzialfinanzen in 
ihren Beziehungen zu den nationalen zu erklären. Es wurde ihnen 
der Rat erteilt, ſich großer lokaler Aufwendungen zu enthalten, die 
beſonders durch Begünſtigung extravaganter Unternehmungen geför⸗ 
dert wurden, vor allem aber der Gewohnheit, lokale Anleihen auf- 
zunehmen, ein Ende zu bereiten. Nächſtdem lenkte die Regierung ihre 
Aufmerkſamkeit den Übelſtänden zu, die aus der Errichtung kleiner 
Banken entſtanden, die gar zu zahlreich wurden. Mit kleinem Ka⸗ 
pital und noch geringerer Erfahrung im Bankfach förderten dieſe 
Banken nur das Feſtlegen von Kapitalien in induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen in ganz unberechtigtem Maße. Unter den beſtehenden 
Verhältniſſen war es angelegtes Geld, das meiſtens nicht wieder in 
die Banken zurückfloß, um gewinnbringend verwertet werden zu 
können. Die Folgen davon waren die Vermehrung des Papierum⸗ 
laufes, die abnormale Feſtlegung von Kapitalien und die Falliſſe⸗ 
ments der kleinen Banken, die ſtets den Geldmarkt beunruhigten. 
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In dem Glauben, daß, wenn man alle ferneren Gründungen dieſer 
kleinen Banken zu hemmen ſuchte und für gleichzeitige Hebung der 
noch beſtehenden die größten Anſtrengungen machte, noch immer reich⸗ 
lich Raum für die Verbeſſerung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Landes bliebe, trachtete die Regierung danach, Vorkehrungen nach 
dieſer Richtung hin zu treffen. Da es aber vom geſetzlichen Stand⸗ 
punkt aus nicht wünſchenswert ſchien, die Gründung von Banken 
gänzlich zu unterdrücken, ſo ſchlug man vor, eine Beſchränkung da⸗ 
durch herbeizuführen, daß man eine Mindeſthöhe ihres Kapitales 
feſtſetzte und die Gründung von Banken mit einem geringeren Be⸗ 
trage als 500000 Pen einfach verbot. Dieſe Beſtimmung war jo er⸗ 
folgreich, daß, während die Kleinbanken gänzlich verſchwanden, die 
Reorganiſation der in Schwierigkeiten geratenen vollzogen wurde und 
die Aufnahme lokaler Anleihen ein allmähliches Ende nahm. Dieſe 
das Bankweſen betreffenden Regulierungen, verbunden mit dem Auf⸗ 
ſchub öffentlicher Anleihen, zeitigte eine günſtigere Stimmung auf 
unſerem Geldmarkt. Der hervorragendſte Zug des Budgets vom 
Jahre 1902/03 beſtand in ſtrengſter Sparſamkeit, der ſich durch Strei⸗ 
chung aller Ausgaben, die nicht abſolut erforderlich waren, am klar⸗ 
ſten offenbarte. Alle zuläſſigen Fonds wurden verwendet, um die 
öffentlichen Anleihen zu vermindern. Es fehlte auch nicht an Auf⸗ 
munterung zur Sparſamkeit unter dem Volk. In dieſer Abſicht wurden 
die Bezirksgouverneure angewieſen, dieſe Idee mit den ihnen zu Ge⸗ 
bote ſtehenden Mitteln zu unterſtützen. Der bis jetzt erzielte Erfolg 
verſpricht Gutes, denn die Geſamteinlagen der Sparkaſſen zeigen eine 
beſtändige Zunahme. Auch das allgemeine Reſultat, das die Regie⸗ 
rung in der Förderung des wirtſchaftlichen Fortſchrittes erzielte, 
ſollte ſich bald offenbaren. Denn von nun ab fallen ſowohl die 
Preiſe wie die Löhne. Die widrigen Verhältniſſe unſeres Handels 
mit dem Auslande haben ſich gebeſſert. Der Zinsfuß der Bank von 
Japan konnte ſinken, und mit Ausnahme eines unbedeutenden Be⸗ 
trages gegen Ende vorigen Jahres, erlebten wir keine ſtarke Zu⸗ 
nahme des Notenumlaufes, die ſonſt eine ſo gewöhnliche Erſcheinung 
geweſen war. Die Verhältniſſe des Geldmarktes betreffend, verdient 
es Erwähnung, daß die Summe unverzinsbaren Geldes, die bei der 
Bank von Japan von anderen Banken deponiert worden war, 
20000000 Hen erreichte. Dies iſt eine ungewöhnliche, in der Ge- 
ſchichte der Bank bisher nie gekannte Lage der Verhältniſſe, da ſie, 
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umgekehrt, faſt immer nur den anderen Banken zu leihen hatte. 
Überdies ergeben zwar die Handelsausweiſe für 1902 auf den erſten 
Blick einen Überfchuß des Imports gegen den Export von 13000000 
Den, aber es hat ſich herausgeſtellt, daß, wenn man die für den 
Import befolgte Kalkulationsmethode auch auf den Export anwendet 
und die auf ſeine Werte entfallenden Koſten einrechnet, ſich das 
ganz entgegengeſetzte Verhältnis ergeben müßte. Und ſo befand ſich 
1902 der wirkliche Wert des Exports um 1516000000 Yen im 
Überſchuß gegen den Import. Während ſich unſere Finanziers zu 
dieſen Symptomen wirtſchaftlicher Entwicklung beglückwünſchen dür⸗ 
fen, ſieht man gleichzeitig mit Bewunderung, wie ſich die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Landes weiter entfalten. 

Wir kommen nun zu den Verhandlungen über Finanzfragen 
und der Reorganiſation der Verwaltung, die die Parlamentsſeſſion 
von 1902/03 ſo lebhaft beſchäftigte. Um dieſes komplizierteſte aller 
Probleme zu bearbeiten, ernannte die Regierung 1902 eine Spezial⸗ 
kommiſſion, der ich als Mitglied angehörte, und der bereits früher 
Erwähnung geſchehen iſt. Die Kommiſſion zerfiel in drei Abteilungen 
für Finanz⸗, Verwaltungs- und Beamtenorganiſation, und ich ſelbſt 
wurde mit der Oberleitung der Finanzabteilung betraut. Da ich nun 
perſönlich an dieſer Materie intereſſiert geweſen bin, ſo bin ich zu 
ſagen berechtigt, daß ich über alle Einzelheiten des Reſultats der 
Unterſuchung, mit Bezug auf die Finanzreform von dieſer Zeit ab 
Aufſchluß geben kann. Da wir geſehen haben, daß unſer Finanz⸗ 
ſyſtem bereits teilweiſe reorganiſiert war, ſo richteten ſich unſere Ge⸗ 
danken ganz von ſelbſt auf die Zukunft. Wir empfanden die Not⸗ 
wendigkeit der Erweiterung unſeres Unterſuchungsgebiets, ihre Aus⸗ 
dehnung auf die Vorgänge in fremden Ländern, um dieſe Kenntnis 
nutzbar zu machen. Die erſte und wichtigſte Sache, die unſere Auf- 
merkſamkeit beanſpruchte, war das Wachstum unſerer Beziehungen 
zum aſiatiſchen Kontinent, das zur Zeit des post bellum-Finanz- 
entwurfes ſchon einmal volle Berückſichtigung gefunden hatte. Mit 
der ſtetigen Entwicklung unſerer nationalen Kräfte mehrten ſich auch 
unſere politiſchen wie kommerziellen Unternehmungen in dieſen Län⸗ 
dern. Unter der Vorausſicht, daß eine künftige Erhöhung unſerer 
nationalen Aufwendungen eine unvermeidliche Folge unſeres ſtets 
wachſenden Einfluſſes auf jenem Kontinent zur Folge haben mußte, 
mühten wir uns, Quellen zu finden, aus denen uns die Mittel für 
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weitere Ausgaben fließen ſollten. Es ſtellte ſich heraus, daß die Grund⸗ 
ſteuer nicht viel verſprach, da ſie über einen beſtimmten Punkt nicht 
erhöht werden durfte und jeder Verſuch einer Erhöhung ſtets po⸗ 
litiſche Störungen zur Folge gehabt hatte. Dagegen ergaben ſich als 
beſte Einnahmequellen alkoholiſches Getränk (Safe) und Tabak, die, 
wenn richtig ausgebeutet, unſere Einnahmen bedeutend erhöhen wür⸗ 
den. Eingangszölle wurden ebenfalls für ergiebige Quellen, den 
Staatsſäckel zu füllen, angeſehen; wir ſollten uns vorſichtig fragen, 
ob eine Erhöhung der Eingangszölle nach Verlauf von zwölf Jahren 
uns nicht ſelbſt großen Schaden bereiten könnte? Es iſt keine ſo 
leichte Aufgabe, Tarife zu erhöhen, denn im Verkehr mit anderen 
Nationen gilt das Prinzip der Gegenſeitigkeit, und einer unbeſonnenen 
Erhöhung unſerer Zölle könnten Vergeltungsmaßregeln folgen, die 
ſehr unvorteilhafte Zuſtände für uns herbeiführen könnten. Außer 
der Spiritus⸗ und Tabakſteuer bleibt aber noch der Zuckerzoll als 
eine gute Quelle der Staatseinkünfte. Wenn auch noch nicht genü⸗ 
gende Zeit zur Beurteilung der Erfolge dieſer Steuer vorüberge⸗ 
gangen iſt, ſo darf doch ſchon jetzt behauptet werden, daß, wenn wir 
eine Förderung unſerer Zuckerinduſtrie nicht wünſchen, eine erhöhte 
Beſteuerung zuläſſig wäre; wollen wir ſie aber fördern, ſo iſt die 
Erhöhung nicht ratſam. Die letztere Anſicht hat ſich die Regierung 
zu eigen gemacht hat, und daher beſchloß ſie, es bei der beſtehenden 
Steuer zu belaſſen. 

Außer der Zuckerſteuer kam noch eine für Seidenwaren als eine 
mögliche Einnahmequelle zur Verhandlung. Aber die Ermittelungen 
ergaben derartige praktiſche Schwierigkeiten bei den beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſen dieſer Induſtrie, daß davon Abſtand genommen werden 
mußte. 

Unter den zukünftigen Einnahmequellen darf die Waldwirtſchaft 
als ausſichtsreich gelten. Da die Ausbeutung der Forſten Veran⸗ 
laſſung zu vielfachen öffentlichen Verhandlungen gegeben hat, fo 
ernannte die Regierung eine Kommiſſion, der ich als Mitglied an⸗ 
gehöre, um die Verwaltung der Forſten zu überwachen, und dieſe 
Arbeit iſt bereits im Gange. 

Wir dürfen nun auf die Prüfung der beiden vorzüglichſten Ein⸗ 
nahmequellen, Alkohol und Tabak, zurückkommen, die wohl ſtets die 
wichtigſten Gegenſtände wirtſchaftlichen Studiums für jedes künftige 
Miniſterium bilden dürften. Bis jetzt hat die Regierung das Saks⸗ 
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Brauen nur vom Standpunkt der Einnahmequelle aus betrachtet. 
Angeſichts der enormen Quantität von 4000000 Koku (1 Koku = 
39,7 engl. Gallonen) jährlicher Produktion, mußte die Regierung das 
Objekt auch als Induſtrieprodukt von größter Bedeutung anſehen, 
das noch weiterer Entwicklung fähig erſcheint. Saks gleicht in vielen 
Punkten dem Bier, das in verſchiedenen fremden Ländern als ein 
wichtiger Handelsfaktor für den Export gilt. Die weſentlichſte Verſchie⸗ 
denheit zwiſchen den beiden liegt in dem dazu verwendeten Material, 
das bei dem einen aus Reis und bei dem anderen aus Malz beſteht. 
In England gibt es ungefähr 200 Brauereien, die ein größeres 
Quantum Bier erzeugen als 15000 Brauereien in Japan an Saks 
erzeugen können. Dieſe Tatſache fördert am klarſten die Mängel un⸗ 
ſeres Braugewerbes zutage, das ohne Zweifel noch recht primitiv 
iſt. Wir ſind der Anſicht, daß bei Einführung wiſſenſchaftlicher Me⸗ 
thoden ſich die Braukoſten derartig verringern werden, daß die In⸗ 
duſtrie auch mit Leichtigkeit eine erhöhte Beſteuerung verträgt. Was 
nun die Tabakſteuer betrifft, ſo harrt dieſe Frage in den verſchiedenſten 
Ländern noch ihrer Löſung. In Europa iſt der Tabak größtenteils 
Regierungsmonopol. In England und Amerika ſteht er der Privat⸗ 
unternehmung offen. Fällt er aber in die Hände mächtiger Kapita⸗ 
liſten oder in die eines Kartells, ſo würde er ebenfalls zum Monopol 
werden. Die Zeit der Entſcheidung, ob die Induſtrie ſich einem 
Regierungsmonopol oder der Leitung eines Ringes unterwirft, ſcheint 
näher zu rücken. Es werden indeſſen nur zwei Wege zur Wahl ſtehen. 
Entweder die Geſamtinduſtrie entwickelt ſich zu einem Regierungs- 
monopol wie in Frankreich, Oſterreich⸗Ungarn und Italien, oder fie 
bleibt unter der Kontrolle eines hohen Zolles, wie in England. In 
jedem Falle darf der Tabak, da er einen bedeutenden heimiſchen Ver⸗ 
brauchsartikel bildet und deſſen Induſtrie ſich außerdem als leicht 
kontrollierbar erwieſen hat, als eine vielverſprechende Quelle künfti⸗ 
ger Einnahmen gelten. Dagegen werden noch viele verwickelte Pro⸗ 
bleme auftauchen, die wir in Verbindung mit dem Monopolſyſtem 
zu bekämpfen haben werden, falls die Regierung dieſe bevorzugen 
ſollte. Nach allem ſcheint es kaum möglich, beſſere oder größere Ent⸗ 
wicklung verſprechende Einnahmequellen aufzufinden als die genann⸗ 
ten Steuern auf Saké, Tabak, Zucker und ſonſtige Einfuhrzölle, von 
denen indeſſen die erſteren beiden als die ausſichtsreicheren zu be⸗ 
zeichnen wären. 
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Wenden wir uns jetzt zu dem Kapitel der Ausgaben, ſo müſſen 
zunächſt die verſchiedenartigen Unternehmungen, die noch ihrer Voll⸗ 
endung harren, in Betracht kommen, da ſie in engem Zuſammenhang 
mit der Entwicklung nationaler Intereſſen und mit dem Fortſchritt 
der Ziviliſation ſtehen. Dazu gehören u. a. die Vervollkommnung 
der Eiſenbahnen, Landſtraßen und Häfen, ferner Unternehmungen in 
China und Korea, wie auch die Errichtung von Bildungsinſtituten, 
von Leuchttürmen, Waſſerwerken, Kanaliſationen ꝛc. ꝛc. Aber die 
bei weitem größte und wichtigſte Frage, die gelöſt werden muß, bleibt 
doch immer die Flottenvergrößerung, d. h. die Ausführung des „Drit⸗ 
ten Flottenausdehnungsplanes“. Dieſe Notwendigkeit iſt von vielen 
erkannt. Wir aber, die wir mit der Leitung der Finanzen betraut 
geweſen ſind, waren nicht auf ein ſolches Erfordernis unter ſolchen 
Zeitverhältniſſen vorbereitet; aber es kam, und mit ihm kam die 
Schwierigkeit, die nötigen Fonds für dieſen neuen Flottenplan zu 
ſchaffen. Von den verſchiedenen Unternehmungen, die in den ſofort 
nach Beendigung des Krieges mit China begründeten post bellum- 
Verwaltungsplänen vorgeſehen waren, bildete die Vergrößerung un⸗ 
ſerer Flotte und unſerer Armee die wichtigſte, die wir ſeitdem nie 
anders denn als Lebensfragen für unſere nationale Wohlfahrt und 
unſeren Fortſchritt angeſehen haben. Der Plan unſerer militäriſchen 
Vergrößerung war ſo entworfen, daß ſeine Ausführung in zehn 
Jahren, d. h. 1903/04 zur Vollendung kommen ſollte. 

Bei Betrachtung dieſer Dinge möchte ich erwähnen, daß die Po⸗ 
litik der Mächte die war, große Mengen Goldes in ihren Banken 
anzuſammeln. Frankreich beſitzt 1400000000 Franken in der Bank 
von Frankreich, und Rußland und Deutſchland bewahren ebenfalls 
enorme Summen Goldes in ihren Banken. Daß der Hauptgrund 
dieſes Schrittes die Verſicherung gegen Notfälle bedeutet, dürfte klar 
genug ſein. Japan bewahrt 100000000 Yen Gold als Reſerve in 
der Bank von Japan, und außerdem 50000000 Yen als einen Spezial⸗ 
Kriegsreſervefond, der indes nur für einen möglichen Krieg Verwen⸗ 
dung finden ſoll. Die einzige Macht, die außer Japan einen ſolchen 
Kriegsbereitſchaftsfond beſitzt, dürfte, wenn ich mich recht erinnere, 
Deutſchland ſein. Wie oben ausgeführt, glaubten wir für Erhal⸗ 
tung und Mobiliſierung unſerer Armee und Flotte vorgeſorgt und 
ihre Vollendung beinahe erreicht zu haben, als eine neuerliche Ver⸗ 
mehrung der Flotte, wie ſchon erwähnt, unabweisbar an uns heran⸗ 
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trat. Die Geſamtausgabe für dieſen neuen Vermehrungsentwurf 
ſchätzte man auf 115000000 Yen, wovon tatſächlich der bei weitem 
bedeutendſte Betrag auf Kriegsſchiffe entfiel. Die Summe umfaßte 
außer den Koſten der Schiffe, die Ausgaben für die Vergrößerung der 
Flottenſtationen, für die Erhaltung und die Reſerven, die ſämtlich 
bei einer Vermehrung der Flotte nicht zu vermeiden ſind. Und nach 
vollendeter Ausführung dieſes Vergrößerungsplanes bedarf es eines 
Betrages von 6000000 Pen jährlich zur Erhaltung der neu erwor⸗ 
benen Schiffe. Die Gründe, die uns veranlaßten, eine ſo große 
Summe auf eine Flottenvergrößerung zu verwenden, dürfen wir als 
ſo wohl bekannt vorausſetzen, daß ſie einer Erklärung meinerſeits 
nicht bedürfen. Nur kurz ſei erwähnt, daß die Ausarbeitung des Pla⸗ 
nes in Übereinſtimmung mit der Entwicklung der internationalen 
Politik geſchah und durch die Befürchtung entſtanden war, daß die 
Vorherrſchaft von Japans Seemacht in nächſter Zukunft gefährdet 
ſein könnte, wenn die Dinge beim alten blieben. Um unſere natio⸗ 
nale Sicherheit und unſeren Fortſchritt zu ſichern, wurde es als un⸗ 
erläßlich erachtet, unſeren Einfluß weit über den aſiatiſchen Konti⸗ 
nent zu verbreiten. Wir durften ein Preisgeben unſerer Intereſſen, 
die wir bereits jenſeits des Meeres errungen hatten, nicht dulden, 
und das war der Grund für die dritte Flottenvermehrung. Da es 
aber unmöglich war, die Koſten dieſes Planes von den laufenden Re⸗ 
venüen zu beſtreiten, ſo mußten wir uns nach einer anderen geeig⸗ 
neten Quelle umſehen. Nach ſorgfältiger Prüfung ergab ſich, daß 
augenblicklich keine geeignetere Einnahme zur Verfügung ſtand, als 
die Grundſteuer, die, ſobald ſie auf dem jetzigen Stand erhalten blieb, 
anſtatt auf die frühere Baſis heruntergeſetzt zu werden, unſere Zwecke 
vorzüglich erfüllen, alle unnötigen Aufregungen beſeitigen und jede 
neue Belaſtung des Volkes vermeiden würde. Es dürfte indes nicht rat⸗ 
ſam ſein, andere von der Regierung geplante nützliche Unternehmen 
aufzugeben, nur um die Ausdehnung der Flotte zu ermöglichen. Einige 
behaupten, es ſei unmöglich, beides gleichzeitig auszuführen, und 
ſolle das eine errungen, ſo müſſe das andere aufgegeben werden. 
Meiner Anſicht nach wäre es in unſerem Zeitalter des kühnen Han⸗ 
delswettbewerbs aller Völker unweiſe, alle unſere Mittel auf die 
Beſchaffung von Schlachtſchiffen zu konzentrieren und die Unter⸗ 
nehmungen, die für den wirtſchaftlichen Fortſchritt unſeres Landes 
dienen ſollten, zu opfern. Es wäre ein Glück für die Nation, wenn 
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wir unſere Handelsvorherrſchaft ohne jede Flottenvermehrung er— 
halten könnten, aber leider erſcheint dies unter den beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſen im fernen Oſten nicht zu den Wahrſcheinlichkeiten zu ge⸗ 
hören. Vom politiſchen wie vom kommerziellen Geſichtspunkt be⸗ 
trachtet, dürfen wir niemals eine Verminderung unſerer Seemacht 
geſtatten, die, wenn einmal verloren, nicht wieder zu erlangen fein 
dürfte. Unter dieſen Verhältniſſen können wir nur unſere volle 
Sympathie mit dem Plan der in Frage ſtehenden Flottenausdehnung 
ausdrücken, obwohl wir uns bewußt find, daß der wirtſchaftliche 
Fortſchritt des Landes bis zu einer gewiſſen Grenze durch militä⸗ 
riſche Belaſtung unterdrückt und die Sphäre fruchtbringender Un⸗ 
ternehmungen im ganzen Lande verkürzt wird. 


V. Das Finanz⸗Syſtem. 
Bearbeitet vom Finanz⸗Miniſterium. 


Da die Revolution von 1868 durch die Macht der Verhältniſſe 
hervorgerufen war — abgeſehen davon, daß ſie die legitime Auto⸗ 
rität wiederherſtellte — ſo vollzog ſie ſich auch mit verhältnismäßiger 
Leichtigkeit, inſofern die Übertragung der politiſchen Macht in Frage 


kam. Von da ab betrat Japan eine neue Laufbahn ſeines natio⸗ 
nalen wie internationalen Daſeins. Die bis dahin abgeſchloſſene 
Nation mußte ihre Einrichtungen von Grund auf umwandeln, 
um für den Verkehr mit den Ländern des Weſtens ausgerüſtet zu 
ſein und am allgemeinen Fortſchritt der Welt teilnehmen zu können. 
Der Untergang des Schogunates und die Wiederbelebung der Kaiſer⸗ 
lichen Macht waren nur der Anfang einer ſchweren und verwickelten 
Aufgabe, nämlich der Gründung eines neuen Japans, in dem die 
Ausarbeitung des Finanzſyſtems eine wichtige Frage darſtellte. 
Es kann nicht überraſchen, daß eine aus den Wehen einer Re⸗ 
volution entſtandene Regierung auf finanzielle Verlegenheit ſtößt. 
Aber die Lage der Kaiſerlichen Regierung gleich nach ihrer Wieder- 
einſetzung war ſeltſam, infolge der Beſchaffenheit des früheren Re⸗ 
giments. In welch verworrenem Zuſtand ſich die Finanzen der neuen 
Regierung befanden, iſt aus der Tatſache erkennbar, daß im erſten 
Jahre ihrer Wirkſamkeit die Einnahmen aus den Steuern etwas 
mehr als ein Zehntel der Ausgaben betrugen und das Fehlende 
hauptſächlich durch Ausgabe ungedeckter Noten beſtritten werden 


— 337 — 


mußte. Die Poſten der Revenuen von 186 ſetzten ſich wie folgt zu⸗ 
ſammen: Steuern 3157310 Yen; Notenumlauf 24037390 Yen; An⸗ 
leihen und verſchiedene andere Eingänge: 4732482 Yen, und dieſer 
Zuſtand beſchränkte ſich nicht nur auf das erſte Jahr nach der Re⸗ 
volution. Die dringendſte Sorge der neuen Regierung war die Be⸗ 
ſchaffung genügender Hilfsmittel für die Staatskaſſe durch die Ein- 
richtung eines geeigneten Steuerſyſtems, bei deſſen Einführung Sorge 
getragen werden mußte, daß es mit der Politik des wirtſchaftlichen 
Fortſchritts übereinſtimmte. 

Es iſt ein charakteriſtiſches Merkmal des Feudalſyſtems, daß 
zwiſchen der verwaltenden Macht und dem Eigentum die klare Unter⸗ 
ſcheidung fehlt, und Japan bildete unter dem Schogunat keine Aus⸗ 
nahme von dieſer Regel. Die feudalen Ritter herrſchten nicht nur, 
ſondern übten auch ein gewiſſes Beſitzrecht über ihre Länder aus, 
und zwar in einer Weiſe, daß die Rechte des Volkes über ſeine 
Güter nach mehr als einer Richtung hin Beſchränkungen erlitten und 
die Grundſteuer nach und nach den Charakter eines Grundzinſes 
annahm. Die Grundſteuer, zahlbar in Reis, bildete unveränderlich 
das Haupteinkommen der Herren, obgleich bei mangelnder Feſtſtellung 
der Steuer die Rate je nach den verſchiedenen Lehen einem Wechſel 
unterlag; außerdem aber wurden noch verſchiedene andere Steuern 
je nach den induſtriellen Verhältniſſen der Ortſchaft auferlegt. Die 
Laſten der landwirtſchaftlichen Bevölkerung drückten daher ungebühr⸗ 
lich ſchwer, und die Rate der Grundſteuer variierte meiſtens zwiſchen 
30— 70 Prozent der Produktion. Was das Volk im allgemeinen an⸗ 
ging, ſo war ſeine Lage als Steuerzahler ſehr ungünſtig, denn es 
unterlag allerlei Extrakontributionen ſowohl durch Geldleiſtungen wie 
durch Frondienſte. Tatſächlich war das Feudalſyſtem unter dem Scho⸗ 
gunate eine militäriſche Organiſation, in der Landwirtſchaft, Induſtrie 
und Handel des Volkes mutwillig der Kriegerkaſte, die von Rittern 
und Geſchlechtern aufrechterhalten wurde, zum Opfer fielen. Wäh⸗ 
rend es jo um die Lage des Volkes als Steuerzahler ſchlimm ge⸗ 
nug ſtand, war die des Schogunates als der Zentralregierung, ebenſo 
ſonderbar. Es übte zwar eine höchſte Autorität über alle Lehen 
aus, aber das ganze Land unterſtand nicht ſeiner direkten Herrſchaft. 
Die Lehns herren, die ihre Ländereien durch Gewähr oder Anerfennt- 
nis der Schogunatsregierung beſaßen, waren verpflichtet, erforder⸗ 
lichenfalls Kriegsdienſt zu tun und ihr auch andere Unterſtützungen 
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zu leiſten. Auch Steuerbeiträge, wenn auch nicht von Belang, wurden 
von einigen der Lehen abgeführt, aber direkte Steuern durften von 
der Zentralregierung den Untertanen der Lehnsherren nicht aufer- 
legt werden. Die regelmäßigen Einnahmen erhielt die Schogunats⸗ 
verwaltung aus den ihr gehörigen Ländereien, die von den Lehen 
der Ritter abgeſondert waren, ſo daß das Schogunat lediglich als die 
größte Lehnsbeſitzerin erſchien. Man begreift nun wohl, wie die finan- 
ziellen Schwierigkeiten der neuen Kaiſerlichen Regierung mit der eigen- 
tümlichen Beſchaffenheit ihres Vorgängers verknüpft waren. Die Zen⸗ 
tralautorität war in die Hände der Kaiſerlichen Regierung über- 
gegangen, aber die Hilfsquellen des ganzen Landes ſtanden noch nicht 
zu ihrer Verfügung. Der neuen Regierung genügte es nicht, nur 
den verlaſſenen Platz der alten einzunehmen, ſie mußte auch einen 
völligen Wechſel der politiſchen wie der ſozialen Organiſation herbei⸗ 
führen, um den Anſprüchen der neu geſchaffenen Lage genügen zu 
können. Ehe auf eine geſunde finanzielle Einrichtung gehofft werden 
durfte, mußte eine radikale Beſeitigung des Feudalſyſtems mit ſeinen 
Lehen und ſeinen unberechtigten Privilegien der Kriegerkaſte vor 
ſich gehen. 

Der Vereinigungstrieb, bewußt bei einigen Nationen und un⸗ 
bewußt bei anderen, war tatſächlich eine der treibenden Urſachen der 
Revolution, und kaum hatte ſie ſich vollzogen, ſo erkannte man auch 
allgemein eine Zentralgewalt als notwendig, um geordnete Verhält- 
niſſe herbeizuführen. Demzufolge ſtellten 1869, dem zweiten Jahre nach 
der Revolution, ſämtliche Lehensherren aus eigenem Antrieb ihre Do— 
mänen und ihre Mannen der Kaiſerlichen Regierung zur Verfügung, 
und 1871 wurde das Land in Verwaltungsbezirke geteilt, die unter 
direkte Kontrolle der Zentralregierung kamen.“) Die feudalen Pri- 
vilegien der Lehnsherren und ihrer Anhänger waren nun beſeitigt, 
und das Land konnte von nun ab durch gleichmäßige Geſetze regiert 
werden, vor denen alle Mitglieder des Volkes vollkommen gleich 


) Selbſt nach Übergabe ihrer Domänen und Mannen an die Kaiſerliche Regie- 
rung im Jahre 1869 wurden die Lehnsherren zu Gouverneuren der betreffenden 
Diſtrikte ernannt, und es wurde ihnen geſtattet, die Macht, die ſie früher inne hatten, 
fernerhin auszuüben. Daher war die damalige Veränderung nur eine nominelle; die 
eigentliche Abſchaffung des Feudalſyſtems datiert erſt ſeit der Begründung des Präfek— 
tur⸗Syſtems, unter welchem die Stellen der Gouverneure von Beamten der Zentral- 
Regierung eingenommen wurden. 


waren. Ein wichtiges Reſultat der neuen Ordnung war die nunmehr 
mögliche klare Unterſcheidung zwiſchen adminiſtrativer Gewalt und 
Eigentumsrecht der Ländereien. In dem Geſuch der Lehnsherren, 
ihr Land und ihre Leute der Kaiſerlichen Regierung übergeben zu 
dürfen, iſt als Grund ihrer Entſchließung angegeben, daß, „da alles 
Land und feine Bewohner dem Kaiſer gehöre, fie als feine Unter- 
tanen, dieſe nicht als Privateigentum behalten wollten“. In Be⸗ 
ſtätigung der territorialen Oberherrſchaft über die Domänen ſicherte 
ſich die neue Regierung die Verwaltung gemäß moderner Rechts⸗ 
grundſätze, während das Eigentumsxecht der Ländereien den Privat- 
perſonen gewährt wurde. So vollzog ſich die Grundlegung eines 
dauerhaften Finanzſyſtems, das darauf berechnet war, der Regierung 
eine genügende Revenue zu ſichern und die Steuerpflicht des Volkes 
auf eine klar bezeichnete Grundlage zu ſtellen. Der erſte Schritt, 
der das neue Prinzip zur vollen Wirkung brachte, war die Reform 
des Grundſteuergeſetzes, das zu den wichtigſten Ereigniſſen in den 
Annalen von Neu⸗Japan gerechnet werden muß. 

Von den grundlegenden Prinzipien des neuen Regimes, wie ſie 
in den berühmten fünf Paragraphen des Kaiſerlichen Eides, die am 
Tage nach der Reſtitution verkündet wurden, zum Ausdruck kamen, 
machen ſich drei Züge bemerkbar, die alle anderen überragen, näm⸗ 
lich, wirkſame Teilnahme an der Entwicklung der Welt, Achtung vor 
der öffentlichen Meinung in Staatsangelegenheiten und ſoziale Eman⸗ 
zipation der geſamten Bevölkerung.“) 

Wie die Achtung vor der öffentlichen Meinung in der Einrichtung 
der Volksvertretung gipfelte, wie die Reviſion der Verträge zu einer 
internationalen Stellung Japans führte, ſo bereitete die Befreiung 
des Volksgeiſtes die wirtſchaftliche Entwicklung vor. Selbſtverſtänd⸗ 
lich läßt ſich für den Beginn des ökonomiſchen Aufſchwungs kein 
Zeitpunkt feſtſtellen, wie dies bei den erſten beiden Dingen durch 
Daten erkennbar iſt. Darf man es aber mit einem hervorragenden 
Ereignis in Zuſammenhang bringen, ſo würde es die Reform der 
Grundſteuer ſein. 

Die Reform der Grundſteuer wurde 1879 beantragt, während 
die grundlegenden Geſetze dafür von 1873 datieren, die im Jahre 


) Der dritte Paragraph des Eides beſagt, daß jedermann die volle Freiheit des 
Willens habe. 
22* 


— 340 — 


1881 endgültig zur Anwendung kamen. Obgleich man dieſe Maß⸗ 
regel als Reform bezeichnete, war ſie doch in Wirklichkeit nichts 
Geringeres, als der Urſprung eines einheitlichen Syſtems, das aus 
der Einigung des Landes erwuchs. Die hervorſpringenden Züge des 
neuen Syſtems ſind kurz geſagt, dieſe: 

1. Das Eigentumsrecht des Privatindividuums auf Land iſt end⸗ 
gültig anerkannt und beſtätigt worden. Einige Beiſpiele in Europa 
zeigen, daß, trotz Beſeitigung der politiſchen Ober⸗Lehnsherrſchaft, 
feudale Domänen — ſei es von der Krone oder von Prinzen — 
zurückbehalten wurden und infolgedeſſen die Umwandlung vom few 
dalen Lehen in Privatbeſitz meiſtens erſt durch Kauf vollzogen werden 
mußte. Anders geſtaltete ſich die Lage in Japan, wo die feudalen 
Pächter ſofort und ohne jede perſönliche Unterhandlung als Eigen⸗ 
tümer des betreffenden Landes anerkannt wurden, das ſie bisher inne 
gehabt hatten. Die feudalen Lehnsherren erhielten als Entſchädigung 
für Hergabe ihrer Domänen Staats⸗Anleiheobligationen. 

2. Alle Beſchränkungen des Volkes in Bezug auf Grundbeſitz⸗ 
recht wurden aufgehoben, was indes nur als Zuſatz des vorher an⸗ 
erkannten, abſoluten Beſitzrechtes zu erachten iſt. Unter der Scho⸗ 
gunatsherrſchaft war Kauf und Verkauf von Grund und Boden ein⸗ 
fach verboten, wenn ſchon Umgehungen nicht unbekannt waren. Dem 
feudalen Pächter ſtand nicht frei, beliebige Bodenprodukte zu ziehen. 
Denn da jedes Lehen ſo weit als möglich für die Erzeugung ſeiner 
eigenen Bedürfniſſe ſorgte und die Reiskultur als die wichtigſte galt, 
ſo erfolgte häufig amtliche Einmiſchung und zwar ohne jede Rück⸗ 
ſicht auf die Ertragsfähigkeit des Bodens. Die volle Eigentümerſchaft, 
wie ſie durch die Grundſteuerreform ihre Beſtätigung gefunden, ſchloß 
ſelbſtverſtändlich die freie Verfügung über das Land ein, ſo daß die 
Hilfsquellen des Landes nach beſtem Ermeſſen entwickelt und nutz⸗ 
bar gemacht werden konnten. 

3. Als Grundlage für die Beſteuerung fand eine amtliche Boden⸗ 
abſchätzung im ganzen Lande ſtatt. Dieſe Tatſache erklärt die lange 
Zeitdauer, die zur Ausführung der Bodenreform erforderlich war. 
Unter der Schogunatsherrſchaft bildete die Produktion des Landes 
die Grundlage für die Beſteuerung, ſo daß von Zeit zu Zeit die jähr⸗ 
liche Ernte einer amtlichen Prüfung ausgeſetzt war. Nicht allein, 
daß dieſe Prozedur für alle Beteiligten höchſt beſchwerlich war; ſie 
war auch nicht einmal geeignet, eine geſicherte Staatseinnahme her⸗ 
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beizuführen. Daher mußte eine neue Baſis für die Beſteuerung ge- 
ſchaffen werden; nur war dies ein rieſiges Unternehmen, was aus 
der Tatſache, daß die Grundbuchregiſtrierung ſelbſt in einigen euro⸗ 
päiſchen Ländern noch nicht vollendet, ja, noch nicht verſucht worden 
iſt, hervorgeht. Aber die japaniſche Regierung war fo eifrig für Re— 
form und Fortſchritt, daß ſie mit Entſchloſſenheit jedes Hindernis 
zu überwinden gedachte, um zum Ziel zu gelangen. Bei der Ab- 
ſchätzung kapitaliſierte man die jährlichen Erträgniſſe — nach einem 
fünfjährigen Durchſchnitt bemeſſen.“) Durch dieſe Methode konnte 
man mit der amtlichen Abſchätzung der Bodenwerte bis 1881 zu 
einem Abſchluß gelangen, und nachdem ſie behufs Beſeitigung ge— 
wiſſer, unbilliger Ungleichheiten 1891 einer Reviſion unterworfen 
worden war, darf ſich Japan eines ziemlich vollkommenen Kataſters 
rühmen. 

4. Die Grundſteuer wurde in barem Geld zahlbar gemacht, wäh⸗ 
rend dies unter der Schogunatsherrſchaft in Reis oder anderen Er⸗ 
zeugniſſen geſchehen mußte. Mit dieſer Veränderung verſchwand auch 
der Rentencharakter der Grundſteuer, und ihre Rate richtete ſich 
prozentual nach dem amtlich abgeſchätzten Wert des Bodens. Auch 
die Laſten der landwirtſchaftlichen Bevölkerung waren beträchtlich ver⸗ 
mindert, denn die Grundſteuer war anfänglich auf 3 % des geſchätzten 
Wertes und ſeit 1877 auf 2½ % feſtgeſetzt worden, und ſie blieb bei 
dieſer Rate, bis die jüngſt erfolgte unbedeutende Erhöhung als ein 
Anteil des post bellum-Finanzſyſtems erforderlich wurde. 

Die Bedeutung der Grundſteuerreform geht aus den vorſtehenden 
Ausführungen deutlich hervor. Da der Boden vor allem die Grund⸗ 
lage unſeres materiellen Lebens bildet, ſo mußte der Syſtemwechſel 
von einſchneidender Bedeutung ſein. Tatſächlich hat die Grundſteuer⸗ 
reform ſoziale Verhältniſſe herbeigeführt, unter denen eine freie Ent⸗ 
faltung der wirtſchaftlichen Kräfte möglich geworden iſt. Auch das 
allgemeine Prinzip, daß die Steuerpflicht des Volkes geſetzlich ge— 
regelt werden müſſe, iſt im Grundſteuergeſetz eingeſchloſſen und durch 
dies Beiſpiel ins Leben gerufen; ſpäter iſt es durch konſtitutionelle 
Beſtimmungen geſichert worden. 

Was nun die Revenuen des Staates betrifft, jo war es natür- 
lich, daß in den erſten Jahren der neuen Ara ihr Hauptanteil aus 


„) Je nach den verſchiedenen Ortlichkeiten variierte der damalige Zinsfuß 
zwiſchen 6 und 7%, 
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der Grundſteuer floß, denn das alte Japan beſtand aus einem Agri⸗ 
kulturſtaat, und Induſtrien in großem Maßſtabe ſollten erſt unter 
dem neuen Regime ins Leben treten. Selbſt noch im Jahre 1881, 
dem Jahre der Grundſteuerdurchführung, brachte dieſe Abgabe — in 
jener Zeit noch die einzige direkte nationale Beſteuerung — die 
Summe von 42000000 Yen, bei einem Gejamt-Steuerertrag von 
60000000 Jen. Eine Hauptquelle nationaler Einkünfte war jo er⸗ 
öffnet. Aber um den ſich ſteigernden Bedürfniſſen des raſch voran⸗ 
ſchreitenden Landes begegnen zu können, genügte die, verhältnismäßig 
ſtationär bleibende Grundſteuer nicht mehr, und es mußten ſolche 
Quellen ausfindig gemacht werden, die ſich im Verhältnis zum 
Wachſen des nationalen Reichtums von ſelbſt vermehrten. Die Regie⸗ 
rung hielt deshalb unter den früheren Steuern des Schogunates Um⸗ 
ſchau, legte zunächſt verſchiedene indirekte Steuern auf und griff 1887 
zur Einführung der Einkommenſteuer als einer neuen direkten Steuer. 
Unter den indirekten Steuern nahm die für Saks ſtets eine bevor⸗ 
zugte Stellung ein, obgleich in früheren Zeiten die Abgabe für alko⸗ 
holiſche Getränke nicht beſonders geregelt war. Die Annahme der be⸗ 
ſtehenden Grundlage für die Beſteuerung — die Menge des nach Kofu*) 
gemeſſenen gebrauten Sakés — datiert von 1878. Ehe das post bel- 
lum- Programm zur Ausführung gelangte, war die Sakébeſteuerung, 
die ſich ſeitdem allmählich erhöht hatte, auf 4 Yen per Koku ge⸗ 
ſtiegen. 

Nach dem Kriege von 1894/95 vermehrten ſich die nationalen 
Ausgaben ruckweiſe, infolge der vielfachen Pläne, das Land mit allem 
auszuſtatten, deſſen es angeſichts der neugeſchaffenen Situation im 
fernen Oſten bedürftig war. Die ungewöhnlichen Aufwendungen ſoll⸗ 
ten durch die Kriegsentſchädigung und Staatsanleihen gedeckt werden; 
aber um der Steigerung der regulären Ausgaben zu begegnen, blieb 
keine andere Wahl, als die Erhöhung der Steuern, ein Mittel, zu 
dem wir bereits dreimal unſere Zuflucht genommen hatten; zuerſt 
1896, dann 1899 und zuletzt im Jahre 1901. Die Vermehrung der 
jährlichen Einkünfte, die aus den geſteigerten post bellum-Auf⸗ 
lagen hervorgingen, werden auf 95000000 Pen geſchätzt. 

Während nun das post bellum- Programm einerſeits die Auf- 
lage neuer und die Erhöhung beſtehender Steuern in ſich ſchloß, wur⸗ 


*) Ein Koku — ca. 180 Liter. 
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den, um das Steuerſyſtem zu vereinfachen, gewiſſe andere Steuern 
beſeitigt. 

Zurückblickend auf die Entwicklung unſeres Steuerſyſtems, finden 
wir, daß ſich die Grundlage unſerer nationalen Finanzen ganz im 
Verhältnis zum Wachstum der wirtſchaftlichen Tätigkeit ausgedehnt 
hat. Es iſt ferner eine befriedigende Tatſache, daß, wenn anfangs 
auch die Grundſteuer die einzige weſentliche Quelle unſerer Revenuen 
gebildet hat, andere Steuern und ſpeziell indirekte allmählich ſolche 
Wichtigkeit erlangt haben, daß ſogar eine (die auf alkoholiſche Ge⸗ 
tränke) der Grundſteuer den Vorrang abgewonnen hat. 

Während der erſten paar Jahre der neuen Ara war die fiska⸗ 
liſche Verwaltung unvollkommen, denn jede Regierungsabteilung lei⸗ 
tete ihre fiskaliſchen Angelegenheiten unabhängig und ſelbſtändig, und 
zwar ziemlich regellos. Im Jahre 1872, dem Jahre, das der Vereinheit⸗ 
lichung des Landes und der Errichtung der Bezirke folgte, unter- 
nahm der Finanzminiſter den erſten Schritt zur allgemeinen Lei⸗ 
tung fiskaliſcher Angelegenheiten, und 1873 erließ er eine „Ver⸗ 
ordnung für Einnahmen und Ausgaben“, die den Keim eines Budget- 
ſyſtems in ſich trug. Das Finanzverwaltungsgeſetz, 1881 vollzogen, 
beſtimmte unter anderem, daß die Oberrechnungskammer nur dem 
Kaiſer direkt verantwortlich ſein ſollte. Es war nun endlich ein 
Prinzip feſtgeſtellt worden, daß die fiskaliſchen Angelegenheiten der 
Regierung durch das Finanzdepartement geleitet werden und nur der 
Prüfung der Oberrechnungskammer unterliegen ſollten. Aber die 
praktiſche Durchführung dieſes Prinzips ſtieß auf große Schwierig- 
keiten. Man hatte nämlich den verſchiedenen Departements geſtattet, 
die für jedes beſtimmten Fonds in Händen zu halten, eine Gepflogen⸗ 
heit, die noch aus der Chaosperiode der Reſtauration ſtammte, und 
die noch eine lange Zeit eine Quelle von Mißbräuchen war. Das 
Jahr 1883 iſt denkwürdig als das Jahr der Abſchaffung dieſes Ge⸗ 
brauches. Das Einnehmen, Verwalten und Ausgeben öffentlicher Gel- 
der wurde völlig im Finanzdepartement zentraliſiert; ſpäter war dieſe 
Tätigkeit der neubegründeten Bank von Japan anvertraut. Eine fun⸗ 
damentale Reform von weitreichenden Folgen wurde ſo durch das 
Syſtem der finanziellen Verwaltung vollendet. Ein weiterer, wich⸗ 
tiger Fortſchritt wurde im Jahre 1886 gemacht; denn von dieſem 
Zeitpunkt datiert die Veröffentlichung des jährlichen Budgets und 
der vollzogenen Rechnungsberichte durch Kaiſerliche Erlaſſe. Mit der 
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Verkündung der Verfaſſung im Jahre 1889 kam auch eine Reviſion 
der Finanzverwaltung, und durch dieſe erhielt das Syſtem ſeine jetzige 
Faſſung. Das Budget wird gegenwärtig vom Finanzminiſter bear⸗ 
beitet und muß alljährlich die Zuſtimmung des Parlaments haben, 
dem die von der Oberrechnungskammer beſtätigten Rechnungsberichte 
gleichzeitig unterbreitet werden müſſen. Vor der Begründung des 
Parlaments waren alle Reformen des Syſtems der Finanzverwaltung 
auf Vereinheitlichung und Regulierung im Innern gerichtet, und, 
ſobald dies einigermaßen erzielt worden war, ſorgte die Verfaſſung 
für äußere politiſche Einſchränkung bei der Verwaltung der öffent- 
lichen Gelder. Es wird hieraus erſichtlich, daß unſer Syſtem im 
großen und ganzen in Übereinſtimmung mit den anerkannten Prin⸗ 
zipien der Finanzverwaltungen iſt, wie ſie in den Ländern des Weſtens 
geübt werden. 

Die Reform des Geldſyſtems bildet das wichtigſte Kapitel in der 
Geſchichte der Finanzen von Neu⸗Japan. Ein Gold⸗Yen, der die neue 
Geldeinheit darſtellt, wurde möglichſt annähernd dem Werte der alten 
Silbereinheit gleichgeſtellt; dadurch wurde jeder plötzliche Wechſel im 
Preiſe der nötigſten Bedürfniſſe verhindert und das Verhältnis 
zwiſchen Gläubigern und Schuldnern ungeſtört gelaſſen. 


VI. Beſteuerung.“) 
Bearbeitet vom Finanz ⸗Miniſterium. 


Im Jahre 1897/98 und den darauf folgenden wurden fünf der 
von der Zentralregierung früher auferlegten Hauptſteuern wieder 
beſeitigt, nämlich die Steuer auf Zuckergebäck, auf Fuhrwerke, auf 
Schiffe, auf Fiſcherei in Hokkaido und die Tabakſteuer. Die letzte 
wurde mit der Errichtung des Tabakmonopols abgeſchafft. 

Die Grundſteuer wurde 1873 eingeführt. Die erſte Geſetzgebung 
bezweckte den Erſatz des früheren Einſammlungsſyſtems der Grund⸗ 
ſteuern in Korn, je nach dem Umfang der Reisfelder oder Farmen, 
durch eine Zahlung in Geld nach dem Werte des Bodens. Zu dieſem 
Zweck war eine mühſelige allgemeine Bodenabſchätzung im Jahre 1873 
durch das ganze Land vorgenommen, die im Jahre 1882 voll⸗ 
endet wurde. Da indes die Verhältniſſe des Landes einem beſtän⸗ 


*) Die Organiſation des Verwaltungsamtes der Revenüen befindet ſich im 
Anhang M. 
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digen Wechſel unterliegen, mußten ſeit 1882 wiederholte Berichti⸗ 
gungen dadurch ausgeführt werden, daß man den aktuellen Boden⸗ 
wert mit dem regiſtrierten verglich. 

Die zuerſt feſtgeſetzte Grundſteuerrate von 3 0% des abgeſchätzten 
Bodenwertes verringerte man im Jahre 1877 auf 2½ %, aber in- 
folge finanzieller Bedürfniſſe wurde fie ſpäter auf fünf Jahre von 
1899/1903 auf 3,3 9% erhöht, und zwar vom Bodenwert aller Reis⸗ 
felder, Farmen, Bebauungsgrund in Diſtrikten und Dörfern, auf 
Hügeln und Ebenen, und auf 2½ % auf Bebauungsgrund in Städten. 
Im Jahre 1903 fand dann wieder die Ermäßigung auf 21½ % ſtatt. 
Dank der Preisſteigerung für alle Bodenerzeugniſſe, beſonders aber 
für Reis, ſtiegen die Bodenwerte auf mindeſtens das Dreifache ihres 
geſetzlichen Wertes auf Baſis der amtlichen Abſchätzungen, ſo daß 
zur Stunde ein bedeutender Widerſpruch zwiſchen geſetzlichem und 
wirklichem Wert beſteht. Es ergibt ſich daraus, daß ſelbſt bei 
der vorher erwähnten Erhöhung die Grundſteuer nicht viel mehr 
als 1 % vom wirklichen Bodenwert beträgt. Tatſächlich war die Er⸗ 
höhung der Grundſteuer auf 3 % nur ein Ausgleich für die relativen 
Ermäßigungen aller Laſten der Bodenbeſitzer, die faſt automatiſch ſeit 
der Reform der Grundſteuer vor ſich gegangen war. Im Jahre 1873 
beliefen ſich die Einnahmen aus dieſer Steuer auf 60604242 Yen; 
1882/83 auf 43342188 Yen; 1892/93 auf 37925243 und 1903/04 
auf 46996212 Yen. 

Die Gewerbeſteuer, die 1896 eingeführt worden ift, betrifft im 
allgemeinen den Handel und die Induſtrie. Da dieſe aber bisher als 
Quelle lokaler Steuern galten, ſo ließ man die kleineren außerhalb 
der neuen Gewerbeſteuer und reſervierte fie für eventuelle Lokal⸗ 
beſteuerung. Zum Zwecke der Beſteuerung ſind alle Arten von Ge⸗ 
werben in neun Kategorien geteilt, und für jede einzelne dieſer Klaſſen 
gibt es verſchiedene Einſchätzungen und verſchiedene Raten der Be⸗ 
ſteuerung, fo, daß eine Gleichheit der Laſten je nach den verſchie⸗ 
denen Arten der Gewerbe herbeigeführt werden kann. 

Die Wichtigkeit der Gewerbeſteuer als eine nationale begründet 
ſich durch ihren Einfluß bei der Verteilung des Wahlrechts; denn die 
Leiſtung eines beſtimmten Betrages zur direkten nationalen Beſteue⸗ 
rung ergibt die Befähigung eines Wählers für ein Mitglied zum Hauſe 
der Abgeordneten. Während die Grundſteuerzahler meiſtens der 
Klaſſe der Landwirte angehören, ſind die der Gewerbeſteuer vielmehr 
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den Kaufleuten und Induſtriellen zuzurechnen. Die Einführung der 
Gewerbeſteuer ſollte deshalb auch dazu dienen, der politiſchen Über⸗ 
macht der landbeſitzenden Bevölkerung in einem gewiſſen Maße ent⸗ 
gegenzuarbeiten. 

Die nachfolgenden Gewerbearten, die beſonders in Betracht kom— 
men, und bei denen die Rate der Beſteuerung weſentlich variiert, 
ſind: Holzhandel, Banken, Verſicherungen, Geld- und Waren- 
verleihung, Warenhäuſer, Fabrikation, Druckereien, Photographie, 
Spedition, Kanalbau, Brücken⸗, Dod- und Werftbau ꝛc., Unterneh⸗ 
mungen für Ingenieurwerke oder für die Beſchaffung von Arbeitern, 
Zimmer⸗ und Saalvermietungen für beſondere Gelegenheiten, Reſtau⸗ 
rants und Gaſtwirtſchaften, öffentliche Vermittler, Agenturen, Kom⸗ 
miſſionsgeſchäfte, Makler ꝛe. Dazu kam noch 1902 eine Eiſenbahn⸗ 
ſteuer zur Einführung. Im Jahre 1897/98 erbrachte die Gewerbe— 
ſteuer 4169249 Yen und im Jahre 1903/04 6792818 Jen. 

Die Einkommenſteuer wurde 1887 eingeführt und wird von einem 
Einkommen von mehr als 300 Pen erhoben, das aus Beſitz, Handel, 
Gewerbe oder anderen Quellen herrührt. 

Die Steuerraten wurden durch das Einkommenſteuergeſetz von 
1899 wie folgt revidiert: 

1. Klaſſe. Das Einkommen juriſtiſcher Perſonen 25: 1000. 

2. Klaſſe. Zinſen von Staatsanleihen, Obligationen und Bonds, 
zahlbar an Orten, wo dieſes Geſetz in Kraft iſt 20: 1000. 

3. Klaſſe. Die Steuern für Einkommen, die nicht den beiden vor⸗ 
angehenden Klaſſen angehören, reihen ſich ein von 55: 1000, für 
Einkommen über 100000 Yen bis zu 10: 1000, von Einkommen 
von 300 Yen und mehr. 

Die wichtigſten Punkte, die aus der Reviſion der Geſetze her⸗ 
vorgegangen, ſind folgende: 

Die Steuer wird auch juriſtiſchen Perſonen auferlegt. Auf Grund 
der Vertragsreviſion zahlen nicht nur Untertanen des Reiches dieſe 
Steuer, ſondern auch Fremde, die hier domiziliert und über ein Jahr 
an einem Orte wohnen, in dem dieſes Geſetz Kraft hat. Perſonen, 
die weder hier domiziliert noch überhaupt hier wohnhaft ſind, dagegen 
aber Eigentum, Handel oder Gewerbe an irgend einem Platz des 
Reiches haben oder betreiben, find verpflichtet, für das Einkommen, 
das daraus hervorgeht, die Steuer zu zahlen. Einkommen, die land⸗ 
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wirtſchaftlich bebautem Boden entſpringen, ſollen nach dem Durch⸗ 
ſchnitt von drei Jahren berechnet werden. 

Keine Einkommenſteuer ſoll von den nachfolgenden Einkünften 
erhoben werden: 

. Gehälter von Perſonen, die der Armee und Flotte während eines 
Krieges angehören. 

. Penſionen von Verwundeten und Invaliden. 

. Geld, das für Reiſeausgaben empfangen oder für Erziehungs- 
zwecke und geſetzliche Vergütungen an Waiſen und Witwen ıc. 
empfangen worden iſt. 

Einkommen einer juriſtiſchen Perſon, deren Betrieb nicht auf 
Geſchäftsnutzen abzielt. 

Gelegenheitseinkommen, das nicht aus Geſchäften entſpringt, die 
einen Nutzen abwerfen ſollen. 

Einkommen, die ſich aus Beſitz, Geſchäft, Gewerbe oder Beruf 
ergeben, die in einem fremden Lande beſtehen, wo dieſes Geſetz 
nicht in Kraft iſt, ausgenommen, das Einkommen einer juriſti⸗ 
ſchen Perſon, deren Hauptſitz an einem Platze iſt, wo dieſes Geſetz 
in Kraft iſt. 

Dividenden von einer juriſtiſchen Perſon, der die Einkommen⸗ 
ſteuer durch dieſes Geſetz bereits auferlegt worden iſt. 

Im Jahre 1887/88 betrug die Geſamtſumme dieſer Steuer 
527724 Yen; 1897/98 2095092 und 1903/04 bereits 7412801 Yen. 

Die Sakséſteuer unterlag ſeit ihrer Einführung im Jahre 1871 
einem bemerkenswerten Wechſel. Die nachbenannten fünf verjchiede- 
nen Gattungen Safe, in denen am meiſten gehandelt wird, unter- 
liegen dieſer Steuer. Seiſhu (raffinierter Safe), Mirin (ſüßer 
Safe), Shirozake (weißer Safe), Meiſhu (eine Art gemiſchten 
Safe), Dakuſhu (nicht raffinierter oder unreiner Sake). 

Im Jahre 1901 ſtellte ſich die Steuerrate wie folgt: 

Seiſhu, Dakuſhu, Shirozake, oder Mirin, enthaltend we— 
niger als 20 Grad Alkohol und Shochu, der aus ſüßen Kartoffeln 
gebrannt wird und weniger als 30 Grad Alkohol enthält 15 Yen per 
Koku. 

Shochu, enthaltend weniger als 45 Grad Alkohol 16 Yen per 
Koku. 

In der obigen Tabelle wird die Menge des Alkohols nach dem 
Prozentſatz desſelben bei einem ſpezifiſchen Gewicht von 0,7947 an⸗ 
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gegeben, die in dem Originalfludium bei einer Temperatur von 15° 
Celſius enthalten iſt. 

Eine Steuer ſoll nach der Rate von 75 Sen für jedes 1 % von 
reinem Alkohol, der im Originalfludium eines Koku enthalten iſt, er⸗ 
hoben werden. In keinem Fall aber darf die Steuer weniger als 
16 Sen per Koku betragen. 

Im Jahre 1874 ergaben die Einkünfte der Sakéſteuer 1683530 
Yen, im Jahre 1883/84 13490730, 1893/94 16637436 Yen und im 
Jahre 1903/04 66535404 Yen. 


Die Soy-Steuer ward zuerſt 1885 und dann 1899 eingeführt, 
und zwar nach folgender Rate: Brauſteuer auf Soy, 2 Nen für jedes 
Koku Moromi (die Hefe, aus dem Soy gemacht wird) und 2 Yen für 
Tamari (ungepreßter Soy), 2 Yen für jeden Koku fabrizierten Soys. 
Im Jahre 1900 wurde die Steuer auf Haushaltungs-Soy eingeführt, 
deren Rate nicht unter 1 Yen und nicht über 4 Ven ſein durfte. 
Es iſt niemandem geſtattet, mehr als fünf Koku im Jahr für den 
Haushalt zu brauen. Im Jahre 1885/86 betrugen die Einnahmen 
von dieſer Steuer 640179 Yen, 1896 1463073 Yen und 1903/04 
3444034 Yen. 


Die Zuckerabgabe, die im Jahre 1901 eingeführt war, wurde dem 
Zucker und Sirup auferlegt, die in Fabriken, im Zollamt oder Pack⸗ 
hof zur Ablieferung kommen, um dann den inländiſchen Bedarf zu 
decken. Die Raten ſtellen ſich wie folgt: 

1. Klaſſe. Zucker und Sirup unter Nr. 8 nach holländiſcher 
Marke, 1,00 Yen per Picul. 

2. Klaſſe. Zucker und Sirup über Nr. 8 und unter Nr. 15 der 
holländiſchen Marke 1,60 Yen per Picul. 

3. Klaſſe. Zucker und Sirup über Nr. 15 und unter Nr. 20 der 
holländiſchen Marke 2,00 Yen per Picul. 

4. Klaſſe. Zucker und Sirup über Nr. 20 nach holländiſcher Marke 
2,80 Yen per Picul. 

Im Jahre 1903/04 erbrachte dieſe Steuer 7184637 Yen. 

Nachdem die Börſenſteuer wiederholte Anderungen erfahren hatte, 
wurden 1885 folgende Raten feſtgeſetzt: 

Auf Zeitgeſchäfte von Reis 2: 1000 vom gehandelten Wert. 

Auf Zeitgeſchäfte von Staatsanleihen 3: 1000 vom gehandelten 
Wert. 
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Auf Zeitgeſchäfte in Fonds und Aktien 6: 1000 vom gehandelten 
Wert. 
Dieſe Steuern werden von den Börſen ſelbſt eingezogen. 


Seitdem unterlagen die Raten einer erneuten Veränderung wie 
folgt: 

Auf Geſchäfte mit Waren und negozierbaren Papieren, die weder 
den nationalen noch den lokalen Anleihen angehören, 6: 10000 vom 
gehandelten Betrage. 

Auf Geſchäfte mit nationalen oder lokalen Obligationen 3: 10000 
vom gehandelten Betrage. 

Im Jahre 1886/87 erzielte dieſe Steuer 269111 Yen, 1896/97 
1106208 Yen und 1903/04 1030605 Yen. 

Seit 1899 unterliegt der Notenumlauf gegen Sicherheitsreſerve 
in der vorgeſchriebenen geſetzlichen Höhe einer Steuer von 12: 1000 
per Jahr von dem monatlichen Durchſchnitt des Umlaufs, wobei der⸗ 
jenige Teil in Abzug gebracht wird, der der Regierung oder auch 
anderen ohne Zinſen oder gegen Zinſen unter 10: 1000 per Jahr 
unter der Spezialverordnung der Regierung vorgeſchoſſen iſt. 

Im Jahre 1903/04 ergab dieſe Steuer 1149616 Pen. 

Die Steuer auf Bergbau war urſprünglich im Jahre 1875 zum 
Geſetz erhoben mit der Verfügung von ½ Yen für 100 Tſubo auf 
Eiſengruben und für alle Nicht⸗Mineralien; dagegen für den Abbau 
aller anderen Subſtanzen 1 Yen für 100 Tſubo. Im Jahre 1890 wur⸗ 
den dann Ergänzungsbeſtimmungen erlaſſen. Es wurden nun Steuern 
verfügt auf Bergbaubetrieb 30 Sen per 1000 Tſubo (mit Ausnahme 
von Eiſenminen); ferner eine Steuer auf Mineninduſtrien von 1 % 
des Wertes ihrer Produktion. (Wiederum mit Ausnahme der Eiſen⸗ 
erzeugung.) Das Ergebnis dieſer Steuern war: im Jahre 1875 = 
44492 Yen; 1885/86 — 18346; 1895/96 — 241 418 Yen und 1903/04 
— 759578 Yen. 

Tonnengebühr kam 1899 zur Einführung. Schiffen fremder 
Länder, die einen japaniſchen Hafen anliefen, wurde ein Zoll von 
5 Sen für eine Regiſtertonne auferlegt oder 10 Koku vom wirklichen 
Raumgehalt; dagegen konnten ſie nach ſofortiger Zahlung von 15 Sen 
(ſtatt 10 Koku) denſelben Hafen das ganze Jahr hindurch und frei 
von weiterem Zoll anlaufen. Dieſe Auflage ergab im Jahre 1903/04 
— 348726 Yen. 


Die Steuer auf patentierte Medikamente wurde nach den Re⸗ 
gulativen des Jahres 1877 in den nachfolgenden Raten erhoben: 

Händler patentierter Medikamente zahlen als Geſchäftsſteuer 
2 Yen pro Jahr für jede Einzelart der Medizin und ebenſo 20 Sen 
für Konzeſſionsgebühren. Kleinhändler oder Hauſierer dieſer Artikel 
wurden mit 20 Sen Konzeſſionsgebühren pro Jahr beſteuert, aber 
ohne Rückſicht auf die verſchiedenen Arten der Medikamente. 

Eine fernere Patent-Medikament⸗Stempelregulierung vom Jahre 
1886 beſtimmt, daß der betreffende Betrag durch eine Stempelmarke 
jedem Paket patentierter Medikamente aufgeklebt werde. 

Nach 1897 wurden die Eingänge der obigen Steuern den allge- 
meinen Steuern einverleibt und beſondere Stempel für Patentmedizin 
beſeitigt. 

Von 1876/77, als die Einnahmen aus dieſer Quelle ſich auf 
28455 Yen beliefen, ſtiegen die Revenuen bis zum Jahre 1903/04 
auf 199410 Yen. 

Ein Zoll auf Safe, der aus der Okinawa⸗Präfektur zur Einfuhr 
gelangt, iſt im Jahre 1888 zur Annahme gekommen. Okinawa⸗Prä⸗ 
fektur, eine Gruppe kleiner Inſeln am Südende des Feſtlandes von 
Japan, iſt nämlich gänzlich von den Sakézoll⸗Operationen ausge- 
ſchloſſen und daher ein dort fabrizierter und exportierter Saks einem 
Zoll unterworfen, der dem allgemeinen Zoll auf Saks gleichbedeu⸗ 
tend iſt und um eine ungehörige Konkurrenz zu verhindern, er- 
hoben wird. 

Die Einkünfte aus dieſem Zoll betrugen 1903/04 = 144148 Yen. 

Die Eingangszölle ſtellten nur eine ſehr dürftige Quelle der Ein⸗ 
nahmen in den erſten Jahren der neuen Ara dar, da nach den 
alten Verträgen ſowohl Import wie Export auf 5 % ad valorem, 
begrenzt waren und außerdem das ganze ausländiſche Geſchäft noch 
einen belangloſen Umfang repräſentierte. Tatſächlich betrugen in den 
erſten Jahren die Zolleinnahmen nicht über 3000000 Yen. Aber 
infolge des bedeutſamen Aufſchwungs des auswärtigen Handels ver⸗ 
mehrten ſich die Zolleinnahmen in den letzten Jahren ganz bedeu⸗ 
tend und beliefen ſich 1898, trotz des vertragsmäßigen, aber ſehr un⸗ 
billigen Tarifes auf 9000000 Yen. Dazu kommt, daß ſchon das 
nächſte Jahr die Folgen einer Reviſion der Verträge brachte, die in 
hohem Maße uns die Selbſtbeſtimmung über die Tarife zurückgab. 
Seitdem fand eine gänzliche Beſeitigung der Ausfuhrzölle ſtatt und 
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ein feſtgeordneter Tarif für die Einfuhr wurde eingeſetzt, der ſich auf 5 
bis 35 % ad valorem, je nach Beſchaffenheit der Artikel belief. So- 
fort machte ſich eine auffallende Vermehrung der Einnahmen aus 
den Einfuhrzöllen bemerkbar, die aus dem neugeſchaffenen Tarif er- 
folgte und wie die Jahre 1899 mit 16716382 und 1900 mit 15870335 
Yen Einnahmen zur Evidenz beweiſen. Von dieſer Periode ab dürfen 
die Einfuhrzölle als die bedeutendſte Quelle unſerer nationalen Re⸗ 
venuen angeſehen werden. Außerdem aber beſitzt die Regierung noch 
die größere Freiheit in der Beſtimmung ſolcher importierter Artikel, 
deren korreſpondierende im Inlande einer Akziſe unterliegen und welche 
daher ſchon in den von Safe und Tabak zur Ausführung kommen 
mußte. Soweit es ein allgemeines Prinzip betrifft, iſt uns ja die 
Selbſtbeſtimmung des Tarifes zurückerſtattet und es iſt nur zu be⸗ 
dauern, daß die Rate des Einfuhrzolles auf beſtimmte wichtige Güter 
immer noch durch die Vertragstarife mit fremden Ländern begrenzt 
und feſtgelegt iſt. Was die Nation zu erreichen ſucht, iſt gänzliche 
Abſchaffung einſeitiger Verpflichtung, die ihr durch die beſtehenden 
Verträge auferlegt worden iſt. 

Die Einnahmen aus dieſen Zöllen betrugen 1867/68 720867 Yen, 
1877/78 2358654 Yen, 1887/8 4135652 Yen, 1897/98 8020513 Yen 


im Jahre 1902/03 erreichten fie die Höhe von 17045611 Yen. 
Die Geſamtrevenue aus obigen Zöllen und deren Fortſchritt er- 
gibt ſich aus folgender Tabelle: 


3 265 483 Yen. 
46 231 261 
65279 364 
93 700 752 
158488 644 


Zu dieſen Steuern kommt nun noch die für Stempel, die für 
viele Dokumente ꝛc. erforderlich ſind. Alle dieſe klaſſifizieren ſich unter 
dem Geſamttitel: Stempeleinnahmen und umfaſſen: Eintragungs⸗ 
gebühren, Patent⸗Medikamentſtempel und ſolche für Gerichts- 
dokumente, Auflagen und Gebühren, die ſich aus den Zollgeſetzen er⸗ 
geben u. a. m. Im Jahre 1875/76 erbrachte die Stempelſteuer 
700751 Yen, 1885/86 709701 Yen, 1895/96 900980 Yen und im 
Jahre 1903/04 13532121 Yen. 

Die nachſtehende Tabelle zeigt die Beſteuerung und die National⸗ 
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ſchuld und ihre Verteilung auf den Kopf der Bevölkerung im 
Jahre 1900: 


- 
Steuern Per Kopf Schuld Per Kopf 


Yen. Yen. Yen. 


— est 


| 
National. . . 159898838 | 11,54 | 504826481 
Landſchaft. . 34618 256 0,20 8 672 640 
Gemeinden. . 28818099 | 0,87 | 15955 659 


Summe . . . | 223325 193 12,11 529 454 730 


VII. Die National⸗Schuld. 


Bearbeitet vom Finanz ⸗Miniſterium. 


Die Ausgabe von Staatsobligationen datiert in Japan von der 
erſten öffentlichen Anleihe im Auslande (belaſtet mit 9 % Zinſen), 
die im Jahre 1870 aufgenommen wurde. Seitdem führten die Be⸗ 
dürfniſſe öffentlicher Unternehmungen und Maßnahmen verſchieden⸗ 
ſter Art zu häufigeren öffentlichen Anleihen, ſo daß bis jetzt ins⸗ 
geſamt deren einundzwanzig zur Aufnahme gelangt ſind. Es ſoll 
hier nur eine kurze Überſicht der verſchiedenen öffentlichen Anleihen 


und deren Verwendung, im nachfolgenden aufgeſtellt werden. 

1. Die öffentliche Anleihe, hervorgerufen durch die Reſtauration 
1868, führte gleichzeitig eine der größten Umwälzungen japaniſcher 
Inſtitutionen herbei. Während dieſer Reformation veränderten ſich 
veraltete Gewohnheiten, viele ſchlechte Einwirkungen wurden beſei⸗ 
tigt, und eine große Anzahl bürgerlicher und militäriſcher Unter⸗ 
nehmungen wurden eingeleitet. Die finanziellen Bedürfniſſe dieſer 
hiſtoriſchen Umwälzung fanden durch den Beſchluß vom März 1873 
unter dem Namen der „Neuen und alten öffentlichen Obligationen“ 
ihre Deckung. Durch dieſen Beſchluß verwandelten ſich die von den 
Feudalfürſten kontrahierten Schulden in eine Kaiſerliche Staatsan⸗ 
leihe. Infolgedeſſen kamen zwei öffentliche Anleihen zur Auflage, 
und zwar die Neue und die Alte Staatliche Anleihe und repräſen⸗ 
tierten die erſten ihrer Art in Japan. 

Im Jahre 1871 erteilte die Regierung den Feudalfürſten und 
ihrer Gefolgſchaft die Erlaubnis, ſich ſowohl an landwirtſchaftlichen, 
induſtriellen wie an kommerziellen Unternehmungen zu beteiligen, 
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was ihnen unter dem alten Regime unterſagt geweſen. Da dieſen 
Gefolgſchaften indes die Mittel zu ſolchen Zwecken gänzlich fehlten, 
ſo beſeitigte man dieſe Schwierigkeit durch die Ausgabe von Pen⸗ 
ſionsobligationen an dieſe und löſte damit die ihnen ſchuldigen, er⸗ 
erbten Penſionen aus; als beſondere Vergünſtigung erhielten ſie von 
der ihnen zuſtehenden Summe die eine Hälfte in barem Gelde. Um 
dieſe Barzahlung aber leiſten zu können, mußte 1873 in London eine: 
7prozentige Anleihe aufgenommen werden. Zu jener Zeit beliefen 
ſich die Penſionen dieſer Feudalfürſten und ihrer Gefolgſchaft auf 
3 der Geſamtrevenuen der Regierung und verurſachten einen jo 
ſchweren Druck auf den Staatsſchatz, daß dieſes Syſtem der Penſionen 
abgelöſt werden mußte. Die Regierung kam endlich zu dem Entſchluß, 
zunächſt die „Reis“ in eine „Geldpenſion“ umzuwandeln, um dann 
1876 durch die „Freiwillige Kapitaliſierte Penſionsbond⸗Akte“ und 
durch die Ausgabe dieſer Bonds die Geldpenſionen abzulöſen. 

Im Jahre 1877 erfolgte die Unterſtützung der „Shinto“-Prieſter, 
die durch die Reformation der „Shinto“-Schreininſtitution geſchädigt 
waren, die Ausgaben der „Penſionsbonds“ für „Shinto“-Prieſter. 

2. Offentliche Anleihen zur Ausführung von Staatsunternehmun⸗ 
gen. Seit der Reſtauration hatte die Regierung ſich zu verſchiedenen 
Verwaltungsinſtitutionen entſchließen, und ebenſo für neue Anleihen 
und zu deren Ausführung gleichzeitig Sorge tragen müſſen. Die 
allerwichtigſte dieſer öffentlichen Arbeiten beſtand in der Verbeſſerung 
der Verkehrsmittel, vor allem der der Eiſenbahnbauten. Die erſte 
Anleihe, welche die Regierung für dieſen Zweck kontrahlerte, war die 
bereits erwähnte 9prozentige, die in London 1870 zur Ausgabe kam, 
und mit dem aus ihr realiſierten Kapital kamen die beiden Linien 
Tokyo — Yokohama und Oſaka — Kobe zur Ausführung. Im Laufe der 
Zeit machten vermehrte öffentliche Arbeiten auch fernere Anleihen 
erforderlich und führten zu den Auflagen von 1878, die die erſte 
innere Anleihe bildete. Mit dieſen Fonds konnten die Eiſenbahn⸗ 
bauten von Kyoto nach Otſu und von Tſuruga nach Ogaki ins 
Leben treten. Die neue Straße Shimizu entlang und die Waſſer⸗ 
ſtraße Naſu⸗Plain wurden fertiggeſtellt und die Methoden des Erz⸗ 
und Kohlenbergbaues verbeſſert. 

Im Jahre 1884/85 unternahm die Regierung die Ausgabe der 
Nagaſendo⸗Eiſenbahnbonds, mit deren Erlös die Verbindung der bei- 
den größten Städte des Reiches Tokyo und Kyoto durch eine Bahn 
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den Nagaſendo entlang zur Tat werden ſollte. Indes ſtellte es ſich 
heraus, daß die Vollendung dieſes Werkes durch die Geſtaltung des 
Geländes mit großen Schwierigkeiten verbunden ſein und man mit 
ſo felſigem Boden und Gebirgen zu kämpfen haben würde, daß die 
Regierung 1886 zum Entſchluß kam, dieſe Linie ganz und gar auf⸗ 
zugeben und dafür die Bahn den Tokaido entlang zu bauen beſchloß. 

Die aus der erwähnten Anleihe realiſierten Fonds genügten in⸗ 
des nicht, für den Ausbau der beabſichtigten Zweiglinien von der 
Hauptbahn Tokaido, und eine Ergänzungs⸗Eiſenbahnanleihe kam da⸗ 
her 1889 zur Auflage. 

Die Regierung legte ferner die Eiſenbahn⸗Staatsanleihe von 1893 
auf und ließ Bahnen zwiſchen verſchiedenen wichtigen Plätzen des 
Reiches bauen. Um ferner Hokkaido, das nördlichſte Gebiet des Lan⸗ 
des, mit Eiſenbahnen auszuſtatten, bedurfte es einer neuen Anleihe, 
die unter dem Titel Hokkaido⸗Eiſenbahnanleihe zur Ausgabe kam, 
obwohl keine von dieſen bis jetzt vollſtändig aufgelegt worden iſt. 

3. Staatsanleihen, die zum Zweck militäriſcher Entwicklung auf⸗ 
genommen wurden. Die Rebellion in Kagoſhima, das ſüdweſtliche Ge⸗ 
biet des Reiches, im Jahre 1877, veranlaßte ſo hohe militäriſche Auf⸗ 
wendungen, daß es nicht möglich war, ſie aus laufenden Revenuen 
zu decken, und da die ſoeben begründete Fünfzehnte Nationalbank der 
Regierung finanzielle Hilfe entgegenbrachte, ſo nahm die Regierung 
die erforderliche Summe durch fie auf. Im Jahre 1886/89 nahm 
die Regierung eine Flottenanleihe auf, um Docks und Forts zu er⸗ 
bauen, Waffen und Munition zu fabrizieren, Torpedos und Schlacht⸗ 
ſchiffe herzuſtellen. Beim Ausbruch des Krieges zwiſchen Japan 
und China 1894 erhöhten ſich die militäriſchen Ausgaben zu ſo enor⸗ 
men Summen, daß mit Bewilligung des Parlaments eine Anleihe 
von 250000000 Yen von der Regierung für noch zu erwachſende 
Ausgaben und unter dem Titel einer Kriegsanleihe aufgenommen 
wurde. 

4. Staatsanleihen für die Wiederherſtellung unſerer Finanzver⸗ 
waltung. Im Zuſammenhang mit der politiſchen Adminiſtration zur 
Zeit der neuen Ara ſah ſich die Regierung der Aufgabe gegenüber⸗ 
geſtellt, auch das finanzielle Syſtem ordnungsmäßig zu geſtalten und 
als erſten Schritt in dieſer Richtung wurde die neue Verordnung 
von 1873 erlaſſen. Durch dieſe Maßnahmen vollzog die Regierung 
mit großem Erfolg die Beſeitigung all der verſchiedenen Geldſorten, 
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die von den feudalen Fürſten in Umlauf geſetzt geweſen, und die zu 
dieſem Zweck ausgegebenen Bonds nannte man die „Kinſatu⸗Aus⸗ 
gleichsbonds“. Seitdem find vielfache finanzielle Reformen zur Aus⸗ 
führung gelangt, und als ein Reſultat dieſer Arbeiten ſowohl, wie 
der geſamten ökonomiſchen Entwicklung des Landes durfte die finan⸗ 
zielle Welt Japans im Jahre 1886 ſich eines ſo eminenten Fort⸗ 
ſchrittes erfreuen, daß es der Regierung die willkommene Gelegen⸗ 
heit bot, unſere Staatsanleihen zu einem viel geringeren Zinsfuß 
als dem bisherigen zu konſolidieren. Das geſchah im Jahre 1886 
durch die Verkündigung der „Konſolidierten Anleiheakte“, wodurch es 
der Regierung gelang, den Druck auf die Finanzen zu heben und 
die Leitung der Staatsſchulden zu erleichtern. Durch dieſe konſoli⸗ 
dierten Bonds mit 5 % Zinsfuß konnte die Regierung die Kinſatu⸗ 
Ausgleichsanleihe mit 6 %, die freiwillig kapitaliſierte Penſionsan⸗ 
leihe mit 7 % und das von der Fünfzehnten Bank entnommene Ka⸗ 
pital mit 7½ % Zinſen glatt zurückziehen und ausgleichen. 

Für die von der Bank von Japan entliehenen Beträge im Jahre 
1890, die zur Einziehung des von der Regierung in Umlauf geſetzten 
Papiergelds dienten, ſind keine Zinſen berechnet worden. 

5. Als ein Reſultat des Krieges mit China 1894/95 trat noch 
einmal die Notwendigkeit einer Neuordnung der finanziellen Ver⸗ 
waltung und der Anbahnung weiterer wirtſchaftlicher Entwicklung 
ſowie der Einrichtung und Erweiterung öffentlicher Inſtitute hervor. 
Deshalb entſchloß ſich die Regierung zur Aufnahme einer Staats⸗ 
Gründungsanleihe zur Vervollkommnung des beſtehenden ſtaatlichen 
Eiſenbahnnetzes, zum Ausbau der Bahnen von Hokkaido, zur Er⸗ 
richtung von Stahlwerken, zur Erweiterung des Telephondienſtes, 
zur Begründung eines Tabakblättermonopols und zu vielen anderen 
Zwecken. Die Anleihe, die mit Zuſtimmung des Parlaments im Jahre 
1894 zur Auflage kam, wurde mit 5 % per annum verzinſt. Der Re⸗ 
gierung drängte ſich nun auch die Notwendigkeit auf, für Staats⸗ 
inſtitute in Formoſa beim Parlament eine Anleihe für dieſen Zweck 
vorzuſchlagen, und nach deſſen Zuſtimmung 1899 verkündete ſie das 
„Formoſa-Staatswerke⸗Anleihegeſetz“ zur Finanziierung beſonders 
wichtiger Unternehmungen als: den Ausbau von Eiſenbahnen und 
Hafenanlagen, die Vermeſſungen des Landes und der Waldungen. 
Ein Teil der durch erwähntes Geſetz bewilligten Anleihe kam im 
Betrage von 10000000 Pfund Sterling zu 4 % per Jahr im Jahre 
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1899 in London zur Ausgabe. Indes find weder für diefe noch 
für die vorangegangene Anleihe bis jetzt die betreffenden Bonds ab⸗ 
ſchließend zur Ausgabe gekommen. 

Im ganzen ſind demnach 21 Staatsanleihen zur Aufnahme ge⸗ 
langt, von denen indes elf bereits wieder eingelöſt, ſo daß der Zu⸗ 
kunft nur zehn zur Einlöſung vorbehalten ſind. Mit anderen Worten, 
von unſerer Geſamtſchuld von 825462300 Yen fand eine Einlöſung 
von 306697260 Pen ſtatt, und es bleiben mithin 518 765040 Yen 
zur Amortiſierung für die Zukunft. 

Nachfolgende Tabelle zeigt die Beträge ſämtlicher Anleihen, ſo⸗ 
wohl die bereits eingelöſten wie die noch ausſtehenden: 


Benennung der Anleihe. 


Beträge der 
Anleihen 
Yen. 


Yen. 


Auswärtige Staatsanleihe (9%), Zinſen) 

Auswärtige Staatsanleihe (7% Zinſen) 

Neue Staatsanleihe 

Alte Staatsanleihe 

„Kinſatu“⸗Ausgleichs⸗Bonds 

Penſions⸗Bonds 

Freiwillige kapitaliſierte Penſions⸗Bonds 

Penſions⸗Bonds für frühere „Shinto“⸗ 

Prieſter 

Induſtrielle Unternehmungsanleihe . 

Nakaſendo Eiſenbahn⸗Anleihe 

„Kinſatu“⸗Ausgleichs⸗Bonds ohne Namen 

Flotten⸗Anleihe 

Konſolidierte Anleihe 

Ergänzungs⸗Eiſenbahnanleihe 

Eiſenbahn⸗Staatsanleihe 

Kriegs⸗Anleihe 

Staats⸗Gründungs⸗Anleihe 

Hokkaido⸗Eiſenbahn⸗Anleihe 

Formoſa⸗Staatswerke⸗Anleihe 

Gelder von der Fünfzehnten Bank entliehen 

Anleihe zur Einziehung von Papiergeld 
Summa 


4 880 000 
11 712 000 
12 422 825 
10 972 725 

6 669 250 
16 565 850 

173 902 900 


334 050 

12 500 000 
20 000 000 
7929 900 
17 000 000 
175 000 000 
2 000 000 
52 354 900 
124 920 750 
131 451 150 
3 912 000 

3 934 000 
75 000 000 
22 000 000 


825 462 300 


4 880 000 
11 712 000 
12 422 825 

6 583 635 

6 669 250 
16 565 850 

148 474 250 


334 050 

12 500 000 
20 000 000 
7929 900 
8 203 400 
6 306 400 
2 000 000 
11 031 750 
8 339 300 
7 744 450 


75 000 000 


8 796 600 
168 693 600 
41 322 950 
116 581 450 
123 706 700 
3 912 000 

3 934 000 


22 000 000 


306 697 260 | 518 765 040 


Bemerkungen: In der obigen Tabelle find auswärtige Anleihen (die mit 9 und 7% 
Zinſen) nach der Rate von 1 = 4,88 Yen und die in London kontrahierten das 
engliſche & Sterling 1 = 9,764 Yen kalkuliert worden. Es muß ferner erwähnt werden, 
daß die Eiſenbahn⸗Staats⸗Anleihe, die Staatsgründungs⸗Anleihe, die Hokkaido⸗Eiſenbahn⸗ 
und die Formoſa-Staatsunternehmungen⸗Anleihe nicht zu ihren vollen Beträgen in 
obiger Tabelle figurieren, was in nachſtehendem Abſatz erklärt werden ſoll. 
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In der vorhergehenden Tabelle ſind 17577750 Yen von der 
Eiſenbahn⸗Staats- Anleihe, von der Staatögründungs - Anleihe 
78052 250 Yen und von der Hokkaido-Eiſenbahnanleihe 2000000 Yen, 
zuſammen alſo 97630000 Yen durch die in London kontrahierte An⸗ 
leihe von 10000000 Pfund Sterling à 4% Zinſen bereits gedeckt. 
Der Geſamtbetrag dieſer drei noch nicht ausgegebenen Anleihen und 
der Formoſa-Staatsunternehmungen- Anleihe beläuft ſich auf 
105746290 Yen, und dieſe Summe in Gemeinſchaft mit den 10000000 
Den für den Ausgleich der Penſionen ergibt alſo 115746290 Yen, die 
im ganzen noch für die Zukunft zur Ausgabe zu gelangen haben. 

Die ausſtehenden Beträge der Staatsſchuld und ihre Raten pro 
Kopf in den verſchiedenen Perioden der Vergangenheit ſummieren 
ſich wie folgt: 

Als 4880000 Yen der auswärtigen Anleihe mit 9 % verzins⸗ 
lich im Jahre 1870 den Geſamtbetrag der Nationalſchuld betrug, kam 
auf den einzelnen 14 Sen 7 Rin (7 Cents amerik. W.), aber ſeit 
1872 veränderte ſich dieſe Summe durch die alte und neue Staats- 
anleihe und andere mehr zu einer Höhe zwiſchen 28 und 55000000 
Yen und verteilte ſich nun ſchon auf den Kopf mit 84 Sen 3 Rin 
(S 43 Cents) bis 1 Yen 62 Sen 3 Rin (82 Cents). Seit den ver⸗ 
ſchiedenen Anleihen bis 1877 belief ſich die Schuld bereits auf 227, 
bis 283000000 Yen, und es kam nun eine Erhöhung pro Kopf 
bis zu 6—7 Yen (oder 3—4 Dollar). Nach den verſchiedenen weite⸗ 
ren Anleihen von 1895/96 ſtieg unſere Schuld von 300000000 auf 
500000000 Yen, und der Durchſchnittsanteil pro Kopf erhöhte ſich 
ſchließlich im Jahre 1901 auf 11,72 Yen (= 6 Dollar). 

Die Regierung beobachtet aufs ſorgfältigſte die Einlöſung ihrer 
Verpflichtungen, ſowohl des Kapitals wie Zahlung der Zinſen für 
die Geſamtſchuld, die auf das ſtrengſte und nach feſtgeſetztem Pro⸗ 
gramm zur Erledigung kommen. 

Nach dem jetzigen Syſtem der Regierung ſoll die geſamte aus⸗ 
ſtehende Schuld einſchließlich der noch zwiſchen 1902 bis 1908 zu 
kontrahierenden bis zum Jahre 1945 völlig amortiſiert ſein. 

Die Amortiſierung der verſchiedenen noch ausſtehenden Anleihen 
ſoll ſich nach folgender Aufſtellung vollziehen: 

Fiskaliſches Jahr 
Freiwillige kapitaliſierte Penſions⸗ Bond 1903 


CCC 1904 
CCC 1920 


Fiskaliſches Jahr 
Alte Staats⸗Anleihe 
Kriegs⸗Anleihe 
Penſions⸗Anleihe 
Eiſenbahn⸗Staats⸗Anleihe 
Staatsgründungs⸗Anleihe und Hokkaido⸗Eiſenbahn⸗Anleihe 1934 
Formoſa⸗Gründungs⸗Anleihe 


Die Anleihe zum Zwecke des einzuziehenden Papiergeldes ſoll 
in eine neue Staatsanleihe umgewandelt werden, 5 % Zinſen tragen 
und ihre Einlöſung ſich im Jahre 1929 realiſieren. 


Zwölftes Kapitel 
Bankweſen. 


I. Die Zunahme des Bankweſens in Japan. 


Bearbeitet vom Finanz⸗Miniſterium. 


Das moderne Syſtem des Bankweſens in Japan verdankt ſein 
Entſtehen der Verkündung der Nationalbank⸗Verordnungen im No⸗ 
vember 1872. Vor der neuen Ara, als das kommerzielle Gebiet noch 
begrenzt war, konnte von Bankgeſchäften noch nicht ſo viel geſprochen 
werden, es ſei denn, daß einige bankähnliche Organe, die die Ge⸗ 
ſchäftsleitung im Zuſammenhang mit nationalen Steuern beſorgten 
oder als Finanzmänner der feudalen Herren tätig waren, als Ban⸗ 
kiers erachtet würden. Im November 1872 wurde die erwähnte Na⸗ 
tionalbank⸗Verordnung erlaſſen, und ſie baſierte im weſentlichen auf 
der Nationalbank⸗Akte der Vereinigten Staaten von Amerika. 

Die urſprüngliche Vorſchrift lautete für die Nationalbank, daß 
die von ihr ausgegebenen Noten jederzeit in Gold umgewechſelt werden 
ſollten. Aber als die Regierung ihre Anleihebonds von 170000000 
Yen ausgab, um durch ſie die Kapitaliſierung der feudalen, erblichen 
Penſionen zu erwirken, wurden die Regulative einer Reviſion unter⸗ 
worfen, und von nun ab ſollten die Banknoten unter der Garantie 
der Regierungs⸗Anleihebonds nur gegen Staats⸗Papiergeld einge⸗ 
wechſelt werden. Dies nannte man die „revidierte Nationalbank⸗Regu⸗ 
lative vom Auguſt 1876“, durch die dieſe Noten einfach nicht kon⸗ 
vertierbar wurden. Die ſonſt unvermeidliche üble Wirkung ſolcher 
Maßnahmen trat indeſſen für die nächſten Jahre nicht ſehr bemerkbar 
in die Erſcheinung, denn der Betrag der in Umlauf befindlichen 
Noten hatte ſich in beſcheidenen Grenzen gehalten. Mit den ſich ſchnell 
vermehrenden Nationalbanken aber — es gab deren zu einer Zeit 
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153 — und vornehmlich durch die plötzliche Überſchwemmung mit 
Staats⸗Papiergeld, um die Koſten der großen Satſuma-Rebellion von 
1877 decken zu können, trat eine derartig rapide und unheilvolle Ent⸗ 
wertung des Papiergeldes ein, daß es der Regierung nur durch he— 
roiſchen Kampf gelang, ein Syſtem für wirklich konvertierbares Papier- 
geld zu ſchaffen. Dieſe ſchwierige Aufgabe fand ihre Einleitung durch 
die Reviſion der Nationalbank-Regulative von 1883 und ihre Voll- 
endung im Jahre 1886 dadurch, daß unſer Währungsſyſtem fortan 
auf eine geſunde Grundlage geſtellt wurde. 

Unter der Wirkung des neuen Syſtems verloren die National- 
banken zunächſt das Privilegium, eigene Banknoten auszugeben, das 
jetzt ausſchließlich der neugeſchaffenen Bank von Japan anvertraut 
wurde. Die meiſten verwandelten ſich in Privatbanken, ſobald dies 
nach den betreffenden Geſetzen und dem Ablauf ihres Privilegs aus⸗ 
führbar war, während einige andere einfach liquidierten, ſo daß 
bis zum Februar 1899 keine einzige Nationalbank mehr im Lande 
beſtand. 

In der Zwiſchenzeit aber vermehrten ſich Privatbanken und 
bankartige Geſellſchaften, die nicht der Bankakte unterſtanden, ſo er⸗ 
heblich, daß im Jahre 1899 deren Geſamtzahl ſich auf 954 belief. 
Sie durften ſich unbehindert etablieren und waren nur einer Beauf⸗ 
ſichtigung der lokalen Behörden unterworfen. Um dieſe Inſtitute 
unter eine gleichmäßige und wirkſamere Kontrolle zu bringen, rief 
die Regierung die Bank⸗ und Sparbank-Verordnungen ins Leben, 
die im Juli 1891 und zwar zu gleicher Zeit mit einem Teil der 
neuen Handelsgeſetze in Kraft traten. Ferner ſahen wir im April 
1896 das Bankvereinigungs⸗Geſetz entſtehen, das ſich zum Ziel ver⸗ 
einfachte Formen für die Vereinigung von Banken geſetzt hatte, um 
damit beſtehende Schwierigkeiten, wie vorzeitige Auflöſung ꝛc. zu be⸗ 
ſeitigen, und als Erfolg dieſes Geſetzes zeigten ſich bald bedeutend 
verbeſſerte Verhältniſſe dieſer Banken. 

Die Verwendung von Schecks und Wechſeln diente ſchon ſeit 
langem und in ſehr ausgedehntem Maßſtabe der Geſchäftswelt von 
Oſaka. Leider erfuhr dieſe Gewohnheit durch die Verwirrungen, die 
der Krieg der Reſtauration herbeiführte, eine unliebſame Unter⸗ 
brechung, die indeſſen bald nach Wiederaufleben des Handels und 
des Vertrauens unter dem neuen Regime, ſeinen alten Umfang wieder 
annahm. Um das Kreditſyſtem, das in dem Emporium des Handels 


— 361 — 


einen ſolchen Umfang erreicht hatte, auf ein höheres Niveau zu 
ſtellen und mehr in Übereinſtimmung mit modernem Geſchäftsweſen 
zu bringen, traten die leitenden Banken von Oſaka 1879 zu einer 
Vereinigung zuſammen und erſuchten im September desſelben Jahres 
die Regierung um die Erlaubnis, ein Abrechnungshaus begründen zu 
dürfen. Nach drei Monaten trat es in Tätigkeit und war das erſte 
ſeiner Art in Japan. 

Seitdem aber hat dieſes Syſtem der Abrechnungshäuſer eine be- 
ſtändige und beachtenswerte Entwicklung erfahren. Abrechnungshäuſer 
beſtehen jetzt in Tokyo, Nagoya, Kobe und anderen wichtigen Mittel⸗ 
punkten des Handels im ganzen Reiche. 

Im November 1879 fand die Begründung einer Bank in Poko⸗ 
hama unter dem Nationalbank-Geſetz mit einem Kapital von 3000000 
Yen ſtatt, um japaniſchen Kaufleuten das Geſchäft mit dem Auslande zu 
erleichtern und dieſe darf als der Vorläufer der wohlbekannten jetzigen 
Metallbank von Yokohama betrachtet werden. Da ihr Geſuch, kon⸗ 
vertierbare Noten ausgeben zu dürfen, von der Regierung abjchlä- 
gig beſchieden wurde, ſo widmete ſie ihre ungeteilte Aufmerkſamkeit 
dem Geſchäft mit fremden Wechſeln und der Beleihung ausländiſcher 
Deviſen. Trotz vieler Widerwärtigkeiten nahm ihr Umſatz indeſſen 
ſolche Ausdehnung an, daß nach kurzem Beſtehen ihr Kapital auf 
6000000 Yen erhöht werden mußte. 

Durch ihre Organiſation und die Art ihrer Geſchäftsunterneh⸗ 
mungen wich ſie weſentlich von einer Nationalbank ab und unterſtand 
danach nicht mehr den entſprechenden Geſetzen. In Anerkennung 
dieſer Tatſache erließ die Regierung die Verordnungen für die Yoko⸗ 
hama⸗Metallbank im Juli 1887, und ſeitdem hat dieſes Inſtitut einen 
ſo beſtändigen und rapiden Aufſchwung genommen, daß im Jahre 1896 
ihr Kapital auf 12000000 Yen und noch einmal im Jahre 1899 
auf 24000000 Yen erhöht werden konnte. 

Um einen Zuſtand der Verwirrung zu beſeitigen, der durch die 
Entſtehung ungezählter kleiner Banken mit ſehr mangelhafter Ver⸗ 
bindung untereinander hervorgerufen worden war, entſchloß ſich die 
Regierung im Jahre 1882, eine Zentralbank zu begründen, und erließ 
im Juni desſelben Jahres die Verordnungen für die Bank von Japan, 
die ihre Tätigkeit im Oktober begann. Die Hauptbeweggründe für die 
Errichtung dieſes Inſtitutes waren, eine Erleichterung des Verkehrs 
unter dieſen Banken herbeizuführen, die Zirkulation des Geldes zu 
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unterſtützen und die Höhe des Zinsfußes herabzuſetzen. Auch die He⸗ 
bung des Diskontoverkehres ſollte ihre Aufgabe ſein wie die Ausgabe 
konvertierbarer Banknoten, um damit dem Geldſyſtem Japans eine 
feſte Grundlage zu ſichern. Da überdies die Bank mit der Verwal⸗ 
tung der Eingänge und Ausgaben der nationalen Revenuen be- 
traut wurde, ſo blieb auch ihr Kredit vom erſten Augenblick ihres Be⸗ 
ſtehens geſichert. Nach dem chineſiſchen Krieg erfuhr ihr Kapital 
eine Erhöhung auf 30000000 Pen mit jo vielen Zweigetabliſſements, 
als ihr rapid ſich erweiterndes Geſchäft erforderlich machte. 

Die konvertierbare Notenregulative, die urſprünglich im Jahre 
1884 erlaſſen worden war, wurde 1887 einer Reviſion unter⸗ 
zogen, hauptſächlich um eine Maximalhöhe der Notenausgabe, unter 
Sicherheit ihrer Reſerven, zu fixieren. Selbſtverſtändlich konnte nach 
der im Oktober 1897 eingeführten Goldwährung eine Konvertierung 
ebenfalls nur in Goldmünze ſtattfinden. Dank dem wirtſchaftlichen 
Fortſchritt des Landes ſtellte ſich ein ſo ſtarker Bedarf für zirkulierendes 
Geld ein, daß die Grenze der Notenausgabe — mit Reſervenſicherheit 
— im Jahre 1899 erweitert werden mußte. 

Obwohl die Organe für die Geldzirkulation mit Bezug auf den 
Handel genügend vorgeſehen und auch verbeſſert worden waren, ſo 
beſtand doch noch keinerlei Organ für die Bedürfniſſe der Induſtrie 
und Landwirtſchaft, und um dieſem Mangel abzuhelfen, erfolgte das 
Geſetz für die Bank für Induſtrie von Japan und für die Banken 
für Landwirtſchaft und für Induſtrie (induſtrielle Lokalbanken) im 
Jahre 1896. 

Dieſe Geldinſtitute verdanken ihr Entſtehen dem Erfordernis von 
Geldzufluß zu billigem Zinsfuß auf längere Zeiträume für die Ent⸗ 
wicklung und zur Förderung unſerer Induſtrie und Landwirtſchaft. 
Die Bank für Induſtrie von Japan gilt dabei als Zentralorgan und 
die Banken für Landwirtſchaft und für die Induſtrie haben lokale 
Bedeutung. Die erſtere begann ihre Tätigkeit im Auguſt 1897 und 
die beiden anderen ein Jahr ſpäter. 

Im Jahre 1897 erließ die Regierung ein Geſetz für die Bank 
von Formoſa und begründete ſie mit einem Kapital von 5000000 Yen 
und dem Privileg der Notenemiſſion, konvertierbar in Silber. Man 
betraute ſie ferner mit den Geſchäften der Staatsrevenuen bezüglich 
der Eingänge und Ausgaben für die Regierung auf der Inſel, ſo daß 
ſie dort eine Stellung einnahm, die mit der der Bank von Japan 


— 363 — 


im eigentlichen Japan korreſpondierte. Die Errichtung einer Spe⸗ 
zialbank für Formoſa auf der Grundlage der Silberwährung wurde 
durch die beſonderen Bedürfniſſe der eingeborenen Inſulaner er⸗ 
forderlich. 

Um die Koloniſation und die wirtſchaftliche Entwicklung von Hok⸗ 
kaido zu fördern, erließ man ein Geſetz für die Kolonialbank von 
Hokkaido im Jahre 1899, und ihre Begründung erfolgte im März 
des folgenden Jahres. 

Der Umfang der vorhandenen Sicherheiten in Japan belief ſich 
auf mehr als 1100000000 Yen, und doch fehlte es an einem ge⸗ 
eigneten Inſtitut, das Kapitalien auf dieſe Sicherheiten leihen würde. 
Die Folge bildet der Geſetzerlaß des Crédit Mobilier de Japon vom 
März 1900, und lebhafte Vorbereitungen ſind zur Begründung dieſes 
Inſtitutes mit einem Kapital von 10000000 Yen im Gange. 

Die nachfolgende Tabelle ſoll die Anzahl, das Kapital und andere 
Einzelheiten der jetzt in Japan beſtehenden Banken vorführen: 


g Anzahl der 
Eingezahltes Reſerven Bankſtellen . der 


Kapital — — ründung 
Haupt. Zweig. 


Art der Banken Kapital 


Bank von Japan . . 30 000 000 30 000 000114 600 000 8 Oktober 1882 
Yokohama⸗Metallbank. 24 000 000 18 000 000) 8 130 000 13 Februar 1880 
Bank für Induſtrie von 


10 000 000 2 500 000 70 925 — Juni 1897 
Banken für Induſtrie von Nov. 1897 
und Landwirtſchaft . 28 570 000 22 923 485 371110 4: bis Juli 1900 
Bank von Formofa. . 5 000 000 1 250 000 17 900 100 Juni 1899 
Kolonialbank von Hok⸗ 
kaido 3 000 000 1050 000 2 343 — März 1900 
Gewöhnliche Banken . 361 094 770/245 158 91633 032 93611802 11374 |feit März 1900 
Sparbanken 48 465 300 26 834957 2 907 597 419 521 ſeit März 1900 


Die Zahlen der vorſtehenden Tabelle baſieren auf den Abſchlüſſen 
vom Dezember 1900. Die aufgeführten Reſerven ſchließen beſtehende 
Spezialreſerven in ſich und ebenſo ſind die Unter⸗Zweiganſtalten bei 
den Zweiganſtalten mitgezählt. Außer den in der Tabelle aufgeführ⸗ 
ten gewöhnlichen Banken kommen noch 52 dieſer Gattung dazu, die 
bei unſerer Aufſtellung noch in der Gründung begriffen waren und 
deren Kapital annähernd 4568500 Yen betragen dürfte. 
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Die nachbenannten ſieben Banken: die Bank von Japan, die Yofo- 
hama⸗Metallbank, die Hypothekenbank, die Banken für Induſtrie und 
Landwirtſchaft, die Bank für Koloniſation ꝛc. von Hokkaido, die Bank 
von Formoſa und die Bank für Induſtrie von Japan ſtehen unter 
der Schutzherrſchaft der Regierung, und jede iſt mit einem Spezial⸗ 
objekt betraut, wie es durch ihren Titel bezeichnet wird. Während 
der ihnen angewieſene Geſchäftsumfang, für den ſie begründet worden, 
einigermaßen begrenzt erſcheint, wird dieſer Nachteil doch durch die 
Privilegien aufgewogen, mit denen man ſie ausgeſtattet hat. Sie 
unterſtehen auch ferner einer ſtrengen Kontrolle der Regierung, und 
nicht nur ihre Statuten, ſondern auch die ſpezielle Art ihrer Geſchäfte 
ſind durch Geſetze geregelt, ebenſo wie die, die eventuell der Zu⸗ 
ſtimmung des Finanzminiſters bedürfen. Außerdem ſind beſondere 
Kommiſſare für jede dieſer Banken ernannt, um die Aufſicht über 
den Gang der Geſchäfte zu führen und Bericht darüber an den Mi⸗ 
niſter zu erſtatten. Die Präſidenten und Direktoren dieſer Banken 
erhalten ihre Ernennung von der Regierung oder deren Beſtätigung, 
nachdem ſie in einer Generalverſammlung gewählt worden ſind. 

Der Betrag der konvertierbaren Noten, die ſich bis Ende Ok— 
tober 1900 in Umlauf befanden, ſtellt ſich wie folgt: 


Namen Betrag der Emiſſion 


Bank von Japan⸗Noten Gegen Gold⸗Reſerve 67 349 129 
Gegen Sicherheit . 161 220 903 228 570 032 


Bank von Formoſa⸗Noten Gegen Gold⸗-Reſerve. 2 071 3270 3 583 390 
Gegen Sicherheit .. 1511529 


Die Bank von Japan. 


Das Bankſyſtem, wie es nach der Reſtauration zur Einführung 
gelangte, richtete ſich zunächſt nach den einſchlägigen Verhältniſſen 
der Vereinigten Staaten. National⸗Banken, die, nach dem für fie 
erlaſſenen Geſetz von 1872 ins Leben traten, beſaßen das Privilegium, 
Banknoten mit Regierungsbonds als Sicherheit in Umlauf zu ſetzen. 
Indeſſen nach einigen Jahren der Erfahrung und verſchiedentlichen 
Abänderungen des Geſetzes, ſtellte ſich heraus, daß das Syſtem ſich 
nicht befriedigend erwieſen hatte. Außerdem aber war der Markt 
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überſchwemmt durch die Ausgabe unkonvertierbarer Noten, zu denen 
der Staat während der politiſchen Kriſis ſeine Zuflucht hatte nehmen 
müſſen. Eine geeignete Regulierung des Notenumlaufes war des⸗ 
halb das oberſte Erfordernis für die Finanzen, und die Rettung aus 
dieſer Notlage förderte die Errichtung der Bank von Japan im Jahre 
1882, die ſich als Teil eines breitangelegten Plans unſerer Finanz⸗ 
reform darſtellte. Die Beſtimmungen für dieſe Inſtitution, die Graf 
Matſukata, der derzeitige Finanzminiſter, dem Kabinett unterbreitete, 
umfaßte die folgenden Punkte: 

1. Die Förderung des Zuſammenwirkens und der Überein⸗ 
ſtimmung der verſchiedenen Banken unter einer Zentralbank. 

2. Kapitalvermehrung zur Unterſtützung des Handels und der 
Gewerbe. 

3. Die Herabſetzung und Ausgleichung des Zinsfußes. 

4. Die Übertragung gewiſſer Dienſtleiſtungen der Staatskaſſe 
auf die Bank nach ihrer endgültigen Organiſation. 

5. Die Diskontierung fremder Wechſel und die Regulierung des 
Eingangs und Ausgangs des Goldes. 


Die Bank von Japan eröffnete ihre Tätigkeit am 10. Oktober 
1882. Im Jahre 1884 wurde das Geſetz über konvertierbare Noten 


erlaſſen, wodurch man beabſichtigte, ſowohl die Noten der National⸗ 
bank, wie die der Regierung gegen ſolche der Bank von Japan ein⸗ 
zulöſen, um durch dieſe Umwandlung eine Einheit des Umlaufſyſtems 
durch dieſe Zentralinſtitution zu ſichern. Von dieſem Zeitpunkt datiert, 
als eine der wichtigſten Befugniſſe der Bank, die Ausgabe konver⸗ 
tierbarer Noten. 


Bei ihrer Entſtehung betrug das Kapital 10000000 Yen, zu⸗ 
ſammengeſetzt aus: 50 000 Aktien à 200 Pen, von denen die Hälfte 
aus ihrem Überſchußfonds, von der Regierung gezeichnet, und ſpäter 
auf das Kroneigentum übertragen wurde. Die Ausdehnung des Ge⸗ 
ſchäftes erforderte bald eine Kapitalerhöhung, die im Jahre 1887 
auf 20 000 000 erfolgte und 1895 bis auf 30 000 000 Yen erhöht 
wurde. Der Betrag iſt vollſtändig eingezahlt und beſteht aus 
150 000 Anteilen. Sämtliche dieſer Aktien ſind regiſtriert und ihr 
Beſitz nur auf japaniſche Untertanen beſchränkt, deren jeder hierzu die 
Erlaubnis des Finanzminiſters einzuholen verpflichtet iſt. Die An⸗ 
zahl der Inhaber beziffert ſich auf 948. 


— 366 — 


Der halbjährig auszuſchüttende Gewinn verteilt ſich wie folgt: 
Aus dem Reingewinn werden zunächſt 6 9% als erſte Dividende er- 
klärt und dann mindeſtens ein Zehntel dem Reſervefonds überwieſen 
und ein weiteres Zehntel dient als Anteil für die Bankbeamten. Eine 
zweite Dividende wird aus dem Reſtbeſtande verteilt, von dem ſich 
noch eine Summe für die Extrareſerve abzweigt. Seit 1887 belief 
ſich der Satz dieſer beiden Dividenden auf 10 bis 15 % pro anno. 

Der Reſervefond darf nur angegriffen werden, um eventuellen 
Kapitalverluſt zu decken, oder die jährlichen Dividenden auszugleichen. 

Dieſer Fond darf nur in Gold⸗, Silber⸗ oder Staatspapier⸗ 
Ankauf feſtgelegt werden, und der hieraus entſtehende Gewinn iſt 
auf die Bruttoeinnahmen der Bank zu übertragen. Der letzte Bericht 
über dieſen Fonds beziffert ihn auf 15700000 Yen. Sämtliche bis⸗ 
herigen Direktoren erſtrebten nach Kräften die Vermehrung dieſes 
Fonds, um dadurch den Kredit der Bank auf eine möglichſt hohe 
Stufe zu ſtellen. 

Zur Zeit als die Bank von Japan ſich organiſierte, fand eine 
Überbürdung des Marktes durch den Umlauf unkonvertierbaren 
Papiergeldes ſtatt. Der Betrag der von der Regierung allein aus⸗ 
gegebenen Noten belief ſich auf 115381292 Yen und ſolche der 
Nationalbanken auf mehr als 34 396 818 Pen, die indeſſen nicht alle 
den gleichen Kredit genießen konnten, und die Anhäufung war ſo 
niederdrückend, daß zu einer Zeit die Prämie für Gold bis auf 
79% ſtieg. Unter dieſen Umſtänden führte der einzige politiſch rich⸗ 
tige Ausweg der Regierung zur Übertragung der Kontrolle über den 
geſamten Notenumlauf auf die Bank von Japan, die jene unkonver⸗ 
tierbaren gegen Ausgabe ihrer eigenen Noten austauſchte und dieſe, 
durch Silber einlösbar, garantierte. Zu dieſem Behufe legte die 
Regierung Goldnoten⸗Einziehungsbonds auf, um das entwertete 
Papiergeld einzuziehen und durch den Ankauf von Silber und fremden 
Wechſeln den Weg zur Metallzahlung anzubahnen. Innerhalb dreier 
Jahre vollzog ſich eine derartige Einziehung der Regierungsnoten, 
daß die Bank von Japan ſich ſicher genug fühlte, um im Mai 1885 
ihr erſtes Papiergeld in Umlauf zu ſetzen und für den 1. Januar 
1886 den geſamten Notenumlauf als in Silber konvertierbar zu 
erklären. 

Das Geſetz zur Regulierung des Notenumlaufes der Bank von 
Japan baſiert ſich auf ein deutſches Syſtem, doch mit einigen ſehr 
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merklichen Abweichungen. Die Notenausgabe vollzieht ſich unter fol- 
genden Bedingungen: 

1. Die Notenausgabe unter Metallreſerve. Dieſe Reſerve be⸗ 
ſtand gewöhnlich aus Silber, aber ſeit der Einführung der Gold⸗ 
währung am 1. Oktober 1897 beſtand ſie und beſteht heute noch in 
Gold, mit Ausnahme eines Fünftel der geſamten Metallreſerve, 
die in Silber vorbehalten bleibt. Aber wie bei der Bank von England 
findet ſich ſelten Gelegenheit, den vollen Gebrauch von dieſer Aus⸗ 
nahme ſtattfinden zu laſſen. 

2. Die Ausgabe ſolcher Noten gegen Geſchäftsunterlagen in den 
vom Geſetz vorgeſchriebenen Grenzen. Das anfänglich beſtehende Li⸗ 
mitum betrug 70000000 Pen, vergrößerte ſich 1889 bis 85000000 
Yen und kam ſchließlich im März 1899 auf 120 000 000 Yen. In 
Anbetracht dieſes Privilegiums fiel der Bank die geſetzliche Ver⸗ 
pflichtung zu, der Regierung 22 000 000 Pen zinslos vorzuſchießen, 
die dieſe zur Einziehung ihres Papiergeldes benutzte. Überdies 
ſchloß der noch im Umlauf befindliche Betrag der Noten der 
Regierung wie der der Nationalbank, des der Bank von Japan 
gewährten Limitums ihrer eigenen Noten in ſich, und es ſollten jene 
durch Noten der Bank erſetzt werden. Erſt gegen Ende des Jahres 
1899 vollzog ſich das gänzliche Verſchwinden der Regierungs⸗ wie 
der Nationalbanknoten aus dem Verkehr. 

3. Die Gelegenheitsnoten oder ſolche, die gegen Geſchäftsunter⸗ 
lagen über das geſetzliche Limitum hinaus in Umlauf kamen. Dieſe 
Noten unterliegen einer ſpeziellen Steuer, deren Rate 5 0% oder auch 
mehr ſein darf. Im deutſchen Syſtem ſind 5 0% dafür feſtgeſetzt, 
während das japaniſche Syſtem dies nur als Minimum feſtſtellt und 
es der diskreten Macht des Finanzminiſters überläßt, je nach den 
Verhältniſſen des Geldmarktes eine höhere Rate zu beſtimmen. Dies 
hat ſich als eine ganz genügend wirkſame Vorſchrift bewährt, um 
eventuelle Knappheit des Marktes zu lindern, und bietet anderer⸗ 
ſeits die Sicherheit, überflüſſiges Papiergeld ſofort zurückziehen zu 
können, ſobald die Knappheit des Marktes überwunden iſt. 

Dieſes Syſtem der Notenausgabe ſcheint ſich ganz hervorragend 
den Verhältniſſen eines Landes wie Japan anzupaſſen, wo man in⸗ 
folge ſeiner geographiſchen Lage nicht leicht von außerhalb nach 
den augenblicklichen Bedürfniſſen des Marktes bares Geld herbei⸗ 
ſchaffen kann. 
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Die nachfolgenden Zahlen zeigen die Beträge der am Ende 
eines jeden Jahres im Umlauf befindlichen Noten: 
5 400 000 Yen. 
153 875 236 „ 
209 607 448 „ 
228 570 032 „ 
214 096 765 „ 


Die Art der Geſchäfte, wie ſie von der Bank ausgeführt werden 
dürfen, beſtimmen ſeine Statuten wie folgt: 

1. Kauf oder Diskontierung von Schatzamtswechſeln, Handels- 
wechſeln und anderen kaufmänniſchen Wertpapieren. 

2. Ein⸗ und Verkauf von Gold und Silber. 

3. Darlehen zu geben, ſowohl auf Gold- und Silbermünzen, wie 
auf Barren. 

4. Wechſel einzuziehen für die Banken und Korporationen, ſowie 
für Privatperſonen, die regelmäßige Kunden der Bank ſind. 

5. Depoſiten in Empfang zu nehmen und die Aufbewahrung von 
Wertobjekten und Dokumenten zu geſtatten. 

6. Vorſchüſſe im Kontokorrent zu bewilligen und Darlehen gegen 
Unterlage von Staatspapieren oder anderen vom Staat garantierte 
Aktien zu gewähren. 

Außer dieſen führt die Bank eine große Anzahl wichtiger Dienſte 
für das Schatzamt aus, ohne eine Gegenvergütung zu empfangen. 
Nicht nur empfängt ſie die Eingänge und zahlt die Ausgaben des 
Staates, ſondern leitet auch alle Operationen, die ſich auf Staats⸗ 
anleihen und ſtaatliche Depoſiten beziehen. Die Einziehung der Re⸗ 
gierungs⸗ wie der Nationalbanknoten vollzog ſich gleichfalls durch 
die Vermittlung der Bank, und tatſächlich ſind gewiſſe Bankabtei⸗ 
lungen ſehr eng mit den verſchiedenen Departements des Schatz⸗ 
amts in Verbindung. 

Wechſel und Checks des modernen Verkehrs ſind neue Erſchei⸗ 
nungen in Japan. Seit den verfloſſenen zwanzig Jahren hat es 
weder die Regierung noch die Bank an Anſtrengungen aller Art 
ſehlen laſſen, um ihre Einführung bei kaufmänniſchen Transaktionen 
zu fördern, und als ein Erfolg dieſer Bemühungen konnte ſich das 
Diskontogeſchäft zu einer anſehnlichen Ausdehnung aufſchwingen. 
Die Wechſel, die in den Abrechnungshäuſern von Tokyo und Oſaka 
im vergangenen Jahre zur Verrechnung kamen, beliefen ſich auf 
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je 1268802079 Yen und auf 528122083 Yen. Wechſel, die der Bank 
zum Diskontieren eingereicht werden, müſſen mindeſtens von zwei 
bekannten Namen indoſſiert und innerhalb von hundert Tagen zahl- 
bar ſein. Solche aber mit nur einer Unterſchrift bedürfen einer ſie 
begleitenden Bürgſchaft, in Form einer Quittung über Waren oder 
Aktien oder Bonds, die als Sicherheit gelten dürfen. 

Die Darlehen, die von der Bank gegen Unterlagen gegeben 
wurden, beliefen ſich auf bedeutend geringere Beträge als die Dis- 
konten. Dieſe Unterlagen bilden die Bonds der Kaiſerlichen Re⸗ 
gierung von Tokyo und Oſaka-Stadtanleihen, und ſolche Aktien und 
Bonds, die vom Staate garantiert ſind. Solche Darlehen werden 
für die Dauer von drei Monaten oder kürzerer Zeit abgeſchloſſen 
und wenn erforderlich, darf eine Erneurung, aber nur einmal, ſtatt⸗ 
finden. Die Bank nimmt Depoſiten und gibt Vorſchüſſe auf laufende 
Konten, aber die Bank gewährt keine Zinſen auf Bardepoſiten. Kun⸗ 
den zahlen ihren Barüberfluß in die Bank und ſichern ſich dadurch 
die Annehmlichkeit, Checks dagegen zu ziehen. Die Banken, die Mit⸗ 
geſellſchafter des Abrechnungshauſes ſind, bringen ihre täglichen Sal⸗ 
den durch ihr laufendes Konto in der Bank zum Ausgleich. Die Bank 
gibt ferner Depoſitenquittungen und ſchreibt Anweiſungen und Über⸗ 
tragungschecks aus. Die Verteilung der verſchiedenen Geldſorten und 
Banknoten über die Diſtrikte des Reiches bilden keinen untergeordneten 
Zweig ihrer Geſchäftstätigkeit. 

Früher gewährte die Bank Darlehen und diskontierte ausſchließ⸗ 
lich für die Banken, ſo daß ſie buchſtäblich nur eine Bank für die 
beſtehenden Banken darſtellte; aber ſeit Juni 1897 iſt der direkte 
Verkehr ſowohl mit dem Publikum als auch mit gutſituierten Korpo⸗ 
rationen in die Wege geleitet. Dieſe Maßnahme bezweckte, die Ver⸗ 
günſtigung des niederen Zinsfußes auf den allgemeinen Markt aus⸗ 
zudehnen und den übermäßigen Vorteil einzudämmen, den andere 
Bankiers als einfache Zwiſchenhändler des Publikums und der Bank 
ſich zu verſchaffen wußten. Eine Veränderung des Zinsfußes für 
Diskonten oder auf Darlehen bedarf jeweilig der Zuſtimmung des 
Finanzminiſters. 

Die Bank von Japan unterhält keine direkten Verbindungen mit 
fremden Märkten, aber ſie bedient ſich ihrer Schweſteranſtalt, der 
Yokohama⸗Goldbank, als Vermittler fürs Ausland. Tatſächlich för⸗ 
dert ſie die ausländiſchen Geſchäfte dieſer Anſtalt in vielen Be⸗ 
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ziehungen; unter anderen Vergünſtigungen ſtehen ihr 15000000 Yen 
zur Verfügung, mit denen die Bank von Japan ihr fremde Deviſen 
zu ausnahmsweiſe billigem Zinsfuß weiter diskontiert. Das Geld 
für die chineſiſche Kriegsentſchädigung fand ſeine Überführung von 
London nach Japan ebenfalls durch Vermittlung dieſer Bank teils 
durch den Kauf von Gold- und Silberbarren teils durch Wechſel⸗ 
Transaktionen. 

Der Geſamtumſatz der Bank von Japan betrug im Jahre 1901 
10576036318 Yen. Die nachſtehenden Zahlen ſollen das Wachs⸗ 
tum der Geſchäfte ſeit dem Entſtehen der Bank nachweiſen: 
ji Geſamte Geſchäfts⸗ Empfangene Beträge . Geſamte Darlehen . 


Transaktionen auf dem Depoſiten⸗Konto] und Diskontierungen 
Yen. Yen. Yen. 


1883 157 639 152 9 080 001 5 943 950 
1888 2791 891 455 93 629 609 104 727 100 
1893 1811 666 902 257 291 074 175 194 937 
1898 9 019 330 232 1 647 294 725 946 386 818 
1901 10 576 036 318 1 965 848 088 716 638 048 

Die Bank von Japan, als einzige Anftalt, die Noten ausgibt, 
ſteht nicht nur unter der Kontrolle der Regierung, ſondern arbeitet 
auch noch unter ſchwerer Belaſtung als Ausgleich für die ihr ge- 
währten Vorrechte. Außer der Unterſtützung des öffentlichen Kredits 
bei finanziellen Notſtänden, muß ſie auch die nachfolgend genannten 
Dienſte leiſten. 

1. Die Einnahme und Ausgabe der Regierungsgelder. 

2. Einziehung und Zahlung des Kapitals, wie der Zinſen der 

Nationalſchuld. 
3. Verwahrung der der Regierung anvertrauten Geldern und 
Waren. 

4. Die Einziehung von Staats⸗Papiergeld. 

5. Die Einziehung von Nationalbanknoten. 

6. Die Weiterdiskontierung fremder Wechſel für die Yokohama⸗ 

Goldbank zu billigſtem Zinsfuß. 

Alles dies ſchließt große Opfer ſeitens der Bank in ſich, wird 
aber zum Beſten des öffentlichen Wohls und, wie von der Regierung 
vorgeſchrieben, ausgeführt. 

Die Adminiſtration der Bank geſchieht durch einen Präſidenten, 
einen Vizepräſidenten, vier Direktoren und drei bis vier Rechnungs⸗ 
reviſoren. Die beiden Präſidenten werden von der Regierung auf 
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fünf Jahre ernannt. Die vier Direktoren dagegen wählt ſie aus der 
doppelten Anzahl, die ihr bei der Generalverſammlung von den Aktio⸗ 
nären zum Vorſchlag gebracht werden und deren Amtszeit auf vier 
Jahre bemeſſen iſt. Die Präſidenten und Direktoren beraten täglich 
und bilden die leitende Körperſchaft, die alle wichtigen Fragen der 
Bank entſcheidet. Die Rechnungsreviſoren werden von den Aktio⸗ 
nären auf drei Jahre gewählt; ſie bilden den Aufſichtsrat, der 
mindeſtens einmal im Monat zuſammentreten und deſſen Zus 
ſtimmung ſowohl alle wichtigen Maßnahmen der leitenden Direk⸗ 
toren, wie auch die Beſtimmung über Zinsfuß und Feſtſtellung der 
Dividende unterliegen. Er inſpiziert ſowohl die Bücher, wie die 
Dokumente der Bank. Die Präſidenten, Direktoren und Auditoren 
bilden die Generalverſammlung der Bank, die über die vom Präſi⸗ 
denten vorgebrachten Fragen beraten. Dieſe Beamten müſſen während 
ihrer Amtsperiode in Tokyo leben und dürfen weder für die Regie- 
rung noch für andere Banken oder Körperſchaften eine andere 
Stellung bekleiden. Die regulären Verſammlungen der Aktionäre fin⸗ 
den halbjährlich am dritten Sonnabend im Februar und Auguſt 
ſtatt. Inhaber von zehn Aktien beſitzen eine Stimme bei dieſen Ver⸗ 
ſammlungen und eine fernere Stimme für je fünfzig Aktien über 
den Beſitz der erſten zehn hinaus. 

Außer dieſen Körperſchaften ernennt die Regierung eine ge⸗ 
wiſſe Anzahl Oberaufſeher aus dem Finanzdepartement, denen die 
Macht zuſteht, jede Aktion, die entweder dem Geſetz oder den Statuten 
zuwiderläuft oder auch der Regierung als nachteilig auffällt, zu 
ſiſtieren. Sie beſuchen die Bank einmal wöchentlich und empfangen 
verſchiedene Berichte über die Verhältniſſe der Bank und ihre Trans⸗ 
aktionen. Auch ſind ſie befugt, jeder Verſammlung der Bankbeamten 
beizuwohnen und ihre Anſicht über die Geſchäfte der Bank auszu⸗ 
ſprechen. 


Gewinn-Raten der Bank von Japan. 


g des Reingewi 
Kapital | Reſerven Reingewinn Dividende 3 Den Kapital 25 
Jahr Reſerve 
Hen. Yen. Yen. Yen, Yen, Sen. 
1899 1. Hälfte 30 000 000/13 020 000 2677461 1 800 000 6,201 
1899 2. „ 30 000 000113 320 000 3116870 |1800 000 6,195 
1900 1. „ 30 000 000/14 000 000 2996 728 | 1800 000 6,811 
1900 2. „ 30 000 00014 600 O00 3165519 |1800 000 7,098 


24* 


Im Jahre 1902 beſaß die Bank die nachſtehenden Beträge als 
Reſerve für die von ihr in Umlauf geſetzten konvertierten Banknoten, 
nämlich 232094377 Yen, die ſich zuſammenſetzen aus 108118817 
Yen in Goldmünzen oder Barren; 1000000 Yen in Silbermünzen 
und Barren und 122975560 Yen Spezial-Sicherheitsreſerve. 


Die Yokohama-Goldbank. 


Dieſe Anſtalt wurde im Jahre 1888 begründet mit einem geſetz⸗ 
mäßigen Kapital von 3000000 Yen (wovon 1400000 in Silber 
und 1600000 in Papier) um den ausländiſchen Geſchäften des 
Landes die finanzielle Erleichterung zu beſchaffen. Nach verſchiedenen 
Richtungen hin fand ſie von Anfang an Unterſtützung der Regierung; 
ſo z. B. wurden ihr die Verwaltung mehrerer Millionen Staatsſchatz⸗ 
reſerve anvertraut und ihr dadurch ein reichlicher Betrag an Kapital 
behufs Diskontierung fremder Wechſel zur Verfügung geſtellt. Wenn 
ihr dies auch nach Errichtung der Bank von Japan entzogen wurde, 
ſo diskontierte ihr dieſe dafür die fremden Wechſel bis zu einem Be⸗ 
trage von 20000000 Yen per Jahr zum Zinsfuß von 2%. Im 
März 1887 ward ein Spezialerlaß für die Goldbank verkündet (Kaiſer⸗ 
licher Erlaß Nr. 26, 1887) und ihr Kapital gleichzeitig auf 6000000 


Yen erhöht. Das daraus folgende Wachstum ihrer Geſchäfte erforderte 
indes eine baldige erneute Erhöhung bis auf 12000000 Yen noch 
im ſelben Jahre. Darauf fand noch einmal im Jahre 1899 eine Ver⸗ 
doppelung des Kapitals ſtatt, jo daß es nun 24000000 Pen erreichte, 
wovon 18000000 Nen eingezahlt find. 


Die verſchiedenen Geſchäftsarten, die die Bank unternimmt, um⸗ 
faſſen: 1. ausländiſche Wechſel, 2. inländiſche Wechſel, 3. Darlehen, 
4. Depoſitengelder und Verwahrung von Wertſachen, 5. Einziehung 
und Diskontierung von Wechſeln, Anweiſungen und Checks aller 
Art, 6. Geldwechſel. Sie iſt außerdem befugt, Aktien und Bonds 
einzukaufen ſowohl wie zu verkaufen, ebenſo Gold- und Silberbarren 
und ausländiſches Geld je nach den Verhältniſſen, wie ſie das Ge⸗ 
ſchäft erfordert. Auch darf ſie mit den Angelegenheiten fremder 
Staatsanleihen und der Verwaltung öffentlicher Gelder für inter- 
nationale Rechnung betraut werden. 
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Gewinn-Raten der VHokohama-Gold-Bank. 


| 
Kapital Reſerven Eingänge und Rein⸗ 


Dividend 
Jahr Ausgaben Gewinn 8 


Rate des Rein⸗ 
O gewinns auf 
= Kapital und 

Reſerve 
Raten der Divi⸗ 
dende auf 
= 100 Yen vom 
Kapital 


= 

8 
8 
= 


Yen. Yen. | Yen, Yen. Yen. 


1899 1. Hälfte 11 311 875,7 300 000|4 207 217 513/1517858 787 500 
1899 2. „ 12 000 000,7 500 000|5 231 165 14314 799 5013 900 000 
1900 1. „ 18 000 0008 000 000 4 740 986 500|1 278 846 985 151 
1900 2. „ 18 000 0008 130 000/4 061 982 36211 754 33911 170 000 
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Die Hypothekenbank von Japan. 


Dieſes Inſtitut wurde im Jahre 1884 durch Geſetz Nr. 82 
dieſes Jahres als eine Aktiengeſellſchaft und zwar mit einem Kapital 
von 10000000 Yen unter dem beſonderen Schutz und der Kontrolle der 
Regierung gegründet. Ihr Zweck ſollte der Beſchaffung von Anleihen auf 
längere Perioden zu niedrigem Zinsfuß dienen, um zur Verbeſſerung 
und Entwicklung der Induſtrie und Landwirtſchaft mitzuwirken. Tat⸗ 
ſächlich ſollte ſie das Zentralorgan des Kredits repräſentieren zur 
Förderung induſtrieller und landwirtſchaftlicher Unternehmungen in 
größerem Stil im ganzen Land, wie ſich bereits in allen Präfekturen 
ſolche Lokalbanken zu demſelben Zweck in Tätigkeit befanden. 

Die Hauptgeſchäftszweige dieſer Bank ſind die folgenden: 

Darlehen zu gewähren auf Sicherheit unbeweglichen Beſitzes und 
in jährlichen Raten rückzahlbar, die ſich nicht über mehr als fünfzig 
Jahre erſtrecken dürfen; Darlehen zu gewähren auf ähnliche Sicher⸗ 
heiten, die zu einem feſtgeſetzten Zeitpunkt innerhalb fünf Jahre 
rückzahlbar ſind, wobei vorausgeſetzt wird, daß der Geſamtbetrag 
dieſer Darlehen den 10. Teil derjenigen Darlehen nicht überſteigt, 
die in jährlichen Raten zur Rückzahlung gelangen. (Der Betrag von 
Darlehen, die auf Sicherheiten unbeweglichen Eigentums geliehen 
werden, darf zwei Drittel ihres Wertes, der durch die Bank abge- 
ſchätzt wird, nicht überſteigen.) Sie darf ferner Darlehen ohne Sicher- 
heit an Landſchaften, Bezirke, Städte und andere Körperſchaften, die 
geſetzlich organiſiert ſind, gewähren; auch iſt ſie befugt, Pfand⸗ 
Obligationen der Induſtrie- und Landwirtſchaftsbanken aufzunehmen 
und ſchließlich die Verwahrung von Gold- und Silberbarren, ſowie 
negozierbare Inſtrumente zu übernehmen. 
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Die Bank beſitzt die Vollmacht, ſobald mindeſtens der vierte 
Teil ihres nominellen Teils eingezahlt worden iſt, Pfand⸗ 
Obligationen, die die zehnfache Höhe ihres eingezahlten Kapitals 
nicht überſteigen, auszugeben, vorausgeſetzt, daß der Betrag ſolcher 
Obligationen diejenigen ihrer Darlehen auf jährliche Rückzahlungen 
und ihre Obligationen der induſtriellen und landwirtſchaftlichen Ban⸗ 
ken nicht überſteigt. Dieſe Pfandobligationen ſollen wenigſtens zwei⸗ 
mal im Jahre eingelöſt werden und zwar in der Art von Traſſierungen 
im Verhältnis zum Geſamtbetrag der rückzahlbaren Darlehen in 
jährlichen Raten des einen Jahres und der Obligationen, die ſie 
von den Induſtrie⸗ und Landwirtſchaftsbanken in Händen hält. 
Außerdem werden bei jeder Obligationsausgabe Prämien im Betrage 
von 10 bis 100 Yen auf eine gewiſſe Anzahl von Obligationen, die 
durch das Los gezogen werden, verteilt. Dadurch entſteht die einzige 
Ausnahme von dem allgemeinen Verbot aller Lotterien oder eines 
jeden einer Lotterie ähnlichen Syſtems und wurde dies nur der Hypo⸗ 
thekenbank aus dem Grunde zugeſtanden, um auch kleinere Kapitalien 
zur Beteiligung an den Obligationen heranzuziehen. 


Die Bank für Induſtrie von Japan. 


Dieſe Inſtitution verdankt ihre Entſtehung dem Geſetz Nr. 70 
vom Jahre 1900, betreffend die Bank für Induſtrie von Japan und 
repräſentiert eine Aktiengeſellſchaft mit einem Kapital von 10000000 
Yen, von denen 2500000 Pen eingezahlt worden ſind. Wie die 
Hypothekenbank und die Bank für Landwirtſchaft und Induſtrie zur 
Beſchaffung von langfriſtigen und billigen Anleihen gegen Sicherheit 
unbeweglichen Beſitzes für landwirtſchaftliche und induſtrielle Unter⸗ 
nehmungen, namentlich für die erſteren entſtanden ſind, ſo hat die 
Bank für Induſtrie als ihren beſonderen Zweck die Handhabe von 
Bonds und Aktien aller Art zu betätigen. Sie darf daher als eine 
Art Crédit mobilier gelten, während die erſtgenannten mehr den 
Crédits fonciers gleichen dürften, jedoch mit beſonderen Beſtimmun⸗ 
gen. Die Geſchäfte, die das Geſetz dieſer Bank geſtattet, ſind: 

1. Darlehen zu gewähren gegen Unterlagen von Bonds, von 
Staatsanleihen, ebenſo von lokalen Anleihen, Geſchäftsobligationen 
und Aktien. 

2. Beteiligung an Staats⸗ und ſtädtiſchen Anleihen und Geſell⸗ 
ſchaftsobligationen. 
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3. Die Annahme von Depoſitengeldern und Verwahrung von 
Wertſachen. 

4. Transaktionen in verſchiedenen Arten von Pfandobjekten in 
Bonds, von lokalen Anleihen, Geſellſchaftsobligationen und Aktien⸗ 
anteilen. 

Demnach gehören Darlehen ohne Unterlage oder gegen andere 
als negozierbare Papiere, oder Diskontierung von Wechſeln nicht 
in den Bereich der Geſchäfte dieſer Bank. Um ſie in den Stand zu 
ſetzen, das erforderliche Kapital für ihre Zwecke zu beſchaffen, 
ſtattete man dieſe Bank ebenfalls mit dem Privileg aus, Pfandobli⸗ 
gationen zum fünffachen Betrage ihres eingezahlten Kapitals aus⸗ 
zugeben, die indeſſen den Geſamtbetrag der von der Bank entliehenen 
Vorſchüſſe, die Bonds der lokalen Anleihen und Geſellſchaftsobli⸗ 
gationen ꝛc. nicht überſteigen dürfen. Außerdem garantierte die Re⸗ 
gierung 5 % Dividende für die erſten fünf Jahre. 


Gewinn⸗Raten. 


SS 283 83 

Eingezahlt. Reſerven Rein- | Dioi⸗ 5 8 8 88 

Jahr ; um Ausgleich Zum Ausglei f 22 285 

Jahr Kapital für erlalte derdibdenzen gewinn denden Zs 88 82 
Yen Yen Yen Yen Yen Yen Yen 


1899 1. Hälfte 2 500 000 8 700 2175 115 654 82 500 4,806 3,300 
1899 2. „ 2500 000 27202 6801 126 718 87 500 5,001 3,500 
1900 1. „ 2500 000 46 801 11701 132 811 95 000 5,260 3,800 
1900 2. „ 2500 000] 56739 14186 179 587 112 500 6,985 4,500 


Die Banken für Landwirtſchaft und Induſtrie. 


Dieſe Banken entſtanden durch das Geſetz von 1886 (Geſetz 
Nr. 84, 1886) als lokale Kreditorgane mit denſelben Zielen wie die 
Hypothekenbank, jede mit einem Kapital von 20000 Yen oder darüber. 
Als allgemeine Regel umfaßt jede Bank den ganzen Bezirk für ihre 
Geſchäftstätigkeit, in dem ſie errichtet würde; denn zu jedem Bezirk 
gehört auch eine ſolche Bank, aber es iſt auch vorgeſehen, daß ein 
Bezirk ſich in mehrere Diſtrikte teilen darf; wenn die Umſtände es 
erfordern, können zwei oder mehr Diſtrikte ſich aus einem Bezirk 
hinſichtlich der Banken für Induſtrie und Landwirtſchaft abzweigen, 
wie eine Spezialverfügung geſtattet, von der indes bis jetzt noch kein 
Gebrauch gemacht worden iſt. 
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Die folgenden Geſchäftszweige werden von dieſen Banken 
kultiviert: 

Darlehen zu gewähren gegen Sicherheit unbeweglichen Eigen⸗ 
tums, rückzahlbar in jährlichen Raten innerhalb eines Zeitraumes 
von dreißig Jahren; Darlehen zu geben gegen ähnliche Sicherheit, 
rückzahlbar zu einer beſtimmten Zeit, die fünf Jahre nicht überſchreiten 
darf, unter der Vorausſetzung, daß der Betrag eines ſolchen Dar⸗ 
lehens nicht den fünften Teil desjenigen erreicht, der auf jährliche 
Raten⸗Amortiſation ausgeliehen iſt. (Auch bei dieſen Banken darf 
die gegen Sicherheit unbeweglichen Beſitzes geliehene Summe nicht 
zwei Drittel des von der Bank abgeſchätzten Wertes überſteigen.) 
Sie darf ferner unter denſelben Bedingungen ohne Sicherheiten Dar⸗ 
lehen an Städte, Landſchaften und andere Körperſchaften, die geſetz⸗ 
lich organiſiert ſind, gewähren; ferner Darlehen gewähren — eben⸗ 
falls ohne Unterlage — rückzahlbar zu feſtgeſetztem Zeitpunkt, der 
fünf Jahre nicht überſteigen darf, an Geſellſchaften von 20 Per⸗ 
ſonen, die zu gemeinſchaftlicher Haftbarkeit zuſammentreten und ſich 
landwirtſchaftlich oder induſtriell betätigen und deren Zuverläſſigkeit 
bereits Anerkennung gefunden hat; ſie iſt ferner befugt, Depoſiten 
zu empfangen und die Aufbewahrung von Gold- und Silberbarren, 
ſowie negozierbarer Dokumente zu übernehmen. Außerdem dürfen 
die Banken mit der Verwaltung der öffentlichen Gelder der Bezirke 
betraut werden. Jede dieſer Banken beſitzt die Vollmacht, ſobald ein 
Viertel ihres Kapitals eingezahlt worden iſt, Obligationen auszugeben, 
die den fünffachen Betrag ihres eingezahlten Kapitals indes nicht 
überſteigen dürfen. Dieſe Obligationen müſſen ſich auch innerhalb 
der Summe halten, die dem jährlich rückzahlbaren Darlehen entſpricht. 
Auch dieſe Obligationen ſollen zweimal im Jahre durch Traſſieren 
im Verhältnis zu den Summen der jährlichen Rückzahlungen be⸗ 
ſagter Darlehen eingelöſt werden. In Übereinſtimmung mit den Er⸗ 
laſſen des Geſetzes zur Unterſtützung der Banken für Induſtrie und 
Landwirtſchaft (Geſetz Nr. 84, 1886) betraute die Regierung die be⸗ 
treffenden Bezirke mit Fonds zur Beteiligung und Aufnahme von 
Aktien dieſer Banken. Der Betrag dieſer Gelder beſchränkte ſich ge⸗ 
ſetzlich auf 70 Yen per 100 Cho von beſteuertem Boden eines jeden 
Bezirkes, mit Ausnahme von Bauſtellen, Mineralquellen und Sumpf⸗ 
boden. Der Geſamtbetrag, der einem jeden Bezirk eventuell auszu⸗ 
zahlen iſt, darf indes unter keinen Umſtänden 3000000 Yen über⸗ 
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ſteigen, noch darf er über ein Drittel des eingezahlten Kapitals einer 
jeden Bank hinausgehen. 


Die Bank von Formoſa. 


Die Gründung dieſer Bank geſchah nach dem Geſetz Nr. 38 
vom Jahre 1897 zum Zweck der Förderung wirtſchaftlichen Fort⸗ 
ſchrittes dieſer Inſel. Sie iſt eine Aktiengeſellſchaft mit 5000000 Yen 
Kapital und mit dem Privilegium ausgeſtattet, Banknoten auszu⸗ 
geben, die gegen Silber-Yen und gegen die Reſerven von Gold- und 
Silbermünzen oder Barren und Regierungsbonds, Schatzſcheine, Noten 
der Bank von Japan und irgend eines anderen negozierbaren Pa- 
pieres oder Geſchäftswechſel zuverläſſiger Beſchaffenheit einlösbar ſind. 
Der Betrag, der nicht durch Reſerve gedeckten Noten beſchränkt ſich 
auf 5000000 Yen und darf in keinem Falle die Summe der durch 
Reſerve gedeckten Noten überſteigen. Noten, die dieſes Limitum und 
nur im Notfall überſchreiten, ſollen einer Steuer von 5 % oder mehr 
unterworfen ſein. Die Regierung hat ſich mit 1000000 Yen in 
Aktien an der Bank beteiligt, und die Dividenden, die ihr davon zu— 
kämen, ſollen für die erſten fünf Jahre dem Reſervefonds der Bank 
zugefügt werden; auch verpflichtet ſich die Regierung, während dieſer 
Periode die Aktien nicht zu veräußern. Ferner hat die Regierung 
der Bank 2000000 Yen unverzinsbar in Silber vorgeſchoſſen, die der 
Reſerve für die zirkulierenden Noten zugefügt werden ſollen. 

Die von dieſer Bank auszuführenden Geſchäftszweige beziffern 
ſich wie folgt: 1. die Diskontierung von Börſen- und anderen Ge⸗ 
ſchäftswechſeln; 2. Börſengeſchäfte; 3. das Einziehen von Wechſeln 
für Geſellſchaften und Kaufleute, die regelmäßige Kunden der Bank 
ſind; 4. Darlehen gegen beweglichen oder unbeweglichen Beſitz zu⸗ 
verläſſiger Natur zu gewähren; 5. laufende Konten zu eröffnen; 
6. die Verwahrung von Wertſachen, wie Gold, und Silbermünzen, 
edle Metalle und Dokumente zu übernehmen; 7. Handel mit Gold⸗ 
und Silberbarren und 8. als Vermittler anderer Banken zu agieren. 


Die Kolonialbank von Hokkaido. 

Da die Inſel Hokkaido vom militäriſchen wie vom wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkt hervorragende Wichtigkeit beſitzt, ſo mußte ihre 
Koloniſation und Nutzbarmachung früher ſowohl wie jetzt, die äußerſte 
Aufmerkſamkeit der Regierung Japans beanſpruchen. Es wurde als 
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dringendſtes Erfordernis erachtet, reichliches Kapital für die Ent⸗ 
wicklung der Inſel durch die Begründung eines finanziellen Organes 
dort zu beſchaffen, und mit dieſem Ziel vor Augen entſtand das Ge⸗ 
ſetz für die Kolonialbank von Hokkaido im März 1899. 

Ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen ihren Zielen und denen 
einer Bank für Induſtrie und Landwirtſchaft iſt nicht vorhanden, 
aber die Verhältniſſe der Dinge auf der nördlichen Inſel und diejenigen 
des Feſtlandes ſind ſo total verſchieden, daß man es für ratſamer 
hielt, dort eine Spezialbank zu begründen ſtatt einer Bank für In⸗ 
duſtrie und Landwirtſchaft. 

Die Kolonialbank gewährt ebenfalls Darlehen gegen Unterlage 
von Aktien und Obligationen und außerdem langfriſtige Darlehen 
gegen Verpfändung unbeweglichen Eigentums. Auch wird ſie Obli⸗ 
gationen ausgeben, Depoſiten empfangen und Geſchäfte im Konto⸗ 
korrent vollziehen. 

Die Bank eröffnete ihre Tätigkeit im April 1900, und nach 
wenigen Tagen erreichten die Bewerbungen um Aushilfe die Summe 
von 1270000 Yen. 

Um die Bank zu unterſtützen, beteiligte ſich die Regierung durch 
Kauf von Aktien im Betrage von 1000000 Yen mit der Beſtimmung, 


daß während der erſten zehn Jahre die ihr zukommenden Dividenden 
dem Reſervefond der Bank überwieſen werden ſollten. 


Bankvereine und Abrechnungshäuſer. 


Bankvereine wurden begründet, um wichtige Angelegenheiten, 
die das Bankgeſchäft betreffen, untereinander zu beraten, einesteils 
zum allgemeinen Beſten der Banken, dann aber auch, um Käufe 
und Verkäufe zu vollziehen und Wechſel und Schecks auszutauſchen. 
Zurzeit beſtehen ſolche Vereine in Tokyo, Oſaka und an einigen 
wenigen anderen Orten. 

Im September 1879 fand die Gründung eines Abrechnungs⸗ 
hauſes in Oſaka ſtatt, wo die Gewohnheit, gemeinſame Konten durch 
Übertragung von Wechſeln und Schecks untereinander auszugleichen, 
ſchon ſeit langer Zeit ausgeübt wurde. Und dies repräſentierte das 
erſte Abrechnungshaus in Japan. 

Im Jahre 1880 wurde eine Bankvereinigung in Tokyo gegründet, 
wo der Ausgleich von Wechſeln ꝛc. erſt im Dezember 1887 in Auf⸗ 
nahme kam. Das Geſchäft vollzog ſich zunächſt für einige Jahre 
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in den Räumen der Vereinigung, bis das rapide Wachstum ihrer 
Transaktionen den Umzug aus den Vereinsräumen erforderlich 
machte. Bei dieſer Gelegenheit wurde eine vollſtändige Reorgani⸗ 
ſation des Abrechnungshauſes in Tokyo vorgenommen und iſt jetzt 
nach dem Vorbild ähnlicher Inſtitute in Amerika und Europa einge⸗ 
richtet. Bald darauf traten ebenſolche Vereinigungen in Kyoto, Kobe 
und anderen Orten ins Leben, und es wurden auch Bankvereine in 
Yokohama, Nagoya, Kobe und Kyoto gegründet. 

Selbſtverſtändlich vollzieht ſich die Tätigkeit der Abrechnungs⸗ 
häuſer nur für ſolche Banken und Bankiers, die der Vereinigung an⸗ 
gehören, oder deren Begünſtigung ſie ihre Entſtehung verdanken. Ihre 
Unkoſten verteilten ſich zuerſt in dreierlei Weiſe; ein gleichmäßiger 
Anteil in erſter Reihe für jede Bank, dann ein zweiter nach Anzahl 
der Wechſel und Schecks, die zur Verrechnung gekommen ſind, und ein 
dritter Teil nach dem Wert der ausgeliehenen Schecks berechnet. Seit 
kurzem aber übt das Tokyo⸗Abrechnungshaus eine neue Methode 
und verteilt die Unkoſten nach dem Betrag der ausgeglichenen Schecks 
oder Wechſel jedes einzelnen Mitgliedes. 

Die Geſchäftsleiter eines jeden Abrechnungshauſes werden von 
den vereinigten Banken aus ihrer Mitte und jeder auf den Zeitraum 


einer Woche ernannt. Nach getroffenem Übereinkommen ſoll der je⸗ 
weilige Saldo, der dem Ausgleich entſpringt, auf das laufende Konto 
der Bank von Japan (oder einer ihrer Filialen) übertragen werden. 
Irgend eine Forderung, die mangels Zahlung der auf einem Scheck 
oder Wechſel ausgeſtellten Summe oder durch einen Irrtum beim 
Ausgleichen hervorgerufen worden, erledigen die dabei intereſſierten 
Banken untereinander. 


Privat- und Sparbanken. 


Vor dem Erlaß der Geſetze, betreffend Banken und Sparbanken, 
die zur Stunde in Kraft ſind, konnte ſich jede Vereinigung durch 
freiwilligen Vertrag begründen, und nur ſolche Geſellſchaften, die 
ſich den Titel „Bank“ beigelegt hatten, unterlagen den Regulativen 
der Nationalbanken. Unter einem ſolchen Syſtem oder vielmehr 
Mangel an Syſtem hatte die Regierung große Widerwärtigkeiten 
bei der adminiſtrativen Kontrolle dieſer bankartigen Geſellſchaften, 
die oft an einem Tage auftauchten und am nächſten verſchwunden 
waren. Um dieſen Stand der Dinge aus der Welt zu ſchaffen, er⸗ 
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ließ das Finanzdepartement eine Bekanntmachung, in der für die 
Folge die Erlaubnis zur Gründung von Banken von den nachfolgenden 
Bedingungen abhängig gemacht wurden: 

1. Die Haftbarkeit der Anteilbeſitzer bleibt unlimitiert. Aber 
ſchon 1886 erhielten Geſellſchaften mit beſchränkter Haftpflicht unter 
gewiſſen Sicherheiten und mit einem Kapital von 500000 Yen und 
darüber die Gründungserlaubnis, wenn die beſondere Urſache hierzu 
von den lokalen Behörden anerkannt wurde. 

2. Anteile ſollten nicht unter 10000 Yen lauten. 

3. Einzahlung der Aktien muß bis auf den letzten Yen geleiſtet 
werden. 

4. Seit 1884 geſtattete die Regierung keine weitere Gründung 
von Privatbanken, deren Haftbarkeit nicht genügend nachweisbar war, 
und dies aus dem einfachen Grunde, daß Spardepoſiten von ihnen 
angenommen wurden, während die Mittel zur aufſichtführenden Kon⸗ 
trolle fehlten. Auch Privatbanken dürfen keine Spargelder entgegen- 
nehmen. 

5. Keiner Bank iſt geſtattet, ſich mit Ein⸗ und Verkauf von 
Aktien und anderen Gegenſtänden zu befaſſen. 

Unter dem Handelsgeſetz, den Bank- und Sparbankregulativen, 
die ſämtlich im Juli 1893 in Kraft traten, wurden alle jene In⸗ 
ſtitute, die ſich mit Wechſel⸗Diskontieren, Depoſiten⸗ Entgegennahme 
und Darlehens⸗Gewährungen befaßten, als Banken behandelt, da- 
gegen ſolche, die vom Publikum im allgemeinen Depoſiten gegen 
Zins auf Zinsvergütung nahmen, als Sparbanken erachtet, ganz 
gleichgültig, welchen anderen Titel ſie führten. Diejenigen, die Ge⸗ 
ſchäfte dieſer Art zu unternehmen beabſichtigten, mußten ſich durch 
Vermittlung der Lokalbehörden an den Finanzminiſter wenden. 

Alle Sparbanken beſtehen aus Aktiengeſellſchaften mit einem 
Kapital von 30000 Yen oder mehr, und ihre Direktoren bleiben 
für alle Verpflichtungen, die ſie während ihrer Amtszeit eingegangen 
ſind, haftbar bis zur Erledigung dieſer Verpflichtungen volle zwei 
Jahre nach Niederlegung ihres Amtes. 

Große Verbeſſerungen entwickelten ſich in den Geſchäftsverhält⸗ 
niſſen der Privatbanken, ſeitdem das Handelsgeſetz, die Bank- und 
Sparbankregulative in Wirkung getreten iſt. Gegen Ende Dezember 
des Jahres 1893 beſaßen ſie 541 Hauptſtellen mit 160 Filialen, über 
das ganze Land verbreitet, und der ungefähre Betrag ihres Kapitals 
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war auf 35414860 Yen angewachſen. Aber noch eine größere Ver⸗ 
mehrung ihrer Anzahl fand ſeitdem und beſonders ſeit dem Ende 
des Krieges mit China ſtatt, ſo daß am Schluß des Jahres 1901 
2402 Hauptcomptoirs beſtanden, die über ein Geſamtkapital von 
523 188 149 Yen verfügten. 

Die Vermehrung der Privatbanken ſeit 1895 iſt folgende: 


Jahr Anzahl der Filialen und Kapital 
Jahr Geſchäftsſtellen Unterfilialen Yen. 


1895 908 407 79 998 879 
1896 | 1215 604 159 128 444 
1897 1532 1016 253 242 114 
1898 1758 1357 307 235 534 
1899 1982 1429 338 156 909 
1900 | 2289 1895 405 674 160 


Anzahl der Privat-Banken und Sparbanken mit ihrem Kapital. 


Anzahl der Filialen und Kapital 


Art der Banken Hauptcontore | Unterfilialen Yen. 


Privat⸗Banken: 
Aktien⸗Geſellſchaften 321 451 365 
Aktien⸗Geſellſchaften m. b. H. 452 000 
Geſellſchaften m. b HH.. 9 847 475 
Privat⸗Geſellſchaften 15 340 500 
Privat⸗Bankiers 9 052 520 


356 143 860 


Spar⸗Banken 459 530 200 
405 674 160 


II. Das Syſtem des Bankweſens. 
Von Herrn Vamamoto, 
Ex⸗Präſident der Bank von Japan. 

Obgleich die Japaner, oberflächlich betrachtet, etwas aufgeregten 
und ſanguiniſchen Temperaments erſcheinen, ſo darf ich ihnen 
doch als Grundzug ihres Weſens einen ſoliden und geſunden 
Verſtand zumuten, ſo daß ſie ſich auch in Zeiten der Gefahr zu be⸗ 
herrſchen verſtehen werden. Der chineſiſche Krieg und die ihm folgende 
Entſchädigung erzeugte großartige Unternehmungen, die ſich indes 
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ſo rapide entwickelten, daß die Kapitalien mit dem Wachstum der 
Unternehmungen nicht Schritt zu halten vermochten. Der finanzielle 
Zuſammenbruch von 1900/1901 erfolgte zweifellos als Reaktion auf 
die Überkapitaliſierung und darf als ein hiſtoriſcher Einſchnitt unſeres 
induſtriellen Fortſchrittes gelten. Da das Geld nach dieſem Kriege 
in einer Überfülle hervortrat, verteuerten ſich naturgemäß alle 
Lebensbedürfniſſe, und die Japaner gewöhnten ſich an eine luxuriöſere 
Lebensweiſe. Infolgedeſſen ſahen ſich die Behörden in die Notwendig⸗ 
keit verſetzt, unſere Finanzen wieder zu normalen Verhältniſſen zu⸗ 
rückzuführen und eine Wirtſchaftspolitik und das Sparſyſtem nach 
Kräften zu fördern. Um dies zu erreichen, ſchien es geraten, gewiſſe 
Gerüchte zu verbreiten, möglicherweiſe etwas übertrieben, die den 
Ernſt unſerer finanziellen Lage begreiflich machen ſollten, und die auch 
durch Vermittlung der Preſſe, öffentliche Reden und Interviews 
beſtens zur Ausführung kamen. Während dieſer Modus eine ſehr ge- 
ſunde Wirkung auf das japaniſche Volk ausübte, erzeugte er im Aus⸗ 
lande jene Ideen über die Unſicherheit japaniſcher Finanzen, in der die 
Außenwelt noch heute befangen iſt. Aber ſobald man begreift, daß die 
Menge des Volkes, über die der Goldſegen ſich ausſchüttete, nur äußerſt 
primitive wirtſchaftliche Erziehung genoſſen hat, ſo erſcheint es auch 
logiſch, daß eine Wiederherſtellung normaler Verhältniſſe abſolut 
erforderlich iſt, ſelbſt auf die Gefahr hin, der Außenwelt dadurch 
irrtümliche Anſichten einzuflößen. 

Die wirtſchaftliche Geſchichte Japans nach dem chineſiſchen Kriege 
iſt der deutſchen nach dem Deutſch-Franzöſiſchen Kriege ſehr ähnlich, 
da die kommerzielle Entkräftung als Reaktion auf eine Periode über⸗ 
wältigender Proſperität folgte, in welcher der Handel einen unge⸗ 
ſunden Charakter angenommen hatte. Und gerade wie man in Deutjch- 
land nach drei bis vier Jahren harter Kämpfe einen Wechſel zum 
Beſſeren ſah, ſo durfte ein ſolcher auch in Japan bemerkbar werden. 
Das Anwachſen unſerer Revenüen, unſeres Eiſenbahn- und Schiffs⸗ 
verkehrs, unſeres Bank- und Induſtriekapitals, erweiſt ſich als enorm 
und trotzdem gleichmäßig ſeit dem Kriege. Dieſer rapide Aufſchwung 
hätte ſich allerdings ohne die Kriegsentſchädigung und ohne aus⸗ 
wärtige Anleihen als eine Unmöglichkeit erwieſen. Wenn die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe eines Landes ſich zu ſolchen Dimenſionen aus⸗ 
dehnen, ſo kann eine kommerzielle Entkräftung kaum ausbleiben. Aber 
gleichzeitig muß als feſtſtehend konſtatiert werden, daß die pro- 
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duktive Kraft des Landes nach dem Kriege eine bedeutende Ver⸗ 
mehrung erfahren hat. Aus dieſer kommerziellen Niederlage von 
1900/1901 gingen wir beſſer ausgerüſtet als je für einen ſtetigen 
Fortſchritt in allen Abteilungen des Handels und der Induſtrie her⸗ 
vor. Das Land darf auf ein ähnliches Gedeihen rechnen, wie dies 
in Deutſchland der Fall geweſen iſt. 

Für die Zukunft gedenke ich außer meinen anderen Plänen mein 
beſonderes Intereſſe einer geeigneten wirtſchaftlichen Erziehung des 
Volkes zu widmen. Während meines Aufenthaltes in England zur 
Entgegennahme der Kriegsentſchädigung beſuchte ich viele der mer⸗ 
kantilen Zentren, und mehr und mehr wurde mir dadurch die Not- 
wendigkeit zur Überzeugung, daß auf eine praktiſche Geſchäftserziehung 
der Japaner Wert gelegt werden muß. Wie allgemein bekannt, nahmen 
Kaufleute und alle geſchäftlichen Klaſſen unter dem Feudalſyſtem die 
wenigſt geachtete Stellung der Geſellſchaft ein. Wenn nun auch ſeit 
der Zeit der Reſtauration die beſten Talente des Volkes ſich von 
der Geſchäftskorporation angezogen fühlten, ſo bleibt es doch Tat⸗ 
ſache, daß die Maſſe des Volkes noch auf einer ſehr primitiven Stufe 
ſteht. Es muß im gewöhnlichen Lebenslauf diszipliniert, in tech⸗ 
niſchen Fertigkeiten und in Wiſſenſchaften unterrichtet und in ver⸗ 
ſchiedenartigen Geſchäftsbetrieben unterwieſen werden. Wir haben 
für dieſe Ziele im ganzen Land die verſchiedenſten Arten von 
Schulen für Handel und Induſtrie begründet und ſenden Studierende 
in fremde Länder. Fremde Konkurrenz, unter der ich Konkurrenz 
mit Japanern auf heimiſchen und auswärtigen Märkten verſtanden 
wiſſen möchte, kann unſerer Geſchäftserziehung nur zu neuem An⸗ 
ſporn dienen, denn Japan iſt noch ſehr jung in ſeiner kaufmänniſchen 
Laufbahn. Es bezieht faſt unbegrenzte Hilfsquellen durch ſeinen Berg⸗ 
bau, ſeine Fiſcherei, ſeine Waldungen, durch ſeine Landwirt⸗ 
ſchaft auf Hokkaido und in den Territorien von Formoſa. Außer⸗ 
dem beſitzt es die glänzendſten Grundbedingungen für die Anlage 
von Fabriken für verſchiedenſte Erzeugniſſe, nicht nur für den heimi⸗ 
ſchen Verbrauch, ſondern auch zum Export nach China und nach an⸗ 
deren Märkten des Oſtens, denn billige Kohlen und billige Arbeits⸗ 
kraft ſind ebenſo ſein eigen wie Leichtigkeit des Transports. Dies 
beweiſt die Vermehrung der Spinnereien der letzten zehn Jahre. 
Ich hoffe, daß mehr und mehr Amerikaner und Europäer unſer Land 
beſuchen und von dieſen Gelegenheiten Gebrauch machen werden, 
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ſo daß ihr Beiſpiel unſerer Geſchäftserziehung zum Sporn dienen und 
uns die Kraft verleihen möge, auf gleicher Höhe mit ihnen zu wett⸗ 
eifern. 

III. Die finanzielle Kriſis von 1900/01. 


Von Tadamaſa Hayaſhi, 
Kaiſerlich Japaniſcher Kommiſſar der Pariſer Weltausſtellung von 1900. 


Alle diejenigen, die nicht nach zuverläſſiger Information ur⸗ 
teilen, neigen leicht zu irrtümlicher Auffaſſung in der Überſicht und 
Beurteilung der japaniſchen finanziellen Stärke. Beim Auftreten 
ſogenannter Bank⸗Falliſſemente, begleitet von einem Anſturm auf 
beſtehende Bankinſtitute, erſcheint das Geſchrei von einer finanziellen 
Kriſe als auf Tatſachen beruhend. Aber ein vorſichtiger Beobachter, 
der ſich einiger Kenntnis der finanziellen Verhältniſſe des Landes 
erfreut, läßt ſich nicht leicht von dieſem Lärm oberflächlicher Zu⸗ 
ſchauer und peſſimiſtiſcher Aufwiegler täuſchen. Sie wiſſen beſſer, 
daß ſolche Vorkommniſſe vorübergehend ſind und nichts anderes als 
die natürliche Folge einer zu plötzlichen Ausdehnung japaniſchen 
Handels und ſeiner Induſtrie darſtellen, die ſich durch die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe der Dinge, die dem Kriege folgten, erklären laſſen. 
Finanzielle Einengung läßt ſich periodiſchen Krankheitsfällen ver⸗ 
gleichen, die gewöhnlich dann eintreten, wenn der Körper ſich in 
einem Stadium beſonders ſchneller Entwicklung befindet, ſo daß obige 
Erſcheinungen beunruhigen, wie es oberflächlichen Zuſchauern vor⸗ 
kommen mag, dem ernſten Forſcher japaniſcher Finanzen aber nur 
als Beweis dienen kann für zukünftiges Wachstum anſtatt als Sym⸗ 
ptom beunruhigenden Verfalls. Ebenſo wie oft eine plötzliche Entwick⸗ 
lung und ſchnelles Wachstum des Körpers einen Mangel an verhältnis⸗ 
mäßigem und entſprechendem Wachstum ſeiner Hauptbeſtandteile hervor⸗ 
treten läßt und dadurch ein Krankheitsſtadium erzeugt, ebenſo können 
in einem Lande, deſſen Handel und Induſtrie eine ſo plötzliche Aus⸗ 
dehnung erfahren hat, periodiſche Heimſuchungen in ſeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen nie ganz vermieden werden. Die plötzliche 
Expanſion des japaniſchen Handels und ſeiner Induſtrie bedingte 
eine vermehrte Einfuhr von Schiffen, Eiſenbahnſchienen, Maſchinen 
und aller dazu gehörenden Gegenſtände, und veranlaßte dadurch eine 
Verſchiebung unſerer Handelsbilanz, während unter den Handels- 
geſellſchaften, die zur Zeit der Expanſion ins Leben traten, eine nicht 
unbedeutende Anzahl ohne genügende Fundierung für die beabſich⸗ 
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tigten Unternehmungen angefangen und einige andere auf einfache 
Spekulation gegründet wurden. Ich verſuche nachfolgend eine Auf⸗ 
ſtellung, die das Anwachſen der Geſellſchaften in den ſieben Jahren 
bis 1899 aufweiſen ſoll: 


Handels⸗Geſellſchaften Beträge ihres Kapitals 
Anzahl Yen 
1884 1298 22 161 955 
1887 2038 67 855 468 
1890 4296 225 477 140 
1893 4133 209 865 098 
1896 4549 619 223 949 
1899 7622 1028 299 274 

So blieb es denn unvermeidlich, daß der Zeitpunkt nahte, in 
dem eine reinliche Scheidung zwiſchen wohlfundierten Handelshäuſern 
und ſchwachen und ſpekulativen Unternehmungen ſich vollziehen mußte. 
Bis 1900 fand eine ziemlich glatte Abwicklung ſtatt. Die eingeforderten 
Zahlungen auf Aktien wurden prompt geleiſtet, und die Transaktionen 
der Handelsgeſellſchaften mit den Banken vollzogen ſich ohne Hinder⸗ 
nis, aber, wie ſchon erwähnt, bei der Arbeit des Sondierens der Spreu 
vom Weizen, mußte ſchließlich das Reſultat zutage treten. Wie nicht 
anders zu erwarten war, wurden nicht wenige reſpektabele Häuſer 
in Mitleidenſchaft gezogen. Die ſchlimmſte Urſache für Falliſſemente 
unzuverläſſiger Geſchäftsunternehmer beſtand in dem übermäßigen 
Umlauf von Solawechſeln; einige der kleinen Banken, die ſich auf 
deren Einlöſung verlaſſen hatten, boten die erſten Zeichen des Unter⸗ 
liegens. Sobald dieſe Notlage einmal bekannt geworden war, machten 
ſelbſtverſtändlich kleine Depoſitäre einen Anſturm auf dieſe Banken 
und auch die beſſer fundierten Banken entgingen nicht ganz und gar 
der fatalen Wirkung. Zum Glück indes fanden ſich die größeren 
mit den erforderlichen Fonds verſehen, um der Preſſion zu wider- 
ſtehen, ſo daß die peſſimiſtiſchen Prophezeiungen ſich von ſelbſt wider⸗ 
legten. 

Es müßte doch jedem verſtändigen Menſchen klar ſein, daß bei 
einer Bank Geld deponieren nicht bedeutet, daß es in den ſicheren Ver⸗ 
ſchluß ihrer Stahlkammern wandert, und daß jeder plötzliche und un⸗ 
erwartete Anſturm auf eine Bank den Untergang eines ſelbſt größeren 
und wohlfundierten Inſtitutes herbeiführen muß. Es muß aber auch 
einleuchten, daß bei Aktieninhabern einer Handelsgeſellſchaft der Be⸗ 
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trag der von ihnen gezeichneten Aktien nicht immer dem ihnen zur 
Verfügung ſtehenden Bargeld gleichkommt, ſondern daß ſie den Wert 
nur in verſchiedenartigem Beſitz als Bonds, Landgüter, Waren 2c. 
aufweiſen können, und denen eine plötzliche Anforderung, ſie in Bar⸗ 
geld umzuwandeln, keine kleine finanzielle Kalamität verurſachen 
würde. Der Aufſchrei der Gefahr, daß die Finanzen des Landes be⸗ 
droht ſeien, war nur von Lärmmachern ausgeſtoßen, die nach dem 
plötzlichen Begehr nach barem Gelde, und den daraus entſtandenen 
natürlichen Folgen, urteilend, ſchleunigſt zu der Folgerung gelangten, 
daß Japans Kredit ſich in Gefahr befinde. Der Irrtum begründete 
ſich durch den von einer falſchen Baſis aus beurteilten Reichtum einer 
Nation. Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, daß die momentanen 
finanziellen Verhältniſſe dieſes Landes weit entfernt von dem Stadium 
ſich befinden, den die Alarmiſten die Welt ſo gern glauben laſſen 
möchten. Die ſogenannte finanzielle Kriſis, die als ſolche gar nicht 
beſtand, darf nur als eine Erſcheinung des Fortſchrittes und des 
Wachstums erachtet werden. Wie ſchon oben konſtatiert, waren viele 
der Unternehmungen, die nach dem Kriege ins Leben traten, keine 
ehrlichen Gründungen, und die Bewegungen des Jahres 1900/1901 
bedeuteten nichts anderes, als daß die ſchwachen und ſpekulativen 
Unternehmungen ihren eigenen Untergang vollzogen. Im großen und 
ganzen zog die Nation aus dieſer Kriſis die heilſame Lehre, daß bei 
allen Geſchäftsgründungen nur ehrliche und wohlfundierte Häuſer die 
Probe auf geſchäftliche und geſellſchaftliche Moral, die niemals in 
ihren ſtrengen Forderungen ſchwankt, zu beſtehen vermögen. 
Die Alarmiſten bejammern auch das Übergewicht der Einfuhr 
über die Ausfuhr und folgern nun, daß der Reichtum Japans nach 
Verhältnis dieſes Übergewichtes ausgeſogen werden könne. Sie ver⸗ 
geſſen aber, daß das ausländiſche Geſchäft nicht als der alleinige 
Maßſtab des nationalen Wohlſtandes gelten darf. Statiſtiken er⸗ 
geben wohl einen Anhalt für Unterſuchungen, aber ſie geſtalten ſich 
gar oft ſo fehlerhaft, daß es nicht ſehr weiſe erſcheint, aus ihren 
Zahlen allein Argumente herzuleiten. Ganz beſonders trifft dies 
in der Beurteilung der Daten zu, die ſich auf das ausländiſche Ge⸗ 
ſchäft irgend eines Landes beziehen. Während der wirtſchaftliche 
Fortſchritt eines Landes nicht ausſchließlich nach ſeinem ausländiſchen 
Handel beurteilt werden darf, ſo verſchafft dies doch einen ſehr wich⸗ 
tigen Beweis für das Wachstum der kommerziellen wie induſtriellen 
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Entwicklung eines jeden Landes. Ich laſſe nun eine Tabelle von 
Japans Handel der zehn Jahre von 1891 bis 1900 folgen, die den 
bemerkenswerten Fortſchritt ſeiner kommerziellen Transaktionen zu 
beſter Anſchauung bringt: 

Japans Handel mit dem Ausland der zehn Jahre 1891—1900. 


Jahr Einfuhr Ausfuhr Geſamtbetrag 


1891 | 62927268 | 79527272 142 454 540 
1892 | 71326079 | 91102753 162 428 832 
1893 | 88257171 | 89712864 177 970 035 
1894 | 117481955 113 246 086 230 728 041 
1895 | 129260578 | 186112178 | 265 372 756 
1896 | 171674471 | 117842 760 | 289 517 234 
1897 219 300 771 163 135 070 | 328 435 848 
1898 | 277502156 | 165 753 753 443 255 909 
1889 220 401925 214 929 984 | 435 331 820 
1900 | 287261845 | 240429 994 | 491 691 839 

Das Wachstum des Handels und der Induſtrie beweiſt eine 
Expanſion des ausländiſchen Geſchäfts, und im Laufe ſeiner Ent⸗ 
wicklung dürfte ſich ein gelegentlicher Überſchuß der Einfuhr über die 
Ausfuhr herausſtellen, der nicht ſo gefährlich aufgefaßt werden muß. 
In dem Maß, wie eine Nation wächſt, wachſen auch ihre Bedürfniſſe, 
und die für ſie eingeführten Waren bedeuten einen Teil vom Reichtum 
des Landes, abgeſehen davon, daß viele von ihnen ſich wieder pro⸗ 
duktiv für den ferneren Wohlſtand der Nation geſtalten. Die Aus⸗ 
dehnung unſeres ausländiſchen Handels, ſelbſt wenn ein vorüber⸗ 
gehender Überſchuß des Imports über den Export ſich herausſtellt, 
muß immerhin als ein geſundes Zeichen für den nationalen Fort⸗ 
ſchritt gelten. 

In dieſem Zuſammenhang mag noch feſtgeſtellt ſein, daß eine 
finanzielle Kalamität in Handelskreiſen ganz abſeits von der Frage 
unſerer nationalen Revenüen oder Ausgaben ſteht. Würde ſich für 
die Kaiſerliche Regierung ein Defizit unſerer Revenüen ergeben, ſo 
beſitzt ſie überreiche Mittel in unſerem nationalen Reichtum und er⸗ 
hebt Fonds, indem ſie Regierungsbonds ausgibt. Die finanzielle Ge⸗ 
fahr, über die ſo viel und ſo laut geſprochen worden iſt, beſtand 
ſchließlich nur in gewiſſen Verlegenheiten, die Handels- und Induſtrie⸗ 
kreiſe durch jene Urſachen erfahren mußten, auf die wir bereits hin⸗ 
gewieſen haben. Sie fanden keinerlei Zuſammenhang mit unſeren 
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Staatsfinanzen, die ſich der denkbar geſündeſten Verhältniſſe erfreuten, 
wie wir ſpäter zu erörtern beabſichtigen. Aber ich möchte hier zu⸗ 
nächſt des Leſers Aufmerkſamkeit auf die Tatſache lenken, daß ſich 
bis heute unſere Nationalſchuld noch in ſo beſchränkten Grenzen ge⸗ 
halten hat, daß ihre Rate per capita noch immer als die niedrigſte 
irgend eines Landes hervortritt. Japan mit ſeiner 45000000 Be⸗ 
völkerung und ſeinen natürlichen, unbegrenzten und noch längſt nicht 
entwickelten Hilfsquellen ſieht tatſächlich einer nach jeder Richtung 
hin glänzenden Zukunft entgegen. 

Die Störung in den Verhältniſſen unſerer Staatsfinanzen fand 
ihre hauptſächliche Urſache in der großen Ausdehnung der Regierungs- 
unternehmungen und äußerte ſich im Jahre 1898/99 durch ein Defizit 
von 21000000 Pen, das ſich im darauffolgenden Jahre noch bis 
auf 37000000 Yen erhöhte. Für feine Deckung trat indes eine ſo⸗ 
fortige Erhöhung der Steuern auf Land, Saké, Einkommen ꝛc. und 
außerdem eine auswärtige Anleihe ein, die dem Lande 10000000 
Pfund Sterling zuführte, während die erhöhten Steuern den Betrag 
von 44000000 Pen ergaben. Beide Anleihen wurden mit Erfolg 
durchgeführt, und die Finanzen der Regierung waren damit wieder 
in einen ſicheren normalen Zuſtand gelangt, ſo daß das Jahresbudget 
ein geregeltes Ausſehen hatte. 

Einnahmen: Ausgaben: 
Laufende. .. 201247095 Yen 164 283 464 Yen 
Außerordentliche 52 276333 „ 87 712 323 „ 
(einſchließlich der Angelegenheit in Nord⸗China). 

Ein Überſchuß von 1500000 Nen iſt zugunften der Einkünfte 
klar erſichtlich, und um die Extraausgaben zu beſtreiten, wurden 
vom Parlament Maßnahmen für erhöhte Steuern getroffen, die ſich 
in den Jahren 1902/1903 auf über 21000000 Pen beliefen, und es 
wurde angenommen, daß dieſe Summe mehr als genügen würde, um 
bis 1905/1906 alle durch die Nord-Chineſiſche Angelegenheit ent⸗ 
ſtandenen Unkoſten abzubezahlen. Ich beabſichtige nicht, auf weitere 
Einzelheiten einzugehen, ſondern will nur hinzufügen, daß die indu⸗ 
ſtrielle und kommerzielle Zukunft Japans einen einladenden Anblick 
für fremde Beteiligung jeder Art darbietet, wenn der tatſächliche 
Verhalt ſorgfältig und ohne jede Raſſen⸗ und Empfindungsvorurteile 
geprüft wird, die ſo oft in den Urteilen der Ausländer zu finden ſind. 


Dreizehntes Kapitel. 
Handel und Induſtrie. 


I. Allgemeiner überblick über die induſtrielle Lage.“) 
Von Baron Shibuſawa, 


Präfident der vereinigten Handelskammern.) 


Japan hat in der Kultur und Ziviliſation wunderbare Fort⸗ 
ſchritte gemacht, doch muß immer daran erinnert werden, daß Japan 
in ſeiner induſtriellen und kommerziellen Entwicklung ein junges Land 
iſt, und daß der Fortſchritt ein ſo raſcher geweſen iſt, daß er im 
Ausland die Meinung hervorgerufen hat, er ſei unregelmäßig. Noch 
vor 34 Jahren, zur Zeit der Reſtauration, nahm Handel und In⸗ 
duſtrie in Japan in der öffentlichen Meinung und geſellſchaftlichen 
Schätzung eine ſehr untergeordnete Stellung ein, und nur die poli⸗ 
tiſchen und militäriſchen Kreiſe hatten Geltung. Ich begegnete der 


) Der Schutz des induſtriellen Eigentums wird im Anhang G behandelt. 

*) Nachdem die Verfügungen, Handelskammern betreffend, zuerſt in Japan im 
Jahre 1890 durch das Geſetz Nr. 81 bekannt gemacht worden waren, wurden an ver⸗ 
ſchiedenen Orten des Landes Handelskammern errichtet, ſo daß im Jahre 1892 ihre 
Zahl fünfzehn betrug. Nachdem der Wunſch nach einer allgemeinen Verſammlung 
der verſchiedenen Handelskammern des ganzen Landes in Oſaka und zehn anderen 
Ortſchaften geäußert worden war, fand die erſte Zuſammenkunft der vereinigten Han⸗ 
delskammern in Oſaka, im Oktober 1892 ſtatt, und damals wurde die Beſtimmung 
getroffen, daß jährlich eine Generalverſammlung abgehalten werden ſollte, und die 
Ortſchaften, die nacheinander zu dieſem Zweck auserſehen wurden, waren: Kobe, Kana⸗ 
zawa, Nagoya, Hakata, Hiroſhima, Yokohama und Tokyo (im Jahre 1899 wurde be⸗ 
ſchloſſen, daß die regelmäßig wiederkehrende Generalverſammlung nur in Tokyo ſtatt⸗ 
finden ſollte). Gegenwärtig beläuft ſich die Zahl der Handelskammern, die im ganzen 
Reich in Übereinſtimmung mit den darauf bezüglichen Verfügungen errichtet worden 
ſind und zu den Verſammlungen der vereinigten Handelskammern zugelaſſen werden, 
auf achtundfünfzig. 
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neuen Ara mit demſelben Vorurteil und ſchlug fünf bis ſechs Jahre 
lang eine politiſche Laufbahn ein, während der ich zur Stellung 
eines Finanzminiſters gelangte. Später wurde mir jedoch klar, daß 
die wahre Kraft des Fortſchritts in wirkſamer Geſchäftstätigkeit und 
nicht in Politik beſtehe, und daß die Handelselemente einen großen 
Einfluß auf die Entwicklung des Landes hätten. So gab ich meine 
politiſche Stellung auf und widmete mein Leben dem Geſchäft, was 
ich bis zum heutigen Tag über 30 Jahre lang durchgeführt habe. 
Bald kam ich zu der Einſicht, daß das Kapital eines Einzelnen 
nicht ausreichend wäre, um viel zu erreichen, und ich verfiel auf 
den Gedanken, in Japan das Geſellſchaftsſyſtem einzuführen. Der - 
Gedanke war erfolgreich und wurde von der Regierung gebilligt. Seit⸗ 
dem iſt jeder Induſtriezweig, wie ich behaupten darf, gewachſen: der 
eine um das Zwanzigfache, andere um das Zehnfache und keiner 
weniger als um das Fünffache. 

Es exiſtieren jedoch im japaniſchen Charakter vier Eigentüm⸗ 
lichkeiten, welche es dem Volk erſchweren, geſchäftliche Erfolge zu er⸗ 
zielen. Dieſe ſind: 1. Leidenſchaftlichkeit, die ſie bei günſtigen Ge⸗ 
ſchäften enthuſiasmiert erfüllt und ſie zu ſchnellem, ſogar voreiligem 
Vorgehen veranlaßt, ſo lange dieſe Stimmung herrſcht; 2. Mangel 
an Ausdauer, was leicht zur Entmutigung führt, wenn das Geſchäft 
nicht ſo zufriedenſtellend iſt; 3. Abneigung gegen ein Zuſammenwirken 
und 4. ſie achten den Kredit nicht fo hoch, wie fie einen ſolch wich— 
tigen Faktor bei finanziellen Unternehmungen ſchätzen ſollten! Dieſen 
vier Eigenſchaften begegnet man in mehr oder weniger ausgeprägtem 
Maßſtab bei dem japaniſchen Geſchäftsmann. Da Japans kommer⸗ 
zielle und induſtrielle Entwicklung neueren Datums iſt, ſo findet man 
dort noch mancherlei Unvollkommenheiten. Zum Beiſpiel beſteht, trotz 
vieler Eiſenbahnlinien keine enge Verbindung zwiſchen der Eiſenbahn⸗ 
ſtation und dem Hafen, und obwohl wir Eiſenbahnen haben, fehlt 
es an geeigneten Waggons ꝛc. Wir würden größeres Kapital brauchen, 
um alle dieſe Arbeit auszuführen, um die Quellen des Landes nutz⸗ 
bar zu machen, daß Japan daraus profitieren kann. Das Kapital, 
das im Lande iſt, genügt nicht dazu, daher braucht Japan aus⸗ 
wärtiges Geld. Ein großer Teil des japaniſchen Volks jedoch wider⸗ 
ſetzt ſich dem Gedanken, den entſprechenden Nutzen mit anderen Na⸗ 
tionen zu teilen. Ihre Abgeſchloſſenheit auf dieſem Gebiet iſt noch 
ein unverkennbares Überbleibſel aus der alten Ara. Sie laſſen ganz 
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außer Acht, daß mit Hilfe von fremdem Kapital der Nutzen ſich tat- 
ſächlich vervierfachen würde; ſchon der Gedanke, mit einer auswär⸗ 
tigen Macht zu teilen, iſt ihnen zuwider. Zum Beiſpiel habe ich 
mich jahrelang mit Wort und Tat bemüht, eine Reviſion der Geſetze 
herbeizuführen, die das Grundeigentumsrecht der Ausländer in Japan 
betreffen, und ich darf erklären, daß der Marquis Ito und andere 
Männer der Offentlichkeit meine Meinung in dieſer Frage teilen. 
Doch iſt es, infolge dieſer Verſchloſſenheit Japans bisher unmöglich 
geweſen, Ausländern zu geſtatten, japaniſchen Boden zu erwerben. Bis 
auf dieſem Gebiet keine Anderung eingetreten iſt, werden auswärtige 
Kapitaliſten fühlen, daß fie keine große Sicherheit für ihre Geld— 
anlagen in Japan haben. Auch bin ich bemüht, ein Vertrauensmänner⸗ 
ſyſtem einzuführen, um fremde Nationen zu veranlaſſen, ihr Geld 
in japaniſchen Unternehmungen anzulegen. Es gibt viele unfertige 
Aufgaben in Japan, die zu ihrer Vollendung fremdes Geld nötig 
haben und die guten Nutzen abwerfen würden. Ich bin überzeugt, 
daß es großen japaniſchen Bankiers und Kapitaliſten möglich ſein 
würde, für das Geld fremder Kapitaliſten perſönlich Bürgſchaft zu 
leiſten. Bei einem ſolchen Syſtem würde die Sicherſtellung von Geld- 
einlagen bedeutend erhöht werden, und der auswärtige Kapitaliſt 
würde das Bewußtſein haben, daß ſein Geld ſicher wäre, ſelbſt wenn 
das Geſchäft, in welches er Geld hineingeſteckt hatte, aufgehört hätte, 
zu beſtehen. In ſolchem Fall würde der ganze Verluſt, der durch 
den Zuſammenbruch von japaniſchen Geſchäftsunternehmungen ver⸗ 
urſacht würde, von den Japanern getragen werden. 

Die finanziellen Schwierigkeiten Japans in den Jahren 1900/01 
waren nur die Folge einer übergroßen Geſchäftsausdehnung ver⸗ 
gangener Jahre. In jedem Lande folgt auf eine günſtige Hochflut 
eine unbefriedigende Ebbe. Ich habe ſeit der Reſtauration in der öko⸗ 
nomiſchen Entwicklung Japans fünf oder ſechs ſolche Schwankungen 
erlebt, die nicht notwendig die wirkliche finanzielle Lage eines Lan⸗ 
des ſchädigen. Die beiden erſtgenannten Eigentümlichkeiten des japa⸗ 
niſchen Geſchäftscharakters ſind zum großen Teil ſchuld an der zu⸗ 
nehmenden Erſcheinung finanzieller Unſicherheit zu Zeiten der ſchlech⸗ 
ten Vermögenslage. Nach den günſtigen Zeiten von 1893, kam der 
Krieg mit China und als Folge davon die Entſchädigungsſumme. Ein 
großer Teil der von China geleiſteten Zahlung wurde in Japan ver⸗ 
ausgabt, und das japaniſche Volk zog daraus den Schluß, daß dieſer 


— 392 — 


erhöhte Geldumſatz dauernd ſein würde. Sie gingen in vielen Unter⸗ 
nehmungen kühn vorwärts und ſtürzten ſich in allerlei Geſchäfte, da 
die Regierung nach dem chineſiſch-japaniſchen Krieg ihre Spekula⸗ 
tionen übermäßig ausgedehnt hatte. Dann kam in den Jahren 1900/01 
der Rückſchlag, die zweite Eigentümlichkeit trat zutage, und die Ge⸗ 
ſchäfte wurden vernachläſſigt oder verkleinert, weil die Arbeit nicht ſo 
leicht von der Hand ging wie früher. Während ich mit dem Vicomte 
Watanbe, deſſen Standpunkt, die finanzielle Lage des Landes in den 
Jahren 1900/01 betreffend, teilte, war ich nicht feiner Anſicht, daß 
ſie unvermeidlich zu einem nationalen Bankerott führen mußte. Dieſe 
Befürchtung war nicht zutreffend, da bei geeigneter Behandlung das 
nationale Einkommen die Ausgaben überwiegend geſtaltet werden 
kann. 

Ich glaube nicht, daß es Japan leicht möglich ſein würde, auf 
dem amerikaniſchen und europäiſchen Markt zu konkurrieren, ſoweit 
die Produktion der alltäglichen Gebrauchsgegenſtände in Frage kommt. 
Die überlegene Technik der älteren Völker ermöglicht notwendigerweiſe 
billigere Produktionskoſten der Ganzfabrikate. Außerdem ſind japa⸗ 
niſche Arbeiter, obwohl ihre Löhne geringer ſind, in der Regel nicht 
ſo geſchickte Handwerker. Gewiß gibt es auch ſolche, doch müſſen 
zwei oder auch drei Generationen vergehen, bis die Geſamt-Arbeits⸗ 
leiſtung, was die Fertigkeit anbetrifft, den Vergleich mit den älteren 
Nationen aushalten kann. Bis dahin iſt es einträglicher, Halbfabri⸗ 
kate nach dem Ausland zu exportieren, um ſie dort fertigſtellen zu 
laſſen. Das bezahlt ſich weit beſſer, als den Verſuch zu machen, 
fertige Gegenſtände im Lande zu fabrizieren. Ich glaube jedoch, daß 
wir ſchon heute den orientaliſchen Markt (den chineſiſchen und korea⸗ 
niſchen) beſſer verſorgen können, wie andere Nationen, obwohl der 
Handel notwendigerweiſe mehr in einem Warenaustauſch beſteht, als 
in einem anderen Verfahren. Zum Beiſpiel beziehen wir von Korea 
Reis, Bohnen, Felle, Knochen und wir liefern dorthin Baumwollen⸗ 
Garne und Stoffe, Seidenſtoffe und ſolche Gegenſtände, die in Korea 
Verwendung finden. Nach Europa und Amerika exportieren wir Tee 
und Rohſeide in grobem Gewebe und ungefärbt oder in Strähnen, 
Kohlen, Kupfer und etwas feines Porzellan. Dieſes iſt jedoch auf 
dem auswärtigen Markt nicht ſehr erwünſcht, und es kann nur auf 
eine geringe Ausfuhr zu Kunſtzwecken gerechnet werden. Die Zeit 
mag kommen, und ich erhoffe es zuverſichtlich, daß Japan den Wett⸗ 
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bewerb mit jenen Mächten aushalten kann, die ſchon alle Gebiete 
der Fabrikation verſehen, doch liegt dieſe Zeit natürlich noch in weiter 
Ferne. Gegenwärtig liegt die Schwierigkeit darin, daß die Japaner 
wohl alles nachahmen, jedoch nichts Wertvolles erfinden können. 
Doch wird der Handel der orientaliſchen Stationen als Japans na⸗ 
türliches Gebiet betrachtet werden und kann ſchon heute gut von 
ihm verſehen werden. 

Japans Hilfsquellen ſind ſehr mannigfaltig und in ihrer Fülle 
zur Zeit beachtenswert. Rohſeide und Tee ſind im Überfluß vor⸗ 
handen, an Kohlen wie Kupfer fehlt es nicht, doch gibt es weniger 
Silber und Gold. Ich hoffe, unſeren ergibigen Waſſervorrat in Kraft 
umgewandelt und zum Hervorbringen von Elektrizität verwendet zu 
ſehen. Dadurch würden die Ausgaben ſehr vermindert und an Pro⸗ 
duktionskoſten weſentlich geſpart werden. In verſchiedenen Diſtrikten 
iſt Ol gefunden worden und kann in ausgedehntem Maße an Stelle 
von Kohlen treten; auch iſt es möglich, daß, wenn dieſer Fund richtig 
verwertet wird, eine Ausfuhr nach den Nachbargebieten ermöglicht 
werden kann. In Hokkaido beſitzen wir außer reichen Kohlen- und 
Silberminen auch Olquellen, und in Formoſa liegen reiche Goldminen. 
Das Eiſen, das wir in unſeren Eiſenwerkſtätten in Kyuſhyu ver⸗ 
arbeiten, kommt zum Teil aus verſchiedenen japaniſchen Bergwerken, 
zum Teil aus China. 

Meine Hoffnung für die Zukunft geht dahin, daß auswärtiges 
Kapital in unſer Land kommt, und daß durch erfolgreichen Wider⸗ 
ſtand gegen die vier japaniſchen Eigentümlichkeiten die wirtſchaft⸗ 
liche Lage des Landes ſo geſichert wird, daß in dem Urteil der Welt 
kein Zweifel an dem feſten Beſtand des japaniſchen Kaiſerreichs mög⸗ 
lich iſt. 

Alle Länder Europas wetteifern miteinander in der Entfaltung 
ihrer eigenen jeweiligen Handelsintereſſen. Der Kampf — nicht unter 
den Soldaten — ſondern unter den Kaufleuten wird heutzutage in 
der ganzen Welt beſtändig ausgefochten, und diejenige Nation wird 
den Sieg davontragen, die in ihren kommerziellen Unternehmungen 
am erfolgreichſten iſt. Der mangelhafte Zuſtand unſeres Handels 
wird dazu führen, den Fortſchritt des Landes zu hemmen. Ich bin 
von den hervorragenden Männern der ganzen Welt freundlich auf- 
genommen worden, aber weshalb? Der Präſident der Vereinigten 
Staaten lobte Japan wegen ſeines militäriſchen Heldentums und 
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ſeiner feinen Kunſtpflege. Wird nicht Japan aus denſelben Urſachen 
von Deutſchland, Frankreich und England bis in den Himmel ge- 
hoben? Wenn der herrliche Empfang, der mir im Ausland zuteil 
wurde, daher rührt, daß ich aus einem Land kam, welches wegen 
ſeiner kriegeriſchen Taten berühmt iſt, ſo muß ich geſtehen, daß dieſe 
Aufnahme für unſere Hoffnungen den Todesſtoß bedeutet. Denn ich 
befürchte, daß übertriebener Militarismus die Lebenskraft einer Na⸗ 
tion untergräbt. Ich begreife, daß die Handelskammern Japans be⸗ 
ſtrebt ſind, ihre kommerziellen Intereſſen auf fremde Länder auszu⸗ 
dehnen. Soll das verwirklicht werden, ſo müßten Sondergefühle 
ſchweigen und gleichzeitig kommerzielle Kenntniſſe weit und breit ge- 
ſammelt werden. Keiner kann leidenſchaftlicher wie ich den exkluſiven 
Geiſt, der unſerem Volk eigentümlich iſt, bekämpfen. Doch es muß 
daran erinnert werden, daß das Kapital dem Waſſer gleicht: es 
ſtrömt in Freiheit und fließt nach dem Punkte, wo die Anziehungs⸗ 
kraft am ſtärkſten iſt. Würden wir alle unſere Kräfte vereinen, um 
Japan ſo zugkräftig wie möglich zu geſtalten, ſo bin ich überzeugt, 
daß auswärtiges Kapital Eingang in Japan finden würde. Während 
wir einerſeits eine Politik der offenen Tür im Handel verfolgen 
und auf der anderen Seite auf dem alten, engen, exkluſiven Geiſt 
beharren, können wir nichts leiſten. Unſere Politik iſt ſelbſtver⸗ 
nichtend. Fortſchritt und Konſervatismus ſind unvereinbar. Um ganz 
aufrichtig zu ſein, fürchte ich, daß unſere Geſetze in gewiſſem Sinne 
eine Schranke gegen die Einführung fremden Kapitals bilden. Drei 
Punkte vor allem müſſen beſonders erwogen werden: 

1. Alle Geſetze oder Einrichtungen, welche Japans Welthandel 
hindernd in den Weg treten, müßten beſeitigt werden. 

2. Wir alle ſollten uns darin vereinigen, unſere Gedanken mit 
den führenden Männern in der Welt auszutauſchen, damit wir uns 
danach richten, den Ausländern einen klaren Einblick in die wirkliche 
Beſchaffenheit der japaniſchen Finanzwirtſchaft, des Handels und der 
Induſtrie zu eröffnen. Sowohl die Regierung wie das Volk ſollten dies 
Beſtreben fördern. Dem Vernehmen nach ſcheut Rußland keine An⸗ 
ſtrengung, um das gleiche Ziel zu erreichen. 

3. Die letzte, aber keineswegs geringſte Notwendigkeit iſt die Siche⸗ 
rung der japaniſchen geſchäftlichen Reellität. Trotzdem es mir ſchwer 
fällt, auszuſprechen, zweifle ich, ob Japan darin ſo hoch ſteht 
wie England, Amerika und Deutſchland. So lange der gegenwärtige 
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unzuverläſſige Zuſtand beſtehen bleibt, werden alle Bemühungen, Ka⸗ 
pital vom Ausland zu erlangen, vollkommen nutzlos ſein. Geſetze 
können verbeſſert werden, aber die Schranke mangelnder Reellität 
iſt viel unüberſteiglicher als die ſchlechter Geſetze. Darum müſſen wir 
nichts unverſucht laſſen, unſeren geſchäftlichen Ruf zu fördern. Auch 
kann die Notwendigkeit des Zuſammenwirkens nicht genug betont 
werden. Die Japaner ſind ein merkwürdiges Volk. Einzelbeſtrebungen 
ſind gut, aber ſobald ſie von einer Körperſchaft unternommen werden, 
kann man ſicher ſein, daß Unannehmlichkeiten entſtehen werden. Ich 
bitte alle Geſchäftsleute Japans dringend, ſich an den Grundſatz zu 
halten: „Einigkeit macht ſtark!“ 


II. Allgemeiner Überblick über das induſtrielle und finanzielle Syſtem.“) 
Von Baron Shibuſawa. 


Um ein klares Bild von der gegenwärtigen wirtſchaftlichen Lage 
des Kaiſerreichs von Japan zu geben, werfe ich einen Blick auf die 
nationalen Einkünfte und Ausgaben und bringe in dem folgenden 
Kapitel zugleich eine Erklärung über die darin ſtattgehabten Verände⸗ 
rungen. Die Zahltabellen ſind in zwei Abteilungen eingeteilt, welche 
die Entwicklung vor und nach dem chineſiſchen Krieg erläutern. 


Einkünfte und Ausgaben. 


Während des Zeitraums von 1881 bis 1895, alſo innerhalb von 
14 Jahren, beſtand kein nennenswerter Unterſchied in den Einkünf⸗ 
ten und Ausgaben des Reiches, da dieſelben zwiſchen 70000000 und 
80000000 Yen ſchwankten. Nach dem chineſiſch-japaniſchen Kriege je⸗ 
doch im Jahre 1895 ſetzte die Regierung einen ſogenannten „Zehn⸗ 
jährigen Etat für öffentliche Arbeiten“ feſt und vergrößerte ihre 
Unternehmungen auf allen Gebieten, zunächſt für den Landesſchutz 
und andere öffentliche Angelegenheiten. Wegen der hierdurch verur⸗ 
ſachten raſchen Steigerung wuchſen die Einkünfte im Jahre 1897 


*) Die Tabellen, welche die Produktion der Webereien, der Rohſeide, von Tee, 
Reis, Weizen, Gerſte und Roggen enthalten, find an der Hand der Angaben des De- 
partements für Handel und Landwirtſchaft zuſammengeſtellt. Doch erfahren wir durch 
das Departement, daß es mit großen Schwierigkeiten verbunden war, das nötige Ma⸗ 
terial zuſammenzubringen, da umfangreiche Erkundigungen eingezogen werden mußten. 
Der Leſer möge alſo in Betracht ziehen, daß die erwähnten Tabellen, im Vergleich zu 
den anderen nicht ganz ſo genau zutreffend ausfallen konnten. 
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auf 187019423 Yen, die Ausgaben auf 168856508 Yen. Von dieſer 
Zeit an nahmen ſie jährlich zu, und im Jahre 1903 beliefen ſich die 
Einkünfte auf die hohe Summe von 251681961 Yen, die Ausgaben 
auf 244752346 Yen. Wenn die Einnahmen und Ausgaben des Jahres 
1901 mit denjenigen vor dem chineſiſch⸗japaniſchen Krieg verglichen 
werden, iſt leicht erſichtlich, daß ſich beide in wenigen Jahren nahezu 
verdreifacht haben. (Vergl. untenſtehende Tabelle.) 


Die Staatsſchuld. 


Während des Zeitraums zwiſchen den Jahren 1874 und 1895 
ſchwankte die Geſamtſumme der Staatsſchuld zwiſchen 230000000 oder 
240000000 Yen und 260000000 oder 270000000 Pen, und es zeig⸗ 
ten ſich keine weſentlichen Abweichungen in dem Betrag der Staats⸗ 
ſchuld. Eher hatte es den Anſchein, als ob ſich ſeit dem Jahre 1890 
die Schuldenlaſt des Staates verringert hätte. — 


Einnahme und Ausgabe. 


Jahr 


Einnahme 


Ausgabe 


Ordentliche 


Yen 1 


Außer⸗ 
ordentliche 


Yen 


Summa 
Yen 


Ordentliche 
Yen 


Außer⸗ 
ordentliche 


Yen 


Summa 
Yen 


82 125 403 
83 555 891 
76 734 740 
84 581 872 
78 128 643 
85 317 180 
168 856 508 
223 678 844 
219 757 569 
254 165 538 
292 750 059 
266 856 824 
226 114 613 56 318 351 285 432 964] 177 596 966 104 156 229 281 753 195 
231 802 499 19 819 462 251 651 9611178 464 121 66 288 225244 752 346 
Anmerkung: In der obigen Tabelle bezeichnen die Zahlen für die Etats⸗Jahre 
1890 —1900 die erledigten Rechnungen, die von 1901 den tatſächlichen Beſtand im 
November 1902 und die für 1902 und 1903 die Veranſchlagung im Budget. 
Das Etatsjahr beginnt am 1. April und endet am 31. März. 


Aber im Jahre 1895 votierte die Regierung eine Kriegsanleihe 
von 100000000 Yen und im Jahre 1899 eine auswärtige Anleihe 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 


78 996 399 
76 264 852 
80 728 019 
85 883 080 
89 748 454 
95 444 652 
104 901 522 
124 222 964 
132 849 617 
177 328 528 
192 170 081 
262 035 071 


85 870 633 
78 887 538 
81 786 314 
113 769 380 
98 170 028 
118 452 721 
187 013 442 
226 390 123 
220 054 121 
254 254 524 
295 854 868 
274 359 021 


66 731 197 
62 730 792 
63 615 155 
64 545 599 
60 421 346 
67 148 007 
100 712 816 
107 695 127 
119 072 144 
137 590 418 
149 134 167 
160 363 583 


15 394 206 
20 825 099 
13 119 585 
20 036 273 
17 707 297 
18 169 173 
68 143 692 
115 983 717 
100 685 425 
110 575 120 
143 615 892 
106 493 241 


6874 234 
2 622 686 
1058 295 

27 886 300 
8421 574 
22 988.069 
82 111 920 
102 167 159 
87 204 504 
76 925 996 
103 684 487 
72 323 950 
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von 97630000 Yen (10000000 Pfund Sterling). Infolgedeſſen 
wuchſen die öffentlichen Schulden nach dem Krieg unermeßlich an, und 
die Geſamtſchuld erreichte im Jahre 1900 die Höhe von 526664194 
Yen, eine Summe, die das Doppelte der Reichsſchuld, wie fie vor 
dem Kriege beſtanden hatte, ausmachte. 


National⸗Schuld. 


Auswärtige Innere Außerordentl. 
Schulden Schulden Schulden 
Yen Yen Yen Yen 


1890 5 180 120 238 050 335 32 000 000 275 230 655 
1891 4 488 624 237 255 085 32 000 000 273 743 709 
1892 3 748 816 231 877 450 32 000 000 267 126 272 
1893 2 957 280 231 856 571 | 32000000 266 814 851 
1894 2110112 229 595 941 51 530 000 | 283 236 053 
1895 1 203 408 319 420 487 71 500 000 392 123 895 
1896 233 752 350 888 182 76 000 000 427 121 934 
1897 — 382 953128 | 28831132 411 784 260 
1898 — 391 281 873 | 22000000 413 281 873 
1899 97 630 000 381 070649 | 24500000 503 200 649 
1900 | 97630000 | 388534194 | 40200000 | 526 664 194 
1901 — — — u 


Anmerkung: Unter die Rubrik der außerordentlichen Schulden fällt auch das 
Geld, das die Regierung von der Bank von Japan entliehen hatte. 

Die Beträge, die ſich am Ende der Etatsjahre vorfanden, ſind bei den Jahren 
1890—1892 zu finden. Beträge, die ſich Ende Dezember der betreffenden Jahre 
vorfanden, ſind bei den übrigen Jahren vermerkt. 


Summa 


Im Umlauf befindliches Geld. 


Die Summe des umlaufenden Geldes hat jährlich mit dem neuer⸗ 
lichen Wachstum kommerzieller Unternehmungen zugenommen. Dieſe 
Tatſache iſt beſonders ſeit April 1899 erſichtlich, zu welcher Zeit die 
einlösbaren Noten der Bank von Japan, die ausgegeben wurden, 
einen die Reſerve überſteigenden Betrag erreichten, indem ſie von 
85000000 Yen auf 120000000 Yen angewachſen waren. — Im Jahre 
1890 überſtiegen ſie nicht die Summe von 120000000 Yen, aber 1899 
erreichten fie 250000000 Yen. Die Regierungs- und Banknoten find 
jedoch allmählich eingezogen worden, beſonders die letztgenannten ſeit 
der Aufhebung der Nationalbanken im Jahre 1899. 
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Kurſierendes Geld. 
Summe des zirkulierenden Geldes Ende Dezember der betreffenden Jahre. 


Gold⸗, Silber- und Bank v. Japan Regierungs- Noten von RER 

Jahr Kupfer⸗Münzen Noten Noten Nationalbanken 

Yen Yen Yen Yen Yen 
1890 43 393 236 102 931 766 33 372 714 25 810 720 | 205 408 436 
1891 42 381 809 115 734 545 | 27 886 721 | 24869508 | 210 872 583 
1892 46 224 003 125 843 363 20 826 244 | 23890509 | 216.786 119 
1893 50 672 072 148 663 128 | 16407 000 | 22756119 | 238498 319 
1894 62 711 242 149 813 700 13 404 547 21781797 | 247 711286 
1895 69 737 986 180 336 813 11129224 | 20295864 282 000 811 
1896 76 185 729 198313896 | 9376172 | 16497889 | 300 373 686 
1897 91 965 257 226 229 058 | 7451098 5024 729 | 330 470 142 
1898 80 941 508 197 399 901 | 5411 726 1866 563 | 285 619 698 
1899 82 140 050 250 562 640 | 4125783 336 827 874 
1900 89460350 228 570 032 — — 318 030 388 
1901 — — — — — 
1902 — — — — — 


Anmerkung: Unter der Münzen⸗Rubrik iſt der Münzen⸗Betrag angeführt, der 
außer der Spezial⸗Reſerve im Lande vorhanden war. 


Schecks. 

Die im Umlauf befindlichen Schecks haben im Verhältnis zu dem 
Wachstum der kommerziellen Unternehmungen und zu der beſſeren 
Ausſtattung der Geldorgane bedeutend zugenommen. Im Jahre 1890 
belief ſich die Geſamtzahl der Schecks, die in den Abrechnungshäuſern 
von Tokyo und Oſaka eingelöſt wurden, nur auf 57450000 Yen, im 
Jahre 1896 ſchon auf 555830000 Yen. Nachdem in Kobe (1894), in 
Kyoto (1898) und in Yokohama (1900), neue Abrechnungshäuſer er- 
richtet worden find, iſt der Betrag der Schecks, die dort eingelöſt wor⸗ 
den ſind, im Jahre 1902 auf 2937891319 Yen angewachſen. 
Verrechnete Schecks. 


Jahr Tokyo Oſaka Kyoto Yokohama | Kobe Summa 

* Yen Yen Yen Yen | Yen Yen 
1890 20 206 094 | 37247 779 2— — — 57453 874 
1891 67 595 422 39 122 481 — — — 106 717 903 
1892 113 570 594 49 610 048 — — — 163 186 642 
1893 148 018 871 63 600 6399 — — — 211 619 510 
1894 | 185 597 497 67 543 8055 — — — 253 141 302 
1895 289 102424 79 654115 —: — — 368 756 539 
1896 417 425 507 138 409 3344 — — — 555 834 841 
1897 552 890 211 1160 967474 —— — 27 633 167 741 490 854 
1898 790 247 455 225 940 577 69 034032 — 100 843 119 1 186 065 185 
18991 095 805 416 376 853 2761183 616954 — 1115 914 379 1 722 190 027 
1900 |1 405 449 664523 552 744167 566 4380348 306 7741168 228 768| 2 613 104 391 
1901 |1 168 702 079 528 122 0830145 905 182/390 516 606 202 658 8530 2 435 904 803 
1902 |1 350 791 666 |663 659 703155 657 0130416 126 5760251 656 959| 2 937 891 319 
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Zinsfuß. 

Der Zinsfuß richtet ſich in Japan wie überall nach dem Stand 
des Geldmarktes. Aber im ganzen genommen, zog der Zinsfuß nach 
dem chineſiſch⸗japaniſchen Kriege an. Urteilt man nach dem Diskont⸗ 
kurs der Bank von Japan, ſo ſieht man, daß in den Jahren von 1890 
bis 1895 das Verhältnis nicht höher war, als 2 Sen per Tag für 
100 Pen, aber nach dem Jahre 1896 ſtieg es jährlich mit Ausnahme 
des Jahres 1898 auf mehr als 2 Sen, und im Jahre 1900 war der 
Betrag 2 Sen 4 Rin. 


Kurs der Anleihen und des Diskontos. 
Durchſchnittskurs im Dezember des betr. Jahres. 


Bank von Japan Bank der vereinigten Bankiers von Tokyo 


Jahr] Anleihen | Diskonto Anleihen Diskonto 


öchter Nester e | göchfter Niers Höchſter Fee uk Höchſter el Pont 

Sen Sen Sen | Sen Sen Sen | Sen Sen Sen Sen 
1890 | 1,90 | 1,90 | 1,80 | 1,80 | 3,12 | 247 | 2,70 3,40 2,50 | 3,95 
1891 | 1,75 1,75 | 1,70 | 1,70 | 2,65 2,14 | 2,41 3,33 1,70 2,50 
1892 | 1,65 | 1,65 | 1,60 | 1,60 | 2,47 | 2,02 | 222 2,50 | 1,85 | 2,17 
1893 | 1,70 1,70 | 1,70 1,70 | 2,54 2,07 | 221 | 250 | 1,95 2,25 
1894 | 2,20 | 2,20 | 2,10 | 2,10 | 2,96 | 2,52 | 2,72 | 3,07 | 2,58 | 2,84 
1895 | 2,00 | 2,00 | 1,90 | 1,90 | 2,72 | 2,33 2,51 2,81 | 2,35 | 2,55 
1896 | 2,10 | 2,10 | 2,00 | 2,00 | 2,92 | 2,58 | 2,75 | 3,00 | 2,61 | 2,78 
1897 | 2,50 | 2,50 | 2,20 | 2,20 | 3,26 | 2,86 | 2,96 | 3,19 | 2,79 | 3,083 
1898 | 2,50 | 2,30 | 2,20 | 2,20 | 3,07 | 2,75 | 3,90 3,13 2,67 | 2,89 
1899 | 2,20 | 2,10 | 1,90 | 1,90 | 2,72 | 242 | 2,57 | 2,78 2,32 | 2,52 
1900 | 2,70 | 2,70 | 2,40 | 2,40 | 3,39 | 3,00 | 3,03 | 3,36 | 2,91 | 3,07 
1901 
1902 


Warenpreiſe. 

In Japan ſtiegen die Preiſe mit den erhöhten Lebensbedürfniſſen. 
Dieſe Veränderung war beſonders wahrnehmbar, als nach dem Kriege 
mit China eine große Zahl neuer Unternehmungen ins Leben traten 
und infolgedeſſen mehr Geld in die Arbeiterkreiſe kam, was wiederum 
zur Folge hatte, daß das Volk kaufkräftiger wurde. Seit dem Jahre 
1890 iſt an 15 Hauptartikeln Tokyos nachweisbar, daß die Preiſe, 
wenn auch mit verſchiedenen Schwankungen, bei jedem einzelnen Ar⸗ 
tikel geſtiegen ſind, und es geht daraus hervor, daß eine aufſteigende 
Tendenz in den Preiſen des Landes ſtattgefunden hat. 


Preiſe der Hauptartikel in Tokyo. 


Artikel 1890 1891 1892 | 1893 | 1894 | 1895 | 1896 


| Yen Den | Den Den Yen Yen Yen 
Reis (per Koku y) 8384 7,35 7,7 749 8,93 863 | 10,19 | 
Weizen (per Koku “) 4,98 5,27 5,21 5,15 5,58 4,60 5,99 
Saubohnen (per Koku ) 5,32 4,92 4,81 5,09 5,90 5,81 6,29 
Saké (Japaniſches Getränk [per Kokul) ?) .. 12,83 | 11,58 13,00 | 16,58 19,92 | 13,93 
Tabakblätter (per Picul) | 11,15 15,61 | 20,63 | 23,75 12,35 
Tee (per Picul) 21,68 27,72 27,25 | 28,13 27,77 
Fabrikzucker (per Picul) 6,45 8,22 9,06 9,08 8,92 
Baumwollgarn (per Picul) | 24,27 | | 26,30 | 28,97 | 32,40 | 30,83 
Weiße baumwollene Gewebe (per Tan). 0,22 0,20 | 0,24 0,25 | 0,31 0,28 
Weiße Stoffe (per Kama“) 2,27 2,58 2,52 3,32 3,58 2,90 
Rohſeide (per Pieul) 693,33 582,92 890,00 727,50 — 732,50 


Kaiki, ſeidene Gewebe (per Tan?) 2,70 210 2,67 3,25 2,55 6,56 
Eiſen (per Kwan) 0,23 07 0,25 0 0,25 
Petroleum (per Tonne) 1,67 175.1 Le 9305| 386 
0,31 0,27 6,80 705 | 5,93 97 

| 


Obige Tabelle zeigt die Durchſchnittspreiſe in dem betreffenden ganzen Jahr. 

) 1 Koku — ungefähr 5 Scheffel. — ) 1 Koku — ungefähr 180 Liter. — ) 1 Tan von weißem Baumwollen⸗Gewebe = 8 Meter lang, 
25 Ctm. breit. — ) 1 Kama von weißem Stoff = 36¼ Meter lang, ¾ Meter breit. — 5) 1 Tan Kaiki = 8½ Meter lang, 2,8 Meter 
breit. — ©) 1 Kwan — 8, 2 ungefähr. — ) Von 1890 — 1893 per Picul (= ca. 60 Kilogramm); von 1894—1899 per Tonne. 
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Löhne. 


Als Begleiterſcheinung der induſtriellen Entwicklung und der er⸗ 
höhten Lebensbedürfniſſe, haben ſich die Löhne allmählich vergrößert, 
und ſeit dem Kriege des Jahres 1895 ſind ſie bedeutend geſtiegen. 
Wenn die Löhne, die in Tokyo in den letzten 14 Jahren gezahlt 
worden ſind, in Betracht gezogen werden, ſo iſt — mit größeren oder 
geringeren Abweichungen, je nach der Zeit und Beſchäftigungsart — 
erſichtlich, daß ohne Ausnahme alle Löhne ſich erhöht haben, be⸗ 
ſonders die der Zimmerleute, der Maurer und Schmiede. 


Löhne der Angeſtellten in Tokyo. 


Beſchäftigung 1887 1892 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 | 1899 
Sen | Sen Sen 

Zimmermann 50,0 73,5 

Gipsarbeiter 51,0 

69,0 

Möbeltiſchler 

Holzhacker 

Schuſter 

Schneider für ausländ. Kleider 

Schneider für japaniſche Kleider 


Lackierer 
Schriftſetzer 
Fiſcher 
Tagelöhner 

Die Löhne von 1887 wurden im Dezember aufgeſtellt. Der Durchſchnitt von 
Juni und Dezember wurde im Jahre 1902 aufgenommen. Die Durchſchnittsberechnung 
von März und September iſt ſeit dem Jahr 1894 eingeführt worden. 


Das Aſſoziations-Syſtem. 


Seit der Reſtauration im Jahre 1867 und ſeit der Einführung 
weſtlicher Ideen für Kunſt und Wiſſenſchaften, haben auch Handel 
und Induſtrie einen großen Aufſchwung genommen, und beſonders 
trifft dieſe Beobachtung auf das Aſſoziationsſyſtem zu. Nach dem 
Jahre 1888 machte dieſes Syſtem große Fortſchritte, und im Jahre 
1894 belief ſich die Zahl der Geſellſchaften auf 2967, und das einge⸗ 

Japan. 26 


Zahl der Genoſſenſchaften und Höhe des Kapitals. 
(Stand gegen Ende Dezember des betreffenden Jahres.) 


— g 2 i 5 f 3 5 
Landwirtſchaftlichef Induſtrielle Handels⸗ Transport- Banken Eiſenbahn 


Genoſſenſchaften | Genoſſenſchaften AE 1 Ve Summa 


Eingezahltes Eingezahltes 
Kapital Kapital 


Eingezahltes Eingezahltes Eingezahltes | Eingezahltes — Eingezahltes 
Kapital Kapital Kapital Kapital Kapital 


2 

— 
*. 

© 
2 
— 


1,188,203 44,589,762 998 20,014,874 16,586,881 409,881 32 65,973,398 2,967 249,762,999 
1,522,409 58,7 28,656,151, 23,835,358 16,708,038 |1, 73,252,797 [3,477 301,854,973 
1,666,160 1,367 89,900, 9001,50 1 26,584,764 23,112,786 1, 90,103,974 4,639 898,640,072 
2,229,627 1,881 105,381, 10602, 125 51,486,548 34,021,150 |1, 130,663,015, 202 534,778,916 
2,336,720 2,164 122,066,65302,457 45,920,241 41,351,456 1, 155,88 1,9657,1980625, 004,037 
2,287,685 2,253 147,783,280|2,712| 52,045,442 41,179,544 2, 105,288,024, 897 156,967,167, 8290688, 287,864 


Die Statiſtiken vor dem Jahre 1893, in dem das Handelsgeſetz in Kraft trat, ſind vernachläſſigt worden, da ſie unvollſtändig 
waren, und obige Tabelle beginnt mit 1894. 

Die Genoſſenſchaften ſchließen ein gewöhnliche Handelsgeſellſchaft, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung und Aktiengeſellſchaften 
mit beſchränkten Anteilen. 

Die Banken, außer den drei oben genannten Geſellſchaftsarten, umfaſſen auch Privatbankiers, welche das Geſchäft nach dem 
Bankgeſetz ausüben. 


— 403 — 


zahlte Kapital betrug 249760000 Yen. Nach dem Kriege mit China 
wurde der Fortſchritt noch bedeutender und die Zahl der Geſellſchaften 
ſtieg auf 7829, mit einem eingezahlten Kapital von faſt 700000000 
Yen. Wenn die Zahl der Geſellſchaften im Jahre 1894 — kurz vor 
dem Kriege — mit der im Jahre 1899 verglichen wird, findet man, 
daß ſie ſich auf eine zweiundeinhalbmal ſo große Anzahl wie vor 
dem Kriege belief, und daß der Betrag des eingezahlten Kapitals 
2,7 mal jo groß war, als vor dem Kriege. 


Banken. 


Das Bankgeſchäft nahm feinen Anfang mit dem Nationalbank⸗ 
Erlaß im Jahre 1872. Seitdem ſind Banken an verſchiedenen Orten 
errichtet worden, bis im Jahre 1879 153 Banken exiſtierten. Trotz 
der Aufhebung des Rechtes, neue Nationalbanken zu errichten, ent⸗ 
ſtanden verſchiedene Privatbanken. Im Jahre 1890 exiſtierten 353 
Banken mit einem eingezahlten Kapital von 82121278 Yen, aber in 
den letzten Jahren iſt eine ſichtliche Zunahme bemerkbar, und im 
Jahre 1899 beſtanden 2105 Banken mit einem eingezahlten Kapital 
von 268024897 Yen. 


Zahl der Banken und Kapitalsbetrag u. ſ. w. 
(Wie der Stand ſich Ende Dezember der betreffenden Jahre ergab.) 


Zahl der Eingezahltes 
Hauptkontore Kapital 


Yen Yen Yen 
82,121,278 24,017,814 13,768,616 
82,997,920 26,356,773 14,613,537 
85,681,777 26,040,111 14,184,387 
94,512,848 27,104,047 13,968,684 

101,499,881 30,231,153 17,453,796 
127,807,715 34,623,518 26,282,162 
167,271,488 55,353,268 46,422,600 
211,047,470 36,116,252 44,622,320 
257,447,002 40,795,138 38,277,336 
288,024,897 51,151,558 44,988,747 


Jahr Reſerven Netto⸗Gewinn 


Die Tabelle umfaßt die Bank von Japan, die Kreditanſtalt, die Dokohama⸗Münz⸗ 
bank, die Nationalbanken, die Banken für Ackerbau und Induſtrie, die Vereinigten 
Aktienbanken, Privatbanken und Sparbanken. 

26* 
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Eiſenbahnen. 


Die erſte Eiſenbahnlinie wurde im Jahre 1872 zwiſchen Tokyo 
und Yokohama — 18 Meilen lang — erbaut. Seit dieſer Zeit ſind 
ſtaatliche Eiſenbahnen von Jahr zu Jahr verſchiedenartig wachſend 
angelegt worden. Die erſte Privatlinie wurde im Jahre 1883 er⸗ 
baut und war 63 Meilen lang. Danach lag der Bau von Eiſenbahn⸗ 
ſtrecken etwas darnieder, aber ſeit kurzem hat mit anderen Fort⸗ 
ſchritten auch dieſer Zweig wieder einen Aufſchwung genommen. Im 
Jahre 1890 beſaß Japan 551 Meilen ſtaatlicher, und 896 Meilen 
privater Eiſenbahnlinien — im ganzen 1447 Meilen. Seit dem 
Kriege mit China ſind große Fortſchritte auf dieſem Gebiet zu ver⸗ 
zeichnen, und im Jahre 1901 exiſtierten 1059 Meilen ſtaatlicher — 
und 2966 Meilen privater Eiſenbahnlinien, was eine Geſamtſumme 
von 4025 Meilen ausmacht. 


Eiſenbahnen: Länge der Linien und Höhe der Betriebskoſten u. ſ. w. 
(Stand gegen Ende Dezember der betreffenden Jahre.) 


Staatliche Eiſenbahnen Privat⸗Eiſenbahnen 


Länge der Einkommen Betriebs⸗ Länge der Einkommen Betriebs⸗ 
Linien der Linien koſten Lin ien | der Linten koſten 


Yen Yen | tgl. a Yen Yen Yen 

4,203,804 2,001,273 4,360,478 1,566,677 2,793,801 
4,110,141 2,426,900 1,688,241 1,165,96 5,503,427 2,341,591 3,161,836 
4,580,632 2,166,19 92,414,433 1,319,38] 5,122,716 2,229,700 2,893,016 
5,384,455 1,942, 37608, 442,079 1,367,96 7,097,193 3,034,967 4,062,226 
5,810,459, 2,149,689 3,660,770 1537,35 8,711,115 3,686,490 5,024,625 
8,004,238 2,95 1,56 105, 052,672 1,679,75 11,518,199 4,712,005 6,806,194 
8,278,652 ,185,66304, 457,989 1,869,65 13,552,177 5,565,452 7,986,725 
9,717,490, 786,494, 941,441 2,282,48 18,961,442 8,228,282|10,733,160 

828,77 11,143, 742 6,343,030 4,800, 712ʃ 2,652, 1322, 548,59 112,059,674 10,488,917 
898,26 13,719,00 606,596,677 7,122,329 2, 806,00 26,267,589 13,203,048118,064,541 
949,69 15,920,857, 101,108 8,819,277.2,905,16 29,014,009 13,622,156|15,391,858 
19011,059,48 16,764,219 8,346,09 108, 418,12802,966,48 31,640,328 15,098,086|16,547,242 


Die Zahlen für die Jahre 1900 und 1901 ſind annähernd. 


Schiffahrt. 


Etwa im Jahre 1884 oder 1885 fing die Schiffahrt in Japan an, 
ſich zu entwickeln, doch machte ſie bis zum Kriege von 1895 nur 
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geringe Fortſchritte. Im Jahre 1890 gab es nur 1450 Fahrzeuge 
nach europäiſchem Muſter, deren Tonnengehalt 145692 Tonnen be⸗ 
trug. Aber ſeit dem Erlaß des Schiffahrts-Unterſtützungsgeſetzes und 
des Schiffbau⸗Unterſtützungsgeſetzes im März 1896 ſchritt die Entwick⸗ 
lung raſch fort. Neue Linien nach Amerika, Europa und Auftralien 
wurden eingerichtet, und im Jahre 1901 beſaß Japan 5415 Fahr⸗ 
zeuge nach weſtlichem Muſter, deren Tonnengehalt 919968 Tonnen 
betrug. 


Zahl und Tonneninhalt der fremden Handelsfahr zeuge. 
(Wie es der Stand am Ende Dezember der betreffenden Jahre ergab.) 


Zahl der Fahrzeuge Tonneninhalt 
Jahr g 
Dampfſchiffe Segelſchiffe Summa Dampfſchiffe Segelſchiffe Summa 


1890 | 586 865 | 1451 93,812 51,880 145,692 
1891 | 607 835 | 1,442 95,588 50,137 145,725 
1892 642 779 1,421 102,301 46,031 148,332 
1893 | 680 749 1,429 110,205 44,967 155,172 
1894 | 740 722 1,467] 169,414 43,511 212,925 
1895 827 702 1,529] 341,369 44,794 386,163 
1896 | 899 644 |1,543| 373,588 44,055 417,643 
1897 | 1,032 715 1,747] 438,779 48,130 486,909 
1898 1,180 | 1,914 3,044] 477,430 170,894 648,909 
1899 | 1,221 3,322 4,543] 510,007 286,923 796,930 
1900 | 1,329 3,850 5,179] 543,365 320,571 863,936 
1901 | 1,395 | 4,020 5,415 583,532 336,436 919,968 


Aus wärtiger Handel.“) 


Seit der Reſtauration hat ſich Japans auswärtiger Handel bedeu⸗ 
tend ausgedehnt. Im Jahre 1877 betrug der Geſamthandel mit aus⸗ 
wärtigen Ländern — Einfuhr und Ausfuhr — nur 50000000 Yen, 
aber im Jahre 1890 war die Summe auf 138330000 Pen geſtiegen. 
Zehn Jahre ſpäter, 1900, belief ſich die Summe auf 491690000 Hen, 
war alſo auf das Vierfache innerhalb eines Jahrzehnts geſtiegen. 
Im Jahre 1902 war der Betrag auf 530044324 Yen angewachſen. 
Es haben ſich, je nach der Art der Gegenſtände, mit denen Handel 
getrieben wurde, Schwankungen bemerkbar gemacht, aber im ganzen 
betrachtet, hat ſich der auswärtige Handel von Jahr zu Jahr aus⸗ 


) Genaue Tabellen der Ein- und Ausfuhr find im Anhang zu finden. 
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gedehnt und vergrößert. Das Übergewicht der Einfuhr über die Aus- 
fuhr ſeit dem Jahre 1896 iſt durch die übermäßige Ausdehnung vieler 
Unternehmungen auf einmal herbeigeführt worden. Vor dem Jahre 
1899 wurden die importierten Waren zum Originalpreis des An⸗ 
kaufsortes verkauft, ſpäter wurden jedoch die Verſicherungs- und 
Transportkoſten und andere Auslagen, die ſich durch die Beförderung 
ergaben, dazu gerechnet. 


Wert des auswärtigen Handels. 


Überſchuß des 


) Überſchuß des i 
Jahr Imports über e 
Export Import den Export Export Import ober des 
oder des Exports Exports über 
über den Import ee 
Yen Yen Yen Den Yen Hen 


1890 | 56,603,506 81,758,580 25,125,074 13,778,531 1,200,607 12,577,924 
1891 | 79,527,272 62,927,268 16,600,003] 1,452,963 13,888,526 12,435,563 
1892 | 91,102,753 71,326,079 19,776,674] 9,729,753 22,883,756 13,054,003 
1893 | 89,712,864 88,257,171 1,455,692 12,289,188 11,186,486 1,102,701 
1894 113,246,086 117,481,955 4,235,869 34,379,111 26,783,652 7,595,458 
1895 136,112,177 129,260,578 6,851,599 27,301,698 5,874,164 21,427,534 
1896 177,842,760 171,674,474 6,168,286 11,598,883 39,142,208 27,543,325 
1897 163,135,077 219,300,771 56,165,694 19,219,163 81,466,712 62,247,549 
1898 165,753,752 277,502,156 111,748,404 86,987,480 42,568,781 44,423,699 
1899 214,929,894 220,401,925 5,472,031 11,178,247 20,163,500 8,985,253 
1900 204,429,993 287,261,845 82,831,852 56,707,063 11,517,835 45,189,228 
1901 J 252,349,543 255,816,645 3,467,102 14,049,099 10,960,750 3,088,349 
258,303,065 271,731,259 13,448,194] 2,028,982 32,161,358 30,132,376 


ö Die Tee-Induſtrie. 


Während der letzten zehn Jahre hat die Tee-Induſtrie vielfach 
geſchwankt, manchmal eine Abnahme zeigend und niemals in ihren 
Schwankungen eine Ahnlichkeit aufweiſend. Im allgemeinen konnte 
jedoch in den Jahren von 1890—1895 eine jährliche Steigerung be⸗ 
obachtet werden; ſeit dem Jahre 1895 iſt aber die Induſtrie zurück⸗ 
gegangen. Dieſer Umſtand iſt der Veränderung in dem amerikaniſchen 
Zollſyſtem zuzuſchreiben. In früheren Zeiten wurde der Tee nicht 
verſteuert, jetzt aber iſt ein Zoll darauf gelegt worden. Daher konnte 
der Handel nicht in derſelben Weiſe weitergeführt werden, und viele 
Kaufleute waren genötigt, dieſe Induſtrie aufzugeben. 
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Höhe der | Söhe des Differenz zwi-] Prozentſatz | Wert des Exportes 
Jahr | Produktion en deen ber Hohe 
5 nach fremden] der Produktion] In Japan] Expor⸗ 
in Japan Ländern fund des Exportsſ geblieben tiert 


Preis 
per Picul 
Kin Kin Kin per Cent per Cent Yen Nen 
43,408,869 37,250,728 6,158,141 | 14 86 6,326,680 17 
44,352,488 39,923,999] 4,428,489 90 7,033,049 18 
45,074,156 37,518,203] 5,555,953 83 7,525,315 20 
47,752,300 36,443,555 11,308,745 76 | 7,702,088 21 
49,270,200 37,453,587 11,816,613 76 7,930,286 21 
53,743,000 38,826,661 14,916,339 72 8,879,241 23 
53,127,456 33,241,472 19,885,984 63 6,372,328 19 
52,949,725 32,632,683 20,317,042 62 | 7,860,460 24 
52,760,738 | 30,826,632 | 21,934,106 58 | 8,215,664 | 27 
46,966,538 | 33,451,528 | 13,515,010 71 8,387,598 25 
Ein Kin = ungefähr 600 gr. 


Geſamtwert 


Reis und Mais. 


Dieſe Kornarten ſind die hauptſächlichſten landwirtſchaftlichen 
Produkte des Kaiſerreiches. Der Anbau dieſes Getreides iſt in letzter 
Zeit bedeutend ausgedehnt und ſeine Kultivierung weſentlich verbeſſert 
worden. Trotzdem war die Produktion auf dieſem Gebiet nicht ſehr 
groß im Vergleich zu der fabrizierten Ware, da es kein Gegenſtand 


des Exports, ſondern für den Gebrauch im Lande beſtimmt war und 
ſich der Bedarf darin nicht nennenswert geſteigert hat. Die Reis⸗ 
ernte hat zwiſchen 36000000 oder 37000000 und 42000000 oder 
43000000 Koku geſchwankt, während die anderen Kornernten zwiſchen 
15000000 oder 16000000 und 20000000 Koku ſchwankten. 


Geſamt⸗Korn⸗ 


[a 3 4 . 
Jahr Reis Gerſte Roggen Weizen erhte außer Nets 


Koku Koku | Kotu Koku Koku 
1890 43,037,809 5,417,332 2,840,624 2,455,008 10,712,965 
1891 38,123,548 8,114,959 6,431,682 3,541,732 18,088,373 
1892 41,378,474 6,809,275 6,057,134 3,074,867 15,941,276 
1893 37,199,663 7,189,448 6,146,126 3,289,655 16,625,229 
1894 41,815,714 8,528,408 7,314,304 3,967,253 19,809,965 
1895 39,920,882 8,536,770 7,015,709 3,973,644 19,526,123 
1896 36,199,771 7,849,281 5,925,887 3,554,149 17,329,317 
1897 33,039,293 8,028,698 6,165,792 3,811,000 18,005,490 
1898 47,387,666 8,913,560 7,366,605 4,181,888 20,462,053 
1899 39,698,258 8,512,726 6,682,021 4,141,205 19,335,952 
1 Koku — ungefähr 180 Liter. 
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Die Weberei-Induſtrie. 


In den Jahren 1890 und 1891 zeigte die Weberei⸗Induſtrie keine 
merkliche Entwicklung, und der Wert der verarbeiteten Ware belief 
ſich etwa auf 30000000 oder 40000000 Yen. Aber durch die Fort⸗ 
ſchritte der letzten Jahre in der angewandten Chemie und Technik 
hat dieſe Induſtrie einen bedeutenden Aufſchwung genommen, und 
im Jahre 1899 brachten die Webereien 150000000 Yen ein. Inner⸗ 
halb von zehn Jahren hat ſich dieſe Induſtrie um das Vierfache ver⸗ 
größert und ift zuſammen mit der Baumwollgarn⸗Induſtrie eine der 
wichtigſten Induſtriezweige des Landes geworden. (Siehe neben⸗ 
ſtehende Tabelle.) 


Baumwollſpinnerei-Induſtrie. 

Dieſer Induſtriezweig nahm im Jahre 1880 oder 1881 ſeinen 
Anfang und entwickelte ſich allmählich, ſo daß im Jahre 1890 die 
Geſamtzahl der Spulen 277895 betrug und 5132588 Kwan Baum⸗ 
wollgarn fabriziert wurden. Seit im Jahre 1894 der Zoll auf den 
Export von Baumwollgarnen und im April 1896 der Zoll auf den 
Import von Rohgarnen aufgehoben wurde, hat die Induſtrie einen 
bedeutenden Aufſchwung genommen, und im Jahre 1901 belief ſich 
die Zahl der täglich im Gebrauch befindlichen Spulen auf 1181762 
und die Produktion ſtieg auf 33323770 Kwan. Gegenwärtig iſt die 
Baumwollſpinnerei der Haupt⸗Induſtriezweig des Landes geworden. 


Baumwollſpinnereien und Fabriken. 


Zahl der Höhe des Zahl der Höhe des 5 Arbeiterzahl 
Jahr ee Kapitals Spindeln verfponnenen | Sachi von —— — 
reien Garnes 48 Kwan Männlich Weiblich 


Yen Kwan Yen 
1890 | 30 — 277,895 5,132,588 82,670 4,089 | 10,330 
1891 | 36 8,715,510 353,980 7,689,938 72,626 5,051 | 14,216 
1892 | 39 9,103,237 403,314 | 9,997,208 | 75,581 6,354 18,878 
1893 40 11,271,005] 381,781 10,666,744 81,847 6,164 | 19,284 
1894 | 45 13,308,036 476,123 14,620,008 84,740 8,229 | 26,923 
1895 | 47 16,392,058 518,736 | 18,437,011 | 86,820 9,650 31,140 
1896 | 61 22,860,708 692,384 20,585,485 92,480 11,394 36,087 
1897 | 74 36,414,728 768,328 26,134,120 92,990 9,933 35,059 
1898 | 77 42,342,080 1,027,817 | 32,163,239 | 84,430 16,183 50,620 
1899 83 33,023,317 1,170,327 43,052,402 91,000 16,445 57,540 
1900 80 35,908,512 1,144,027 32,419,641 109,000 12,262 | 43,760 
1901 81 36,690,567 1,181,762 33,115,829 113,000 13,481 49,540 


Statiſtiken betreffs der Höhe des Kapitals für das Jahr 1890 waren nicht zu 
erreichen. — 1 Kwan — annähernd 3°], kg. 


Höhe der Weberei-Manufaktur. 


Seiden⸗Bewebe Gemiſchte Gewebe, Seide und 


Baumwolle Baumwollene Gewebe 


Do — 
Stückware Schärpen Summa Stückware Schärpen Summa | Stückware are Summa Stückware |: Summa 


Yen Yen Yen Yen Yen Yen Yen Yen Yen Yen F Yen 
10,501,378| 2,131,360 12,632,738 2,978,301 2,328,053 5,306,354 13,098,422 465,16113,563,603] 967,721 967,721 
12,543,666 2,581,345 15,125,011 5,167,785 2,790,191 7,957,976 16,344,908 581,762 16,926,670 4,492,815 4,492,815 
16,325,728] 3,022,057 19,347,785 3,919,200 3,888,064 7,807,264 18,402,787 710,535 19,113,322 1,551,931 1,551,931 
20,871,637 2,904,771 23,776,408 5,422,815 3,825,248 9,248,063 21,691,824. 618,117 22,309,9412,015,815 2,015,815 
28,754,770 3,783,700 32,538,470 5,420,531 2,826,585 8,247,116 26,440,753 726,815 27,167,568 3,093,166 3,093,166 
40,953,302 5,408,207 46,361,509 5,982,376 4,298,896 10,281,272 35,650,469 1,402,979 37,053,448 1,965,806 1,965,806 
45,741,898 8,276,581 54,018,479 6,173,987 2,957,981 9,131,968 37,849,916 991,012 38,885,928 1,637,722 1,637,722 
53,952,130] 8,710,899 62,663,029 8,559,273 3,163,864 11,723,137 40,673,864 1,359,043 42,032,9072,903,172 2,903,172 
61,253,239 10,792,714 72,045,953 10,032,920 6,184,067 16,216,987 47,404,619 591,794 47,996,413 2,967,766 2,967,766 
73,931,893 10,215,101 84,146,994 10,935,161 7,611,014 18,546,175 44,841,504 705,992 45,547,4963,161,202 3,161,202 


Geſamtſumme. 


Geſamtſumme B Sahr | Geſamtſumme Geſamtſumme 


Yen Yen Yen 
32,470,416 1893 57,350,227 119,322,245 
44,504,472 1894 71,406,320 139,227,119 
47,820,302 1895 95,662,035 151,401,867 

1896 103,674,097 
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Rohſeide. 


Obwohl die Methode der Seidenfabrikation in letzter Zeit weſent⸗ 
lich verbeſſert worden iſt, zeigt die Seidenausfuhr dennoch nur eine 
geringe Zunahme. Dieſer Umſtand iſt der größeren Ausfuhr von 
weniger fein abgefertigten ſeidenen Waren, wie Habutai, ſeidenen 
Taſchentüchern ꝛc. zuzuſchreiben. Was den Wert anbetrifft, ſo iſt 
Seide der wichtigſte unſerer Exportartikel, und im Jahre 1899 wurde 
der Wert der exportierten Rohſeide auf 62000000 Nen geſchätzt, und 
der Betrag der jährlich exportierten Ware belief ſich etwa auf 4000000 
oder 5000000 bis 6000000 oder 7000000 Kin. 


Betrag der Rohſeide, die produziert und exportiert wurde. 


3 Differenz 
Höhe des fer 1 Wert des Exportes 


Höhe der 5 
Exports nach 8 = 


Jahr Produktion verblie⸗ 


fremden A 

in IJ 5 Produktes u. ir ex⸗ 

in Japan Ländern des Exportes Bunt portiert Geſamtwert Velen 
Kin Kin Kin Prozent | Prozent Yen Yen 


1890 5,270,450 2,110,315 3,160,135 60 | 40 13,859,333 657 
1891 | 6,808,888 | 5,325,148 1,483,740 22 78 29,356,338 551 
1892 6,850,550 5,406,856 1,443,694 21 | 79 36,299,743 671 
1893 7,709,713 3,712,213 3,997,500 52 48 28,167,411 759 
1894 8,104,894 5,484,059 2,620,835 32 68 39,353,155 718 
1895 10,020,694 5,810,046 4,210,643 42 58 47,866,256 824 
1896 9,017,000 3,918,964 5,098,000 57 43 28,830,601 736 
1897 9,609,756 6,919,861 2,689,895 28 72 55,630,460 | 804 
1898 | 9,248,419 4,837,329 4,411,090 48 52 42,047,411 869 
1899 10,964,013 5,946,911 5,017,102 46 54 62,627,721 | 1,058 


1 Kin = annähernd 600 gr. 


Bergwerks-Induſtrie. 


Durch die großen Fortſchritte im Bergwerksbetrieb haben ſich in 
letzter Zeit alle Zweige dieſer Induſtrie allmählich entwickelt, nur 
Schwefel und Antimon zeigten Neigung zum Rückgang, dagegen war 
eine weſentliche Zunahme an Kupfer und Ol bemerkbar. Im Jahre 1890 
wurde an Kupfer 30200000 Kin und im Jahre 1901 faſt 46000000 
Kin produziert. Der Kohlenertrag betrug im Jahre 1890 — 2600000 
Tonnen, aber im Jahre 1901 — 8940000 Tonnen,, während die 
Ausbeute in Ol, die ſich im Jahre 1890 auf über 54000 Koku belief, 
im Jahre 1901 auf 983 799 Koku ftieg. 
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Betrag der Bergwerksprodukte. 


Gold Silber Kupfer Blei Eiſen 


Kwen Kwan Kin Kin Kwan 
193,762 14,091,754 30,192,447 1,291,324 5,603,481 
192,560 15,645,273 31,721,799 1,347,619 4,616,785 
186,805 16,063,426 34,544,539 1,518,941 5,031,466 
196,372 18,469,285 30,025,201 1,854,872 4,535,305 
209,509 19,209,527 33,186,229 2,375,927 5,182,463 
329,041 19,272,544 31,856,887 3,241,032 6,879,306 
256,519 17,156,666 33,464,615 3,257,126 7,296,579 
276,427 14,478,485 33,982,217 1,284,856 7,464,364 
309,143 16,118,242 35,039,592 2,837,570 6,296,225 
446,716 14,978,060 40,459,709 3,313,464 6,151,033 
566,535 15,681,595 42,182,353 — 6,624,447 
660,653 14,598,749 45,652,927 — 18,680,043 


Antimon Manganerz Kohlen Petroleum e ar] ee eee Pe 


J Kin Kin Tonnen Koku Kin 


3,164,885 4,319,131 2,608,284 54,398 34,499,523 
3,780,810 5,372,025 3,175,844 55,983 36,548,417 
2,305,438 8,363,750 3,175,670 72,893 34,142,610 
2,748,895 26,737,715 3,319,601 94,145 39,814,386 
2,618,551 22,140,739 4,268,135 151,986 31,257,166 
2,805,729 28,520,061 4,772,654 149,947 25,884,250 
2,237,615 29,893,267 5,019,690 208,400 20,863,373 
1,951,068 25,701,496 5,188,157 231,220 22,636,870 
2,061,829 19,162,323 6,696,033 280,742 17,202,173 
1,568,462 18,893,440 6,721,798 474,406 17,062,186 

716,477 26,384,526 7,429,457 767,092 24,064,196 

911,462 27,115,884 8,945,939 983,799 27,580,478 


1 Kwan — ungefähr 3 kg; 1 Kin = ungefähr 600 gr 
1 Koku = ungefähr 180 Liter. 


III. Finanzielle und ökonomiſche Tagesfragen. 


Von Mr. Soyeda. 
(Präſident der Induſtriebank.) 


Aus wärtiger Handel. 

Ein ſehr niedriger Zolltarif iſt jetzt in Kraft, und der Geiſt, der 
die Zollgebühr beherrſcht, iſt mehr engliſch wie kontinental. Roh⸗ 
materialien ſind mit einem Zoll von 5 0% und fabrizierte Ware mit 
einem Zoll von 20 % belegt. 
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Die Ausfuhr und Einfuhr von Waren, welche im Jahre 1868 
den Wert von etwa 15553473 Yen und 10693072 Yen hatten, ſtiegen 
bis zum Jahre 1902 auf 258303665 Yen und 271731259 Yen. Die 
hauptſächlichſten Handelsartikel, wie ſie im Jahre 1902 aufgeſtellt wur⸗ 
den, ſind folgende: 


Yen 
10,484,017 
6,679,544 
6,404,833 
10,261,984 
76,859,478 
4,019,524 
27,358,395 
3,054,237 
19,901,522 
17,270,417 
8,169,966 
6,772,496 


4,956,009 
17,750,817 
3,519,126 
1,662,700 
2,442,791 
1,073,638 
1,451,125 
14,937,169 
8,778,657 
5,589,157 
78,779,858 
1,747,875 
3,397,564 
3,754,836 
1,298,374 
10,121,712 


Kampher 

Kupfer 

Rohſeide 

Seidenabfälle 

Seidene Gewebe 

Seidene Taſchentücher .. 
Baumwollgarn 


Eiſen (Stangen und Balken) 
Schienen 

Eiſen (Platten) 

Eiſen (Röhren und Tuben) . 
Eiſerne Nägel 

Petroleum 

Zucker 

Zucker⸗Raffinade 

Entkörnte rohe Baumwolle. 
Baumwollgarn 

Wolle 

Mouſſeline de Laine 


Streichhölzer 
Matten 


Aus dem Obigen geht hervor, daß Japan zum größten Teil Roh⸗ 
ware ausführt und fabrizierte Ware einführt. Wie aus der folgenden 
Tabelle erſichtlich iſt, kann die Handelsrichtung auch ſo charakteriſiert 
werden, daß Japan aus Europa und Amerika importiert und nach 
China und anderen Ländern exportiert. Der Export nach dieſen oben 
erwähnten Ländern beſteht mehr oder weniger aus fabrizierter Ware. 


Import 


jr Erport 
| 


Yen 
46,838,545 
10,554,183 


Yen 
40,590,858 
7,957,946 


Holländisch Indien 
Britiſch Indien 
Hongkong 
Philippinen⸗Inſeln 
Aſiatiſch Rußland 


570,634 
13,336,895 
25,876,059 

1,781,739 
2,144,961 


3,568,719 
50,977, 168⸗%) 
2,454,881 
1,493,865 
5,963,858 


) Dieſe Zahlen gelten für 1902. Das Übergewicht der Einfuhr rührt beſonders 


von dem Baumwollimport aus Indien her. 


Import 


Yen Yen 
3,485,841 507,274 
Auſtralien 3,172,092 1,672,218 
Hawaii 1,873,293 22,724 
Oſterreich⸗Ungarn 1,143,309 2,376,656 
Belgien 600,497 6,977,656 
Frankreich 27,283,458 4,745,776 
Deutſchland 4,737,029 25,812,921 
Großbritannien 17,346,149 50,364,029 
Holland 745,249 772,666 
Italien 13,287,550 186,382 
755,916 1,951,047 
968,937 103,114 
80,232,805 48,652,825 


Hiernach iſt beſonderes Gewicht auf die Förderung des Handels 
mit öſtlichen Ländern, beſonders China und Korea, gelegt worden. 

Wenn wir uns auf die wichtigſten Fragen, ſoweit dieſe finan⸗ 
zieller und ökonomiſcher Natur ſind, beſchränken, ſo kommen wir zu⸗ 
erſt auf die ſtrenge Kontrolle, die Reis- und Fondsgeſchäfte berührt. 
Die Regierung, ſowie die Verteidiger ſolider Geſchäftsführung, wün⸗ 
ſchen auch fernerhin Einſchränkung, während die Praktiker und die 
Unternehmungsluſtigen eine freiere Bewegung befürworten. Es iſt 
zweifellos beſſer, nicht Ol ins Feuer der Spekulation zu gießen, 
ſondern eine ſolide, ſichere und regelmäßige Geſchäftsführung zu unter⸗ 
ſtützen. Es beſtehen 13 Börſen, 4 Fondsbörſen und 49 andere 
Börſen. 

Alsdann taucht die Frage der Verbeſſerung der beſtehenden 58 
Handelskammern auf, deren Macht vergrößert und deren Mitglieder 
ſorgfältiger gewählt werden ſollen. Hie und da ſtimmt man für 
ihre vollſtändige Abſchaffung, wofern ſie nicht erheblich reformiert 
würden. Dieſer Standpunkt iſt ohne Zweifel zu extrem, doch muß 
die Notwendigkeit durchgreifender Veränderungen zugegeben werden, 
da die Kammern in ihrer jetzigen Verfaſſung nur wenig nützen und 
ſehr geringen Einfluß ausüben. 

Über die Vermehrung der Volkserſparniſſe iſt viel erwogen wor⸗ 
den. Man hat eine Sparlotterie mit Poſteinzahlungen vorgeſchlagen. 
Man mag darüber ſagen, was man will, jedenfalls muß die gegen⸗ 
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wärtig geringe Sparſamkeit, beſonders der niedrigeren Volksſchichten 
gehoben werden. 

In politiſchen Kreiſen wird der Wunſch nach Einſchränkung der 
öffentlichen Ausgaben und gründlichen Reformen im Verwaltungs⸗ 
ſyſtem vielfach erörtert. Die Regierung iſt eifrig bemüht, dieſen Vor⸗ 
ſchlägen Rechnung zu tragen, doch iſt es noch zweifelhaft, ob es ihr 
gelingen wird. 

In der letzten Zeit ſind die Schulden der Provinzialbehörden, 
wie der Präfekturen, Diſtrikte, Bezirke und Städte von Jahr zu Jahr 
gewachſen, und einige von ihnen zahlen übermäßig hohe Zinſen. 
Hier iſt Konſolidierung und Ausgleichung nötig. Den Provinzial⸗ 
behörden muß die gleiche Aufmerkſamkeit zugewendet werden wie den 
Staatsfinanzen, um das Finanzweſen im ganzen zu heben. 

Eine andere Maßregel wäre die Verkürzung der militäriſchen 
Dienſtzeit von drei auf zwei Jahre, die nicht nur erhebliche Aus⸗ 
gaben erſparen würde, ſondern auch den Verluſt herabſetzt, der durch 
die Entziehung ſo vieler erwachſener Männer von ihrem Beruf her⸗ 
vorgerufen wird. 


Einfuhr von Kapital. 


Japan befindet ſich gegenwärtig in einem Stadium des Wachs⸗ 
tums, des Fortſchrittes und der Vervollkommnung und braucht vor 
allem auf dem Gebiete der Induſtrie und des Handels Kapital. 

Das Reich hat ſein eigenes Kapital nicht allein in verſchiedenen 
Privatunternehmungen, ſondern auch zu Staatszwecken ſtark in An⸗ 
ſpruch genommen. Der bei weitem größte Teil der Nationalſchuld 
wird von ſeinem eigenen Volk getragen. Alles in allem wird der 
Mangel an Kapital lebhaft empfunden, während das Angebot ziem⸗ 
lich gering iſt, weil das Volk noch nicht den Begriff des Sparens 
und die gewinnbringende Verwendung des Erſparten recht erfaßt hat. 

Die Folge davon iſt ein Mangel an Geld und ein hoher Zins⸗ 
fuß, der durchſchnittlich etwa 10 % auf Inlandsanleihen betragen hat 
und nach dem gegenwärtigen offiziellen Zinsfuß der Bank von Japan 
etwas über 7 % ausmacht, obwohl der Diskontkurs weit niedriger war. 

Die einzige Möglichkeit, verſchiedene Unternehmungen weiter zu 
führen, liegt in der Verwendung ausländiſchen Kapitals. Dieſe Ein⸗ 
ſicht iſt eine ſo allgemein anerkannte geworden, daß die „Einführung 
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auswärtigen Kapitals“ ſprichwörtlich geworden iſt. Daher müßte jede 
Schranke, die die Einführung ausländiſchen Kapitals hindert, beſei⸗ 
tigt werden, wie die Erſchwerungen beim Erwerb von Grundbeſitz 
durch Ausländer, die Beſchränkungen der Eiſenbahnverwaltung bei 
der Verpfändung von Eiſenbahnbeſitztum und anderweitige Hinder⸗ 
niſſe den Ausländern gegenüber, auch im Bergwerksbetrieb ꝛe. — 
Dieſe Dinge werden zweifellos von den Betroffenen im Parlament zur 
Sprache gebracht werden. 

Doch auch abgeſehen von dieſen Schranken, die beſeitigt werden 
müſſen, gibt es Mittel und Wege, mit auswärtigen Kapitaliſten gün⸗ 
ſtige Abmachungen zu treffen. Der Mangel an Geld kann dadurch be- 
ſeitigt werden, daß man ihnen Obligationen der Induſtriebank Japans 
(Nippon Kogyo Ginko) überſchreibt oder die Bank zum Vermittler 
oder Bürgen verſchiedener Unternehmungen macht. Dieſe Bank iſt 
zu derartigen Zwecken von der Regierung errichtet worden, und iſt 
in der Lage, den Kapitaliſten einerſeits, und den induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen andrerſeits gerecht zu werden, da ſie dem Kapitaliſten 
eine ſichere Geldanlage und Gewähr bietet und die Unternehmer nach 
ſorgfältiger Prüfung und Einſicht mit nutzbringendem Kapital verſorgt. 

Dieſe Bank hat ſich ſchon als nützliches Werkzeug im Heran⸗ 


ziehen auswärtigen Kapitals erwieſen, indem fie für 50000000 Yen 
Pfandbriefe von der Kaiſerlich japaniſchen Regierung gekauft und ſie 
im Oktober 1892 an ein Londoner Syndikat wieder verkauft hat. 


Bevölkerung und Koloniſation. 


Die Bevölkerung des Reichs wurde im Jahre 1900 auf 44805937 
geſchätzt, wovon 22608 150 männlichen Geſchlechts waren. Die Be⸗ 
völkerungszunahme iſt eine außerordentlich große, denn von der Zahl 
35929023 im Jahre 1880 ſtieg ſie bis zum Jahre 1900 auf 40453461. 

Das Innere des Landes iſt am dichteſten bevölkert und iſt daher 
genötigt, Auswanderer nicht nur nach Formoſa und Hokkaido, ſon⸗ 
dern auch nach Korea, China, Hawai und den Landſtrichen an der 
amerikaniſchen Küſte des Stillen Ozeans zu ſenden. Die Geſamt⸗ 
ſumme der Auswanderer belief ſich im Jahre 1890 auf 123971. 

Um dieſe beſtändig wachſende Bevölkerung unterzubringen, hat 
Japan zwei Inſeln — Hokkaido im Norden, und das kürzlich er⸗ 
worbene Formoſa im Süden. Hokkaido iſt noch ſehr ſpärlich bevölkert 
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und bietet genügenden Raum für die Auswanderer der Hauptinſel. 
Obwohl dieſe Inſel ſehr nördlich gelegen iſt, eignet ſie ſich dennoch 
für den Ackerbau, die Fiſcherei und den Bergwerksbetrieb und ent⸗ 
wickelt ſich ſtändig, wenn auch nur langſam vorwärts. 

Formoſa dagegen iſt ſtark bevölkert; im Jahre 1899 betrug die 
Einwohnerzahl 2758161, einſchließlich der 33120 Japaner. Da es 
aber landwirtſchaftlich reichen Ertrag bietet und nicht arm an Mine⸗ 
ralien iſt, zudem noch zum großen Teil brach liegt, kann es Aus⸗ 
wanderer des Mutterlandes aufnehmen. 

An dieſer Stelle kann vielleicht Japans Kolonialſyſtem einer 
Betrachtung unterzogen werden, wie es in Formoſa, der einzigen 
— im ſtrengſten Sinne genommenen — Kolonie des Reiches, zur 
praktiſchen Ausführung gelangt. 

Formoſa ſteht unter der Verwaltung eines Generalgouverneurs, 
der das Recht hat, Kabinettsordres und Geſetze zu erlaſſen, wenn die 
Regierung ſie billigt. 

Innerhalb von ſieben Jahren find 90000000 Yen ausgegeben 
worden, während ungefähr 60000000 Yen durch Beſteuerung und 
Monopoliſierung von Opium, Salz und Kampher eingekommen ſind. 
Das Defizit wurde durch Anleihen und Unterſtützung aus dem Staats⸗ 
ſchatz ausgeglichen. Die Einnahmen nehmen jedoch ſtetig zu, und 
in kurzer Zeit wird ſich die Inſel ſelbſt erhalten können. Die Re⸗ 
gierung Formoſas iſt zurzeit eifrig beſtrebt, Eiſenbahnen zu bauen, 
das Grundbuchrecht einzuführen, Häfen und Straßen anzulegen und 
andere Verbeſſerungen vorzunehmen. 

Ein Umſtand muß noch erwähnt werden, nämlich, daß vor— 
läufig noch eine abweichende Währung vorhanden iſt, bis die Ein⸗ 
geborenen, die immer eine Silberwährung gehabt haben, ſich an 
die Goldwährung Japans gewöhnt haben werden. Gegenwärtig ſind 
1 Yen⸗Silbermünzen als geſetzliches Zahlungsmittel zuläſſig, zugleich 
mit dem gemünzten Gold; das Währungsverhältnis wird von Zeit 
zu Zeit vom Generalgouverneur feſtgeſetzt. 

Die Bank von Formoſa, nimmt, — wie ſchon erwähnt — faſt 
dieſelbe Stelle ein, wie die Bank von Japan in ihrem Mutterland, 
nur mit dem Unterſchied, daß die Bank von Formoſa Banknoten 
herausgibt, die in Silber eingelöſt werden, anſtatt ſolcher, die in 
Gold einzulöſen ſind. — 
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Zuerſt war es infolge von Mißverſtändniſſen ſchwer, mit den 
Eingeborenen fertig zu werden, jetzt ſind ſie jedoch mit der japa⸗ 
niſchen Verwaltung zufrieden, und die Inſel macht ſichtliche Fort⸗ 
ſchritte, nicht allein in materieller Hinſicht, ſondern auch in anderen 
Richtungen, wie vor allem auf dem Gebiet der Erziehung, der Hy⸗ 
giene ꝛc. 

Eine der auffälligſten Tatſachen iſt, daß der direkte Handel 
mit Japan an Stelle des Handels mit China getreten iſt. Nach 
den Erfolgen zu urteilen, die ſich bei Formoſa zeigen, hat ſich Japan 
als koloniſatoriſche Macht erwieſen. 


Vierzehntes Kapitel. 
Haupt⸗Induſtriezweige. 


I. Ackerbau. 
Bearbeitet von dem Miniſterium für Handel und Ackerbau. 


Während der Dauer von 25 Jahrhunderten iſt der Haupt⸗In⸗ 
duſtriezweig Japans der Ackerbau geweſen, und gegenwärtig betreibt 
60 % der Bevölkerung Landwirtſchaft. Infolge religiöſer Vorſchrif⸗ 
ten, die das Volk hauptſächlich auf vegetariſche Nahrung hinwieſen, 
iſt wenig oder gar kein Viehſtand vorhanden geweſen. Da der Be⸗ 
bauer des Bodens keine Weideplätze brauchte, genügte verhältnis⸗ 
mäßig ein kleines Stück Land zu ſeinem Unterhalt; durchſchnittlich kam 
auf eine Familie ein Hektar (2½ Morgen). Die Art des Acker⸗ 
baus iſt, obwohl noch zum größten Teil recht primitiv, doch ſehr 
gründlich, und wo es die klimatiſchen Verhältniſſe zulaſſen, werden 
jährlich zwei, ſogar drei Ernten erzielt. Die Männer ergreifen, wenn 
der Ackerbau des Landes ſie nicht in Anſpruch nimmt, ſolche Be⸗ 
ſchäftigungen, die ihnen in der Zwiſchenzeit Arbeit gewähren, und 
die Frauen und Kinder beſchäftigen ſich mit der Zucht von Seiden⸗ 
würmern, dem Haſpeln der Seide ꝛc. Primitive Methoden konnten 
jedoch früher nur bei fleißiger und mäßiger Lebensführung des Volkes 
und bei Abweſenheit ausländiſcher Konkurrenz gewinnbringend ſein. 
Der Wunſch, mit den weſtlichen Landwirten Schritt zu halten, ihnen 
womöglich überlegen zu ſein, veranlaßte die Kaiſerliche Regierung, 
ihr Augenmerk auf die landwirtſchaftlichen Wiſſenſchaften zu richten, 
und wo dieſe praktiſch angewendet wurden, hat ſich die Produktions⸗ 
fähigkeit erhöht. Dagegen iſt unter der ländlichen Bevölkerung die 
Neigung vorhanden, in die Städte zu ziehen, und ebenſo ſchwerwiegend 
iſt die Tatſache, daß die Nachfrage nach den Hauptprodukten wie Baum⸗ 
wolle, Zucker und Tee entſchieden nachgelaſſen hat. Trotz der Unter⸗ 
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ſtützung und Beaufſichtigung einer fürſorglichen Regierung, gewinnt 
die auswärtige Konkurrenz beträchtlich an Boden. 

Die Rübenzucker⸗Induſtrie, die vor einiger Zeit in Hokkaido 
eingeführt wurde, macht keine Fortſchritte, obwohl der Inlandsver⸗ 
brauch ſtark gewachſen iſt. Um dieſem Nachteil abzuhelfen, wird in 
Formoſa, Liukiu und in Kagoſhima viel getan, und es iſt anzu⸗ 
nehmen, daß eine baldige und entſchiedene Beſſerung eintreten 
wird. Die Bemühungen der Regierung, bezüglich der Zuckerinduſtrie 
wie in anderen Zweigen der Landwirtſchaft, waren mehr darauf ge⸗ 
richtet, die Qualität zu verbeſſern, wie die Quantität zu vergrößern. 
Die Folge davon war, daß innerhalb eines Jahres der Wert des 
Zuckers um 5 % ſtieg, während die Menge um ebenſo viel abnahm. 
Derſelbe Vorgang konnte in der Tabakinduſtrie, die Staatsmonopol 
geworden iſt, beobachtet werden, die unter ſtrenger Beaufſichtigung 
betreffs der Qualität beſſer geworden iſt. 

Die Baumwollen⸗Pflanzer haben kaum mit der Zeit Schritt ge⸗ 
halten, und die Faſer der Inlandspflanze iſt kürzer als die der 
beſten Baumwollpflanzen anderer Länder, während die Ware ſelbſt 
teurer iſt, wie der aus Indien, China oder Amerika importierte 
Artikel. Durch dieſen Umſtand iſt die Baumwollernte in einem Zeit⸗ 
raum von acht Jahren faſt um zwei Drittel zurückgegangen. Hanf 
leidet durch den Wettbewerb Indiens und Chinas, während nach 
japaniſcher Minze große Nachfrage für die Ausfuhr iſt, da ſie außer 
zu anderen auch zu mediziniſchen Zwecken verwendet wird. 

Der Papier⸗Maulbeerbaum oder Strauch iſt ein zähes Gewächs, 
das faſt auf jedem ſonſt unfruchtbaren Boden angepflanzt werden kann 
und das Material zu einer haltbaren, aber ziemlich groben Papierart 
liefert. Der Mitſuma, der von Natur weiches, nützliches Papier 
liefert, iſt aus eigener Anlage nicht haltbar genug, doch iſt dieſe 
Schwierigkeit durch ein von der Druckerei vorgeſchlagenes Verfahren 
beſeitigt worden. Dieſe Verbeſſerung im Verein mit der urſprüng⸗ 
lichen Beliebtheit, die dies Papier bei auswärtigen Käufern genoß, 
macht dieſe Induſtrie zu einer ſicheren und vielverſprechenden Geld- 
anlage, ſowohl für den Pflanzer, wie auch für den Fabrikanten. 

Da die Tabakernte ſich unter dem Staatsmonopol gehoben und 
der Papierhandel ſich durch den Scharfſinn der Reichsdruckerei ver⸗ 
beſſert hat, ſo iſt in jedem Zweig der Landwirtſchaft der günſtige 
Einfluß der amtlichen Aufſicht zu beobachten. Muſterwirtſchaften, 
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Vorträge über Ackerbau, Landwirtſchaftsſchulen und landwirtſchaft⸗ 
liche Experimente auf öffentliche Koſten, ſind von dem Miniſter für 
Handel und Ackerbau, dem die Lokalbehörden zur Seite ſtanden, be⸗ 
reitwillig unterſtützt worden. 

Die Arbeit des Experimental⸗Ackerbaues iſt techniſch in drei ver⸗ 
ſchiedene Zweige eingeteilt worden: Neuforſchungen, praktiſche An⸗ 
wendung und Muſterwirtſchaften. Damit dieſe drei Abteilungen er⸗ 
folgreich wirken könnten, wünſchte die Regierung, daß die Neufor⸗ 
ſchungen vom Staat unternommen werden ſollten; die praktiſche An⸗ 
wendung der Theorie, die von Sachverſtändigen des Staats veröffent- 
licht werden ſollte, würde in den Händen der Ortsbehörden liegen, 
ſo daß jeder Landesſtrich nach den Bedingungen ſeines eigenen Klimas, 
ſeiner Bodenbeſchaffenheit ꝛc. verwaltet würde, während die Muſter⸗ 
wirtſchaften unter der Aufſicht der Städte und der Gemeinden ſtehen 
ſollten. Dieſer Plan wurde jedoch, wie leicht zu begreifen iſt, nicht 
immer befolgt, infolge von Unwiſſenheit und Vorurteil und aus 
Mangel an Durchführbarkeit des gemeinſamen Ackerbaus in den länd⸗ 
lichen Gemeinden. Dadurch waren die vom Staat verwalteten Land» 
wirtſchaften vielfach genötigt, den größten Teil ihrer Zeit der Aus⸗ 
übung der praktiſchen Verſuche und den Muſterwirtſchaften zu wid⸗ 
men und die theoretiſchen Unterſuchungen und Neuforſchungen zu 
vernachläſſigen. Mit der größeren Ausbreitung der Bildung wird 
dieſer Schaden allmählich ganz an Bedeutung verlieren und die Haupt⸗ 
wirtſchaft mit ihren Abzweigungen, hat bereits begonnen, auf den 
urſprünglichen Plan zurückzugreifen. 

Seit dem Jahre 1899 iſt der Hauptgutshof in ſechs Abteilungen 
eingeteilt, nämlich für: Samen und Schößlinge, landwirtſchaftliche 
Chemie, Entomologie, vegetabiliſche Phyſiologie und Allgemeines. 
Später wurden noch die zwei Abteilungen für Tabak- und Garten- 
bau hinzugefügt, und die Anſtalt hat in der Zuſammenſtellung von 
Berichten über ihr Wirken eine große Leiſtungsfähigkeit bewieſen. 

Außer den vom Staat verwalteten Gütern gibt es lokale Ber- 
ſuchswirtſchaften, die von dem Bezirk unterhalten werden, und die 
ſich hauptſächlich der praktiſchen Anwendung der Muſterbewirtſchaf⸗ 
tung widmen. Es beſtehen — im ganzen Lande verſtreut — 37 ſolche 
Güter, die zu den 38 Staats⸗Gutshöfen gerechnet, eine Geſamtzahl 
von 75 Zentralen für landwirtſchaftliche Verſuche und Belehrung er- 
geben, unabhängig von den Landgütern, die von Unterpräfekturen 
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verwaltet werden, auf denen die Arbeit einfacher iſt und von weniger 
wiſſenſchaftlich geleiteten Gütern, die von Städten oder Dörfern oder 
von Vereinigungen von Landwirtsſöhnen geleitet werden. 

Da Reis das Hauptprodukt iſt und eine große Menge Feuchtig⸗ 
keit nötig hat, iſt die Bewäſſerungskunſt eifrig ſtudiert worden. 

Der Obſtkonſum in Japan iſt immer ein geringer geweſen, und 
die Urſache davon iſt wohl dem Umſtand zuzuſchreiben, daß die meiſt 
verzehrten Nahrungsmittel ſo viel Waſſer enthalten, daß kein Be⸗ 
dürfnis nach Obſt vorlag. Wie dem auch ſei, es iſt Tatſache, daß 
der Obſtbau zunimmt, und daß große Mengen nach Sibirien und 
merkwürdigerweiſe nach dem Lande der Früchte, Amerika, exportiert 
werden. Die Mannigfaltigkeit darin iſt ſehr groß; ſie umfaßt die 
Familie der Orangen, zu welcher Mandarinen, Zitronen, Brunellen ꝛc., 
gehören, wie auch Apfel, Birnen, Kirſchen, Bananen, Ananas ꝛc. 


II. Seidenzucht. 


Ausgearbeitet von dem Miniſterium für Handel und Ackerbau. 


Seide hat das Übergewicht in Japans auswärtigem Handel. 


Die Seidenzucht, oder die Kunſt, Seidenwürmer zu züchten, 
ſtammt, wie es ſcheint, aus dem „Zeitalter der Götter“. Begeben 
wir uns nun in das „Zeitalter des Menſchen“, ſo finden wir, daß 
dieſe Induſtrie ſchon in den frühſten Zeiten große Fortſchritte ge⸗ 
macht hat, unterſtützt von Kaiſerlicher Begünſtigung und von den 
Bemühungen chineſiſcher Lehrer, die im Lande einheimiſch geworden 
waren. Im Jahre 195 war Prinz Koman, ein Abkömmling des chine⸗ 
ſiſchen Königshauſes, nach Japan ausgewandert, hatte dort Bürger⸗ 
recht erlangt und führte die chineſiſche Seidenraupe ein. Viele Jahre 
ſpäter ließ ſich ein Sohn dieſes Prinzen Koman und mit ihm eine 
ganze Schar erfahrener Seidenweber, die über das ganze Land ver⸗ 
teilt wurden, um das Volk in dieſer Kunſt zu unterweiſen, in Japan 
nieder. Man erzählt ſich, daß etwa 50 Jahre ſpäter der damalige 
Kaiſer ſeine Gemahlin veranlaßt habe, die Häuſer der Seidenweber 
und Seidenzüchter zu beſuchen, um ſie in ihrer Induſtrie zu ermutigen, 
und daß noch ſpäter, im Jahre 462, der Kaiſer Yurgafe feine Ge⸗ 
mahlin aufforderte, Maulbeerbaum⸗Blätter zu pflücken und Seiden⸗ 
raupen zu züchten. Von dieſer Zeit an wurde die Seidenkultur ein 
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Gegenſtand wichtiger nationaler Bedeutung und hat ſich — mit eini⸗ 
gen Einſchränkungen — bis zum heutigen Tage immer mehr aus⸗ 
gedehnt. Seide wurde an Stelle anderer Bezahlung als Steuer an⸗ 
genommen und wurde allgemein zur Kleidung verwendet. Die Folge 
davon war, daß es keine Provinz in Japan gab, in der nicht die 
Seidenraupe gezüchtet und das Geſpinnſt verarbeitet wurde. Wäh⸗ 
rend des „Kriegszeitalters“ oder Japans dunklen Tagen, deſſen An⸗ 
fang um das Jahr 936 fiel, und das ungefähr 700 Jahre anhielt, 
litt die Induſtrie in ausgedehnteſter Weiſe, da ſie nur in abgelegenen 
Plätzen, die verhältnismäßig von Feuer und Schwert verſchont blieben, 
weitergeführt wurde. Mit der Wiederherſtellung des Friedens, un⸗ 
gefähr um das Jahr 1615, unterſtützten die Daimios, die das Volk 
gern wieder in bürgerlichen Berufen, die die Grundbedingungen zu 
innerem Frieden bildeten, ſehen wollten, aufs eifrigſte die Wieder⸗ 
aufnahme der Seidenkultur. Der Erlaß von Luxusgeſetzen jedoch, 
die dem gewöhnlichen Volk verbot, ſeidene Gewänder zu tragen, ſtellte 
die Seideninduſtrie wieder in Frage, und erſt mit der Erſchließung 
der Vertragshäfen im Jahre 1859 hob ſich der Markt für japaniſche 
Seiden wieder in bemerkbarer Weiſe. Mit der neuen Ara hat die 
Kaiſerliche Regierung, in Übereinſtimmung mit den Wünſchen des 
Kaiſers, alles getan, was in ihrer Macht ſtand, um die Seidenproduk⸗ 
tion zu fördern. 

Verſchiedene Umſtände kamen in den letzten Jahren zuſammen, 
um nachteilig auf die Seidenkultur des Landes zu wirken. Bald nach 
der Handelserſchließung der Häfen verurſachte die Seidenraupenepi⸗ 
demie in Europa einen großen Bedarf nach japaniſchen Seidenraupen⸗ 
Eiern, und große Mengen wurden exportiert. Der Erfolg hatte je⸗ 
doch die Züchter leichtherzig gemacht, und eine große Zahl minder⸗ 
wertiger Eier wurden verſandt. Die Regierung, die den vorausſicht⸗ 
lichen Schaden für den Handel und Geſchäftsruf, infolge ſolcher un⸗ 
reeller Vorgänge befürchtete, verſuchte die Ausfuhr zu kontrollieren, 
hatte aber wenig Erfolg dabei. Inzwiſchen endete die Nachfrage nach 
beſter Sorte Seidenwürmer für europäiſche Züchter in Experimenten, 
die ein zufriedenſtellendes Produkt erzeugten, ſo, daß ſich der Handel 
in japaniſchen Seidenwürmern nach und nach verminderte, bis er 
gänzlich aufhörte. Verſchlechterung in der Fabrikation von roher Seide 
machte ſich aus gleichen Urſachen fühlbar, und laute Klagen wurden 
von ausländiſchen Käufern hörbar. Darauf bemächtigte ſich die Re— 
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gierung mit Entſchloſſenheit der Sache und nach verſchiedenen Ver⸗ 
ſuchen, nicht einwandsfreie Praktiken zu beſeitigen, wurden im Jahre 
1885 eine Reihe Verfügungen zur Gründung von Innungen unter 
den Intereſſenten dieſer Induſtrie getroffen. Der Erfolg erwies ſich 
als außerordentlich zufriedenſtellend. 

Die hergebrachte Methode, den Seidenwurm zu züchten, ſtammte 
von Prinz Shotoku, von dem erzählt wird, daß er den Landwirten 
geſagt habe, ſie müßten ihre Seidenwürmer ebenſo aufziehen, wie 
Eltern ihre Neugeborenen und die Würmer gerade ſo hegen, 
wie Eltern es mit ihren Kindern tun; ferner, daß die Temperatur 
für die Würmer nach deren Bedürfniſſen eingerichtet werden müſſe, 
daß der Raum nicht zu warm und nicht zu kalt ſein dürfe und 
gute Ventilation haben müſſe, und daß ſie über die Würmer Tag 
und Nacht mit der größten Sorgfalt wachen müßten. Die Gedanken, 
die in dieſen Anweiſungen enthalten ſind, ſind genau dieſelben, die 
noch heute gelehrt und befolgt werden. Dennoch öffnete die Welt⸗ 
ausſtellung in Wien 1873 den vorgeſchrittenen japaniſchen Seiden⸗ 
produzenten die Augen mit Bezug auf den Wert wiſſenſchaftlicher 
Kenntniſſe, und die Beamten, die zur Ausſtellung entſandt waren, 
kehrten voller Begeiſterung über die neuen und vollkommenen Syſteme 
zurück. Die Kaiſerliche Regierung, eifrigſt befliſſen, alle Vorſchläge 
zum Nutzen des Landes und ſeines Handels zu fördern, und die 
Vorſchläge jener Beamten im Auge behaltend, veranlaßte die Er⸗ 
richtung von Laboratorien für Seidenzucht. Nach leichten Wirren 
wurden die anfänglichen Schwierigkeiten überwunden, und heute er⸗ 
halten zahlloſe junge Leute Unterricht in der praktiſch-wiſſenſchaft⸗ 
lichen Züchtung des Seidenwurms. Die Reſultate aller Verſuche in 
den Laboratorien werden von Zeit zu Zeit, ſehr zum Vorteil der 
Seidenzucht im allgemeinen veröffentlicht, da unter ſolchen ermuti⸗ 
genden Verhältniſſen, alle, die in dieſer Induſtrie in den vier wich⸗ 
tigen und vorgeſchrittenen Provinzen von Fakuſhina, Gumuca, Na⸗ 
gano und Saitama ein Intereſſe haben, reiſende Inſtruktoren durch 
alle ihre Diſtrikte ſchicken. 

Die allgemeine Lohnerhöhung und der kurze Zeitraum der Eier- 
ausbildung hat den Verdienſt der Seidenproduktion ſo vermindert, 
daß, während die Induſtrie ſich gehoben hat, dieſes doch hauptſäch⸗ 
lich als Nebeninduſtrie der Landleute gilt, die einen Raum ihrer 
Wohnung als Brutſtätte abſondern, und deren Familienglieder die 
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Seidenwürmer beaufſichtigen. Einen Begriff der außerordentlichen 
Verbreitung dieſer Beſchäftigung als Nebeninduſtrie ergibt die Tat⸗ 
ſache, daß im Jahre 1901 nicht weniger als 2475819 Familien der⸗ 
artig beſchäftigt waren, und die Zahl der Seidenfabrikanten 421941 
betrug. Der Bericht des Jahres 1901 ergibt, daß die Produktion in 
roher Seide fi) auf 6640400 Kilogramm belief, von denen auf 
den Ausfuhrhandel 5260260 Kilo kamen. Von dieſem letzten Betrag 
ging die volle Hälfte nach den Vereinigten Staaten von Ame⸗ 
rika, ein Fünftel nach Frankreich und ungefähr ein Achtel nach Ita⸗ 
lien. Der Handel nach England betrug nur 7790 Kilo. Die Ge⸗ 
ſamtſumme, die aus der Rohſeidenprodukt⸗Ausfuhr erzielt wurde, 
belief ſich im Jahre 1901 auf 7416733 Pfund Sterling. Außer dieſer 
Summe hatte das Land von der Abfall-Rohſeidenproduktion jährlich 
eine Einnahme von 500000 Pfund Sterling. Zur Förderung der 
Seidenausfuhr wurde ein ſogenanntes Seiden⸗Konditionshaus, das 
imſtande war, das Wiegen der Seide, Brutto und Netto, zu unter⸗ 
nehmen, im Jahre 1896 in Yokohama errichtet. Dieſes Unternehmen 
iſt ſtetig vorwärts geſchritten, da es dem Käufer, wie es tatſächlich der 
Fall iſt, eine gründliche Analyſe und Gewähr für die Güte der Ware, 
die er zu kaufen wünſcht, geſtattet. 

Die Maulbeerzucht hält Schritt mit der Seideninduſtrie; die 
Methode der Bebauung hängt vom Boden und vom Klima ab. In 
den nördlichen Diſtrikten, wo verhältnismäßig niedrige Temperatur 
vorherrſchend iſt, können die Pflanzen das ganze Jahr unbeſchnitten 
bleiben, aber in den ſüdweſtlichen Provinzen, wo die klimatiſchen Be⸗ 
dingungen ganz entgegengeſetzt ſind, werden die Schößlinge dicht an 
der Wurzel beſchnitten. Neben der Maulbeerzucht wird der Baum 
auch zum Zweck von Hecken oder um Grenzlinien zu markieren, ge⸗ 
zogen, und es iſt berechnet, daß ein Viertel ſämtlicher Maulbeer⸗ 
bäume, die in der Seidenwurm⸗Induſtrie verwendet werden, zu dieſem 
Zweck angebaut werden. 


III. Reis. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Ackerbau. 


Reis iſt, wie allgemein bekannt, die Hauptnahrung des japa⸗ 
niſchen Volkes und ſeine jährliche Ernte beeinflußt Japans Wohl⸗ 
ſtand in einem viel höheren Grade als die Weizenernte den euro⸗ 
päiſchen Markt, da die Reisfelder auf eine geringere Bodenfläche 
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beſchränkt ſind, als der Weizen. Daher litt Japan im Jahre 1897 
ſchwer unter der mangelhaften Reisernte und es mußte einen großen 
Poſten Reis von China und von europäiſchen Kolonien im fernen Oſten 
beziehen. Im folgenden Jahre wurde die höchſte Ernte, mehr als 
47000000 Koku, erzielt; ſeitdem hatte Japan ununterbrochen gute 
Reisernten und im Jahre 1901 hatte es beinahe wieder die höchſte 
Ziffer erreicht. Dieſe Umſtände können nur günſtig auf den japaniſchen 
Markt zurückwirken, der nun auch anfängt, ſich aus ſeiner Untätigkeit 
aufzuraffen. 

Die Frage, ob die inländiſche Reisproduktion für den Konſum der 
inländiſchen Bevölkerung ausreicht, iſt nicht ſo leicht zu beantworten. 
Nach den genauen Statiſtiken, die von derſelben Abteilung geſammelt 
ſind, ſcheint es, daß Japan, angeſichts der jährlichen Bevölkerungs⸗ 
zunahme von ungefähr 400 — 500000 Köpfen, die Frage der Nah⸗ 
rungsverſorgung nicht vernachläſſigen darf. Von der inländiſchen 
Reisproduktion kommt laut Berechnung 1,075 bis 0,602 Koku 
auf den Kopf. Wenn die Bevölkerung, die unter vier Jahr alt iſt, 
als anderweitig ernährt, ausgeſchaltet wird, ſo vergrößert ſich für 
die übrige Bevölkerung der Anteil per Kopf auf 1,195 bis 0,678 Koku. 
Nimmt man 0,004 Koku als die ungefähre Menge Reis an, die täg⸗ 
lich von einer Perſon konſumiert wird, ſo muß der jährliche Kon⸗ 
ſum pro Kopf 1,46 Koku oder ein Defizit von 0,264 bis 0,782 Koku 
pro Kopf betragen. Dabei muß noch erwähnt werden, daß, um den 
oben beſchriebenen ungefähren Anteil zu erhalten, der Bedarf für 
die Sakébrauereien und zu Samen für künftige Anpflanzungen zu⸗ 
rückbehalten werden muß; der Verbrauch für verſchiedene andere 
Zwecke iſt nicht angegeben, da keine Zahlen dafür bekannt ſind. 

Daraus geht hervor, daß eine große Menge Reis von außerhalb 
eingeführt wird, aber die Statiſtik zeigt, daß die Einfuhr von Reis, 
obgleich zu Zeiten ſehr bedeutend, doch gewöhnlich der Ausfuhr gleich⸗ 
kommt, wovon nur ſchlechte Ernten eine Ausnahme machen. Dieſer 
anſcheinende Widerſpruch läßt ſich jedoch durch die Tatſache leicht er- 
klären, daß andere Kornarten wie Kibi (panicum miliaceum), 
Awa (Sanicum italicum), Gerſte, Weizen ꝛc. eine angeſammelte 
Menge von Produkten, ungefähr 25000000 Koku und auch Kartof- 
feln, Zuckerkartoffeln ꝛc., von einem nicht geringen Teil der Bevöl⸗ 
kerung an Stelle von Reis verbraucht werden; und dabei werden die 
Zahlen gewöhnlich noch unterſchätzt. Danach wäre die inländiſche 
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Statiſtik der Reisernte in den Jahren 1878-1901. 


Flächen⸗ ai Als Anteil pro Kopf 
inhalt der ; eſamk⸗ Für die für Ber 
Reis⸗ Einfuhr ſumme Nahrung . ea 

felder verbraucht Bevölke- über 
rung 5 Jahre 


—e— — 
Koku Koku Koku Koku Koku 
1878 2,489,765 25,282,540 9 25,282,549 20,446,177 — 
1879 2,541,661 32,418,924 49,994 32,468,918 27,364,012 | 0,765 
1880 2,562,460 31,359,327 79,321 31,438,647 26,696,462 | 0,746 
1881 2,564,125 29,971,183 21,667 29,993,050 25,685,156 0,690 
1882 2,580,255 30,692,327 2,868 30,692,195 25,474,745 0,694 
1883 2,579,543 30,671,492 17 30,671,509 27,104,380 0,732 
1884 2,605,720 26,349,883 2,841 26,352,224 22,551,359 0,602 
1885 2,611,988 34,158,169 118,396 34,276,565 31,162,708 0,828 
1886 2,618,015 37,191,424 3,926 37,195,350 33,401,754 0,867 
1887 2,637,069 39,999,199 28,087 40,027,286 36,330,029 | 0,930 
1888 2,685,986 38,645,583 4,871 38,650,454 33,249,502 | 0,839 
1889 2,726,538 33,007,566 20,695 33,028,261 27,745,925 | 0,692 
1890 | 2,751,786 43,084,044 1,838,638 44,922,682 41,320,174 | 0,021 
1891 | 2,763,200 38,181,405 671,203 | 38,852,608 34,408,508 | 0,845 
1892 | 5,760,662 41,429,676 329,724 41,759,400 | 37,457,820 | 0,912 
1893 | 2,775,233 | 37,267,418 559,632 37,827,050 33,179,155 0,802 
1894 2,736,494 41,859,047 1,321,851 43,180,898 38,672,285 0,925 
1895 2,784,682 39,960,798 674,141 40,634,939 35,685,613 0,841 
1896 2,793,499 36,240,351 744,802 36,985,152 31,426,722 | 0,736 
1897 | 2,787,181 | 33,039,294 2,520,558 35,559,851 30,666,179 | 0,789 
1898 | 2,817,624 47,387,666 4,678,501 52,066,167 47,055,346 1,075 
1899 | 2,839,550 38,698,258 600,237 40,358,495 35,105,941 | 0,793 
1900 | 2,828,479 41,466,734 914,792 42,381,526 37,333,536 — 
1901 25 46,854,512 | 1,244,775 48,099,287 — — 


Reisproduktion für den Augenblick ausreichend, aber der Verbrauch 
von Reis ſcheint ſich infolge höherer Lebensbedürfniſſe mehr und mehr 
auf breitere Volksſchichten auszudehnen, und die Zeit ſcheint nicht 
mehr fern, in der Japan mehr oder weniger den Mangel an Nah⸗ 
rungsvorrat zu beklagen haben wird, wenn es verſäumt, die nötige 
Sorge für die Vermehrung der Reisproduktion walten zu laſſen. 
Dieſe Frage iſt der ſorgfältigen Beachtung der japaniſchen Re⸗ 
gierung nicht entgangen. Die Inſtitute für landwirtſchaftliche Ver⸗ 
ſuche, die ſeit vielen Jahren in verſchiedenen Provinzen errichtet 
ſind, tun ihr möglichſtes zur Hebung des Ackerbaus. Im Jahre 1899 
wurde ein neues Geſetz veröffentlicht, betreffend die Aufbeſſerung von 
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Ackerland und Regulierung von Abzugsgräben und Kanälen. Sollten 
Arbeiten dieſer Art in genügendem Maße vorgenommen werden, jo 
wird der Flächeninhalt der Ackerfelder bedeutend vermehrt werden, 
ohne daß neues Land urbar gemacht werden müßte. Durch dieſe und 
andere Mittel wird Japan in der Lage ſein, einer größeren Nach⸗ 
frage nach Lebensmitteln genügen zu können. 

Nach den jüngſt veröffentlichten Statiſtiken des japaniſchen Mi⸗ 
niſteriums für Landwirtſchaft und Handel wird die Reisernte von 
1901 auf 46854241 Koku geſchätzt (1 Koku = 180 Liter, oder 
552883 241 Yen an Wert, wenn wir den Durchſchnittspreis für Reis 
im Jahre 1901 als Maßſtab nehmen. Dies iſt ſeit 25 Jahren, in 
denen wir eine zuverläſſige Statiſtik haben, mit Ausnahme von 1898 


die höchſte Ziffer. 


IV. Tee. 


Von Kabi Otani, 
Präſident der Geſellſchaft japaniſcher Teepflanzer. 


Der Teebau in Japan iſt mehr als zweitauſend Jahre alt. Zu 
dieſer Zeit reiſte ein japaniſcher Prieſter in China und brachte auf 
ſeiner Heimreiſe Samen der Teeſtaude mit. Er ſäte den Samen, und 
damit ſchuf er die erſte Teeanpflanzung in Japan. Im Mittelalter 
erhielten die Pflanzer Unterſtützung von der Kaiſerlichen Familie. 
Während der Regierung von Senin⸗Tenno (im Jahre 131—192) 
wurden einhundert Prieſter eingeladen, am Kaiſerlichen Hof eines 
ihrer Bücher zu leſen. Am zweiten Tage wurde ihnen Tee vorgeſetzt, 
Kikicha genannt. Dies iſt eine der erſten Erwähnungen des Tees 
in der japaniſchen Geſchichte. Über die Zubereitung erfährt man leider 
nichts. Der Shogun erließ beſondere Verordnungen, um japaniſche 
Bauern zu veranlaſſen, Tee anzubauen; das brachte Leben in die In⸗ 
duſtrie, und ſchnell ſtieg ſie zu ihrer heutigen Größe, nämlich zu einer 
der Hauptproduktionen Japans. 

In den Anfangsſtadien wurde der Tee „Sencha“ genannt. 
Die Art ſeiner Zubereitung übertraf die heutige weitaus. Im Jahre 
1600 wurden zweierlei Arten von Tee nach verſchiedenen Methoden be⸗ 
reitet, die „Kikicha“ und „Sencha“. Zur Zeit, als Yokohama dem 
Handel erſchloſſen wurde, im Jahre 1859, waren Kyoto, Shizuoka, 
Mije und Shiga die hauptſächlichſten Teediſtrikte, ebenſo einige Ort⸗ 
ſchaften im Mittelpunkt und Weſten von Honſhin. 
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Anfangs wurden die beſten Teeſorten ohne jegliche Zubereitung 
exportiert, da man früher noch keine Trockenfaktoreien hatte. Die 
beſſeren Teeſorten wurden dadurch nicht geſchädigt, die geringeren 
Sorten jedoch verloren ihr Aroma infolge der Feuchtigkeit, die den 
Blättern anhaftete, ſo ſchnell, daß die fremden Kaufleute ſich ge⸗ 
zwungen ſahen, den Tee in Shanghai nochmals trocknen zu laſſen; 
daher kommt es, daß japaniſcher Tee oft nach chineſiſcher Art ge⸗ 
trocknet und verpackt iſt. 

Etwa 1862 eröffnete ein Ausländer zum großen Vorteil des 
Ausfuhrhandels eine Trockenfaktorei in Yokohama. Der japaniſche 
Tee ſtand ſeiner Güte wegen hoch im Preis. 1868 wurde in Kobe 
der Teemarkt eröffnet; da die Ware aber erſt zum Trocknen nach 
Yokohama geſchickt werden mußte, ſo proſperierte er nicht beſonders. 
Im Jahre 1872, als Amerika den Einfuhrzoll auf Tee abſchaffte, 
wuchs der Ausfuhrhandel zuſehends, und die Preiſe ſtiegen. 1874 
wurde der Teebedarf ſo groß, daß die Händler weniger ſorgfältig 
in der Zubereitung verfuhren und einige ſogar ihre Ware fälſchten. 
Ein Rückſchlag trat ein, aber die Händler fuhren fort, ihren Tee 
zu verfälſchen, um den erlittenen Verluſt zu vermindern. Im gleichen 
Jahre wurde der Verſuch gemacht, ſchwarzen Tee anzupflanzen, und 
im nächſten ſtellte die Regierung dazu chineſiſche Arbeiter an. 1875 
ging eine Regierungskommiſſion nach China, um die Bereitung des 
grünen und ſchwarzen Tees zu ſtudieren; 1876 begab ſich eine andere 
zum gleichen Zwecke nach Indien, und 1877 wurde ſie zu den Ken 
nach Kochi geſchickt, um Tee nach indiſcher Vorſchrift herzuſtellen. 
Dieſer Tee fand den ungeteilten Beifall der auswärtigen Sachver- 
ſtändigen. Im Jahre 1878 verminderte ſich die Teeausfuhr, und 
1879 wurde in Yokohama ein beſonderer Kongreß einberufen, um 
der Teeinduſtrie aufzuhelfen. In dieſem Jahre fiel die Teeernte ſo 
ausgezeichnet aus, daß ſich in Amerika große Nachfrage einſtellte. 
Alle verfügbaren Vorräte waren erſchöpft, und um die noch ſteigende 
Nachfrage zu befriedigen, griffen die Kaufleute abermals zu dem 
Mittel der Verfälſchung; die unvermeidliche Folge war das Sinken 
der Teepreiſe und der Niedergang des Renommees der Händler. 
Die Teepflanzer verſuchten 1883 ein Syndikat zu bilden, aber das 
mißlang, bis die Regierung eintrat und das Syndikat zuſtande brachte. 
Der Erfolg dieſer weiſen Maßregel zeigte ſich bald. Schon 1885 trat 
eine bedeutende Zunahme der Teeausfuhr ein. 1886 wurden Verord- 
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nungen zur Beſtrafung der Fälſcher erlaſſen. Auch die Teehändler 
vereinigten ſich zu einer Geſellſchaft, um die Pflanzer zu kontrollieren 
und jede Möglichkeit des Betruges zu verhindern. 

Schließlich, 1896, gewährte der Staat der Zentralorganiſation 
eine Subvention von 70000 Yen, um unter der Kontrolle der Re⸗ 
gierung Geſchäftsſtellen in Neuyork, Chicago und Wladiwoſtok zu 
errichten. Dieſe Teehändler- und Teepflanzergeſellſchaft umfaßte die 
Teehändler je einer Präfektur und hatte die Aufgabe, die Produzenten 
in ihrem Diſtrikt zu überwachen und zu kontrollieren. In Verbindung 
mit dieſen verſchiedenen Teehandlungsgeſellſchaften in jeder Präfektur 
beſtand eine Zentralbehörde der Geſellſchaft in Tokyo, um die ein⸗ 
zelnen Geſellſchaften zu kontrollieren und gleichzeitig mit den Ver⸗ 
tretern in jährlichen Zuſammenkünften über das beſte Syſtem der Pro⸗ 
duktion und Herſtellung zu beraten. Alle Mitglieder dieſer Geſell⸗ 
ſchaften verpflichteten ſich, dieſem Syndikat zur Sicherung der Her⸗ 
ſtellung beſter Tee⸗Qualitäten für den Export für eine Dauer von 
20 Jahren anzugehören. Dieſe Geſellſchaft liefert ein Beiſpiel für 
den Wunſch des exportierenden Landes, das gute Einvernehmen mit 
dem importierenden Lande zu fördern. Die Statiſtik würde wohl 
zeigen, daß die Sorgfalt, die Qualität auf der Höhe zu halten, nicht 
ohne Wirkung geblieben iſt. 

Im Jahre 1897 brachten die Vereinigten Staaten ein Geſetz 
gegen die Einfuhr minderwertigen Tees, welches vorſchrieb, daß aller 
importierte Tee nach vorſchriftsmäßigen Proben (Standard⸗Muſtern) 
unterſucht werden müſſe. Die Teehandlungsgeſellſchaft errichtete ſo⸗ 
gleich Teeunterſuchungsſtellen in Yokohama, Kobe und Nagaſaki, 
und aller Ausfuhrtee paſſiert die Hände von Sachverſtändigen, die in 
jeder dieſer Zentralen ſtationiert ſind. Der Tee wird bemuſtert und 
die Ware dann unter beſonderem Verſchluß nach Amerika verſchickt, 
wodurch die Möglichkeit ausgeſchloſſen wird, daß die Ware von der 
geſandten Probe abweichen könnte. Schlechter Tee wird zurückge⸗ 
wieſen, und aller Tee, der durch dieſe Unterſuchungsſtellen gegangen 
iſt, trägt die Garantie einer gewiſſen Güte, die ihm einen erhöhten 
Verkaufswert verleiht. 

Wie wir ſahen, begann der Teehandel mit fremden Ländern, als 
Yokohama im Jahre 1860 als Handelshafen eröffnet wurde. Dies 
wurde hauptſächlich durch Vermittlung der Amerikaner erreicht, und 
deshalb ging die erſte Ausfuhr natürlich nach dieſem Lande. Tee 
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war eines der wichtigſten frühen Exportartikel, und die Bewohner der 
Vereinigten Staaten zeigten ſehr bald Vorliebe für dieſes Getränk. 
Deshalb entwickelte ſich der Teehandel in den erſten Jahren der 
neuen Ara ſehr weſentlich. Tee hat den Grund für den japaniſch⸗ 
amerikaniſchen Handel gelegt, da er den Namen Japans in Amerika 
weithin bekannt machte. Dafür kamen viele europäiſche Waren nach 
Japan und der Handel begann ſich zu entfalten. Amerika iſt noch 
immer Japans bedeutendſter Teeabnehmer, und die japaniſchen Tee⸗ 
pflanzer vergeſſen nicht, daß ſie Amerika einen großen Teil ihres 
Wohlſtandes zu danken haben. Im Jahre 1901 hatte die Teeausfuhr 
nach den Vereinigten Staaten einen Wert von 6821390 Yen (unge⸗ 
fähr 700000 Pfund Sterling) pro Jahr erreicht. Auch Kanada iſt 
ein großer Abnehmer; der Verkauf dorthin betrug 1901 1676026 Pen. 
Nach China und dem aſiatiſchen Rußland geht auch viel Tee, aber 
bis dato importieren die europäiſchen Länder wenig japaniſchen Tee; 
ihr Bedarf wird von Ceylon, Indien und China gedeckt. 


So wichtig wurde der Teehandel mit Amerika, daß ſich die Not⸗ 
wendigkeit fühlbar machte, die Qualität des Ausfuhrtees ſicher zu 
ſtellen; auch wünſchte man die Preiſe in mäßigen Grenzen zu halten, 
damit ſich kein Hindernis der Ausdehnung des Exportes entgegen⸗ 
ſtellen könne. Man befürchtete, daß, wenn alle Händler während 
einer Preisſchwankung untereinander konkurrieren könnten, die Qua⸗ 
lität des Tees an Güte einbüßen könnte. 

Obgleich der Teebau im allgemeinen nur ein Zweig der Land⸗ 
wirtſchaft iſt, ſo nimmt er doch im Export eine wichtige Stelle ein. 
In Kyuſhyu und Shikoku wird wildwachſender Tee in den Bergen 
zur Herſtellung von ſchwarzem Tee geſammelt. 

Nur ſelten ſtellt der Pflanzer den Tee zum Verkauf ſelbſt her; 
gewöhnlich verkauft er die grünen Blätter an die Fabrikanten oder an 
die Vermittler. Die Fabrikanten verkaufen den Tee den Großkauf⸗ 
leuten, die ihn an die ſachverſtändigen Agenten der verſchiedenen 
Häfen weitergeben. 

Jüngſt wurde eine ausſchließlich japaniſche Geſellſchaft für die 
Ausfuhr von japaniſchem Tee gegründet, aber bis jetzt iſt aller Export⸗ 
handel in den Händen von Fremden. 

Die Teeſtaude wächſt nur bis zum 38. Grad, und die wild⸗ 
wachſende Staude findet ſich vornehmlich in ſüdlichen Ländern. Der 
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beſte ſchwarze Tee wird aus wilden Teeblättern hergeſtellt, und die 
größte Menge ſchwarzen Tees kommt von Formoſa. 

In Japan wird der Tee als geſundes und notwendiges Getränk 
angeſehen; ſo lange er mäßig getrunken wird, gilt japaniſcher Tee 
als ſtärkend für den Körper und erfriſchend für den Geiſt. Die ſal⸗ 
peterhaltigen Beſtandteile im Tee, bekannt unter „Zein“, gelten an⸗ 
regend für den Blutumlauf und die geiſtigen Fähigkeiten. Der ge⸗ 
ſellſchaftliche Wert des Tees iſt ſehr hoch geſtiegen, und ein jeder, der 
ſeinem Gaſt nicht eine Taſſe Tee reicht, gilt als ungaſtlich. Wie⸗ 
viele Freundſchaften ſind nicht bei einem erſten Begegnen am Tee⸗ 
tiſch geſchloſſen worden! 

Durch chemiſche Analyſe iſt erwieſen, daß die wichtigſten Be⸗ 
ſtandteile des Tees ſalpeterhaltige Subſtanzen, genannt „Zein“ und 
„Tannin“ ſind. Erſteres verflüchtigt ſich leicht und ſchmilzt in heißem 
Waſſer, außerdem hat es eine anregende Wirkung und unterſtützt, ſo⸗ 
lange es unverdorben iſt, die Blutzirkulation und die Verdauung. 
Wird der Tee jedoch im Übermaß genoſſen, ſo kann er einen ſchäd⸗ 
lichen Einfluß auf das Nervenſyſtem üben. Tannin iſt eine wirkungs⸗ 
vollere Subſtanz, und ſein hauptſächlichſter mediziniſcher Wert liegt 
darin, daß er die Blutgefäße wie auch die Magenwand und die Ein- 
geweide kräftigt. 

Es iſt natürlich ſehr wichtig, daß bei der Herſtellung des Tees 
die größte Sorgfalt auf entſprechenden Gehalt an beiden Subſtanzen 
gelegt wird. Tannin darf nur in der möglichſt kleinſten Menge darin 
enthalten ſein, während Zein in großen Mengen vorhanden ſein ſoll. 
Die Spezialität des japaniſchen Tees liegt darin, daß das Tannin den 
Prozeß durch ſeine gärende Kraft unterſtützt und dennoch keinerlei 
ſchädliche Wirkung nach Beendigung des Vorgangs zurückläßt. 

Folgendes iſt in Kürze der Prozeß der Herſtellung des japani⸗ 
ſchen Tees: Friſche Sproſſen werden von der Staude gepflückt; dieſe 
werden vorſichtig gedämpft und von allen fremden Teilen befreit. 
Dann werden die Teeblüten und Blätter zwiſchen den Händen ge⸗ 
rieben und gerollt, und eine gleichmäßige Temperatur muß am 
Trockenherd beobachtet werden. Große Sorgfalt wird auf die ge⸗ 
naue Befolgung der Regeln des Dämpfens, Rollens und Trocknens 
des Tees verwendet, da in dieſer das Geheimnis des beſonderen 
Aromas liegt, den japaniſcher Tee beſitzt. 

Die Geſamtproduktion japaniſchen Tees belief ſich im Jahre 
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1900 auf ungefähr 62000000 Pfund, der einheimiſche Verbrauch 
eingerechnet. 

Der Exportwert betrug im Jahre 1900 etwas mehr als 1000000 
Pfund Sterling. Neben dem in Japan wachſenden Tee wurde noch 
eine geringe Menge eingeführt. 

Dieſe Zahlen beziehen ſich nicht auf Formoſa, das ein glänzendes 
Reſultat ſeiner Teekultur verſpricht. 

Teepreiſe im Einzelverkauf variieren zwiſchen zwei Pence (eng- 
liſch) und zwei Schilling per Pfund. 


V. Forſt⸗Kultur. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 


Die Wälder von Japan bedecken 59 % des Flächeninhaltes des 
Kaiſerreiches und ſtanden ſeit dem neunten Jahrhundert unter dem 
direkten Schutz der Kaiſerlichen Regierung. Der jetzige Kaiſer erließ 
eine Proklamation, die das unzeitige Abholzen einſchränkte, und den 
Schutz des Waldlandes im allgemeinen anordnete. Schon in den 
frühſten Zeiten hatte die Liebe zum Walde einen großen Ein⸗ 
fluß auf das Leben und den Charakter des Volkes, und es wird oft 
behauptet, daß die glühende Vaterlandsliebe der Japaner auf dem 
Einfluß beruhe, den die Schönheit ihrer Umgebung auf die empfind⸗ 
lichen Seelen ausübt. 

Solange das Land abgeſchloſſen blieb, behielten die Wälder ihren 
urſprünglichen Charakter, aber derſelbe Einfluß, der zur Ausdehnung 
des japaniſchen kommerziellen und politiſchen Horizontes führte, hatte 
die gleiche Wirkung auf Erweiterung des Syſtems für Nutzbarmachung 
der Wälder. i 

Neben einer beträchtlichen Vermehrung des heimiſchen Bedarfs 
an Bauholz, Brennholz in Verbindung mit Induſtrie⸗ und Berg⸗ 
werksunternehmungen, für Telephon und Telegraphenſtangen, Eiſen⸗ 
bahnſchwellen, verſchiedenartiger Gegenſtände aus fabriziertem Holz, 
Holzmühlen zur Papierfabrikation ꝛc., ferner die neueſte Entwickelung 
in Verkehrserleichterungen haben die Kaufleute der Waldprodukte 
auf die Möglichkeit von Vorteilen mit auswärtiger Kundſchaft auf- 
merkſam gemacht, ſo daß bereits ein zunehmender Handel mit China 
und Korea im Gange iſt, wie auch von Weſten aus die Nachfrage da- 
nach begonnen hat. 
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Die erſten Folgen dieſer Einwirkungen waren ein ungleiches und 
unbeſonnenes Fällen von Bäumen in ungeſchützten Gegenden, von 
denen Teile ganz kahl wurden, während es im Innern von Japan 
heute noch weite Flächen gibt, deren Urzuſtand unverändert iſt. 

Das Kaiſerreich von Japan beſteht aus ſechs größeren und ein⸗ 
hundert kleineren Inſeln, alle vulkaniſchen Urſprunges; innerhalb 
derſelben gibt es große Gebiete abſchüſſiger, bergiger Gegenden, deren 
praktiſcher Wert in ihren Wäldern und Minen beſteht. Die Re⸗ 
gierung iſt ſich vollſtändig klar darüber, daß durch wiſſenſchaftliche 
Nutzbarmachung dieſe Diſtrikte eine Quelle dauernder Einnahmen 
werden könnten, beſonders wenn man bedenkt, daß trotz der erwähnten 
unbeſonnenen Vergeudung mehr als 56000000 Morgen unberührter 
Waldungen vorhanden ſind. Dieſes große Gebiet zerfällt in zwei 
Teile, die „Nützlichkeitswaldungen“ und „geſchützten Wälder“. Der 
„geſchützte“ Teil zerfällt in zwei Klaſſen, „mit unbedingtem Schutz“ 
und „mit geregeltem Schutz“. Das unbedingt geſchützte Gebiet iſt klein, 
kaum aus mehr als 12000 Morgen beſtehend und bleibt unangetaſtet, 
da dort das Fällen geſetzlich verboten iſt. Das Gebiet mit geregeltem 
Schutz umfaßt ungefähr 1667421 Morgen und wird beinahe ebenſo 
ſtreng abgeſchloſſen gehalten. Dieſe beiden Abteilungen des „ge⸗ 
ſchützten“ waldigen Gebietes werden in ſolchen Gegenden und in 
ſolcher Ausdehnung erhalten, wie es für die Erhaltung des Bodens 
und für die Wohlfahrt des Landes nötig ſcheint. 

Alle anderen Waldungen des Landes gehören der Abteilung für 
„Nutzbarmachung“ an und ſind der Bewachung ihrer Beſitzer über⸗ 
laſſen, die aus Privatleuten, Gemeinden, aus dem Kaiſerlichen Haus⸗ 
halt, dem Staat oder den Tempeln des Shinto und Buddhas be⸗ 
ſtehen können. Der dem Kaiſerlichen Haushalt oder dem Staat 
gehörende Teil wird nach modernen wiſſenſchaftlichen Regeln 
gehandhabt und kultiviert und verſpricht ſchon bedeutenden Ertrag. 
Der im Beſitz von Privatleuten, Tempeln oder anderen befindliche 
Teil wird mehr in ſeinem Naturzuſtand erhalten, da wenig für ſeine 
Nutzbarmachung getan iſt. Staat und Krone gehören nahe an 
54000000 Morgen, und nicht mehr als halb ſo viel befindet ſich in 
dem verſchiedenen Beſitz. Von dieſem Teil fällt ungefähr ein Fünftel 
den Gemeinden zu, und dieſer Teil iſt infolge allgemeiner öffentlicher 
Verſchmelzung vom ökonomiſchen Standpunkt aus beinahe ſo gut ver⸗ 
waltet als der unter Kaiſerlicher Leitung ſtehende. 

Japan. 28 
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Formoſa gehört nicht zu dem obenerwähnten, da die Regierung 
bis jetzt noch keine vollſtändigen Aufſtellungen gemacht hat. Auch die 
Überſicht der Forſtverwaltung in Japan, wie ſie hier beſchrieben iſt, 
kann nur als eine allgemeine Überſicht gelten, da eine abſchließende 
Darlegung noch nicht vorliegt. 

Der Beſitz hat in neuerer Zeit oft gewechſelt, aber wenn wir 
auf die Zeit der Feudalherrſchaft zurückgehen, finden wir, daß das 
Land zu damaliger Zeit in 264 Beſitzungen unter ebenſoviele Lehns⸗ 
herren geteilt war, die unumſchränkte Macht über das Land hatten. 
Steuern und auferlegte Kontributionen wurden in Naturalien ge⸗ 
zahlt, und da Walderzeugniſſe der beſondere Ehrgeiz der Lehns⸗ 
herren waren, ſo war man darauf bedacht, den Baumſtand zu mehren. 
Deshalb ergingen ſtrenge Befehle ſowohl zur Anpflanzung von 
Bäumen wie zur Verhütung von ſchonungsloſem Holzſchlagen. Ver⸗ 
änderungen und Zuſammenlegung des Beſitzes führten eine Willkür 
und Achtloſigkeit in der Behandlung herbei, die, zuſammen mit Wald⸗ 
bränden und Räuberei, die kleineren Waldungen mancher Gegenden 
arg verſtümmelten. Die Vermehrung der Bevölkerung trug gleich⸗ 
falls zur Verminderung von Waldland bei, da nicht weniger als 
3700000 Morgen Waldland in den erſten zwanzig Jahren der Re⸗ 
ſtauration urbar gemacht und überwieſen wurden. Seitdem war man 
jedoch auf Neupflanzung von Waldungen im Sinne der Regierungs⸗ 
pläne bedacht, ſo daß im Zeitraum von 1891 bis 1901, obgleich 
1061000 Morgen für Kultivierung aufgelaſſen wurden, 1400000 
Morgen in Gegenden bepflanzt wurden, die zur Landwirtſchaft un⸗ 
tauglich waren, wonach ſich ein Überſchuß von 339000 Morgen für 
Waldgebiet ergab, das der Landwirtſchaft nicht hinderlich iſt. 

Die klimatiſchen Verhältniſſe ſind infolge der ungewöhnlichen 
Länge des Landes von Norden nach Süden, in den einzelnen Teilen 
ſo verſchieden, daß die Kultur unglaublich reichhaltig iſt; es wird an⸗ 
genommen, daß nicht weniger als 800 verſchiedene Gattungen von 
Waldbäumen ſich zur Kultivierung in Japan eignen, je nachdem 
ſie tropiſches, ſubtropiſches, gemäßigtes oder kaltes Klima verlangen. 

Der Feigenbaum ſteht zu oberſt in der Liſte der Tropengewächſe, 
danach kommen mehrere Arten von Palmen und Bambus; dieſer 
letzte iſt der wertvollſte, da er mit wunderbarer Schnelligkeit wächſt 
und ſich zu Bauzwecken wie zur Verarbeitung für Haushaltungsgegen⸗ 
ſtände eignet. 


— 435 — 


Die ſubtropiſchen Gewächſe zerfallen in drei Klaſſen, das breit⸗ 
blätterige Immergrün, die breitblätterige, einjährige Pflanze und die 
Fichte. Die wichtigſte Gattung des breitblätterigen Immergrüns iſt 
der Kampferbaum, der ſich zuweilen über ausgedehnte Waldungen 
hinzieht, wo der Boden lehmig und fruchtbar und vor Nordwinden 
geſchützt iſt. Sein Holz iſt hart und glänzend und hat einen ſonder⸗ 
baren Duft. Sein Wert beſteht im Bauholz und im Kampfer ſelbſt, 
und er wird regelmäßig verpflanzt, ſowohl von öffentlicher wie privater 
Seite. Von den Fichtenarten iſt am beſten die im Handel be- 
findliche rote und ſchwarze Fichte bekannt. 

Das gemäßigte Klima erzeugt mehr als ſechzig Arten, deren 
wichtigſte die breitblätterige Klaſſe iſt, einſchließlich der Tanne (Cha- 
moecyparis obtusa), die den erſten Rang unter den Bäumen Japans 
einnimmt, da ſie ſich zu den verſchiedenartigſten Dingen nutzbar 
machen läßt. 

Die kalte Zone iſt dem Wachstum hinderlich; ihr wichtigſtes 
Holz kommt von der Abies sachaliensis (zuckerhaltige Seetanne) und 
der Picea ajansis, die üppig wachſen und geeignet für architektoniſche 
Zwecke und Erdarbeiten ſind; die Faſer iſt grob. Unterricht in der 
Forſtkultur und Wiſſenſchaft wird in 62 Inſtituten erteilt. 


VI. See⸗Erzeugniſſe. 
Bearbeitet vom Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 


Fiſch⸗ und andere Seeerzeugniſſe haben von altersher die wich⸗ 
tigſten Nahrungsmittel der Japaner gebildet, eine Vorliebe, die auch 
von den Chineſen geteilt wird, die ſeit Jahrhunderten die Haupt⸗ 
abnehmer dieſer Erzeugniſſe bilden. Dank ſeiner geographiſchen Lage 
und der Richtung der Seeſtrömungen, dank der vielen paſſenden 
Buchten an der gutbewaldeten Küſte wird Japan zu einem Ideal für 
den Fiſcher, und es iſt daher auch nicht zu verwundern, daß es 
900000 Familien gibt, die dem Fiſchfang obliegen, alſo im ganzen 
über 3000000 Individuen mit 420000 Fiſcherboten. 

Durch die ſtetige Zunahme der Bevölkerung und durch leichtere 
Transport- und Verkehrsmittel im Inneren iſt der Bedarf nach 
Seeprodukten bedeutend geſtiegen, der durch die vermehrte Nachfrage 
von auswärts noch erhöht wird. Unter dieſen Verhältniſſen können die 
Fiſcherleute ſich nicht mit Küſtenfiſcherei allein begnügen, ſondern 
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müſſen ſich mehr als je auf das offene Meer wagen, ſelbſt bis zu 
den fernen Küſten Koreas und nach den Südſeeinſeln hin. 

Das Vorhandenſein zweier verſchiedener Meeresſtrömungen der 
Küſte entlang beeinflußt nicht nur das Leben an der See, es trägt 
auch zu ſeiner Mannigfaltigkeit bei, denn obgleich der Zuſtand der 
Tierwelt von der Geſtaltung des Meeresgrundes abhängt, ſo übt 
doch auch die Dichtigkeit des Salzwaſſers, die Beſchaffenheit der 
Nahrung und beſonders der Wärmegrad des Meeres einen großen 
Einfluß aus. Dieſe Dinge ſind beſonders wichtig für die Gewohnheiten 
der Wanderfiſcher, die ihren Aufenthalt mit der Bewegung der Meeres⸗ 
ſtrömung wechſeln. 

An einer Seite der ganzen Länge Japans mit Einſchluß For⸗ 
moſas liegt der Stille Ozean, 29 Breitengrade bedeckend; aber dieſe 
beiden Endpunkte Japans unterſcheiden ſich nicht nur klimatiſch, denn 
nicht nur in der Temperatur, ſondern auch in der Tiefe des Meeres be- 
ſteht eine große Verſchiedenheit. Im Norden von Kinkazan, im nord⸗ 
öſtlichſten Teil von Honſhu, befindet ſich die größte Meerestiefe der 
Welt, Tuskarora. Ein warmer Strom geht nach dem Süden dieſes 
Teiles, der die Umgegend für die Tier- und Pflanzenwelt ſehr frucht⸗ 
bar macht. Ein kalter Strom geht nach dem Norden dieſer tiefen 
Stelle, der es mit ſich bringt, daß das Leben der Tier- und Pflanzen⸗ 
welt im Norden von Kinkazan ganz verſchieden von dem des ſüd⸗ 
lichen Teiles iſt. Im Meere des ſüdlichen Archipels von Japan und 
Formoſa herrſcht ein mächtiger, warmer Strom; die Folge davon iſt, 
daß es in ſeiner Nachbarſchaft eine Menge wandernder Fiſche aller 
Art gibt. Die Ufer des Stillen Ozeans ſind bei Formoſa felſig, 
haben keinen guten Ankergrund, und überdies iſt das Meer hier ſehr 
tief. Dagegen iſt die weſtliche Seite von mäßiger Tiefe. Durch das 
Japaniſche Meer läuft ein Arm des ſchwarzen Stromes. Bei hoher 
Flut wendet ſich der Strom nach Norden durch die Meerenge von 
Korea, aber an der japaniſchen Küſte iſt die Flut nur ſchwach, und 
ihre Bewegungen ſind unregelmäßig. Wandernde Fiſche, wie der 
Thunfiſch, Bonnitfiſch ꝛc. kommen mit dem ſüdlichen warmen Strom 
ins Meer, aber im nördlichen Teil des Meeres, wo der Einfluß des 
kalten Stromes vorherrſchend iſt, gibt es hauptſächlich Heringe, Stod- 
fiſch u. dgl. Die größte und bedeutendſte der inländiſchen Seefiſcherei 
iſt die des Ochotskiſchen Meeres, das meiſtens ſeicht iſt; und da die 
Temperatur je nach der Jahreszeit ſehr veränderlich iſt, ſo ſtellen 
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ſich manche Fiſchſorten im Sommer ein, die zum Herbſt wieder ver⸗ 
ſchwinden. Die Flußfiſcherei, die auch ſehr gut iſt, verſieht die nörd⸗ 
liche Gegend von Honſhu mit Lachs, und in Hokkaido gibt es an Süß⸗ 
waſſerfiſchen Karpfen, Aale u. |. w. 

Die Fiſcherboote der inländiſchen wie der Seefiſcherei ſind alle 
offen und ohne Verdeck, und ſelbſt die größten ſind nicht mehr als 
fünfzig Fuß lang, die meiſten nicht mehr als achtundvierzig. Da die 
Fiſcherboote meiſtens durch Ruder getrieben werden, jo ſind fie ohne 
Kiel und haben flachen Boden. Die ſonderbare Form dieſer Boote 
iſt der langen Erfahrung zuzuſchreiben, die die Fiſcher mit dem Meer, 
ſeinen Erforderniſſen und in der Fiſcherei, der ſie dienen müſſen, ge⸗ 
macht haben. Die Walfiſch⸗ und Bonnitfiſchboote find doppelt fo ſtark, 
ſo daß, wenn ſelbſt Maſt und Segel hinweggeweht ſind, die Inſaſſen 
ſich gewöhnlich noch mit Hilfe der Ruder retten können. Dennoch iſt 
man darüber einig, daß die Boote nicht nach wiſſenſchaftlichen Prin⸗ 
zipien gebaut ſind; auf den Rat der Autoritäten beginnt man bereits 
ein Verdeck und luftdichte Abteile (Schotten) in Anwendung 
zu bringen. 

Die verſchiedenen Arten der Fiſchereigeräte ſind zu zahlreich, 
um ſie zu nennen, aber im großen Ganzen kann man ſie in zwei 
Arten einteilen, Netz⸗ und Angelgeräte. Die großen Pfundnetze werden 
beim Herings⸗, Lachs⸗ und beim Thunfiſchfang verwendet, und 
Schlagnetze werden für Sardinen und kleinere Fiſche gebraucht. Treib⸗ 
netze werden für Fiſche an der Waſſeroberfläche benutzt, und das ge⸗ 
ſponnene Netz wird auf den Meeresgrund zum Hering⸗, Stockfiſch⸗ 
und Krabbenfang gelaſſen. Schleppnetze werden für den Fang von 
Schaltieren und Seebarſchen verwendet, und dann gibt es eine Er⸗ 
findung, Shiki⸗Arni oder Spannetz genannt, welches auf den Boden 
gebreitet und aufgehoben wird, ſobald Fiſche hineingegangen ſind. 
Angelgeräte verſchiedenſter Art werden wie auf der ganzen Welt 
benutzt. Die Geſamtzahl der im Jahre 1891 benutzten Netze wurde 
auf 1103978 geſchätzt. Der Wert der im Jahre 1900 gefangenen 
Fiſche iſt in den offiziellen Berichten mit 5683315 angegeben, wobei 
mehr als 40 verſchiedene Fiſcharten in Betracht kommen. Die 
Durchſchnittszahl der Walfiſche, die pro Jahr in einem fünfjährigen 
Zeitabſchnitt bis Ende 1897 gefangen wurden, betrug 121 im unge⸗ 
fähren Wert von 22000 Pfund Sterling. Der Wert, den die Fiſcher 
in Booten und Gerätſchaften angelegt hatten, wurden im Jahre 1891 auf 
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1240000 Pfund Sterling veranſchlagt und hat ſich ſeitdem vermehrt. 
Einer der bedenklichſten Punkte in der Fiſchereiinduſtrie iſt der, daß 
ſeit Abſchaffung eines alten Gebrauchs, von der Regierung Anleihen 
zu einem niedrigen Zinsfuß zu erheben, um die Arbeiter von Saiſon 
zu Saiſon über Waſſer zu halten, jetzt eine große Anzahl von ihnen 
genötigt iſt, Geldleihern in die Hände zu fallen, die einen übermäßigen 
Prozentſatz erheben und Verpfändung des zu erwartenden Fanges 
der nächſten Saiſon verlangen. Unter dieſen Verhältniſſen wandert 
der Löwenanteil des Verdienſtes in die Taſchen der Geldleiher. 

Fiſchzucht wird jetzt in ausgedehnter Weiſe betrieben und erſtreckt 
ſich auf Karpfen, Schildkröten, Seebarbe, Aal, Auſter, Lachs und 
Forelle. Während der letzten zehn Jahre bis 1901 wurden mehr als 
17000000 Lachsrogen in drei Diſtrikten ausgeſetzt. 


VII. Das Tabaksblätter⸗Monopol. 


Bearbeitet von M. Nuo, 
Direktor des Tabak⸗Monopolamtes. 


Im Januar 1876 begann die Kaiſerliche Regierung von Japan 
die Beſteuerung des Tabaks durch ein Geſetz zu regulieren. 

Ungeachtet häufiger Zuſätze blieb das eingeführte Syſtem der 
Tabakbeſteuerung auf einige, nein, auf viele Jahre hinaus unver⸗ 
ändert; das hauptſächlichſte Merkmal bildete eine Stempelabgabe 
auf verarbeiteten Tabak, im Anſchluß an eine Gewerbeſteuer, die 
die Fabrikanten und Tabakshändler gemeinſam mit anderen Kauf⸗ 
leuten zu zahlen hatten. 

Nach dem Japaniſch⸗Chineſiſchen Krieg 1894/95 mußte die Re⸗ 
gierung die nationalen Einkünfte erhöhen. Die Folgen waren eines⸗ 
teils neue Steuern, andererſeits Erhöhung beſtehender Abgaben. 

Der Tabak wurde am meiſten betroffen, da der Tabaksblätter⸗ 
verkauf ein Regierungsmonopol wurde, das von nun an dem „Geſetz 
des Tabakblättermonopols“ vom März 1896 unterlag. Mit dem Er⸗ 
laß dieſes Geſetzes wurde das frühere Steuergeſetz, betreffend die Ab⸗ 
gabe auf Tabak, ungültig. 

Die Hauptpunkte des neuen Geſetzes ſind folgende: 

Jeder Tabakspflanzer iſt verpflichtet, der Regierung alljährlich 
einen geſchriebenen Nachweis über das Gebiet feiner Tabaksau⸗ 
pflanzung zu unterbreiten. 
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Er ift verpflichtet, die Blätter, ſowohl vor der Ernte, wie nachdem 
ſie getrocknet ſind, von den Regierungsbeamten unterſuchen zu laſſen. 

Nachdem die Blätter getrocknet ſind, müſſen ſie an die von der 
Regierung beſtimmten Stellen, ſpäteſtens am 31. März des nächſten 
Jahres gebracht werden. 

Die Regierung zahlt bei Beſichtigung und Beurteilung der Güte 
und Sorten dieſer Blätter dem Tabakspflanzer eine entſprechende 
Entſchädigung, nach einem vorher fixierten und von der Regierung 
anerkannten Preisverzeichnis. 

Die der Regierung in dieſer Weiſe überlaſſenen Tabaksblätter 
müſſen zu dem von der Regierung vorherbeſtimmten Preiſe ver⸗ 
kauft werden. 

Den Tabakspflanzern iſt ſtrengſtens verboten, weder von der Re⸗ 
gierung noch von Händlern Blättertabak zu kaufen. 

Blätter, die für den Export gezogen ſind, dürfen einzeln mit 
Genehmigung der Regierung verkauft werden, aber ſolche Blätter 
müſſen unter amtlichem Gewahrſam ſtehen. 

Im Falle, daß die letztgenannten Blätter nicht nach einjährigem 
amtlichen Gewahrſam zur Ausfuhr gelangen, müſſen ſie der Regie⸗ 
rung überlaſſen werden, die den Eigentümern eine angemeſſene Ent⸗ 
ſchädigung gewährt. — 

Das Geſetz trat am 1. Januar 1898 in Kraft. Zu gleicher Zeit 
wurden im ganzen Lande 61 Tabaksmonopolämter errichtet, denen 
die Lagerung, der Verkauf und die Verarbeitung der Blätter obliegt. 

Es fand ſich jedoch, daß manche Punkte des Geſetzes in der 
Praxis unbequem waren, daher wurden im März 1899 verſchiedene 
notwendige Verbeſſerungen eingeführt, deren wichtigſte die folgen⸗ 
den ſind: 

Die Diſtrikte für den Tabaksbau zu regulieren und die Ausdeh⸗ 
nung eines Bebauungsgebietes wie auch die Arten des Tabakbaues 
nach Beſchaffenheit des Marktes zu beſtimmen. 

Ausländiſche Tabaksblätter ſollen eingeführt und ausſchließlich 
von der Regierung verkauft werden. Jeder Tabaksfabrikant und 
Blätter⸗Tabakhändler ſoll alljährlich um einen Erlaubnisſchein ein⸗ 
kommen und ihn erhalten. Für den Fall, daß ein Fabrikant mehr 
als eine Faktorei beſchäftigt, ſo iſt er verpflichtet, für jede einen be⸗ 
ſonderen Erlaubnisſchein zu löſen, welcher 50 Yen koſtet. 
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Die Tabakblätter können auch, wenn notwendig, zur Verſteige⸗ 
rung kommen, ſtatt für den fixierten Preis verkauft zu werden. 

Man bezweckt mit dieſen Beſtimmungen, Überproduktion in der 
Tabakkultur zu vermeiden; eine vollkommenere Geſchäftsführung des 
Monopols zu erzielen; der Regierung das Recht vorzubehalten, Tabak⸗ 
blätter zu importieren, um ein richtiges Gleichgewicht in den Preiſen 
von heimiſchen und ausländiſchen Tabaken aufrecht zu erhalten; Ver⸗ 
hinderung des Schmuggels; endlich, ungünſtige Verkäufe zu ver⸗ 
hüten. b 

Dieſes verbeſſerte Geſetz trat am 22. März 1899 in Kraft, und 
die Diſtrikte für Tabakbau wurden nach ſorgfältiger Beſichtigung im 
November 1900 reguliert, während im Jahre 1901 die ver⸗ 
ſchiedenen Sorten Tabak und die Flächen für Bebauungsfelder be⸗ 
ſtimmt wurden. Auf dieſe Weiſe waren die Felder eingerichtet, das 
Kultivierungsſyſtem verbeſſert, und dadurch wurde auch der Import 
auswärtiger Blätter in den Grenzen gehalten, die zur Herſtellung 
nachgemachter ausländiſcher Zigaretten erforderlich ſchienen. In⸗ 
deſſen war damit das heimliche Anpflanzen und Einſchmuggeln von 
Blättern nicht völlig zu verhindern. Aus dieſen und anderen Gründen 
war es nötig, weitere Beſtimmungen zu treffen. 

Die Hauptpunkte des jüngſt verbeſſerten Geſetzes des Tabak⸗ 
blättermonopols, das am 29. April in Kraft getreten iſt, lauteten 
wie folgt: 

Jeder Tabakpflanzer hat die Erlaubnis der Regierung nachzu⸗ 
ſuchen. 
Die Pflanzer ſind verpflichtet, den Tabak nur nach den von der 
Regierung vorgeſchriebenen Methoden und Verfahren anzubauen. 

Das Erntequantum und die Blätterzahl wird von der Regierung 
unterſucht und abgeſchätzt; ſollte aber der Pflanzer mit dieſer Ab⸗ 
ſchätzung unzufrieden ſein, ſo darf er dagegen ſofortigen Einſpruch 
erheben. 

Iſt ein ſolcher Einſpruch erhoben, ſo ſollen zwei oder auch mehr 
Taxatoren gewählt werden, und nachdem die Regierung deren An⸗ 
ſicht gehört hat, trifft ſie die Entſcheidung. 

Wenn ein Pflanzer ohne genügende Begründung dem Monopol⸗ 
amt das Quantum oder die amtlich abgeſchätzte Blätterzahl nicht ab⸗ 
liefert, ſo iſt er verpflichtet, einen Geldbetrag zu zahlen, der dem Wert 
der fehlenden Blätterzahl oder des mangelnden Quantums entſpricht. 
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Der Regierung ſteht es zu, Tabaksblätter an Exporteure zu be⸗ 
ſtimmten Preiſen zu verkaufen; doch bleiben dieſe unter Verſchluß 
der Regierung bis zu ihrer tatſächlichen Verſendung. 

Die Fabrikantengilde, der alle Fabrikanten beizutreten ver⸗ 
pflichtet ſind, ſoll dem Geſetz entſprechend errichtet werden. 

Das ſo verbeſſerte Syſtem iſt nun in Kraft, und ſo kurz auch der 
Zeitraum ſeiner Wirkſamkeit bemeſſen iſt, ſo hat es ſich doch als er⸗ 
folgreich ſehr erwieſen. Anfangs gab es 61 Tabaksblätter⸗Monopol⸗ 
ämter, die ſich indes ſpäter in ein Zentralbureau mit 43 Zweig⸗ 
kontoren umwandelten, von denen das erſte in Tokyo iſt, während 
die anderen ſich auf verſchiedene wichtige Plätze des Landes verteilen. 


Nachfolgend geben wir einige ſtatiſtiſche Berichte über den Tabaks⸗ 
bau ſeit 1894: ö e e 


Gewinn oder Verluſt aus dem Tabakblätter-Monopol. 


Gewinn oder Verluſt 
Yen 
189 016 (Verluſt) 
4 592 481 (Gewinn) 
” 
” 


12 814 298 


” 


(Der Verluſt im Jahre 1897 erklärt ſich durch die Tatſache, daß es 
das erſte Jahr geweſen iſt, in dem das Geſetz zur Anwendung kam.) 


Anzahl der Pflanzer; 
Flächeninhalt der angebauten Felder 
und die geernteten Quantitäten. 


Jahr 


Quantum U 


der Felder der Ernte 
Cho Kwan 


Anzahl Flächeninhalt 


der Pflanzer 


1894 — 35 393 9 451304 
1895 — 38 135 8 673 911 
1896 897 859 21 865 8 667 763 
1897 846 774 26 465 9 629 886 
1898 349 506 26 276 8 278 151 
1899 573 485 42 161 13 311 821 
1900 420 693 37 442 12 984 795 
1901 244 024 23 024 7 906 608 
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Ertrag der Tabakeinnahmen unter dem alten Syſtem. 
Betrag der Einnahmen 
— —— Z ä—wG».̃̃ĩ i 4ꝛͤꝛ —ag 
Jahr Lizenzſteuer Stempelſteuer Summe 


Yen Yen Yen 
1894 ... . 878617 2 302 043 2 680 660 
1895. .... 889197 2 345 875 2 735 072 
1896 . . . . 207292 2 770 432 2 977 724 


VIII. Die Regierungs⸗Stahlwerke. 


Von General Nakamura. 


Die Wichtigkeit, die Eiſeninduſtrie nach modernen Grundſätzen 
einzurichten, ſowohl in bezug auf militäriſche wie induſtrielle Er⸗ 
forderniſſe, wurde von der Regierung zeitig erkannt, die denn auch 
verſuchte, dieſe Aufgabe durch Begründung moderner Eiſen⸗ und 
Stahlwerke zu Kamaiſhi zu löſen. Der Verſuch ſcheiterte jedoch, 
wie auch der, die Privatunternehmung zu bewegen, ſich der Ange- 
legenheit, mit Unterſtützung der Regierung, zu widmen; ſo blieb der 
Plan fürs erſte liegen, bis die Regierung ſich entſchloß, einen zweiten 
Verſuch zu wagen, und die nötig gewordenen Werke ſelbſt zu errichten. 

Mit dieſer Abſicht unterbreitete ſie dem Parlament 1890 und 
1891 einen Anſchlag über die notwendigen Ausgaben, aber beide 
Male wurde die Regierungsvorlage von den Parlamentsmitgliedern 
mit der Begründung verworfen, daß der von der Regierung vorge- 
legte Bericht über die Werke mit Bezug auf die in Japan verfügbaren 
Rohmaterialien nicht ausführlich genug ſei. 

Die Mitglieder des Oberhauſes jedoch beſtanden darauf, die 
Unterſuchungen zu fördern, und auf einen Vorſchlag ihrerſeits wurde 
von der Regierung eine Kommiſſion ernannt, um über eine Anzahl 
wichtiger Punkte zu berichten, u. a. über die folgenden: 1. die Menge 
des in Japan erhältlichen Eiſens; 2. den Verſuch, Roheiſen und 
Stahl zu verarbeiten; 3. die Organiſation der Werke. 

Der gedachten Kommiſſion gelang es, einen ſorgfältig und aus⸗ 
führlich ausgearbeiteten Bericht über die ihnen vorgelegten Fragen 
zu liefern; aber da die Regierung damit noch nicht zufrieden war, 
betraute ſie eine neue Kommiſſion mit der Aufgabe, über dieſelben 
Gegenſtände weitere Unterſuchungen anzuſtellen. Dies geſchah, und 
eine verſuchsweiſe erfolgte Verarbeitung des Eiſens wurde von der 
Kommiſſion in Kamaiſhi unter perſönlicher Überwachung des Vicomte 


— 443 — 


Enomoto, dem derzeitigen aden für Handel und Landwirtſchaft, 
mit Erfolg durchgeführt. 

Durch die günſtige Durchführung der verſchiedenen einleitenden 
Unterſuchungen ermuntert, beſchloß die Regierung endlich, den Plan 
zu verwirklichen und forderte zu dieſem Zweck von dem Parlament 
in der neunten Seſſion die Summe von 4195 793.41 Yen zur Er⸗ 
richtung der Werke. Die Regierungsvorſchläge wurden von beiden 
Häuſern einſtimmig angenommen. Am 30. März wurde ein Kaiſer⸗ 
liches Edikt, die Organiſierung der Werke betreffend, erlaſſen. 

Im Februar desſelben Jahres verkündete der Miniſter für Handel 
und Landwirtſchaft, daß Dawatamura, Onga⸗gori, Chekuzen in der 
Präfektur von Fukuoka zu Stätten der neuen Werke auserſehen ſeien. 
Das nötige Land wurde bald danach erworben, und mit der Ver⸗ 
meſſung des Terrains und der Fundamentierung ſofort begonnen. 
Inzwiſchen wurden Mr. Oſhima, der techniſche Direktor, und drei 
zu den Werken gehörige Ingenieure ins Ausland geſchickt, um die 
Lage der Stahlverarbeitungswerke zu ſtudieren und auch die An⸗ 
ſichten berühmter Sachverſtändiger Europas und Amerikas über ver⸗ 
ſchiedene mit dem neuen Unternehmen in Verbindung ſtehende Gegen⸗ 
ſtände zu hören. Als Reſultat der ſorgfältigen Erkundigungen dieſer 
Herren fand man, daß die urſprünglichen Koſtenanſchläge für den 
Bau zu niedrig waren, um eine erfolgreiche Ausführung der von 
der Regierung genehmigten Pläne zu gewährleiſten. 

Im Jahre 1889 wurde das Parlament um weitere 6474056 Yen 
angegangen, und zwar wurde das Geſuch in Form einer Ergänzungs⸗ 
forderung eingereicht. Die Koſten für die Errichtung der Werke 
ſtiegen hierdurch auf eine Geſamtſumme von 10569849 Pen, die in 
den vier Jahren bis 1901 einſchließlich gezahlt werden ſollten. Das 
Augenmerk der maßgebenden Perſonen war darauf gerichtet, die 
Zufuhr von Erz und Kohlen billig und regelmäßig zu geſtalten, 
den Transport per Waſſer zu erleichtern, wegen der Menge von 
Material, die das ganze Jahr hindurch den Werken zuſtrömen und 
fie verlaſſen ſollten. Daher unterbreitete die Regierung dem Parla⸗ 
ment im Februar 1898 Koſtenanſchläge über 8632845 Yen ein⸗ 
ſchließlich 4500000 Yen Hilfsgelder für die Wakamatſu⸗Hafenver⸗ 
beſſerungswerke. Der Betrag, der zur Errichtung der Werke be⸗ 
ſtimmt war, war unter Zurechnung des Betriebskapitals auf an⸗ 
nähernd 19200000 Yen angewachſen. Dank der unermüdlichen und 
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unabläſſigen Bemühungen der damit betrauten Beamten ſind die 
Baulichkeiten faſt ganz beendet, und die Arbeit des Hochofens Nr. 1 
und des Friſchherdes wurde am 5. Februar bezw. am 30. Mai auf⸗ 
genommen. Die Walzwerke traten bald nachher in Tätigkeit. 

Die Werke liegen in Hawatamachi, Onga⸗gori, Chikuzen, in der 
Präfektur von Fukuoka in der Nähe von Wakamatſu (durch die Aus⸗ 
fuhr der Kiuſhi⸗Kohle wohl bekannt) und dehnen ſich jetzt über ein 
Areal von ungefähr 90 Hektar aus; es wird jedoch beabſichtigt, ſie 
ſpäter zu vergrößern. 

Zur See beträgt die Entfernung von Shimonoſeki oder Moji 
nach dem Wakamatſu⸗Hafen zehn engliſche Meilen und die von be⸗ 
ſagtem Hafen bis zu den Werken etwas mehr als zwei Meilen. Inner⸗ 
halb des Hafens von Wakamatſu iſt die Tiefe des Waſſers bis zu 
dem Ladeplatz der Eiſenbahn 15 Fuß zur Zeit der Ebbe, und zwiſchen 
dem Ladeplatz und dem Quai 10 bis 14 Fuß. Der erſte Teil wird 
jetzt ausgebaggert und auf 20 Fuß Tiefe gebracht. 

Mit der Kyuſhyu⸗Bahn, die mit den Linien innerhalb der Werke 
verbunden iſt, ſind 43 Minuten zur Fahrt von Moji bis zu den 
Werken erforderlich. 

Bezüglich der Waſſerzufuhr iſt zu bemerken, daß ein Rohr das 
Waſſer vom Itabitſu⸗Fluß bis zu den Werken leitet und es über alle 
ihre Teile verbreitet. Die auf dieſe Weiſe gelieferte Waſſermenge 
beträgt bei dem niedrigſten Waſſerſtand 3000 Liter pro Minute, und 
6000 Liter bei gewöhnlichem Waſſerſtand. Es ſind außerdem zwei 
Reſervoire im Bau. 8 

Die Ladeſtelle iſt durch Eiſenbahnlinien ſowohl mit der Kyuſhyu⸗ 
Bahn wie auch mit jedem Teil der Werke verbunden. Da jene 
Linien in Übereinſtimmung mit den für den Eiſenbahnbau in Japan 
gegebenen Vorſchriften gebaut wurden, kann jeder Zug aus jedem 
Teil Japans direkt nach jedem beliebigen Punkt der Werke geführt 
werden. Die Länge der Eiſenbahnlinien innerhalb der Werke beläuft 
ſich jetzt auf zehn engliſche Meilen, ſoll aber ſpäter auf ſiebzehn Meilen 
gebracht werden. 

Ebenſo iſt jetzt eine Quaimauer im Bau, die 630 Meter lang iſt 
bei einer Tiefe von 20 Fuß zur Zeit der Ebbe. Wenn ſie fertig 
fein wird, werden drei oder vier Dampfer von 2— 3000 Tonnen 
Rauminhalt der Mauer entlang gleichzeitig Waren ein- und aus⸗ 
laden können. Das Baſſin für Dſchunken und Dampfer mit geringem 
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Tiefgang mißt 49000 Quadratmeter und hat eine Waſſerfront von 
740 Metern zum Löſchen und Laden. Die Tiefe beträgt zur Zeit 
der Ebbe 8 Fuß. 

Drei Arten von Triebkraft kommen in den Werken zur Anwen⸗ 
dung, nämlich: Dampf⸗, elektriſche und hydrauliſche Kraft. Mit der 
einzigen Ausnahme der Lokomotiven wird der Dampf in Dampf⸗ 
keſſeln produziert, die mit Verluſtgaſen aus den Schmelz- und 
Koksöfen geheizt werden. Aber während die elektriſche Kraft ungefähr 
1500 Pferdekräfte und die hydrauliſche Kraft 200 Pferdekräfte ſtark 
iſt, liefern 52 Dampfkeſſel zuſammen zirka 10000 Pferdekräfte. Die 
Zahl der Dampfmaſchinen ift 24 mit insgeſamt 31200 Pferdekräften. 

Die Kontore und verſchiedenen Werkſtätten werden innen und 
außen mit elektriſchem Licht beleuchtet, wobei 120 Bogen⸗ und 1000 
Glühlampen zur Verwendung gelangen. 

Drei dichtbeieinander in Kahagori, Chikuzen, liegende Kohlenberg⸗ 
werke, nämlich Takao, Igiſu und Uruno, wurden zugleich mit zwei 
Eiſenbergwerken, die als Akadani und Kano in Kambara⸗gori und 
Echigo bekannt ſind, von der Verwaltung angekauft. Im Akadani⸗ 
Bergwerk ſind die Arbeiten bereits begonnen und werden im Laufe 
dieſes Jahres beendet werden. Man rechnet auf einen jährlichen 
Ertrag von 100000 Tonnen, und die Geſamtmenge der in Sicht be⸗ 
findlichen blutſteinartigen Eiſenerze werden auf annähernd 3800000 
Tonnen geſchätzt. Außer den obengenannten haben die Werke mit 
den Hang⸗Yang⸗Eiſenwerken Kontrakte wegen Lieferung von Erzen 
aus deren Bergwerken in Taya, Hupeh und China bis zum jährlichen 
Betrage von 5— 7000 Tonnen abgeſchloſſen. — 

Die Erzeugniſſe der Werke ſind Beſſemer- und Friſchſtahl. Das 
am meiſten verwendete Rohmaterial iſt Magnetit und Hämatit, neben 
einer bedeutend geringeren Menge Limonit. Dieſe Erze werden zum 
Teil aus Gruben, die den Werken gehören, gewonnen, zum Teil 
aus anderen japaniſchen Bergwerken und teilweiſe auch aus China 
bezogen. Kohlen werden von den zu den Werken gehörigen Lagern 
geliefert, wie auch von Privaten; alle Lager befinden ſich in einem 
Umkreis von 30 engliſchen Meilen und ſind mit den Werken durch 
Eiſenbahnen verbunden. 

Die Roheiſenabteilung beſteht erſtens aus einem Koksofen und 
einer Kohlenwaſchanlage, die eine Leiſtungsfähigkeit von 1200 Tonnen 
innerhalb 24 Stunden hat; zweitens aus der Hochofenanlage, mit 
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Erz⸗ und Abflußbehältern verſehen, Röſtöfen, Schmelzöfen, Heiß⸗ 
öfen (8), Lancaſhire⸗-Keſſel (24), Blasmaſchinen (4), Gießhütte, Kon⸗ 
denſatoren, Kühlanlagen, elektriſchen Kranen und Fahrſtühlen ꝛc. 
Die Stahlabteilung zerfällt in vier Teile, nämlich, die Miſchanlage, 
die Beſſemer⸗Anlage, die Friſchſtahlanlage und die Stahlgießerei. Die 
Walzwerkabteilung iſt ſehr ausgedehnt, da ſie nicht weniger als 
13 Gebäude einnimmt und wie alle anderen Teile der Werke mit den 
neueſten Hilfsmitteln und Anlagen ausgeſtattet iſt. Die Eiſengießerei, 
Reparaturwerkſtatt, Schmiede, das Muſterlager, Keſſelhaus, das 
chemiſche und mechaniſche Laboratorium, das Inſpektionsamt und die 
Hauptcomptoirs ſind ebenfalls in großen und geeigneten Gebäuden 
untergebracht. Nach den ausführlichen Erkundigungen der ſpeziell 
für die Stahlwerke ernannten Kommiſſion verſpricht die Eiſengießerei 
nicht nur für die Zukunft große Erfolge, ſondern produziert ſchon 
jetzt täglich 150 Tonnen, wenn nicht mehr, vorzüglicher Schienen. 
Die günſtigen Ausſichten, verbunden mit der augenblicklichen Nach⸗ 
frage nach enormen Mengen Eiſen, infolge der Ausdehnung der 
Eiſenbahnen und Schiffsausrüſtungen, haben die Regierung bewogen, 
die Anlage zu vervollſtändigen, indem ſie das Kapital vermehrt. 
Da alle Maſchinen und ſonſtige Vorkehrungen in Ordnung gebracht 
ſind, ſo arbeiten die Werke allmählich mit Nutzen, obwohl es im An⸗ 
fang vorkam, daß die urſprünglichen Koſtenanſchläge zu klein waren, 
um den Plan erfolgreich durchzuführen. Das Publikum hielt dies irrtüm⸗ 
licherweiſe für ein Mißlingen der Werke an ſich. Die Kommiſſion 
hielt es für ratſam, ſie als ein Privatunternehmen zu betreiben, weil 
ſie dann von der beſchränkenden Einmiſchung befreit wäre, welche 
ſie für unzertrennlich von einer öffentlichen Organiſation hält. So⸗ 
weit die Vorſchläge der Kommiſſion das Gedeihen der Werke nicht be⸗ 
rühren, ſoll die Leitung die ihr am beſten ſcheinenden Maßregeln 
ergreifen. 
Die Stahlgießerei in Kure. 

Stahlmanufaktur wurde zuerſt vor ungefähr 25 Jahren begonnen 
und bis 1895 in ſehr kleinem Maßſtab fortgeſetzt. Es konnten nur 
Granaten von 12 cm und Schnellfeuergewehre von 47 mm gemacht 
werden, während alle anderen Gewehrarten vom Auslande bezogen 
wurden. Der letzte chineſiſche Krieg bot eine gute Gelegenheit, um 
die Werke der Waffenfabrikation zu vergrößern. Hauptſächlich wurde 
das Schiffsarſenal in Kure, das bisher hauptſächlich Reparaturen aus⸗ 
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geführt hatte, bedeutend ausgedehnt. Neue Werkſtätten wurden ge⸗ 
baut und neue Maſchinen gekauft. Die Zahl der angeſtellten Hand⸗ 
werker ſtieg von 67 im Jahre 1895 auf 5400 im Jahre 1900. Faſt 
jede Art Projektil kann dort angefertigt werden; Hunderte von Ge⸗ 
ſchützrohren unter 8 Zoll ſind bereits hergeſtellt worden, und wenn alle 
Teile der neuen Werkſtätte 1903 vollendet ſein werden, werden auch 
zwölfzöllige Geſchützrohre angefertigt werden können. 

Man iſt noch einen Schritt weiter gegangen; man hat vor⸗ 
geſchlagen, in Kure eine neue Stahlgießerei zur Herſtellung von 
Panzerplatten zu errichten. 

Nach dem vom Parlament genehmigten Plan werden in den 
auf 1903 folgenden vier Jahren neue Werkſtätten erbaut werden. 
Die Geſamtausgaben werden auf 6340093 Pen geſchätzt, die zu den 
beſtändigen Ausgaben für 1894/1903 in Höhe von 110 344 Yen für 
die Erweiterung des Kure⸗Arſenals hinzukommen. Die Koſten werden 
aus der allgemeinen Rechnung beſtritten, und es iſt keine neue Be⸗ 
ſteuerung oder Anleihe dafür nötig. Die einzelnen Poſten der neuen 
Ausgaben und ihre jährlichen Beträge ſind folgende: 


1902 | 1908 1904 1905 


Den Den Yen Yen Den 
Maſchinen 5 607 000 1 108 000 1503 900 1 510 350 1484 750 
Bau von Werkſtätten 682889 | 165978 284 617 | 230 293 —— 


Gehälter und Reiſeſpeſen 50 204 18 174 14 005 18 024 —— 
Summa 6340 093 | 1292 152 1 802 522 1 760 668 | 1484 750 


Die Werkſtätten werden 1905 fertig ſein, und 1906 wird die 
eigentliche Arbeit ihren Anfang nehmen. Die jährliche Produktion 
wird 3800 Tonnen betragen. Die Platten werden für neue Kriegs⸗ 
ſchiffe gebraucht werden, die aus Mitteln des Schiffserhaltungsfonds 
gebaut werden. 


IX. Die Petroleum⸗Induſtrie. 


Die letzten Jahre haben eine große Entwickelung des Petroleum⸗ 
gewinns aus den Olfeldern Japans erfahren, und im Jahre 1901 
wurde der Ertrag auf 227841 Pfund Sterling geſchätzt. Kaum war 
feſtgeſtellt worden, daß Ol in beträchtlicher Menge vorhanden ſei, 
als Sachverſtändige nach Rußland und Amerika geſchickt wurden, 
um ſich über den Gegenſtand aus erſter Quelle zu informieren. Die 
Regierung traf Vorkehrungen zu einer Spezialbeſichtigung des Ol⸗ 
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gebietes durch die geologiſche Vermeſſungsgeſellſchaft von Tokyo mit 
einem Koſtenaufwand von 10000 Yen. Die Tatſache, daß Japan 
60000000 Gallonen Ol verbraucht, von denen der größere Teil im⸗ 
portiert wird, beſtimmte die Regierung, die Ausbeutung der japa⸗ 
niſchen Ollager zu unterſtützen. Bei dieſer Aufgabe ſind die Japaner 
durch amerikaniſches Kapital und amerikaniſche Maſchinen unterſtützt 
worden. Die Standard-Oil-Company von Amerika hat großes In⸗ 
tereſſe an den Olfeldern von Japan. Dieſe Olfelder liegen haupt⸗ 
ſächlich in der Provinz Echigo, dehnen ſich aber auch nördlich von 
Formoſa bis ſüdlich von Hokkaido aus. Bis vor einigen Jahren 
wurden nur die Echigo⸗Felder in großem Stil ausgebeutet. 

Das Ol findet ſich vornehmlich in der oberen Schicht der Tertiär⸗ 
Formation, obwohl es ſich in kleinen Mengen auch im Diluvium und 
Alluvium findet. Es iſt im Schieferton und Sandſtein zwiſchen un⸗ 
durchdringlichen Schichten unter Druck enthalten, ſo daß es manch⸗ 
mal unter beträchtlicher Kraftäußerung entweicht. Die Quellen be⸗ 
finden ſich in einer Tiefe von 300 bis 2000 Fuß. 

Das japaniſche Rohöl iſt dem ruſſiſchen und kaliforniſchen Ol 
ähnlicher als dem pennſylvaniſchen. Es ergibt ungefähr 50 % Brenn⸗ 
öl. Im folgenden ſind die hauptſächlichſten Oldiſtrikte, die jetzt er⸗ 
ſchloſſen ſind, angegeben: 

Das Amaze⸗Feld an der weſtlichen Küſte, das die Amaze⸗, Miya⸗ 
gawa⸗ und Gendoji⸗Quellen umfaßt; das Nagaoka⸗Feld, zu dem die 
Hirei⸗, Kitatani⸗, und Katſudo⸗Quellen gehören, das Miitſu⸗Feld 
und das Hiyama-Feld. 

Es beſtehen auch viele kleine Raffinerien mit einer täglichen 
Produktion von 4214 Fäſſern, aber ſie ſind nicht ſehr gut ausgeſtattet. 
Die Raffinerie der Internationalen Olkompagnie in Naoetſu, die unter 
der Kontrolle der Standard-Oil-Company ſteht, iſt wirklich leiſtungs⸗ 
fähig und imſtande, mehr Ol zu raffinieren, als ihr je geliefert worden 
iſt. Es beſtehen bereits Röhrenleitungen von einer Länge von 150 
Meilen, die fünf verſchiedenen Geſellſchaften gehören. Eine der unter⸗ 
nehmendſten Firmen — die japaniſche Olkompagnie — erwägt, ob 
es ratſam ſei, 200 Meilen fünf- und ſechszöllige Röhren zwiſchen den 
Echigo⸗Feldern und Tokyo zu legen. 

Alle Jahre werden neue Felder entdeckt und erſchloſſen. Im 
Jahre 1886 war der Ertrag 40113 Kokus, 1896 208 400 Kokus und 
1901 hat er 983 799 Kokus erreicht. 


Fünfzehntes Kapitel. 
Auswärtiger Handel. 


Bon Mr. Vamazaki, 
beſchäftigt im Kaiſerlichen Finanzdepartement. 


Es darf wohl behauptet werden, daß der ſchnelle Fortſchritt, den 
der auswärtige Handel des Inſelkaiſerreiches im fernen Oſten wäh⸗ 
rend einiger dreißig Jahre gemacht hat, eine Tatſache iſt, die allen 
Handelsvölkern der Welt gut bekannt iſt. Ebenſo kann behauptet 
werden, daß die frühere Geringfügigkeit oder das Nichtvorhandenſein 
des auswärtigen Handels Japans ſeiner nationalen Abſchließungs⸗ 
politik zuzuſchreiben war, und daher darf nicht allzugroßer Wert auf 
die zunehmende Zahl der ſpäteren Zeit gelegt werden, wie ſchnell 
und groß ihre Zunahme auch war. Abgeſehen von dieſen kom⸗ 
plizierten Fragen jedoch iſt das Kennzeichen der Blüte des auswärtigen 
Handels leicht aus der Tatſache erſichtlich, daß der Wert der Geſamt⸗ 
Ein⸗ und Ausfuhr, die im Jahre 1897 zuerſt 30000000 Pfund 
Sterling betrug, im Jahre 1898 auf 40000000 Pfund Sterling und 
1901 auf 50000000 Pfund Sterling und endlich im Jahre 1903 
auf 60000000 Pfund Sterling ſtieg. 

Wenn wir Japans Handel mit dem von China vergleichen, 
deſſen Flächeninhalt 22 mal und deſſen Bevölkerung 9½ mal jo groß 
iſt als Japans, ſo kann niemand leugnen, daß die kommerzielle Aus⸗ 
dehnung Japans nicht mehr überſehen werden darf. Die folgende 
Tabelle zeigt den Betrag des Ausfuhrhandels beider Länder: 


Jahr Ausfuhr aus Japan Ausfuhr aus China 


£ £ 
1893 8 971.000 16 211 000 
1898 16 575 000 20 515 000 
1903 28 950 000 27 437 000 
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Man wird bemerken, daß der Ausfuhrhandel Japans vor zehn 
Jahren etwa die Hälfte von demjenigen Chinas betrug und ihn im 
letzten Jahre übertraf. Die folgende Tabelle zeigt, welche Waren den 
Hauptbeſtandteil des japaniſchen Ausfuhrhandels bilden: 

Prozentſatz 
Seidenwaren 
Baumwollenwaren 


Streichhölzer 
Chemikalien, Farbſtoffe und Farben 
Seeprodukte 


Strohgeflecht 
Porzellan 
Diverſe 


Summa 100,00 


Obiges zeigt das Verhältnis der hauptſächlichſten Waren im Jahre 
1903, und es iſt daraus erſichtlich, daß Rohſeide, Seidengewebe und 
baumwollene Garne zuſammen mehr als die Hälfte der Geſamtaus⸗ 
fuhr betragen. Von dieſen iſt die Ausfuhr von baumwollenen Garnen, 
die jetzt an zweiter Stelle ſteht, nicht früheren Datums, ſondern erſt 
ganz neueren. Erſt vor elf Jahren fing Japan an, nach außerhalb 
zu verkaufen, während welcher Zeit die jährliche Ausfuhr dieſer 
Artikel bis auf 3000000 Pfund Sterling geſtiegen iſt. 

Obwohl die Baumwolleninduſtrie zweifellos der erfolgreichſte 
Zweig iſt, gibt es ſehr wenige Warenſorten, deren Ausfuhrbetrag ſich 
während des letzten Jahrzehnts nicht verdoppelt hat. Die folgenden 
Ziffern zeigen das relative Vermehrungsverhältnis während der elf 
Jahre von 1893/1903: 


Ausfuhr. 


Baumwollnes Garn 
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Ausfuhr. 


1893 


Kampfer 
Menthol⸗Kriſtall 


Pelze 

Rohſeide 

Habutae (Seidengemwebe) . 
Kaiki (Seidengewebe) 
Graue Shirtings 


Baumwollne Unterhemden 
Handtücher 


Die mit * bezeichneten Zahlen ſind vom Jahre 1896. 


Da die meiſten obenerwähnten Waren vor nicht vielen Jahren 
vom Ausland importiert wurden, zeigen die Verhältnisangaben nicht 
nur den Fortſchritt des Ausfuhrhandels in jenen Zweigen, ſondern 
in viel höherem Maße ihre induſtrielle, heimiſche Entwickelung. 

Wenn man ſich dem Import zuwendet, ſo zeigt der Handels⸗ 
bericht von 1903, daß beinahe 60 % des geſamten Einfuhrhandels 
ſich auf 6 Gegenſtände erſtreckt, nämlich, rohe Baumwolle 20,7 %; 
Reis 16,4%; Zucker 6,6%; Wollwaren 5,1%; Erdöl 3,6%; 
Eiſenwaren 6,9 %. Außer dieſen gehören noch Maſchinen, Dampf⸗ 
maſchinen, Baumwollwaren, Dünger, Arzneiwaren, Farbſtoffe, Farben, 
Mehl ꝛc. zu den Waren, die Japan vom Ausland beziehen muß. 

Da Reis das Hauptnahrungsmittel iſt, muß bemerkt werden, daß 
der Import, der im letzten Jahre 12000000 Picul betrug, zweifellos 
der überaus ſchlechten Ernte von 1902 zuzuſchreiben iſt, und daß nach 
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den Erfahrungen der letzten neun Jahre das Minus der inländiſchen 
Lieferung durchſchnittlich 2500000 Picul betrug. 

Wenn man die Ziffern von 1903 nimmt und den Import nach und 
Export von Japan berechnet, ſtehen ſeine auswärtigen Handelsbe⸗ 
ziehungen im folgenden Verhältnis: 

Prozentſatz 
Groß⸗Britannien und britiſche Kolonieen 
Vereinigte Staaten von Amerika und die Philippinen 22,1 
China 
Frankreich und Franzöſiſch⸗Indien 
Deutſchland 
Korea 
Holland und Holländiſch⸗-Indien - 
Rußland 
Italien 
Belgien 
Oſterreich⸗Ungarn 
Andere Länder 


Summa 100,00 


Sechzehntes Kapitel. 
Bergbau. 


I. Allgemeiner Überblick. 
Bearbeitet von der Hochſchule für Handel und Landwirtſchaft. 


Die geologiſche Formation der japaniſchen Inſeln kann folgender⸗ 
maßen kurz beſchrieben werden. In den Bodenformationen ſind die 
zum Urgeſtein gehörigen Gneiß⸗ und kriſtalliniſchen Schieferſchichten 
über 3,78 0% des Geſamtareals verteilt; die der paläozoiſchen Gruppe 
angehörenden ſind die Trias⸗, Jura⸗ und Kreideſchichten, die zirka 
7,95 % ausmachen, und diejenigen, die zur känozoiſchen Formations⸗ 
gruppe gehören, ſind die tertiären und quartären Felſen, die 45,84% 
ausmachen oder beinahe die Hälfte des Geſamtareals. Von den vul⸗ 
kaniſchen Felſen ſind die den älteren Perioden angehörigen Granit, 
Quarz, Diorit, Gabbro, Diabas, Porphyr und Porphyrit, die 11,27% 
bedecken. Die Graniteruption iſt bei der Formation beſonders vor⸗ 
herrſchend. Die den jüngeren Perioden angehörigen ſind Andeſit, 
Baſalt und Liparit, die 20,92 % ausmachen. 

Über den Urſprung der japaniſchen Bergbauinduſtrie iſt nichts 
Genaues bekannt, aber aus Berichten geht hervor, daß ſchon im 
ſiebenten und achten Jahrhundert Gold, Silber, Kupfer, Eiſen, Kohle 
und Petroleum produziert wurden. 

Im Laufe des fünfzehnten Jahrhunderts wurden viele Berg⸗ 
werke erſchloſſen, aber die Bearbeitung wurde nur in kleinem Um⸗ 
fang betrieben und lenkte nur wenig die Aufmerkſamkeit auf ſich. 
Die Werkzeuge beſtanden aus einem Hammer und einem kleinen Keil. 
Gewöhnlich wurde auf einem Bergabhang oder in einem Tal eine 
Rinne gegraben und das Erz aus Scheideerz und aus den Adern ge⸗ 
wonnen. Die Gänge waren ſo ſchmal und gewunden, daß einzeln⸗ 
gehende Arbeiter ſich nur mit Mühe fortbewegten. Kleine Holzſtäbe 
wurden benutzt, um Dächer und Seiten zu ſtützen, während ſtatt der 
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Leitern gerade Hölzer gebraucht wurden, um das Klettern zu erleich⸗ 
tern. Unter ſolchen Verhältniſſen waren Ventilation und Abzug ſo 
ſchlecht, daß das Licht verlöſchte, aber die Bergleute achteten der Ge⸗ 
fahr ſo wenig, daß ſie ſich gewöhnten, ihre Arbeit in vollkommener 
Dunkelheit zu verrichten. Dieſe Leute erreichten nur ſelten ein Alter 
von 25 Jahren. 

Da der Transport in dieſen engen Gängen große Schwierigkeiten 
verurſachte, wurden kleine Kinder angeſtellt, um das Erz in kleinen 
Körben aus den Gruben zu ſchaffen. 

Waſſerrinnen wurden auf beiden Seiten der Gänge gegraben, um 
das Waſſer wegfließen zu laſſen, und hin und wieder wurden Bambus⸗ 
oder andere Holzpumpen und Röhren angewendet, um die unteren 
Tiefen frei zu machen. Ein heftiges Eindringen des Waſſers war die 
gewöhnliche Folge des beſtändigen Verlaſſenſeins des Schachtes; doch 
trotz all dieſer Nachteile und Gefahren drangen die ſtandhaften Ar⸗ 
beiter bis zu einer Tiefe von 1000 Fuß ein und dehnten ihre Arbeit 
über ein Gebiet von mehreren Meilen aus. 

Das Mahlen wurde von Frauen und alten Männern ausgeführt, 
die das Erz aufbrachen und mit der Hand auslaſen. Das ausgeſuchte 
Gold⸗, Silber⸗ und Bleierz wurde in einen Steinofen gebracht und 
durch Erhitzung geläutert. Das geläuterte Erz wurde zunächſt in einen 
in der Erde befindlichen U-förmigen Ofen gebracht und durch das 
Gebläſeſyſtem geſchmolzen. Bei Gold⸗ und Silbererzen wurde eine ge⸗ 
hörige Menge Blei hinzugefügt, woraus ſich ſilberhaltiges Blei bildete, 
welches durch Schmelzen in einem anderen Ofen wieder entfernt 
wurde. Kupfer wurde gewöhnlich erſt geröſtet und das geläuterte Erz 
dann zum Verſchmelzen in einen Ofen über Holzkohlenfeuer gebracht. 
Wenn das Erz abgeſchmolzen war, wurde die Schlacke entfernt, die 
geſchmolzenen Maſſen durch Waſſer gekühlt oder auch ſofort dem 
Entſilberungsprozeß, der als Mabuki bekannt iſt, unterworfen. Die 
durch dieſen letzten Prozeß gewonnene Maſſe wurde noch einmal ge⸗ 
läutert, dann in einen Schmelzofen gebracht und geſchmolzen. Wenn 
dann noch Schlacke vorhanden war, mußte die geſchmolzene Maſſe 
ablagern, und wenn ſie dann frei von Unreinheiten war, wurde ſie 
„ſchwarzes Kupfer“ genannt. f 

Man wird begreifen, daß die Unergiebigkeit dieſer Methoden 
großen Zeitverluſt verurſachte. Dieſer Nachteil wird jetzt häufig ver⸗ 
beſſert und vorteilhaft verringert. 
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Im Jahre 1867 während der letzten wenigen Tage der 
Schogunats⸗Herrſchaft führte ein Engländer, namens Erasmus 
Gower, den Gebrauch von Sprengſtoff beim Bergbau in unſerem 
Land ein, und ungefähr zur ſelben Zeit verwendete ein Amerikaner, 
namens Pumpelly, einen Sprengſtoff in einer Kupfergrube in Hok⸗ 
kaido. Im erſten Jahre der Reſtauration (1868) baute Kauſo Na⸗ 
beſhima, Lehnsherr von Saga, in Gemeinſchaft mit einem Engländer, 
namens Glover, den erſten europäiſchen Schacht in Sakaſhima. 

Mit der neuen Ordnung der Dinge übernahm die Regierung 
das Bergbaugeſchäft und unterſtellte die Sado⸗, Ikuno⸗, Muoi⸗, Aui⸗, 
Koſaka⸗, Kamaiſha⸗ und Okuya⸗Metallbergwerke, wie auch die Sa⸗ 
kaſhima⸗ und Miike⸗Kohlengruben ihrer direkten Kontrolle. Werk⸗ 
führer vom Auslande wurden angeſtellt, fremde Gewinnung ⸗, Schmelz⸗ 
und Transportſyſteme kamen zur Anwendung, und zur gleichen Zeit 
(1871) wurde eine Ingenieurſchule zum Studium des Bergwerk⸗ 
weſens und der Metallkunde gegründet. Das unmittelbare Reſultat 
war ein bemerkenswerter und ſtetiger Fortſchritt in dieſen Zweigen 
der Wiſſenſchaft. Nachdem die Regierung ihren Zweck erreicht hatte, 
gab ſie die Gruben zur Bearbeitung durch Privatbeſitzer frei, und 
dieſen Privateigentümern, die nun auf entſprechende Erfahrung und 
wiſſenſchaftliche Kenntniſſe geſtützt waren, gelang es, das Syſtem 
noch mehr zu vervollkommnen und das Tätigkeitsfeld zu erweitern. 

Mineralien und mineraliſche Erze, die vom japaniſchen Berg⸗ 
werksgeſetz anerkannt werden, ſind die folgenden: 

Gold (im Sand befindliches ausgeſchloſſen), Silber, Kupfer, Blei, 
Zinn (im Sand befindliches ausgeſchloſſen), Blutſtein, Antimon, 
Queckſilber, Zink, Eiſen (im Sand befindliches ausgeſchloſſen), Braun⸗ 
ſtein und Arſen, Graphit, Steinkohle, Erdöl, Schwefel, Wismut, 
Phosphor, Braunkohle und Asphalt. 

Seit 1900 durften Ausländer Grubenkonzeſſionen in Japan ge⸗ 
ſetzlich erhalten, vorausgeſetzt, daß ſie nach japaniſchen Geſetzen ar⸗ 
beiteten. Was verſuchsweiſes Anbohren betrifft, ſo wird das Ent⸗ 
deckungsvorrecht nicht anerkannt; dieſes Recht wird vielmehr dem⸗ 
jenigen zugeſprochen, der zuerſt darum eingekommen iſt. Die Gründe 
hierfür ſind erſtens die Schwierigkeit, eine geltend gemachte Ent⸗ 
deckung zu beweiſen und zweitens, die Überzeugung, daß eine zufällige 
Entdeckung nicht auch Anſpruch auf beſondere Privilegien gibt. Die 
Konzeſſionserteilung für Verſuchsbohrungen wird von der Regierung 
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in bewundernswerter Weiſe unterſtützt, aber die Periode umfaßt nur 
ein Jahr und kann auf ein weiteres Jahr verlängert werden, wenn 
dies von maßgebender Seite für richtig und nötig erachtet wird. 
Ferner darf das Recht zu einer Verſuchsbohrung nicht auf eine dritte 
Perſon übertragen, noch in irgendwelcher Weiſe als Sicherheit ge⸗ 
geben werden. 

Permanente Bohrungsrechte ſind jetzt nicht an eine beſtimmte 
Zeit gebunden, und dem Konzeſſionserteiler ſteht es frei, auf dem 
üblichen Weg, jedoch mit Unparteilichkeit zu verfahren. Der Spiel⸗ 
raum für eine Konzeſſion iſt auf das Mindeſtmaß von 10000 Tſubo 
und auf das Höchſtmaß von 600000 Tſubo für Kohlen, und auf 
3000 bis 600000 Tſubo für andere Mineralien feſtgeſetzt worden. 

Dieſe vom Schiedsrichter abhängigen Einſchränkungen ſind be⸗ 
ſtimmt worden, um eine zu große Anzahl kleiner Konzeſſionen oder 
eine beſchränkte Zahl von über das Geſetz hinausgehenden Kon⸗ 
zeſſionen zu verhüten. Aber unter gewiſſen Bedingungen darf die 
Verbindung von zwei oder mehreren Konzeſſionen das Maximum 
von 600000 Tſubo überfteigen. 

Jeder Konzeſſionsinhaber muß die Genehmigung des Chefs des 
Bergwerkinſpektionsamtes, in deſſen Gerichtsbarkeit das Konzeſſions⸗ 
gebiet liegt, zu dem Arbeitsplan, für den er ſich entſchieden hat, ein⸗ 
holen. Der Miniſter für Landwirtſchaft und Handel kann eine Kon⸗ 
zeſſion widerrufen, wenn die Arbeit eingeſtellt worden, oder er kann 
einen halbjährigen Bericht über den gegenwärtigen Stand der Grube 
fordern; ſeine Genehmigung muß eingeholt werden, wo Konzeſſionen 
verſchmolzen oder geteilt werden ſollen, und wenn es ſich heraus⸗ 
ſtellt, daß eine Konzeſſion in Lage oder Geſtalt von dem vorgelegten 
Plan abweicht, kann der Miniſter die Neuausſchreibung der Kon⸗ 
zeſſion unter Strafverhängung der Aufhebung der Rechte anordnen. 


Das Recht der Priorität ſteht nicht dem Beſitzer des Landes zu, 
auf dem die Entdeckung von Mineralien gemacht wird. Der Beſitzer 
kann ſich nicht weigern, dem Konzeſſionsinhaber die zum Unternehmen 
nötige Oberflächenrechte zu verpachten, aber es wird ihm eine ange- 
meſſene Pacht und Schadenvergütung zugeſtanden, und er kann eine 
Sicherheit für den Pachtzins fordern. Ferner kann der Landeigentümer 
den Konzeſſionsinhaber zwingen, das Land zu kaufen, das er zu 
Bergwerkszwecken nicht weniger als drei Jahre benutzt hat. 
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Die der Oberaufſicht des Miniſters für Landwirtſchaft und Handel 
unterſtellten Abteilungschens des Bergwerkinſpektionsamtes haben 
weiteſtgehende Kontrolle über alle Angelegenheiten auszuüben, die die 
Sicherheit architektoniſcher Konſtruktion der mit den Gruben in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Gebäude betreffen, wie auch über den Schutz des 
Lebens und der Geſundheit der Arbeiter, ferner über den Schutz der 
Erdoberfläche und die vom Bergbau berührten öffentlichen Intereſſen. 

Auch werden der Gebrauch von Sprengſtoffen, die Ventilation, 
der Bau von Schornſteinen und Keſſeln, die Vorkehrungen gegen Un⸗ 
fälle ꝛc. aufs ſtrengſte kontrolliert. 

Nachdem die Grubenſteuern verſchiedene Phaſen durchgemacht 
haben, ſind ſie kürzlich auf 30 Sen per 1000 Tſubo als Pacht und, 
mit Ausnahme von Eiſen, auf 10% des Ertragwertes feſtgeſetzt wor⸗ 
den. Der Produktionswert wird durch die Notierungen der Haupt⸗ 
märkte beſtimmt, oder, wenn dieſe fehlen, durch den tatſächlichen Ver⸗ 
kaufspreis. 

Sand⸗ oder Ausgrabungserze werden vom Geſetz von anderen 
Erzarten unterſchieden; iſt ſolches vorhanden, ſo wird die Priorität 
dem Landeigentümer zugeſprochen. Kein Ausländer erhält die Er⸗ 
laubnis, dieſe Induſtrie zu betreiben, weder als Privatperſon noch 
als Mitglied einer Geſellſchaft. 

Im Jahre 1901 beſtanden 5866 Bergwerkskonzeſſionen, während 
6862 Verſuchsbohrungsrechte zur Unterſuchung im Gange waren. 
Die Hauptausfuhr aus Bergwerken ſind Kohlen, deren ins Ausland 
geſchickte Menge im Jahre 1901 1750000 Pfund Sterling ein⸗ 
brachte, und Kupfer, das im ſelben Jahre 1390000 einbrachte. 

Mit der ſteigenden Nachfrage für Kupfer iſt dieſes Metall, von 
dem Japan ungekannte Mengen beſitzt, als eine der größten nationalen 
Reichtümer zu betrachten. Die als reichhaltigſte bekannte Kupfergrube 
Japans iſt „Inai“, die aus den Sedimentfelſen der tertiären und dilu⸗ 
vianiſchen Schichten und aus den Feuerfelſen von Porphyrit, Vitro⸗ 
Andeſit und Pyrogen⸗Andeſit beſteht. Die Gänge ſind im Porphyrit 
eingebettet. Die Hauptgänge ſind Motoli, Aſtumili, Uſumili und 
Gorojoli, die ſich vom Houhi abzweigen. Letzterer iſt zwei bis acht⸗ 
zehn Fuß lang. Die Aſhio⸗Kupfergrube und ihre Umgebung iſt aus 
der paläozoiſchen Schicht gebildet, die von einer Reihe von Liparit 
durchſetzt iſt, und in dieſem letzteren finden ſich die Gänge, einige 
dreißig oder mehr, die ſich von Südweſten nach Nordoſten und von 
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Oſten nach Weiten erſtrecken. Die Breite der hauptſächlichſten Gänge 
beträgt 33,20 Fuß, bezw. 6 Fuß. 

Die Beſſhi⸗Grube enthält einen Gang von 10 bis 20 Fuß, der in 
der Schieferſchicht liegt. Das Erz iſt Kupferpyrit, das eine große 
Menge Eiſenpyrit enthält. 

Keine der Kohlenſchichten des Landes kommt in kohlenſtoff⸗ 
haltigem Zuſammenhang vor, die in Amerika und Europa als die 
hauptſächlichſte Formation für Kohlenproduktion bekannt iſt. Die 
älteſten japaniſchen kohlenhaltigen Schichten ſind in den Felſen der 
Meſozoiſchen Epoche enthalten. Dieſe Epoche wird durch die Anthracit⸗ 
lager gekennzeichnet, die ſich über die Diſtrikte von Mine, Hiroſe und 
Toyora in der Provinz Nagato erſtrecken; ein anderes liegt im 
Amakuſa⸗Diſtrikt in der Provinz Higo, und das Kohlenlager des 
Higaſhi⸗muro⸗Bezirks in der Provinz Kii. So zahlreich und ausge⸗ 
dehnt ſind die Kohlenlager, daß es ein eigenes Kapitel erfordern 
würde, um nur einen annähernden Begriff ihrer Ortlichkeit und 
Eigenſchaften zu geben; aber man kann ſich ungefähr eine Vor⸗ 
ſtellung von dem Fortſchritt der Kohlengrubeninduſtrie durch die 
Tatſache machen, daß im Jahre 1901 22 Gruben beſtanden, von denen 
eine jede mehr als 100000 Tonnen Kohlen ergab, und daß dieſe 
22 Gruben allein eine Menge von mehr als 4500000 Tonnen hervor⸗ 
brachten. Zu dieſem Betrag lieferte die Miike⸗Grube in der Provinz 
Chikugo 905738 Tonnen. 

Im Jahre 1890 wurde das Grubengeſetz, das noch jetzt in Kraft 
iſt, erlaſſen. Nach dieſem Geſetz iſt die beſondere Konzeſſion des Mi⸗ 
niſters für Handel und Landwirtſchaft für ein Bergwerksunternehmen 
oder zur Ausbeutung von Gruben erforderlich. Bei zwei oder mehr 
Bewerbungen um ein und denſelben Platz entſcheidet das Datum des 
Geſuches. Der Zeitraum, der zur Unterſuchung gewährt wird, be⸗ 
trägt ein Jahr (in beſonderen Fällen iſt Verlängerung um ein Jahr 
zuläſſig); während dieſes Zeitraums darf ſich kein anderer um die⸗ 
ſelbe Mineralart in demſelben Bezirk bewerben. Die Ausdehnung 
eines Grubengebietes muß mehr als 10000 Tſubo (zirka 8,16 Morgen) 
bei Kohlengruben betragen, in anderen Fällen mehr als 3000 Tſubo 
(zirka 2,45 Morgen) und darf 60000 Tſubo (zirka 49,014 Morgen) 
nicht überſteigen. Zur Verwaltung der Bergwerksinduſtrie iſt das 
ganze Land in fünf Bezirke geteilt, von denen jeder ein Bergwerks⸗ 
inſpektionsamt hat. Jeder Grubenbeſitzer iſt verpflichtet, jedes Jahr 
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ein Bergwerksprogramm aufzuſtellen, das, nachdem es vom Direktor 
des Bergwerksinſpektionsamtes geprüft und für gut befunden worden 
iſt, genau befolgt werden muß. Falls der Grubenbeſitzer das Pro⸗ 
gramm nicht zu rechter Zeit einreicht, kann die Konzeſſion wider⸗ 
rufen werden. Dies geſchieht auch dann, wenn das Grubenunter⸗ 
nehmen oder deren Ausbeutung die öffentliche Wohlfahrt ſchädigt, 
ferner, wenn die Arbeit ein volles Jahr unterbrochen, oder nicht 
innerhalb eines Jahres vom Datum der Konzeſſionserteilung an 
aufgenommen wird, wenn die Konzeſſion oder die Erlaubnis irrtüm⸗ 
licherweiſe gegeben oder durch betrügeriſche Mittel erlangt worden 
iſt, oder wenn die Lage und Bildung der Grubenart mit der natür⸗ 
lichen Formation der Erzlage derart nicht übereinſtimmt, daß die 
volle Ausbeutung der Grube unmöglich wird. In allen dieſen Fällen 
indes ſoll ein Anrufen des Verwaltungs⸗Gerichtshofes zuläſſig ſein. 
Der Direktor des Bergbauinſpektionsamtes iſt bevollmächtigt, die vor⸗ 
übergehende Einſtellung der Werke anzuordnen, ſobald er entdeckt, 
daß ein Teil der Minenwerke ſchädlich oder gefahrdrohend für das 
Gemeinwohl ſind, oder er muß geeignete Vorkehrungen treffen, um 
Schädigung oder Gefahr zu verhüten. Dem Grubenbeſitzer iſt, mit 
Erlaubnis des Direktors des Bergbauinſpektionsamtes, geſtattet, die 
Ländereien eines anderen zu unterſuchen, ohne die Zuſtimmung des 
Beſitzers einholen zu müſſen, und niemand darf ſein Geſuch, Land 
zu pachten, zurückweiſen, mit Ausnahme von Eiſenbahnen, Straßen⸗ 
bahnen, Landſtraßen, Flüſſen, Seen, Deichen, Parks, Baugelände ꝛc., 
wenn er ſolches zur Errichtung von Raffinerien oder anderer Ge⸗ 
bäude für Straßenbau, Straßeneiſenbahnen ꝛc. benötigt. Es muß 
hinzugefügt werden, daß es vor dem Jahre 1900 nur japaniſchen 
Untertanen geſtattet war, Bergbauinduſtrie zu betreiben oder Teil⸗ 
haber oder Aktionäre einer Bergbaugeſellſchaft zu werden, aber nach 
der im ſelben Jahre erlaſſenen Zuſatzbeſtimmung konnte jeder japa⸗ 
niſche Untertan oder jede nach dem japaniſchen Handelsgeſetz orga⸗ 
niſierte Geſellſchaft Bergbau in Japan betreiben, ſo daß Fremde jetzt 
als Teilhaber oder Aktionäre einer Bergbaugeſellſchaft an der Berg⸗ 
bauinduſtrie Japans teilnehmen können. 

Im Jahre 1893 erſchien ein Spezialgeſetz für Bergbaubegründer, 
das ſich in ſeinen Hauptklauſeln mit den Vorſchriften des Bergbau⸗ 
geſetzes in Übereinſtimmung befand. Das Ergebnis der wichtigſten 
Mineralerzeugniſſe des Jahres 1901 ſtellte ſich wie folgt: 


£ 
Go „a o; 326 178 
Sr 205 530 
Küpfe?n N. 1 625 244 
Blei AREA DI, 24 640 
Hartz tun Amn aha mois 1625 244 
Eiſen ien ie an 1375 
Roheiſen 204 146 
F 3 288 
Schmiedeeiſen . . 17231 
Stahr e as ee 70 101 
294 766 
Eiſenditedt ad Andie at 2 778 
Silikat. hin a. ele 163 
Duechilber e ats 168 
Antimon: 
Raffiniertes . . . 11785 
Schwefelhaltiges . 1695 
13 480 
Wagens o ane. aim 10 846 
Kohle: 
Bitumenhaltige . . 3 020 720 
Anthracit 23 040 
Natürlicher Koks. 15 536 
3 059 296 
CC 1634 
DeredlenHtUü. nurn. 2208 227 841 
Schmefel net; a 38612 
Graphit e en. NEE NE 1743 


Summa 5 834 341 


II. Die Bergbau⸗Induſtrie und die Aſhio⸗Kupfer⸗Mine. 
Ausgearbeitet unter Herrn Furukawas!) Oberaufſicht. 


Als das Land der größten Kupferproduktion der Welt ſind zur⸗ 
zeit die Vereinigten Staaten von Amerika anerkannt, und ihnen 
folgen Spanien und Chile, während Japan, obwohl noch nicht in 
der Statiſtik aufgeführt, die dritte Stelle beanſpruchen darf. Selbſt 
wenn ſein Name auftaucht, nimmt es die niedrigſte Stufe ein. Das 
Quantum Kupfer, das man in Japan im Jahre 1899 zutage förderte, 


) Herr Furukawa ſtarb im Jahre 1903. 
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betrug 40459 709 Catties (1 Catty = 1 engl. Pfund), wovon 
10000000 Catties aus der Aſhio-Mine hervorgingen. Abgeſehen 
davon, daß dieſe Grube durch ihre Produktion die wichtigſte iſt, ſo 
darf ſie auch hinſichtlich ihrer Arbeitsmethoden als die fortgeſchrittenſte 
gelten, und es iſt bemerkenswert, daß die Tauſende von Arbeitern, 
Beamten und Ingenieuren, die dort beſchäftigt ſind, ausſchließlich 
Japaner ſind. Unter den vielen Kupferbergwerken Japans (man zählt 
15 bis 16 hervorragende) liefert Aſhio allein den vierten Teil der 
geſamten japaniſchen Kupferproduktion. Die Beſſhi⸗Grube rangiert 
gleich hinter der Aſhio-Mine, obwohl ihre Produktion nie mehr als 
die Hälfte derjenigen der Aſhio⸗Grube betragen hat, und die übrigen 
ſind verhältnismäßig kleine Minen. 

Da Japan zu den alten Ländern der Erde gehört, ſo waren 
Bergbau und Metallurgie dort weder unbekannt noch ungenützt. 
Aber man förderte lediglich Kohlen für den häuslichen Gebrauch, und 
ſomit ging es nur ſehr langſam vorwärts. Überdies beſtand in den 
Tagen des Tokugawa⸗Schogunates das Verbot auswärtigen Han⸗ 
dels, und daher wurde auch die Ausfuhr von Minenerzeugniſſen 
vollſtändig geſperrt. Der Betrieb von Gold⸗, Silber⸗, Kupfer-, 
Eiſen⸗ und anderer Minen befand ſich in Händen der Regierung, 
und ſelbſt nach der Reſtauration, als auswärtiger Handel geſtattet 
worden war, wurden die wichtigſten Minen weiter von der 
Regierung betrieben, aber auf eine ſo koſtſpielige Art, daß ſie 
nicht lohnend waren; ebenſo erwieſen ſich die übrigen, mit geringen 
Privatkapitalien betriebenen Gruben auch infolge ihrer primitiven 
Ausbeutungsart als wenig erfolgreich. 

In dieſer Periode mangelhafter Ausbeutung unſeres mineralen 
Reichtums unternahm Mr. Furukawa den Betrieb der Aſhio-Mine, 
und unter ſeiner Aufſicht und Leitung entwickelte ſie ſich praktiſch 
und finanziell zum erfolgreichſten Minenbetrieb Japans. Auf dieſe 
Weiſe bewies er die Möglichkeit einer erfolgreichen und ökonomiſchen 
Ausbeutung von Gruben als Privatunternehmen. 

Im Jahre 1885 erwarb Mr. Furukawa von der Regierung die 
Innai⸗Silber⸗ und die Ani⸗Kupfermine, und nachdem der Betrieb 
unter ſeiner Leitung in Flor gebracht war, ſteckte er weiteres Kapital 
hinein und wurde dadurch Beſitzer der wichtigſten Minen im nörd⸗ 
lichen Gelände der Hauptinſel. Das ſo erworbene Werk wurde aus⸗ 
gedehnt und erwies ſich nach und nach als ein großer Geſchäfts⸗ 
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erfolg. Die Bildung eines Kupferſyndikats in Europa führte zu einer 
plötzlichen Preisſteigerung des Kupfers und vermehrte Mr. Furu⸗ 
kawas Gewinn. Da ſich indes das Syndikat auf gewagte Trans⸗ 
aktionen einließ, verkaufte Mr. Furukawa anſtatt an das Syndikat 
von nun ab durch die Firma Jardine & Co. und verpflichtete ſich, 
ſeine geſamte Kupferproduktion dieſem Hauſe auf drei Jahre zu einem 
feſtgeſetzten Preiſe zu überlaſſen. Durch dieſes Übereinkommen ent⸗ 
ging er glücklich allen Verluſten, die mit dem Erlöſchen des Syndikates 
verbunden waren. Alle ſeine Gewinnſte verwendete er für die Ver⸗ 
beſſerung ſeiner Betriebe, von denen die Schmelzhütte ſich ſeiner be⸗ 
ſonderen Aufmerkſamkeit erfreute. Im Jahre 1893 führte er das 
Beſſemer-Syſtem des Schmelzens ein, und er blieb nicht nur 
der erſte, der dieſes Verfahren in Japan aufnahm, ſondern der 
erſte überhaupt, der es auf Kupferwerke in Anwendung brachte. 
Er erkannte die Notwendigkeit, das beſte Reduktionsverfahren einzu⸗ 
führen, und adoptierte deshalb das Shinonome⸗Syſtem in feinen 
ſämtlichen Kupferminen im Nordoſten des Landes. In Tokyo er⸗ 
richtete er ein Kupferreinigungswerk, bei dem Elektrolyſe in An⸗ 
wendung kommt und Kupferdraht fabriziert wird. Auch beſitzt er eine 
Koksfabrik, die ſeine Schmelzhochöfen mit ihren Erzeugniſſen ver⸗ 
ſieht. Herr Furukawa beſitzt folgende Minen und Fabriken: 

Aſhio⸗Kupfermine, Ani⸗Kupfermine, Daira⸗Bleimine, Hachimori⸗ 
Silbermine, Shinonome⸗Reduktionswerk, Furogura⸗Kupfermine, Na⸗ 
gamatſu⸗Kupfermine, Otori⸗Kupfermine, Mitzuſawa⸗, Kaſukura⸗ und 
Kune⸗Kupfermine, Katſuno⸗Kohlenmine (in Kyuſhyu), Tokyo⸗Kupfer⸗ 
raffinierwerke und Tokyo⸗Koksfabrik. 

Zu dem Betrieb der angeführten Minen und Werke ſtand ihm 
ausſchließlich ſein eigenes Kapital zur Verfügung. Er hatte keinen 
Teilhaber. 

Mr. Furukawa widmete ſich dem Bergbau, und ſeiner Energie 
dankt Japan den jetzigen großen Fortſchritt der Minenerzeugniſſe. 
Seine eigene Anſichten über dieſen Gegenſtand kommen in den fol⸗ 
genden Sätzen zum Ausdruck: 

„Seitdem ich den Entſchluß gefaßt hatte, mich ganz den Berg⸗ 
bauunternehmungen zu widmen, habe ich mich mit keinerlei anderen 
Geſchäftszweigen befaßt, noch konnten die Vorſtellungen einiger mei⸗ 
ner Freunde mich bewegen, meine jetzige Stellung zu verlaſſen und 
eine gewinnreichere in der Geſchäftswelt aufzunehmen. Abgeſchloſſen 
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wie ich bin, in entfernten Gebirgen, erſcheint das Daſein eines Berg⸗ 
mannes als eintönig und unintereſſant; aber weit entfernt, es wirk⸗ 
lich zu ſein, gleicht es dem Leben eines Pflanzers auf neuen Terri⸗ 
torien, die mit allem verſehen werden müſſen, was zur Erhaltung des 
Lebens gehört. Für ihre Geſundheit und Erziehung müſſen Bergleute 
Schulen und Hoſpitäler begründen. Mildtätige Inſtitute zugunſten 
der Armen und Niedergedrückten müſſen beſchafft werden. Da Räume 
für öffentlichen Gottesdienſt, Tempel und Heiligenſchreine unter den 
Einwohnern entſtanden ſind, ergibt ſich der Bau von Straßen und 
Eiſenbahnen zur Erleichterung des öffentlichen Verkehrs als ein 
ſelbſtverſtändliches Erfordernis. Für die Verſorgung der täglichen 
Bedürfniſſe müſſen Märkte eröffnet und in Gang gehalten werden. 
Dieſe und viele andere unzählige Dinge, unerläßlich für das menſch⸗ 
liche Daſein, machen das Wirken eines Bergmannes zu einer Wieder⸗ 
holung des nationalen Lebens im Kleinen. Welchen Triumph emp⸗ 
fände der gemeine Mann, ſich plötzlich als gekrönter König einer 
Nation zu fühlen, ſei dieſe auch noch ſo klein. Und doch genießt 
nur der unternehmende Bergmann, der das Herz hat, ſein Alles 
jenem Zwecke zu opfern, ein ſolches Triumphgefühl.“ 

Alles unterſtand ſeiner perſönlichen Aufſicht, obgleich ſein Sohn, 
Mr. Junkichi Furukawa, an der Spitze der Handelsabteilung ſtand. 


Zahlreiche Fachleute und andere Beamte finden Beſchäftigung in den 
verſchiedenen Abteilungen dieſer ausgedehnten Betriebe. Die An⸗ 
zahl der Angeſtellten und Bergleute bezifferte ſich Ende 1900 wie 
folgt: 


Unterbeamte 

Aſſiſtenten 

Bergleute c. 
Summa 19 706 

Dieſe Anzahl unterliegt von Zeit zu Zeit einer Vermehrung 
durch vorübergehend Angeſtellte. 

Die Aſhio⸗Kupfermine liegt in der Provinz Shimotſuke in der 
Nähe von Nikko oder, genauer bezeichnet, unter dem 36° 30’ nörd⸗ 
licher Breite und 0° 20° weſtlicher Länge; ihr höchſtgelegener Punkt 
erreicht 4400 Fuß über dem Meeresſpiegel, während die Verwaltungs⸗ 
räume, obgleich in einem Tale angelegt, ſich noch immer 2580 Fuß 
über dem Meeresſpiegel erheben. Das Vorhandenſein von Kupfer 
wurde 1610 entdeckt, und im darauffolgenden Jahre unternahm das 


— 464 — 


Tokugawa ⸗Schogunat die erſte Ausbeutung. Das in den herrlichen 
Tempeln von Shiba, Uyeno und Nikko verarbeitete Kupfer entſtammte 
dieſer Mine, und in Yeddo (dem heutigen Tokyo), Oſaka und Naga⸗ 
ſaki befanden ſich Verkaufsniederlagen. Der Betrag des in jenen 
Tagen erzeugten Kupfers iſt ſchwer zu ermitteln, aber ein Fünftel 
der in den Niederlagen angeſammelten Mengen ſoll an die Holländer, 
die es zur Ausfuhr übernahmen, verkauft worden ſein. Die Werke 
der Minen waren nicht frei von Störungen, aber ihr Reichtum iſt 
ſo gewaltig, daß er ſich ſelbſt heute noch nicht annähernd ſchätzen läßt; 
und die Mine iſt ein dauernd vielverſprechender und gewinnbringender 
Betrieb. 

Zu Anfang der neuen Ara (die Periode der Reſtauration) 1867/68 
erfuhr das Bergwerk, damals unter der Kontrolle der Präfektur, ſeinen 
ſchlimmſten Unfall und galt nicht für proſperierend. Im Jahre 1871 
gingen die Werke von der Regierung an ein Privatunternehmen über, 
aber auch deren ganzes Reſultat belief ſich nur auf eine Mehrer⸗ 
zeugung von 25 bis 26 Tonnen per Jahr. 

Im Jahre 1877 gelang es endlich den gemeinſamen Anſtren⸗ 
gungen der Herren Ichiu, Furukawa, Eiichi Shibuſawa (jetzt Baron) 
und Naomichi Shiga, einige Verbeſſerungen in dem Werke herbeizu⸗ 
führen; ſpäter verkauften die anderen Herren ihre Anteile an Herrn 
Furukawa, der dadurch in den Alleinbeſitz der Mine gelangte. 

Da die Mine ſchon ſo viele Jahre des Abbaues durchgemacht, ſo 
gibt es auch eine große Anzahl alter Sohlen, die man aber gänzlich 
preisgegeben hat und zwar infolge der Einführung rationellerer Ar- 
beitsmethoden. Die bearbeiteten Sohlen befinden ſich jetzt in Hon⸗ 
zan, Ariki, Kotaki und Tſudo, und ihre geſamte Länge beträgt 
149973 Fuß, die ſämtlich durch Schächte und Seitenflügel unterein⸗ 
ander verbunden ſind; die Länge der vertikalen Schächte beträgt 
12269 Fuß. 

Da die jetzigen Arbeiten in der Mine ſich oberhalb des niedrigſten 
Waſſerſpiegels der Gebirge vollziehen, ſo kommen die Adern haupt⸗ 
ſächlich durch die eingetriebenen Sohlen zur Verarbeitung, und die 
vertikalen Schächte werden eingeſenkt, wo man ihrer, behufs Ver⸗ 
bindung der Sohlen, zum Transport und zur Ventilation bedarf. 
Eine Beſchaffung von Kraft zum Pumpen oder Winden iſt nicht er⸗ 
forderlich, was ja für Minen unter dem Waſſerſpiegel ſo wichtig iſt; 
hierdurch wird bedeutend geſpart. 
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Die unterirdiſchen Abbauſtellen, auf denen ſich jetzt die Arbeit 
tatſächlich vollzieht, beziffern ſich auf etwa hundert. Die Arbeitszeit 
der Bergleute iſt acht⸗, manchmal ſechsſtündig. Der Tag iſt in drei 
bis vier gleiche Schichten geteilt, je nach Verſchiedenheit der be⸗ 
treffenden Arbeit. Die durchſchnittliche Menge des Erzes, die von 
einem Bergmann in acht Stunden gefördert wird, beläuft ſich auf 
vierzig bis fünfzig Kwan. Je nach der Beſchaffenheit des Felſens 
kommt entweder Schießpulver oder Dynamit zur Verwendung, wäh⸗ 
rend im Notfall und der ſchnelleren Arbeit wegen Felſenbohrer be⸗ 
nutzt werden. Die Länge der Mineneiſenbahn zur Fortſchaffung der 
Erze und des Geſteins beträgt 173 159 Fuß. 

Das Erz geht zunächſt in die Konzentrationsmühle, und von dort 
wird das aufbereitete Erz in die Schmelzabteilung gebracht. Die 
Zahl der Arbeiter, die bis Februar 1901 beſchäftigt waren, beträgt: 


Bergleute IE U 1 . 3047 
Holzar beiter 227 
Untergrundarbeiter (Kulis) . . 2161 Summa 6339 Arbeiter 
BIETE een 560 
Zurichterinnen 344 


Die Schmelzabteilung liegt innerhalb des Minenbereiches; das 
monatliche Quantum Kupfer, das aus ihr hervorgeht, erreicht 920000 
Catties; 719 Arbeiter ſind dabei beſchäftigt. 

Die verſchiedenartigſten und neueſten Maſchinen kommen im Berg⸗ 
bau zum Aufbereiten und zum Schmelzen des Erzes zur Verwendung. 

In der praktiſchen Verwertung der Elektrizität als Motor ſo⸗ 
wohl innerhalb als außerhalb der Mine, gilt Aſhio als Pionier. 
Die Anlage nahm 1887 ihren Anfang und gelangte 1889 zur 
Vollendung. Seitdem hat elektriſche Energie die verſchiedenartigſte 
Verwertung in der Mine gefunden. Da ſich die Arbeiten in der 
Aſhio⸗Mine oberhalb des Gebirgswaſſerſpiegels vollziehen, ſo iſt auch 
nur ein verhältnismäßig geringes Quantum von Kraft nötig, deren 
Beſchaffung noch durch die zahlreichen Gebirgsflüſſe erleichtert wird, 
die man zur Krafterzeugung auf die elektriſchen Turbinen leitet. 
So dient die durch Waſſerkräfte erzeugte geſamte erforderliche Kraft 
zum Betrieb der Minen, Eiſenbahnen und Beleuchtung. Im ſtrengen 
Winter indes, ſobald die Ströme eingefroren ſind, muß dennoch 
Dampfkraft zur Verwendung kommen. 

Zur Pflege der Geſundheit der in den Minen beſchäftigten Ar⸗ 


beiter, ſowie auch für ihre Bildung und zur Verhütung von Krank- 
Japan. 30 


— 466 — 


heit und Unglücksfällen hat das Minendepartement verſchiedene In⸗ 
ſtitute errichtet. Bei der Mine ſelbſt beſtehen drei Hoſpitäler für Ar⸗ 
beiter und Beamte und ebenſo zwei Schulen für die Erziehung ihrer 
Kinder. Außerdem iſt eine Summe Geldes ausgeſetzt worden zur 
Unterſtützung der Kranken und für Familien verſtorbener Bergleute. 
Dieſes Kapital bildete ſich aus Beiträgen des Beſitzers, der Minen⸗ 
beamten, der Freunde und Beſucher der Minen. 

Von allen Minen Japans liegt Aſhio der Hauptſtadt des Landes 
am nächſten, und wenn ſie dadurch auch Fracht ſpart, ſo waren doch 
Vorrichtungen zum Betrieb der Mine ſelbſt und für Lieferungen der 
verſchiedenſten Artikel an die Arbeiter und Beamte erforderlich. Des⸗ 
halb mußten zwei Abteilungen errichtet werden, eine für die Maſchinen 
und die andere für die Vorräte. Die Maſchinenabteilung verfügt über 
alles, was zu mechaniſchen und elektriſchen Arbeiten nötig iſt, da dieſer 
die Herſtellung und das Ausbeſſern der Maſchinen für den Bergbau ob⸗ 
liegt. In der Vorratsabteilung dagegen wird alles, was mit dem Forſt⸗ 
weſen, dem Proviant und dem Transport in Verbindung ſteht, 
verwaltet. Zum Forſtweſen gehört die Beſchaffung und Bearbeitung 
des für unterirdiſche Arbeiten erforderlichen Bauholzes. Dieſes Holz 
entſtammt weitentlegenen Waldungen, und der Transport nach Aſhio 
iſt nicht einfach. Das Transportweſen umfaßt die Fortſchaffung des 
gewonnenen Kupfers von der Mine und die geſamte Anlieferung aller 
für die Arbeiten nötigen Materialien und Waren. Eine Privat⸗ 
Straßenbahn verbindet die Nippon⸗Eiſenbahnlinie am Bahnhof Nikko 
mit der Hochbahn, die über das Gebirge zur Mine führt. Ferner 
werden zum Transport eine große Anzahl Pferde und Rinder ver⸗ 
wendet. In den zur Mine gehörigen Läden, die durch die Minen⸗ 
direktion verſorgt werden, iſt alles erforderliche Material und jedes 
Handwerkszeug für die Arbeiten in der Mine, ferner Proviant und 
Material aller Art, für Beamte und Arbeiter zu haben. Alle dieſe 
Dinge werden den Arbeitern zum Koſtenpreis verabfolgt, damit ſie 
billig und ſparſam leben können. Außer dieſen Läden gibt es noch 
Tauſende von Detailgeſchäften in der Umgegend, die freilich nicht 
mit den Preiſen der Minenläden konkurrieren können. Die Beträge 
der gekauften Waren kommen von den Löhnen in Abzug, und die Leute 
genießen ſo weit größere Vorteile, als es ihnen unter dem in Europa 
und Amerika üblichen Syſtem der Konſumvereine möglich wäre. 


Siebzehntes Kapitel. 
Arbeit. 


I. Arbeits⸗Organiſationen. 
Von M. Katayama. 


Eine der traurigſten Folgen des Feudalſyſtems beſtand in der 
Verachtung aller Arbeit, und da die arbeitende Klaſſe zudem auf der 
niedrigſten geſellſchaftlichen Stufe ſtand, ſo erfreute ſie ſich auch 
nur weniger Privilegien. Seit der Abſchaffung der feudalen Zu⸗ 
ſtände iſt jedoch die Induſtrie raſch vorangeſchritten, die Verhältniſſe 
haben einen totalen Umſchwung erfahren, und das induſtrielle 
Syſtem, als Rückgrat der nationalen Kraft, erlangte mehr und mehr 
Bedeutung. Wie zu erwarten war, rief dieſer Fortſchritt die Neigung 
zur Zentraliſation der werbenden Kapitalien hervor. Induſtrielle 
Entwicklung, Anhäufung des Kapitals und eine vollſtändige Organi⸗ 
ſation des Induſtrieweſens beſchäftigten in jüngſter Zeit vornehmlich 
die Aufmerkſamkeit der Japaner. Es ſteht feſt, daß das Problem 
der Arbeit ſtets in intimſter Verbindung mit dem Studium dieſer 
wichtigen Fragen betrachtet werden muß, und es iſt überflüſſig zu 
wiederholen, daß die Arbeiter den Hauptfaktor der Induſtrie bilden. 
Ihre wichtige Stellung in bezug auf Induſtrie iſt längſt von den in⸗ 
telligenten Männern des Landes erkannt worden, und unter dieſen 
muß Baron Kaneko Kentaro hervorgehoben werden, der ſchon in 
ſeiner Stellung als Miniſter für Handel und Landwirtſchaft ſich be⸗ 
fleißigte, einen Fabrikgeſetzentwurf auszuarbeiten. 

Der Krieg gegen China 1894 erzeugte eine große Rührigkeit 
der japaniſchen Induſtrie, und zu gleicher Zeit verſtärkte ſich die Nach⸗ 
frage nach Arbeitern. Dieſe vermehrte Nachfrage gab der Arbeiter⸗ 
frage ein Übergewicht. Vor dem Kriege haben in der Tat nur ſehr 
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wenige ihr Augenmerk auf dieſe Frage gerichtet. Zwar verſuchte 
Mr. Kentaro Oh⸗i, unterſtützt von feinen politiſchen Anhängern, die 
Frage in Fluß zu bringen, aber ſeine Bemühungen blieben erfolglos, 
da ſelbſt bei den Arbeitern kein Enthuſiasmus ihn unterſtützte. 

In den ziviliſierten Ländern der Erde iſt die Löſung der Arbeiter⸗ 
frage zum erſten und wichtigſten Problem gediehen und beunruhigt 
und beſchäftigt ununterbrochen die Gedanken der hervorragendſten 
Männer. Präſident Rooſevelt bemühte ſich in dem jüngſten großen Ar⸗ 
beiterſtreik jenes Landes zu vermitteln, obgleich dies ſeither außer⸗ 
halb der Aufgaben eines Präſidenten der Vereinigten Staaten lag. 
Ebenſo hielt der deutſche Kaiſer Anreden an die Arbeiter, in denen er 
ſie ermunterte, Leute aus ihrer Mitte zu Mitgliedern des Parla⸗ 
ments zu wählen. Die ſtattgehabten Wahlen in einigen Ländern 
Europas und beſonders Amerikas zeigen das fortſchreitende Wachs⸗ 
tum der Arbeiterpartei, und ſowohl Geſetze wie Verordnungen von 
größter Wichtigkeit, die die geſetzgebenden Körperſchaften jener Län⸗ 
der paſſierten, ſind eng mit den Intereſſen der Arbeiter verknüpft. 
Früher oder ſpäter wird die Zeit kommen, wo Japan genau wie 
andere Länder ſich mit dieſen verwickelten Problemen beſchäftigen 
muß. Während der jüngſt verfloſſenen Jahre bemühte ich mich, 
tiefer in dieſen Gegenſtand einzudringen und bin nun in der Lage, 
denen, die ſich dafür intereſſieren, meine Anſicht über die vergangene, 
gegenwärtige und zukünftige Lage der Arbeiter auszuſprechen. 

Alle Arbeiterorganiſationen modernen Charakters, die in Japan 
beſtehen, einſchließlich ſolch wichtiger Körperſchaften wie die Eiſen⸗ 
arbeiter⸗ und Druckervereinigungen, traten erſt nach dem Kriege mit 
China hervor; das Jahr 1897 iſt als dasjenige zu bezeichnen, in dem 
die Arbeiterfrage in den Vordergrund der japaniſchen Angelegen⸗ 
heiten trat. Entweder, weil die Frage etwas Neues bot oder weil 
ihr Weſen noch nicht klar verſtanden wurde, bewillkommnete das große 
Publikum dieſe Bewegung, und ſelbſt die Kapitaliſten ſchienen ihr 
keinerlei Hinderniſſe in den Weg zu legen. Die bemerkenswerteſten 
Ereigniſſe, die ſich in dieſer Frage in der jüngſten Vergangenheit zu» 
getragen haben, ſind folgende: 

Am 25. Juni 1897 fand zum erſten Male in der Seinenkai⸗Halle 
eine Verſammlung, betreffend die Arbeiterfrage, ſtatt, bei welcher Ge⸗ 
legenheit die Herren Sakuma, Matſumura, Takano, Katayama und 
andere ſich ausſprachen. 
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7. Juli. Die Rodo⸗Kumiai⸗Kiſeikai, eine Vereinigung zur För⸗ 
derung von Arbeiterorganiſationen, bildete ſich, und die Herren Shi⸗ 
mada, Abe, Suzuki, Hino und Sakuma wurden in den Vorſtand ge⸗ 
wählt. 

1. Dezember. Eine Verſammlung zur Eröffnung der Eiſen⸗ 
arbeitervereinigung trat in derſelben Halle zuſammen, aus einer 
Zahl von 1200 Arbeitern beſtehend, in der die Herren Miyoſhi, Shi⸗ 
mada und Sakuma Anſprachen hielten; an demſelben Tage wurde ein 
Arbeiterorgan, „Die Arbeitswelt“ veröffentlicht. 

1898. 20. Februar. Die Lokomotivführer der Nippon⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft führten einen erfolgreichen großen Streik gegen die 
Geſellſchaft durch. 

5. April. Eine Vereinigung, die Kyoſeikai genannt, organiſierte 
ſich unter den Lokomotivführern der obengenannten Geſellſchaft. 

1. Oktober. Mit der Abſicht, die Arbeiter zu unterſtützen, grün⸗ 
dete Herr Sakuma eine Depoſitenbank unter dem Namen: Kokumin⸗ 
Chochick-Ginko. 

Um die Mitte dieſes Monats wurde ein ſkizzierter Regierungs⸗ 
entwurf über ein Fabriksgeſetz dem Hohen Rat für Handel, Induſtrie 
und Landwirtſchaft vorgelegt, und die Rodo⸗Kumiai⸗Kiſeikai wider⸗ 
ſprach einigen Beſtimmungen des Entwurfs. 

2. November. Baron Kaneko hielt eine Rede über Arbeiter⸗ 
fragen in der Seinenkai⸗Halle. 

1899. 5. März. Die Begründung der Druckervereinigung fand 
ſtatt. 8 

17. Mai. Herr Shimada, Mitglied des Parlaments, wurde zum 
Präſidenten der Druckervereinigung gewählt. 

9. Juli. Die Herren Shimada, Kanai, Kuwada und Katayama 
hielten Anſprachen in einer Verſammlung, die von der ee 
einigung zuſammenberufen worden war. 

September. Gegen Ende des Monats traten die Lokomotiv⸗ 
führer der Kyuſhyu⸗Eiſenbahngeſellſchaft in einen Streik ein. Herr 
Kentaro Oh⸗i rief eine Sozialiſtenbewegung in der City von Oſaka 
ins Leben und begründete dort eine Wochenschrift, „Oſaka⸗Shu⸗ho“ 
genannt. 

Dezember. Die Eiſenorbeitervereinigung kollidierte mit der 
Nippon⸗Eiſenbahngeſellſchaft. Am 27. erſchien ein Extrablatt der 
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„Arbeitswelt“, das die Geſellſchaft wegen ungerechter Entlaſſung 
ihrer Angeſtellten heftig angriff. 

1900. Februar. Polizeiverordnungen, betreffend die Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung, wurden veröffentlicht. 

März. Die induſtrielle Liga begründete in Koiſhikawa, Tokyo, 
eine unabhängige Genoſſenſchafts⸗Eiſengießerei. 

September. Die induſtrielle Vereinigung in Wakayama wurde 
organiſiert. 

Die Schaffnerliga wurde von den Schaffnern der Tokyo⸗Straßen⸗ 
bahngeſellſchaft begründet. 

1901. 18. April. Die Lokomotivführervereinigung der Nippon⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft berief eine große Verſammlung ein, in der be⸗ 
ſchloſſen wurde, Arbeiterfragen nach ſozialiſtiſchen Grundſätzen zu 
löſen. 

30. April. Beim erſten Erſcheinen der „Niroku-Shimpu“, 
einer Tokyoer täglichen Zeitung, fand eine große feſtliche Verſamm⸗ 
lung in Muko⸗jima zugunſten der arbeitenden Klaſſen ſtatt. 

20. Mai. Eine ſozialdemokratiſche Partei, die Shakwai⸗Minſhuto 
genannt, organiſierte ſich, wurde aber von der Regierung unterdrückt. 
Die Heizer von der Hokkaido⸗Eiſenbahngeſellſchaft ſtreikten. 

3. Juni. Eine andere ſozialdemokratiſche Partei ſollte ins Leben 
gerufen werden; ihr Name war Shakwai-Heimin⸗to. Sie wurde 
aber ebenfalls von der Behörde unterdrückt. 

5. Juli. Die Organiſatoren der Shakwai⸗Minſhuto wurden 
freigeſprochen. N 

September. Die Kanſei⸗Rodo⸗Kiſeikwai (eine Vereinigung, die 
ſich für die Organiſation von Arbeitergeſellſchaften intereſſierte, eine 
ähnliche Inſtitution wie die Rodo⸗Kumiei⸗Kiſeikai) wurde begründet. 

Dezember. Die Lokomotivführervereinigung der Nippon⸗Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft wurde von der Polizei gewaltſam aufgelöſt. 

1902. 1. Januar. Die „Arbeitswelt“ verwandelte ſich in eine 
Tageszeitung unter dem Namen „Naiguai⸗Shimpo“, mußte aber 
ihr Erſcheinen ſchon nach drei Wochen einſtellen. 

15. März. Die Arbeiterliga organiſierte ſich endgültig. 

2. April. Als die Folge des Verbotes einer feſtlichen Arbeiter⸗ 
zuſammenkunft, die in Muko⸗jima ſtattfinden ſollte, wurde eine große 
Demonſtration in Kanda inſzeniert, wo die Herren Hatoyama, M. 
d. P., Urabe und verſchiedene andere Reden hielten. 


3. April. Die „Arbeitswelt“ hat ihr Erſcheinen wieder auf- 
genommen. 

5. Juli. Ein Buch über Sozialismus unter dem Titel „Shin⸗ 
ſhakwai“ (Neue Geſellſchaft) wurde von Herrn Humio Yano ver⸗ 
öffentlicht. 

3000 Arbeiter der Flottenſchiffswerft in Kure ſind in den Aus⸗ 
ſtand getreten. 

10. Auguſt. Während der drei letzten Wochen bereiſten die Herten 
Katayama und Niſhikawa die nordöſtlichen Bezirke, um dort über 
die Arbeiterfrage zu ſprechen, und gegen Mitte des Monats traten 
die Schmiedearbeiter des Arſenals in Tokyo in den Ausſtand. 

September. Die Regierung erläßt eine Verordnung, wonach 
die Vorträge über Arbeit als politiſche Reden anzuſehen ſeien. 

Die obigen Ausführungen enthalten eine chronologiſche Dar⸗ 
legung der wichtigſten Ereigniſſe auf dem Gebiete der Arbeiterfrage 
während der letzten Jahre in Japan, und die Teilnahme der Perſön⸗ 
lichkeiten an dieſer Bewegung ermöglichen ein Urteil über den Fort⸗ 
ſchritt, den ſie in dieſem Zeitraum gemacht hat. 

Die „Arbeitswelt“ nahm in den letzten ſieben Jahren eine 
ſehr fortſchrittliche Haltung in der Arbeiterfrage ein, die ſie im 
Lichte der ſozialiſtiſchen Anſchauungen zu erörtern ſich bemühte. 
Andererſeits ſuchte die Druckervereinigung, kurz nach ihrer Konſti⸗ 
tuierung, eine Einigung und Ausſöhnung zwiſchen Kapital und Ar⸗ 
beit herbeizuführen. Herr Shimada, M. d. P., als Präſident dieſer 
Vereinigung, unterſtützt durch die Profeſſoren der Kaiſerlichen Uni⸗ 
verſität Kanai und Kuwada, ſprach ſich in dieſem Sinne aus, aber 
die Beſtrebungen, ihre Anſichten durchzuſetzen, blieben gänzlich er⸗ 
folglos. 

In den Jahren 1898 und 99 wurde die Arbeiterfrage wieder 
brennend. Die Bewegung fand im ganzen Lande enthuſiaſtiſche Auf⸗ 
nahme, die jedoch nicht die erwarteten Erfolge hatte, wenn man das 
ungewöhnliche Intereſſe und die allgemeine Zuſtimmung der Bevöl⸗ 
kerung in Rechnung zieht. Während der nächſten zwei Jahre erging 
es der Arbeiterbewegung ſchlecht, ſie erlebte nichts als eine Periode 
der Verwirrung und Enttäuſchung. Obgleich die Bewegung in dieſer 
Zeit von den Sozialiſten, deren Sprachorgan die „Arbeitswelt“ 
war, energiſch betrieben wurde, ſo ſchien ſie unüberſteiglichen Hinder⸗ 
niſſen zu begegnen. Die Kapitaliſten, die bisher eine ganz gleich⸗ 
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gültige Miene der Arbeiterbewegung gegenüber zur Schau getragen 
hatten, empfanden plötzlich dieſes Entſtehen von Arbeitervereinigungen 
als eine Benachteiligung ihrer perſönlichen Intereſſen. Sie zeigten 
entſchiedene Feindſeligkeit gegen jede Machtvergrößerung der Ar⸗ 
beiterpartei und behandelten die arbeitenden Klaſſen mit einer Strenge 
und Verachtung, die nicht ſelten in deſpotiſchen Druck ausartete. 
Dies verſchärfte zugleich mit den üblen wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
des Landes jener Tage die elende allgemeine Lage der arbeitenden 
Klaſſen. Dazu brachte ſie noch ein Polizeiregulativ, die öffentliche 
Ruhe betreffend, in Nachteil, das zweifellos zugunſten der Kapitaliſten 
erlaſſen worden war. Als eines von vielen Beiſpielen, mit welcher 
Strenge die Durchführung ſolcher Verordnungen betrieben wurde, 
darf das ſchon früher erwähnte Verbot einer feſtlichen Verſammlung 
gelten, das die Kiroko-Shimpo zugunſten der arbeitenden Klaſſen 
veranſtaltet hatte. Wenn wir alles, was ſich in den letzten Jahren 
ereignete, in Betracht ziehen, ſo müſſen wir eingeſtehen, daß der bis⸗ 
herige Stand der Arbeiterfrage keineswegs zufriedenſtellend iſt. Nun 
wollen wir prüfen, in welchem Stadium ſich die Frage gegenwärtig 
befindet. 

Die momentane Einmiſchung der Regierung und die Oppoſition 
der Kapitaliſten ſind die Haupterſcheinungen auf dem Gebiet der 
Arbeiterfrage. Die ſchon erwähnten Polizeiverordnungen erſcheinen 
als ein vernichtender Schlag gegen die Arbeiterpartei, der wenigſtens 
für den Augenblick wirkte. Die arbeitenden Klaſſen waren dadurch 
verhindert, ſich zu irgend einer Bewegung oder Demonſtration gegen 
ihre Arbeitgeber zuſammenzuſchließen, oder Beſprechungen über 
Löhne und Arbeitszeit abzuhalten. Wenn nur ein Streik in einer 
Rede erwähnt wurde, oder wenn irgend eine dahinzielende Handlung 
nur als beabſichtigt erſchien, ſo veranlaßte dies ohne weiteres eine 
entſchiedene Unterdrückung durch die Regierungsorgane. Unter dieſen 
Umſtänden wurde die Macht der verſchiedenen Arbeitervereinigungen 
faſt auf Null, ſo daß ihr fernerer Beſtand nur noch nominell ge⸗ 
nannt werden konnte. Während nun die arbeitenden Klaſſen immer 
ſtärkeren Druck erfuhren, empfanden dieſe um ſo mehr die Notwendig⸗ 
keit, ſich zu einem feſten Bunde zuſammenzuſchließen, was ſie bis 
jetzt durch die Hinderniſſe, die man ihnen in den Weg gelegt hat, 
nicht erreichen konnten. Der ſchwerempfundene Druck, angeſichts des 
verſchärften Kampfs ums Daſein, der den wirtſchaftlichen Aufſchwung 


— 43 — 


des Landes begleitet, ruft Gegendruck hervor. So finden fie mehr 
und mehr eine zuverläſſige Unterſtützung im Sozialismus, und jede 
ſozialiſtiſche Bewegung wird deshalb von ganzem Herzen bewill⸗ 
kommnet. Dieſe Anzeichen deuten auf eine baldige Neubelebung des 
Arbeitsproblems. 

Es iſt unſchwer vorauszuſehen, daß im Laufe der Zeit dieſes 
Problem ſich in Japan mehr und mehr mit politiſchen Bewe⸗ 
gungen verquicken muß, denn die heutigen polizeilichen Beſtimmun⸗ 
gen treffen die politiſchen Vorgänge keineswegs ſo ſtreng, wie die 
Arbeiterbewegungen. Während die Bildung einer Arbeitervereinigung 
auf Schwierigkeiten ſtößt, ſtellt ſich der Organiſierung einer politi⸗ 
ſchen Partei kein Hindernis in den Weg. Unter dieſen Umſtänden 
entwickelt ſich die ganz natürliche Neigung unter den arbeitenden 
Klaſſen, ſich unter das Banner einer politiſchen Partei zu ſcharen, um 
korporative Bewegungen unternehmen zu können; die Arbeitervereine 
werden ſich alſo in politiſche Parteiungen umwandeln. Der ſtets 
wachſende Einfluß der ſozialen Ideen bedarf einer politiſchen Unter⸗ 
ſtützung. Bei künftigen Bewegungen ſollte der Schwerpunkt mehr 
auf Erlangung des allgemeinen Stimmrechts als auf Erzwingung 
höherer Löhne gelegt werden. Eine allgemeine Agitation in größerem 
Maßſtabe zur Erlangung politiſcher Macht mag mehr gefördert wer⸗ 
den als vereinzelte Streiks zur Herabſetzung der Arbeitsſtunden. Alle 
zukünftigen Bewegungen müſſen einen politiſchen Charakter tragen, 
wenn ſie dem Einfluß des Kapitals entgegenarbeiten wollen. Keine 
iſolierte Bewegung gegen einen beſonderen Kapitaliſten oder Arbeit⸗ 
geber iſt zu empfehlen, im Gegenteil muß ſie zu einem Kampf der 
Maſſen gegen die Klaſſen werden. Dieſe Methode wird, wie ich 
glaube, einzig frommen, das Problem der Zukunft zu fördern und 
dieſe ſchwierige Frage zu löſen. 


II. Der Arbeits⸗Markt. 
Bearbeitet von dem Miniſterium für Handel und Landwirtſchaft. 


Die Revolution auf dem Gebiet der induſtriellen Verhältniſſe in 
Japan fällt mit der Einführung der vorzüglichen Maſchinen des 
Weſtens zuſammen. Fabrikationszweige, die man früher als „Haus⸗ 
induſtrie“ ziemlich richtig bezeichnen konnte, bildeten kleine Werk⸗ 
ſtätten und gediehen weiterhin unter Aufwendung großen Kapitals 


— 474 — 


und durch Gründung von Aktiengeſellſchaften und Genoſſenſchaften 
mit beſchränkter Haftpflicht zu Fabriken. Während der vier Jahre 
von 1897/1900 inkl. ſtieg die Zahl der Geſellſchaften um 87%; das 
Bruttofapital um 66 % und das eingezahlte Kapital um 75 %, wäh⸗ 
rend die Reſerven ſich ums zweihundertfache vermehrten. 

Danach beſtanden, wie offizielle Berichte feſtſtellen, zu Ende 
1900 2554 Fabrikgeſellſchaften mit nicht weniger als je zehn Arbeitern, 
deren durchſchnittliche finanzielle Poſition ſich ungefähr wie folgt 
verhielt: Bruttokapital 22000000 Pfund Sterling; eingezahltes 
Kapital 16000000 Pfund Sterling und Reſerve 1800000 Pfund 
Sterling. 

Von den genannten waren 1009 Aktiengeſellſchaften, 1271 Ge⸗ 
ſellſchaften mit beſchränkter Haftpflicht, 274 offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaften. Die Geſamtzahl von Arbeitswerkſtätten in demſelben 
Zeitraum belief ſich auf 6317, zum Unterſchied von Geſell⸗ 
ſchaften. Die Angeſtellten dieſer Inſtitute klaſſifizieren ſich wie folgt: 

Solche in Werkſtätten mit Motoren verſchiedener Art: 


Männliche Angeſtellte .. 98 000 
Weibliche 5 . 182 000 


Summa 280 000 


Solche in Werkſtätten ohne Motor: 


Männliche Angeſtellte. . . 137 000 
Weibliche 5 . . 253 000 
Summa 390 000 

Geſamtſumme 670 000 


Von dieſer Anzahl waren in den Werkſtätten mit Motorbetrieb 
angeſtellt Kinder unter 14 Jahren: 


Männliche 
Weibliche 
Summa 25 319 


Solche in Werkſtätten ohne Motorbetrieb: 


Männliche 
Weibliche 
Summa 16 131 
Geſamtſumme 41 450 
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Fabrikarbeiter teilen ſich außerdem noch in zwei verſchiedene 
Klaſſen, Tagarbeiter und beköſtigte Arbeiter, von denen die erſten 
nahe der Fabrik wohnen, während die anderen von entfernteren Ort⸗ 
ſchaften kommen, für die der Arbeitgeber Wohnung und Koſt zu be⸗ 
ſchaffen hat. Die Mehrzahl dieſer letzteren Klaſſe beſteht aus Frauen. 
Es würde ſchwer fallen, zu ſagen, in welchem Verhältnis die eine oder 
die andere Klaſſe überwiegt, aber es dürfte ſich doch in den ver⸗ 
ſchiedenen Textilwerken feſtſtellen laſſen, daß die beköſtigten Arbeiter 
in der Mehrzahl ſind, da einzelne Webereien deren ſiebzig bis 
achtzig Prozent beherbergen. 

Zur beſſeren Überſicht ſollen die Werkſtätten und ihre Erzeug⸗ 
niſſe in folgende fünf Abteilungen gegliedert werden: 

1. Textile, einſchließlich roher Seide, Spinnerei, Weberei, Seilerei. 

2. Maſchinenwerkſtätten, einſchließlich der Maſchinenherſtellung, 
Schiffsbau, Utenſilienfabrik und Gießerei. 

3. Chemiſche Fabriken, einſchließlich Keramik, Gas, Papier⸗ 
mühlen, Lackierarbeiten, Lederzubereitung, entzündliche Subſtanzen, 
Kunſtdünger, Drogen ꝛc. 

4. Verſchiedenes, einſchließlich Brauereien, Zuckerraffinerien, 
Tabakfabriken, Teetrockener, Kornreiniger, Mehl, Limonade, Mineral- 
waſſer, Konfekt, eingelegte Früchte und Gemüſe, Druckerei und litho⸗ 
graphiſche Anſtalten, Papierware, Holz- und Bambuswaren, Leder⸗ 
waren, Federn und Strohgeflecht, Lackierwaren ꝛc. 

5. Spezialfabriken, einſchließlich Elektrizitäts⸗ und metallurgiſche 
Werke. 

Von den Arbeitern, die in den Fabriken der erſten Sektion be⸗ 
ſchäftigt werden, darf man mit einiger Sicherheit ſagen, daß der 
größere Teil aus weiblichen beſteht, deren Mehrheit ſich im Alter 
von 14 bis 20 Jahren befindet. Diejenigen über 20 Jahre beziffern 
ſich vielleicht auf 40 % , aber dazu kommt noch eine kleine Anzahl 
unter 14 Jahren, aber meiſtens doch nicht unter 12. 

In der zweiten Sektion ſind die Arbeiter faſt ausſchließlich er⸗ 
wachſene Männer, und wo Knaben Beſchäftigung finden, ſind ſie 
ſelten unter 15 bis 16 Jahre alt. 

In der dritten Sektion und namentlich in den Glashütten finden 
Knabenlehrlinge im Alter von 12 bis 13 Jahren Beſchäftigung, und 
auch in einigen, wenn auch ſeltenen Fällen, ſchon von 10 Jahren 
ab. Auch in den Papierfabriken kommen nicht ſelten und nicht wenige 
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männliche, wie weibliche Kinder zur Arbeit, deren Alter 9 Jahre nicht 
überſteigt; dieſelben Verhältniſſe beſtehen auch in den Tabakfabriken. 

In den Druckereien finden faſt nur männliche erwachſene Arbeiter 
Beſchäftigung und nur einzelne Knaben im Alter von 14 Jahren 
vorübergehende Aufnahme. 

Im allgemeinen rechnet man die Arbeitszeit der Fabrikarbeiter 
auf zwölf Stunden, doch kommt ſechzehn- und ſiebzehnſtündige Ar⸗ 
beitszeit vor. In den Baumwollfabriken gelten zwölf Stunden als 
normal, ſowohl für Tag⸗ wie Nachtarbeiter, deren Schichten jeden 
zweiten Tag wechſeln. An den Spinnmaſchinen ſind dreizehn bis 
vierzehn Stunden üblich, und an den mechaniſchen Webſtühlen zwölf 
Stunden. Bei der Handweberei beſteht die größte Verſchiedenheit, 
die allgemeine Regel indes iſt, je nach der Saiſon, zwölf bis fünfzehn 
Stunden, obgleich in einzelnen, ſelteneren Fällen ſich die Arbeitszeit 
bis ſechzehn und ſiebzehn Stunden ausdehnt. In den größeren Fa⸗ 
briken, die unter die zweite Abteilung fallen, ſind die Arbeitsſtunden 
weit regelmäßiger, ungefähr zehn Stunden mit gelegentlicher Über⸗ 
zeit von ein oder zwei Stunden. Von den in der dritten Sektion auf- 
geführten Angeſtellten arbeiten viele Tag und Nacht, wobei ſich dann 
die Schichten je nach zwölf Stunden ablöſen. 

Die Löhne regeln ſich nach Taglohn und Stücklohn, obgleich auch 
teilweiſe Monatsraten beſtehen. Im allgemeinen bilden zweimonat⸗ 
liche Abrechnungen die Regel, aber es gibt noch immer halbjährliche 
und ſogar noch einzelne mit jährlicher Zahlung. 

In den Baumwollfabriken gilt bei vollen 60 9% der Arbeiter der 
Stücklohn, und unter dieſem Syſtem, das ſich einer immer wachſenden 
Beliebtheit erfreut, beſteht als Regel eine vierzehntägige Ablohnung. 

In der Mehrzahl der Fabriken, die unter der Sektion zwei ran⸗ 
gieren, gibt es tägliche Auszahlungen, die ſich freilich, wo es ſich 
um Stücklohn handelt, von Zeit zu Zeit verſchieben müſſen, namentlich, 
wenn es ſich um eine an mehrere Perſonen verteilte Arbeit handelt. 

In Baumwollſpinnereien und Webereien verdient der erwachſene, 
männliche Arbeiter 7½ Pence per Tag und die Frauen 5 Pence. 

In Maſchinenfabriken, die unter Sektion zwei genannt ſind, ver⸗ 
dient der gewöhnliche Arbeiter 1 Schilling bis 1 Schilling 3 Pence 
per Tag, während der geſchickte Rapper: 2 Schilling und 2 Pence 
per Tag verdient. 

In Streichholzfabriken ſtellen ſich andererſeits die Löhne weit 
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niedriger und zwar für gewöhnliche Arbeiterinnen auf 3 bis 5 Pence 
und für kleine Mädchen auf 1 Penny bis auf etwas über 3 Pence 
höchſtens. In Tabakfabriken und Druckereien verdienen die weib⸗ 
lichen ungefähr 5 Pence und die männlichen Arbeiter zwiſchen 10 
und 12 Pence täglich. 

Die Angelegenheiten, die der Kontrolle und Oberaufſicht der In⸗ 
duſtrie unterliegen, gehörten früher in die Jurisdiktion der Abteilung 
für Induſtrie; da ſie ſich indes als ungenügend erwies, fanden ver⸗ 
ſchiedene Veränderungen der Departements ſtatt, bis zu der jüngſt 
erfolgten Gründung des Amts für Handel und Fabrikweſen, das nun 
endgültig die direkte Kontrolle über die geſamten Angelegenheiten der 
Induſtrie zur Wohlfahrt des Gemeinweſens übernommen hat. Das 
Amt beſchäftigt ſich mit Verſuchen zur Verbeſſerung der Qualität 
der fabrizierten Gegenſtände, Aufbeſſerung der Lage und Einrichtung 
von Werkſtätten, ferner mit der Aufſicht über die Keſſel, und die 
Beſchäftigung der Arbeiter und Lehrlinge, wie auch mit ihrer Er⸗ 
ziehung, Geſundheit, Wohlfahrt ꝛc. 

In einem Zeitabſchnitt von fünfzehn Jahren hat man ver⸗ 
ſchiedentlich verſucht, Maßregeln gegen Verfälſchung und Entwertung 
der heimiſchen Rohprodukte und Fabrikate zu treffen, und nach mehr 
oder weniger guten oder nutzloſen Anſtrengungen iſt jüngſt das 
Syſtem der Innungen als das brauchbarſte erklärt worden. Dieſe 
Organiſationen ſtehen unter Aufſicht der Kreditgilden, Einkaufsgilden, 
Verkaufs⸗ und Schutzzollgilden ꝛc. Dieſe ſind mit korporativer Voll⸗ 
macht ausgerüſtet, um Geſchäft und Wohlſtand ſeiner Mitglieder 
zu fördern. Ferner ſind in Stadt und Gemeinden Regulative vorge- 
ſchrieben zur Errichtung von techniſchen Verſuchslaboratorien und für 
Fortbildungs⸗ oder Fachſchulen zum Zweck der Belebung und Ver⸗ 
beſſerung der Fabrikation. 

Im Jahre 1900 betrug die Zahl techniſcher Schulen aller Grade 
im ganzen Lande nicht weniger als 1008, alle befliſſen, die Fertig⸗ 
keit in Fabrikationsunternehmungen zu fördern und dem Volke tech⸗ 
niſche Kenntniſſe zu übermitteln. Der Fortſchritt auf dieſen Gebieten 
ſollte vornehmlich das Land unabhängig von auswärtigen Sachver⸗ 
ſtändigen machen, und der erzielte Erfolg iſt durch die verhältnis⸗ 
mäßig geringe Zahl von europäiſchen und amerikaniſchen Lehrern 
und Meiſtern erwieſen, die jetzt noch in höheren oder niedrigeren 

Stellungen verblieben ſind. 
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Der Staat bewilligt jährlich 15000 Pfund Sterling zur Heran⸗ 
bildung von Japanern als techniſche Lehrer; die hauptſächlichſten 
Lehrgegenſtände beſtehen in Färben, Weben, Metall- und Holzarbeiten, 
Malen, Muſterzeichnen, Schnitzen, Keramik, Gießerei und Schmel⸗ 
zerei, Töpferei, Schiffsbau, Papierfabrikation, Drucken, Sticken, Nähen, 
Handel, Brauen, Seidenzucht, Lackierarbeiten ꝛc. 

Das Lehrlingsſyſtem iſt ſeit Einführung weſtlicher Gebräuche 
ſchnell in Ungnade gefallen, und obgleich es früher in allen Zweigen 
techniſcher und Fabrikarbeit vorherrſchte, ſo wird es jetzt in ſeiner 
früheren Geſtalt nur noch bei veralteter Geſchäftsführung, wie Hand⸗ 
weberei, Töpferei und Färbereien angetroffen. Einige der großen 
Induſtrien, wie Schiffsbau, halten wohl noch an dem alten Syſtem 
feſt, indem Handwerksmeiſter eine Anzahl junger Leute als Lehr⸗ 
linge in den Fabriken oder Werkſtätten beſchäftigen, aber die An⸗ 
ſichten gehen doch übereinſtimmend dahin, daß das Syſtem fallen und 
von regelrechtem Unterricht abgelöſt werden muß. 

Die Minenarbeiter unterſcheiden ſich in ihrem Verhältnis zu 
den Fabrikarbeitern durch das Übermaß ungeübter Arbeit und durch 
die fortwährende Abſchließung von allgemeiner Arbeit. Die Minen⸗ 
arbeiter leben meiſt in Wohnungen, die ihnen von ihren Arbeitgebern 
angewieſen ſind, da ſie, aus weiter Ferne kommend, ſich gewöhnlich 
in der Nähe der Werke niederlaſſen, dort ihr Heim gründen und ihr 
Leben beſchließen. Solche, die keine Familie haben, bewohnen mei⸗ 
ſtens alle zuſammen einen größeren Raum und werden zu billigen 
Preiſen von den Verwaltern beköſtigt. 

Ihr Tageslohn beläuft ſich auf 1 Schilling für einen männlichen Er- 
wachſenen, auf etwas über 6 Pence für eine weibliche Erwachſene, 
und Knaben und Mädchen bekommen zwiſchen 4½ Pence und 3 Pence 
pro Tag. Bei Unglücksfällen während der Arbeit ſind die Arbeitgeber 
verpflichtet, für die Verletzten zu ſorgen, und wenn ſolche außerhalb 
der für die Minen beſtimmten Hoſpitäler verpflegt werden, muß eine 
Geldſumme vom Arbeitgeber zur Beſtreitung der Unkoſten erlegt 
werden. Wird der Verletzte arbeitsunfähig, ſo muß eine Entſchädi⸗ 
gungsſumme gezahlt werden, und bei Todesfällen muß eine gewiſſe 
Summe den Angehörigen für Begräbniskoſten ausgezahlt werden. 
In den beſſer geleiteten Bergwerken gibt es Geſellſchaften für gegen⸗ 
ſeitige Hilfsleiſtungen, in denen Reſerven geſammelt werden. Zu 
dieſen tragen, außer den Arbeitern ſelbſt, die Arbeitgeber und oftmals 
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auch wohltätige, unbeteiligte Perſonen Gaben bei. Die Höhe der zu 
gewährenden Hilfsmittel iſt nach dem Zeitmaß der Mitgliedszuge⸗ 
hörigkeit feſtgeſetzt oder im Verhältnis zur bekleideten Stellung oder 
auf Grund von beiden. 


III. Fabrik⸗Geſetzgebung. 
Von Mr. K. Soyeda, 
Präſident der Bank für Induſtrie. 

Die Lage der Arbeiter iſt für den unparteiiſchen Beobachter im 
Vergleich zu England bemitleidenswert. Es gibt keinerlei Arbeiter⸗ 
verbindungen, und der Arbeiter iſt ſchutz⸗ und rechtlos. Durch Unter⸗ 
ſuchung iſt feſtgeſtellt, daß die Fabrikarbeiter, von denen es nach offi⸗ 
ziellen Berechnungen von 1900 154857 Männer und 248617 Frauen 
gibt, armſelig ernährt und überarbeitet ſind. Die Notwendigkeit, 
ihre Lage zu verbeſſern, iſt augenſcheinlich. Es iſt ſehr möglich, daß 
die Regierung dem Parlament einen Entwurf für die nächſte Zukunft 
vorlegen wird, deſſen Umriß nachfolgender iſt; er mag bei weitem 
nicht zufriedenſtellend ſein, aber in Anbetracht, daß etwas immer beſſer 
als nichts iſt, müßte auch dieſes Geſetz willkommen geheißen werden. 

Die Beſtimmungen gelten für Fabriken, die dreißig oder mehr 
Arbeiter beſchäftigen. Mit Bezug auf Fabriken, die nur vorübergehend 
errichtet ſind, oder ſolche, die gewöhnlich weniger Arbeiter an⸗ 
ſtellen und ſie zeitweiſe vermehren, ſoll eine beſondere Verfügung 
erlaſſen werden. Dieſe Verfügung ſoll, ganz oder teilweiſe, je nach 
Bedarf, durch beſondere Vorſchrift auch auf andere Fabriken als die 
obengenannten Anwendung finden. 

Bei Errichtung, Wiedererrichtung oder Erweiterung einer Fabrik 
muß die Erlaubnis der zuſtändigen öffentlichen Behörden eingeholt 
werden, und ſie kann nicht vor erlangter Genehmigung betrieben 
werden. Alle nötigen Maßregeln zum Schutz der Arbeiter gegen Ver⸗ 
letzungen und Gefahr für Geſundheit und Leben müſſen getroffen 
werden und nichts, was gegen die Moral oder gegen das öffentliche 
Intereſſe verſtößt, ſoll geſtattet ſein. 

Vorſchriften zur Überwachung von Wohn⸗ und Koſthäuſern, 
Nebengebäuden ꝛc. ſollen durch Verordnungen beſtimmt werden. 

Dampfmaſchinen dürfen nicht benutzt werden, bevor ſie von Sach⸗ 
verſtändigen geprüft ſind. 

Kinder unter elf Jahren dürfen nicht beſchäftigt werden; aber 


— 480 — 


eine Einſchränkung ſoll in folgender Weiſe für die nächſten zehn 
Jahre zugelaſſen werden wie folgt: achtjährige oder ältere Kinder 
können bis zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes, 
neun⸗ oder mehrjährige Kinder bis auf drei Jahre, und diejenigen, 
die zehn⸗ oder mehrjährig ſind, bis fünf Jahre von dieſem Zeitpunkt 
an beſchäftigt werden. 

Perſonen unter ſechzehn Jahren oder ſechzehnjährige und ältere 
Frauen dürfen nicht zwiſchen zehn Uhr abends und vier Uhr morgens 
beſchäftigt werden, mit Ausnahme folgender Fälle: 

1. Im Falle beſonderer Umſtände kann dieſe Einſchränkung durch 

Verfügung aufgehoben werden. 

2. Für Fabriken beſonderer Art oder in dringenden Fällen können 
außergewöhnliche Vorkehrungen durch Verfügung getroffen 
werden. 

3. Im Falle abwechſelnder Beſchäftigung von zwei oder mehreren 
Parteien können Ausnahmemaßregeln durch Verfügung ge⸗ 
troffen werden. 

Für Perſonen unter ſechzehn Jahren oder für Frauen von ſech⸗ 
zehn und mehr Jahren ſoll die Arbeitszeit bis zu zwölf Stunden ge⸗ 
ſetzlich begrenzt werden. 

Eine Beſtimmung der Eß⸗ und Ruhepauſen, die für ſechzehn⸗ 
jährige Perſonen und für ſechzehnjährige und ältere Frauen nicht 
unter einer und einer halben Stunde betragen dürfen, ſoll durch das 
Geſetz getroffen werden. 

Sechzehnjährigen Perſonen und ſechzehnjährigen oder älteren 
Frauen ſollen mindeſtens zwei Tage in jedem Monat zur Erholung 
bewilligt werden. 

Sechzehnjährige Perſonen und ſechzehnjährige oder ältere Frauen 
ſollen nicht in Fabriken oder Werken beſchäftigt werden, die der Ge⸗ 
ſundheit Gefahr oder Schaden bringen können. 

Der Arbeitgeber hat für die bei der Arbeit verwundeten oder ge⸗ 
töteten Beſchäftigten zu zahlen: 

a) die Ausgaben für ärztlichen Beiſtand und für Pflege; 

b) mindeſtens die Hälfte des Arbeitslohnes, wenn der Zuſtand 
des Kranken länger als fünftägige Ruhe erfordert; 

c) den Arbeitslohn für mindeſtens zwei Jahre (250 Yen als 
Höchſtbetrag), wenn der Arbeiter durch Unglücksfall auf Lebenszeit 
arbeitsunfähig geworden iſt; 


a 


d) die Begräbniskoſten von 20 Yen als Höchſtbetrag, wenn der 
Tod durch einen Unglücksfall eingetreten iſt; 

e) eine Summe, die dem Arbeitslohn von einem und einem 
halben Jahr gleichkommt, aber nicht mehr als 200 Yen an die über- 
lebende Familie, ſofern eine vorhanden iſt. 

Wenn Angeſtellte in Koſt⸗ und Wohnhäuſern verletzt werden 
oder erkranken, muß der Arbeitgeber ſich mindeſtens drei Monate 
um ſie kümmern und im Todesfall die Begräbniskoſten tragen. 

Die Fabriken ſtehen unter der Kontrolle von Statthaltern und 
des Miniſters für Landwirtſchaft und Handel. 


Japan. 


Achtzehntes Kapitel. 
Die Handels-Marine. 


— 


I. Ihr Wachstum und ihre gegenwärtige Beihaffenheit.*) 


Von Renpei Rondo, 
Präſident der Nippon⸗Vuſen⸗Kaiſha (Japaniſche Poſt⸗Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft). 


Die Geſchichte der japaniſchen Marineunternehmungen reicht 
kaum 40 Jahre zurück. Die Politik, ſich von fremdem Verkehr ab⸗ 
zuſchließen, die von den Tokugawa⸗Regenten nahezu drei Jahrhun⸗ 
derte aufrecht erhalten wurde, um die Verbreitung des Chriſtentums 
zu verhindern, dem man politiſche Abſichten zugrunde legte und des⸗ 
halb für die Sicherheit des Staates fürchtete, erſtickte die natürliche 
Entfaltung unſerer Marineunternehmungen. Ehe dieſe Beſchränkun⸗ 
gen beſtanden, beſaß Japan große Schiffe, die für überſeeiſchen Handel 
geeignet waren. In Wirklichkeit trieb Japan mit Hilfe ihrer eigenen 
Schiffe überſeeiſchen Handel mit einigen zwanzig Ländern und Pro⸗ 
vinzen. Aber um die Iſolierungspolitik wirkſam durchzuſetzen, wurde 
ein ſtrenges Verbot erlaſſen, das offiziell den Bau größerer Schiffe 
unterſagte und notgedrungen lähmend auf das Wachstum unſerer 
maritimen Unternehmungen wirken mußte. Danach mußte ſich Ja⸗ 
pan auf einen Küſtenhandel beſchränken, der mit kleinen Segelſchiffen 
geführt werden konnte. So blieben die Dinge, bis Annäherungen von 
fremden Dampfſchiffen und das Verlangen fremder Mächte, das Land 
dem Handel zugänglich zu machen, unſerer Regierung die Notwendig⸗ 
keit nahelegten, nicht nur die Verbote zurückzunehmen, die beinahe 
220 Jahre in Kraft geweſen waren, ſondern auch den Bau großer 
Schiffe zu veranlaſſen. Der Aufhebung dieſes alten Einſchränkungs⸗ 


) Das Geſetz zur Unterſtützung der Schiffahrt durch Regierungsſubſidien iſt im 
Anhang enthalten. 
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ſyſtems folgten bald die auffallendſten Reſultate. Innerhalb von 
zehn Jahren nach dem Widerruf des Verbotes hatten die Japaner 
nicht weniger als 138 Fahrzeuge nach auswärtigem Muſter. 

Die unſichere Lage des Landes ſowohl vor der großen politiſchen 
Revolution 1868, wie unmittelbar danach, verhinderte die Entfal⸗ 
tung einer Handelsflotte. Außerdem konnte das Volk nicht ſogleich 
die durch jahrhundertelange Abgeſchloſſenheit anerzogenen Gewohn⸗ 
heiten abtun. Die erſte bemerkenswerte Anregung zu maritimen 
Unternehmungen nach Wiederherſtellung des Friedens ging im Jahre 
1872 von Mr. Iwaſaki aus, deſſen Name und der der Geſellſchaft, 
die von ihm gegründet iſt, — die Mitſu-Biſhi⸗Poſt⸗Dampfſchiffahrts⸗ 
Geſellſchaft — für immer mit dem Anfang maritimer Unterneh⸗ 
mungen in Japan verknüpft ſein wird. Eine andere große Dampf⸗ 
ſchiffahrts⸗Geſellſchaft — die Vereinigte Dampfſchiffahrts⸗Transport⸗ 
geſellſchaft — wurde im Jahre 1880 eröffnet, und dieſe beiden, die 
im Jahre 1885 vereinigt wurden, bilden die jetzige japaniſche Poſt⸗ 
Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft (Nippon⸗Yuſen⸗Kaiſha). Inzwiſchen wur⸗ 
den die Oſaka⸗Shoſen⸗Kaiſha und andere kleine Schiffahrts⸗Geſell⸗ 
ſchaften gebildet. So erwuchs der Verkehr der Güter und es ſtellten 
ſich entſprechende Handelsvorteile für Binnen- und Küſtenhandel ein. 
Hingegen wurde der entferntere Ozeanverkehr nicht regelmäßig vor 
dem Jahre 1892 unternommen, als die Nippon⸗Yuſen⸗Kaiſha einen 
monatlichen Verkehr mit Bombay eröffnete. 

Der erfolgreiche Ausgang des chineſiſch⸗japaniſchen Krieges von 
1894/95, der eine Epoche in der Geſchichte Japans bedeutet, gab un⸗ 
ſeren maritimen Unternehmungen einen mächtigen Anſtoß. Die Nip⸗ 
pon⸗Yuſen⸗Kaiſha eröffnete 1896 eine Verbindung mit Yokohama, 
London und Antwerpen, die jetzt vierzehntägigen Schiffsverkehr hat; 
einen Verkehr zwiſchen Hongkong und Seattle, der jetzt auch vierzehn⸗ 
tägig iſt und noch einen monatlichen Verkehr zwiſchen Yokohama 
und Melbourne. Ferner hat eine japaniſche Geſellſchaft, organiſiert 
unter dem Namen Toyo⸗Kiſen⸗Kaiſha (Orientaliſche Dampfſchiffahrts⸗ 
Geſellſchaft), eine Dampferlinie zwiſchen Hongkong und San Fran⸗ 
cisco eröffnet, und die Oſaka⸗Shoſen⸗Kaiſha (Oſaka⸗Handelsmarine⸗ 
Geſellſchaft) hat verſchiedene Linien eröffnet, nämlich ſolche zwiſchen 
Shanghai und Hankow, zwiſchen Foochow und Hongkong, Hongkong 
und Angpin, Hongkong und Tamſui ꝛc. Viele kleine Handelsſchiffe 
verkehren zwiſchen verſchiedenen aſiatiſchen Häfen. Dadurch iſt 
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das Gebiet der japaniſchen maritimen Unternehmungen ſehr be⸗ 
deutend erweitert worden. Eine Berechnung der Fortſchritte 
unſerer Handelsmarine liefert den Nachweis, daß, während der 
Tonnengehalt unſerer Fahrzeuge nach fremdem Vorbild (Dampfer 
und Segelſchiffe einbegriffen), im Jahre 1879 nur 100000 Tonnen 
Brutto aufwies, er zu 220000 Tonnen Brutto im Jahre 1889 
anſchwoll und zu 796930 Tonnen Brutto im Jahre 1899, ſich alſo 
in den erſten zehn Jahren verdoppelte und in den zweiten zehn Jahren 
mehr als verdreifachte. Japan ſtand im Jahre 1898 an zehnter Stelle 
unter den maritimen Nationen der Welt, und die Nippon⸗Yuſen⸗Kaiſha 
iſt im Punkte der Tonnenverladung die ſiebente unter den hauptſäch⸗ 
lichſten Schiffsverladungs⸗Geſellſchaften. 

In bezug auf den Anteil, den japaniſche Schiffe am in⸗ und 
ausländiſchen Handel des Landes hatten, gibt die Statiſtik an, daß, 
während der geſamte ausländiſche Handel Japans im Jahre 1889, 
abzüglich der Koſten für Dampfer, andere Fahrzeuge und auswärtig 
gekaufter Geräte 133000000 Pen betrug, der Wert der Güter, die 
von japaniſchen Fahrzeugen befördert wurden, nur 10125000 Yen 
ausmachte, alſo weniger als ein Zwölftel der Geſamtſumme. Von dem 
auswärtigen Handel im Werte von zirka 428000000 Yen (kleine Ab- 
weichungen kommen auf Rechnung von Schiffen und Geräten) be⸗ 
förderten japaniſche Schiffe im Jahre 1899 Waren im Werte von 
140000000 Yen oder ein Drittel des Geſamtwertes. 

Dieſe Daten zeigen deutlich genug, wie viel Beachtung und 
Energie unſer Volk dieſen Unternehmungen zugewendet hat. Es ent⸗ 
faltete ſich gleichzeitig des Volkes Sinn für Schiffahrt, den die Ab⸗ 
ſchließungspolitik erheblich gehemmt hatte. Bedeutende Forſchritte 
ſind unſtreitbar in Schiffahrtskunde und Maſchinenbaukunde gemacht 
worden. Dieſes beſtätigt ſich durch die Zahl der im Jahre 1899 aus⸗ 
geſtellten Zeugniſſe für Befähigung in Schiffahrts⸗ und Maſchinen⸗ 
kunde, die in Japan 13088 betrugen, während die Zeugniſſe in den 
Händen Auswärtiger auf 302 geſunken waren. Es iſt Tatſache, daß 
die Notwendigkeit, Auswärtige mit verantwortlichen Stellungen auf 
japaniſchen Schiffen zu betrauen, rapide ſchwindet. 

Paſſende Einrichtungen zur Unterſtützung maritimer Unterneh⸗ 
mungen fehlen nicht in Japan. Mehr als zehn Schiffswerft-Geſell⸗ 
ſchaften ſind errichtet, ausſchließlich der Regierungsdocks, und unter 
dieſen gibt es Docks, die fähig ſind, Schiffe von 810000 Tonnen 
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unterzubringen. Auch werden in dieſen Werften Schiffe gebaut; die 
größte iſt die Mitſu-Biſhi⸗Geſellſchaft. In den letztverfloſſenen Jahren 
hat fie die „Hitachi-Maru“, die „Awa-Maru“ und die „Kaga⸗ 
Maru“ für die Nippon⸗Yuſen⸗Kaiſha gebaut, die alle Dampfſchiffe 
mit mehr als 6000 Tonnengehalt ſind. 

Dieſes iſt Japans augenblickliche Lage in bezug auf maritime 
Unternehmungen, und es iſt nicht ſchwer, aus dieſer ſeine Zukunft 
vorauszuſagen. Es kann gejagt werden, daß das Volk von der Not- 
wendigkeit, eine große Flotte zu beſitzen, durchdrungen iſt, nicht nur 
im Intereſſe der Unabhängigkeit des Handels, ſondern auch aus 
militäriſchen und maritimen Gründen. Ferner iſt Japan ſich bewußt, 
daß die Augen der Handels- und der induſtriellen Welt auf das 
Wachstum des Abſatzes in China, Sibirien und im öſtlichen Aſien 
gerichtet ſind, und daß Schiffahrts⸗Geſellſchaften und Firmen in 
Deutſchland, Amerika und in anderen Ländern bereits Anknüpfungen 
mit dieſem Teil der Welt ſuchen, um Schiffahrtslinien für Güter⸗ 
und Lebensmittelverkehr zu eröffnen. Auch der Wandel, den höchſt⸗ 
wahrſcheinlich die Fertigſtellung der ſibiriſchen Bahn herbeiführen 
wird, ſpielt eine Rolle. Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Wohl- 
ſtand des Landes in den letzten Jahren zugenommen hat. Ein Ver⸗ 
gleich der Zahlen über den Exporthandel innerhalb der Jahre 1880 
bis 1900 zeigt, daß der Wert ausgeführter Waren im Jahre 1880 
29373400 Yen war, während er im Jahre 1890 auf 56603506 Yen 
ſtieg und 1900 auf 204207873 Yen, alſo während dieſer zwei Jahr⸗ 
zehnte eine Vermehrung von nahezu 170000000 Yen oder, um es 
anders auszudrücken, war der Exporthandel von 1900 beinahe ſieben⸗ 
mal ſo groß als der von 1880, und die jährliche Durchſchnittserhöhung 
während des Zeitraums von 1890/1900 betrug 14760000 Yen gegen⸗ 
über einer jährlichen Durchſchnittserhöhung von nur 2750000 Yen 
für den Zeitraum von 1880/90. Ferner zeigt der Umſatz während 
der 14 Jahre von 1880/94, dem Jahre des Kriegsausbruches zwiſchen 
China und Japan, daß der jährliche Umfang des Exports mit nur 
drei Ausnahmen ſtets größer war als der Import. Dieſe Tatſachen 
legen Zeugnis ab für des Landes Entfaltung, für ſeinen Wohlſtand 
und für ſeine wirtſchaftliche Rührigkeit. Es iſt wahr, daß ſeit 1894 
der Geſamtumfang des Imports den des Exports überſteigt, aber 
wenn die Zahlen, die ſich auf den Export beziehen, ſorgfältig unter⸗ 
ſucht werden, findet ſich, daß, obgleich zwiſchen 1894 und 1900 der 
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Wert der eingeführten Güter den der ausgeführten Waren um 
307500000 Yen übertraf, die Geldausfuhr während dieſer Zeit ſich 
nur auf 19750000 Pen belief, und ſich dieſe große Differenz durch 
die Kriegsentſchädigung, die China an Japan zahlte, ausglich. 

Ferner beſtand das Übergewicht des Imports zu einem großen 
Teil in Gegenſtänden, die erſt verarbeitet werden ſollten, wie Uten⸗ 
ſilien zu Eiſenbahnen, Dampfſchiffen, Maſchinen und Lokomotiven; 
während alſo eine verhältnismäßig kleine Summe Geldes ausgegeben 
wurde, legte Japan damit große Vorräte an Material nieder, die ihrer 
induſtriellen Entwicklung zugute kommen mußten. Ihre jüngſte ge⸗ 
drückte wirtſchaftliche Lage war die natürliche Reaktion nach den auf⸗ 
blühenden Zeiten, die dem ſiegreichen Kriege von 1894/95 folgten. 
Auch ſind die Folgen dieſer Depreſſion nicht annähernd ſo unheil⸗ 
voll, als auswärtige Zeitungen darſtellen; im Gegenteil, dieſer kleine 
Sturm hatte die heilſame Wirkung, die wirtſchaftliche Atmoſphäre von 
den überſchäumenden Elementen der Spekulation und dem falſchen 
Wagemut, mit dem ſie geſchwängert war, zu reinigen. In der Flut 
der Unternehmungen, die das Land nach dem Kriege überſchwemmte, 
wurden Tauſende von Induſtrien begonnen mit der entſprechenden 
Vergeudung an Kapital und Arbeit, und ſo hat die geringfügige Kri⸗ 
ſis, die das Volk durchgemacht hat, ſeine Nüchternheit, ſeinen Ernſt 
und ſeinen Fleiß nur verſtärkt. Nach meiner Anſicht zeigten die 
wahren Wohltaten, hervorgegangen aus der Anregung unſeres ſieg⸗ 
reichen Krieges und der Entſchädigungsſumme, die er uns gebracht 
hat, ſich nicht in der aufgeregten Zeit, die unmittelbar nach dem 
Krieg einſetzte, ſondern werden erſt in Zukunft zutage treten. 

Im Hinblick auf unſere Anſichten iſt oft behauptet worden, daß 
die ſchnelle Lohnerhöhung und das Steigen der Preiſe für Waren, 
während der letzten zehn Jahre ſo ſehr die Herſtellungskoſten ver⸗ 
mehrt haben, daß Japan bald den beſonderen Vorteil einbüßen wird, 
den es im internationalen Wettbewerb einſtmals beſeſſen hat. Es 
iſt fraglos, daß nach der eingetretenen Lohnerhöhung und der beſſeren 
Lebensgewohnheiten, die der Arbeiterſtand angenommen hat, große 
Schwierigkeiten entſtehen müſſen, wenn ſie ihren gewonnenen Vorteil 
wieder hergeben müſſen, um die geringere Nachfrage und die daraus 
entſtehende Entwertung der Waren auszugleichen. Aber niedrige 
Löhne ſind kein notwendiger Faktor zum Vorwärtskommen, im Ge⸗ 
genteil, wer für niedrigen Lohn arbeitet, iſt ſelten ein guter Ar⸗ 
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beiter, deshalb ſind ſeine Leiſtungen nicht einträglich. Wenn japa⸗ 
niſche Arbeiter ihre jetzigen Lebensgewohnheiten beibehalten wollen, 
ſo müſſen ſie angeſtrengter und beſſer arbeiten als früher. Japan 
darf nicht erwarten, daß es in dieſer Hinſicht eine Ausnahmeſtellung 
unter induſtriellen Ländern einnehmen kann. Daher bietet die Ar⸗ 
beiterfrage nach keiner Richtung Japan Veranlaſſung zur Unruhe. 
Aber eine andere Frage muß erhoben werden, nämlich, ob des Landes 
natürliche Hilfsquellen ausreichend ſein werden, um ſein künftiges 
Gedeihen ſicher zu ſtellen. Ein wenig Nachdenken zeigt, daß wir auch 
auf dieſem Gebiet nicht ſchlechter als andere Länder bedacht ſind. 
Abgeſehen von den reichhaltigen, noch unerſchöpften Bergwerken, den 
großen Strecken noch unbebauten Landes, dem Zucker, Kampfer, Tee, 
Fiſchfang und anderen Gewerben in Hokkaido und Formoſa, neben 
den bereits beſtehenden Induſtrien des eigentlichen Japans, die zu 
großer Entfaltung berufen ſind, kann auch nicht in Abrede geſtellt 
werden, daß die künſtleriſche Veranlagung des Volkes bedeutende Hilfs- 
quellen bietet. Dieſer Vorteil kann in weit größerer Ausdehnung als 
bisher nutzbar gemacht werden. Die Seiden-Induſtrie liefert den beſten 
Beweis dafür. Japan produziert und exportiert rohe Seide in großen 
Maſſen. Warum ſollte es nicht ſeine künſtleriſche Begabung und in- 
telligente Arbeitsart zur Fertigſtellung guter Seidenſtoffe verwerten, 
anſtatt Frankreich und Amerika das Monopol der Tertilinduftrie zu 
überlaſſen? Dann muß nicht vergeſſen werden, daß Japans geogra- 
phiſche Erleichterungen wie ſeine Stammverwandtſchaft mit China 
ſeinen Handel mit dieſem Volk fördert, deſſen auswärtiger Handel 
von allen klar blickenden Geſchäftsmännern der Welt als bedeutend 
und einer großen Zukunft entgegengehend angeſehen wird. Es iſt 
ein unleugbarer Vorteil, eine fo günſtige Lage und fo leichten Zu⸗ 
gang zu Chinas Handelsmarkt zu haben, und da Japan zum Studium 
chineſiſcher Sitten und Stimmungen eine gemeinſame Literatur und 
eine jahrhundertelange Verbindung aufzuweiſen hat, ſo iſt anzu⸗ 
nehmen, daß Japans Handelsbeziehungen zu ſeinen Nachbaren nicht 
durch Vorurteile geſtört werden können, die eine Scheidewand zwiſchen 
China und den weſtlichen Nationen aufrichten. 

Unzweifelhaft werden ſolche Vorteile als Wohlſtand erzeugende 
Hilfsquellen angeſehen werden und können als Unterſtützung meiner 
Anſicht gelten, daß Japans wirtſchaftliche Zukunft hoffnungsvoll und 
glänzend iſt. Ich gebe zu, daß wir die Erfahrungen und geſchäft⸗ 


lichen Fähigkeiten weſtlicher Völker nicht beſitzen, aber ich darf auch 
nicht vergeſſen, daß nur einige dreißig Jahre verfloſſen ſind, ſeitdem 
meine Landsleute internationale Handelsbeziehungen angeknüpft 
haben. In Anbetracht dieſer kurzen Zeit iſt man ihnen Anerkennung 
für das, was ſie erreicht haben, ſchuldig. Es iſt ein geſundes Zeichen, 
daß ſie ihre Fehler erkennen und bemüht ſind, ſie abzulegen. Wenn 
man die Geſchicklichkeit, die Beweglichkeit und das Anpaſſungsver⸗ 
mögen in Betracht zieht, das ſie in anderer Richtung entfaltet haben, 
ſo iſt man zu der Erwartung berechtigt, daß ſie in wenigen Jahren 
alle die Fähigkeiten entwickeln werden, die zu kaufmänniſchem und 
induſtriellem Erfolg notwendig ſind. 

Was ihnen wirklich fehlt, iſt Kapital. Sie brauchen es, um In⸗ 
duſtrien zu entfalten. Sie brauchen es ferner, um ihre beſtehenden 
Induſtrien auf einer breiteren und folglich auch ökonomiſcheren Baſis 
zu entwickeln. Ich befürworte deshalb die Einführung fremden Ka⸗ 
pitals. Die Meinung iſt laut geworden, daß ein ſolcher Kurs den 
Faktoren Vorſchub leiſten würde, die für die gegenwärtige Depreſſion 
verantwortlich ſind. Was dies anbetrifft, ſo iſt unbeſtritten, daß die 
chineſiſche Kriegsentſchädigung und die raſch vermehrte Geldzufuhr 
viele Spekulationsgründungen nach ſich zog, deren reeller Wert frag⸗ 
lich war. Aber es iſt gleichfalls wahr, daß wenigſtens ein Teil des 
jüngſten Niedergangs der Tatſache zuzuſchreiben iſt, daß viel hoff⸗ 
nungsvolle Unternehmungen aus Mangel an Kapital gehemmt oder 
vernichtet worden ſind unter Verluſt des bereits darin angelegten 
Geldes. Ich befürworte nicht die Einführung fremden Kapitals als 
runde Summe, wie z. B. in der Form eines Darlehens, um Privat- 
eiſenbahnen anzukaufen; das könnte einen übermäßigen Geldvorrat 
herbeiführen, für den Kapitalanlage geſucht und durch den neue ſpe⸗ 
kulative Unternehmungen hervorgerufen würden. Ich würde vor⸗ 
ſchlagen, daß fremdes Kapital für die Entwicklung ſpezieller, bis jetzt 
noch unverſuchter oder in ungenügend fundiertem Zuſtand befind⸗ 
licher Unternehmungen verwendet werden ſollte. Es muß aber auch 
in Betracht gezogen werden, daß auswärtige Kapitaliſten ihr Geld 
nicht in Japan anlegen werden, ohne genügende Sicherheit dafür 
zu finden. Solche Sicherheiten müſſen geboten werden, und ich bin 
überzeugt, daß die Ausführung dieſes Vorſchlages ſowohl für aus⸗ 
wärts wie auch für Japan ſegensreich ſein würde. 
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IL.s Schiffsbau.“ 
Von Baron Iwaſaki. 


Die Kunſt des Schiffsbaues, wenn ſie überhaupt in ihrer früheſten 
und ausgebildeten Form einen ſo ſtattlichen Namen rechtfertigt, war 
den Japanern ſchon ſo früh bekannt, daß ihr Urſprung ſich dem Be⸗ 
reich geſchichtlicher Nachforſchung entzieht. Der erſte geſchichtliche Be⸗ 
richt, der einen Anhaltspunkt für das Weſen des Schiffsbaues gibt, 
findet ſich im Zuſammenhang mit Kaiſer Jimmus Marſch gegen 
Oſten und dem denkwürdigen Sieg im Jahre 667 vor Chriſti, in dem 
gejagt wird, daß er von Hyuga nach Settſu an der Spitze einer See⸗ 
macht heranrückte. Daraus kann geſchloſſen werden, daß Japan zu 
jener Zeit ſchon im Beſitz von Fahrzeugen von gewiſſer Bedeutung war. 
Darauf wurden während der Regierung des Kaiſers Suijin (um das 
Jahr 80/0 v. Chr.) Befehle zur Herſtellung von Schiffen erlaſſen 
zum Zweck der Unterwerfung der wilden Stämme im Norden Japans, 
wie auch derjenigen der gegenüberliegenden Küſte (jetzt ein Teil von Oſt⸗ 
ſibirien). Noch ſpäter, im Jahre 200, fiel die Kaiſerin Jingo in Korea 
ein, und von da ab entſtand ein dauernder Verkehr mit dieſem 
Lande und China. Alles dieſes zeigt, daß Japan bereits gelernt 
hatte, ſeetüchtige Fahrzeuge von anſehnlicher Größe zu bauen. 

Im 17. Jahrhundert finden wir dann japaniſche Kauffahrtei⸗ 
ſchiffe auf dem Wege zu den Philippinen, nach Siam und ſelbſt bis 
nach Mexiko. Über die Bauart dieſer Schiffe iſt nichts bekannt. Je⸗ 
doch im Hinblick auf die vielen ſpaniſchen und portugieſiſchen Schiffe, 
die in japaniſchen Gewäſſern kreuzten, ſcheint die Annahme gerecht⸗ 
fertigt, daß Japaner von dieſen Europäern die Kunſt erlernten, große, 
ſeetüchtige Fahrzeuge zu erbauen. 

Gerade als die Schiffsbaukunſt weit genug vorgeſchritten war, 
um Fahrzeuge für die Ozeanſchiffahrt herſtellen zu können, wurden ihr 
infolge einer neuen Politik der neu errichteten Tokugawa⸗Regierung 
Hinderniſſe in den Weg gelegt. Dieſe Regierung bemerkte, daß die 
katholiſche Religion, die die Spanier und Portugieſen in Japan 
einzuführen bemüht waren, Ruhe und Frieden bedrohen könne, und 
um ihre Verbreitung zu vermeiden, verbot ſie jeden Verkehr mit der 
Außenwelt, Holländer und Chineſen ausgenommen, die den Hafen 
von Nagaſaki als Handelshafen benutzen durften. Kaufleuten dieſer 


) Das Schiffsbau⸗Unterſtützungsgeſetz findet ſich im Anhang. 
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bevorzugten Nationalitäten wurde dadurch erlaubt, zwar unter ſtren⸗ 
gen Einſchränkungen, ihre Waren in eigenen Fahrzeugen zu 
bringen, aber den Japanern war unter Androhung ſtrengſter Strafen 
verboten, Schiffe von großen Dimenſionen zu bauen, und es war 
nur der Bau kleiner Segelſchiffe für den Küſtenhandel möglich. 

Im ſechſten Jahre von Kai⸗ei (1853) erſchien Kommodore Perry 
von Amerika im Hafen von Uraga mit einem Geſchwader von Kriegs⸗ 
ſchiffen und überreichte dem Schogunat offizielle Mitteilungen, in denen 
der Wunſch zur Eröffnung freundſchaftlicher Beziehungen und Han⸗ 
delsverbindungen zwiſchen den beiden Ländern zum Ausdruck kam. 
Vor dieſem hatten ſchon Kriegsſchiffe von England, Rußland, den 
Vereinigten Staaten und anderen Ländern vor 30 und 40 Jahren ge⸗ 
legentlich in japaniſchen Häfen vorgeſprochen, dagegen war das Nach⸗ 
barland China, infolge eines erfolgloſen Streites mit England und 
Frankreich, gezwungen, Hongkong abzutreten und Shanghai und an⸗ 
dere Häfen dem auswärtigen Handel zu öffnen. Dann ſchickte wiederum 
der König von Holland einen Brief an den Schogun, in dem er ihm 
das Unvorteilhafte der Abſchließungspolitik auseinanderſetzte und ihm 
die Vorteile nahelegte, die aus freundſchaftlichen und Handelsbeziehun⸗ 
gen mit fremden Mächten erwachſen würden. Alle dieſe Umſtände 
vereint, hatten mehr oder weniger dazu beigetragen, die Nation aus 
dem lange anhaltenden Schlummer zu erwecken, und als ſich die 
Tokugawa⸗Regierung den oben erwähnten Forderungen der ameri⸗ 
kaniſchen Regierung gegenübergeſtellt fand, ſah ſie die Wichtigkeit 
des auswärtigen Geſchäftsverkehrs ein, aber auch die Notwendigkeit, 
eine Flotte ins Leben zu rufen. 

Wie ſehr auch die feudale Regierung von Tokugawa von der 
Dringlichkeit, eine Flotte zu begründen, überzeugt war, ſo beſaß ſie, 
infolge ihrer Abſchließungstheorie, keinen einzigen Mann im Lande 
mit der Fähigkeit oder Erfahrung für ſolch eine Aufgabe. Es gab 
jedoch Männer im Lande, die mit den Künſten und Wiſſenſchaften 
des Weſtens vertraut waren; ebenſowenig war den Japanern die 
Lage der auswärtigen Dinge ganz und gar fremd. Aber lange be⸗ 
ſtehende Einrichtungen und Gewohnheiten können nicht im Hand⸗ 
umdrehen ſolchen Neuerungen Platz machen; daher mußte ſich die 
Tokugawa⸗Regierung begnügen, als erſten Schritt auf dem Gebiete 
der Flottenbeſchaffung eine Proklamation zu erlaſſen, die das da⸗ 
malige Verbot, Schiffe von größerem Umfange zu bauen, aufhob. 
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Der Erlaß dieſer Proklamation war von vielverſprechenden Er- 
folgen begleitet, denn obgleich Japaner wenig oder gar nichts vom 
Schiffsbau, wie er in Europa betrieben wurde, verſtanden, ſo hatte 
die erwähnte Proklamation zur Folge, daß in verſchiedenen Teilen 
des Landes eine neue Schiffsart nach dem Muſter europäiſcher Scho- 
ner gebaut wurde. Zum Beiſpiel baute die Tokugawa-Regierung in 
Uraga ein Segelſchiff dieſer Art mit zwei Maſten, 152 Fuß lang, 
bei einer Breite von 50 Fuß. Der Stamm von Satſuma baute zwei 
oder drei Segelſchiffe der gleichen Art mit drei Maſten, und der 
Stamm von Mito ſtellte ein ähnliches Schiff in Iſhika⸗-wa⸗jima in 
Yeddo her. Dieſe erwähnten Beiſpiele find die erſten Beweiſe für 
den europäiſchen Stil in japaniſchem Schiffsbau. 

Zu dieſer Zeit fand ein Ereignis ſtatt, das einen mächtigen An⸗ 
trieb und eine ſehr nützliche Förderung zur Schiffsbau-Entfaltung in 
Japan bot. Im erſten Jahre des Anſei (1854) zerſtörten die Flut⸗ 
wellen den Boden des ruſſiſchen Kriegsſchiffes „Diana“, und es 
ſank ſchließlich im Hafen von Shimoda, in der Provinz Izu. Da 
kein verfügbares Schiff zur Heimkehr der Beſatzung, die über 500 
Mann zählte, vorhanden war, ſo entſchloß man ſich, zwei Schoner 
zu bauen, wobei die Hilfe japaniſcher Handwerker in Anſpruch genom⸗ 
men wurde. Nach Fertigſtellung der Schiffe im nächſten Frühjahr ſe⸗ 
gelten die Schoner nach Wladiwoſtok. Den japaniſchen Zimmerleuten 
und Schloſſern, die den Ruſſen geholfen hatten, war gute Gelegenheit 
geboten, dabei das europäiſche Syſtem des Schiffbaues kennen zu ler— 
nen. Sie lernten von dieſem Zufall zu ihrem eigenen Nutzen, denn 
ſie wurden ſpäter von der Tokugawa-Regierung bei dem Bau einer 
Anzahl Segelſchiffe, ähnlich den von den Ruſſen gebauten Schonern, 
verwendet. Die Mehrzahl dieſer Arbeiter wurde danach von der 
neuerrichteten Flottenabteilung des Schogunats angeſtellt, und mit 
der Zeit ſammelten ſie ſo viele Kenntniſſe, daß ſie bei Errichtung der 
Flotten⸗Schiffswerft in Yokoſuka den Kern der Arbeitskräfte bildeten. 

Im zweiten Jahre des Anſei (1855) ſandte der König der Nieder- 
lande eines ſeiner Kriegsſchiffe an den Tokugawa-Schogun, der es 
umtaufte und ihm den Namen „Kwan⸗-ko⸗Maru“ gab und es als 
Schulſchiff in Nagaſaki ſtationierte. Zu gleicher Zeit trafen in Na⸗ 
gaſaki verſchiedene Kriegsflotten-Lehrer aus Holland ein, auf ein 
Geſuch, das die Tokugawa⸗Regierung ein Jahr vorher an die hol⸗ 
ländiſche Regierung gerichtet hatte. Die Tokugawa-Regierung wählte 
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eine Anzahl junger Leute und ſchickte fie an Bord des „Kwan-ko⸗ 
Maru“, um Schiffskunde und nautiſche Wiſſenſchaften von den neu 
eingetroffenen Lehrern zu erlernen. Dies war der Urſprung der ja⸗ 
paniſchen Flotte. 

Nachdem die Tokugawa⸗Regierung in dieſer Weiſe in den Beſitz 
einiger Kriegsfahrzeuge gekommen war und gleichzeitig einen Kur⸗ 
ſus in Flottenkunde eröffnet hatte, war ſie bemüht, Inſtitute für 
das Schiffsbaufach zu gründen, die mit Werkſtätten für Ausbeſſerung 
der Schiffe verbunden ſein ſollten. Sie wandte ſich wegen des An⸗ 
kaufs der nötigen Maſchinen und zur Anſtellung von Sachverſtän⸗ 
digen an die niederländiſche Regierung. Sachverſtändige und Ma⸗ 
ſchinen trafen im vierten Jahre des Anſei (1857) in Nagaſaki ein, 
und nachdem im Hafen von Akunoaura eine paſſende Stelle aus⸗ 
gewählt worden war, wurde mit der Errichtung der Werkſtätten ſo⸗ 
fort begonnen. Im erſten Jahre des Bunkyu (1861) waren die Werk⸗ 
ſtätten fertig. Aus dieſen kleinen Anfängen entfaltete ſich mit nur 
geringen Anderungen das jetzige große und blühende Unternehmen, 
das als Mitſu⸗Biſhi⸗Schiffswerft und Maſchinenwerke bekannt iſt. 

Die Marinekadetten der Tokugawa⸗Regierung in Nagaſaki be⸗ 
trieben neben dem Flotten- und Geſchützſtudium auch die von hol⸗ 
ländiſchen Lehrern erteilte Schiffsbaukunde. Sie bauten unter Lei⸗ 
tung dieſer Lehrer einen Kutter, der im vierten Jahr des Anſei 
(1857) fertiggeſtellt wurde. a 

Im zweiten Jahr des Bunkyu (1862) eröffnete die Tokugawa⸗ 
Regierung, in der Abſicht, eine Schiffswerft in Nagaſaki zu errich⸗ 
ten, abermals Verhandlungen mit der holländiſchen Regierung zwecks 
Anſtellung von Ingenieuren und Arbeitern. Ihr Eintreffen in Na⸗ 
gaſaki im vierten Jahr des Bunkyu (1864), ermöglichte die ſofortige 
Errichtung der Werft in Tategami. Obgleich Vorbereitungen ge⸗ 
troffen waren, um Kriegsſchiffe zu bauen, wurden ſie doch noch nicht 
in Angriff genommen, mit Ausnahme von einigen kleinen unar⸗ 
mierten Dampfern, während die ſonſtigen Arbeiten ſich nur auf 
Reparaturen beſchränkten. So ſtanden die Dinge, bis im vierten Jahre 
des Meiji (1871); da kamen die Werke von Nagaſaki unter Kon⸗ 
trolle der Abteilung für öffentliche Arbeiten (ſeitdem aufgehoben), und 
außer dem Anbau eines Trockendocks in Tategami wurden Schiffs⸗ 
werften noch nach verſchiedener Richtung ausgedehnt. Sie blieben in 
Händen der neuen Regierung bis zum ſiebzehnten Jahr des Meiji 
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(1884), wo ſie von der Mitſu-Biſhi⸗Firma gekauft wurden, unter deren 
Verwaltung ſie ſeitdem zur wichtigſten Schiffswerft des fernen Oſtens 
herangewachſen ſind. 

Wir greifen jedoch dem eigentlichen Gang unſeres Berichtes 
vor, und kehren deshalb zurück zu den Tagen des Tokugawa. Dieſe 
Regierung hielt Nagaſaki nicht für geeignet zum Hauptſitz des Flotten⸗ 
baues, wählte daher im erſten Jahre des Genji (1864) Yokoſuka dazu 
und wendete ſich ſofort an die franzöſiſche Regierung, um franzöſiſche 
Schiffskonſtrukteure zu engagieren. Nach Ankunft dieſer Baumeiſter 
und der Maſchinen, die ebenfalls aus Frankreich verſchrieben waren, 
wurde im zweiten Jahre des Kei⸗o (1866), ſofort mit der Errichtung 
der Werke begonnen; bevor ſie jedoch fertig waren, mußte die Toku⸗ 
gawa⸗Regierung alle Verwaltungsvollmachten an den Kaiſerlichen 
Hof zurückgeben. Die neue Regierung vollendete die Werke in Yofo- 
ſuka, die ſeitdem die größte Flotten-Schiffswerft in Japan ge⸗ 
worden iſt. f 

Es iſt ſchon erwähnt worden, daß die Regierungs-Schiffswerft 
von Nagaſaki in den Beſitz der Privatfirma Mitſu-Biſhi überging. 
Eine andere Schiffswerft, die die neue Regierung im ſiebenten Jahre 
des Meiji (1874) in Kobe errichtete und die dem Zweck von Repa⸗ 
raturen diente, ging gleichfalls im ſiebzehnten Jahre des Meiji (1884) 
in Privatbeſitz über. Der neue Beſitzer war die Kawaſaki⸗Schiffsbau⸗ 
Geſellſchaft, die jüngſt angefangen hat, Aufträge für Schiffsbau an⸗ 
zunehmen. 

Ein Überblick über den allgemeinen Fortſchritt der Schiffsbau⸗ 
Induſtrie, ſeit die neue Zeit der Aufklärung durch Wiederherſtellung 
der politiſchen Macht des Kaiſerlichen Hofes im Jahre 1868 begonnen 
hatte, ergibt folgendes: Die Wirkung des fördernden Antriebs, der 
Reform und Fortſchrittspolitik, die die neue Regierung befolgte, 
zeigte ſich ſofort in dem ſchnellen Aufſchwung des Handels und der 
Schiffahrt. Die Dampfſchiffe, die im neu entwickelten Handel zu 
Güterbeförderung verwendet wurden, kamen jedoch alle bis zum zehn⸗ 
ten Jahr des Meiji von außerhalb, bis man anfing, kleine Dampfer 
aus Holz in Oſaka, Hyogo, Tokyo, Hakodate ꝛc. zu bauen. Ein Jahr 
vorher, alſo im neunten Jahr des Meiji (1876), wurde in Nagaſaki 
der Bau eines Dampfſchiffes von 1500 Tonnen, „Koſuge-Maru“ 
genannt, in die Hand genommen. Zur ſelben Zeit fing die Regie⸗ 
rung an, Kriegsſchiffe in Yokoſuka zu bauen. Von da ab machte die 
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Schiffsbau⸗Induſtrie ununterbrochen Fortſchritte, ſo daß alle Dampfer, 
die für den ſo ſchnell aufblühenden Handel der Schiffsverladung im 
heimiſchen Meer Verwendung fanden, von den Schiffswerften in 
Oſaka, Nagaſaki, Kobe, Tokyo ꝛc. geliefert wurden. Im dreiundzwan⸗ 
zigſten Jahr des Meiji (1890) wurden drei Stahldampfer, jeder von 
700 Tonnen, von Stapel gelaſſen. Zu gleicher Zeit wurde auch mit 
dem Bau von Stahldampfern in Oſaka und Kobe begonnen. 

Jedoch die wahre Entfaltung der Schiffsbau⸗Induſtrie in Japan 
datiert erſt von dem Ende des japaniſch⸗chineſiſchen Krieges. Im 
Jahre 1896 wurde Japan durch die Verfügung des Schiffahrts⸗Unter⸗ 
ſtützungsgeſetzes und durch das Schiffsbau-Unterſtützungsgeſetz zur 
Erweiterung des Schiffsbaues und zur Vergrößerung der Schiffahrt 
ermuntert. Zu dieſer Zeit organiſierte die Nippon⸗Yuſen⸗Kaiſha zu⸗ 
erſt die europäiſche Linie und beſchloß, ſechs Dampfer, jeder von 
6000 Tonnen, zu bauen. Der Bau einer dieſer Dampfer wurde von 
der Mitſu⸗Biſhi⸗Schiffswerft in Nagaſaki unternommen und 1898 
vollendet. Dies war der erſte von ſolcher Größe gebaute Dampfer 
japaniſchen Urſprungs, und ſeit dieſer Zeit iſt die genannte Werft 
mit der Herſtellung großer Schiffe ſtark beſchäftigt. 

Im Januar 1903 waren acht Schiffe, zuſammen mit 23500 
Tonnengehalt im Bau begriffen. Die anderen Privat-Schiffswerfte, 
wie die Kawaſaki⸗Werft in Kobe, war damals mit dem Bau mehrerer 
Schiffe beſchäftigt, die zwiſchen 1000 bis 2000 Tonnen hatten. Die 
Oſaka⸗Eiſenwerke von Mr. Hunter ſind hauptſächlich mit der Her⸗ 
ſtellung kleinerer Fahrzeuge zum Befahren des Binnenmeeres oder 
der Seen und Flüſſe beſchäftigt. Die Urage-Schiffswerft fing ihre 
Tätigkeit mit dem Bau von fünf kleineren Kanonenbooten im Auf⸗ 
trage amerikaniſcher Bevollmächtigter in den Philippinen an. Außer⸗ 
dem gibt es noch eine Anzahl kleinerer Schiffsbauer, die hier keiner 
Erwähnung bedürfen. Es genügt, zu wiederholen, daß die Schiffsbau⸗ 
Induſtrie in den letzten Jahren eine große Ausdehnung ges 
nommen hat. 

Zum Schluß mögen einige Zahlen die japaniſchen Leiſtungen 
im Schiffsbau der letzten 26 Jahre darlegen, die 1877 mit mehreren 
bedeutenden Schiffen ihren Anfang nahmen. Die Zahl der Kauf- 
fahrteiſchiffe mit 500 Tonnen Gehalt, die in dieſem Zeitraum her⸗ 
geſtellt waren, belaufen ſich auf 68 mit 88539 Tonnengehalt. Mit 
Ausnahme von ſieben Segelſchiffen, von denen eines mit zur Aus- 
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hilfe beſtimmten Dampfmaſchinen ausgerüſtet war, waren alle an⸗ 
deren Fahrzeuge Dampfſchiffe. Die Schiffe waren alle, mit unbe⸗ 
deutenden Ausnahmen, aus Privatunternehmungen hervorgegangen. 
Außer dieſen find noch über hundert Fahrzeuge von 3 und 500 Tonnen 
in dem gleichen Zeitraum in Privatwerften entſtanden. 

Von den im vorigen Abſchnitt erwähnten 68 Schiffen, waren 18 
(mit 48078 Tonnen) in der Mitſu-Biſhi⸗Werft gebaut, 14 (mit 13827 
Tonnen) in der Kawaſaki⸗Werft in Kobe und 11 Schiffe (mit 9186 
Tonnen) in den Oſaka⸗Eiſenwerken, und der Reſt verteilt ſich auf 
verſchiedene kleinere Werften. Es iſt vielleicht von Intereſſe, hier 
anzuführen, daß von den 18 in der Mitſu-Biſhi⸗Werft gebauten 
Schiffen vier über je 6000 Tonnengehalt haben, von denen zwei 
auf der europäiſchen Linie der Nippon⸗Yuſen⸗Kaiſha und zwei andere 
derſelben Geſellſchaft auf der amerikaniſchen Linie verkehren. 

Die folgenden Schiffe waren u. a. auf den bedeutendſten Werften 
Ende des Jahres 1902 im Bau. 

Auf der Mitſu⸗Biſhi⸗Schiffswerft in Nagaſaki: 

Schiffe Tonnengehalt 
Aki⸗Maru (Stahl) 0 
Chefoo⸗Maru (Stahl) 
Niigata⸗Maru (Stahl). . . 2100 
Nikko⸗Maru (Stahl) 

Eiko⸗Maru (Stahl) 
Ohne Namen (Stahl) 


Auf der Kawaſaki⸗Schiffswerft in Kobe: 
Schiffe Tonnengehalt 
Kuſhiro⸗Maru (Stahl). . 1100 
Ohne Namen (Stahl) . . 650 
Ohne Namen (Stahl) 
Schulſchiff 
In der Zwiſchenzeit ſind die Schiffswerften nicht müßig ge⸗ 
weſen. Die Zahl der Kreuzer und Kanonenboote, die während eines 
Zeitraumes von 26 Jahren von 1876 bis 1901 inkluſive auf dieſen 
Werften hergeſtellt wurden, betrug 23, mit einem Geſamt⸗Tonnenge⸗ 
halt von 35021 Tonnen. Das größte dieſer Kriegsſchiffe iſt die „Ha⸗— 
ſhidate“, — 4278 Tonnen —, das in Pokoſuka gebaut wurde. Die 
Zahl der Torpedoboote am Ende des Jahres 1902 belief ſich auf 22. 
Acht Kreuzer und Kanonenboote find jetzt im Bau oder ſollen 
erbaut werden, mit einem Tonnengehalt von 12272 Tonnen, wäh⸗ 
rend 16 Torpedoboote in Arbeit ſind. 
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III. Schiffahrts⸗Ausbildung. 
Von dem Vorſteher des Shoſen⸗Gakko (Regierungs⸗Schiffahrts⸗Hochſchule), Tokyo. 


Ehe wir auf die Einzelheiten der Schiffahrt3-Ausbildung in 
Japan eingehen, wollen wir erſt einen Überblick über die Zunahme 
des Tonnengehalts und die Zahl der Seeleute bis zum Ende des 
Jahres 1902 geben, um einen Begriff von dem jetzigen Stand des 
Schiffahrtsweſens zu gewinnen. 

Im Jahre 1897 überſtieg der Geſamt⸗Tonnengehalt der Schiffe 
Japans nicht 400000 Tonnen, Dampf- und Segelſchiffe eingerechnet; 
mit der Ausdehnung der nationalen Induſtrie jedoch ſtieg der Tonnen⸗ 
gehalt der Fahrzeuge zuſehends, und am Ende des Jahres 1902 be- 
trug der Tonnengehalt 934961 Tonnen, wovon 605122 Tonnen auf 
Dampfſchiffe und 329839 Tonnen auf Segelſchiffe kamen. Es muß 
jedoch zugeſtanden werden, daß die Zahl fähiger Offiziere, dieſe Schiffe 
zu leiten, verhältnismäßig gering war. Gegenwärtig gibt es an gründ⸗ 
lich ausgebildeten Offizieren nur ſo viele, wie die folgende Tabelle 


angibt: 
Japaner Ausländer 
213 
118 


Geſamtzahl 1901 331 


Infolgedeſſen wird das Bedürfnis nach guten Seeleuten gegen- 
wärtig ſtark empfunden, und die Regierung iſt beſtrebt, eine wirk⸗ 
ſamere ſeemänniſche Ausbildung herbeizuführen. 

Die einzige vollſtändige Anſtalt in Japan zur Ausbildung in den 
höheren Zweigen ſeemänniſcher Bildung iſt die Seemanns-Hochſchule 
in Tokyo, die mit dem Verkehrsdepartement in Verbindung ſteht. Die 
Anſtalt wurde im Jahre 1875 von der Mitſu-Biſhi⸗Geſellſchaft ge⸗ 
gründet, wurde aber ſpäter der japaniſchen Schiffspoſt-Geſellſchaft 
übergeben. Im Jahre 1885 wurde ſie von der Regierung übernom⸗ 
men, neu organifiert und entwickelte ſich zu der gegenwärtigen See⸗ 
manns⸗Hochſchule. 

Dieſe Schule bildet junge Leute zu Offizieren der Handelsmarine 
aus und unterweiſt fie theoretiſch uno praktiſch in den Gegenſtänden, 
die zu den höheren Zweigen des Seemannsberufes gehören. Der 
Lehrkurſus iſt in zwei Abteilungen eingeteilt, in einen Lehrgang für 
Schiffahrts⸗ und einen für Ingenieurweſen. 


Die Kadetten beider Kurſe ſtehen während ihrer Studienzeit im 
Dienſte der Marine, ſogar bis nach ihrer Abſchlußprüfung, und da 
ſie jederzeit zu Seeoffizieren ernannt werden können, ſtehen ſie unter 
den allgemeinen Marinegeſetzen. 

In dem Schiffahrtskurſus bilden theoretiſche und praktiſche See- 
fahrerkunſt, Seemeſſungen, Marine- Meteorologie, Seerecht und 
Schiffsbaukunſt die wichtigſten Studiengegenſtände; alle anderen ſind 
nur Ergänzungs-Lehrobjekte. 

Die Kadetten kommen bei ihrem Eintritt in die ſechſte Klaſſe und 
werden halbjährlich in eine höhere Klaſſe verſetzt. Bis zu ihrer Ver⸗ 
ſetzung in die erſte Klaſſe werden ſie in den Klaſſenzimmern der Schule 
unterrichtet; dann kommen fie nach der Hojuſtſu-Renſhuſho (Ar- 
tillerieſchule) in Yokoſuka, um dort etwa ſechs Monate lang in der 
Geſchützkunſt unterwieſen zu werden. Zum Schluß müſſen ſie an Bord 
verſchiedener Schiffe für eine Dauer von 2½ Jahren eine Lehrzeit 
durchmachen. Demnach nimmt es alſo 5½ Jahre in Anſpruch, ihre 
Ausbildung zu vollenden. 

In dem Ingenieurkurſus ſind die Hauptgegenſtände: Dampf- 
maſchinen⸗, Dampfkeſſel- und Elektrizitäts⸗Lehre, Zeichnen und prak⸗ 
tiſche Arbeit in den Werkſtätten; alle anderen Gegenſtände ſtehen in 
zweiter Reihe. 

Jeder Kadett dieſer Art kommt beim Eintritt in die 5. Klaſſe 
und wird jedes halbe Jahr in eine höhere Klaſſe verſetzt. Wie die 
Kadetten der Schiffahrtsabteilung, erhält er ſeinen Unterricht in den 
Klaſſenzimmern. Sobald er jedoch die erſte Klaſſe erreicht hat, wird 
er in eine Fabrik oder Werkſtätte geſchickt, um eine zweijährige praf- 
tiſche Ausbildung durchzumachen, und kommt dann an Bord verſchie— 
dener Fahrzeuge, um ſein Lehrjahr als Ingenieur abzudienen. — 
Sein Kurſus umfaßt alſo bis zum Abſchluß eine Dauer von fünf 
Jahren. — 

Es bildet einen großen Anſporn für die Studenten, daß dieſes 
Inſtitut ſolche junge Leute zur Vollendung ihrer Ausbildung nach 
dem Ausland ſchickt, die die beſten Fähigkeiten und die einwand— 
freiſte Führung bewieſen haben. 

Jeder junge Mann über 15 und unter 21 Jahren wird an dieſer 
Anſtalt aufgenommen, wenn er die Aufnahmeprüfung beſteht. Schüler 
der Staatsſchulen, der öffentlichen oder privaten Mittelſchulen, die 
vom Unterrichtsminiſter als gleichwertig mit den öffentlichen Mittel- 
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ſchulen erklärt worden ſind, werden ohne Aufnahmeprüfung in dieſe 
Anſtalt aufgenommen und brauchen nur ein Zeugnis über ihre Kennt⸗ 
niſſe und Führung von der Schule aufzuweiſen, welche ſie abſolviert 
haben. g 

Es gibt zwei Sorten Kadetten: ſolche, die durch die Regierung 
oder durch kaufmänniſche Korporationen erhalten werden oder ſolche, 
die ihren eigenen Unterhalt beſtreiten. 

Studenten mit guter Führung und guten Kenntniſſen, die von 
den Autoritäten der Anſtalt als beſonders tüchtig geſchätzt werden, 
können als Ehrenmitglieder des Inſtituts betrachtet werden und ſind 
aller Ausgaben enthoben. 

Der Lehrkörper der Anſtalt beſteht aus folgenden Mitgliedern: 
1 Direktor, 8 Sekretäre, 12 Profeſſoren, 8 Lehrer, 8 Hilfsprofeffo- 
ren und Lehrer, 16 amtliche Schreiber, 12 Dozenten; Hilfs-Schreiber. 


Die Zahl der die Anſtalt beſuchenden Kadetten iſt folgende: 


Honorar⸗Kadetten 


Kadetten mit Unterſtützung 


Schiffahrts⸗ 
weſen 


Ingenieur⸗ 
weſen 


Summa 


Kadetten, die ihren Unterhalt ſelbſt zahlen 


Summa 


1 
129 
14 


144 


77 
11 


88 


25 
232 


Die Zahl der Kadetten, die ſich, entweder in den betreffenden 
Werkſtätten oder an Bord des Schiffes, aufhielten, iſt folgende: 


Schiffahrts⸗ 


Ingenieur⸗ 


weſen Summa 


Honorar⸗Kadetten 1 
Kadetten mit Unterſtützung 40 
Kadetten, die ihren Unterhalt ſelbſt zahlen | 82 9 

Summa 233 50 


Die Geſamtſumme ift 515. 


Um es den Kadetten zu ermöglichen, ſich im Knoten, Befeſtigen, 
Zuſammenflechten der Taue, im Anſchlagen, Streichen, Einziehen 
und Aufſpannen der Segel, — im Aufrichten und Abnehmen der 
Segelſtangen und Ragen zu üben, iſt im Dockraum, der zu dem In⸗ 
ſtitut gehört, ein Schulſchiff, „Meiji-Maru“ genannt, feſtgelegt, 
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an welchem die Kadetten, wenn der Vormittagsunterricht vorüber 
iſt, praktiſch unterwieſen werden. Sie müſſen ſich ebenfalls im Ru⸗ 
dern, Segeln, Steuern üben. — 

„Meiji⸗Maru“ wurde in Glasgow gebaut und hat einen 
Brutto⸗Tonnengehalt von 1037, einen Netto-Tonnengehalt von 457 
Tonnen. 

Der Anſtalt gehört noch ein zweites Segelſchiff, „Kotonu— 
Maru“ genannt, das als Schulſchiff benutzt wird. Es wurde auf 
der Themſe gebaut und hat einen Bruttogehalt von 825, einen Netto- 
gehalt von 775 Tonnen. Dieſes Schiff wird zum Kreuzen in den be- 
nachbarten Gewäſſern verwendet. 

Ein großes Segelſchiff, „Taiſei-Maru“ genannt, von über 
2000 Tonnengehalt, iſt jetzt im Bau begriffen in der Kawaſaki⸗Werft 
in Kobe. Sobald es fertiggeſtellt iſt, wird es als Schulſchiff für die 
Schiffahrt benutzt werden. Es wird nicht nur die verſchiedenen Häfen 
Japans, ſondern auch die Europas, Amerikas, Auſtraliens ꝛc. be⸗ 
ſuchen. 

Außer der Staats⸗Seemannsſchule trägt auch die Nippon⸗Kaiin⸗ 
Ekiſaiwai (Japans Seemannsheim) in gewiſſem Grade zur Aus⸗ 
bildung höherer Marineoffiziere bei. Dieſe Geſellſchaft hat Zweig⸗ 
anſtalten in Tokyo, Kobe und Nagaſaki, in welchen eine Anzahl ge- 
wöhnlicher Matroſen, die einige praktiſche Erfahrung beſitzen, Unter⸗ 
richt empfangen, damit ſie ſich auf die Offiziersprüfung vorbereiten 
können. 

Folgende Anſtalten ſind öffentliche Inſtitute für höhere ſee⸗ 
männiſche Ausbildung: 


Die Hakodate⸗Seemannsſchule, Hakodate, Hokkaido. 

Die Oſhima⸗Seemannsſchule, Oſhima, Yamaguchiken. 

Die Yuge-Seemannzfchule, Ochigori, Ehimeken. 

Die Awaſhima⸗Seemannsſchule, Mitoyogori, Kagawaken. 
Die Toba⸗Seemannsſchule, Toba, Miyeken. 

Die Saga⸗Seemannsſchule, Sagagori, Saga. 

Die Hiroſhima-Seemannsſchule, Toyoda, Hiroſhimaken. 


In den oben genannten Anſtalten können Kurſe im Schiffahrts⸗ 
und Ingenieurweſen genommen werden. Die Inſtitute ſtehen allen 
Knaben offen, die ihren vierjährigen Kurſus an einer höheren Elemen⸗ 
tarſchule abſolviert haben oder die durch Prüfungen als gleichberech— 
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tigt erachtet werden. Der Kurſus hat eine Dauer von etwa 61/, Jahren; 
die Gegenſtände, die gelehrt werden, ſind folgende: 

Schiffahrts-Kurſus: Sittenlehre, Leſen, Aufſatz, Mathema⸗ 
tik, Phyſik, Chemie, Zeichnen, Turnen, Grundzüge der Medizin, Fremde 
Sprachen, Allgemeine Lehren über Seefahrerkunſt, Schiffahrt, Ma⸗ 
rine⸗Meteorologie und Schiffsbaukunſt, Belehrung über Handels- 
marine⸗Unternehmungen. 

Ingenieur⸗Kurſus: Mechanik, Angewandte Mechanik, Allge- 
meine Belehrung über Elektrizität, Allgemeine Belehrung über Schiffs⸗ 
baukunſt, Belehrung über Handelsmarine-Unternehmungen. 

Die Schüler der oben genannten Anſtalten müſſen die Offiziers⸗ 
prüfung abſolvieren. Wenn ſie dieſelbe beſtehen, werden ſie Deckoffi⸗ 
ziere oder Ingenieure. Den Schülern der Seemanns-Hochſchule wird 
das Offizierspatent ohne Prüfung verliehen. 


Neunzehntes Kapitel. 


Eiſenbahnen. 


Von K. Inuzuka, 
Direktor der japaniſchen Eiſenbahnbehörde. 


Die erſte Eiſenbahnlinie, die in Japan für den Verkehr frei⸗ 
gegeben wurde, war die zwiſchen Shimbaſi und Yokohama im 
Jahre 1872. 

Im Jahre 1869 hatte ſich die Regierung entſchloſſen, Eiſenbahnen 
zu bauen, und die damals in Ausſicht genommene Eiſenbahnlinie 
ſollte von Tokyo nach Kobe über Kyoto und Oſaka als Hauptlinie 
führen, von der eine Zweiglinie in der Nähe des Biwa-Sees nach 


Tſuruga abgezweigt werden ſollte. 

Die Anlage dieſer Strecke wurde ſofort in Angriff genommen, 
und jo entſtand die Tokyo —Yokohama⸗-⸗Eiſenbahnlinie diesſeits des 
Mont Hakone und kurz darauf die Kobe — ſaka-Linie jenſeits des 
Berges. 

Den weitſchauenden Staatsmännern jener Zeit gebührt der Dank 
dafür, daß ſie geeignete und entſcheidende Schritte zur Förderung 
der induſtriellen Unternehmungen taten, deren Erfolge wir jetzt ge— 
nießen, trotzdem ſie damals mit vielen Schwierigkeiten zu kämpfen 
hatten. Im Dezember 1872 wurde die Strecke zwiſchen Kyoto und 
Oſaka in Angriff genommen. 

Nach dieſem Anfang ſind die Eiſenbahn-Unternehmungen ſtetig 
fortgeſchritten und die Meilenzahl der Eiſenbahnſtrecken hat von Jahr 
zu Jahr zugenommen. Im Jahre 1879 wurde die erſte Privatgeſellſchaft 
für Eiſenbahnen unter dem Namen „Nippon⸗Tetſudo⸗Kwaiſha“ orga⸗ 
niſiert, welche die gegenwärtige „Nippon⸗Tetſudo⸗Kwaiſha“ iſt, die 
eine über 800 Meilen lange Eiſenbahnſtrecke ausgeführt hat. Die An⸗ 
lage dieſer Linie wurde im Juni 1880 begonnen und ein Jahr ſpäter, 
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im Juni 1881, wurde die Strecke zwiſchen Uheno und Kumagaye dem 
Verkehr übergeben. 

Neue Eiſenbahngeſellſchaften ſchoſſen bald wie Pilze aus der Erde, 
und ſchon beſtehende Geſellſchaften haben ihre Unternehmungen er⸗ 
weitert. 

Wenn man bedenkt, daß vor etwa 30 Jahren nur 18 Meilen 
an Eiſenbahnſtrecken beſtanden, kann man ſich einen Begriff von 
dem wunderbar raſchen Fortſchritt, der auf dieſem Gebiete nach⸗ 
zuweiſen iſt, machen. Die geſamte Meilenlänge der Eiſenbahnlinien, 
die zurzeit dem Verkehr offen ſtehen, beträgt ungefähr 4254 Meilen, 
das 232 fache der erſten, dem Verkehr übergebenen Strecke. 


Der Fortſchritt, der bis zur Gegenwart erzielt worden iſt, geht 
aus folgender Tabelle hervor: 


Meilenlänge (in engliſchen Meilen). 


Staats⸗Eiſenbahnen Privat⸗Eiſenbahnen 
Meile Kette Meile Kette 


Etats⸗Jahr 


e 

1872 — 
1876—1877 — 
1882 — 1883 — 
1887 —1888 293 
1892—1893 1320 
1897 —1898 2287 
1901—1902 2966 
1. Mai 1903 3027 


Aus den obigen Ziffern geht hervor, daß die Durchſchnitts-Zu⸗ 
nahme an Meilenlänge ſich jährlich, ſeit den letzten Jahren, etwa auf 
130 Meilen belaufen hat, und in dem 30. und 31. Etatsjahr ſind 
468 reſp. 471 Meilen für den Verkehr freigegeben worden. 


Die Eröffnungstermine der Eiſenbahnlinien von Tokkaido, 
Sanyo, Kyuſhu, Hokkaido und anderen Strecken, welche die Haupt- 
linien Japans bilden, werden in der nebenſtehenden Tabelle an⸗ 
gegeben. 

Die darin angeführten Linien bilden im Verein mit dem See⸗ 
transport die Hauptverkehrsſtütze Japans und ſind eine bedeutende 
Erleichterung für alle Verbindungen. 


Name der Geſellſchaft | Linie Meilenlänge Datum der Eröffnung 


—— 


Shimbaſhi — Kobe Juli 1889 
Kobe —Shimonoſeki September 1901 
| ns dae November 1896 


(durch Toriſu) 

Toriſu — Nagaſaki November 1898 

Ueno Aomori . September 1891 
1 Shinagawa-Akabane Mai 1885 
(aue Mai 1884 
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Shinyetſu Takaſaki—Naoyetſu März 1893 
Naoyetſu —Necttare September 1899 
Hokkaido⸗Tanko .. . Muroran— Shibetſu Auguſt 1900 


(durch Iwamizawa) 


Unter dem gegenwärtigen Syſtem ſind die Eiſenbahnen Japans 
folgenderweiſe eingeteilt: in Staatsbahnen und Privatbahnen. 

Die Staatsbahnen ſtehen unter der Verwaltung der Verkehrs⸗ 
und Baubehörde, und die Privatbahnen unterſtehen der Aufſicht der 
betreffenden Vereinigten Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaften. Die geſamte 
Meilenlänge der Strecken, die unter der Kontrolle der Verkehrs⸗ und 
Baubehörde ſtehen, beträgt 1060 und die der Nippon⸗Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft 860 Meilen. 

Am nächſten in der Meilenzahl ſteht dann die Kyuſhu mit 400 
Meilen, die Sanyo mit 340 Meilen und die Tanko mit 270 Meilen. 

Die kürzeſten Eiſenbahnlinien (unter 10 Meilen) ſind diejenigen, 
die den Kyugaſaki⸗, Niſhinari⸗, Kanan⸗ und Sano⸗Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaften gehören. Wenn die geſamte Meilenlänge, die den Privatgeſell⸗ 
ſchaften gehört, auf die Zahl der Geſellſchaften gleichmäßig verteilt 
würde, käme eine Durchſchnittslänge von 99 Meilen auf jede Ge⸗ 
ſellſchaft. Die folgende Tabelle gibt eine Darſtellung der Lage von 
verſchiedenen Geſellſchaften: 


Unter Über 10 bis Über 50 bis Über 


10 Meilen 50 Meilen | 100 Meilen 100 Meilen Summa 


Staats⸗Eiſenbahnen 
Privat-Eifenbahnen . 


Aus der obigen Tabelle ergibt ſich die überraſchende Tatſache, 
daß viele kleine Eiſenbahngeſellſchaften beſtehen. 


e e 
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Es iſt überflüſſig, zu erwähnen, daß die Anlage von Eiſenbahnen 
ungeheure Geldſummen erfordert. Das Kapital, das am Ende des 
34. Etatsjahres für den Eiſenbahnbau verwendet worden war, belief 
ſich auf 340000000 Pen, einſchließlich der noch im Bau begriffenen 
Strecken. Details ſind aus der folgenden Tabelle zu entnehmen: 


Staatlich. 


Baukoſten für im Betrieb befindliche Linien 100 590 209 Yen 

75 „ noch nicht fertige Linien. . . 22334 382 
Betriebsfond 200 000 
Reſervefond 2 215 000 
Verſchiedenes 1893 261 „ 


Summa 127 167 852 Yen 


” 
” 


” 


Privat. 


Baukoſten für im Betrieb befindliche Linien 202 804 045 Yen 

75 „ noch nicht fertige Linien .. 4598 747 
Feſtgeſetzter Arbeitsfond, Reſervefond, 

ſchiedenes 12 306 640 


77 


2 


Summa 219 709 432 Yen 


Wenn die Summe zu gleichen Teilen auf die beſtehenden Gejell- 
ſchaften verteilt wird, jo kommt auf jede Geſellſchaft die Durchſchnitts⸗ 
ſumme von 8600000 Pen. Nach den letzten ſtatiſtiſchen Aufſtellungen 
beträgt die Zahl der Privatgeſellſchaften aller Arten im ganzen 
Kaiſerreich 8598 und das darin angelegte Geſamtkapital 779000000 
Yen. Im ganzen ſind über 40 davon Eiſenbahngeſellſchaften, deren 
Geſamtkapital ein Drittel der ganzen Summen ausmacht, die in ja⸗ 
paniſchen Geſellſchaften angelegt ſind 

Ein großer Teil des Kapitals für die Staatseiſenbahnen wurde 
aus Eiſenbahnobligationen gewonnen, während ein gewiſſer Teil der 
zum Betrieb notwendigen Geldſummen aus den Eiſenbahneinkünften 
beſtritten wird. Die Privatgeſellſchaften verſchafften ſich das Kapi— 
tal faſt ausnahmslos durch Ausgabe von Anteilſcheinen, Obligationen 
oder auch durch temporäre Anleihen. 

Nähere Angaben über die Hilfsquellen der Privatgeſellſchaften 
zur Beſchaffung des Kapitals ſind in folgender Tabelle zu finden: 


Durch Aktien 192 811 305 Yen 
Durch Obligationen. .. 12 839 000 
Durch Anleihen. 6955 404 
Andere Hilfsquellen. . 7103 723 


” 


, 


22 


Summa 219 709 432 Yen 


Wenn für die Summe des Kapitals 100 geſetzt wird, ſo war der 
Betrag, der durch Anteilſcheine beſchafft wurde, 88 , durch Obliga⸗ 
tionen 6 0%, durch Anleihen 3 9 und die übrig bleibenden 3 % durch 
andere Hilfsquellen. Die Baukoſten betrugen im Durchſchnitt per 
Meile bis zum Ende des 34. Etatsjahres 75422 Yen. Die Durch⸗ 
ſchnitts⸗Baukoſten der verſchiedenen Eiſenbahnen per Meile nach dem 
Abſchluß des 34. Jahres werden in folgender Tabelle angegeben: 


Name der Eiſenbahn Durchſchnittskoſten pro Meile 
Niſhinari 440 000 Yen 
Chuyo (Staatsbahn) Oſt⸗Linie 

„ Shinononi-Linie 
Kyoto 
Kanan 
Hokkaido (Staatseiſenbahn) 
Chynyetſu 


Dieſe Zahlen ſchließen noch andere als die Herſtellungskoſten ein, 
weshalb dieſelben nicht zum Vergleich mit anderen herangezogen 
werden können. 

Der Unterſchied in den Baukoſten der verſchiedenen Linien rührt 
zum Teil von den Schwankungen in dem Marktpreiſe der Waren 
und in den Löhnen der Arbeiter her, aber hauptſächlich von der 
Qualität der ausgeführten Bauten. Daher würde es nicht richtig 
ſein, die Baukoſten einem Vergleich zu unterziehen durch bloßes 
Betrachten der Zahlen, die den Durchſchnittspreis per Meile dar- 
ſtellen. 

Um das Verhältnis der Eiſenbahn-Einkünfte zu den Eijenbahn- 
Unkoſten und die Urſache der Zunahme des Einkommens kennen 
zu lernen, iſt folgende Tabelle aus den neuſten ſtatiſtiſchen Aufſtel⸗ 
lungen zuſammengeſtellt worden: 
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Verkehrs-Einnahme: 


Staatsbahnen Privatbahnen Summa 
Yen Yen 


441 615 441 615 

910 336 910 336 
1 840 394 1 840 394 
1 698 873 1182 345 2 881 218 
4 580 632 5 096 634 9 679 266 
9727490 16 800 057 | 26 526 547 
16 764219 | 31640328 48 404 547 


Etats jahr 


Betriebskoſten: 


Staatsbahnen Privatbahnen Summa 
Yen Yen Yen 


232 830 — 232 830 
526 348 — 526 348 
926 548 — 926 548 
677 124 392 542 1.069 666 
2 166 199 2 437 138 4 603 337 
4 186 048 7578047 12 365 096 
8 346 091 15 093 086 | 23439 177 


Netto⸗Gewinn: 


Staatsbahnen Privatbahnen Summa 
Yen Yen Yen 


208 785 — 208 785 
384 088 — 384 088 
913 896 — 913 896 
1021749 789 803 1811 552 
2 424 433 2 659 496 5 073 929 
4941 441 9 222 010 14 163 451 
8 418 128 16 547 242 24 965 370 


Die obige Verkehrseinnahme ſetzt ſich zuſammen aus der Ein- 
nahme für Perſonentransport, Gütertransport und diverſe Beför- 
derung. 

Die Betriebskoſten zerfallen in Unterhaltungskoſten, Beförde- 
rungskoſten und verſchiedene andere Poſten. 

Aus den angegebenen Zahlen iſt leicht erſichtlich, daß eine be— 
deutende Zunahme an Verkehrseinnahmen während dieſer 30 Jahre 
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ftattgefunden hat. Wenn die Verkehrseinnahmen, die Arbeitsun⸗ 
koſten und der Nettonutzen des 34. Jahres mit denen des 6. Jahres 
verglichen werden, ſo zeigen ſie eine elffache, zehnfache, beziehungs⸗ 
weiſe zwölffache Zunahme. Wenn nach dieſer Rate der Durchſchnitt 
per Meile ausgerechnet wird, ergeben ſich folgende Ziffern: 


Etatsjahr | Gewinn 


Yen 


6081 2258 3823 
3378 2558 2820 
9918 4623 5295 
12212 5213 6299 


Das Verhältnis des Reingewinns des 34. Jahres zum urſprüng⸗ 
lichen Kapital iſt durchſchnittlich 8,4% für die Staatsbahnen und 
8,2 % für die Privat⸗Eiſenbahngeſellſchaften. — Der Durchſchnitts⸗ 
gewinn iſt alſo 8,3 0%. 


Im Vergleich zu anderen Ländern iſt der Reingewinn der japa⸗ 
niſchen Eiſenbahnen der höchſte von allen: 


Prozentſatz des 


Jahr Kapitalgewinns 


1900 4,21 
1900 3,41 
19001901 6,00 


Es iſt ſehr wichtig, das Verhältnis der Betriebskoſten zu den 
Verkehrseinnahmen feſtzuſtellen. In unſerem Lande kommen per 100 
Yen Betriebsunkoſten Verkehrseinnahmen, wie folgt: 


Staatsbahnen Privatbahnen Durchſchnitt 
Yen 


Etatsjahr 


52,7 
57,8 
50,3 
39,9 
47, 
59,2 
49,8 
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Aus den erwähnten Ziffern iſt erkennbar, daß vor dem 15. Etats⸗ 
jahr die Betriebskoſten im Verhältnis zu den Verkehrseinnahmen 
viel größer waren, wie in ſpäteren Jahren. Wenn das 20. Etats⸗ 
jahr zum Vergleich herbeigezogen wird, iſt der Unterſchied noch viel 
auffallender. Die Urſache davon liegt darin, daß die Koſten beim 
Anfang des Betriebs verhältnismäßig größer waren; allmählich ſind 
dann die Unkoſten geringer geworden, doch in letzter Zeit ſind ſie 
wieder etwas geſtiegen, infolge der langen Strecken, die jetzt benutzt 
werden und durch notwendige, moderne Verbeſſerungen, die den Be⸗ 
dürfniſſen des Publikums entſprechen. 

Nachdem der Fortſchritt der Eiſenbahn-Unternehmungen dar⸗ 
gelegt worden iſt, ſoll unterſucht werden, wie die Eiſenbahnen von 
dem Publikum im ganzen benutzt werden. Um einen Überblick darüber 
zu gewinnen, muß zunächſt feſtgeſtellt werden, wie die gegenwärtig 
beſtehenden Eiſenbahnlinien über das ganze Land verteilt ſind. 

In Hokkaido, obwohl es der Größe nach gleich nach Honſhyn 
rangiert, iſt die Meilenlänge, die auf eine Quadratmeile kommt, 
eine geringe, — 7,7 Meilen auf 100 Quadratmeilen Boden, während 
die Meilenlänge im Vergleich zur Einwohnerzahl ſehr groß iſt (40,1 
Meilen per 100000 Einwohner), beſonders mit der der anderen ver⸗ 
glichen, da es nicht dicht bevölkert iſt. 

In Shikoku iſt dieſes Verhältnis nach beiden Richtungen hin 
ſehr klein, da nur eine beſchränkte Meilenlänge von Eiſenbahnlinien 
vorhanden iſt. 

Die Meilenlängen per Quadratmeile in Honſhyu und Kyufhyu 
mit der der anderen verglichen, weiſen hohe Ziffern auf, und das 
Verhältnis der Meilenlänge zur Einwohnerzahl zeigt ebenfalls be⸗ 
deutende Ziffern, wenn auch kleinere wie die von Hokkaido. 

Wenn aus den Eiſenbahn⸗Unternehmungen ein entſprechender 
Nutzen gewonnen werden ſoll, iſt es vor allen Dingen notwendig, 
daß die Eiſenbahnlinien ſich möglichſt gleichmäßig auf das ganze 
Land verteilen. Ebenſo wichtig iſt es, daß der alte Eiſenbahnbetrieb 
auf den ſchon beſtehenden Strecken allmählich beſeitigt wird und 
moderne verbeſſerte Einrichtungen eingeführt werden. Die Bauperiode 
iſt vorüber, und es handelt ſich nun darum, die beſtehenden Verkehrs- 
beſtimmungen einer Prüfung zu unterziehen. 

In der folgenden Tabelle finden ſich Aufſtellungen über den 


N 


Perſonen⸗ und Güterverkehr und die daher rührenden Einnahmen, 
ſowohl der Staats- wie Privatbahnen: 


Zahl der Reiſenden. 


Etats jahr Staatsbahnen Privatbahnen Summa 


11 265 383 11 575 247 22 840 630 
12 873 547 | 15590168 28 463 715 
27 922577 57 175 60085 098 177 
32 074 254 79 136 954 111211 208 


Güter-Transport. 


Staatsbahnen Privatbahnen Summa 


671 561 1.088 645 1 760 206 
982 404 1719 316 2 701 720 
1558 194 7073 315 8 628 509 
2 659 602 11750150 | 14409 752 


Perſonen-Transport-Einahmen. 


Staatsbahnen Privatbahnen Summa 


Etats jahr 
Yen Yen Yen 


3 183 383 1966 532 5 149 915 
3 335 609 3122 946 6 458 555 
7.003 795 9904292 16 908 087 
10 648 762 | 26 929 621 27 578 383 


Güter⸗Transport⸗Einnahmen. 


Staatsbahnen Privatbahnen Summa 


Etats jahr 
Den Yen Yen 


778 798 998 742 1777 540 
1075 342 1743 455 2 818 797 
2 064 716 6 055 547 8 120 263 
4 404 917 11431 032 15 835 949 


Wenn die Ziffern des 34. Etatsjahres mit denen des 23. ver⸗ 
glichen werden, zeigen ſie eine vierfache Zunahme in der Zahl der 


Reiſenden, eine achtfache in dem Tonnengehalt der Güter, eine mehr 
als fünffache in den Einnahmen durch den Perſonenverkehr und eine 
faſt neunfache in den Einnahmen durch den Gütertransport. 

Innerhalb der letzten zwölf Jahre iſt ein merklicher Fortſchritt 
zu verzeichnen. Der Gütertransport zeigt eine noch bedeutendere Zu⸗ 
nahme wie der Perſonentransport. Doch ſcheint aus den Statiſtiken 
der beſtehenden Verhältniſſe hervorzugehen, als wenn die Einnahmen 
durch den Perſonenverkehr immer höher als die durch den Güter— 
transport wären. 

Das Verhältnis der Gütertransport-Einnahmen zu den Per⸗ 
ſonentransport⸗Einnahmen per 100 Yen, ergibt ſich aus folgender 
Tabelle: 


Der eben erwähnten Aufſtellung ſei nun folgende Tabelle gegen⸗ 
übergeſtellt: 


Prozentſatz der Güter⸗Einnahmen 
zu den Perſonen⸗Einnahmen 


Frankreich 1899 


England 


1898-1899 
Deutſchland 18991900 
1900—1901 


Aus den obigen Ziffern der fremden Länder geht hervor, daß 
die Gütertransport⸗Einnahmen mit den Perſonentransport-Einnah⸗ 
men verglichen, einen Überſchuß von 50—200 9% aufweiſen. Im 
allgemeinen find bei Eiſenbahn-Unternehmungen zu Anfang die Per- 
fonentransport-Einnahmen größer als die Gütertransport-Einkünfte, 
wenn jedoch der Eiſenbahnverkehr eine gewiſſe Höhe erreicht hat, 
ſcheint umgekehrt der Gütertransport mehr zu wachſen als der Per- 
ſonentransport. Dieſe Wandlung ſcheint in allen Ländern vor ſich 
zu gehen. Selbſt in England, wo ſolch großer Güterverkehr beſteht, 
waren in den erſten Jahren — ganz im Gegenſatz zu den Erwar— 


= 


tungen der Gründer — die Einnahmen aus dem Perſonentransport 
unvergleichlich größer als die aus dem Gütertransport. Wie aber 
ſchon oben dargeſtellt wurde, überſteigen gegenwärtig die Gütertrans⸗ 
port⸗Einnahmen bei weitem die Einkünfte, die der Perſonenverkehr 
einbringt. Es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß unſere Eiſenbahnen den⸗ 
ſelben Entwicklungsgang durchmachen werden, denn ſchon jetzt ſchei⸗ 
nen die Gütertransport⸗Einnahmen ſchneller zuzunehmen, wie die 
Einkünfte durch Perſonen. 


Die folgenden Tabellen ſind ausgearbeitet worden, um den jetzi⸗ 
gen Stand der Eiſenbahnen darzuſtellen. Sie geben die Durchſchnitts⸗ 
Meilenlänge per Paſſagier, die Durchſchnitts-Meilenlänge per Ton⸗ 
nengehalt der Ware und die Transporteinkünfte beider an: 


Durchſchnitts-Meilenlänge per Paſſagier. 


Etatsjahr Staatsbahnen Privatbahnen Durchſchnitt 


Durchſchnittliche Meilenlänge per Tonne der Güter. 


Etats jahr Staatsbahnen Privatbahnen Durchſchnitt 


Perſonen⸗Einnahme pro Perſon pro Meile. 


Etatsjahr * Privatbahnen | Durchſchnitt 


Sen Sen 


1,12 1,06 
1,12 1,18 
1,12 1,18 
147 1,44 


— 512 — 


Güter⸗-Einnahme pro Tonne pro Meile. 


Etatsjahr Staatsbahnen Privatbahnen Durchſchnitt 
Sen Sen Sen 
232 u Een 3,03 2,48 2,69 
25 tes er 2,40 1,90 2,06 
80% „ 2,80 1,94 1,97 
BASTI 2,05 1,99 2,00 


Dieſe Ziffern beweiſen, daß die Durchſchnitts-Meilenlänge für 
Paſſagiere abgenommen hat, während die Durchſchnitts-Meilenlänge 
für die Tonne im Warenverkehr eine Zunahme aufmeift. 

Dementſprechend ſind die Einkünfte durch Paſſagiere für die 
Meile geſtiegen, während die Einkünfte für eine Tonne und Meile 
gefallen ſind. 

Die Urſachen, die zu ſolchen Reſultaten geführt haben, ſind 
folgende: Die Meilenlänge für den Perſonenverkehr hat lediglich 
ſo bedeutend durch die Zunahme der benutzten kurzen Reiſeſtrecken 
abgenommen, und die erhöhte Meilenlänge der Güter hat ihren 
Urſprung in der großen Zunahme der Benutzung der langen Strecken. 
Was nun die Einkünfte in beiden Fällen betrifft, ſo iſt die größere 
Einnahme durch den Perſonentransport dem erhöhten Reiſetarif und 
der Herabſetzung der Koſten für Waren nach Spezialtarifen zuzu- 
ſchreiben. 

Die Abnahme der Durchſchnitts-Meilenlänge per Paſſagier kann 
als gutes Zeichen für den Fortſchritt der Eiſenbahnunternehmungen 
betrachtet werden, und es beſteht die begründete Hoffnung, daß eine 
immer größere Zahl von kurzſtreckigen Reiſen ſchon in den nächſten 
Jahren Japan in die vorderſte Reihe der Eiſenbahnverwaltungen der 
Welt ſtellen wird. 

Wenn der Güter- und Perſonenverkehr und die benutzten Strecken 
mit der gegenwärtigen Einwohnerzahl verglichen werden, ergeben ſich 
folgende Ziffern: 

Pro Kopf der Einwohnerzahl 


5 Hahl der Perſonena2nn 2,39 
Waffeplere 0 Zahl der bereiſten Meilen 40,5 


Güter: % e eee were ee 0,3 
Tonnengehalt | Zahl der Transport-Meilen . . . . . 16,4 
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Die obige Tabelle iſt aus den neuſten Statiſtiken zufammenge- 
ſtellt, und das Ergebnis ſtellt feſt, daß unſere Einwohner durch- 
ſchnittlich nur wenig mehr als zweimal das Jahr reiſen und zwar 
auf einer Strecke von 40 Meilen, ſowie daß an Frachtgut nur der 
dritte Teil einer Tonne auf eine Strecke von 16 Meilen pro Kopf 
der Einwohnerzahl befördert wird. Dieſe Reſultate liefern den deut⸗ 
lichen Beweis dafür, daß die Benutzung der Eiſenbahnen durch das 
Volk noch in den erſten Anfängen begriffen iſt. Um eine umfaſſen⸗ 
dere Benutzung der Eiſenbahnen herbeizuführen, iſt es einerſeits not- 
wendig, direkte Verbindungslinien herzuſtellen, und andrerſeits die 
neuſten Verbeſſerungen im Eiſenbahnſyſtem einzuführen, damit ſich 
das Publikum an dieſe Beförderung gewöhnt. Das Vorhandenſein ſo 
vieler kleiner Eiſenbahn-Geſellſchaften, jede unabhängig von der an⸗ 
deren, iſt nicht ohne Nachteil für die Fortentwicklung. Wenn dieſe 
einzeln daſtehenden Geſellſchaften vereinigt und dadurch in die Lage 
verſetzt würden, das Unternehmen einheitlicher und in beſſer orga— 
niſierter Weiſe fortzuführen, ſo würde dies ein bedeutender Fortſchritt 
auf dieſem Gebiete ſein. 


Japan. 


Zwanzigſtes Kapitel. 


Das Rechts⸗Syſtem.“ 


Von dem Juſtiz⸗Miniſter. 


Es ſind erſt 35 Jahre her, daß die Regierung Japans in den 
Händen der Tokugawa⸗Familie lag und das Land in mehr als 270 
kleine unabhängige Staaten zerfiel, von denen jeder unter der halb⸗ 
militäriſchen Herrſchaft eines abſoluten Fürſten ſtand, der von dem 
Kaiſerlichen Hof bevollmächtigt war. 

Das Rechtsſyſtem der Gegenwart weicht weſentlich von dem da- 
maligen ab. Der Wechſel hat ſich allmählich vollzogen, und die auf⸗ 
einanderfolgenden Entwicklungsſtadien ſind aus der Geſchichte des 
Landes der letzten drei Jahrzehnte erſichtlich. In der Hauptſache 
ſtammt die verbeſſerte Verwaltung von den weſtlichen Nationen, aber 
das Verdienſt weſtliche Ideen nutzbringend aufzunehmen, dankt Japan 
nur dem Geiſte ſeines Volkes. 

2562 Jahre ſind ſeit der Einſetzung Jimmu⸗Tennos, des Grün⸗ 
ders des Japaniſchen Kaiſerreichs vergangen. Während dieſes langen 
Zeitraums iſt der Nationalcharakter Japans trotz der Regierungs- 
wandlungen, die es durchgemacht hat, unverſehrt geblieben. Es hat 
Zeiten gegeben, in denen die Herrſchergewalt in die Hände von Unter⸗ 
tanen gelegt wurde; doch haben ſie jene Macht immer nur als Be⸗ 
vollmächtigte des herrſchenden Kaiſers ausgeübt, und ſeit der Grün⸗ 
dung des Kaiſerreichs iſt der Abſtand zwiſchen Herrſcher und Unter⸗ 
tan immer aufrecht erhalten worden. In alten Dokumenten iſt ein 
Erlaß zu finden, den Ama-Teraſu⸗Omi⸗Kami (Große Göttin des 
himmliſchen Lichts), eine Ahnin Jimmu⸗Tennos an ihren Enkel 
richtete: „Dieſes ſchöne, reistragende Land iſt beſtimmt, das König⸗ 
reich zu ſein, über welches unſere Nachkommen herrſchen ſollen; du, 


) Tabellen, die ſich auf das Rechts⸗-Syſtem beziehen, find im Anhang zu finden 
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mein Enkel, nimm deinen Platz ein und beherrſche das Land.“ 
Ama⸗Teraſu-Omi⸗Kami wurde auch Hatſu-Kumi⸗Shiraſu⸗Tenno, 
oder die Erſte Herrſcherin genannt. Prinz Yamato-tafe-no-Mikoto 
(im Jahre 13 geſt.) ſagte: „Ich bin ein Sohn des Kaiſers Otaraſhi⸗ 
hiko⸗Oſhiro⸗Wake, der im Palaſt Hiſhiro in Makimuku reſidierte und 
der das Land der Acht Großen Inſeln beherrſchte.“ Bei ſeiner Thron⸗ 
beſteigung erklärte der Kaiſer Mommu (697-707): „So lange die 
Kaiſer mit männlichen Nachkommen geſegnet find, werden Wir nad)- 
einander das Reich der Acht Großen Inſeln beherrſchen“; und der⸗ 
ſelbe Kaiſer ſagte auch: „Wir werden dem Lande Frieden geben und 
Unſere liebevolle Fürſorge unſeren geliebten Untertanen zuwenden.“ — 

Das ſind, kurz zuſammengefaßt, die Grundſätze, von denen jeder 
Kaiſer bei ſeiner Thronbeſteigung geleitet worden iſt. Seit kurzer 
Zeit iſt der Ausdruck: „O-Yaſhima⸗Shiroſhima⸗Sumera⸗Mikotot“ 
(Der Kaiſer, der das Reich der Acht Großen Inſeln beherrſcht und 
regiert) zu einer gewohnten Formel in Kaiſerlichen Erlaſſen geworden. 
Auf dieſen Satz iſt der Wortlaut des Paragraph 1 der Verfaſſung 
zurückzuführen: „Das Kaiſerreich Japan ſoll von einer Reihe von 
Kaiſern beherrſcht und regiert werden, deren Linie auf alle Zeiten 
ununterbrochen bleiben ſoll.“ 

Die Umwälzungen, die ſeit den erſten Anfängen des Kaiſerreichs 
in dem Regierungsſyſtem ſtattgefunden haben, können in drei Perioden 
eingeteilt werden. Die erſte dieſer Perioden erſtreckt ſich von der 
Thronbeſteigung Jimmu⸗Tennos (660 v. Chr.) bis zum Regierungs- 
antritt Ko⸗toku⸗Tennos (645 n. Chr.) und war eine Zeit ſtrengſter 
und beengter Regierungsformen, die für die nächſten 1300 Jahre 
keine Beziehungen zu fremden Elementen geſtattete. Zu dieſer Zeit 
wurde der Ahnenkultus in religiöſer Weiſe ausgeübt und bildete eine 
der wichtigſten Faktoren der Regierung. Ein beſonderes prieſter⸗ 
liches Amt gehörte zur Regierungsverwaltung, aber in den ver⸗ 
ſchiedenen Ortſchaften wurden die prieſterlichen Obliegenheiten non 
Verwaltungsgouverneuren ausgeübt. 

Die Amter, ſowohl der Zentral- wie Lokalverwaltung, wurden 
damals faſt ausſchließlich in erblicher Reihenfolge von den Mitgliedern 
der verſchiedenen Stämme ausgeübt, je nach der Bedeutung und ge- 
ſellſchaftlichen Stellung der Familien. Sogar die militäriſchen Char⸗ 
gen wurden ganz und gar mit den Mitgliedern von zwei oder drei 
Stämmen und deren Anhängern beſetzt, während andere Stämme 
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wiederum die Hauptinduſtriezweige monopoliſierten. Das Haupt des 
Stammes hatte abſolute und unbegrenzte Gewalt über ſeine Gefolg⸗ 
ſchaft. Die Geldmittel für die Kaiſerliche Hofhaltung ſetzten ſich haupt⸗ 
ſächlich aus den Einkünften ihrer Ländereien und dem Tribut oder 
freiwilligen Gaben der Stammesmitglieder zuſammen; erſt ſpäter wur⸗ 
den einige geringfügige Steuern auferlegt. 

Um dieſe Zeit fing der Ackerbau an, Bedeutung zu gewinnen. 
Privat⸗Landbeſitz war damals allgemein, und dieſer Umſtand führte 
zu willkürlicher Aneignung von Beſitz durch die wohlhabenderen und 
machtvolleren Stämme. Das Kriminalgeſetz beſchäftigte ſich haupt⸗ 
ſächlich mit Übertretungen von kirchlichen Gebräuchen, und gewöhnlich 
waren die Strafen geringfügiger Art. Eine Purifikations⸗Zeremonie 
kam in Aufnahme, durch welche die befleckten Körper der Sünder ge⸗ 
reinigt und dann von der Gottheit geſegnet wurden. 

Die zweite Periode dauerte von der Thronbeſteigung Ko⸗toku 
Tennos bis zum Anfang der Meiji-Ara — das heißt von ungefähr 
645 an bis vor 35 Jahren. Dieſer Zeitraum kann wiederum in zwei 
Abteilungen geſondert werden, deren erſtere im Jahre 1200 aufhört. 
In dieſer Periode iſt der Grundſatz der Zentraliſation der Verwal- 
tung vorherrſchend, und das chineſiſche Regierungsſyſtem wurde zum 
Teil bereitwillig als Vorbild betrachtet. (China erlebte damals die 
Blütezeit der Tung⸗Dynaſtie, unter welcher ſein Verwaltungs⸗ und 
Geſetzſyſtem zweifellos ſo hoch entwickelt war wie zu irgend einer 
Zeit der Geſchichte.) 

Die hauptſächlichſten Punkte, durch die das neue Syſtem vom 
alten abwich, ſollen kurz hier angegeben werden. Das prieſterliche 
Amt, die Geiſtlichen wurden auf dieſelbe Stufe wie die Regierung 
(die höchſte Verwaltungsbehörde) geſtellt. Unter der Regierung ſtan⸗ 
den acht Departements, die etwa mit den jetzigen Miniſterdepartements 
verglichen werden können, nur mit dem Unterſchied, daß das gegen- 
wärtige Miniſterium die Regierung in allen ihren Zweigen ſelbſt 
einrichtet und das Kabinett bildet, durch welches alle nationalen An⸗ 
gelegenheiten einer Kontrolle unterliegen. Die Departements der 
damaligen Zeit ſtanden unter der Direktion und Oberaufſicht der Re⸗ 
gierung. Das Land zerfiel in Präfekturen, Diſtrikte und Dörfer, 
und jedem ſtand ein Oberbeamter vor, der die kirchlichen Gebräuche 
zu überwachen und als allgemeiner Adminiſtrator aufzutreten hatte. 
Die Bewohner von je fünf Häuſern bildeten immer eine Gemein⸗ 
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ſchaft, die in lokalen Angelegenheiten ſelbſt entſchieden, die aber alle 
gemeinſam wieder dem Staat Rechenſchaft ſchuldeten. Der erbliche 
Beſitz von Amtern wurde abgeſchafft, und alle Untertanen waren zur 
Wahl im Verhältnis zu ihren Fähigkeiten zuläſſig ohne Anſehen von 
Klaſſenunterſchieden. Auch in Berufen und Handelszweigen wurde 
die Erblichkeitsidee beſeitigt, und jeder hatte das Recht, ſich darum 
zu bewerben. Das Militärſyſtem wurde einer Prüfung unterzogen 
und die Aushebung eingeführt. Ein Drittel aller Männer über 
zwanzig Jahr, außer öffentlichen Beamten und gebrechlichen oder 
kränklichen Männern, waren zum Militärdienſt verpflichtet. Privat⸗ 
eigentum an Grund und Boden, der den Raum, welcher zu Wohn- 
häuſern nötig war, überſchritt, wurde verboten und auf dieſe Weiſe 
der willkürlichen Aneignung ein Ziel geſetzt. Alles Land innerhalb 
des Reiches wurde als Nationaleigentum betrachtet, und jedermann, 
vom Prinzen von Geblüt bis zum Bauern, erhielt ſein zugemeſſenes 
Stück Grund und Boden, das ihm gehörte, ſo lange er lebte und nach 
ſeinem Tode an den Staat zurückfiel. Das Land durfte weder verkauft 
noch vererbt werden, und ſein Eigentümer durfte es nicht auf länger 
als ein Jahr an einen anderen verpachten. Beſtimmte Ländereien 
wurden zur Erhaltung von verſchiedenen Tempeln und Heilig⸗ 
tümern ausgeſucht, und die Buddhiſtiſchen Prieſter ſtanden unter 
ſtrenger Aufſicht. Eine Grund- und Bodenſteuer und eine Art Kopf⸗ 
ſteuer wurden zum erſtenmal erhoben. Die Nationaleinkünfte wurden 
durch Renten erhöht, die durch das Verpachten von Staatseigentum 
einkamen und außerdem durch Zinſen der ausgeliehenen Einkünfte 
vermehrt. In der Hauptſtadt und deren Umgebung wurden Schulen 
errichtet, und die Regierung ernannte ſpäter unter den Schülern die⸗ 
jenigen zu Beamten, die ſich in den Bewerbungsprüfungen auszeich⸗ 
neten. Ein Verkehrsſyſtem wurde organiſiert, um die Vermittlung 
zwiſchen der Zentralverwaltung und den Lokalbehörden zu erleichtern. 
Die Kriminal- und Zivilgeſetze, — die letzteren umfaßten detaillierte 
Verordnungen in betreff der Familie — wurden in ein Syſtem ge⸗ 
bracht. 
Daraus geht hervor, daß das Geſetzſyſtem der zweiten Periode 
weſentliche Umwälzungen der alten Organiſation unternahm. Immer⸗ 
hin aber blieb in einigen Hauptpunkten die alte Regierungsform 
Japans beſtehen. Die Gleichſtellung der kirchlichen Verwaltung mit 
der Regierung als höchſte Autorität iſt nicht von den Chineſen über⸗ 
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nommen, während dagegen in den Geſetzen, die ſich auf die Familie 
beziehen, viel von den alten Grundſätzen zu finden iſt; in dem 
Übergewicht jedoch derjenigen Anſchauungen, die der Staat von den 
Chineſen empfing, iſt der Grund zu größerem Fortſchritt und er- 
weiterter Aufklärung zu finden. Die Weiterentwicklung der Rechts⸗ 
lehre war eine der wichtigſten Kennzeichen, aber im Laufe der Zeit 
nahm dieſe wieder ab, da ſie ſich nicht nach allen Richtungen hin 
Japans nationalen Bedürfniſſen anpaßte. Zunächſt zeigten ſich große 
Schwierigkeiten bei der Anwendung des Geſetzes, den Grund und 
Boden zum Nationaleigentum in einem Lande zu machen, in welchem 
die erfolgreiche Entwicklung des Ackerbaus zur willkürlichen Aneig⸗ 
nung von Landbeſitz geführt hatte. Außerdem war die Macht der 
einzelnen Stämme fo groß und die Erbfolge in den Amtern ſo allge⸗ 
mein Gewohnheit, daß es ſehr ſchwierig war, die Poſten mit fähigen 
Männern zu beſetzen. Die öffentlichen Amter wurden bald wieder 
von den einflußreichen Klaſſen an ſich geriſſen. Der Gebrauch, das 
Land gleichmäßig zu verteilen, kam bald wieder ab, mächtige Stämme, 
und Tempelhüter eigneten ſich große Strecken Landes an. Das ver⸗ 
beſſerte militäriſche Syſtem war mit ſo wenig Erfolg angewendet wor⸗ 
den, daß die Regierung im Falle der Not allein von der Macht 
eines der einflußreichſten Stämme abhing, und dieſe Tatſache hatte 
die unvermeidliche Folge, daß die Macht der Militärklaſſe noch wuchs. 
Schließlich fiel ſogar das Recht der Zivilverwaltung in die Hände der 
Militärklaſſe und ſo bereitete ſich das abſolute Regierungsſyſtem vor. 

Am Ende des erſten Teils dieſer Ara nahm die Macht der 
Zentralregierung allmählich ab. Die ſtärkeren Mitglieder der Militär⸗ 
klaſſe ergriffen in den betreffenden Lokalabteilungen die Zügel und 
führten häufig Krieg, um ſich gegenſeitig den Landbeſitz zu entreißen. 
Der ſtärkſte unter ihnen, und der am geeignetſten ſchien, dem Reich 
den Frieden zu erhalten, nahm — mit der Genehmigung des jeweiligen 
Herrſchers — die Leitung der Regierung in die Hand. Mit dieſer 
Vollmacht errichtete er eine eigene Zentralverwaltung unter dem 
Namen Bakufu, oder Regierung des Schogun oder Generaliſſimus. 
Von dieſer Zeit an war der eigentliche Herrſcher der Schogun, der in 
allen Angelegenheiten der Staatsverwaltung, mit Ausnahme des 
Prieſteramts, den erſten Rang einnahm. Der Kaiſerliche Herrſcher 
war eine zu heilige und beſonders geartete Perſönlichkeit, um mit der 
allgemeinen Verwaltung in Verbindung gebracht zu werden, die dem 
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Schogun übertragen wurde, während der Kaiſer immer die höchſte 
Würde behielt. Der Schogun verteilte dann Landdiſtrikte an die- 
jenigen ſeiner Getreuen, die deſſen würdig erachtet wurden, und 
Namensmitglieder, die Gehorſam geſchworen hatten, durften ihren 
Beſitz als Vaſallen beibehalten. Dieſe Vaſallen waren von dem 
Schogun bevollmächtigt, auf ihrem Gebiet unbeſchränkte Verwaltungs⸗ 
rechte auszuüben, jedoch immer unter der ſtrengen Oberaufſicht des 
Bakufu. 

Unter den zahlreichen Schogun⸗Dynaſtien war es das Tokugawa⸗ 
Schogunat, — das vom Jahre 600 an bis vor etwa 35 Jahren be⸗ 
ſtand, — das am wirkſamſten das Feudalſyſtem einrichtete. Kein 
anderes Schogunat konnte, weder was die Dauer noch die ausge⸗ 
zeichnete Organiſation anbetrifft, ſich mit dem Tokugawa-Schogunat 
vergleichen. 

Das Rechtsſyſtem des Bakufu ſtützte ſich hauptſächlich auf Her⸗ 
kommen und Sitte, doch zeugten die wenigen geſchriebenen Geſetze 
von durchaus praktiſchem Sinn. Obwohl viele Verordnungen aus 
chineſiſcher Quelle ſtammten, ſo kam doch in der zweiten Periode 
der größte Teil des nach chineſiſchem Syſtem geſchriebenen Geſetzes, 
der in der erſten Periode maßgebend geweſen war, außer Gebrauch. 
Indeſſen war der Einfluß dieſes Syſtems noch bis in kürzlich ver⸗ 
gangenen Zeiten im nationalen Rechtsbewußtſein fühlbar. Der Haupt⸗ 
grundſatz der geſchriebenen Geſetze der Tokugawa⸗Dynaſtie war: „Das 
Volk ſoll dem Geſetz gehorchen, ſoll es aber nicht kennen.“ In⸗ 
folgedeſſen wurde der größte Teil des geſchriebenen Geſetzes ge⸗ 
heim gehalten, und nur wenige hatten Kenntnis davon, abgeſehen 
von denen, die direkt mit der Ausübung desſelben zu tun hatten. Der 
wichtigſte Teil dieſes geſchriebenen Geſetzes behandelte die Beziehungen 
zwiſchen dem Kaiſerlichen Hof und der Bakufu⸗ oder Schogunats⸗ 
Regierung, und das Verhältnis des Bakufu zu den Lokalvaſallen und 
Daimyos. Ein weiteres weſentliches Kapitel wurde bekannt als „Die 
Hundert Artikel der Tokugawa⸗Dynaſtie“, deren faſt wörtliche 
Wiedergabe das heutige Strafgeſetzbuch iſt, und nach dieſen hundert 
Paragraphen haben die Lehnsherrn ihre eigenen Strafgeſetzbücher 
gebildet, nach denen ſie ſich innerhalb der Grenzen ihrer betreffenden 
Diſtrikte richteten. 

Was nun die politiſche Verfaſſung des Bakufu anbetrifft, war er, 
obwohl in ſeinen Händen die wirkliche Verwaltungsmacht ruhte, ge⸗ 


nötigt, der Krone vor oder nach jedem wichtigen Unternehmen von 
nationaler Bedeutung Mitteilung zu machen. Dem Kaiſer verblieb 
das Vorrecht den Schogun oder Generaliſſimus zu ernennen, Aus⸗ 
zeichnungen zu gewähren, die Namen der Jahre zu beſtimmen (Be⸗ 
zeichnungen zu erteilen, wie z. B. „Meiji“ was „glänzende Ruhe“ 
bedeutet), die Vermehrung neuer Buddhiſtiſcher Tempel zu bewilligen 
und Buddhiſtiſche Beamte zu ernennen oder abzuſetzen. Das Schatz⸗ 
amt von Bakufu oder die Schogunats-Hofhaltung mußte in Geld 
oder Reis einen beſtimmten Betrag zu den Kaiſerlichen Einkünften 
und zum Unterhalt der Herrn und Würdenträger des Hofes von 
Kyoto beiſteuern. 

Alle Rechte, die ſich auf auswärtige Beziehungen und militäriſche 
Verwaltung, auf die Ausgabe von Münzen und die Arbeiten in den 
Gold⸗, Silber- oder Kupferbergwerken, auf alle Angelegenheiten des 
Buddhismus oder der Shinto-Kultusſtätten bezogen, — kurz und 
gut alles, was irgendwelche nationale Bedeutung hatte, lag in den 
Händen des Bakufu. Die Rechtſprechung in der Hauptſtadt und allen 
anderen wichtigeren Ortſchaften wurde durch den Bakufu vermittels 
Beamter, die als Lokalgouverneure angeſtellt waren, verwaltet. Der 
Grund und Boden, abgeſehen von dem obenerwähnten, war im Beſitz 
des Gefolges des Tokugawa-Stammes oder in dem anderer Lehns⸗ 
herrn, die der Dynaſtie Treue geſchworen hatten. Dieſe Fürſten, 
deren es mehr als 270 gab, waren mit der inneren Verwaltung ihres 
Beſitzes betraut, gleichſam als ob jedes einen unabhängigen Staat 
darſtellte. Die Frauen und Kinder dieſer Herren jedoch mußten nach 
der Beſtimmung des Bakufu in Yedo — jetzt Tokyo — reſidieren, 
und durch ihre Gegenwart in der Hauptſtadt für die Treue der be- 
treffenden Fürſten bürgen. Außerdem ordnete der Bakufu die Gegen- 
wart eines jeden Fürſten an feinem Hofe in Yedo für eine beſtimmte 
Zeit in jedem Jahre an. Kam es vor, daß ein Fürſt ſich eines ſchweren 
Vergehens ſchuldig gemacht hatte, ſo hatte er ſeinen Landbeſitz ver— 
wirkt. Alle Fürſten, die im Beſitz von Ländereien waren, mußten im 
Kriegsfalle Pferde und Waffen liefern und in Friedenszeiten Bei- 
träge zu den militäriſchen Ausgaben ließen, wie ſie auch verpflichtet 
waren, die Koſten für größere Ingenieurarbeiten, die der Bakufu aus⸗ 
zuführen für nötig fand, zu tragen. Die Macht des Bakufu über 
die Lehnsherrn kannte keine Beſchränkung, aber immer unter der 
höchſten Autorität des Tokugawa-Stammes. 
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Zwei wichtige Punkte in dem Geſetzſyſtem der Tokugawa-Dynaſtie 
müſſen erwähnt werden. Der erſte beſtand in den ſtrengen Einſchrän⸗ 
kungen in allen Angelegenheiten, die den auswärtigen Verkehr be⸗ 
treffen, und die von der Takugawa-Dynaſtie mit Rückſicht auf die 
Wohlfahrt der Regierung getroffen wurden. Aus derſelben Urſache 
wurde das Chriſtentum im Lande verboten. 

Bei dem zweiten Punkt handelt es ſich um das Syſtem der 
Sozialpolitik. Um dem Übel der willkürlichen Aneignung großer 
Strecken Ländereien durch einige mächtige Stämme und Familien zu 
ſteuern, trat, wie ſchon erwähnt worden iſt, eine Verteilung des 
Landes in gleich große Stücke in Kraft; doch erwies ſich dieſe 
Methode ſchließlich als unhaltbar. Unter der Tokugawa⸗Dynaſtie war 
das Volk in Klaſſen eingeteilt, wie in Buſhi (Krieger), Heimin (ge⸗ 
wöhnliches Volk) und ſo fort. Den Buſhi wurde ein beſtimmtes Maß 
Reis bewilligt, doch war ihnen nicht erlaubt, Handel zu treiben oder 
irgend eine Geld einbringende Tätigkeit zu ergreifen. Andrerſeits 
durften die Heimin, — oder das gewöhnliche Volk, — nicht militäriſche 
oder bürgerliche Berufe ausfüllen, ſondern mußte ſich mit kauf⸗ 
männiſchen Geſchäften befaſſen. Der Verkauf von Landbeſitz war 
ſtreng verboten, damit nicht wieder das alte Übel der Aneignung ſtatt⸗ 
finden könnte. Mehrere Handelszweige wurden monopoliſiert, und 
ein Wettbewerb außerhalb dieſes Monopols war nicht erlaubt; auch 
wurde eine Beſtimmung getroffen, nach welcher Verwandte und Nach- 
barn verpflichtet waren, einander zu unterſtützen. Im ganzen herrſchte 
der Grundſatz, daß jedermann einen ſicheren, friedlichen Lebensunter⸗ 
halt haben und keiner nach einer Stellung ſtreben ſollte, die ſeinen 
Verhältniſſen nicht angemeſſen war. Infolgedeſſen herrſchte während 
einer Epoche von faſt 300 Jahren, bis zum Anbruch der Meiji⸗Ara, 
eine beiſpielloſe Ruhe. 

Die dritte Periode zeichnet ſich durch die Einführung abend⸗ 
ländiſcher Syſteme aus. Am Anfang dieſer Epoche war der alte Geiſt 
noch immer ſo vorherrſchend, daß die Verfaſſung der Zentralregierung 
und des Strafgeſetzes noch faſt wörtlich mit der der zweiten Periode 
übereinſtimmte, in welcher der Einfluß Chinas in Aufnahme gekom⸗ 
men war. Die öffentliche Meinung hatte jedoch inzwiſchen bei der Re⸗ 
gierungsverfaſſung Berückſichtigung gefunden, und eine neue Geſetz⸗ 
gebung war aus den Ideen, die in den weſtlichen Nationen Geltung 
haben, gebildet worden. 
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Der Umſchwung im Jahre 1868 war hauptſächlich das Werk der 
patriotiſchen Führer der Feudalſtaaten des Kaiſerreichs, und in der 
Folge mußte auch die neue Regierung mit Hilfe dieſer ſelben Pa⸗ 
trioten alle neuen Maßnahmen zur Ausführung bringen. Im Juli 
1871 wurden den unabhängigen Fürſten alle ihre Verwaltungsrechte 
abgenommen. Das ganze Reich wurde dann in Diſtrikte und Prä⸗ 
fekturen eingeteilt, die unter der Kontrolle der Zentralregierung 
ſtanden, und damit wurde das Fundament der neuen Regierung ge⸗ 
ſichert. Der nächſte Schritt galt einer gründlichen Prüfung und Ver⸗ 
beſſerung des militäriſchen Syſtems und aller Angelegenheiten, die 
das Finanzweſen, die Erziehung, den Verkehr, das Bankweſen und 
die Gerichtsbarkeit betrafen, nach dem Vorbild der europäiſchen Länder 
und der Vereinigten Staaten Amerikas. 

Kein Gebiet wurde bei dieſen Prüfungen unberührt gelaſſen, und 
alle Überbleibſel des Abſolutismus oder der Klaſſenvorrechte wurden 
durch den Einfluß weſtlicher Methoden beſeitigt. 

Die Reſtauration im Jahre 1868 war in der Tat ein Schritt von 
unvergleichlicher Bedeutung in der Geſchichte unſerer Nation. Als 
Rückwirkung auf ein ſo bedeutungsvolles Ereignis, zeigten ſich hier 
und dort Unruhen im Reiche und einige unliebſame Störungen, doch 
keine von annäherndem Gewicht im Vergleich zu dem plötzlichen Fort⸗ 
ſchritt, der die Vergangenheit von der Meiji-Ara ſcheidet. Viele Hin⸗ 
derniſſe, die dem Wechſel der Verwaltungsform im Wege ſtanden, 
mußten während der neuen Regierungszeit überwunden werden, aber 
nichts konnte Seine Majeſtät den Kaiſer Mutſuhito abſchrecken, die 
Reformarbeit auf Grund beſtimmter Grundſätze weiterzuführen, unter⸗ 
ſtützt von ausgezeichneten Männern, wie Okubo, Kido und Saigo, 
welche die Verantwortung für die Lage der Gegenwart und für den 
Fortſchritt in ſeinen erſten Stadien tragen. 

Im Juni 1873 iſt das erſte Jahresbudget veröffentlicht worden, 
und ſeit dem Jahre 1875 ſind jährliche Berichte ausgegeben worden. 
Im April 1895 wurden der Senat und der Kaſſationshof gebildet, 
nachdem die Gerichtsbarkeit und die Geſetzgebung gründlich revidiert 
worden waren. Im Juli 1878 wurden die Fu- oder Ken⸗(Provinzial⸗ 
Verſammlungen, wie die Stadt- und Dorfzuſammenkünfte eingerichtet. 
Im März 1880 fand die offizielle Errichtung einer Rechnungsbehörde 
ſtatt, und im Juli desſelben Jahres wurden das Strafgeſetzbuch und 
das Kriminalgeſetzbuch veröffentlicht. 
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Im Oktober 1881 verkündigte ein Kaiſerlicher Erlaß, daß ein 
Kaiſerliches Wautalent vom 23. Jahre des Meiji (1890) an zuſammen⸗ 
treten ſollte. Im Februar 1889 wurden die Verfaſſung des Kaiſer⸗ 
weich Japan, das Hausgeſetz und das Finanzgeſetz veröffentlicht und 
im Juni 1890 das Geſetz der Adminiſtrativjuſtiz. Alle dieſe Geſetze 
ſollten von dem Tage an in Kraft treten, an dem das Kaiſerliche 
Parlament eröffnet werden ſollte (im November des folgenden Jahres). 

In der Zwiſchenzeit wurden mehrere wichtige Geſetze, die ſich 
auf die Organiſation der Zentralbehörde bezogen, bekannt gemacht, 
wie auf die Organiſation der Städte und Dörfer von Fu und Ken, 
auf das Zivil- und Handelsgeſetz, auf das Geſetzbuch des Zivilver⸗ 
verfahrens und auf das revidierte Kriminalgeſetzverfahren. Im 
Zivil- und Handelsgeſetz fanden ſich jedoch noch immer läſtige Be⸗ 
ſtimmungen, darum wurde der Termin, an dem derſelbe in Wirkung 
treten ſollte, bis auf weitere Prüfung verſchoben, der ebenfalls in 
der Parlamentſitzung desſelben Jahres bekannt gemacht werden ſollte. 
Um jedoch Mängeln abzuhelfen, die ſich in kaufmänniſchen Kreiſen 
allgemein fühlbar machten, ließ man die wichtigſten Beſtimmungen des 
Handelsgeſetzes — die ſich auf Genoſſenſchaften, Wechſel und Bank⸗ 
noten und Konkursverfahren bezogen — gleich in Kraft treten. Zur 
ſelben Zeit wurde die Reviſion des Zivil- und Handelsgeſetzbuches 
von einem beſonders dazu ernannten Komitee im März 1894 unter⸗ 
nommen, und dieſe beiden Geſetzbücher ſind ſchon in ihrer neuen, 
revidierten Form in Kraft getreten. Das Strafgeſetz, das Geſetzbuch 
für Kriminalverfahren und das Geſetzbuch für Zivilverfahren find gleich- 
falls von derſelben Kommiſſion geprüft worden. Die erſten beiden 
dieſer Geſetzbücher ſind nun vollſtändig revidiert worden und werden 
in der kommenden Parlamentsſitzung vorgelegt werden. Weſentliche 
Verbeſſerungen ſind nicht allein mit den Geſetzen der Rechtſprechung 
des Gerichtsdepartements, ſondern auch mit denen der allgemeinen 
Verwaltung vorgenommen worden. Den Verwaltungsgeſetzen tat 
vor allem eine größere Einheitlichkeit not, denn obwohl ſie ſchon 
vorher verbeſſert worden waren, enthielten fie dennoch zuviel Ver— 
ſchiedenheiten, deren Grund in dem vormaligen Ermeſſen der Lokal⸗ 
gouverneure zu ſuchen war. 

Die Geſetzgebung Japans hat ſeit der Zeit der Reſtauration 
ſichtbare Fortſchritte gemacht. In den erſten Anfängen der Organi⸗ 
ſation der Zentralregierung wie der Kriminalgeſetze war noch der 


— 524 — 


Einfluß des chineſiſchen Geiſtes vorherrſchend; ſeitdem ſind aber 
die europäiſchen Methoden bei der Reviſion aller Syſteme vorbildlich 
geweſen. Unter allen europäiſchen Geſetzesmethoden, die in Japan 
eingeführt worden find, haben unſere Autoritäten kein Vorurteil zu⸗ 
gunſten der einen oder der anderen gezeigt. In dem Gerichtsdeparte⸗ 
ment iſt die Rechtſprechung Frankreichs und Großbritanniens am 
häufigſten zugrunde gelegt worden. — Das Verfahren des Zivil- 
geſetzes iſt mit Ausnahme einiger ſtatutariſcher Klauſeln hauptſäch⸗ 
lich auf Herkommen baſiert; aber in Anbetracht der Schwierigkeit, 
in den durch die Reſtauration veränderten Verhältniſſen lokale Sitten 
zur Geltung zu bringen, ſchien es notwendig, die geſetzlichen Ver⸗ 
ordnungen Frankreichs und Englands herbeizuführen. In jüngſter 
Zeit iſt manches aus der deutſchen Gerichtsbarkeit herübergenommen 
worden neben den beliebteren Anpaſſungen an Frankreich und Eng⸗ 
land, während im öffentlichen Recht die Jurisprudenz dieſes Landes 
ſeit den früheſten Tagen der Reſtauration maßgebend geweſen iſt. 


Einundzwanzigſtes Kapitel. 
Polizei und Gefängniſſe. 


I. Polizei. 


Von Baron Suyematſu, 
Ehemaliger Miniſter des Innern. 


In Japan iſt das Polizeiſyſtem ein weſentlicher Teil der Staats⸗ 
organiſation, und hat nichts mit den Kommunalbehörden zu tun. 
Die Polizeimacht iſt in jeder Präfektur unter Aufſicht der Zentral⸗ 
behörde organiſiert mit der Berechtigung, kleinere Veränderungen 
vorzunehmen, die ſich den Ortsverhältniſſen anpaſſen, wie etwa in 
betreff des Durchſchnittsgehaltes der Poliziſten und der Geſamtſumme 


ſolcher Beamten. 

Das Syſtem, welches in der Präfektur von Tokyo, die die Stadt 
Tokyo und einige umliegende Grafſchaften umfaßt, in Gebrauch iſt, 
bildet eine Ausnahme. Die allgemeine Kontrolle über die Polizei⸗ 
macht liegt in den Händen des Miniſters des Innern. In ſeinem 
Miniſterium befindet ſich ein beſonderes Bureau für die Leitung po⸗ 
lizeilicher Angelegenheiten, dem ein Direktor vorſteht. In den Prä⸗ 
fefturen haben die Gouverneure die Kontrolle über die Polizei, — 
jeder Gouverneur in ſeiner Präfektur — und alle ſtehen wieder unter 
der Leitung des Miniſters des Innern. In jeder Präfekturverwaltung 
iſt eine Beamtenabteilung mit einem Chef, dem unter der Kontrolle 
des Gouverneurs die Polizeiangelegenheiten unterſtehen. 

Die Ausgaben für die Polizeimacht ſind in dem Präfekturbudget 
vorgeſehen und werden aus den Steuereinnahmen der Präfektur ge⸗ 
deckt. Ein Teil jedoch wird von der Zentralregierung beigeſteuert, 
und außerdem werden die Gehälter der Beamten und einige beſondere 
Ausgaben von dem Schatzamt bezahlt. Das Budget wird natürlich 
der Präfektur⸗Wahlverſammlung jeder Präfektur zur Einſicht vorge⸗ 
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legt, und dadurch haben die Lokalverſammlungen mitzuſtimmen über 
das Durchſchnittsgehalt der Beamten und die Anzahl von Männern, 
die angeſtellt werden ſollen. Die Staatsunterſtützung beträgt ein 
Sechſtel der ganzen Ausgaben (nach der Kaiſerlichen Verfügung vom 
Jahre 1888), und die Zahl der Beamten beläuft ſich auf einen auf 
ein⸗ bis zweitauſend Einwohner in den Grafſchaften. (Kaiſerliche 
Verfügung vom Jahre 1896.) 

In der Präfektur von Tokyo weicht das Syſtem von dem der 
anderen Präfekturen darin ab, daß dort ein Polizeigouverneur ange⸗ 
ſtellt iſt, der ebenfalls unter der ſpeziellen Kontrolle des Miniſters 
des Innern ſteht, deſſen Amt jedoch ganz unabhängig von dem eines 
gewöhnlichen Gouverneurs iſt. Hier üben der Polizeigouverneur und 
der gewöhnliche Gouverneur ihre Pflichten voneinander getrennt aus, 
doch gibt es auch natürlich Fälle, in denen ſie gemeinſam vor⸗ 
gehen müſſen. Das Syſtem iſt dem Polizeiſyſtem in Paris ſehr ähn⸗ 
lich. Außerdem trägt in Tokyo der Staat vier Zehntel der Koſten 
anſtatt ein Sechſtel wie in den anderen Präfekturen. 

In jeder Grafſchaft beſteht eine Polizeiſtation, zu der eine be⸗ 
ſtimmte Anzahl Beamter unter einem Polizeileutnant gehören; auch 
werden oft Zweigſtationen errichtet. In den ländlichen Diſtrikten 
wird gewöhnlich einem Poliziſten das Amt zuerteilt, die polizeilichen 
Angelegenheiten in einem beſtimmten Umkreis, innerhalb desſelben 
er auch wohnt, zu erledigen. Es gibt verſchiedene Klaſſen von Zweig⸗ 
und Unterſtationen, je nach ihrer Bedeutung, doch iſt es für unſeren 
Zweck unerheblich, näher darauf einzugehen. 

Nach den ſtatiſtiſchen Aufſtellungen der Regierung exiſtierten im 
Jahre 1901 2116 Polizeileutnants und 31833 Poliziſten, in Summa: 
33949, und die Durchſchnittszahl vn Bevölferung betrug per Kopf 
Diener: Geſamtzahl 1332. 

In der obigen Schilderung ift a nicht mit einbegriffen, da⸗ 
gegen Yezo (Hokkaido) und Liukiu (Okinawa). Aber auch in For- 
moſa weicht das Syſtem nicht weſentlich ab, außer daß dort keine 
Präfekturverſammlungen beſtehen; das geſchieht auch in Liuchiu nicht. 

Die Pflichten der Polizei ſind ſo ziemlich dieſelben wie in jedem 
anderen ziviliſierten Land. Sie ſind mannigfaltig, können aber in 
den Satz zuſammengefaßt werden: „Frieden und Ordnung aufrecht 
zu erhalten“, und nicht allein Frieden und Ordnung erhalten, ſon⸗ 
dern auch die Wohlfahrt des Volkes ſollen ſie fördern, ohne über⸗ 
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eifrig zu ſein. — Auch haben ſie die hygieniſchen Zuſtände des 
Landes zu beaufſichtigen und dafür zu ſorgen, daß das Volk die 
ſanitären Beſtimmungen befolgt. In der Regel ſollen ihre Maß⸗ 
nahmen hauptſächlich und zunächſt „vorbeugend“ und erſt in zweiter 
Reihe einſchreitend ſein. Zu ihren Obliegenheiten gehört auch noch 
was die „höhere Polizei“ genannt wird, nämlich Beobachtung poli⸗ 
tiſcher Bewegungen und Intriguen, die innerhalb des Reichs ent⸗ 
ſtehen können. i 

Zu ihren Funktionen gehört auch die der Gerichtspolizei, die in 
Kraft tritt, wenn eine Perſon eine vom Geſetz verbotene Handlung 
begeht. In ſolchen Fällen iſt die Polizei als zum Gerichtsperſonal 
gehörig anzuſehen, und es iſt ihre Aufgabe, als Helfer des Ge⸗ 
richts den Verbrecher zu verfolgen und feſtzunehmen. Es gibt ſtrenge 
Vorſchriften, um Übergriffe dabei zu vermeiden, die beſonders zu 
erörtern ſind. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß nicht jeder beliebige Be⸗ 
amte oder Poliziſt jegliche Funktion ausüben darf; im Gegenteil 
ſind die Befugniſſe nach genauen Vorſchriften geregelt. 

Die Feuerwehr bildet eine beſondere Organiſation, die von der 
Polizei ganz getrennt iſt, doch ſteht ſie unter derſelben Kontrolle wie 
die Polizei. 

Nach dem japaniſchen Geſetze werden die Poliziſten, ſo gering 
ihre Stellung auch iſt, als „Regierungsbeamte“ und nicht als 
bloße Diener betrachtet. In der Tat iſt ihre ſoziale Stellung eine 
verhältnismäßig höhere als die ihrer Kollegen in den weſtlichen 
Nationen. Es iſt wahr, daß ſie unaufhörlich unterwieſen werden, höf⸗ 
lich und zuvorkommend zu ſein und keine Beamtenüberhebung an den 
Tag zu legen; aber es wird nicht von ihnen erwartet, — auch fühlen 
ſie ſich nicht dazu verpflichtet, — daß ſie Dinge tun, die mir bei den 
weſtlichen Nationen allgemein üblich zu ſein ſcheinen. Sie würden, 
meine ich, nicht Gefälligkeiten erweiſen, die auf den erſten Blick mit 
ihrer Würde unvereinbar ſcheinen, und daher würde man den japa⸗ 
niſchen Poliziſten beleidigen, wenn man derartiges von ihm er⸗ 
wartete und ihm dafür ein „Trinkgeld“ anböte. So würde zum Beiſpiel 
kein Poliziſt herbeieilen, um die Wagentür zu öffnen, wenn nicht eine 
beſondere Urſache — wie etwa die Befürchtung irgend einer Gefahr — 
ihn dazu veranlaßte. Dieſes zu wiſſen iſt für die fremden Gäſte Japans 
wichtig. Es iſt wünſchenswert, daß Ausländer unſere Poliziſten nicht 
von ihrem Stundpunkt aus beurteilen. Damit will ich durchaus nicht 
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ſagen, daß unſer Syſtem das beſſere ſei; die weſtlichen Methoden und 
Gebräuche haben ihre ſehr guten Seiten, ſind nützlich und den Bedürf⸗ 
niſſen ihrer Nationen wohl angepaßt. Ich möchte nur betonen, daß 
unſere Sitten und Gebräuche in manchen Beziehungen abweichen. 

In Japan wurde die Polizeimacht in ihrer jetzigen Geſtalt erſt 
nach der Beſeitigung der abſoluten Regierungsform, wie leicht ver⸗ 
ſtändlich iſt, geſchaffen und hat manches Entwicklungsſtadium durchge⸗ 
macht. Es gab eine Zeit, zu der Tauſende von jungen Samurais ihre 
Beſchäftigung verloren hatten, und dieſe waren es hauptſächlich, die 
zum Polizeidienſt angeworben wurden. Die Stufe ihrer ſozialen 
Stellung und intellektuellen Bildung war eine höhere wie die der— 
jenigen Perſonen, mit denen ſie in tägliche Berührung kommen muß⸗ 
ten, und dieſer Umſtand iſt niemals außer Augen gelaſſen worden. 
Auch jetzt noch werden nur ſolche Männer zum Dienſt zugelaſſen, die 
ein beſonderes Examen, das ihnen vorgeſchrieben iſt, beſtanden haben, 
und dieſe Prüfung iſt keineswegs ſehr leicht. In Anbetracht dieſer Tat- 
ſache iſt es nicht ſchwer zu verſtehen, woher der Unterſchied ſtammt, 
der zwiſchen der Polizei der weſtlichen Länder und der Japans be⸗ 
ſteht. An dieſer Stelle möchte ich noch auf einen Punkt von einiger 
Bedeutung aufmerkſam machen. Es iſt der beſtändige Wunſch unſerer 
Behörden, daß die Polizei Ausländern gegenüber beſonders höflich 
und zuvorkommend ſei, doch fürchte ich, daß ohne böſe Abſicht unlieb⸗ 
ſame Zwiſchenfälle hin und wieder vorkommen. Ich habe einmal in 
einer Zeitung geleſen, daß in einer Provinzialſtadt ein Poliziſt auf 
eine fremde Dame zuging, die dem Kronprinz und der Kronprinzeſſin 
nachſah, als ſie vorübergingen und die Dame aufforderte, ihren Hut 
abzunehmen. In Japan iſt es üblich, daß die Männer bei ſolchen Ge- 
legenheiten ihre Hüte abnehmen. Unſere Frauen tragen keine Kopf⸗ 
bedeckung und der in Frage kommende Poliziſt kannte die Sitte der 
weſtlichen Damen, Hüte zu tragen, nicht und ſtellte daher jenes An— 
ſinnen an ſie, dem jedoch keine böſe Abſicht zugrunde lag. Ein anderes 
Mal hörte ich von einem Vorfall, der einem ausländiſchen Prinzen, der 
inkognito reiſte, begegnete, weil er in einem Tempel nach Tauben 
ſchoß, was dem Geſetz zuwider iſt. Ein Poliziſt, der nicht wußte, mit 
wem er es zu tun hatte und nur ſeine Pflicht zu erfüllen meinte, ver⸗ 
ſuchte ihn daran zu hindern. Dieſe beiden Vorfälle waren ſehr unan⸗ 
genehm, doch wurden ſie raſch zufriedenſtellend erklärt, und die An⸗ 
gelegenheit war damit erledigt. Wir hoffen, daß Ausländer immer 
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Zugeſtändniſſe machen werden in Anbetracht deſſen, daß fie in einem 
fremden Land ſind, und daß ſie ſich ihrerſeits bemühen, lieber ruhig 
ihren Wünſchen Ausdruck zu geben, anſtatt aufgeregt zu werden. Ich 
muß noch hinzufügen, daß es beſonders in Japan ſehr ſchwierig iſt, einer 
Perſon ihrer geſellſchaftlichen Stellung gemäß zu begegnen, vor allem 
für ſolche Leute wie Poliziſten, und man es daher in dieſer Be⸗ 
ziehung nicht ſo genau mit ihnen nehmen muß. Es bedarf kaum des 
Hinweiſes, daß es viele Dinge gibt, die in einem Lande ſozial zu⸗ 
läſſig ſind und in dem anderen nicht und umgekehrt. Dieſen Um⸗ 
ſtand ſollten Fremde immer in Betracht ziehen und in ſolchen Fällen 
tolerant ſein. 

Doch kehren wir zu unſerem Gegenſtand zurück. Obgleich es das 
Beſtreben der japaniſchen Behörden iſt, die Polizei auf einer höheren 
Stufe zu erhalten, haben die letzten Jahre bewieſen, wie ſchwer dieſe 
Bemühung iſt, da die Vergütung, die die Poliziſten erhalten, nicht hin⸗ 
reicht, um Männer, die auf derſelben Stufe ſtehen, wie es früher in 
dieſem Beruf der Fall war, zu veranlaſſen, dieſen Dienſt zu ergreifen 
und beizubehalten. Die Gehälter ſind in letzter Zeit erhöht worden, aber 
ſie find trotzdem noch gering, denn fie ſchwanken zwiſchen I und 15 Yen 
pro Monat und halten kaum Schritt mit der allgemeinen Entwicklung 
des Landes. Die Zunahme der lokalen Ausgaben jedoch machen eine 
weſentliche Erhöhung unmöglich. Es beſteht eine Penſionskaſſe für 
Poliziſten, die lange in Dienſt waren oder bei der Ausübung ihrer 
Pflichten dienſtunfähig geworden ſind, und eine Beſtimmung, nach der 
außerordentliche Dienſte ihre Belohnung finden, wie noch einige 
andere Vorrechte; aber alles das genügt nicht, die alte Höhe zu er- 
halten. 

Noch einige Worte über dieſen Gegenſtand. In Tokyo exiſtiert 
ein Inſtitut, die Polizei⸗ und Gefängnis⸗Hochſchule genannt, die unter 
der Kontrolle des Miniſteriums des Innern ſteht. Dieſe Anſtalt 
iſt keine Hochſchule im ſtrengen Sinne des Wortes. Es iſt ein In⸗ 
ſtitut, in welchem Polizei- und Gefängnisleutnants ſowohl theoretiſch 
wie praktiſch zur Ausübung ihrer beſonderen Pflichten geſchult wer⸗ 
den. Jeder Gouverneur ſucht unter den Mitgliedern der Polizeimacht 
ſeiner Präfektur die befähigtſten jungen Leute aus, und das ſind die 
Polizeileutnants, welche zur Ausbildung nach der Anſtalt geſchickt 
werden. Nach abſolviertem Kurſus kehren ſie nach ihrer Präfektur 
zurück und unterweiſen andere an den Ausbildungsanſtalten der be⸗ 
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treffenden Präfekturen. Dieſe Schule wurde in demſelben Jahre er- 
richtet, in welchem die alten Verträge mit den weſtlichen Großmächten 
revidiert wurden, und ſie hat ſich als ſehr zufriedenſtellend erwieſen. 
Zuerſt beſtand die Mehrzahl der Lehrer aus Ausländern, aber jetzt 
werden dieſe Poſten faſt nur von Eingeborenen ausgefüllt. 

Zum Schluß ſei noch ein Wort über ein beſonderes Syſtem bei 
uns geſagt, über den ſogenannten „Beſtellten Poliziſten“. Eine Bank 
oder eine große Handelsfirma, eine ſtädtiſche Körperſchaft, Privat- 
ſchulen, ja, ſogar Privatfamilien in höherer Stellung können ſich eine 
Abteilung, eine beſtimmte Zahl Poliziſten zur Bewachung ihres Be— 
ſitzes beſtellen und auf dieſe Weiſe gleichſam eine Art Polizeiſtation 
daſelbſt errichten. Dieſe Poliziſten unterſcheiden ſich in keiner Weiſe 
von ihren Kollegen, nur daß die Koſten, die ſie verurſachen, von den 
Beſtellenden bezahlt werden. Eine feſte Summe, welche von den Gou⸗ 
verneuren in Übereinſtimmung mit den Präfekturverſammlungsbe⸗ 
ſchlüſſen beſtimmt wird, muß den Behörden für jeden beſtellten Po⸗ 
liziſten gezahlt werden. Es werden nicht immer dieſelben Leute auf 
ſolche Poſten geſchickt, doch muß immer die ausbedungene Anzahl auf 
den beſtimmten Plätzen Wache halten, und dieſe Einrichtung hat ſich 
als erfolgreich und paſſend bewährt. 


II. Gefängniſſe. 
Bearbeitet vom Juſtiz⸗Miniſterium. 


Die Oberaufſicht der Gefängnisverwaltung Japans liegt in den 
Händen des Juſtizminiſters, unter deſſen unmittelbarer Kontrolle 
die Gefängniſſe der Hauptſtadt ſtehen, während die der Provinz dem 
Ortspräfekten — immer unter dem Befehl des Juſtizminiſters — 
unterſtehen. Die Inſpektion der Gefängniſſe wird von einem be— 
ſonderen Gefängnisburcau, einer Abteilung des Juſtizminiſteriums, 
im Namen des Minifters erledigt. Gegenwärtig beſteht dieſe Ab— 
teilung aus einem Direktor, drei Gefängnisinſpektoren, fünfzehn Se— 
kretären und neun Unterbeamten. Das Bureau zerfällt in drei Ab— 
teilungen. Jedem Departement ſteht ein Gefängnisinſpektor vor. 
Die Einteilung iſt folgende: das erſte Departement befaßt ſich 
mit allem, was auf Begnadigungen, Rehabilitierungen, die Er— 
laubnis der zu Deportation verurteilten Verbrecher, im Freien zu 
leben, zeitweiſe Befreiung von polizeilicher Aufſicht, die Ausführung 
der Todesurteile und andere allgemeine Gefängnisangelegenheiten 
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Bezug hat. Das zweite Departement hat alle Fragen der Gefängnis⸗ 
arbeit, der Einkünfte und Ausgaben zu erledigen. Das dritte Departe- 
ment hat die Obliegenheit, alle Statiſtiken über die Gefängniſſe und 
Gefangenen aufzuſtellen. Alle Pläne für den Neubau oder das Aus⸗ 
beſſern der Gefängniſſe werden von maßgebenden Architekten der 
Architekturabteilung des Bureaus für allgemeine Angelegenheiten im 
Juſtizminiſterium gezeichnet. 

Es gibt zurzeit 139 Gefängniſſe in Japan. Von dieſen ſind 
4 Hauptgefängniſſe und 2 Zweiganſtalten derſelben; außerdem exi⸗ 
ſtieren 51 Diſtriktsgefängniſſe mit 82 Zweiganſtalten. Die Haupt⸗ 
gefängniſſe mit ihren Zweiganſtalten ſind für männliche Verbrecher 
beſtimmt, die unter dem jetzigen Strafgeſetz zu Zuchthausſtrafen, und 
für diejenigen, die noch unter den früheren Geſetzen vor der Ver- 
öffentlichung des neuen Strafgeſetzes zu lebenslänglicher Haft ver- 
urteilt worden ſind. Die Diſtriktsgefängniſſe und ihre Zweiganſtalten 
umfaſſen alle die weiblichen und männlichen Verbrecher, die zu Ge- 
fängnisſtrafen, Haft oder Arreſt, und die weiblichen Verbrecher, die 
zu Zuchthausſtrafen verurteilt wurden. Sowohl die Haupt- wie die 
Diſtriktsgefängniſſe haben beſondere Direktoren zur Überwachung der 
Verbrecher und aller mit ihnen in Verbindung ſtehenden Angelegen⸗ 
heiten. In den Zweiganſtalten führen die Überwachunsbeamten den 
Titel Subdirektoren. Die Subdirektoren der Zweiganſtalten der 
Diſtriktsgefängniſſe werden unter den Gefängnisſekretären ernannt, 
ohne daß die amtliche Stellung derſelben geändert wird, während die 
Subdirektoren der Zweiganſtalten der Hauptgefängniſſe beſonders 
dazu ernannte Beamte ſind. 

Unter dieſem Syſtem ſind 55 Direktoren für die Verwaltung der 
Haupt⸗ und Diſtriktsgefängniſſe und 2 Direktoren für die Verwal- 
tung der Zweiganſtalten der Hauptgefängniſſe beſonders angeſtellt. 
Außerdem ſind im ganzen 11995 Gefängnisbeamte, in folgender 
Weiſe eingeteilt, tätig: Zu den Hauptgefängniſſen gehören 88 Sekre⸗ 
täre und Aufſeher, 15 Arzte, 1071 Wärter, 15 Kaplane, 65 Lehrer 
und 120 Angeſtellte in der Arbeitsabteilung, — zuſammen 1374 
Perſonen. Zu den Diſtriktsgefängniſſen gehören 734 Sekretäre und 
Aufſeher, 15 Dolmetſcher, 7037 Wärter, 249 Lehrer und Wärter, 
227 Arzte, 160 Kaplane, 433 Gefängniswärterinnen für weibliche 
Gefangene, 633 Aufſeher, 390 Arbeitslehrer, 35 Ehrenärzte, 28 
Ehrenkaplane und 626 Angeſtellte, — zuſammen 10567. 

34* 
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Die Verteilung von Wärtern, Wärterinnen und Aufſehern auf 
die verſchiedenen Gefängniſſe richtet ſich nach der Zahl der Gefan- 
genen und der Art der Gefängniſſe. Im allgemeinen ſollen als Regel 
auf 500 männliche Gefangene immer 75 Wärter kommen, doch kann 
dieſes Verhältnis durch Hinzutun oder Abzug von je 5 Wärtern auf 
50 männliche Gefangene vergrößert oder verringert werden. Wär- 
terinnen werden immer im Verhältnis von 5 auf 25 oder weniger 
weibliche Gefangene angeſtellt, zu denen eine hinzugefügt oder abge- 
rechnet werden kann, je nach dem die Zahl der weiblichen Gefangenen 
mehr oder weniger als 25 beträgt. Die Aufſeher werden ſo verteilt, 
daß 10 auf 500 männliche Gefangene kommen und immer 1 Aufſeher 
mehr oder weniger auf 100 Gefangene mehr oder weniger hinzukommt. 

Die Gehälter der Gefängnisbeamten ſchwanken natürlich wejent- 
lich, dem Range und den örtlichen Verhältniſſen entſprechend. Direk⸗ 
toren erhalten 600 und 1800 Yen (1200-3600 Mark) jährlich. Das 
Gehalt der Gefängnisſekretäre und Aufſeher ſchwankt zwiſchen 51 
und 75 Yen (30—150 Mark) monatlich, während das der Wärter 
zwiſchen 9 und 25 Yen (18—50 Mark) monatlich variiert. Frauen 
erhalten zwiſchen 6 und 15 Yen (12—30 Mark) monatlich, während 
Aufſeher 5—15,50 Yen (10—31 Mark) monatlich verdienen können. 

Während langer Zeit wurden die Gefängniſſe von den Diſtrikts⸗ 
ſteuern erhalten, und daher rührte ein großer Mangel an Einheit⸗ 
lichkeit in ihrer Verwaltung. Oft machte es große Schwierigkeiten, 
die Einwilligung der Lokalbehörden zur Ausbeſſerung der Gefängnis⸗ 
gebäude zu erlangen, weil die notwendigen Ausgaben die ſchon 
durch Verbeſſerung im Ingenieurweſen, in der Erziehung und in 
ſanitären Unternehmungen ſtark belaſteten Gemeinden noch mehr in 
Anſpruch genommen hätten. Die Folge davon war, daß viele der 
Gefängnisgebäude in ſehr baufälligem und ſchlechtem Zuſtande waren. 
Im Jahre 1900 beſtimmte die Regierung als einzigen Ausweg, daß 
die Unterhaltung der Gefängniſſe nicht mehr den Lokalbehörden, ſon⸗ 
dern dem Schatzamt aufzuerlegen ſei. Kurze Zeit nach dieſer Umge⸗ 
ſtaltung fingen die Zentralbehörden mit der Renovation des Koji⸗ 
baſhi⸗Gefängniſſes in Tokyo und der Gefängniſſe in den Präfekturen 
von Chiba, Nara, Iſhikawa, Nagaſaki und Kagoſhima an. Zu dieſem 
Zwecke wurde auf ſechs Jahre eine jährliche Ausgabe von 400000 Yen 
bewilligt, und es iſt geplant, daß dieſe Verbeſſerungen ſich auch auf 
andere Ortſchaften erſtrecken ſollen, ſoweit es die Geldmittel geſtatten, 
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bis ſchließlich alle Gefängniſſe Japans vollkommen renoviert find. 
Nach dem obigen Verbeſſerungsplan ſollen die neuen Gefängniſſe in 
Nara und Nagaſaki aus Ziegelſteinen und das Gefängnis in Kago⸗ 
ſhima zum Teil aus Holz und zum anderen Teil aus Steinen er⸗ 
richtet werden. Das neue Gefängnis in Chiba ſoll aus Holz und 
Ziegelſteinen erbaut werden, während das Kojibaſhi-Gefängnis in 
Tokyo wie das Gefängnis in Iſhikawa aus Holz ſein wird. In 
allen dieſen neuen Gefängniſſen ſoll das gemiſchte Syſtem der Einzel⸗ 
haft und gemeinſamen Haft angewandt werden. Die Einzelzellen 
werden ein Drittel der Geſamtzahl der Zellen in den Gefängniſſen 
betragen; die übrigen zwei Drittel ſollen weiterhin dem Syſtem der 
gemeinſamen Haft dienen. Die Fenſter werden beſonders groß ſein, 
damit alle Zellen genügend Luft und Licht haben. 

Die alten Gefängniſſe ſind in der Tat alle aus Holz gebaut und 
nach dem Syſtem der gemeinſamen Haft eingerichtet. Die Einzel⸗ 
zellen ſind hauptſächlich für ausländiſche Verbrecher eingerichtet wor⸗ 
den und ſind mit beſonderen Kleidungsſtücken, Betten und anderen 
Gegenſtänden verſehen, mit beſonderer Berückſichtigung der Gewohn⸗ 
heiten ihrer Inſaſſen, damit ſie nicht unter den abweichenden Ge⸗ 
bräuchen der japaniſchen Gefängniſſe leiden. 

Im Jahre 1889 wurde eine Schule zur Ausbildung von Ge⸗ 
fängnisbeamten errichtet. Unglücklicherweiſe jedoch machten unver⸗ 
meidliche Hinderniſſe es vorläufig nötig, dieſen Plan aufzugeben, 
und die Schule wurde kurz nach dem Termin geſchloſſen, an dem 
die erſte Studentenklaſſe ihren Studienkurſus beendet hatte. Die 
großen Schwierigkeiten, die der Regierung bei der Wahl ſolcher Be⸗ 
amten erwuchſen, die geeignet waren, die geplanten Verbeſſerungen 
auszuführen, riefen wiederum ein Inſtitut zur beſonderen Ausbildung 
von Gefängnisbeamten ins Leben. Im Jahre 1900 wurde in Tokyo 
ein zweiter Verſuch gemacht, und dieſe Schule verleiht der erwünſch⸗ 
ten Ausbildung eine ſchätzbare Unterſtützung. 

Die Schüler werden von den Diſtriktspräfekten unter den Ge⸗ 
fängnisſekretären und Aufſehern der betreffenden Präfekturen gewählt 
und die Studienzeit iſt auf ein Jahr feſtgeſetzt. Der Kurſus umfaßt 
eine allgemeine Überſicht über die Rechtſprechung, das Verfaſſungs⸗ 
geſetz, das Strafgeſetz, das Geſetz des Kriminalverfahrens, die Straf⸗ 
wiſſenſchaft, Gefängnishygiene, Kriminalwiſſenſchaft, Statiſtiken, 
Zivilgeſetz und militäriſche Disziplin. Die Zahlen ergeben, daß die 
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Zahl der Schüler in jedem Jahr variiert, zwiſchen 80 und 100 
ſchwankend; im Februar 1903 beſtanden 71 das Examen. 

Obwohl der Hauptzweck dieſer Schulen die Ausbildung der höheren 
Gefängnisbeamten war, ſo hat die Regierung doch auch die Schulung 
derjenigen nicht vernachläſſigt, die ſubalterne Stellungen in den Ge⸗ 
fängniſſen bekleiden. Ehe dieſe Beamten an die Ausführung ihrer 
Pflichten gehen, müſſen ſie mehr als zwei Monate lang nach ihrer 
Ernennung einen praktiſchen Kurſus in den Gefängniſſen durchmachen. 
In angemeſſenen Zeiträumen werden während dieſer Probezeit Prü⸗ 
fungen abgehalten und die Unterbeamten, die dieſen Kurſus durch⸗ 
machen, dürfen die Poſten, zu denen ſie ernannt ſind, nicht ausfüllen, 
wenn ſie nicht am Ende der zur Ausbildung beſtimmten Zeit die 
Prüfung erfolgreich beſtehen. In der Regel werden die lehrenden 
Beamten aus den Gefängnisſekretären und Aufſehern ernannt, die 
vorher den ganzen Kurſus der Gefängnisbeamtenausbildung abſol⸗ 
viert haben. 

Die Lehrfächer für die ſubalternen Gefängnisbeamten ſind 
folgende: 

1. Gefängnisſtatuten und Beſtimmungen über die Ausführung 
dieſer Statuten. 

2. Beſtimmungen über die Ausführung der verſchiedenen Ob⸗ 
liegenheiten der Wärter und Gefängnisbeamten. 

3. Allgemeiner Überblick über das Strafgeſetz und das Geſetz über 
das Kriminalverfahren. 

4. Allgemeiner Überblick über die Disziplinarbeſtimmungen im 
Zivilverfahren. 

5. Allgemeiner Überblick über alle Geſetze und Verfügungen, die 
ſich auf Gefängniſſe und Gefangene beziehen. 

6. Allgemeine Anleitung zur Ausübung der Bewachung und Ver- 
ſorgung der Gefangenen. 

7. Allgemeine Anleitung zur Behandlung der Gefangenen. 

8. Allgemeine Anleitung in den geſchäftlichen Angelegenheiten in 
Verbindung mit der Gefängnisarbeit. 

9. Allgemeine Anleitung über die hygieniſchen Zuſtände in den 
Gefängniſſen und die Behandlung kranker Verbrecher. 

10. Allgemeine Anleitung zu Eintragungen in die verſchiedenen 
Regiſter und zur Abfaſſung von Berichten. 
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11. Einige Unterweiſungen über körperliche Haltung, Manieren, 
Kleidung und andere äußerliche Angelegenheiten. 

12. Praktiſche Übungen, wie militäriſches Exerzieren, die Hand⸗ 
habung von Strafmitteln, Schießübungen, Fechten mit Bambus⸗ 
ſtöcken, Jujitſu — eine den Japanern eigentümliche Art, durch Ge⸗ 
wandtheit den Gegner niederzuwerfen und zu feſſeln —, die Methode, 
auf Anfragen über den körperlichen Zuſtand der Gefangenen, über 
Gegenſtände, die an ihrem Körper gefunden werden und den Gejichts- 
ausdruck, Auskunft zu geben und Eintragungen darüber in die Re⸗ 
giſter zu machen. 

Die Frequenz der Gefängniſſe ſchwankt von Jahr zu Jahr er- 
heblich, aber ſeit 1899 zeigt ſich im allgemeinen eine Abnahme. Das 
Verhältnis der Gefangenen zur Bevölkerung Japans iſt etwa 3½ zu 
1000. Einerſeits nimmt die Zahl der Verbrechen und Vergehen 
jährlich ab, während andererſeits die Übertretungen allmählich an 
Zahl zunehmen. Dieſe Tatſache beſtätigt ein Blick auf die Tafeln, 
die im Anhang O. gegeben find; fie beſchäftigen ſich mit folgenden 
Gegenſtänden: 

Urteilsſprüche über verhaftete Perſonen für ernſthafte Ver⸗ 
letzungen auf 17 Jahre rückwärts, 1900—1884 einſchl. 

Jährliche Frequenz der Gefängniſſe am Ende jedes Jahres auf 
20 Jahre rückwärts, 1901—1882 einſchl. 

Klaſſifizierung von Verbrechen, Vergehen und Übertretungen 
unter der jährlichen Anzahl der inhaftierten überführten Perſonen 
auf 13 Jahre rückwärts, 1900— 18888 einſchl. 

Die Art der ſchweren Vergehen der verhafteten Miſſetäter der 
letzten 13 Jahre von 190018888 einſchl. 

Bei Begnadigungen befürwortet der öffentliche Prokurator des 
Gerichtshofes, der das Urteil gefällt hat, oder der Gefängnis⸗ 
gouverneur bei dem Juſtizminiſter die Begnadigung, und dieſe reichen 
gleichzeitig dem Kaiſer ein Bittgeſuch mit der Darſtellung der guten 
Führung und der traurigen Verhältniſſe des Verurteilten ein. Dieſes 
Gnadengeſuch wird ſchriftlich der Gnade Seiner Majeſtät empfohlen 
und von dem Juſtizminiſter, der ebenfalls ſeine Auffaſſung darlegt, 
überreicht. 

Im Jahre 1897 wurden 28 Verbrecher begnadigt, im Jahre 1898 
33, im Jahre 1899 19, im Jahre 1900 — 70 und im Jahre 1901 
— 92. 
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Vorläufige oder bedingte Entlaſſung wird dem Juſtizminiſter vom 
Gefängnisgouverneur zur Gewährung vorgeſchlagen, der gleichzeitig 
auf die beſonderen bemerkenswerten Umſtände zugunſten derjenigen 
wegen Verbrechen oder Vergehen Verurteilten hinweiſt, die drei 
Viertel der auferlegten Strafe abgebüßt und ſich durch gute Führung 
und ſorgfältige Befolgung der Gefängnisdisziplin eine beſſere Lebens⸗ 
lage verdient haben. Dieſe einzeln angeführten Gründe werden von 
dem Juſtizminiſter geprüft, und wenn ſie für ausſchlaggebend erachtet 
werden, gewährt er dem Gefangenen, auf dem Verwaltungswege, die 
Vergünſtigung vorläufiger Freiheit und ſtellt ihn gleichzeitig auf die 
Dauer des urſprünglichen Strafmaßes unter beſondere polizeiliche Auf- 
ſicht. Die folgende Liſte enthält die Zahl der bedingungsweiſe in Frei⸗ 
heit geſetzten Verbrecher in 5 Jahren von 1897 an: 

Im Jahre 1897 wurden 321 Verbrecher bedingungsweiſe freige- 
laſſen, im Jahre 1898 — 338, im Jahre 1899 — 398, im Jahre 
1900 — 346, im Jahre 1901 — 323. 

Lange Erfahrungen haben uns gelehrt, daß die Todesſtrafe für 
folgende Verbrechen verhängt werden muß: Mord, Todſchlag, 
ſchwerer Raub und Verwundungen, die Kinder oder Nachkommen ihren 
Vätern, Müttern, Großvätern oder Großmüttern zufügen, und Brand- 


ſtiftung. 

Die Todesſtrafe iſt viel öfter wegen Mord, Todſchlag und 
ſchweren Raubes verhängt worden als für die anderen, obenerwähnten 
Verbrechen und im allgemeinen hat überhaupt in letzter Zeit die 
Zahl dieſer Verbrechen abgenommen. In den fünf Jahren, die dem 
Jahre 1896 folgten, iſt folgende Perſonenzahl mit dem Tode beſtraft 
worden: 


Im Jahre 1897 wurden 21 Verbrecher hingerichtet; im Jahre 
1898 — 29, im Jahre 1899 — 39, im Jahre 1900 — 34 und im 
Jahre 1901 — 26. f 

Den derzeitigen Gefängnisverfügungen entſprechend, werden von 
den Gefängnisgouverneuren Medaillen an die Verbrecher verliehen, 
die ihre Beſſerung durch ſorgfältiges Befolgen der Gefängnisordnung, 
durch muſterhafte Führung und durch unermüdlichen Fleiß von ihrer 
Verhaftung an bewieſen haben. Die Medaille kann einer Perſon drei- 
mal verliehen werden, und dieſes Syſtem hat eine doppelte Wirkung; 
es bildet für die Gouverneure eine Art Maßſtab für ihre Vorſchläge 
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über Begnadigungen oder bedingte Freilaſſung, und zweitens verein» 
facht es die Beſtimmung der verſchiedenen Arten gemilderter Behand⸗ 
lung — je nach der Zahl der verdienten Medaillen. Solche beſſere 
Behandlung wird in folgender Weiſe gewährt: 

1. Alle Beſitzer von Medaillen erhalten beſſere Kleidungsſtücke 
und andere Gegenſtände. 

2. Jeder Beſitzer einer Medaille darf monatlich zwei Briefe ab⸗ 
ſchicken. 

3. Beſitzer von Medaillen haben das Recht, vor den anderen Ge— 
fangenen zu baden, wobei nach japaniſcher Sitte heißes Waſſer in 
Anwendung kommt. 

4. Die Lebensmittel werden für die Beſitzer von Medaillen in 
größerer Quantität gewährt, der Anzahl der verliehenen Medaillen 
entſprechend, bis zu einer erhöhten Ausgabe von 2 Sen oder weniger 
für eine Mahlzeit pro Perſon. Dieſer Vorzug wird einmal wöchentlich 
dem Beſitzer einer Medaille, zweimal wöchentlich dem Beſitzer von 
zwei Medaillen und dreimal wöchentlich dem Beſitzer von drei Me⸗ 
daillen gewährt. 

5. Die Verteilung der Einkünfte, deren Reſt für Gefängnisaus⸗ 
gaben verwendet wird, geſchieht auf folgende Weiſe: 

Drei Zehntel für jeden Verbrecher, dem eine Medaille ver⸗ 
liehen worden iſt. 

Vier Zehntel für jeden Gefangenen, der ſich eines Vergehens 
ſchuldig gemacht hat und dem eine Medaille verliehen worden iſt. 

Vier Zehntel für jeden Verbrecher, dem zwei Medaillen ver⸗ 
liehen worden ſind. 

Fünf Zehntel für jeden Verbrecher, der im Beſitz von drei 
Medaillen iſt. 

Sechs Zehntel für jeden leichter beſtraften Gefangenen, dem 
drei Medaillen verliehen worden ſind. 


Disziplinarſtrafen, die über Verbrecher in den Gefängniſſen ver⸗ 
hängt werden, ſind in drei Arten eingeteilt: 1. Einzelhaft in einer 
mit einem Fenſter verſehenen Zelle; 2. Einſchränkung der Nahrungs- 
menge, und 3. Einzelhaft in einer dunklen Zelle. Die erſte Strafe 
beſteht in Einzelhaft auf zwei Tage und Nächte oder weniger in einer 
Zelle, die von den gewöhnlichen Zellen und den Räumen der Ge— 
fängnisbeamten abgeſondert liegt, und in welcher der Eingekerkerte 
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während der Arbeitsſtunden zur Arbeit verpflichtet iſt. Die zweite 
Strafe bringt für die Dauer einer Woche oder weniger die Be⸗ 
ſchränkung der Nahrung auf die Hälfte oder ein Drittel der ſonſt 
üblichen Ration mit ſich. Die dritte und letzte disziplinariſche Strafe 
verfügt die Einzelhaft eines Gefangenen auf fünf Tage und Nächte 
oder weniger in einer dunklen Zelle, während welcher Dauer er nur 
die Hälfte oder ein Drittel der gewohnten Nahrungsmenge und 
weder ein Bett noch ſonſtige Möbel zum Gebrauch erhält. Wenn 
jugendliche Verbrecher unter 16 Jahren oder nicht verurteilte Kinder, 
die in beſonderen Inſtituten zur Zwangserziehung untergebracht ſind, 
die Verordnungen der Gefängnisbeſtimmungen übertreten, wer⸗ 
den ſie im Verhältnis zu ihrem Vergehen durch Einzelhaft oder 
Nahrungsbeſchränkung beſtraft. Dieſe Einzelhaft verurteilt ſie dazu, 
17 Tage und Nächte oder weniger in einem Raum allein zuzubringen, 
und die Entziehung der Nahrung beſteht in einer Verminderung der⸗ 
ſelben auf die Hälfte oder ein Drittel für wenigſtens drei Tage. — 

Ein Reſultat der neueingeführten Verbeſſerungen in der Ge⸗ 
fängnisverwaltung iſt die erhöhte Aufmerkſamkeit, welche die Re⸗ 
gierung vor allem den hygieniſchen Zuſtänden der Gefängniſſe zu⸗ 
wendet. Nach dieſer Richtung hin ſcheuen die Behörden keine Mühe, 
um die Geſundheit der Gefangenen zu erhalten. Alle Gefangenen 
ſind ſo untergebracht, daß ſie genügend Licht und Luft haben. Keine 
Vorſichtsmaßregel wird verſäumt, um bei anſteckenden Krankheiten 
jede Infektion zu verhindern, und die peinlichſte Reinlichkeit wird 
anempfohlen. Solche Inſaſſen der Gefängniſſe, bei denen ſich 
Symptome anſteckender Krankheiten zeigen, werden ſorgfältig iſoliert 
und jeder Verkehr zwiſchen ihnen und den geſunden Perſonen wird 
verhindert. Alle Inhaftierten und überführten Gefangenen, die 
nicht zu Zwangsarbeit verurteilt ſind, müſſen täglich wenigſtens eine 
halbe Stunde lang ſpazieren gehen oder ſich anderweitige Bewegung 
machen, zu welchem Zweck beſonders angelegte Plätze vorhanden ſind. 
Ein Bad wird im allgemeinen im Sommer jeden fünften, — im Winter 
jeden zehnten Tag geſtattet, doch werden natürlich Unterſchiede und 
Ausnahmen gemacht, wo es die Art der Arbeit oder andere Umſtände 
mit ſich bringen. Für ausländiſche Verbrecher find beſondere Bade- 
einrichtungen, den Sitten ihres Landes angepaßt, vorhanden. Ein be- 
merkenswerter Unterſchied beſteht zwiſchen der Nahrung, die den ein- 
borenen und den ausländiſchen Gefangenen verabreicht wird. Die 
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Eingeborenen erhalten eine Miſchung von Reis und Weizen zuſammen⸗ 
gekocht im Verhältnis von vier Zehnteln zu ſechs Zehnteln. Eine 
Perſon erhält nie mehr als drei Gänge“) zu einer Mahlzeit, obwohl 
die Menge nach der Arbeit des Gefangenen und anderen Umſtänden 
reguliert wird; alle Nahrung jedoch iſt aus guten, nahrhaften Zu⸗ 
taten zuſammengeſetzt und koſtet drei Sen ungefähr für jede Perſon. 
Den Fremden wird ihrem Geſchmack entſprechend weit beſſere 
Nahrung zuerteilt. 

In den meiſten Fällen wird den Gefangenen — mit Ausnahme 
von einigen Urteilsfällen ohne Arbeitszwang — die Zwangsarbeit 
auferlegt, um ſie zu nützlicher Tätigkeit zu erziehen und den Fleiß 
zu fördern, damit ſie bei ihrer Entlaſſung aus dem Gefängnis mit 
weniger Schwierigkeiten zu kämpfen haben, wenn ſie neue Beſchäfti⸗ 
gung ſuchen. Die Regierung hat daher verfügt, daß verſchiedene Arten 
nützlicher, für die Geſundheit nicht ſchädlicher Arbeit in den Gefäng⸗ 
niſſen betrieben werden. Die Arbeit zerfällt in zwei Arten: 1. für 
die Regierung, und 2. für Privatperſonen oder Geſellſchaften. Bei 
den Arbeiten für die Regierung wird das nötige Kapital dem Fonds 
entnommen, der für Gefängnisarbeiten beſtimmt iſt, und das Material, 
das Handwerkszeug und Zubehör werden aus dieſem Fonds beſtritten. 
Im anderen Falle jedoch wird der Betrieb wie ein Privatgeſchäft von 
Privatperſonen, Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften beaufſichtigt, die 
entweder mit den Gefängniſſen direkt in Verbindung ſtehen oder die 
Gefangene bei mäßigem Gehalt, je nach ihren Leiſtungen, anſtellen. 
Die nötigen Geldmittel und das Material werden natürlich in beiden 
Fällen von den Arbeitgebern geliefert. 

Die Arbeiten für die Regierung beſtehen aus der Herſtellung von 
Gegenſtänden, die in den Gefängniſſen ſelbſt und in anderen Re⸗ 
gierungsdepartements gebraucht werden, ſowie in Bergwerks- und In⸗ 
genieurarbeiten für dieſelben. Die Hauptinduſtriezweige ſind fol- 
gende: Webarbeiten, Zimmermanns⸗- und Tiſchlerarbeit, Nadelarbeit, 
Schmiedearbeit, Strohflechtereien, Ziegelfabrikation, Kohlenbergwerks⸗ 
arbeit, Papierfabrikation und Neu- und Reparaturbauten. Der Bad- 
ſteinbau erfüllt, neben anderen Induſtriezweigen, alle Anſprüche der 
Regierungsdepartements. 

Für Private find die Gefangenen mit folgenden Arbeiten bejchäf- 


*, Ein Gang iſt etwa ½ Pfund; drei Gänge alſo 1 Pfund. 
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tigt: Seidenſtoffabrikation, Sohlen für japanische Socken, Baum⸗ 
wollenflannelle, Matten, japaniſche Schuhe, Ziegelſteine, Streich⸗ 
hölzer, japaniſche Wandſchirme, Uchiwa (ein runder, nicht zuſammen⸗ 
legbarer, japaniſcher Fächer), Arbeiten in Steinbrüchen und Baum⸗ 
wollfabriken. 

Urſprünglich wurden alle Gefängniskoſten in Japan aus dem 
Schatzamt der Zentralregierung beſtritten, aber im Jahre 1880 wurde 
die Unterhaltung der Diſtriktsgefängniſſe, die für die Einkerkerung 
aller Verhafteten und der zu leichteren Strafen Verurteilten und für 
die Bewachung aller anderen angeklagten Verbrecher errichtet wur 
den, den Stadt- und Bezirksämtern zuerteilt und damit das Schatz⸗ 
amt entlaſtet. Dieſer Wechſel berührte jedoch nicht die Gehälter der 
Gefängnisbeamten und die Ausgaben der Gefängniſſe in Hokkaido, 
Okinawa⸗ken und der Inſel Ogaſawara, wo Lokalſteuern noch nicht er⸗ 
hoben wurden; auch hatte dieſe Anderung keinen Einfluß auf die 
Ausgaben der Zentralgefängniſſe, die für die Einkerkerung ſolcher 
männlichen Gefangenen beſtimmt ſind, die zu Zuchthausſtrafen oder 
zur Deportation unter dem jetzigen Geſetz oder zu lebenslänglicher 
Gefängnisſtrafe unter dem alten Geſetz verurteilt ſind. Dieſe An- 
ſtalten werden alle von dem Reichsſchatzamt erhalten. Später wurde 
mit dem Fortſchritt der Ziviliſation die Summe der Ausgaben der 
Lokalbehörden allmählich erhöht zur Verwendung für Bildungsan- 
ſtalten, Ingenieurunternehmungen und zur Förderung von Ackerbau 
und verſchiedenen Induſtriezweigen. Es kann daher nicht Wunder 
nehmen, daß für die Gefängniſſe keine genügenden Mittel vorhanden 
waren, und die Folge dieſes Übelſtandes war eine deutlich zutage 
tretende Ungleichheit der verſchiedenen Anſtalten bezüglich der Ver⸗ 
ſorgung mit Nahrung, Kleidung und Betten, wie auch der Behandlung 
der Gefangenen und ein Mangel der Einheitlichkeit in der Verwaltung. 
Darauf beſchloß die Regierung, die ſeit 20 Jahren herrſchenden Verhälk⸗ 
niſſe zu beſſern, und nach dem Geſetz Nr. 14, das im Jahre 1900 
durchging, wurden die Gefängniſſe wiederum dem Reichsſchatzamt 
unterſtellt und die Lokalbehörden von der Unterhaltung derſelben be⸗ 
freit. Dieſer Umſchwung war der Anfang einer allgemeinen, durch— 
greifenden Reform in der Gefängnisverwaltung, und die Behandlung 
der Gefangenen iſt ſeitdem verſchiedentlich verbeſſert worden. Es iſt 
zu hoffen, daß noch weitere Reformen in der nächſten Zukunft ein⸗ 
geführt werden. 
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Ausgaben: 
Laufende Ausgaben 5 620 164 Yen 
Außergewöhnliche Ausgaben 402 280 „ 


2 


Geſamtſumme 6 022 444 Yen 


(Die außergewöhnlichen Ausgaben decken den Geſamtbetrag der 
Ausgaben für Bauten und Ausbeſſerungen.) 


Einkünfte: 
Gewinn durch Gefängnis-Arbeit . . . 1 424 856 Yen 
Sonſtige Einnahmen 86 434 „ 
Geſamtſumme 1511290 Yen 


Die Geſamteinnahme beläuft ſich alſo auf 25% der Ausgaben. 

Während langer Zeit waren die Gefängnisſtatiſtiken in Japan 
lückenhaft und die Zuſammenſtellung gab nur eine unvollkommene 
Rechnungsüberſicht, die infolgedeſſen kein genaues Bild liefern konnte. 
In den letzten Jahren iſt jedoch die Methode der Auſſtellungen be- 
deutend verbeſſert worden. In der Zwiſchenzeit ſind Tabellen ange- 
fertigt worden, die eine detaillierte Aufſtellung der Gefängnisange⸗ 
legenheiten aufweiſen, und dieſe Statiſtiken zeugen von einer all⸗ 
mählichen Verbeſſerung. Es ſind alle Vorkehrungen getroffen worden, 
um eine vollkommene und präziſe Herſtellung dieſer Tabellen zu 
ſichern, und zu dieſem Zweck ſind durch Fragebogen genaue Ermitte⸗ 
lungen über die Perſönlichkeit und die Verhältniſſe der Gefangenen 
angeſtellt worden; dieſe Methode wurde zuerſt im Jahre 1900 einge⸗ 
führt. Dieſe Erkundigungen werden in den verſchiedenen Gefäng— 
niſſen nach dem Syſtem beſonderer lokaler Prüfungen eingezogen, und 
jedes Gefängnis hat zu dieſem Zweck einen beſonders dazu ernannten 
ſtatiſtiſchen Berichterſtatter. 

Es iſt unſere Überzeugung, daß eine Gefängnisreform Hand in 
Hand mit dem ſegensreichen Werk der Fürſorge für frühere Sträf- 
linge und entlaſſene Gefangene, die ſich gut geführt haben, 
gehen müßte; aber wir müſſen zu unſerem Bedauern feſt⸗ 
ſtellen, daß eine japaniſche Hilfsarbeit wie die Sorge für 
entlaſſene Gefangene ſich noch in den erſten Anfängen befindet, trotz 
des ſonſtigen raſchen Fortſchritts in Japan ſeit der Reſtauration. 
Nach dem Bericht vom November 1900 beſtehen zurzeit 32 Geſell⸗ 
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ſchaften zur Unterſtützung ſolcher Leute, von denen acht die Rechte 
einer juriſtiſchen Perſon bekommen haben. Dieſe Geſellſchaften er⸗ 
klären, bis heute für 3358 entlaſſene Gefangene geſorgt zu haben, 
aber in Anbetracht ihres kurzen Beſtehens ſind ihre Einrichtungen 
noch unvollkommen, und ihre Bemühungen ſind noch nicht von großen 
Erfolgen begleitet. Wie dem auch ſein mag, ſie verbeſſern ihre Unter⸗ 
nehmungen unausgeſetzt, und die Zahl der Geſellſchaften wächſt von 
Jahr zu Jahr, was für die Zukunft verheißungsvoll iſt, und es iſt 
wahrſcheinlich, daß in kurzer Zeit die ſoziale Lage Japans durch den 
weiteren Fortſchritt der Ziviliſation und die allmähliche Verwirk⸗ 
lichung philantropiſcher Ideale eine höhere Stufe erreichen wird. 


Zweiundzwanzigſtes Kapitel. 


Kunſt und Literatur. 
Von Baron Suyematſu. 


In letzter Zeit iſt mir oft von Europäern geſagt worden, daß 
Japan in der kurzen Spanne Zeit von 30 bis 40 Jahren, außer⸗ 
ordentlich große Fortſchritte gemacht hat. Einige gehen ſogar ſo weit, 
zu behaupten, daß dieſer Umſchwung ein Gegenſtand allgemeinen 
Staunens geweſen iſt, da Japan vor dieſer Epoche in einem Zu— 
ſtand halben Barbarentums geweſen wäre. Das Stadium unſerer 
modernen Entwicklung iſt neu, und natürlich erkennen wir an, daß 
wir den weſtlichen Nationen großen Dank ſchulden; wir geben be⸗ 
reitwillig zu, daß unſer gegenwärtiges Vorwärtsſchreiten auf dem 
Pfade der Ziviliſation hauptſächlich auf den europäiſchen Methoden 
des Denkens und Schließens beruht. Aber gleichzeitig muß ich be- 
tonen, daß es ein großer Irrtum ſeitens der Europäer wäre, an⸗ 
zunehmen, daß dieſe vollſtändige Umwälzung ohne beſtimmte Vor⸗ 
ausſetzungen möglich geweſen wäre. 

Japan hat viele Jahrhunderte lang ein eigenes Geiſtes⸗ und 
Empfindungsleben gehabt; es muß für Außenſtehende nahezu un⸗ 
möglich ſein, ohne nähere Einſicht in dieſe Gedanken- und Gefühls⸗ 
welt, Japans Entwicklung zu verſtehen, und daher rührt das große, 
allgemeine Staunen. Die geſamte ſeeliſche Eigenart einer Nation iſt 
zum großen Teil in den Gegenſtänden der Kunſt und in den Werken 
der Literatur niedergelegt und ſichtbar. Ich freue mich, zu beobachten, 
daß hierüber zahlreiche Bücher in europäiſchen Sprachen veröffent- 
licht worden find, hauptſächlich in der engliſchen, wenn nicht faſt aus⸗ 
ſchließlich in dieſer Sprache. Ich habe in einige hineingeſehen und 
die Anreihung und Anordnung bewunderungswert gefunden — ein 
Beweis der außerordentlichen geiſtigen Errungenſchaften der weſt⸗ 
lichen Schriftſteller, obwohl ſie im Bereich der Literatur weniger zu 
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feiften ſcheinen, wie auf dem Gebiet der Kunſt. Nach alledem kann 
ich wohl ſagen, daß die Bewohner des Weſtens befähigt ſind, die 
Geſchichte des Geiſtes- und Seelenlebens der Japaner ohne große 
Mühe zu ſtudieren, und ſicherlich hat ein gewiſſer Teil der weſt⸗ 
lichen Völker dieſes Studium ſchon betrieben, aber mehr aus Inter- 
eſſe an Kunſt und Literatur ſelbſt, als um das Seelenleben der Ja⸗ 
paner kennen zu lernen. Wir hoffen, daß ſie in Zukunft mehr ihr 
Augenmerk auf ein beſſeres Verſtändnis für die Japaner richten 
werden. Wenn die vorhandenen Bücher nicht populär genug zum 
Leſen ſind, warum ſollte es nicht gute, verſtändliche Bücherausgaben 
von guten Schriftſtellern zu dieſem Zweck geben? Während den 
Büchern von weſtlichen Autoren dieſes Lob gezollt werden muß, 
kann andrerſeits nicht unausgeſprochen bleiben, daß hin und wieder 
lächerliche Irrtümer vorkommen, trotz der Gründlichkeit und Ge— 
nauigkeit der Forſchungen der Schriftſteller. Ich habe oft in japa⸗ 
niſchen Zeitungen die Worte „Pall Mall“ phonetiſch buchſtabiert ge⸗ 
ſehen, als ob ſie „pol mol“ ausgeſprochen würden, indem ſie ihre 
Schreibweiſe mit der Ahnlichkeit mit Worten wie „hall“ oder „wall“ 
begründeten, und ich fand einmal das Wort „Ball“ — Tanzgejell- 
ſchaft — mit Ballſpiel — Spiel mit Bällen — überſetzt. Dieſe Art 
Fehler iſt bei Ausländern nur natürlich, und es iſt daher nicht zu 
verwundern, daß Europäer ähnliche Fehler bezüglich orientaliſcher 
Ausdrücke begehen. Bei aller Kenntnis Mr. W. G. Aſtons über Ja⸗ 
pan, fand ich in ſeiner „Japaniſchen Literatur“, in die ich hier und 
da hineingeſchaut habe, „Koga“ (Name eines Landſitzes eines Daimho, 
eines Patrons des berühmten Hakuſeki), als „Furukawa“ geſchrieben, 
— ein Fehler, der daraus entſtanden iſt, daß er chineſiſche Buch— 
ſtaben mehr auf japaniſche Weiſe geleſen hat. Dann wieder ſtieß 
ich auf eine Stelle, in der er den Vater des Hakuſeki als einen 
Inſpektor des „Daimyos Yedo Reſidenz“ ſchildert und als Fuß- 
note zu dem Wort „Metſuke“ hinzufügt: „Dieſes Wort wird ge— 
wöhnlich mit ‚Spion‘ überſetzt.“ „Metſuke“ bedeutet Oberaufſeher 
oder Inſpektor. Dieſer Ausdruck wurde früher angewendet, um be— 
ſtimmte Amter zu bezeichnen, die von Perſonen bekleidet werden 
konnten, die in manchen Fällen eine hohe, in anderen eine niedrige 
Rangſtufe einnehmen, und dieſer Unterſchied wurde durch eine Vor— 
ſilbe, die ſich auf die damit verbundenen Pflichten bezog, klar ge— 
macht. Wenn er daher ſagen wollte, daß „Metſuke“ gleichbedeutend 
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mit Inſpektor iſt, war er im Recht, aber wenn er ſagte, dieſes Wort 
ſei gleichbedeutend mit „Inſpektor des Daimyos Yedo Reſidenz“, 
war er im Unrecht; wenn er es aber als „Spion“ auslegt, ſo gibt 
ihm das eine verächtliche Bedeutung, und es iſt mir völlig un— 
verſtändlich, wie er zu dieſer Anſicht gekommen iſt. Wie vielen 
und ähnlichen Irrtümern kann man in Werken begegnen, die von 
weniger maßgebender Seite herrühren! In Büchern, die von Aus⸗ 
ländern geſchrieben werden, kann überdies leicht von dem prüfenden 
Auge eines Eingeborenen herausgefunden werden, daß wichtige 
Punkte überſehen und unweſentliche über Gebühr hervorgehoben wor— 
den ſind. Dieſe Fehler müſſen jedoch mit Nachſicht behandelt werden 
und im ganzen muß ich das außerordentliche Verdienſt der von weſt— 
lichen Schriftſtellern verfaßten Bücher über die hier behandelten Gegen— 
ſtände anerkennen, und ich empfehle ſie, weil ich ihre Lektüre für vor⸗ 
teilhaft halte. 


I. Kunſt. 


Dieſes Gebiet iſt ſo kompliziert und ausgedehnt, daß es eine ab⸗ 
ſolute Unmöglichkeit iſt, in einem kurzen Kapitel dasſelbe erſchöpfend 
zu behandeln, und nähere Einſicht muß daher einem guten Buch 
über dieſes Fach entnommen werden. Doch möchte ich an dieſer Stelle 
einen Überblick über unſere Kunſt und unſere Anſichten darüber 
geben. Die Nara⸗Periode, die etwa mit dem 8. Jahrhundert der 
weſtlichen Länder zuſammenfällt, war eine unſerer größten, wenn 
nicht die größte Kunſtepoche. Nara war vor Kyoto unſere Kaiſer⸗ 
liche Hauptſtadt. Die Überreſte der Kunſt dieſer Zeit und viele aus 
dem vorhergehenden Jahrhundert ſind bis auf den heutigen Tag 
hauptſächlich in der Präfektur von Nara zu ſehen. Der höchſte Grad 
in der Kunſt, die in dieſer Periode erreicht wurde, zeigt ſich in den 
Bronze⸗ und Holzbüſten, wie auch in den trockenen Lackarbeiten; die 
Malerei war gleichfalls ausgezeichnet, ebenſo wie die Baukunſt. So⸗ 
gar Kunſtſteine (veliefartig) waren in Gebrauch. Viele der buddhifti- 
ſchen Tempel jener alten Zeiten beſtehen noch, und zahlreiche Büſten 
von der ſchon beſchriebenen Art ſind in ihnen, wie in dem Kaiſer⸗ 
lichen Muſeum erhalten. Nara mit ſeinen umliegenden Ortſchaften 
iſt eine der wenigen Gegenden, die für fremde Gäſte von außerordent- 
lichem Intereſſe ſind. Ich würde es niemals wagen, die Kunſtprodukte 
Japans auf dieſelbe Stufe mit denen Griechenlands zu ſtellen, aber 
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es iſt höchſt ſchmeichelhaft für uns, daß, wenn Sachverſtändige die 
Skulptur vor dieſer Periode beſprechen, mancher Hinweis auf Griechen- 
lands Skulptur ſtattfindet, mancher Vergleich gezogen wird. Dr. An⸗ 
derſon faßt das Ergebnis ſeiner Beſprechung dieſer Periode in der 
„Malerei Japans“ in folgende Worte, die dem Leſer ein treffendes 
Bild jener Epoche geben werden, zuſammen: 

„Wie zuverläſſig die Glaubwürdigkeit der größten Zahl der frühen 
Überlieferungen auch ſein mögen, ſo ſteht es jedenfalls feſt, daß die 
japaniſche Bronzeſkulptur vor 1000 Jahren auf einer ungewöhnlich 
hohen Stufe ſtand, und zahlreiche Produkte dieſer Kunſtperiode zeugen 
von einer Weite der Auffaſſung und einer Kühnheit der Ausführung, 
die nur von einer intelligenten und energiſchen Raſſe herrühren 
können; doch unglücklicherweiſe haben ſpätere Irrtümer wenig bei- 
tragen können zu dem Ruhm der Bronzeſchöpfungen, die die alte 
Hauptſtadt Nara zierten.“ 

Hauptmann Brinkley ſagt in ſeinem großen Werk über Japan, 
nachdem er auf die Originalität der Japaner in dieſer Periode hinge— 
wieſen hat (obwohl es nicht berechtigt iſt, wenn er der Malerei nur 
einen untergeordneten Platz einräumt): 

„Männer, die die Koloſſal-Bronzefigur des Vairochana-Buddha 
in Nara und noch zahlreiche andere, im dortigen Tempel bewahrte 
Kunſtwerke, entwerfen und ausführen konnten, können nicht die Not⸗ 
wendigkeit empfunden haben, chineſiſche und koreaniſche Hilfe in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. Nichtsdeſtoweniger, trotz der fraglos hohen Stufe 
dieſer Epoche, die von der Steinſchneide-, Lackier- und Einlegekunſt 
erreicht wurde, blieb die Malerei auf einer niedrigeren Stufe 
ſtehen, . . . diejenigen Züge, die in ſpäteren Zeitaltern den Haupt⸗ 
reiz wie die Eigenart des japaniſchen Genies bildeten, waren damals 
noch nicht entwickelt. .., aber als Bildhauer ſtehen fie zweifellos 
an der Spitze der Künſtler des fernen Oſtens, und wenn auch der 
Grad ihrer Überlegenheit von Jahrhundert zu Jahrhundert ein ver— 
ſchiedener war, konnte dieſe Tatſache doch niemals in Frage geſtellt 
werden.“ 

Es iſt eine anerkannte Tatſache, daß der koloſſale Daibutſu, 
eine Buddha-Bronze in Nara, ſowie andere ähnliche Kunſtgegen— 
ſtände, große Sehenswürdigkeiten ſind. Allerdings iſt der Kopf des 
großen Buddha von Nara nicht gut; er iſt in verhältnismäßig jün— 
gerer Zeit von viel weniger kunſtverſtändigen Händen ergänzt wor— 
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den, nachdem der Originalkopf durch ein im Kriege entſtandenes 
Feuer vernichtet worden war; aber nach der künſtleriſchen Aus⸗ 
führung der anderen Teile zu urteilen, behaupten eingeborene Sach⸗ 
verſtändige, daß der Kopf ebenſo kunſtvoll, wenn nicht noch höher 
ſtehend geweſen ſein muß, wie der des großen Buddha von Kama⸗ 
kura, der in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts entſtand. Alle 
Kunſtverſtändige der Nationen des Weſtens ſind ſich darüber einig, 
dieſem oben genannten großen Buddha einen der erſten Plätze unter 
den Kunſtwerken der Welt einzuräumen. Ich gebe hier nur einen 
Ausſpruch aus der „Ornamentalen Kunſt Japans“, der einem fran⸗ 
zöſiſchen Kunſtkritiker entnommen iſt, der ſeine kritiſchen Beobach⸗ 
tungen mit folgenden Worten ſchließt: 

„Ein Volk, das fähig war, die höchſten metaphyſiſchen Myſterien 
auf ſolche Weiſe zu verkörpern, muß eine hohe Auffaſſung von den 
Zielen der Kunſt gehabt haben.“ 

Nach der Nara-Epoche kommen wir zu der Heian-Periode. Heian 
iſt das moderne Kyoto und war unſere Kaiſerliche Hauptſtadt vom 
Schluß der Nara⸗Periode an bis zum Anfang der jetzigen Kaiſerlichen 
Regierung, 11 Jahrhunderte lang; wenn wir jedoch von dieſer Zeit 
als von einer Periode ſprechen, ſo ſind damit etwa die erſten vier Jahr⸗ 
hunderte gemeint. In dieſer Zeit blühte die Kunſt gemeinſam mit 
der allgemeinen Kultur in herrlichſter Weiſe, aber in einer von der 
Nara⸗Epoche abweichenden Art. In der Nara-Periode ſehen wir die 
Kunſt eine hohe Staffel erreichen, aber immer gleichſam im Dienſte 
der Religion. Sie ſchien ihren Platz nicht unabhängig für ſich ein⸗ 
zunehmen, und infolgedeſſen konnten ſich in der Individualität der 
Künſtler keine großen Unterſchiede bemerkbar machen. Jedem Bilde 
faſt lag ein religiöſer Gegenſtand zugrunde, und es wurde zu reli⸗ 
giöſen Zwecken verwendet, nicht als das Werk eines Künſtlers, deſſen 
Name eng damit verbunden iſt und nicht als bildliche Darſtellung, 
als Kunſtwerk an ſich betrachtet und bewundert. In der Heian-Periode 
jedoch änderte ſich dies in bezeichnender Weiſe, beſonders in der Ma⸗ 
lerei, die als ſolche bewundert wurde, während auch die Eigenart 
der Künſtler mehr öffentliche Beachtung und Wertſchätzung fand. 
Zu dieſer Zeit tauchten Künſtler wie Kanaoka und Nobuzane auf. 
Bilder, die Szenen aus Geſchichten oder der Natur abgelauſchte Land⸗ 
ſchaften darſtellten, wurden allgemein geſchätzt. Im ganzen ſcheint 
die Kunſt der Heian⸗Periode ihre Grenzen mehr erweitert zu haben. 
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Als Beweis für die Beziehungen, in der zu jener Zeit die Malerei 
zu dem geſellſchaftlichen Leben ſtand, diene eine ſehr gute Darjtel- 
lung, die ſich in dem berühmten Roman „Genji Monogatari“ in 
einem Kapitel unter der Überſchrift „Ye-awaſe“, — was „Bilder- 
Wettſtreit“ bedeutet — findet. Zu jener Zeit war eine ſehr verbreitete 
Unterhaltung bekannt, „Uta-awaſe“ genannt, — was „Poetiſcher Wett- 
ſtreit“ bedeutet. Es ging dabei folgendermaßen zu: Herren und Da— 
men, die im Verfaſſen von Gedichten geübt waren, trafen ſich zu 
einer beſtimmten Zeit, um ihre Gedichte den dazu ernannten ſach— 
verſtändigen Kritikern vorzulegen. Dieſe fällten die Entſcheidung 
darüber, wer ſeine Aufgabe am beſten gelöſt hatte. Wenn die Arbeit 
eines Paares erledigt war, kam die des nächſten zur Beurteilung 
und Prüfung. Der „Bilder-Wettſtreit“ war nun zweifellos eine Nach⸗ 
ahmung des „Poetiſchen Wettſtreits“. 

Das Bilderideal der höheren Stände der damaligen Periode 
zeigt ſich am beſten in dem folgenden Auszug aus dem „Genji 
Monogatari“. Dieſe Beſprechung findet ſich in einem Kapitel, in 
welchem verſchiedene Arten weiblicher Charaktere erörtert werden 
und iſt daher nur nebenſächlich behandelt; da ſie jedoch einen zu⸗ 
treffenden Begriff des damaligen Standpunktes gibt, laſſe ich den 
Auszug wörtlich folgen: 

„Bleibt es nicht immer als wahr beſtehen, daß die Natur 
und die Wirklichkeit höher ſtehen als bloße künſtleriſche Fertigkeit? 
Künſtler ſchaffen, zum Beiſpiel, ganz verſchiedene Gegenſtände, ihren 
Fähigkeiten entſprechend. Einige von ihnen ſind kühn und gewandt, 
und ſtellen geſchickt Gegenſtände im Zeitgeſchmack her, die keinen be— 
ſtimmten oder traditionellen Stil haben, und die nur beſtimmt ſind, 
vorübergehend die Aufmerkſamkeit zu feſſeln, doch ſind das nicht 
wahre Künſtler. Echtes Künſtlertum beweiſen ſolche Künſtler, welche, 
ohne Mängel und ſenſationelle Eigentümlichkeiten, Gegenſtände, bei- 
ſpielsweiſe für ein beſtimmtes Gebäude mit vornehmem Geſchmack 
und hoher äſthetiſcher Auffaſſung anfertigen. — Als ſolche haben 
ſich viele Künſtler der Kaiſerlichen Malakademie, die eine hohe Stufe 
erreicht haben, gezeigt. Als Beweis dienen herrliche Federzeichnungen. 
Zwar werden auch Bilder, wie die vom Mount Horai, der niemals 
von einem menſchlichen Auge erblickt wurde, oder von wilden un— 
geheuren Fiſchen im ſtürmiſchen Meer oder von wilden Tieren in 
weit entfernten Ländern oder das von der Phantaſie erzeugte Ge— 


ficht eines Dämons, oft mit ſolch lebensvoller Kraft entworfen, daß 
der Beſchauer bei ihrem Anblick erſchüttert iſt, doch ſind ſie weder wahr, 
noch der Wirklichkeit entſprechend. Andrerſeits kann eine einfache 
Landſchaft mit bekannten Bergen oder ruhigen Strömen und heimat- 
lichen Wohnſtätten mit ſo viel reizvoller Unregelmäßigkeit und ſo 
ausgezeichnetem Geſchick gemalt werden, daß fie der Natur faſt gleich⸗ 
kommt. Auf ſolchen Bildern iſt die Perſpektive von ſanft abfallenden 
Bergen und lauſchigen, von Schatten ſpendenden Bäumen umgebenen, 
Plätzen mit ſo viel bewunderungswürdiger Naturtreue wiedergegeben, 
daß ſie die Phantaſie des Beſchauers über die Wirklichkeit hinweg⸗ 
tragen. Dieſe Gemälde vor allem zeigen den Geiſt und die Wir- 
kungen eines Meiſters, während die Arbeit eines nicht jo hoch ſtehen⸗ 
den Künſtlers mit ſolchen Motiven nur enge, ausdrucksloſe Reſul⸗ 
tate hervorrufen würde.“ 

„Ahnliche Beobachtungen können bezüglich der Handſchrift 
gemacht werden. Manche Menſchen werfen mit Geſchick kühne 
Schriftzüge, die mit endloſen Schnörkeln verſehen ſind, auf das Pa⸗ 
pier, die auf den erſten Blick elegant und gewandt ausſehen. Eine 
ganz andere Handſchrift iſt diejenige, welche eine peinliche Genauig⸗ 
keit mit Anlehnung an alle Regeln der Schreibkunſt aufweiſt. Wenn 
vielleicht die Auf⸗ und Abſtriche, bei der erſten Betrachtung, nicht 
ſo viel Schwung zu haben ſcheinen, werden wir bei näherem und 
kritiſchem Vergleich mit der Schrift, die mit Schnörkeln und Ver⸗ 
zierungen verſehen iſt, erkennen, wie viel größeren und gehaltvolleren 
Wert die nach den Regeln der Schreibkunſt gebildete Handſchrift 
beſitzt.“ 

„So verhält es ſich mit der Malerei, der Schönſchreibekunſt und 
der Kunſt überhaupt. Wie viel weniger verdienen demnach ſolche 
Frauen unſere Bewunderung, die in der Entfaltung ihrer äußeren 
Reize, mit Reichtum und Schönheit unſer Auge blenden wollen 
und doch aller Grundlage an Wahrhaftigkeit und Treue ent⸗ 
behren! Glaubt nicht, meine Freunde, daß ich zu weit gehe, ſondern 
laßt mich dieſes Urteil durch eigene Erfahrungen begründen.“ 

Es darf jedoch nicht angenommen werden, daß religiöſe Motive 
ganz aus dem Bereich der Kunſt verſchwunden wären; im Gegen⸗ 
teil gibt es heute noch in vielen Tempeln zahlreiche Bilder jener 
Epoche dieſer Art, welche hohe Vorzüge aufweiſen. In der zweiten 
Hälfte des 12. Jahrhunderts hatte Kyoto alle Bedeutung verloren, 
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weil von jener Zeitepoche an die eigentliche Herrſchergewalt über 
das Land aus den Händen der Kaiſerlichen Regierung in die der 
Schogunats⸗Regierung übergegangen war. Von da an bis etwa um 
die Mitte des 14. Jahrhunderts wurde Kamakura der Sitz der Scho⸗ 
gunats⸗Regierung. Dieſe Zwiſchenzeit wurde die Kamakura-Periode 
genannt, und während dieſer Zeit herrſchten Zuſtände, die der Ent- 
wicklung des Kunſtgebiets hinderlich waren, — man könnte ſogar 
ſagen, daß ſich in der Kunſt ein Verfall bemerkbar machte — und 
trotzdem ſtammen aus jener Epoche viele Werke der Malerei und 
Skulptur. Der Daibutſu von Kamakura, der ſchon erwähnt worden 
iſt, iſt ein Produkt aus dem Anfang des 13. Jahrhunderts. Es iſt 
in ſeiner Art ein Meiſterwerk und dient als beſter Beweis für die 
künſtleriſchen Fähigkeiten, die damals in Japan zu finden waren. 

An dieſer Stelle möchte ich ein paar Worte einſchieben. Die 
Kulturentwicklung war nicht notwendig an Kyoto gebunden. Unge⸗ 
fähr um den Anfang der Kamakura-Periode exiſtierte ein Mittel- 
punkt der Bildung in dem nördlichen Teile Japans, nämlich in der 
Provinz Oſiu. Dort hatte ein mächtiger Lehnsherr ſeinen Sitz und 
deſſen Umgebung nach dem Muſter von Kyoto umgeſtaltet, und aus 
den Überreſten alter Gegenſtände, wie auch aus einer alten Karte 
dieſes Beſitztums, kann man entnehmen, in welch blühendem Zu⸗ 
ſtand jene Hauptſtadt geweſen ſein muß, ehe ſie von den einfallenden 
Truppen Poritomos, des erſten Schoguns, zerſtört wurde. 

Auf die Kamakura⸗-Periode folgte die etwa 2½ Jahrhunderte 
dauernde Aſhikaga-Periode. Während dieſes Zeitraums war der 
Hauptſitz der Schogunats-Regierung in Kyoto, dicht neben dem Kai⸗ 
ſerlichen Hof, obwohl auch in Kamakura eine Art Regierungsſitz exi⸗ 
ſtierte. Im Anfang dieſer Periode war das Land für einen allge— 
meinen Fortſchritt in der Kunſt noch nicht reif, aber vom Anfang 
des 15. Jahrhunderts an beſchützten und beförderten die meiſten Scho- 
gune jener Zeit die Künſte, beſonders die Malerei, und einige von 
ihnen waren ſelbſt Künſtler von nicht geringer Begabung. Zu dieſer 
Zeit brachte Japan viele hervorragende Künſtler hervor, wie Cho— 
denſu, Siubun, Seſſiu, Singelſu, Sotan, Maſanobu, Motonobu, Sef- 
ſon und viele andere, deren Meiſterwerke wir mit Stolz heute jeder 
Nation zeigen können und deren Namen in unſeren Annalen un⸗ 
vergänglich ſein werden. Ihr Kunſtſtil iſt nicht gleichartig, aber im 
ganzen betrachtet, ſind ſie untereinander ähnlich und weichen in be— 


merkenswerter Weiſe von ihren Vorgängern ab. Ihre Art ift haupt⸗ 
ſächlich den beſten Idealen der Thang- und Sung-Dynaftien Chinas 
verwandt, doch hatten ſie unter den chineſiſchen Zeitgenoſſen keine 
Rivalen. Es wird erzählt, daß Seſſiu, als er zum Kunſtſtudium nach 
China ging, darüber klagte, daß kein Meiſter vorhanden ſei, bei 
dem er lernen könne. Die Kunſt der Nara-Periode und des erſten 
Teils der Heian-Periode zeichnete ſich durch den Ernſt des reli— 
giöſen Empfindens aus; das war gleichſam der Ausdruck dieſer Pe⸗ 
riode. Sie konnte nie wieder aufleben, ebenſowenig wie in Europa 
diejenige Raphaels oder Michelangelos wieder erſtehen konnte, 
und daher konnten nach dieſer Richtung ſelbſt Siubun und Seſſiu 
nicht mit ihren Vorgängern jener frühen Zeiten verglichen werden. 
In ihrer Art jedoch ſtanden ſie auf einer ſehr hohen Stufe, und 
ihre Bilder werden von den Eingeborenen Japans der ſpäteren Jahr⸗ 
hunderte am meiſten bewundert und geſchätzt, da ſie die höchſte Auf⸗ 
faſſung der ſchönen Künſte verkörpern und nicht zu religiöſen Zwecken 
geſchaffen wurden. Zwiſchen den Aſhikaga- und Tokugawa⸗Perioden 
liegt die kurze Oda-Toyotomi⸗Periode. Einige Zeit vor dieſer Pe⸗ 
riode herrſchten Unruhen im Lande, infolge von Streitigkeiten zwiſchen 
den verſchiedenen militäriſchen Führern, die aber ſchließlich durch die 
Bemühungen Odas und Toyotomis beigelegt wurden. — Toyotomi 
Hideyoſhi, der unter den Ausländern unter dem Namen Tacko⸗ſama 
bekannt iſt und der japaniſche Napoleon genannt wird, hat ſich um 
das Wiederaufleben der Kunſt ſehr verdient gemacht. Unter ſeiner 
Herrſchaft brachte Japan Yeitoku und Sanraku hervor, deren Kühn⸗ 
heit in der Zeichnung ſelbſt nicht von den beſten Künſtlern der Aſhi⸗ 
kaga⸗Periode übertroffen wurde. Das Schloß des Fuſhimi, das unter 
Hideyoſhi erbaut wurde, und bei deſſen Ausführung dieſe Künſtler 
vor allem ihr Genie an den Tag gelegt haben, und welches in 
hohem Grade künſtleriſche Architektur aufweiſt, wurde einige Zeit 
nach dem Tode jenes großen Helden niedergeriſſen, doch ſind noch 
Überreſte davon zuſammen mit anderen Produktionen der Zeit an 
verſchiedenen Orten zu finden. Wer ſie geſehen hat, kann am beſten 
beurteilen, wie es möglich iſt, daß die Malerei, ohne zu einer kon⸗ 
ventionellen Form bloßer dekorativer Kunſt erniedrigt zu werden, 
als Schmuck verwendet werden kann. 

Auf die Oda⸗Toyotomi⸗Periode folgte die Tokugawa⸗-Periode, die 
über 270 Jahre bis in unſere Tage dauerte. Während des größten 


Teils diefer Periode herrſchte vollkommener Friede, und obwohl die 
Wohlfahrt des Landes in gewiſſer Hinſicht durch die weitere Ent 
wicklung des abſoluten Regierungsſyſtems gehemmt wurde, erfreute 
ſich das Reich doch eines beſſeren Gedeihens, wie in irgend einer an- 
deren Zeitepoche, und verſchiedene Kunſtarten zeigten erfreuliche Fort— 
ſchritte. Wie aus dem letzten, oben angeführten Satz aus Dr. Ander- 
ſons Beſprechung hervorgeht, iſt die Größe der Narg-Periode nie- 
mals wieder gekommen, noch gab es ſolche Meiſter wie Siubun 
oder Seſſiu der Aſhikaga-Periode, doch iſt es zweifellos, daß alle 
Kunſtzweige, wenn nicht an Tiefe, jo doch an Weite in der Ent- 
wicklung gewonnen haben. Die Lackierarbeiten und Porzellanfabrika⸗ 
tion waren zweifellos eine Art Monopol dieſer Zeit. Zwar exiſtierten 
die Lackierarbeiten ſchon ſeit langen, zurückliegenden Zeiten, und die⸗ 
jenigen der Higaſhiyama-Periode (ein Zeitabſchnitt der Aſhikaga⸗ 
Periode, als Seſſiu, Sotan und andere lebten), waren hauptſächlich 
wegen der Altertümlichkeit und des beſonderen Geſchmacks ausgezeich- 
net. Die volle Entwicklung dieſes Gebiets jedochwar eine Errungen- 
ſchaft der in Frage ſtehenden Periode. — Was die Herſtellung von 
Porzellangegenſtänden anbetrifft, — die ſtreng genommen vielleicht 
nicht dem Kunſtgebiet angehört, ſo fällt ihre Reife ebenfalls in dieſe 
Zeit, während die Anfänge verhältnismäßig nur einer kurzen Ver⸗ 
gangenheit angehörten. — Auch war die Cloiſonncétechnik ſchon da⸗ 
mals bekannt, doch blieb die volle Ausbildung dieſes Zweiges unſerer 
Zeit vorbehalten. Ukiyoye (populäre Bilder), die der Ukiyoye-Schule 
angehören und ſolche im künſtleriſchen Stile gehören auch vollkommen 
der neuen Blüte dieſer Periode an. 

An dieſer Stelle muß ich einige Erläuterungen einfügen. Alter 
Kunſtſtil in bezug auf Malerei, beſonders der Kano- und Toſa-Stil, 
hatte unter den gebildeten Klaſſen einen weit verbreiteten Einfluß 
gewonnen. In dieſer Periode lebten auch zahlreiche hervorragende 
Maler, unter denen Tannu als der größte genannt werden muß, — 
doch im allgemeinen betrachtet, war ihr Stil immer mehr ſteif 
und konventionell. Es gelang ihnen nicht, durch neue und kühne 
Auffaſſung das Volksempfinden zu erwecken, und außerdem waren 
ihre Werke den gewöhnlichen Stadtbewohnern nicht leicht erreichbar. 
So erwuchs aus der Auflehnung gegen den überlebten alten Stil 
und den unkultivierten Forderungen des gewöhnlichen Volkes der neue 
Stil der Ukiyoye- und der Kunſthandwerker-Schulen. Überdies man⸗ 
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gelte es den Künſtlern dieſer Richtung im allgemeinen an eigener 
höherer Bildung, da ſie meiſt aus den niedrigen Klaſſen hervorgingen, 
während die Künſtler der älteren Schulen in der Mehrzahl den höheren 
Ständen angehörten, von denen viele ſogar den Rang eines Samurai 
unter dem Patronat irgend eines Lehnsherrn einnahmen. Dieſe neuen 
Schulen ſind daher weit davon entfernt, das Ideal der japaniſchen 
kultivierten Kreiſe zu verkörpern. Doch auch unter ihnen ſind große 
Genies, von denen Hokuſai an erſter Stelle zu nennen iſt, zu finden, 
und in ihrer Art hatten fie auch ihre Vorzüge, beſonders in der Be- 
handlung der Farben und in ihrer Gewandtheit, dem täglichen Leben 
ihre Entwürfe abzulauſchen. Es iſt mehr das Verdienſt der euro⸗ 
päiſchen Kritik, als unſer eigenes, daß ihren Vorzügen der rechte 
Platz eingeräumt wurde, doch können die gebildeten Japaner dieſe 
Schulen niemals in demſelben Grade ſchätzen, wie die weſtlichen 
Kritiker es getan haben. — Korin und ſeine Schule bilden in unſerer 
Kunſt eine beſtimmte Richtung für ſich. Die Bilder ſeiner Schule 
ſind auf den erſten Blick grotesk, und ihre Vorzüge können nur von 
Beſchauern gewürdigt werden, deren Beobachtungsgabe verborgene 
Wirkungen nachfühlen kann. Es iſt ein großes Verdienſt der euro⸗ 
päiſchen Kritiker, daß ſie den Wert dieſer Richtung mit derſelben 
Aufmerkſamkeit würdigen, die ſie den Bildern gewöhnlicher Meiſter 
widmen. 

Es iſt ganz unmöglich, bei den verſchiedenen Stadien der Ent⸗ 
wicklung der Malerei in dieſer Periode zu verweilen, doch müſſen 
noch einige ergänzende Bemerkungen hinzugefügt werden. Aus dieſer 
Epoche ſtammt die Shijio⸗Schule, die der große Okio gegründet hat, 
und die auf unſere Kunſt einen ſehr ſtarken Einfluß ausgeübt hat und 
noch ausübt. Der einzige Fehler dieſer Richtung beſteht in der Nei⸗ 
gung zu zu großer Realiſtik und in dem Mangel an Tiefe. Dieſer 
Periode gehören auch die Entſtehung und Entwicklung des Chikuden⸗ 
Stils an, der mehr das Gepräge ſchulmäßigen Schaffens trägt und 
den zweiten Teil der Periode ſtark beeinflußte, wie auch die Richtung 
Bunchios und ſeiner Schule, die ſich zwar in mancher Beziehung 
an den Stil Chikudens anzulehnen ſchien, aber kraftvoller und man⸗ 
nigfaltiger war und die Kamo und Toſa in den Hintergrund drängte. 
Ich muß auch noch meine Leſer auf Kokwan und Denzen, die beide 
gleichzeitig und unabhängig voneinander den europäiſchen Stil der 
Malerei und Kupferſtiche am Ende des 18. Jahrhunderts einführten, 
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hinweiſen. Auch darf der Name des berühmten Watanabe Kwaſan 
nicht ungenannt bleiben, der infolge feines eifrigen Beſtrebens, weſt— 
liche Kultur einzuführen, ſeinem Leben ſelbſt ein Ziel ſetzte und der 
zu gleicher Zeit ein bedeutender Kunſtliebhaber war. 

Wir leben jetzt in der Meiji⸗Ara, die ſchon 37 Jahre lang dauert, 
und die mit der Zerſtörung alles Alten begann. Es gab eine Zeit, 
in der herrliche antike Tempel heruntergeriſſen, koſtbare Bilder, die 
1000 Jahre und mehr alt waren, in den Staub gezogen und gute 
Lackierarbeiten verbrannt wurden, um das Gold aus der Aſche zu ge— 
winnen. Alles ſollte auf Grund europäiſcher Begriffe neu geſchaffen 
und gebildet werden. Dieſer Rückblick ſtimmt traurig und doch war 
dies nur der natürliche Ausfluß des damaligen Zeitgeiſtes. Ich kenne 
zahlreiche unſerer beſten Künſtler, die, weil ſie keine Beſchäftigung 
mehr hatten, anfingen, Zeichenſtunden nach europäiſcher Methode 
zu nehmen und ſich als Zeichner in den Ingenieurbureaus der Re- 
gierung anſtellen ließen. Doch lange konnte dieſer Zuſtand nicht an- 
dauern, obwohl keine Verminderung in unſerer Nacheiferung euro⸗ 
päiſchen Muſters in materieller und intellektueller Hinſicht eintrat. 
Wir haben uns noch einmal auf die alte Kunſt Japans beſonnen, und 
wir verdanken dieſen Hinweis zum großen Teil unſeren weſtlichen 
Ratgebern und Freunden, denen wir dafür Dank ſchulden. Es iſt 
uns jetzt in hohem Grade gelungen, unſere alte Kunſt, nicht allein 
in der Malerei und Skulptur, ſondern auch in vielen Zweigen der 
halb⸗induſtriellen und halb⸗künſtleriſchen Gegenſtände wieder aufleben 
zu laſſen. Wir ſind darin durch auswärtige Kunſtverſtändige ange⸗ 
ſpornt worden, doch waren die Bemühungen der Eingeborenen ſelbſt 
noch größer, und keine geringe Förderung iſt von dem Kaiſer und 
der Kaiſerin ausgegangen. Natürlich hat die Verwendung der Kunſt 
auf manchen Gebieten eine andere Form annehmen müſſen, ſo zum 
. Beifpiel ſtellen Metall⸗Bildhauer, die für Helme und Schwertſchmuck 
keinen Abſatz mehr finden würden, Vaſen und andere Gegenſtände 
her, die der heutigen Zeit angemeſſen ſind. 

Auf jedem Kunſtgebiet erleben wir jetzt eine Übergangszeit. Es 
war bisher noch nicht möglich, von der Größe der Meiji-Ara zu 
ſprechen, doch habe ich die Überzeugung, daß nach jeder Richtung 
hin ein Fortſchritt bemerkbar iſt, und ich hege das feſte Vertrauen, 
daß bei andauernder Unterſtützung, beſonders vom Ausland, auch 
dieſe Epoche ſich zu einer denkwürdigen geſtalten wird. Einige Aus— 
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länder ſprechen von einer Entartung der Kunſtgegenſtände, und ſie 
ſind nicht im Unrecht mit dieſer Anſicht, doch muß dieſer Umſtand 
zum Teil mit der Tatſache, daß ſich die Kunſt in einem Übergangs- 
ſtadium befindet, entſchuldigt werden, andrerſeits ſind die fremden 
Abnehmer ſelbſt nicht ganz ohne Schuld. Ich will dieſe Behauptung 
näher erklären: Lackierarbeiten können heute noch genau ſo gut ſein 
wie ſie vor 200 Jahren hergeſtellt wurden, vorausgeſetzt, daß genügend 
Zeit darauf verwandt wird, und wenn der entſprechende Lohn wie 
auch die notwendigen Auslagen, um gutes Material zu beſchaffen, da⸗ 
für vergütet werden, doch werden dieſe Vorbedingungen von den 
jetzigen Auftraggebern nicht erfüllt. Infolgedeſſen können ſolche Künſt⸗ 
ler nur auf beſondere Beſtellung wirkliche Kunſtgegenſtände herſtellen, 
während ſie in früheren Zeitaltern meiſtens von großen Lehnsherrn 
geſchützt und gefördert wurden, was heute nicht mehr der Fall iſt. 
Fremde Kritiker ſtellen häufig die Zeichnungen neuer Gegenſtände 
als ſchlechte Nachahmungen europäiſcher Vorbilder hin und bezeichnen 
ſie als „Entartung“. In vielen Fällen mag dieſer Vorwurf zutreffen, 
obwohl ſich hinter dieſer unechten Kunſt eine andere ernſte und ſich 
fortentwickelnde verbirgt, die wenig bekannt iſt. Es muß in Betracht 
gezogen werden, wie wenige Ausländer es gibt, die den alten Stil 
zu würdigen wiſſen, während es eine verhältnismäßig große Anzahl 
gibt, die nur Gefallen an ſolchen Gegenſtänden finden, die eine äußere 
Ahnlichkeit mit dem üblichen Geſchmack aufweiſen. Schließlich iſt der 
Abſatz um ſo größer, je niedriger ſich der Preis beläuft, — und 
alle dieſe Gründe veranlaſſen den Händler dieſe minderwertige Arbeit 
zu nehmen. Der Leſer mißbilligt es vielleicht, daß ich den Preis 
dieſer Dinge erwähne, doch tue ich es aus keinem ſchlechten Grunde. 
Ich ſage, der Verkaufspreis dieſer japaniſchen Arbeiten iſt niedriger 
als der in Europa für ähnliche Gegenſtände übliche iſt; da ſie aber 
in einem Lande hergeſtellt werden, das bis heute als auf einer niedri⸗ 
geren Stufe ſtehend betrachtet worden iſt, ſcheinen die europäiſchen 
Käufer der Meinung zu ſein, daß ſie zu einem geringeren Preis zu 
haben ſein müſſen. Wie kann unter ſolchen Verhältniſſen erwartet 
werden, daß Gegenſtände künſtleriſcher Ausführung unabläſſig ange⸗ 
fertigt und ins Ausland geſchickt werden ſollen? 

In bezug auf unſere Bilder noch einige Worte. Die europäiſchen 
Olfarben⸗ und Aquarellmalereien find ebenfalls in Japan ſtudiert 
worden. Viele Künſtler wenden ihre Zeit darauf, doch ſind noch 
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keine großen Meiſter daraus geworden; es iſt daher natürlich, daß 
ich mehr über die Bilder unſerer eigenen Malart ſpreche. Der Stil 
unſerer Bilder weicht, wie jedermann weiß, von der Olmalerei ab 
und nähert ſich vielleicht noch am meiſten der Aquarellmalerei. Wir 
legen bei unſeren Gemälden den Hauptwert auf die Kraft des Pinfel- 
ſtriches und die Wirkung des ganzen Eindrucks. Ich will damit nicht 
ſagen, daß die Olmalerei dieſen wichtigen Geſichtspunkt außer acht 
läßt, aber es ſcheint eine Verſchiedenheit in der Ausführung zwiſchen 
unſerer Malerei und der Olmalerei zu beſtehen. In der japaniſchen 
Technik wird ſich ein kleiner Fehler leichter bemerkbar machen, wie 
bei der Olmalerei, da es in unſerem Falle nicht möglich iſt, einen 
begangenen Irrtum zu verbeſſern. Andrerſeits jedoch ſind unſere 
Bilder, da ihr Augenmerk mehr auf den ganzen Eindruck wie auf 
die Genauigkeit der Einzelheiten gerichtet iſt, im allgemeinen nicht 
ſo gründlich und fein ausgearbeitet wie die Olgemälde, mit Aus⸗ 
nahme jedoch der alten religiöſen Bilder. Dadurch ſind oft große 
Mängel in der Anatomie und Perſpektive zu bemerken. Die Skulp⸗ 
turen und Gemälde der Nara- und Heian-Perioden zeichnen in der 
Behandlung der Anatomie bedeutendes Können, und es iſt ſehr be⸗ 
dauerlich, daß die Kunſt der ſpäteren Zeit ſich hierin verſchlechtert 
hat; auch in Hinſicht auf geometriſche Proportionen, oder vielmehr 
auf Perſpektive laſſen unſere Bilder viel zu wünſchen übrig. Dieſe 
Mängel laſſen ſich natürlich beſeitigen, und es wäre töricht, ſie des⸗ 
halb beizubehalten, weil ſie ſchon in unſerem alten Malſtil zu finden 
waren. In jedem Fall hat die künſtleriſche Welt Japans die Ver⸗ 
pflichtung, keine Bemühung zu unterlaſſen, um den Umſtänden und 
Forderungen der Zeit nachzukommen, und ich habe die Zuverſicht, 
daß der Künſtler eine hohe Stufe erreichen wird, wenn er ſich über 
alle Möglichkeiten klar wird und alle Gelegenheiten dienſtbar macht; 
bis dahin muß aber noch etwas Rückſicht und Nachſicht walten, und 
darin darf das Streben der neuen Ara eher Sympathie beanſpruchen, 
als Angriffen begegnen. 

Seit etwa 25 Jahren haben alle Arten von Ausſtellungen, — 
hauptſächlich natürlich Bilderausſtellungen —, in Tokyo wie auch in 
Provinzſtädten ſtattgefunden, und die Zahl derſelben hat von Jahr 
zu Jahr zugenommen. Es exiſtieren auch mehrere Vereinigungen, 
welche in einer oder der anderen Art die Förderung der Kunſt im 
Auge haben. Bei den Ausſtellungen entſcheiden Sachverſtändige über 
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den Wert der ausgeſtellten Gegenſtände, und entſprechende Preiſe 
werden verteilt. Solche Ausſtellungen werden zu den günſtigſten Sai⸗ 
ſons des Jahres, im Frühling oder Herbſt, eröffnet und finden in 
ähnlicher Weiſe wie in Paris oder London ſtatt. Sie weichen weſent⸗ 
lich ſowohl im Stil wie im Umfang von jenen eigenartigen „Kunſt⸗ 
Wettkämpfen“ des Heian⸗Hofes, die erwähnt worden ſind, ab. Alle 
Ausſtellungsgegenſtände ſtehen auch zum Verkauf, ſie ſind alle echt, 
und die Preiſe ſind angegeben und meiſt nicht zu hoch. Wo es ſich 
dabei um Gemälde handelt, ſind ſie in der Tat durchaus nicht mit 
den Preiſen, die für ſolche Werke in weſtlichen Salons gefordert 
werden, zu vergleichen. Natürlich erfordern unſere Bilder im all- 
gemeinen nicht fo viel Zeit und Mühe wie Olgemälde und ſind da- 
her auch nicht ſo koſtſpielig. Die Preiſe ſchwanken zwiſchen 20 bis 
60 Mark bei Malern, die noch keinen großen Namen haben — es 
gibt ſogar noch billigere, die auch noch ſehenswert ſind. Die Bilder 
von bekannten Künſtlern ſind teurer, doch ſelbſt ſolche überſteigen 
ſelten einen Preis von 300 Mark. Es würde daher von großem 
Vorteil ſein, wenn Ausländer, — zu ihrem eigenen Beſten 
und als Ermunterung für die Künſtler — ſich bereitwillig zeigen 
würden, Gemälde anzukaufen. Ich ſelbſt bekleide den Poſten eines 
Präſidenten in einer dieſer Vereinigungen und habe oft mit großen 
Schwierigkeiten zu kämpfen, um die Künſtler zu fördern und ihnen 
Mut zu machen, wenn ſich bei den Ausſtellungen nicht genügend 
Käufer finden, obwohl der künſtleriſche Geſchmack des Volkes im 
ganzen und im Anſchluß daran die Nachfrage nach Kunſtgegenſtänden 
in den letzten Jahren bedeutend geſtiegen iſt. Die niedrigeren Klaſſen 
in den Dörfern und Städten, die früher mit auf Papier aufgezogenen 
und gedruckten „Ukiyo“-Bildern zufrieden waren, ſtreben jetzt nach 
Beſitz von Gemälden, die auf höherer Stufe ſtehen. 

Ich möchte nicht verfehlen, auf die Arbeit hinzuweiſen, die von 
der Hochſchule für ſchöne Künſte ausgeht, eine Anſtalt, in der Unter⸗ 
richt in der Skulptur, Malerei und den Künſten im allgemeinen an 
eine große Anzahl von Studierenden unter der Oberaufſicht des 
Staatsminiſters erteilt wird. Die Hauptanſtalt befindet ſich in der 
Hauptſtadt, doch exiſtieren Parallelinſtitute in vielen der großen Pro⸗ 
vinzialſtädte, die auf Koſten und unter der Kontrolle der Lokal- 
behörden geleitet werden. Auch gibt es zahlreiche Privatanſtalten von 
ähnlichem Charakter. 
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Obwohl hier nicht die geeignete Stelle fein mag, von der Kunſt⸗ 
gärtnerei Japans zu ſprechen, kann ich doch nicht umhin, dieſes Ge— 
biet zu ſtreifen, weil unſere Manier, Gärten anzulegen, in engem 
Zuſammenhang mit der Landſchaftsmalerei ſteht und viel Künſtle⸗ 
riſches an ſich hat. Selbſt auf der kleinſten Fläche wird ein Garten 
ſo ausgeſtattet, daß er einen maleriſchen Anblick, — wie man ihn 
auf den Bildern ſieht, bietet. Daher werden künſtliche Hügel, natür- 
liche Steingruppen, und wo es zuläſſig iſt, künſtliche Seen und Waſſer⸗ 
fälle angelegt. Ich darf behaupten, daß dieſe Anlagen auf künſt—⸗ 
leriſchen Grundſätzen beruhen, während es mir bei Betrachtung der 
europäiſchen Gärten ſcheinen will, daß ihre urſprünglichen Entwürfe 
von den alten Beſitzungen herſtammen, und daß ihre ſpätere Ent⸗ 
wicklung mehr auf induſtrielle Kunſt baſiert iſt. — Sie haben zum 
Beiſpiel Springbrunnen, aber nicht in der Form natürlicher Wafjer- 
quellen, ſondern durch mechaniſche Apparate hervorgebracht, — ſie 
haben behauene Steine, eiſerne Gitter, eiſerne Brücken, und wenn 
Waſſer überhaupt vorhanden iſt, ſo erſcheint es meiſtens in der Form 
eines runden oder viereckigen Beckens. Wenn die Bewohner des Abend- 
landes Blumen einpflanzen, werden die Beete unfehlbar viereckig 
oder dreieckig geformt ſein und ſo genau geometriſch wie die Zeich— 
nung eines Teppichs. Sie ſcheinen keinen Begriff von der Regel- 
mäßigkeit zu haben, die in der Unregelmäßigkeit liegt oder viel- 
mehr von der Harmonie der Mannigfaltigkeit. In japaniſchen 
Städten gibt es zahlreiche Läden, in denen Naturſteine verkauft 
werden. In Europa findet man keine derartigen Läden. Gewiß haben 
unſere Gärten auch einen Nachteil — d. i. ſie find mehr ein Schmuck 
als ein Nutzen. Dieſem Mangel ſollte abgeholfen werden, und das 
geſchieht auch ſchon vielfach; doch andrerſeits ſcheint den europäiſchen 
Gärten das künſtleriſche Element vielfach zu fehlen. Es erſcheint mir 
faſt unbegreiflich, daß die Europäer, die es fo ſehr lieben, Landſchafts⸗ 
bilder in ihren Zimmern aufzuhängen, die ſo gern in gebirgigen 
Gegenden umherreiſen, um ſchöne Szenerien und Ausblicke auf Land- 
ſchaften verſchiedenſter Art zu genießen, kaum daran gedacht haben, 
ihre Gärten nach ſolchen Ideen zu geſtalten. Auf dieſem Gebiet, 
darf ich wohl ohne Überhebung behaupten, ſteht Japan über jeder 
anderen Nation der Welt, und es würde den Ausländern nur zum 
Vorteil gereichen, wenn ſie unſere Art, Gärten anzulegen, richtig wür— 
digen wollten. Ich habe mich gefreut, zu ſehen, daß einige Bewohner 
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des Abendlandes in verſchiedenen Ländern ſchon damit den Anfang 
gemacht haben. 5 
II. Literatur. 

Die Errungenſchaften der Japaner auf dem Gebiet der Litera- 
tur ſind in gewiſſer Hinſicht denen der Kunſt nicht gewachſen. Über 
Kunſtanſchauungen können wir uns mit einem beſtimmten Grade 
von Selbſtvertrauen mit Ausländern unterhalten, doch fühlen wir 
in literariſchen Geſprächen mit Bewohnern der weſtlichen ziviliſierten 
Nationen nicht die gleiche Sicherheit. Immerhin beſitzen wir genug 
Literaturerzeugniſſe, um Jahrhunderte lang unſer Nationalempfinden 
verfolgen zu können. 

Ein Artikel des verſtorbenen Sir Edwin Arnold, der einige Tage 
nach dem Tode dieſes Mannes im „Daily Telegraph“ veröffentlicht 
wurde, fängt mit folgenden Worten an: 

„Die Zeit wird kommen, wo Japan ſicher, berühmt und glück⸗ 
lich in der Ausſicht auf Friedenszeiten, als Lohn für die jetzige Pe⸗ 
riode des ſchweren Kampfes auf Leben und Tod noch einmal die 
Aufmerkſamkeit der weſtlichen Nationen auf ſeine künſtleriſchen und 
intellektuellen Gaben lenken wird. Schon ſind ſich viele Kulturmenſchen 
auf dieſer Seite der Weltkugel bewußt, wie hoch und fein ſeine künſt⸗ 
leriſchen Fähigkeiten ſind, und mit der Zeit werden die wirklichen 
Schätze, die ſeine Literatur birgt, entdeckt werden. Vor allem wird 
England, vor jeder anderen Nation Europas, ſich mit dieſem Gebiet, 
das begreiflicherweiſe gegenwärtig vernachläſſigt werden muß, be⸗ 
ſchäftigen und ſo die geiſtige Seite des japaniſchen Lebens kennen 
lernen.“ 

Als Japaner kann ich nicht behaupten, daß dieſer Ausſpruch 
Sir Edwin Arnolds vollkommen richtig iſt, aber zum Teil iſt er 
jedenfalls zutreffend. Wir haben ſchon geſehen, daß unſere Künſte 
in der Nara⸗Periode auf einer ſehr hohen Stufe ſtanden, aber in der 
Literatur haben wir aus jener Zeit keine Werke, außer Gedichten, 
die der Beachtung wert wären. Wir beſitzen die Manyoſhin (Mil- 
lionen⸗Blätter), ein Buch, das eine Sammlung von Gedichten ent- 
hält, die von den Jahren vor der Nara-Periode bis zu den Anfängen 
der Heian-Periode reichen. Die Sammlung ſcheint am Ende der 
Nara⸗Periode begonnen worden zu ſein, iſt aber erſt von einem 
großen Dichter der Heian-Periode zu Ende geführt worden, und 
daher rührt auch die Einfügung einiger Gedichte der ſpäteren Epoche. 
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Aus dieſem Buch können wir entnehmen, daß die Poeſie nie⸗ 
mals wieder eine ſolche Höhe erreicht hat. Das Gebiet unſerer Poeſie 
iſt im ganzen betrachtet, klein, obwohl die Werke der Nara-Periode 
viel Leſenswertes enthalten. 

In einer Beſprechung der Poeſie dieſer Periode e Mr. 
Aſton folgendes: 

„Während das achte Jahrhundert uns wenig oder gar keine 
Proſa hinterlaſſen hat, war es dagegen offenbar das goldene Zeitalter 
der Poeſie. Japan hatte damals die kunſtloſen Ergüſſe überwunden und 
brachte in dieſer Epoche Verſe von einer Vollendung hervor, die 
niemals übertroffen worden iſt. Der Leſer, der in der Poeſie einer 
Nation, die eben erſt aus einer barbariſchen Kulturſtufe hervorge- 
gangen iſt, rohe, ungeſchulte Kraft zu finden erwartet, wird im Gegen- 
teil überraſcht ſein, mehr verfeinertem Schliff wie Kraft zu begegnen. 
Die Poeſie ift zart im Empfinden und ſprachlich geläutert und ent⸗ 
faltet außerordentliche Gewandtheit im Ausdruck mit ſorgfältiger An⸗ 
lehnung an gewiſſe eigene metriſche Regeln.“ 

Dieſer Auszug wird, denke ich, einen klaren Überblick über dieſen 
Gegenſtand geben. 

Wir kommen alsdann zu der Heian-Periode. Hier ſehen wir 
einen großen Fortſchritt in der literariſchen Kultur. — Alle Arten 
Bücher wurden damals geſchrieben: Geſchichtliche, Juriſtiſche und Ze— 
remonienwerke, Reiſebeſchreibungen, Tagebücher, Memoiren, Roman⸗ 
zen, Erzählungen und Anekdoten. Das Studium des Chineſiſchen war 
zur Zeit ſehr beliebt, und viele dieſer Bücher ſind in chineſiſcher 
Sprache verfaßt. Unſere Nationalliteratur blühte ebenfalls kräftig, und 
damals entſtanden unſere klaſſiſchen Nationalwerke. Sie waren in 
dem reinen phonetiſchen Alphabet verfaßt, beinahe nur aus Worten 
der Mutterſprache beſtehend, und nur ſelten wurden Worte chineſiſcher 
Abſtammung benutzt, ausgenommen vielleicht die Namen für beſtimmte 
Verrichtungen oder Gegenſtände chineſiſchen Urſprungs. Es iſt wahr, 
daß ſie noch keine Methode gefunden hatten, die Worte voneinander 
zu trennen, damit der Leſer gleich jedes Wort einzeln leſen konnte, 
aber dieſer Mangel findet ſich auch bei den alten Griechen und vielen 
anderen. Auch kannten ſie nicht den Gebrauch von Interpunktions⸗ 
zeichen, wie den Punkt, das Komma, das Ausrufungszeichen ꝛc.; um 
ſo das Leſen zu erleichtern, und dem Leſenden den Sinn des Ge— 
ſchriebenen verſtändlicher zu machen, als nur durch die Worte an ſich. 
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Wäre die Nationalliteratur jener Zeit gepflegt worden, und wären 
in der Schreibart die oben erwähnten Verbeſſerungen eingeführt 
worden, ſo würde Japan heute auf eine weſentlich eigene Literatur⸗ 
geſchichte ſtolz ſein können und den großen Vorteil haben, ein gutes 
Schreibſyſtem anſtatt des noch gebräuchlichen ſchwerfälligen zu be⸗ 
ſitzen. | 

Die leichte Literatur, — das heißt Romanzen, Romane und der- 
gleichen — der Heian-Periode iſt in dem klaſſiſchen Nationalſtil 
geſchrieben und zum größten Teil von weiblichen Autoren. Da das 
Studium des Chineſiſchen für nützlicher, für eine männlichere und 
wertvollere Errungenſchaft galt, ſcheinen die meiſten Männer ſich da⸗ 
mit befaßt zu haben und überließen es den Frauen, am Nationalſtil 
feſtzuhalten. 

„Genji Monogatari“ und „Makura⸗no⸗Soſhi“ werden als die 
beſten Werke angeſehen, obwohl ſie in Stil und Inhalt voneinander 
abweichen. Ich werde in folgendem einige Auszüge aus dem „Genji 
Monogatari“ geben, die, obwohl ziemlich weitſchweifig, doch ein tref- 
fendes Bild des beſchreibenden und argumentierenden Stils der Na- 
tionalliteratur jener Periode liefern. 

(A. Dieſe Worte ſind einer Figur der Erzählung in den Mund 
gelegt): 

„Der Verſuch, mit beſcheidenen Fähigkeiten zu paradieren, iſt 
eine Eigenſchaft gedankenloſer Menſchen, ohne Unterſchied des Ge- 
ſchlechts. Dieſes Verhalten iſt in hohem Grade unangenehm. 
Was nun die Damen anbetrifft, mag es in der Tat nicht not⸗ 
wendig fein, daß fie ‚die drei großen Geſchichtswerke“ und ‚die fünf 
klaſſiſchen Texte“ gründlich beherrſchen, doch ſollten ihnen nicht 
alle Kenntniſſe über öffentliche und private Angelegenheiten abgehen. 
Dieſes Wiſſen kann unmerklich ohne großes Studium erworben wer⸗ 
den, und wenn es auch kein vertieftes iſt, jo wird es fie doch be- 
fähigen, ſich mit ihren Freunden angenehm zu unterhalten. Wie 
verächtlich aber wäre es, wenn dieſes Erlernte ſie eitel machen könnte! 
Der „Mana til und blendende Phraſen find nicht für fie beſtimmt. 
Würden ſie davon Gebrauch machen, ſo würde die Welt nur ſagen: 
‚Möchte fie ſich doch darauf beſinnen, daß fie nur eine Frau iſt!“ und 
ſie würden ſich lediglich den Vorwurf zuziehen, pedantiſch zu ſein, 
wofür ſchon viele Damen, beſonders in den höheren Klaſſen ge- 
halten werden. — Weiter ſollten ſie auch nicht ganz fremd der Poeſie 
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gegenüberſtehen, doch dürfen ſie niemals zu ihrem Sklaven werden 
oder ſich zum Gebrauch von ungewöhnlichen Zitaten hinreißen laſſen, 
wodurch ſie nur dreiſt erſcheinen würden, wo Zurückhaltung am Platz 
wäre, und abgelenkt, wo praktiſche Pflichten ihre Aufmerkſamkeit er⸗ 
fordern. Wie vollkommen unangebracht wäre es zum Beiſpiel, wenn 
bei dem Maifeſt ſchöne Damen, während die Aufmerkſamkeit aller 
Anweſenden auf die ernſte Feierlichkeit gerichtet iſt, ihre eigenen poe⸗ 
tiſchen Phantaſien über die Schwertlilie offenbaren wollten, oder wenn 
ſie bei der Feier der neun Tage, zu der alle anweſenden Edlen ihre 
ſchöpferiſchen Gaben an chineſiſcher Poeſie erproben, freiwillig ihre 
hochfliegenden Gedanken über die betauten Blüten der Chryſanthemen 
hervorſtrömen ließen und ſo als Rivalen des ſtarken Geſchlechts 
aufträten! Jedes zu ſeiner Zeit, und alle Menſchen, vor allem 
Frauen, ſollten immer darauf bedacht ſein, die rechte Gelegenheit 
zu benutzen, und nicht ihre Gaben zur Schau tragen, wenn keiner da⸗ 
nach verlangt. Sie ſollten ſich darin üben, mit ihrem Wiſſen und 
ihrem Redetalent Haus zu halten, ja ſogar Unwiſſenheit vorgeben, 
wo es die Umſtände verlangen, in Dingen, in denen ſie bewan⸗ 
dert ſind.“ 

(B.) „Es hatte den Anſchein, als ob die Leute aus den Fenſtern 
der Weſtſeite herausſchauten, wahrſcheinlich, weil ſie den Anblick des 
Prinzen erhaſchen wollten, deſſen Geſtalt undeutlich über einen niedri⸗ 
gen Wandſchirm hinweg innerhalb des Gitterzauns zu ſehen war. 
Unter dieſen Zuſchauern war eine, die ein Erbeben durch ihren 
Körper gehen fühlte, als ſie den Prinzen erblickte. Es war gerade in 
dem Moment, als der Himmel unter den erſten Strahlen der Morgen- 
ſonne zu erglühen begann, während des Mondes bleiches Licht noch 
in weiter Ferne zögerte. Der Anblick des leidenſchaftsloſen Horizontes 
erſcheint dem Herzen deſſen, der ihn betrachtet, ſtrahlend oder düſter 
als Widerſchein ſeines Empfindens. In Genji, deſſen Gedanken im 
Verborgenen mit den Ereigniſſen des Abends beſchäftigt waren, muß 
die Szene pathetiſche Empfindungen hervorgerufen haben.“ 

(C.) „Früh am Morgen rüſtete ſich Genji mit ſchläfrigen Augen, 
müde und unluſtig, zum Abſchied von dem Aufenthalt in Rokujio. 
Leichter Nebel lag auf der Landſchaft. Eine Dienerin der Hausfrau 
öffnete die Tür, als er hinausging, und führte ihn zum Ausgang. 
Das Strauchwerk der blühenden Bäume mit ihren verzweigten Aſten, 
die in reicher Verwirrung von voll blühenden Winden durchſchlungen 


— 563 — 


waren, erfriſchte ſeine Augen. — Genji war verſucht, ſtehen zu blei⸗ 
ben und ſich in den Anblick zu verſenken. Das junge Mädchen ging 
noch immer neben ihm her. Sie trug ein dünnes ſeidenes Unter⸗ 
kleid von hellgrüner Farbe, das ihre anmutige Geſtalt und Form 
verriet. Ihre Erſcheinung war anziehend. Genji blickte ſie zärtlich 
an, führte ſie zu einem Sitz im Garten und ſetzte ſich ihr zur Seite. 
Ihre Züge trugen einen ruhigen und beſcheidenen Ausdruck; ihr 
welliges Haar war anmutig und nett geordnet... In dieſem Augen⸗ 
blick betrat ein Page in Saſinuki (eine beſondere Art loſer Bein- 
kleider) den Garten, und begann, indem er den feuchten Tau von 
den Blumen entfernte, Blumen zu pflücken. Der Anblick war wie 
zum Malen geſchaffen, ſo erfüllt von ſtiller Schönheit; Genji erhob 
ſich von ſeinem Sitze und ſchritt langſam heimwärts. In jener 
Zeit wurde er mit jedem Tage mehr ein Gegenſtand der Bewun⸗ 
derung, und wir können ſogar die Kühnheit ſeiner übermütigen Aben⸗ 
teuer, der beſonderen Beliebtheit, die er genoß, zuſchreiben. Wo lieb⸗ 
liche Blumen ihre Kelche öffnen, ruht ſelbſt der rauhe Bergſteiger 
gern in ihrer ſchattigen Nähe, und wo immer er ſich zeigte, ſuchten 
die Leute ſeine Aufmerkſamkeit zu feſſeln.“ 

(D.) „Es war an einem Aprilabend des folgenden Jahres, als 
Genji ſich zufällig nach der Villa der „Fallenden Blüten‘ begab 
und an dem Wohnſitz der Prinzeſſin vorüberkam. Im Garten ſtand 
ein großer Fichtenbaum, um deſſen Aſte ſich die herrlichen Dolden 
einer Wiſtaria in reicher Fülle wanden. Ein leiſes Wehen der Abend⸗ 
luft durchzitterte ſie, wie ſie im ſilbernen Mondſchein hingen und 
trug ihren ſüßen Duft dem Wanderer entgegen. Dicht dabei ſtand 
auch eine Trauerweide, deren herabhängenden Zweige, mit jungem 
Grün geſchmückt, die halb zerbröckelten Erdwälle darunter berührten.“ 

Die Erfindung des „Genji Monogatari“ enthält bedauerlicher⸗ 
weiſe eine große Läßlichkeit in der Moral, doch iſt das Empfinden 
ſehr fein, wie es bei faſt allen ähnlichen Werken dieſer Periode der 
Fall iſt. „Weder rohe noch anſtößige Ausdrucksweiſe,“ erzählt Mr. 
Aſton, „iſt in der „Genji“, noch in ſonſtigen Literaturerzeugniſſen 
dieſer Periode zu finden. Die Sprache iſt faſt durchweg verfeinert 
und dezent, und nur ſelten findet ſich ein Satz, über den ein junges 
Mädchen erröten müßte. Überdies ſcheint es die vorherrſchende Sitte 
der damaligen Zeit geweſen zu ſein, daß Mann und Frau jeder für 
ſich lebten, und infolgedeſſen ſind nicht notwendigerweiſe alle Be⸗ 
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richte, die ſich auf die Liebesangelegenheiten von Männern und Frauen 
beziehen, unmoraliſch.“ Lady Aoi, die Tochter des erſten Offiziers 
des Staates und geſetzmäßige Gattin Genjis, eines Prinzen von könig⸗ 
lichem Geblüt, lebte nach der Mitteilung im „Genji Monogatari“, in 
ihres Vaters Haus, wo ſie eine eigene Zimmerflucht bewohnte. Wenn 
wir dieſen Umſtand in Betracht ziehen, iſt der Vorwurf der Unmoral, 
der dieſer Erzählung gemacht wird, wenigſtens etwas zu mildern. 
Gegen Ende des 12. Jahrhunderts wurde die Herrſchermacht, 
wie ich ſchon beſchrieben habe, vom Kaiſerlichen Hofe auf die mili⸗ 
täriſche Schogunats⸗Regierung übertragen. Das war zur Zeit der 
Kamakura⸗Periode, auf welche die Aſhikaga- und Oda⸗Toyotomi⸗Pe⸗ 
riode folgten Während dieſer Epochen, wie auch während der Toku⸗ 
gawa⸗Periode, ſtand das Land unter militäriſcher Gewalt und der 
Hof und ſeine Edlen büßten ſehr an Anſehen ein. Es gab beſtändig 
Krieg, wenn auch oft in Zwiſchenräumen, und es iſt daher leicht 
verſtändlich, daß die Literatur in jener Zeit in Verfall geriet. Die 
damals verfaßten Bücher waren meiſt von geſchichtlicher Art. Sie 
konnten hiſtoriſch genannt werden, weil ihnen wirklich ſolche Tat⸗ 
ſachen zugrunde lagen, doch waren ſie wiederum romanhaft, weil 
ihre Schreibweiſe, Einkleidung und Faſſung ſie mehr zu poetiſchen 
Erzeugniſſen ſtempelte, weshalb man ſie daher beſſer „)hiſtoriſche 
Romane“ nennen kann. Einige ſind ſehr gut geſchrieben, mit größe⸗ 
rem Geiſt wie die Heian-Literatur, und einer derſelben — „Heike“ 
— iſt ſogar für eine Biwa (eine Art vierſaitige Laute) in Muſik ge⸗ 
ſetzt, und wird von profeſſionellen blinden Sängern, die an Homer 
gemahnen, geſungen. Dieſe hiſtoriſchen Werke üben noch immer auf 
die Gemüter unſerer Jugend großen Einfluß aus in nicht geringerem 
Grade wie die Heldengeſchichten ſpäteren Datums, die auch noch be- 
ſprochen werden ſollen. Das berühmte „Jinko⸗ſeitoki“, das ebenfalls 
ein hiſtoriſches Gedicht iſt, aber im Stil ſehr abweichend von den 
eben beſchriebenen, wurde etwa in der Mitte dieſer Periode geſchrieben, 
als Japan zu ſeinem Unglück zwei Kaiſerliche Hofhaltungen hatte. 
Es iſt eine nüchterne politiſche und philoſophiſche Verherrlichung jener 
Regierungskunſt, die er ſich erdacht hatte. Abgeſehen von der mythi⸗ 
ſchen Richtung, hat das Buch auf die Japaner einen bedeutenden 
Einfluß ausgeübt, und hat noch heute eine für Außenſtehende viel⸗ 
leicht unerklärliche Wirkung. „Tſuredzure-Guſa“ iſt ebenfalls ein Er⸗ 
zeugnis aus derſelben Zeit und iſt eine Sammlung von einzelnen 


Berichten. Es enthält viele philoſophiſche, religiöſe und humoriſtiſche 
Betrachtungen und hat großen literariſchen Wert. Es iſt in reiner 
phonetiſcher japaniſcher Sprache verfaßt wie die Heian-Romanzen, 
aber in kühnerer und gedrängterer Form. Nichtsdeſtoweniger iſt im 
ganzen betrachtet die Heian⸗Kultur dieſen Perioden verſchloſſen ge— 
weſen. Gedichte wurden verfaßt, aber auch ihnen fehlt die Kraft 
der Nara⸗Muſe, und ſie erreichen nicht einmal die Stufe der Heian⸗ 
Verſe. In der Tat waren während des größten Teils dieſer Epoche 
die Mönche der Buddhatempel faſt die einzigen Beſchützer der litera⸗ 
riſchen Wiſſenſchaft. 

Während der Tokugawa⸗-Periode nahm die Literatur einen großen 
Aufſchwung und breitete ſich bis zu einem bis dahin nie gekannten 
Grade aus. 

Ehe wir uns jedoch mit dieſer letzten Epoche beſchäftigen, müſſen 
wir etwas von nicht geringem Verdienſt und Intereſſe erwähnen: 
Ich meine das „No“. Es iſt eine Art dramatiſcher Aufführung, die 
mit einer Oper von ſehr beſcheidenem Umfang verglichen werden 
kann. Es entwickelte ſich ungefähr in der Mitte der Aſhikaga⸗Periode 
und ſtammte zum Teil von einer anderen Art Singſpiel, die antik 
und einfach war, ab. Es zieht ſich durch die Oda-Toyotomi⸗Periode 
hindurch und wird mit lebhaftem Intereſſe bis heute aufrecht er⸗ 
halten. Der geſchriebene Text wird von den Schauſpielern geſungen; 
in jedem Stück ſind Haupt⸗ und Nebenperſonen und ein ausreichender 
Chor. Ich habe einmal eine Aufführung eines griechiſchen Theater⸗ 
ſtückes von den Studenten in Cambridge darſtellen ſehen und habe 
auch einige griechiſche Dramen geleſen und dabei einige Ahnlichkeit 
zwiſchen dieſen und unſerem „No“ bemerkt, obwohl natürlich unſer 
„No“ nur ein verkleinerter Maßſtab im Vergleich zu den griechiſchen 
Dramen darſtellt. Die Texte von „No“ werden „Yokioku“ oder „Utai“ 
genannt und werden von Liebhabern ſtudiert und geſungen, auch 
ohne daß ſie Schauſpieler ſind. Sie waren bei den oberen Ständen 
immer beliebt, und in den letzten Jahren hat ſich die Kenntnis der⸗ 
ſelben in den gebildeten Kreiſen noch bedeutend erweitert. Die Hand⸗ 
lungen und Vorgänge ſind nicht ſehr kompliziert, aber fein durch⸗ 
gearbeitet, und einige Stellen des Textes ſind, wenn auch nicht klaſ⸗ 
ſiſch, doch außerordentlich ſchön. Die Sprache iſt elegant und rein und 
daher geeignet, bei den höheren Klaſſen Gefallen zu erwecken, und 
deshalb wurde „No“ ſogar bei großen Feierlichkeiten am Hofe des 
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Schoguns aufgeführt. In engem Zuſammenhang mit „No“ hatten 
ſich in ähnlicher Weiſe eine Serie poſſenartiger Darſtellungen „Kio⸗ 
gen“ genannt, entwickelt. Wörtlich bedeutet „Kiogen“ „übermütige 
Ausſprüche“. Die Texte von „Kiogen“ find komiſche Dialoge, ſati⸗ 
riſch, ohne roh zu ſein, doch ohne irgendwelche Poeſie zu enthalten. 
Sie haben den Zweck, Heiterkeit hervorzurufen, und ihre Vorzüge be- 
ruhen auf der Anhäufung komiſcher Wirkungen. Sie werden nie- 
mals geſungen, ſind nur zur Aufführung beſtimmt und werden nach 
dem „No“-Drama dargeſtellt, wenn auch manchmal die „Kiogen“ un— 
abhängig von „No“ aufgeführt werden; jedenfalls ſind ſie nicht ganz 
ohne Wert. Große Lehnsherrn ſind oft die Hauptperſonen dieſer 
Spiele, und in manchen Szenen beſteht die Handlung daraus, daß 
ſolche große Herren von den anderen Perſonen zum Narren ge- 
halten werden; ſie wurden zu einer Zeit geſpielt, als das abſolute 
Syſtem am ſtrengſten gehandhabt wurde, und trotzdem waren dieſe 
Schwänke geſtattet. Daraus kann man erſehen, wie komiſch die Rollen 
verkörpert wurden, fo daß ſelbſt die mächtigen Herrn nicht daran An— 
ſtoß nahmen, und in dieſer Wirkung lag das weſentliche Verdienſt 
dieſer Produktionen. 

Während der Tokugawa-Periode verbreiteten ſich, wie ſchon er— 
wähnt, die Literatur und das Bücherſtudium nach allen Richtungen 
hin, und philoſophiſche Diſſertationen nahmen eine gewichtige Stelle 
im Leben der Männer ein, während bis dahin ſehr wenig Philoſophie 
in der japaniſchen Literatur zu finden war. Geſchichtswerke wurden 
verfaßt, klaſſiſche Kommentare, ethiſche Abhandlungen und Moral— 
lehre in großer Zahl geſchrieben, und auch poetiſche Erzeugniſſe er— 
ſchienen in großer Auswahl. 

Nach der Begründung der Tokugawa-Regierung in Yedo, dem 
jetzigen Tokyo, erfreute ſich das Land einer langen Friedensperiode, 
die ſich auf eine Dauer von 270 Jahren erſtreckte. Schulen wurden 
nicht nur in Yedo, ſondern faſt in jeder Reſidenz der Provinzialregie- 
rungen der Lehnsherrn errichtet; außerdem exiſtierten viele Privat⸗ 
ſchulen, die von großen Gelehrten auf eigene Koſten errichtet wurden. 
In dieſen Schulen nahm die Unterweiſung der Samurai-Familien 
ihren Anfang, und viele Mitglieder der Samurai ſelbſt, die ſich in 
früheren Zeiten der Fecht⸗ und Kriegskunſt gewidmet hatten, fingen 
an zu ſtudieren; auch in den Privatſchulen widmeten ſich viele Bür⸗ 
ger dem Studium. Es gab eine große Klaſſe gelehrter Leute, deren 
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Lebensberuf im Studieren, Leſen, Schreiben und Unterrichten beſtand. 
Hauptſächlich waren es Gelehrte der chineſiſchen Schule, deren Stu⸗ 
dium in der Erklärung und Ergründung der Lehre des Confucius 
beſtand, fie wurden Ziuſha genannt und von der Geſellſchaft hoch ge— 
ehrt. Im Anfang der Periode wurden ſie auf eine Stufe mit Prieſtern 
oder Ärzten geſtellt, im Laufe der Zeit jedoch hielt man dieſe Nang- 
ordnung nicht für ehrend genug. Sie ſollten eine höhere Würde er— 
langen und es wurden ihnen verhältnismäßig hohe Stellungen un— 
ter den Samurai eingeräumt, die ihre Beſchäftigungen nicht als Be— 
ruf betrachteten. Dieſes Verhalten bezog ſich natürlich auf die Lehrer 
der öffentlichen Schulen, doch wurden ähnliche Ehrungen auch den 
Privatſchullehrern zuteil. Dieſe Gelehrten ſchrieben eine große An— 
zahl Bücher über die verſchiedenſten Gegenſtände, zum größten Teil 
auf der chineſiſchen Auffaſſung der klaſſiſchen Periode beruhend, die 
aber in den meiſten Fällen dem Zeitgeiſt unſeres Landes angepaßt 
waren. Auch ſonſt wurden viele Verbeſſerungen vorgenommen. Alle 
dieſe Ideen in Vereinigung mit dem ritterlichen Ehrbegriff unſerer 
Nation, trugen viel zur Geſtaltung der ſittlichen Anſchauungen des 
japaniſchen Charakters bei. Eine andere Bewegung, welche Hand in 
Hand mit der Vorliebe für das Studium des Chineſiſchen ging, 
hatte auch in dieſer Zeit ihren Urſprung; es war das Wiederaufleben 
der alten Literatur Japans und die Auferweckung des alten Geiſtes 
des Kaiſerlichen Regimes, der vor der Einführung der Feudalregie⸗ 
rung geherrſcht hatte. Alle dieſe Faktoren hatten, zuſammen mit den 
ſchon erwähnten Einflüſſen, Anteil an der Bildung des japaniſchen 
Nationalcharakters. Viele Lehrer, welche dieſer Richtung angehörten, 
ſchrieben ebenfalls Bücher, hauptſächlich Erläuterungen der alten hei⸗ 
matlichen Sprache und Kommentare zu Büchern der alten japaniſchen 
klaſſiſchen Literatur. Damit hätte ich die hauptſächlichen und intellektuel⸗ 
leren Erzeugniſſe unſerer Literatur in dieſer Zeit erwähnt, doch gab 
es auch populäre Werke: Dichtungen wie Romanzen, Romane und 
Dramen. 

Die poetiſchen Erzeugniſſe dieſer Periode hatten ihren Urſprung 
in ähnlichen Urſachen wie der der volkstümlichen Malſchulen (Ukiyoye), 
welche durch den Gegenſatz zu den Bildern des älteren, konventionel⸗ 
leren Stils entſtanden, und die tatſächlich geeigneter für das Volk 
als für die Ariſtokratie waren. Der beſſere Teil unſerer Literatur 
dieſer Periode war faſt ganz ausſchließlich Eigentum der höheren 
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Stände. Das Volk hatte weder Kenntnis davon, noch ein Urteil 
darüber, mit Ausnahme der wenigen, die in beſſeren Verhältniſſen 
oder mit höherem Streben verſehen waren, wie ihre Nachbarn. — 

Und doch ſprach ſich bei ihnen ein Verlangen nach Bildung aus, 
das gar bald einigen geſchickten und populären Schriftſtellern zur 
Ausbeute diente. So verhielt es ſich mit den Leſern, und die Ver⸗ 
faſſer waren ziemlich gleichartig oder doch etwas heruntergekommene 
Leute, zu denen ſie ſich auch ſelbſt durch den Gebrauch falſcher Namen 
gern bekannten. Im allgemeinen tritt in dieſer Klaſſe der Literatur 
ein großes Stück Vulgarität hervor in einer ähnlichen Weiſe wie in 
einer populären Malerſchule die gleiche Färbung ſich hervordrängt, 
wenn man ſie mit einer anderen vergleicht. Nichtsdeſtoweniger finden 
ſich große Vorzüge in dieſen Büchern. Ihre Entwürfe und Darftel- 
lungsweiſe dürfen in vielen Fällen als gut gelten und wirken oft 
tief auf unſere Empfindungen. 

Von Bakin ſprechend, der wohl unter heroiſchen Romanſchrift⸗ 
ſtellern als der bedeutendſte ſeiner Zeit genannt werden darf, be⸗ 
hauptet ein Kritiker, den Mr. Aſton folgendermaßen zitiert: 

„Kurz, Bakin vereinigt in ſich ſelbſt die beſten Eigenſchaften ver⸗ 
ſchiedener Männer. Wir finden bei ihm vielfache Ahnlichkeiten mit 
Shakeſpeare. Es ſind nicht nur Frauen und Kinder, Handelsleute und 
Bauern, die ihn bewundern; auch wohlerzogene Gentlemen ſieht man 
zu Tränen gerührt oder zum Lachen gezwungen, ihre Zähne zu⸗ 
ſammenbeißen oder ihre Arme im Zorn recken, indem ſie ſeine Schriften 
leſen.“ 

Dieſe Folgerung mag nach mancher Richtung verfehlt erſcheinen, 
um den rechten Punkt zu treffen und dürfte auch ähnlich von Aus⸗ 
ländern beurteilt werden, denen es ſchwer fällt, unſere Denkweiſe voll— 
kommen zu begreifen. Aber, wenn das Urteil nicht den Kern trifft, 
ſo iſt es doch nicht weit davon entfernt, und dieſelbe Betrachtung 
mag auf viele andere Werke der gleichen Gattung Anwendung finden. 

Es dürfte vielleicht angebracht ſein, eine flüchtige Klaſſifizierung 
dieſer Werke zu geben. Wir beſitzen alſo hiſtoriſche und humoriſtiſche 
Romane und Novellen, von denen die letzteren bei uns als Ninjiobon 
(Bücher der menſchlichen Natur) bezeichnet werden, und deren In- 
halt ſich ausſchließlich um Liebesgeſchichten dreht. Die weiblichen 
Charaktere, die dieſe Novellen beleben, gehören nicht den beſten Klaſ⸗ 
ſen an, ſo daß ſie oft mit modernem Geſchmack nicht in Einklang 
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ſtehen. Wenn wir indes berückſichtigen, daß es für die Autoren jener 
Tage ganz außerordentliche Schwierigkeiten bot, ihre Heroinen aus⸗ 
ſchließlich aus den Töchtern der höheren Geſellſchaft zu geſtalten, wie 
wir dies auch bei den griechiſchen und römiſchen Schauſpieldichtern 
hinnehmen müſſen, die zuerſt Kurtiſanen und Schmarotzerpflanzen zu 
Heroinen erhoben, ſo können wir doch in ihren Schilderungen der 
menſchlichen Natur große Vorzüge finden. Und ſelbſt vom litera⸗ 
riſchen Standpunkt finden wir viel Empfehlenswertes in dieſen 
Büchern der Dichtungen, namentlich da viele von ihnen, wie im 
Falle des ſogenannten „Kuſazoſhi“, im rein phonetiſchen Alphabet und 
in der japaniſchen Umgangsſprache geſchrieben waren. Hiſtoriſche Ro⸗ 
mane im Stil der Bakinſchule enthalten in einer überraſchenden Menge 
chineſiſche Buchſtaben in ihren Zeilen und dürfen daher für die Na⸗ 
tionaliſierung unſerer Schriftſprache weder Verdienſt noch Rückſicht 
beanſpruchen. Andererſeits haben alle jene Werke, die im rein phone⸗ 
tiſchen Alphabet geſchrieben ſind, in einem anerkennenswerten Grade 
den Erfolg, die Neubelebung der Schriftmethode klaſſiſcher Literatur 
der Heian⸗Periode, die beinahe jahrhundertelang in Vergeſſenheit ge⸗ 
raten war, verurſacht zu haben. Für alle diejenigen daher, die unſere 
Schriftſprache nach derſelben Richtung wie die geſprochene umgewan⸗ 
delt ſehen möchten, werden dieſe Werke näher in Betracht gezogen 
werden müſſen. Es gibt nun noch eine Gattung der Literatur, die 
unſerer Aufmerkſamkeit wert erſcheint. Dies iſt das populäre Drama. 
Wenn wir über Dramen ſprechen, ſo müſſen wir zunächſt die Bücher 
erwähnen, die auf ſie Bezug haben. Wir beſitzen unzählige Bücher 
unter dem kategoriſchen Titel von „Joruri-bon“ oder „Gidaju⸗bon“. 
Dieſe Bücher enthalten nicht nur Dialoge, ſondern beſchreiben auch 
die betreffenden Szenen. Sie ſind in einer Art verfaßt, daß ſie einer 
Novelle gleichen, ſelbſtverſtändlich in gedrängterer Form und von einem 
jo wohllautenden Vortrag, daß fie ſich zum Geſange eignen. Ur⸗ 
ſprünglich für Marionettentheater verfaßt, wurden ſie von erfahrenen 
Sängern in Strophen von einer Ecke der Bühne aus zum Vortrag 
gebracht, während die Marionetten gleichzeitig mit draſtiſcher Wir⸗ 
kung auf der Bühne vorgeführt wurden. Da man ſie ſehr wohl auch 
ohne Marionettenſpiel fingen konnte, fo fand ihr Studium große Ver⸗ 
breitung, und ſelbſt Männer und Frauen der höheren Geſellſchaft 
pflegten dieſe Geſänge. Mit geringen Veränderungen des Dialoges 
eignen ſie ſich auch für die reguläre Bühne und ſchmiegen ſich bequem 


— 570 — 


den Bewegungen der Schauſpieler an. Reguläre Theater entſtanden 
ſo ziemlich zur ſelben Zeit, aber ihre Entwicklung ſchritt etwas lang⸗ 
ſam vorwärts. In Verbindung mit der Bühne fanden ſich auch pro⸗ 
feſſionelle Schauſpieldichter, und die von ihnen geſchriebenen Stücke 
glichen den „Joruri-bon“, ſelbſtverſtändlich mit weniger Chor und 
größerem Dialog. Aber dieſe Stücke und namentlich diejenigen für 
die gewöhnlichen Theater, waren wenig künſtleriſch und beſaßen un⸗ 
bedeutenden Wert; tatſächlich war keines bis auf die allerjüngſte Zeit 
des Druckes wert befunden. Kurz möchte ich hier einſchalten, 
daß die meiſten Menſchen unter dem Eindruck ſind, es gäbe keine 
Schauſpielerinnen in Japan, aber das beruht auf einem Irrtum. Bei 
den erſten Anfängen der theatraliſchen Vorſtellungen — vor einigen 
300 Jahren — ſpielten Schauspieler und Schauſpielerinnen gemein⸗ 
ſchaftlich, was indeſſen nach einiger Zeit und aus unbekannten Grün⸗ 
den verboten wurde. Auch in ſpäterer Zeit bewährten ſich viele Schau 
ſpielerinnen, wenn auch nicht in der großen Anzahl wie Schauſpieler, 
und beide bildeten dann ihre eigenen Geſellſchaften und ſpielten un⸗ 
abhängig voneinander. In einigen Geſellſchaften der Schauſpieler, 
gleich denen der älteren Zeiten des Weſtens, ſpielten einige von ihnen 
die Frauenrollen und bei den Frauengeſellſchaften mußten umgekehrt 
einige die Männerrollen übernehmen, was ſich beiderſeits mit be— 
wundernswerteſtem Erfolg vollzog. Gelegentlich ſpielten ſie auch auf 
derſelben Bühne gemeinſchaftlich, aber doch nur ſelten und ausnahms⸗ 
weiſe. Die Tendenz neigt indes zu einer Verſchmelzung der Inter- 
eſſen, und in abſehbarer Zeit dürfte man ſie wohl regelmäßiger in 
Gemeinſchaft ſpielen ſehen. 

Übrigens waren ſowohl die gewöhnlichen Bühnen wie die Mario⸗ 
netten nur für die unteren Klaſſen beabſichtigt und ungleich dem 
„No“ erfuhren ſie niemals die Gunſt der oberen Zehntauſend. Und 
erſt ganz kürzlich gelang es den hervorragenden Schauſpielern, ſich 
eine Stellung in der Geſellſchaft zu erobern. (Es mag hier geſtattet 
ſein, zu konſtatieren, daß in den Beſtrebungen, die Bühne auf eine 
höhere Stufe zu heben, und mit ihr die Schauſpieler, ich ſelbſt in 
die Lage gekommen bin, mich für ſie nützlich zu machen, indem ich 
nach meiner Rückkehr von England eine ausgebreitete Agitation für 
die Hebung und Reformierung der Bühne ins Leben rief.) So lagen 
die Dinge, und es darf nicht Wunder nehmen, daß ſich in früheren 
Tagen viel Vulgarität mit den Vorſtellungen auf der Bühne ver- 
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miſchte, ſowohl in den Marionetten, wie in den regulären Theatern 
und ſich auch in den „Joruri-bon“ ſelbſt vorfand. Wenn wir aber 
eine gute Auswahl aus den vielen Büchern dieſer Art treffen, ſo 
finden wir eine ganze Anzahl, die hohes literariſches Verdienſt auf⸗ 
weiſen und Teile, die von Männern und Frauen der beſten Geſell⸗ 
ſchaft vor jeder Zuhörerſchaft geſungen werden dürfen. Meine 
eigene Frau iſt eine ziemlich begabte Sängerin dieſer Art, und da ihr 
von Arzten erſten Ranges zunächſt der Geſang, d. h. die Übung ihrer 
Stimme im Intereſſe der Geſundheit angeordnet war, ſo wurden ihr 
dieſe Geſänge beſonders empfohlen. 

Im allgemeinen geſprochen, muß ich indes zugeben, daß noch viel 
Unziemliches in ihnen enthalten iſt, wie ich ſchon vorher bemerkte, 
aber ich muß dabei eine Bemerkung einſchalten, die den Leſern des 
Weſtens einige Verwunderung verurſachen dürfte. Ich möchte zum 
Ausdruck bringen, daß dieſe Dramenbücher, dieſe Bühnen- und Helden⸗ 
geſchichten, die dieſe hiſtoriſchen Werke der Dichtung enthalten, ein⸗ 
ſchließlich des „Gundan“, einen großen Anteil daran gehabt haben, 
das Japan von heute zu ſchaffen. Der Heldenmut unſerer Matroſen, 
die die Einfahrt von Port Arthur verrammeln, und unſerer Sol⸗ 
daten, die die Schlachten am Palu, bei Kinchau und Nanſhan ge⸗ 
ſchlagen, verdanken einen großen Teil ihrer Kraft jenen Dramen⸗ 
büchern, deren Einfluß auf die Japaner ein allgemeiner geworden iſt. 
Natürlich will ich nicht die Tatſache ignorieren, daß unſere ernſte Er⸗ 
ziehung und unſere Traditionen an der Kaiſertreue und dem Patrio⸗ 
tismus unſerer Soldaten ihren Anteil haben, aber nichtsdeſtoweniger 
darf und kann der Einfluß der dramatiſchen Literatur, der dramatiſchen 
Handlungen, die Erzählungen von Helden und Heldinnen nicht über⸗ 
ſehen werden. 

Und dafür gibt es eine Begründung. Die japaniſche Auffaſſung, 
daß jede Guttat ihren Lohn findet und alles Böſe ſeine Strafe 
erhält, hat auch in allen Büchern der Dichtung und in allen drama⸗ 
tiſchen Werken ihren Ausdruck gefunden. Ich bin mir vollkommen 
bewußt, daß dieſe Auffaſſung auf Widerſpruch ſtößt. Es wird be- 
hauptet, daß Werke der Dichtung äſthetiſch angeſehen werden ſollen. 
Folglich, ſobald nur der wirkliche Charakter und die wahre Natur 
geſchildert werden, ſo hören ſie auf, als Kunſtwerk zu gelten. Ich 
beanſpruche nicht, dieſe Anſichten zu bekämpfen, aber ich ſtelle feſt, 
daß man es in Japan anders anſieht. Es bleibt daher bei uns bei der 


vorausſichtlichen Belohnung oder Beſtrafung der erdichteten Charaktere, 
die die Bühne vorführt, und dieſe Darſtellungen vollziehen ſich ent⸗ 
weder auf der Bühne oder in Büchern bis zu ſolcher Vollendung, 
daß fie einen tiefgehenden Eindruck auf ihre Leſer oder Hörer aus- 
üben. Woraus auch immer der übrige Teil beſtehen mag, dieſe Be⸗ 
ſtandteile behalten die Oberhand in der Seele des Leſers und des 
Theaterbeſuchers. Die vorherrſchende Empfindung, die ſie erzeugt, iſt 
gewöhnlich eine außergewöhnliche Treue, wie ſie ein treuer Diener 
für ſeinen Herrn empfindet; eine große Kraft und Ausdauer, die 
man in der Ausführung einer gerechten Sache betätigt; ein ſchweres 
Leid, deſſen man ſich für einen Freund unterzieht; die Hingebung 
der Eltern und ihre Selbſtaufopferung oder ſolche des Weibes für 
ihren Gatten oder einer Mutter für ihren Sohn, um ſie zur Pflicht⸗ 
erfüllung für unſeren Herrn und Meiſter zu befähigen. Ich kann 
mich ſehr wohl erinnern, daß ich Tränen vergoſſen habe über eine 
Dichtung oder einen dramatiſchen Geſang, oder während einer dra- 
matiſchen Vorſtellung. Dieſe Eigentümlichkeit ſcheint der Bühne des 
Weſtens fremd zu ſein. Ich erinnere mich, daß vor vielen Jahren 
in London meine Augen feucht wurden beim Anblick eines Mannes 
auf der Bühne, den man als Gefangenen hinwegführte, der ſeinem 
teuerſten Freunde die Hand ſchüttelnd, der nebenbei im Verdacht 
ſtand, ſeine Verhaftung zu verſchulden, ihm im Abgehen ver- 
ſicherte, daß er ihn nie beargwöhnen und niemals verlaſſen würde, 
und damit den großen Eindruck von ritterlicher und moraliſcher Kraft 
bei ſeinen Hörern hinterließ. Aber darin beſtand auch meine einzige 
Erfahrung. 

Wenn ich etwas über Shakeſpeare ſage, ſo muß ich befürchten, 
daß man mich ſofort einer Anſtandsverletzung beſchuldigt, aber ge— 
ſagt muß es doch ſein, daß ſelbſt Shakeſpeares Dramen, von denen 
ich einige geleſen und andere dargeſtellt geſehen habe, niemals den 
Eindruck auf mich gemacht haben wie japaniſche. So oft wir auch 
die Theater des Weſtens beſuchen, ſo oft würdigen wir ihre Bühnen⸗ 
dekorationen, bewundern wir die glänzenden Bewegungen und die 
ſchönen Geſtalten der Schauſpieler und Schauſpielerinnen, und ſo weit 
wir es verſtehen, die überraſchende Eleganz und die kraftvolle Wieder- 
gabe des Dialoges, und wir unterhalten uns ſo gut, als wir hoffen 
durften, aber nach Hauſe kommend, war nichts in unſerer Seele 
haften geblieben, weder Anregung noch Begeiſterung! Derart iſt alſo 
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der Unterſchied zwiſchen unſerer und der dramatiſchen Kunſt weſtlicher 
Nationen. Sollten jemals die beſſeren unſerer dramatiſchen Werke 
bei den Völkern des Weſtens eine Würdigung finden, ſo würden wir 
uns höchſt geſchmeichelt fühlen. 

Ich muß nun aufhören, von der Tokugawa-Periode zu ſprechen 
und mich mit der Meiji⸗Ara befaſſen, in der wir jetzt leben. Das 
Eindringen europäiſcher Ideen verurſachte eine ſo große Veränderung 
aller Dinge bei uns, daß auch die Literatur neue Bahnen einſchlug. 
Ich kann mich indes nicht eingehend mit dieſem Gegenſtand befaſſen 
und will nur in aller Kürze einige Tatſachen anführen. Eine große 
Anzahl Romandichtungen ſind geſchrieben worden und werden noch 
geſchrieben. Ein Genie, wie ſolche während der Tokugawa⸗-Periode 
lebten, haben wir zwar noch nicht hervorgebracht, aber doch auf 
einigen Gebieten Fortſchritte gemacht. Während die Verfaſſer von 
Romanen in der Tokugawa-Periode keine große Bildung beſaßen, 
wie bereits erwähnt worden, zeichnen ſich die modernen Schriftſteller 
durch erforderliche Schulung und regelrechte Erziehung aus, und 
viele von ihnen erwarben Univerſitätsgrade und ſtudierten weſtliche 
Literatur. Wenn ihnen nur das Publikum größeres Intereſſe zu⸗ 
wenden wollte, ſo würde ihnen auch der Erfolg nicht fehlen. Ich 
möchte auch erwähnen, daß Theaterſtücke von den Männern der neuen 
Generation geſchrieben worden ſind, die aber vorläufig noch keinen 
Erfolg verzeichnen können. Die „Chiuſhingura“ (47 Rönin) oder die 
„Sendaihagi“ (Lespedeza bicolor von Sendai) der Tokugawa-Periode 
ſind von den Werken unſerer Tage noch nicht übertroffen worden. 


Dreiundzwanzigſtes Kapitel. 
Japaniſche Zeitungen. 


Von Mr. Zumoto, 
Redakteur der „Japan Times“. 


Will man den Grad des Fortſchrittes in der Ziviliſation eines 
Volkes ermitteln, ſo gibt es dafür wohl keinen zuverläſſigeren Maßſtab 
als ſeine Preſſe. In ihr ſpiegelt ſich getreu das Leben eines Volkes 
in allen ſeinen Beziehungen wider. Um die Preſſe mag es ſchlecht 
oder gut beſtellt ſein, aber viel ſchlechter oder viel beſſer als das 
Volk, unter dem ſie beſteht, kann ſie niemals ſein. 

Es gibt Männer und Frauen, die die Preſſe ihres Landes an- 
klagen oder doch einen Teil von ihr, und harte Worte über die armen 
Sklaven des Redaktionszimmers fallen laſſen, aber dabei ganz ver⸗ 
geſſen, daß fie ihnen beſtändig ſubſtantielle Unterſtützung und Auf- 
munterung gewähren, nicht allein durch das Kaufen ihrer Journale, 
ſondern auch dadurch, daß ſie an den verwerflichen Produktionen ihrer 
Feder die größte Freude haben. Und ſo iſt es am letzten Ende nicht 
der Redakteur, der die Preſſe macht, ſondern das Publikum. Ich 
ſage dies nicht zur Verteidigung der gelben Preſſe, denn wir haben 
ihrer genug und können etwas davon entbehren, aber ich behaupte da— 
mit, daß die Preſſe eines jeden Landes das beſte und ſicherſte Zeichen 
bietet für den Fortſchritt ſeines Volkes auf der Bahn der Kultur, ſeiner 
Sitten und all der anderen Dinge, die gemeinſchaftlich das Produkt 
ergeben, das wir Ziviliſation nennen. 

In Japan iſt die Preſſe in Gutem und Böſem zu einer Macht 
herangewachſen und hat ſich in Wirklichkeit zum vierten Stand aufge⸗ 
ſchwungen. Sein Perſonenbeſtand umfaßte und beſteht noch jetzt 
aus den intelligenteſten Männern, und verſchiedene Staatsminiſter, 
wie viele unſerer leitenden Politiker, ſchöpften ihre erſten Erfahrungen 
aus der Preſſe. Man darf ſogar behaupten, daß die Preſſe in Japan 
die Pflanzſchule für Staatsmänner geworden iſt. 
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Der Urſprung des Zeitungsweſens in Japan iſt frühen Datums. 
Die Chineſen rühmen ſich des Beſitztums der älteſten Zeitung der 
Welt, da ihre „Metropolitan-Zeitung“ (die Kin-Pao), die jetzt 
noch in Peking erſcheint, ein Alter von vierhundert Jahren hat. Wenn 
wir nun auch nicht eine ähnliche Auszeichnung beanſpruchen dürfen, 
ſo brauchen wir uns doch nicht der Geſchichte unſerer Journaliſtik 
zu ſchämen, da wir fie bis auf den Anfang des ſiebzehnten Jahr- 
hunderts zurückführen können. Lange Zeit, bevor ſich unſere ver⸗ 
ſchloſſenen Tore den ungeduldigen Nationen des Weſtens öffneten, 
kannten unſere Vorfahren das Medium, das fie mit den laufenden Er⸗ 
eigniſſen und Neuigkeiten in Berührung brachte. Die Zeitungsblätter 
jener Tage waren in ſehr primitiver Verfaſſung, da fie auf haſtig her⸗ 
geſtellten Holzblöcken für eine jede Ausgabe gedruckt wurden. Sie ent⸗ 
hielten armſelige Neuigkeiten, ungeſchickt in ihrer Form, und er- 
ſchienen ganz unregelmäßig. Auch gab es für ſie keinen beſtimmten 
Herausgeber, denn jeder konnte derartige Blätter zu jeder Zeit, die 
ihm beliebte, veröffentlichen. Dieſe Blätter nannte man Yomiuri, 
was „durch Hauſieren verkauft“ bedeutet. 

Die älteſten ſolcher Blätter, die ſich in den Archiven einiger 
unſerer fürſtlichen Familien erhalten haben, tragen das Datum aus 
den Anfängen des ſiebzehnten Jahrhunderts und enthalten ſehr leben⸗ 
dige Schilderungen der tragiſchen Szenen vom Fall des berühmten 
Schloſſes Oſaka, ein Krieg, der die endgültige Gründung der 
Schogunats⸗Dynaſtie von Tokugawa vollendete. Es iſt ſogar ſehr 
wahrſcheinlich, daß ſchon vor dieſer Zeit etwas beſtand, was dem 
„Yomiuri“ entſprach, aber die Geſchichte hat uns nichts mehr davon 
überliefert. Wir beſitzen daher auch keinen ſtichhaltigen Grund, den 
Urſprung unſerer Journaliſtik noch weiter zurückzulegen, als bis zum 
Anfang des ſiebzehnten Jahrhunderts, und das iſt als ein genügender 
Zeitraum für eine verhältnismäßig ſo junge Nation wie Japan. 

Dieſe erſten Zeitungsblätter machten ſelbſt auf der Höhe ihrer 
Blüte niemals den Verſuch, erzieheriſch auf ihre Leſer zu wirken, 
ſondern begnügten ſich, ihnen Neuigkeiten zuzutragen. Ihr Beiſpiel 
dürfte ſich auch heute noch den Redakteuren zur Befriedigung ihrer 
Leſer als nachahmungswert empfehlen. Selbſt in jenen frühen Zeiten 
gab es ſchon eine Konkurrenz für das Einſammeln von Neuigkeiten, 
und die voreilige „Neuigkeits⸗Antizipation“ führte zu unwahren Nach- 
richten. Aber ſchon in jenen erſten Zeitungsbureaus verlor man keine 
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Zeit, die Neuigkeiten von großem Intereſſe ſofort auf die Straße zu 
tragen. Wohlbekannt iſt die Erzählung von dem unſterblichen Ruhm 
der 47 Rönin von Ako, denen es nach den ſchwerſten und heldenhafte⸗ 
ſten Kämpfen endlich gelang, den Tod ihres geliebten Herrn zu An⸗ 
fang des Jahres 1703 zu rächen. Die Geſchichte verzeichnet die Tat⸗ 
ſache, daß bei dieſer Gelegenheit eine vollſtändige gedruckte Beſchrei⸗ 
bung nach wenigen Stunden in den Straßen von Yedo feilgeboten 
wurde. Wenn man die mangelhaften Verkehrsmittel und die pri⸗ 
mitiven Einrichtungen für die Beſchaffung von Neuigkeiten in Betracht 
zieht, ſo ſpricht dieſe kühne Tat ſehr für den Unternehmungsgeiſt und 
die Schneidigkeit der armen, ſo ſehr verſchrieenen Neuigkeitslieferanten 
jener Tage. 

Dieſe erſten Zeitungsblätter kamen indes nur in den großen 
Städten zur Veröffentlichung, wie etwa in Yedo (Tokyo), Oſaka 
und Kyoto. Leute, die nicht ſo glücklich waren, ſolche Städte zu be⸗ 
wohnen, mußten auf ihre Neuigkeiten warten, bis ihre Freunde ihnen 
die Blätter ſchicken konnten. Es beſtand damals ein Poſtſyſtem, das 
raſch funktionieren konnte, ſobald die öffentliche Notwendigkeit vorlag. 
Durch Vermittlung von ſchnellfüßigen Boten, die einander ablöſten 
und auf kurze Diſtanzen verteilt waren, gelangten Poſtbeutel in 
24 Stunden über eine Entfernung von 200 engliſchen Meilen an 
ihren Beſtimmungsort. 

In Japan war die Buchdruckerkunſt über 500 Jahre vor der Re⸗ 
ſtauration bekannt, und zu jener Zeit gab es Tauſende von Büchern, 
die mit beweglichen Typen gedruckt waren. Natürlich waren dieſe 
Typen ſehr unvollkommen, und da dieſelben das künſtleriſche Emp⸗ 
finden des Volkes verletzten, ſo konnten ſie auch nicht allzu populär 
werden. 

Außer den „Vomiuri“-Veröffentlichungen, die von Privaten 
ausgingen, veröffentlichte auch noch die Feudalregierung von Toku⸗ 
gawa ein Amtsblatt, betitelt „Goſata-Juki“, das an Beamte und 
einige Privilegierte zur Verteilung kam. Es erſchien täglich mit 
Ausnahme der Feſttage und war daher mehr eine moderne Zei— 
tung als die „Vomiuri“. Aber fein Inhalt umfaßte nur Beamten- 
ernennungen, Anzeigen und Hofneuigkeiten. Feſtzuſtellen, um welche 
Zeit es ins Leben trat, ſcheint unmöglich, aber man ſagt, daß es ſo 
ziemlich von demſelben Alter iſt wie die Dynaſtie, unter der es blühte. 
Es war der Vorgänger der Zeitung „Dajo-Kwan-Niſſhi', die ſo— 
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fort nach der Rückerſtattung der politiſchen Macht an den Kaiſerlichen 
Hof vor 35 Jahren veröffentlicht wurde, und deſſen Nachfolger die 
heutige „Offizielle Zeitung“ geworden iſt. 

Nach Erſchließung des Landes für den Verkehr mit dem Ausland 
und während der letzten Jahre der Schogunats-Regierung entſtanden 
ungefähr 30 Zeitungen oder periodiſche Blätter in Yedo und Poko⸗ 
hama, von denen einige von Japanern in Gemeinſchaft mit anſäſſigen 
Fremden gegründet wurden, die Mehrzahl aber unter ausſchließlich 
japaniſcher Leitung ſtand. 

Vor 35 Jahren entſtand das erſte Zeitungsblatt, dieſes Namens 
würdig, unter dem Titel „Chugai-Shimbun“ in Tokyo, und zwar 
im erſten Jahre unſerer jetzigen Regierung. Es beſtand in einer 
wöchentlichen Zeitſchrift und wurde zu Anfang noch von Holzblöcken 
gedruckt, die ſich dann ſpäter in bewegliche Typen verwandelten. Dieſe 
Zeitung wurde von Shunzo Yanagawa, einem ſehr bekannten Ge⸗ 
lehrten jener Tage, redigiert, unterſtützt von einigen hervorragenden 
Schriftſtellern, zu denen auch Baron Kanda zählte. Ungleich dem 
„Yomiuri“ begnügte es ſich indeſſen nicht mit der Rolle, einfach 
Neuigkeiten zu regiſtrieren, ſondern druckte auch Leitartikel über vor⸗ 
kommende Ereigniſſe. Sein zehn Seiten langer Inhalt befaßte ſich 
aber immerhin noch mit großen Gemeinplätzen im Vergleich zu den 
Tagesblättern, die heute in Japan zirkulieren. 

Die Geſchäftsleitung der japaniſchen Zeitungen kann aber kaum 
wie die heutige geweſen ſein, wenn wir nach folgender Notiz, die in 
einer von ihnen erſchienen iſt, urteilen ſollen: 

„Die Redaktion bringt mit Genugtuung die wachſende Proſpe⸗ 
rität ihres Unternehmens zur Kenntnis und meldet ihren Abon⸗ 
nenten, daß, mit Rückſicht auf ihre vermehrte Arbeit und Mühe, 
die durch die größere Verbreitung entſtanden, ſie ihre gütigen 
Abonennten erſucht, ihr freundlichſt die Mühe des Zuſendens 
des Blattes zu erſparen, dadurch, daß ſie ſich es ſelbſt abholen 
laſſen.“ 

Dann kam die Zeit, in der die erſten Tagesblätter moderner 
Art in Japan zur Veröffentlichung kamen. Im Jahre 1871 kam der 
„Mainichi“ zuerſt in Yokohama heraus und ſiedelte bald nach Tokyo 
über, wo er noch heute eine ehrenwerte Stellung einnimmt. Dieſes 
Unternehmen fand bald Nachfolger in einer Anzahl täglicher Blätter 
in Tokyo, von denen einige jetzt ſehr angeſehen ſind. Unter ihnen 
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befinden ſich „Nichi-Nichi“, „Hochi“, „Nippon“ und „Yomiuri 
Shimbun“. Im Jahre 1872 gab ein Engländer, namens 
Black, der der neuen Kaiſerlichen Regierung beſondere Dienſte ge⸗ 
leiſtet hatte, eine Tageszeitung in japaniſcher Sprache heraus. Er 
ſelbſt, ein vollkommener Beherrſcher der Sprache, leiſtete durch ſein 
Blatt, „Niffhin-Shinji-Shi”, Großes zur Entwicklung des Bei- 
tungsweſens in Japan. Obgleich das Beſtehen von Blacks Zeitung nur 
von ſehr kurzer Dauer war, ſo erfüllte ſie doch ihre Miſſion. Von dieſer 
Periode ab entwickelte ſich das Wachstum und die Verbeſſerung der 
japaniſchen Preſſe ſchnell und ſtetig bis auf den heutigen Tag; es 
dürfte kaum eine Stadt mit über 10000 Einwohnern geben, in der 
nicht zwei oder mehr Zeitungen erſcheinen. Im Jahre 1899 erreichte 
die Anzahl der Tageszeitungen und periodiſchen Journale die Höhe 
von 978, wovon nur die Hälfte den politiſchen Angelegenheiten und 
Neuigkeiten gewidmet waren und die übrigen ſich mit Religion, Lite⸗ 
ratur und Wiſſenſchaften beſchäftigten. 

Tokyo bildet ſelbſtverſtändlich den Hauptmittelpunkt japaniſcher 
Journaliſtik, und es erſcheinen dort zwiſchen dreißig und vierzig ver— 
ſchiedene tägliche Zeitungen. Von dieſen gelten als die bedeutendſten 
„Jiji“, „Nichi-Nichi“, „Kokumin“, „Mainchi“, „Yomiuri“, 
„Chugai-Shogyo“ und „Nippon“. Dieſe Zeitungen enthalten 
auf acht bis ſechzehn Seiten redaktionelle Leitartikel, allgemeine Neuig⸗ 
keiten, Vermiſchte Nachrichten und Novellen. Dieſe leitenden Blätter 
beſitzen großen politiſchen Einfluß, und aus ihrem Stab ſind viele 
der bedeutendſten Politiker hervorgegangen. 

Die Bevölkerung von Tokyo, ähnlich der von Paris, gibt den 
Nachrichten über Ereigniſſe ihrer eigenen Stadt den Vorzug vor 
allen Neuigkeiten der Außenwelt. Sie empfindet eine gründliche Miß⸗ 
achtung gegen Provinzialangelegenheiten, und, obgleich fie Tele- 
gramme von Oſaka und anderen großen Städten veröffentlichen, ſo 
geſchieht das in einer oberflächlichen Weiſe. Die größte Energie 
widmen die Tokyoer Tageszeitungen den Neuigkeiten der Stadt, die 
wegen ihrer Anziehungskraft unerläßlich ſind. Beinahe ebenſolches 
Intereſſe haben in Fortſetzungen publizierte Novellen, zuweilen auch 
ſolche aus dem Engliſchen oder Franzöſiſchen. 

Früher beſtand der Glaube, man könne Zeitungen in zwei Klaſſen 
teilen, in große und kleine Blätter. Dieſe Teilung bezog ſich mehr 
auf den Inhalt als auf ihre Größe. Man hielt es der großen Bei- 
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tungen für unwürdig, perſönliche Neuigkeiten oder Polizeiberichte zu 
bringen, und ſie betrachteten politiſche Nachrichten als ihren bedeu⸗ 
tendſten Unterhaltungsſtoff. Die „Jiji“, „Nichi-Nichi“ und „Ko⸗ 
kumin“ galten als große Zeitungen, während „YVorodzu“ und 
„Miyako“ und ſpäter die jüngſt unterdrückte „Niroku“ zu den 
kleinen Blättern zählten. Der Erfolg dieſer kleinen Blätter belehrte 
endlich die großen Kolleginnen, daß Mitteilungen von allgemein 
menſchlichem Intereſſe ſehr wertvolles Material abgäben, und ſie fingen 
an, polizeiliche Nachrichten aufzunehmen. Die jetzigen kleinen Blätter 
ſtellen die gelbe Preſſe von Japan dar, die, wie es ſcheint, in 
jedem Lande eine Stätte findet. 

Dieſe gelbe Preſſe zählt unter ihren Blättern ſolche mit bedeu⸗ 
tender Verbreitung, und ſie erfreuen ſich unzweifelhaft des beſten 
Gedeihens. Viele Leute geben ſich den Anſchein, dieſe Zeitungen 
zu verdammen, und ich glaube, daß auch einige von ihnen konſequent 
bleiben, aber man darf behaupten, daß die meiſten von ihnen weniger 
konſequent ſind, denn ſie erhalten ſich mit dem Inhalt dieſer Zei⸗ 
tungen auf dem laufenden. 

Einem böswilligen Gerücht zufolge leſen die Männer ſie jeden 
Morgen auf dem Weg nach ihrem Geſchäft, ihre Frauen ſtudieren ſie 
während ihrer Abweſenheit, und ein drittes Exemplar findet ſeinen 
Weg in die Geſindeſtuben. Man muß übrigens nicht vorausſetzen, 
daß wir dieſe Senſationspreſſe ernſthaft nehmen, denn, wenn wir 
uns auch über ihre perſönlichen Notizen und Skandale beluſtigen, ſo 
legen wir dem Inhalt ihrer Spalten keine Wichtigkeit bei, und wenn 
wir unſeren Namen in einem zweifelhaften Licht erſcheinen ſehen, ſo 
laſſen wir die Sache auf ſich beruhen und nehmen nicht die geringſte 
Notiz davon. Gebärden ſich dieſe Blätter aber ſo anmaßend, ſich 
in ernſthafte Staatsfragen zu miſchen, ſo wirkt die Zurückweiſung noch 
verblüffender. Ich erlaube mir, hier eine charakteriſtiſche Geſchichte 
zur Sache einzuflechten. Während die Unterhandlungen über das 
engliſch-japaniſche Bündnis im Gange waren, und niemand in Tokyo 
außer der Regierung auch nur die geringſte Ahnung von der Sache 
hatte, kam eines der gelbſten der Journale letzten Dezember oder 
Januar mit einer Meldung mit fettgedruckter Überſchrift heraus, daß 
Verhandlungen zwiſchen London und Tokyo über den Abſchluß eines 
Bündniſſes zwiſchen beiden Ländern im Gange ſeien. Natürlich glaub⸗ 
ten die Leiter des Blattes, eine mächtige Senſation damit im Lande 
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zu erregen, wenn nicht gar in der Welt. Aber ihre Selbſtbeweih⸗ 
räucherung war ganz zwecklos, denn dank ihres bekannten Rufes 
blieb ihre Mitteilung, die diesmal wirklich ein ungewöhnlicher Streich 
war, ohne die geringſte Beachtung. 

Mit Rückſicht auf ihre Verbreitung ſtehen unſere Zeitungen weit 
hinter ihren europäiſchen Zeitgenoſſen zurück. Die Senſationsblätter, 
ähnlich wie in allen anderen Ländern, haben ſtärkeren Abſatz als 
ihre gemäßigten, ehrbaren Nachbarn. Von dieſen Journalen hat 
„Niroku“, deren Auflage die höchſte iſt, etwa eine Verbreitung von 
150000 Exemplaren pro Tag, während „Yorodzu“ ſeit der Unter⸗ 
drückung der „Miroku“, das populärſte dieſer Art, wahrſcheinlich 
120000 jeden Morgen ausgibt. Alle anderen dürften dann dieſen weit 
nachſtehen. Sehr wenige Zeitungen der beſſeren Klaſſe, mit nur zwei 
Ausnahmen, bringen es höchſtens auf mehr als 30 000. Ich 
glaube nicht, daß der Durchſchnitt höher als auf 10—15 000 zu 
veranſchlagen iſt. Die Ausnahme, die ich erwähnte, betrifft die beiden 
leitenden Journale von Oſaka, von denen das eine etwa eine Ver⸗ 
breitung von 150000 und das zweite etwas mehr als 100000 Exem⸗ 
plaren täglich haben dürfte. Ihr politiſcher Einfluß indes ſteht weit 
hinter dem der Tokyoer Zeitungen. Dagegen nehmen ſie vom ge⸗ 
ſchäftlichen Geſichtspunkte aus die erſte Stellung in der geſamten ja⸗ 
paniſchen Preſſe ein; in erſter Linie durch ihre tüchtige Leitung, 
dann aber hauptſächlich durch die vorzüglichen Erleichterungen infolge 
der geographiſchen Lage und der alten Handelsverbindungen Oſakas, 
im beſtbevölkerten und entwickelten Teile des Reiches. 

Es ſind in Tokyo acht Zeitungsagenturen errichtet, ähnlich denen 
die in London heutzutage beſtehen, und deren Geſchäft es iſt, die Zei⸗ 
tungen mit Neuigkeiten zu verſorgen. Dieſe Agenturen erweiſen ſich 
ſo dienſtbefliſſen, daß es in Tokyo möglich wurde, eine Zeitung ohne 
jedes redaktionelle Perſonal und ohne Berichterſtatter zu begründen, 
die ſich einzig und allein mit den Korreſpondenzen der Agenturen be- 
helfen konnte. Dieſe Agenturennachrichten finden ſich hauptſächlich 
in den großen Journalen, da die Blätter der gelben Preſſe keinen 
Raum für fie erübrigen können. So z. B. füllt der „Yorodzu“ im 
ganzen vier Seiten, von denen die letzte mit Annoncen angefüllt iſt. 
Die erſte Seite enthält etwas Redaktionelles, Gedichte und die Fort- 
ſetzung einer Novelle und dazwiſchen auch einige Anzeigen. Die zweite 
ſetzt ſich aus finanziellen, wirtſchaftlichen und politiſchen Nachrichten 
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zuſammen. Die dritte Seite endlich iſt gefüllt mit intereſſanten, flott 
geſchriebenen Artikeln über menſchlich intereſſante Themen, die mei⸗ 
ſtens aus den Gerichtsſälen geſammelt ſind. So verdanken die Zei- 
tungsleſer von Japan der „Yorodzu“ die erſte Einführung von 
Alexander Dumas, zur größten Verzweiflung der übrigen gelben 
Preſſe, die nichts ähnlich Anziehendes finden konnte. Aber obgleich 
die gelben Journale einen großen Abſatz finden, ſo iſt doch ihre 
Wirkung ſehr gering, außer bei den unteren Klaſſen. Die Aufgabe, 
die öffentliche Meinung zu beeinfluſſen, bleibt doch nur den großen 
Zeitungen überlaſſen. Wie ſchon hervorgehoben worden iſt, gingen 
viele unſerer Staatsmänner und führende Politiker vom Trainier⸗ 
boden der Zeitungsbureaus zum amtlichen und parlamentariſchen Be⸗ 
ruf über. Mr. Yukyn Oſaki, Exminiſter für Erziehung und jetziger 
Führer der konſtitutionellen Partei im Hauſe der Abgeordneten, war 
viele Jahre als Journaliſt tätig; dasſelbe gilt für Baron Suyematſu, 
der viele wichtige Poſten im Kabinett Ito bekleidete. Mr. Hara, ein 
begabter Staatsmann der jüngeren Schule und früherer Redakteur 
des „Oſaka Mainichi“, betätigte ſich als Verkehrsminiſter in Mar⸗ 
quis Itos letzter Adminiſtration, und Mr. Inukai, der als Präſident 
des Erziehungsdepartements in Graf Okumas letztem Miniſterium 
fungierte, begründete ſeinen Namen als Journaliſt. Der jetzige Chef⸗ 
redakteur der „Hochi“, Mr. Minoura, verſah das Amt eines Vize- 
verkehrsminiſters und Mr. Komatſubara von der „Oſaka-Mai⸗ 
nichi“ darf als hervorragender Vizeminiſter des Innern in Mar⸗ 
quis Pamagatos Kabinett bezeichnet werden. Außer den genannten 
gibt es noch viele ebenſo bedeutende Politiker, die in der Schule der 
Journaliſtik ihre erſten Sporen verdienten. Als ſolche dürfte man 
hervorheben: Mr. Tokutomi von der „Kokumin“, Mr. Aſakina von 
der „Nichi⸗Nichi“, Mr. Kuga von der „Nippon“, Mr. Shimada 
von der „Mainichi“ und Mr. Oska von der „Chuo“. 

Hochgeachtet und geehrt aber in der Geſchichte Japans muß das 
Andenken Fukuzawas für alle Zeiten bleiben, der der Begründer 
und Verleger des „Jiji“ geweſen iſt. Er hat mehr als irgend ein 
anderer dazu beigetragen, die Preſſe Japans auf ihr jetziges hohes 
Niveau zu bringen, von dem aus ſie eine Autorität ausübt, die gleich⸗ 
wertig mit der Intelligenz iſt, von der ſie geleitet wird. 

Das Zeitungsweſen von Japan ſteht unter der Kontrolle des 
Preſſegeſetzes, das indeſſen ihrer Tätigkeit keinerlei Hinderniſſe in 
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den Weg legt. Ich darf mit Sicherheit behaupten, daß es im prak⸗ 
tiſchen Sinne ebenſo liberal iſt als in irgend einem anderen Lande⸗ 
Von einem Jahresende zum anderen kritiſieren die Zeitungen in 
freieſter Weiſe die politiſchen Aktionen der Regierung, ohne irgend eine 
offizielle Einmiſchung befürchten zu müſſen. Die eine wirkliche Be⸗ 
ſchränkung der Preßfreiheit bezieht ſich auf die Verbreitung von 
Staats- und militäriſchen Geheimniſſen in ereignisreichen Zeiten. 
Ehe jedoch eine ſolche Beſchränkung in Tätigkeit tritt, erfolgt eine 
Notiz an die Preſſe, um der Gefahr vorzubeugen, daß ein wohlden⸗ 
kender und patriotiſcher Redakteur ohne fein Wiſſen dem Geſetz 
verfallen könnte. 

Auch Journaliſtinnen treten jetzt in Japan in den Vordergrund 
und dürften in den Stäben vieler Journale angetroffen werden. Nach 
der Anſicht eines leitenden japaniſchen Redakteurs eignen ſich dieſe 
jungen Damen ausgezeichnet zu Verfaſſerinnen von Artikeln über 
ſoziale Verhältniſſe und zu Interviewers. Es bleibt jedoch, nach 
meiner Auffaſſung, noch immer eine offene Frage, ob die Damen, die 
zur Journaliſtik übergehen, dieſen entſcheidenden Schritt nicht ſpäter 
doch bereuen. 

Die japaniſchen Zeitungen haben eine ſtetige Ermunterung aus 
ihrer tiefemfundenen Freundſchaft und Bewunderung für die eng⸗ 
liſche Nation geſchöpft, einem Gefühl, das bei jeder wichtigen Gelegen⸗ 
heit einen unverhohlenen Ausdruck gefunden hat. In ihren Be- 
ſtrebungen, das Volk zu leiten und politiſch zu erziehen, in kommer⸗ 
zieller Entwicklung wie in nationaler Ausdehnung, wies die japa⸗ 
niſche Preſſe unveränderlich auf Großbritannien als auf ein Vor⸗ 
bild und Beiſpiel hin. Von zehn japaniſchen Redakteuren befanden und 
befinden ſich noch immer neun auf der Suche nach wertvollen Schätzen 
der engliſchen Literatur, nach Erleuchtung und Belehrung für die 
Ausübung ihres täglichen Berufes. Und es iſt wiederum die engliſche 
Journaliſtik mit ihrer einzig daſtehenden Tradition, die der beſſere 
Teil der japaniſchen Preſſe ſich ſtets vor Augen hält in ſeinem be⸗ 
ſcheidenen Beſtreben, ein würdiger Faktor in der Hebung feiner ge- 
liebten Landsleute zu ſein. 

Die Zukunft, der die japaniſche Preſſe entgegenſieht, erſcheint 
lichter, und ſo lange ſie auf ihrem Pfade des Fortſchrittes verharrt, 
muß ſie auch an Macht gewinnen als die Führerin des Volkes von 
Japan. 


Vierundzwanzigſtes Kapitel. 
Poſt, Telegraph und Telephon. 


Vom General⸗Direktor des Poft- und Telegraphen⸗Amtes. 


I. Der Poftdienft. 


Eine poſtaliſche Einrichtung nach europäiſchem Syſtem wurde 
im März 1871 durch die Begründung einer Briefpoſtverbindung 
zwiſchen Tokyo, Kyoto, Oſaka und Yokohama eingeführt. Vorher be- 
ſtand ſchon längere Zeit eine ziemlich regelmäßige Beförderung offi⸗ 
zieller Korreſpondenzen; dagegen fand eine Beförderung von Privat- 
briefen nur durch ſtädtiſche Boten ſtatt, und dieſes Syſtem hatte ſich 
ſeit dem 16. Jahrhundert weiter entwickelt (Periode des Kambun). 

Im Jahre 1871 erſchienen die erſten Poſtwertzeichen, und Poſt⸗ 
regulative traten ins Leben. Die Ausführung dieſer Verordnungen 
und der Verkauf von Poſtmarken wurde den Departementsgouver⸗ 
neuren übertragen. Nachdem das Syſtem ſich als genügend arbeits- 
fähig erwieſen hatte, konnte an eine Ausdehnung der poſtaliſchen 
Route nach Kobe, Nagaſaki, Nigata, Hakodate und anderen Plätzen 
gedacht werden. Das amtliche Journal, Zeitungen, Bücher und 
Warenmuſter wurden mit der Briefpoſt befördert, und bis 1872 
dehnte ſich der Briefpoſtverkehr über alle Städte des Reiches aus. 
Noch waren die Koſten nicht einheitlich, ſondern wurden je nach den 
Entfernungen berechnet. Außerdem beſtand eine Verſchiedenheit der 
Porti für Beförderungen in derſelben Stadt und ferner für Poſtſen⸗ 
dungen außerhalb dieſes Umkreiſes und ſolcher, die von den lokalen 
Behörden in den Grenzen eines beſtimmten adminiſtrativen Bezirkes 
zur Verteilung gelangen ſollten. 

Zur Überwindung der Unbequemlichkeiten der ungleichen Poſt⸗ 
gebühren trat im Jahre 1873 endlich ein neuer Tarif in Kraft, ohne 
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Rückſicht auf Entfernungen, mit Ausnahme gewiſſer Sendungen, die 
einer beſonderen Taxe unterlagen. Denn mit dieſem Jahre endete 
die Briefbeförderung als Privatunternehmen und ging als Monopol 
in die Hände des Staates über. Poſtkarten ſowohl wie geſtempelte 
Briefumſchläge und Streifbänder gelangten zur Ausgabe, zur großen 
Erleichterung des Verkehrs; kurz, der Poſtverkehr erhielt eine be— 
friedigende Organiſation. 

Eine Konvention, den Austauſch von Telegrammen betreffend, 
vollzog ſich mit den Vereinigten Staaten von Amerika im Jahre 
1874 und kam im darauffolgenden Jahre zur Ausführung. 

Die Regierung, beſtrebt, das poſtaliſche Syſtem über Japan 
hinaus weiter zu entwickeln, begründete 1875 eine Poſtdampferver⸗ 
bindung zwiſchen Japan und Schanghai und den benachbarten chine⸗ 
ſiſchen Häfen. Im Jahre 1876 wurden japaniſche Poſtämter in China 
und Korea errichtet. 

Im Jahre 1877 trat die Regierung dem Weltpoſtverein bei, 
und dieſer Anſchluß verſchaffte Japan eine bedeutſame Erleichterung 
in ſeiner Verbindung mit fremden Ländern. 

Im Jahre 1878 unterzeichneten die japaniſchen Delegierten auf 
dem Weltpoſtkongreß zu Paris die Konvention zu dem dort feſt— 
geſetzten Vertrage, der im April des folgenden Jahres in Kraft trat. 

Ein Übereinkommen, den Austauſch von Poſtpaketen betreffend, 
wurde 1879 mit der Poſtverwaltung in Hongkong getroffen und im 
darauffolgenden Jahre ausgeführt. 

Im Jahre 1882 wurden in allen Teilen des Reiches Poſtverbin⸗ 
dungen hergeſtellt, und die Poſtämter vermehrten ſich ſehr erheblich. 
Trotz mehrfacher Abänderungen erwieſen ſich die Poſtregulative als 
ungeeignet, den veränderten Verhältniſſen zu genügen und an ihre 
Stelle trat daher noch in demſelben Jahr ein neues Poſtgeſetz, das 
alle Extragebühren beſeitigte und durch einen Einheitstarif erſetzte. 

Im Jahre 1883 vereinfachte die Poſtverwaltung die Kontrolle 
über die lokalen Amter, um dadurch die Ausdehnung des Poſtweſens 
zu erleichtern. Das geſamte Reich wurde in einzelne Poſtbezirke 
geteilt, und in jedem einzelnen etablierte ſich ein Zweig der Zentral- 
poſtverwaltung, dem man die Kontrolle über das Lokalamt überwies, 
das früher dem Departement des Gouverneurs unterſtellt war. 

Im Jahre 1885 kamen Poſtkarten mit Rückantwort zur Ausgabe, 
und in demſelben Jahre unterzeichneten unſere Delegierten zum Poſt⸗ 
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kongreß in Liſſabon die in dieſem Kongreß beſchloſſene Ergänzungs⸗ 
konvention, die im April des folgenden Jahres wirkſam wurde. 

Im Jahre 1886 erfolgte mit der Abſicht, die Überficht des Dienſtes 
zu verbeſſern, eine abermalige Veränderung, und die Poſtbezirke 
verwandelten ſich in Direktorialabteilungen, denen die Verwaltung 
aller in der Nachbarſchaft befindlichen Poſtämter unterſtanden. 

Die Vereinigung der Poſt⸗ und Telegraphenämter ſtellte ſich eben⸗ 
falls als vorteilhaft für die Erweiterung des Syſtems heraus und, 
da ſich dies außerdem aus wirtſchaftlichen Gründen empfahl, jo wur- 
den allmählich ſämtliche Poſt⸗ und Telegraphenämter vereinigt. 

Im Jahre 1889 übertrug man die Verwaltungspflichten aus⸗ 
ſchließlich auf Poſt⸗ und Telegraphenämter erſter Ordnung, und die 
Direktorialabteilungen wurden wieder aufgehoben. In demſelben 
Jahre fand eine Reviſion der Poſtgeſetze ſtatt, in der Abſicht, alle 
periodiſchen Zeitſchriften, die der dritten Klaſſe angehören, um die 
Hälfte ihres Portos herabzuſetzen, das Gewicht der Maximalgrenze 
für Bücher und Zeitungen, Pläne und Warenmuſter zu erhöhen und 
der vierten Kategorie einzuverleiben, dieſer auch die Muſterſendungen 
von Pflanzenſamen einzureihen, und das Porto dieſer ganzen State- 
gorie zu vermindern. 

Im Jahre 1890 fand eine Vereinbarung mit Kanada, den Aus⸗ 
tauſch von Poſtpaketen betreffend, ſtatt, die noch im gleichen Jahre 
in Tätigkeit trat. 

Auf dem Univerſal-Poſtkongreß in Wien unterzeichneten die ja⸗ 
paniſchen Delegierten die dort getroffenen Vereinbarungen, deren Be- 
ſtimmungen dann im Juli des folgenden Jahres zur Ausführung ge- 
langten. 

Der heimiſche Paketpoſtdienſt, der für mehrere Jahre ein Gegen- 
ſtand beſonderer Beachtung geweſen war, wurde im Jahre 1892 ein- 
geführt. Dieſe Neuerung, ſo außerordentlich vorteilhaft für Handel 
und Induſtrie, brachte eine große Erleichterung im Verkehr mit Ar⸗ 
tikeln kleineren Umfanges. Das Porto für dieſe war indeſſen noch 
nicht einheitlich, ſondern richtete ſich nach dem Gewicht und der zu 
durchlaufenden Entfernung. Das Extraporto für die Beförderung von 
Paketen außerhalb der Städte wurde bald beſeitigt. 

Die Beſtimmungen für den militäriſchen Poſtdienſt kamen im 
Jahre 1894, zur Zeit der Expedition unſerer Truppen nach Korea, zur 
Einführung. Dieſe Beſtimmungen beſchäftigten ſich mit der Behand- 
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lung der Korreſpondenzen, die von unſerem Militär, den Matroſen, 
oder von Perſonen, die mit dieſen in Verbindung ſtanden, nach Japan 
befördert werden ſollten, wenn dieſe in Kriegszeiten oder in anderen 
Fällen ſich in fremden Ländern aufhielten. Dieſe Korreſpondenz 
wurde portofrei befördert. 

Einige Monate ſpäter, als der Krieg gegen China erklärt war, 
machte ſich die Notwendigkeit eines Feldpoſtdienſtes fühlbar, und Feld⸗ 
poſtämter für die Korreſpondenz der nach China entſandten Mann⸗ 
ſchaften wurden errichtet. Dieſe erhielten die Befugnis, Poſtſachen zu 
verſenden, Poſtanweiſungen auszuſtellen und Sparbankdepoſiten an⸗ 
zunehmen. 

Formoſa verwandelte ſich in eine japaniſche Beſitzung, kraft der 
Friedensverhandlungen mit China 1895, und unſer Syſtem der Poſt 
wurde dort im Jahre 1896 organiſiert. 

Um den Verkehr in landwirtſchaftlichen Sämereien zu fördern, 
wurde 1895 das Porto hierfür nochmals um die Hälfte verringert 
und in die neueingerichtete fünfte Kategorie der Poſtſendungen ver- 
wieſen. 

Im Jahre 1896 wurde, wie ſchon erwähnt, das Extraporto für 
Pakete außerhalb des Umkreiſes der Städte aufgehoben und die 
Zonengrenzen bedeutend erweitert, ohne daß ſich das Porto dafür 
erhöhte; zu gleicher Zeit wurde ein Maximalgewicht für Pakete 
feſtgeſetzt. In dieſes Jahr fällt auch die Errichtung von japaniſchen 
Poſtämtern in Suchow, in Hangchow, in Schaſchi (China); und im fol- 
genden Jahre in Mokpo auf Korea. 

Im internationalen Poſtverkehr fand im Jahre 1879 eine Tarif- 
veränderung ſtatt, und zwar infolge der Annahme der Goldwährung 
durch die Regierung. Japaniſche Delegierte beteiligten ſich am inter- 
nationalen Kongreß in Waſhington, deſſen Beſchlüſſe und Verein⸗ 
barungen im Januar des nächſten Jahres zur Ausführung kamen. 

Im Jahre 1899 fand eine erneute Vergrößerung des limitierten 
Formates für Poſtpakete des inländiſchen Verkehrs ſtatt. 


Poſtämter und Poſtagenturen. 


Zur Zeit der Begründung des Poſtdienſtes hatten die Amter noch 
keine Klaſſeneinteilung, und erſt im Jahre 1873 fand eine Abſtufung 
in vier Klaſſen ſtatt, denen 1874 eine fünfte hinzugefügt wurde. 
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Im Jahre 1875 fand eine neue Einteilung der fünf Klaſſen ſtatt, 
denn in den Städten, in denen es mehrere Amter gab, wurde eins 
zum Zentralamt ernannt, und die übrigen blieben Zweigämter. Aber 
die Einteilung unterlag 1886 einer erneuten Veränderung, in der die 
Klaſſen auf drei mit ihren Zweigabteilungen begrenzt wurden, und 
dieſe Einteilung beſteht bis zur Stunde. Nachdem in demſelben Jahre 
die Vereinigung der Poſt⸗ mit den Telegraphenämtern beſchloſſen 
wurde, begann deren Einrichtung allmählich und zunächſt in den 
Städten, wo ſich von jedem Amt eines befand, und an den wichtigſten 
Orten, bei denen ſich die Vereinigung als beſonderes Bedürfnis heraus⸗ 
ſtellte. In den Poſtämtern, die noch keinen Telegraphendienſt hatten, 
fand die ſofortige Errichtung eines ſolchen ſtatt. 

Vom Jahre 1875 datiert die Einrichtung von Poſtagenturen für 
ſolche Diſtrikte, die von einem Amte zu weit abgelegen waren, haupt⸗ 
ſächlich zur Annahme eingeſchriebener Briefe, während Briefkaſten, 
die nach Bedürfnis des ſich ausdehnenden Verkehrs vermehrt wurden, 
ſeit Begründung des Poſtdienſtes eingeführt waren. 

Am Ende des erſten Jahres nach Einführung des Poſtdienſtes 
betrug die Anzahl der Poſtämter 180 und vermehrte ſich bis zum Ende 
des fiskaliſchen Jahres 1898 auf 4325. Dieſer große Fortſchritt ent⸗ 
wickelte ſich infolge der großen Ausdehnung des Verkehrs, der ſich 
1871 noch auf die drei großen Städte des Reiches, Tokyo, Oſaka 
und Kyoto, und auf die fünf Hafenplätze Yokohama, Kobe, Nagaſaki, 
Niigata und Hakodate beſchränkte, einſchließlich der Dörfer, die auf 
dem Wege zwiſchen dieſen Städten lagen. 

Heute gibt es über 5000 Amter und über 1800 Telegraphen⸗ 
bureaus mit etwa 23000 Sekretären und mehr als 66 000 Ange⸗ 
ſtellten. Gegen 150 000 000 Briefe und 350 000 000 Karten gehen 
jährlich durch die Hände der Poſt. 68 % der Einnahmen werden für 
die Verwaltungskoſten verwendet. Eine Zentrale für unbeſtellbare 
Briefe iſt nicht vorgeſehen, und ihre Erledigung vollzieht ſich in den 
Amtern von Yokohama, Kobe, Nagaſaki, Tokyo und Sapporo. 

Poſtaliſche Routen, die in Japan aus gewöhnlichen und Eiſen⸗ 
bahnrouten beſtehen, waren urſprünglich in Haupt- und Nebenrouten 
eingeteilt, ſind aber ſeit 1883 in drei Klaſſen zerlegt. Die erſte 
umfaßt die Hauptroute zur Verbindung der großen Städte unterein⸗ 
ander, ſowie der bedeutendſten Hafenplätze und anderer Ortſchaften 
von Wichtigkeit, die ſo nun die große Ader der Routen des Reiches 
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bildet. Die zweite Klaſſe beſteht aus den Nebenrouten, die von der 
Hauptader abzweigen, und die dritte Klaſſe ſetzt ſich aus den Ver⸗ 
bindungen zwiſchen zwei oder mehr kleineren und unwichtigeren Ort- 
ſchaften zuſammen. 

Die jährliche Zunahme des Poſtweſens darf als ganz hervorragend 
in Japan bezeichnet werden. Die Anzahl der Briefe, die während des 
erſten Jahres des europäiſchen Syſtems durch die Hände der Poſt 
gingen, belief ſich im ganzen auf 565 934 und ſtieg ſchon im nächſten 
Jahre auf 2510650. Die Urſache dieſer Steigerung erklärt ſich aus 
der einfachen Tatſache, daß im erſten Jahre nur ein Verkehr für die 
großen Städte des Reiches beſtand, und die Zunahme des zweiten 
Jahres in genauem Verhältnis zur Ausdehnung der Routen und der 
Verbilligung des Portos fteht. 

Im Jahre 1873 finden wir die Anzahl der Poſtſendungen gegen 
das vorhergehende vervierfacht und dieſe Anzahl im Jahre 1874 noch 
einmal verdoppelt. Die Urſache dieſer ſchnellen Entwicklung darf indes 
wohl nur der Einführung des Einheitsportos zugeſchrieben werden, 
ferner auch der Beſeitigung der privaten Poſtbeförderung, und zum 
Teil der übergroßen Zunahme im Gebrauch der Karten am Ende des 
vorangegangenen Jahres. Die Zunahme des Jahres 1875 ſtellte ſich 
indes als geringer heraus, vermutlich, weil die Ausdehnung und Ver⸗ 
vollkommnung ſich etwas verzögert hatte. Die Vermehrung des Brief- 
verkehrs vor dem Jahre 1882 betrug immerhin 20 %, aber von 1883 
bis 1886 verminderte ſich dieſe Zunahme, namentlich infolge der ein⸗ 
getretenen Kriſis in Handels- und Induſtriezweigen, ein Zuſtand, der 
glücklicherweiſe vorübergehend war. Eine Neubelebung zeigte ſich ſchon 
1887, und die zunehmende Anzahl der Briefe belief ſich auf 10 % 
jährlich, mit Ausnahme des einen Jahres 1897/98. 

Der Krieg mit China 1894/95 erweiterte den Briefverkehr. Der 
Austauſch telegraphiſcher Depeſchen mit dem Auslande nahm nach 
einer Vereinbarung mit den Vereinigten Staaten im Jahre 1875 
ſeinen Anfang. Vor dieſer Zeit vermittelten die engliſchen, ameri⸗ 
kaniſchen und franzöſiſchen Amter, die ſich in den Hafenſtädten be⸗ 
fanden, die dem fremden Handelsverkehr eröffnet waren, den Aus⸗ 
tauſch der Poſten. Seitdem nun eine Poſtdampferlinie zwiſchen Japan, 
China, Korea und Wladiwoſtok ins Leben getreten iſt, erfuhr die Ge⸗ 
ſamtheit des internationalen Poſtverkehrs eine ununterbrochene Zu- 
nahme. Von dem Beitritt Japans aber zu dem univerſellen Poſt⸗ 
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verein im Jahre 1878, datiert die große Erleichterung des aus⸗ 
ländiſchen Briefverkehrs. Dem in Paris ſtattfindenden zweiten Welt- 
poſtkongreß wohnten die japaniſchen Delegierten im Jahre 1878 zum 
erſten Male bei, und ſeitdem wurden von ihnen die Kongreſſe von 
Liſſabon 1885, Wien 1891 und der von Waſhington 1897 beſucht. 


e= Paketpoſt. 


Der Poſtdienſt beſchränkt ſich nicht nur auf die Beförderung von 
Briefen, ſondern er befaßt ſich auch mit der Überweifung von Geldern 
und der Ein⸗ und Auslieferung von Paketen limitierten Umfanges, 
um Handels- und induſtrielle Transaktionen zu erleichtern. Die Ver⸗ 
waltung eröffnete eine Inlandpaketpoſt im Oktober 1892. Die dazu 
beſtimmten Poſtämter zählten bei ihrem Entſtehen nur 287, und die 
Anzahl der ein- und ausgegangenen Pakete betrug 40975, aber in 
demſelben Verhältnis, wie ſich die Amter vermehrten, die Porti ſich 
reduzierten und die Methode des Verkehrs ſich verbeſſerte, trat auch 
in der Paketbeförderung eine ganz bemerkenswerte Zunahme ein. 

Der Dienſt für Paketbeförderung nach dem Auslande begann 
1879, und der erſte Austauſch mit Hongkong mit den erſten Poſtan⸗ 
weiſungen vollzog ſich zu gleicher Zeit. Eine ſpätere Konvention für 


den gleichen Zweck wurde nacheinander mit Kanada 1890, mit Deutſch⸗ 
land 1894, mit England 1896 und mit Frankreich 1898 abgeſchloſſen. 
Die Gewichtsgrenze und der Umfang ſowohl wie die Tarife richten 
ſich je nach dem Abkommen mit dem betreffenden Lande. Der Ver⸗ 
kehr mit dieſen Ländern vergrößert ſich alljährlich. 


Poſtanweiſungen. 


Da die Poſtanweiſungen einen der wichtigſten Zweige des Poſt⸗ 
verkehrs ausmachen, ſo beſtrebte ſich die Verwaltung ſchon im Jahre 
1871, dieſen Dienſt einzurichten, was ihr aber nicht mit der Ein⸗ 
führung der Briefpoſt gleichzeitig gelingen wollte. 

Im September 1874 indes kamen die Regulative dafür zur Ver⸗ 
öffentlichung, und im Januar 1875 zur Ausführung, womit dann 
der heimiſche Poſtanweiſungsverkehr ſeinen Anfang nahm. 

Anfänglich wurde nur eine Art von Poſtanweiſungen benutzt, 
nur die gewöhnliche Geldanweiſung, aber doch ſo, daß das Publikum 
ſchneller zahlen und auch kleinere Summen durch die Poſt befördern 
konnte; die telegraphiſchen Anweiſungen und Poſtbelegſcheine (bon 
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de poste) kamen 1885 in Verkehr. Das Limitum für die Beträge der 
Geldanweiſungen richtete ſich, ebenſo wie der Tarif, je nach der Kate⸗ 
gorie der Anweiſung. Der internationale Austauſch von Poſtanwei⸗ 
ſungen wurde 1880 eingeführt infolge einer Übereinkunft zwiſchen den 
Generaldirektoren der Poſtanſtalten von Japan und Hongkong, und 
einige Jahre ſpäter folgten Vereinbarungen für denſelben Zweck mit 
Großbritannien, Frankreich, den Vereinigten Staaten, Italien und 
Kanada. Im Jahre 1885 traten zu dieſem internationalen Abkommen 
mit Japan noch die folgenden Länder: Deutſchland, Oſterreich-Ungarn, 
Belgien, Bulgarien, Luxemburg, Rumänien und die Schweiz. Für 
alle übrigen Länder übernahmen Großbritannien und Hongkong die 
Vermittlung. 5 

Während des erſten Jahres der Einführung der Poſtanweiſung 
blieb der Dienſt auf die wichtigſten Städte des Reiches beſchränkt, 
und die Geſamtzahl der Amter, die ſolche ausgaben und auszahlten, 
betrug 272. Die Anzahl der vollzogenen Anweiſungen erreichte 
115703, deren Wert ſich auf 5310365 Fr. belief; doch hat ſich dieſer 
Zweig unſeres Poſtweſens genau im Verhältnis mit dem des Brief- 
verkehrs entwickelt. Am Schluß des fiskaliſchen Jahres 1898 betrug 
die Anzahl der Amter ꝛc. 3407, die vollzogenen Anweiſungen er⸗ 
reichten 6338456 und ihr Wert die Höhe von 140502 449 Fr. Dieſe 
enorme Zunahme entſprang der Urſache, daß die Verwaltung nicht 
nur jedem Poſtamte im Innern von Japan und Formoſa eine An⸗ 
weiſungsſtelle zugefügt hatte, ſondern dieſe auch auf Korea und China 
ausdehnte. Die internationalen Amter für Poſtanweiſungen, die ſich 
anfangs 1880 auf die Städte Tokyo, Kyoto, Oſaka, Yokohama, Kobe, 
Nagaſaki und Hakodate beſchränkten, waren in der kurzen Spanne bis 
1885 auf die Zahl von 120 neuen Amtern vermehrt worden. 

Im Jahre 1892 endlich fanden ſämtliche inländischen Amter An- 
ſchluß an den internationalen Poſtanweiſungsverkehr mit alleiniger 
Ausnahme der Zweigbureaus und der Amter auf Korea und in 
Schanghai; doch erhielt dieſes letztere die Befugnis zu einem Verkehr 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika. 

Seit der Einführung des internationalen Verkehrs im Jahre 1880 
ſchwankte die jährliche Anzahl der Poſtanweiſungen, doch blieb eine 
beſtändige Zunahme bemerkbar. 

Im Laufe des Jahres 1898 beliefen ſich die Anweiſungen nach 
dem Auslande auf 4414 mit einem Totalbetrag von 283 489 Fr. und 


— 591 — 


die Anzahl derer, die in Japan zur Auszahlung eintrafen, auf 15 078, 
die einen Wert von 2169 718 Fr. darſtellten. 

Während der erſten neun Jahre des internationalen Verkehrs 
von 1880/88 betrug die nach auswärts gegangene Anzahl das doppelte 
der zur Auszahlung bei uns eingegangenen, doch bald nach 1889 ver- 
wandelte ſich dies Verhältnis, und die eingehenden Anweiſungen 
prädominierten. Seit 1891/92 blieb dieſes Verhältnis in beſtändiger 
Steigerung, bis es im fiskaliſchen Jahr 1898 auf das achtzehnfache 
ſtieg. Dieſe Entwicklung hängt aufs engſte mit dem Fortſchritt des 
Handels und der Induſtrie von Japan zuſammen. 


Poſtſparkaſſen. 

Dieſe Sparkaſſen entſtanden im Jahre 1875. Um dieſer Inſti⸗ 
tution eine Ausdehnung zu verſchaffen, ſetzte die Poſtverwaltung das 
Publikum davon in Kenntnis, daß die Methode ihrer Sparkaſſen eine 
Förderung des Gedeihens und des Wohlſtandes bedeute. Der Zinsfuß 
auf die Einzahlungen erhöhte ſich ganz allmählich, und für das Heraus⸗ 
ziehen und Einzahlen von Depoſiten wurden Erleichterungen gewährt. 

Im Jahre 1882 traten bei Gelegenheit der neuen Poſtregulative 
für Poſtſparkaſſen — eingeführt ſeit 1875 — eine bedeutende Anzahl 
von Verbeſſerungen für den Betrieb dieſer Inſtitute in Kraft. Dank 
der beſtändigen Ermunterung ſeitens der Verwaltung und der Ent⸗ 
wicklung wirtſchaftlicher und induſtrieller Auffaſſung im Volke, konnte 
ſich der Sparkaſſenverkehr einer bedeutenden Zunahme erfreuen. 

Seit 1885/88 traten die japaniſchen Poſtämter in China und 
Korea mit in den Bereich unſerer poſtaliſchen Sparkaſſen. 

Im Jahre 1890 beſtimmte ein neues Geſetz betreffend Poſtſpar⸗ 
kaſſen, als höchſte Summe eines einzelnen Einzahlers 500 Yen jähr⸗ 
lich. Dasſelbe Geſetz regulierte gleichzeitig den Kauf von Staatsan- 
leihen für denjenigen, der ſeine Einlage über das geſetzliche Maximum 
hinaus vergrößern wollte. 

Um noch ferner zu Einlagen in die Sparkaſſen zu ermuntern, trat 
eine erneute Erleichterung ſowohl für Einzahlungen wie auch für das 
Entnehmen ein, und außerdem erhöhte die Verwaltung 1898 den 
Zinsfuß. 

Die Einnahmen und Ausgaben der poſtaliſchen Sparkaſſen, deren 
Zunahme mit der Entwicklung unſeres Poſtweſens parallel liefen, 
wuchſen 1898 für erſtere auf 21039343 Fr., und für letztere 
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18178250 Fr. Während der erſten fünfzehn Jahre des Beſtehens 
der Poſtſparkaſſen deckten die Einnahmen bei weitem nicht die Koſten 
des Dienſtes, aber ſeit 1886 trat dann eine gegenteilige Wirkung ein, 
ſo daß wir im Jahre 1897 einen Überſchuß von 4700000 Fr. zu 
verzeichnen hatten. 


II. Telegraphie. 


Die erſte Einrichtung der Telegraphie geht auf das Jahr 1869 
zurück. Die japaniſche Regierung ſtellte engliſche Ingenieure im 
Jahre 1866 an und eröffnete zwölf Monate ſpäter die erſte Tele- 
graphenlinie zwiſchen Tokyo und Yokohama für den öffentlichen Ver 
kehr. Obwohl die Behörden alles mögliche aufboten, dieſen lebhafter 
zu geſtalten, ſo war doch unſere wirtſchaftliche und kommerzielle Lage 
noch nicht auf der Höhe, um die Nützlichkeit dieſer Einrichtung moderner 
Ziviliſation völlig zu begreifen. Die telegraphiſchen Mitteilungen des 
Staates ſowohl wie des Publikums waren ſo unbedeutend, daß ſie 
nicht einmal genügende Beſchäftigung für die Beamten boten, und 
daher war der Dienſt nicht regelmäßig. 

Das Telegraphenſyſtem wurde durch die neuen Beſtimmungen 
über telegraphiſche Korreſpondenzen im Jahre 1873 und durch das 
Telegraphengeſetz von 1874 reformiert. Im Verlauf der Rebellion 
im Südweſten 1877 (bekannt als der Satſuma⸗Aufſtand) drängte ſich 
der Regierung die Überzeugung von der Notwendigkeit einer raſchen 
Entwicklung der Telegraphenlinien mehr und mehr auf. Während 
dieſes Bürgerkrieges wurden die Hauptlinien der Inſel Kyuſhyu mit 
denen des eigentlichen Japans verbunden und neue Linien auf der 
Inſel Shikoku zur Ausführung gebracht. 

Im Jahre 1878 feierte die Regierung das Feſt der Einführung 
der Telegraphie und ließ ſämtliche Telegraphenämter den Dienſt er- 
öffnen, ſowohl für den internationalen wie auch für den inneren Ver⸗ 
kehr. Indeſſen trat Japan der internationalen Union nicht vor 
1879 definitiv bei. 

Von nun an trat der Wunſch auf, über dieſes nützliche Verkehrs⸗ 
mittel zu verfügen, und die Regierung erteilte 1881 der Verwaltung 
die Befugnis zur Einrichtung des Telegraphendienſtes überall, wo 
es verlangt wurde. Da die Nachfrage danach von allen Seiten ein— 
lief, entſchloß ſich die Adminiſtration, zunächſt die Lage der betreffenden 
Ortſchaften und die Koſten der Einrichtung näher zu prüfen, ehe 
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ſie ihre Einwilligung gab. Auf dieſer Baſis entwickelten ſich die tele⸗ 
graphiſchen Verbindungen in rationellem Fortſchritt, ſo daß bis 1884 
kaum eine wichtige Ortſchaft ohne telegraphiſche Verbindung blieb. 

Nunmehr entwickelte ſich der Gebrauch der Telegraphie ſo ſehr, 
daß die Verwaltung gezwungen war, die Einrichtung neuer Linien 
zu vertagen, und zunächſt auf Vermehrung der Drähte auf den be— 
ſtehenden Linien bedacht ſein mußte. Der Dienſt erfuhr auch eine Re⸗ 
organiſation durch Anderung der Geſetze und Regulative, die die Rechte 
und Verpflichtungen der Adminiſtration klarlegten. 

Das Tarifſyſtem auf Entfernung, das bis jetzt in Kraft geweſen, 
fand Erſatz durch einen einheitlichen Preis für ganz Japan. Da ſeit 
1890 die Fortſchritte des Landes nach allen Richtungen hin in ra⸗ 
pider Weiſe vor ſich gingen, mußte ſich die Regierung nicht nur damit 
beſchäftigen, für prompte und regelmäßige Erledigung von Tele 
grammen Sorge zu tragen, ſondern auch für Vermehrung der Linien 
und Amter tätig zu ſein. In demſelben Jahre wurden auch die Kabel 
in der Meerenge von Sugaru und in den inländiſchen Meeren ver⸗ 
doppelt, und im Jahre 1891 die Kabel zur Inſel von Sado und in 
dem Golf von Funkawan (Hokkaido) gelegt. Ferner kaufte die Tele⸗ 
graphenverwaltung von der dänischen Großen Nordiſchen Telegraphen- 
geſellſchaft das Kabel, das Yobuko (Inſel Iki) mit Idzugahara (Inſel 
Tſuſhima) verband, und das einen Teil des Kabels zwiſchen Japan 
und Korea bildete. 

Nach der Kriegserklärung zwiſchen China und Japan 1894 ließ 
die Regierung ſofort für militäriſche Zwecke Telegraphenlinien im 
Innern Koreas legen, die mit Japan verbunden, ausſchließlich der 
militäriſchen Verwaltung zur Verfügung ſtanden, nach dem Kriege 
aber dem allgemeinem Verkehr zugänglich gemacht wurden. Während 
des Krieges errichtete man zur Verteidigung des Landes Beobachtungs- 
türme, den wichtigſten militäriſchen Linien entlang, und dieſe ver— 
änderte man ſpäter in Telegraphenämter für die nächſten Ortſchaften. 
Auch vermehrte man zu dieſer Zeit die Drähte zwiſchen Tokyo und 
Nagaſaki und zwiſchen Tokyo und Shimonoſeki. Im Jahre 1895 
wurde ein neues Kabel zwiſchen Yobuko und Idzugahara ge— 
legt, und 1897 die Inſel Formoſa mit Japan zunächſt für 
militäriſche Zwecke und ſpäter auch für den allgemeinen Verkehr 
verbunden. Auf dieſe Weiſe hat der Krieg weſentlich zur Ausbreitung 
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Anfänglich gab es keinen Unterſchied der Amter in den verſchie⸗ 
denſten Orten, und erſt 1873 fand eine Einteilung in drei beſtimmte 
Klaſſen ſtatt. Im Jahre 1886 erhielt das Telegraphenamt verſchie⸗ 
dener Miniſterien oder anderer Verwaltungsabteilungen einen be⸗ 
ſonderen Namen, um ſie von denen, die dem allgemeinen Verkehr 
dienten, zu unterſcheiden. Zwiſchen Polizei⸗Telegraphenämtern, die 
auf Eiſenbahntelegraphen oft ausſchließlich für den Staatsdienſt ar⸗ 
beiteten, und den Amtern, die für das Publikum offen waren, konnte 
kein Namensunterſchied gemacht werden. Später, je nach Lage der 
Ortſchaften, fand eine Vereinigung zwiſchen Poſt- und Telegraphen⸗ 
ämtern ſtatt, denen dann beſondere Namen wurden. An Plätzen, 
wo ſich mehrere Amter befanden, erhielt das eine die Bezeichnung 
„Zentralamt“ und die anderen den Namen „Zweigamt“. Andererſeits 
erhielt die Telegraphen verwaltung die Befugnis, die Linien, die nur 
für den Eiſenbahndienſt errichtet waren, für den öffentlichen Verkehr 
auszunützen, und es wurden infolgedeſſen verſchiedene Amter für 
letzteren an Eiſenbahnendſtationen errichtet. 

Im Jahre 1871 entfielen vier Amter auf eine Bevölkerung von 
8277706 und im Jahre 1898/99 1267 Amter auf je 34492 Perſonen. 

Gewöhnlich werden die Drähte längs der Eiſenbahnen oder an den 
öffentlichen Straßen angelegt, und da man von Anfang an kaum je 
bei den Telegraphenanlagen Privatbeſitz berührte, ſo war ein Spezial⸗ 
geſetz für die öffentliche Benutzung von Privateigentum nicht nötig. 
Aber dieſe Notwendigkeit machte ſich in dem Maß geltend, wie die 
Linien ſich ausdehnten und immer netzartiger wurden. Im Jahre 
1874 ermächtigte die Regierung die Verwaltung, den Bodenbeſitzern 
Vergütungen für das zur Errichtung von Linien unerläßliche Eigen⸗ 
tum zu gewähren. Zehn Jahre ſpäter erſchien ein Geſetz für die 
Zurückerſtattung der Koſten der verausgabten Anlagegelder. Die 
Einzelheiten dieſer Abmachungen richteten ſich nach der Geſtaltung der 
betreffenden Ortſchaften. Im Jahre 1889, als das Geſetz für die 
Verwendung von Privateigentum für das Gemeinwohl erlaſſen wurde, 
ſtellte ſich auch das Bedürfnis eines Spezialgeſetzes für Telegraphen 
und Telephone heraus, und endlich erließ die Regierung ein ſolches 
im Jahre 1890, das noch heut in Kraft iſt. Die Einrichtung der Tele⸗ 
graphenlinie Tokyo — Kobe von 1869/70 darf nur als ein einleitender 
Schritt betrachtet werden, denn die wirklich erſte Arbeit nahm erſt mit 
der Anlage der Hauptlinien von Tokyo nach Nagaſaki und nach Amori 
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ihren Anfang und beanſpruchte die Zeit von 1871/74. Dieſe Linien 
im Verein mit der von Hakodate nach Sapporo bilden die große Haupt⸗ 
ader von Japan. Die verſchiedenen Linien nach der Inſel Kyuſhyu 
wurden zwiſchen 1874 und 1877 gelegt; die nach der Inſel Shikoku 
zwiſchen 1876 bis 1879; die Anlagen jener Linien, die zahlreiche 
wichtige Plätze des Feſtlandes untereinander verbanden, zwiſchen 1876 
bis 1882, und zuletzt endlich die Linien nach Hokkaido, wodurch das 
letzte Glied der Kette unter den Inſeln im Jahre 1892 angereiht wurde. 
Während dieſer Periode vollzog ſich auch die Anlage von Haupt- und 
Nebenlinien und die Vereinigung dieſer Linien fand ſtatt während des 
Fortſchreitens der Arbeit auf den Hauptlinien. Auch wurden zwiſchen 
den verſchiedenen Inſeln Kabel gelegt, damit die telegraphiſchen Ver⸗ 
bindungen ſich ſo raſch als möglich ausdehnen ſollten. 

Während des Krieges von 1894/95 verlangte ſtrategiſches Be⸗ 
dürfnis die Legung eines Kabels zwiſchen Kagoſhima (Kyuſhyu) und 
Keelung (Formoſa), um unſere militäriſchen Linien von Japan mit 
denen von Formoſa zu verbinden und zu gleicher Zeit dem Publikum 
eine Verbindung mit Formoſa zu geſtatten. 

Die Pescadores kamen ebenfalls in baldige Verbindung mit 
Japan, und zur Stunde ſind ſämtliche Hauptinſeln und Städte des 
Landes mit Telegraphen ausgerüſtet. 

Der telegraphiſche Verkehr im Inlande kann entweder in japa⸗ 
niſcher oder in einer europäiſchen Sprache geführt werden. Für die 
japaniſch verfaßten Depeſchen beſtimmt die Regierung die Methode 
ihrer Zuſammenſtellung, Einteilung, Chiffern ꝛc., durch ein Regulativ, 
das 1869 veröffentlicht worden iſt, und für diejenigen in einer euro⸗ 
päiſchen Sprache gelten die Vorſchriften, die 1870 für ſie in Kraft 
traten. 

Depeſchen zerfallen in drei Klaſſen: Staatstelegramme, Amts⸗ 
telegramme und Privattelegramme. Außerdem gibt es ſieben Arten 
der Beförderung: 1. gewöhnliche Telegramme, 2. dringende, 3. Tele⸗ 
gramme à suivre, 4. wiederholte Telegramme, 5. Telegramme zum 
Aufbewahren abgeſandt, 6. Telegramme mit Empfangsanzeige und 
7. Telegramme mit bezahlter Antwort. Bis 1885 bezahlte mau 
Depeſchen bar, von da ab aber bediente man ſich der Marken, die von 
einem Sen bis zu einem Yen zur Ausgabe kamen. Als ſpäter die Ver⸗ 
einigung der Poſt⸗ und Telegraphenämter vollzogen war, verſchwanden 
die Telegrammarken, und Poſtwertzeichen galten für beide. 
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Vor 1885 zahlte man für japaniſch ausgeſtellte Telegramme per 
Depeſche und für ſolche in europäiſchen Sprachen für die Anzahl der 
Worte. Außerdem richtete ſich der interne Tarif noch nach der An⸗ 
zahl der Durchgangsſtationen und nach der geographiſchen Lage der 
Orte. Aber von 1885 ab trat ein einheitlicher Tarif für ganz Japan 
in Kraft, mit Ausnahme von Telegrammen innerhalb einer Stadt 
und nach den Inſeln Iki und Tſuſhima. Im Jahre 1887 fand eine 
Herabſetzung des Depeſchentarifes für Telegramme in europäiſchen 
Sprachen um die Hälfte des früheren Tarifes in ganz Japan, und 
um ein Drittel innerhalb der Städte ſtatt. Endlich im Jahre 1891 
fiel auch der Ausnahmetarif für die beiden Inſeln Tſuſhima und Iki, 
und ſeitdem gibt es nur einen Tarif für das geſamte Japan. 

In den erſten Jahren nach der Einführung der Telegraphie war 
die Anzahl der Depeſchen durchaus unbedeutend; als aber die Zivili— 
ſation des Weſtens mehr in das Innere des Landes eindrang, und 
Handel und Induſtrie ſich entwickelten, mußte ſich die Verwaltung 
bald anſtrengen, um durch Vermehrung ſowohl der Linien wie der 
Amter mit dem wachſenden Bedarf gleichen Schritt halten zu können, 
obgleich ſich von 1893 ab fünf Jahre hintereinander, trotz aller Zu— 
nahme der Linien und Ämter ein beſtändiger Rückgang im Depefchen- 
verkehr bemerkbar machte. Dieſe ſonderbare Erſcheinung erklärt ſich 
aber durch die derzeitige Kriſis, die Handel und Induſtrie lähmte, die 
aber auch mit deren Neubelebung wieder eine fortſchreitende Ent⸗ 
wicklung erfuhr. 

Japan beförderte und empfing internationale Telegramme ſeit der 
Eröffnung der Linie Tokyo —Nagaſaki 1873, aber da die Verwaltung 
dem internationalen Telegraphenverein noch nicht beigetreten war, 
ſo mußten Telegramme über Nagaſaki hinaus durch die Däniſche Große 
Nord⸗Telegraphengeſellſchaft befördert werden. Telegramme, die durch 
dieſe Vermittlung befördert wurden, unterlagen den Tarifen des In- 
landes und der obigen Geſellſchaft. Erſt vom Jahre 1878 ab richtete 
ſich die Behandlung internationaler Telegramme nach den Beſtimmun⸗ 
gen, die in der internationalen Telegraphenkon vention von St. Peters⸗ 
burg (von Japan 1879 aufgenommen) 1875 unterzeichnet worden 
waren. Die erſte internationale Konferenz, der japaniſche Delegierte 
beiwohnten, fand in London 1879 ſtatt, und ſeitdem war Japan bei 
den verſchiedenen ferneren Konferenzen in Berlin, Paris und Budapeſt 
vertreten. 
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III. Telephon. 

Die Errichtung von telephoniſchen Verbindungen fand frühzeitig 
Beachtung bei der Regierung. Bei voller Anerkennung des Nutzens 
dieſer neuen Vermittlung des Verkehrs, wurde doch ein Zweifel wach, 
ob der Staat ihre Einrichtung übernehmen oder die telephoniſche 
Entwicklung der Privatunternehmung überlaſſen ſolle. Jedenfalls, 
da das Telephon eine abſolut neue Sache darſtellte, fand der Vorſchlag 
Annahme, ſich zunächſt mit einer gründlichen Unterſuchung zu be— 
faſſen. Das Verkehrsminiſterium beſchäftigte ſich angelegentlichſt mit 
vorbereitenden Studien und machte Verſuche mit der Anlegung von 
Telephonen, bis im Jahre 1890 die Regierung den günſtigen Augen- 
blick herangekommen glaubte, ihre theoretiſchen Studien in die Praxis 
umzuſetzen, und in Anerkennung der Vorteile, die der Einrichtung 
des Verkehrs folgen müßten, erließ ſie die Telephonregulative. Die 
erſten Amter wurden 1890 in Tokyo und Yokohama eröffnet, und im 
Jahre 1893 folgten die in Oſaka und Kobe. Wie bei allen neuen Er- 
findungen, begriff das Publikum nicht völlig die Nützlichkeit dieſer 
wunderbaren Einrichtung und zeigte keinerlei Neigung, ihr Auf- 
nahme in ihren Häuſern zu gewähren. Aber nach einigen Jahren 
nahm das Verlangen nach Telephonen jo überhand, daß die Verwal⸗ 
tung bei der Regierung um einen Fonds einkommen mußte, damit die 
gewünſchten Anlagen bewältigt werden konnten. Das Jahr 1895 ſah 
die Beſchlüſſe für eine große Ausdehnung reifen. Abgeſehen vom 
fiskaliſchen Jahr 1896/97, fand nicht nur die Einrichtung von Zentral- 
ämtern in allen wichtigen Handelsſtädten ſtatt, ſondern es wurden auch 
Verbindungen zwiſchen dieſen Städten hergeſtellt. Im Februar 1899 
fand die Eröffnung der erſten großen Fernleitung, zwiſchen Tokyo 
und Oſaka, 350 Meilen lang, ſtatt. 

Die Vermittlungszentrale und die öffentlichen Telephonämter 
unterſtehen der Kontrolle des Verkehrsminiſters. Im Jahre 1890, 
d. h. im Eröffnungsjahr des Verkehrs, gab es zunächſt nur Ver⸗ 
mittlungsämter in Tokyo und Yokohama und überhaupt nur 16 öffent⸗ 
liche Sprechſtellen im Betrieb. Dagegen gab es 1898/99 16 Zentralen 
mit 40 öffentlichen Sprechſtellen. Im Jahre 1890, als das Publikum 
noch ſo gar nicht an die Vorzüge des Syſtems glauben wollte, reprä⸗ 
ſentierte die ganze Beteiligung 334 Abonnenten, jedoch ſchon am Ende 
des fiskaliſchen Jahres 1898/99 zählte man 8064 Häuſer, die mit Tele⸗ 
phon ausgeſtattet waren, und eine weitere Zahl von 6915 ange⸗ 
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meldeten Teilnehmern wünſchte, mit Telephon verſehen zu werden. 
Die Entwicklung ergibt ſich aus den Tatſachen, daß es 1890/91 
2 Zentralen mit 16 öffentlichen Sprechſtellen und 334 Teilnehmern 
gab, dagegen im Jahre 1898/99 13 Zentralen mit 46 Sprechſtellen und 
2738 Teilnehmern. In 1902/03 fungierten 318 öffentliche Amter 
und 111597714 Geſpräche hatten ſtattgefunden. 

Alle Telephonanlagen erfolgen durch den Staat und werden von 
ihm unterhalten. Ihre Vermehrung richtet ſich nach den Bedürfniſſen, 
aber innerhalb der Grenzen des Budgets. An manchen Plätzen ent⸗ 
wickelt ſich die Ausdehnung ſehr langſam im Verhältnis zur bean⸗ 
ſpruchten Vermehrung der Drähte. Augenblicklich gibt es bereits eine 
große Anzahl Pfähle mit mehr als 300 Drähten. Um alle Gefahren 
zu vermeiden, fängt die Verwaltung an, ſie unterirdiſch zu legen. 

Telephoniſche Unterhaltungen können ſelbſtverſtändlich unter den 
Teilnehmern wie auch zwiſchen dieſen und öffentlichen Sprechſtellen 
oder irgend zwei Perſonen ſtattfinden. Denen, die eine fixierte 
jährliche Summe als Teilnehmer zahlen, fallen dafür keine Extra⸗ 
ausgaben zur Laſt. Dagegen zahlt das Publikum, das öffentliche 
Amter benutzt, für jedes Geſpräch eine von der Verwaltung feſtgeſetzte 
Abgabe. Für ein Ferngeſpräch muß auch ein Teilnehmer extra bezahlen. 

Da Kupferdraht allgemein als der geeignetſte Leiter anerkannt 
wird, ſo verſuchte die Verwaltung die Herſtellung von hartem Kupfer⸗ 
draht, der auch alsbald zur Anwendung kam. Die große Schwierig⸗ 
keit, Extradrähte an ſchon beſtehenden Pfählen zu befeſtigen, wurde 
1891 dadurch überwunden, daß man Unterpflaſterkabel an Stelle 
der bereits überbürdeten Linien anlegte. Gewöhnlich wurden hölzerne 
Querſtäbe für 2, 4, 6, 8, 10, 12 Drähte an den Pfählen, je nach der 
Zahl der Abonnenten angebracht, aber da ſie ſich als ungenügend er⸗ 
wieſen, traten Eiſenſtäbe an ihre Stelle, die viel mehr Drähte auf⸗ 
nehmen können. 

Porzellaniſolatoren, die im Gebrauch ſind, werden in Japan 
hergeſtellt. Drei verſchiedene Apparate befinden ſich im Gebrauch: 
Standard⸗Telephonausſchalter, der Multiple⸗Telephonausſchalter der 
Weſtern Electrie Company und Mans Telephonausſchalter. Dieſe, mit 
Ausnahme der zweiten, werden mit einigen Abänderungen in Japan 
hergeſtellt und haben ſich als eine Verbeſſerung der zuerſt eingeführten 
erwieſen. Die Herſtellung der Telephone hat einen ſchnellen Auf- 
ſchwung genommen und einen hohen Grad von Vollkommenheit erreicht. 


Fünfundzwanzigſtes Kapitel. 
Formoſa. 


I. Die früheſte Verwaltung. 


Von Graf Katſura,“ 
Premier⸗Miniſter; Präſident der Formoſa⸗Geſellſchaft. 


In Formoſa hat die Kaiſerliche Regierung die Politik verfolgt, 
die im Jahre 1896 vorgeſehen war, und das meiſte, was dar 
mals Plan war, iſt heute vollendete Tatſache. Die geo⸗ 
graphiſche Lage der Inſel wurde bereits 1896 als Operations- 
baſis für Süd⸗China und die Südſee gewürdigt. Man hielt es für 
ratſam, die folgenden Vorſchläge in Betracht zu ziehen: 1. die Ent⸗ 
wicklung der Verwaltungsorganiſation, 2. die Vergrößerung der Po⸗ 
lizeitruppen, 3. allgemeine Geſundheitspflege und die Opiumfrage;, 
4. die Verbeſſerung des Schiffsweſens und 5. Eiſenbahnbau, Straßen⸗ 
bau und Hafenanlagen. Um dieſe Pläne auszuführen, waren die 
weiterhin angegebenen Schritte nötig. Im Jahre 1896 gingen denn 
auch den Behörden von Tokyo die erforderlichen Informationen 
darüber zu. 

Um die Verwaltungsorganiſation auszudehnen, mußten die Prä⸗ 
fekturen vermehrt werden, um dadurch die Verwaltungsbezirke zu 
verkleinern; zweitens waren Unterabteilungen erforderlich, deren Ver⸗ 
waltung es geſtattete, in die Einzelheiten zu dringen, um für die Wohl⸗ 
fahrt der Bevölkerung eingehend ſorgen zu können. Nach der be⸗ 
ſtehenden Regierungsform teilte ſich die ganze Inſel in drei Prä⸗ 
fekturen und ein Inſelamt. Die Präfekturen ſpalteten ſich wieder in 
zwölf Bezirksämter. Formoſa hat einen größeren Flächenraum als 


*) Graf Katſura war im Jahre 1896 General⸗Gouverneur von Formoſa. 
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Kyuſhyu (eine von den fünf Hauptinſeln des japaniſchen Reiches) 
und eine Bevölkerung von über 3000000 Seelen. Die Verkehrsmittel 
befanden ſich noch in einem ſehr unvollkommenen Zuſtande, und die 
Sitten und Gewohnheiten des Volkes wichen von den unſeren ſehr ab. 
Außer dieſen Schwierigkeiten, die der Regierung der Inſel im Wege 
ſtanden, ergab ſich auch noch die Tatſache, daß die Präfekturen keinerlei 
Kontrolle über die Gemeindeämter übten, da letztere von erſteren 
Verhaltungsmaßregeln zu verlangen genötigt waren, ſie aber bei der 
Arbeit nicht unterſtützten. Nach alledem zeigte ſich, daß die beſtehende 
adminiſtrative Einteilung der Inſel, die übereilig nach dem chineſiſchen 
Regime kopiert worden war, wegen der drängenden Notwendigkeit, 
eine militäriſche Regierungsform nach der Beſitznahme 1895 herzu⸗ 
ſtellen, keiner genügenden und ſorgfältigen Prüfung unterzogen wor⸗ 
den war. Um nun ein befriedigendes Syſtem der Verwaltung herzu⸗ 
ſtellen, ſchien es zunächſt ratſam, die Anzahl der Präfekturen durch 
vier zu vermehren, während man die Anzahl der Inſelbeamten und 
Diſtriktsvorſteher wie bisher beſtehen ließ. Als eine Folge der Neu- 
anordnungen teilte man die ganze Inſel in ſieben Präfekturen und 
ein Inſelamt, mit den zwölf ihnen unterſtellten Diſtriktsämtern. 
Unter dieſer Einteilung beſaßen die größeren Präfekturen einen 
Flächenraum von 4000000 Quadrat-Ri, und enthielten mehr als 
600000 Einwohner, und die kleineren im Areal von 2000000 
Quadrat⸗Ri mehr als 300000 Einwohner. Sowohl in Flächeninhalt 
wie Bevölkerung ſtand eine jede dem kleineren Fu oder Ken des Feſt⸗ 
landes mehr als gleich. 

In bezug auf das untere Verwaltungsſyſtem beabſichtigen wir, 
mehr als 70 Exekutivämter auf der ganzen Inſel zu errichten, um 
öffentliche Angelegenheiten mittels dieſer kleinen Verwaltungsabtei⸗ 
lungen zu leiten und aus jeder Stadt und jedem Dorf einen Ver⸗ 
treter zu wählen, der bei der Ausführung der öffentlichen Arbeiten 
Beiſtand zu leiſten habe. Dieſe adminiſtrativen Amter von Formoſa 
waren lediglich für dieſen Zweck wieder eingerichtet, wurden aber ſpäter 
wieder verringert. Es mag ſcheinen, als ob dieſe Idee auf etwas 
ſchwachen Füßen geſtanden habe, aber in Wahrheit baſierte die Ein- 
richtung auf der Annahme, daß wir in der frühſten Periode des japa⸗ 
niſchen Beſitzes den Eingeborenen von den hohen und erhabenen 
Eigenſchaften unſeres gnädigen Herrſchers durch nichts eine leichtere 
Auffaſſung zu verſchaffen glaubten, als durch einen weit ausgedehnten 
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Regierungsmechanismus. Als die Dinge aber ihren normalen Verlauf 
auf der Inſel nahmen, ſtellte ſich heraus, daß das ausgedehnte Syſtem 
den Inſulanern mehr Schaden als Nutzen bereitete. 

Die Ausdehnung der Polizeimacht war indes ein Gegenſtand von 
hervorragender Wichtigkeit für die Regierung von Formoſa. Ebenſo 
der Plan, dem Volksgeiſt einen hohen Reſpekt vor den Tugenden 
Seiner Majeſtät des Kaiſers einzuprägen und ihn von dem guten 
Willen und der Aufrichtigkeit der Regierung zu überzeugen; durch 
nichts konnte dies beſſer bewerkſtelligt werden, als durch die Ver- 
mehrung der verwaltenden Polizeimacht auf der Inſel. Im Jahre 
1896 gab es bereits 2000 Gendarmen und 1200 Poliziſten unter der 
Kontrolle des Generalgouverneurs. Aber die Aufmerkſamkeit der 
Gendarmen wurde zu ſehr von der Aufrechterhaltung der bürgerlichen 
Ordnung in Anſpruch genommen, als daß ſie ſich beſonders mit der 
allgemeinen Wohlfahrt der Gemeinden befaſſen könnten, und ſo ſtand 
nur die geringe Anzahl Polizei zur Verfügung, um ſich über die 
ganze Inſel zu zerſtreuen. Mit dieſer unbedeutenden Macht mußte 
die jo notwendige Bewachung gegen die heimlichen Landungen wider⸗ 
ſpenſtiger Chineſen bewirkt und ſollten Vorſichtsmaßregeln gegen den 
Schmuggel von Opium und anderer Waren getroffen werden, der 
unaufhörlich an der ganzen Küſte der Inſel, die dem Chineſiſchen Meer 
gegenüberlag, betrieben wurde. Selbſtverſtändlich war auch das Ein- 
greifen der Garniſonstruppen bei jedem ſich ereignenden Aufruhr 
nötig. Es ſtellte ſich bald heraus, daß es ſowohl den Gendarmen 
wie der Polizei zur Pflicht gemacht werden mußte, bei dieſen Zwiſchen⸗ 
fällen einzuſchreiten, und darum erfolgte eine Vermehrung von 2300 
reſp. 1500 Mann für Polizei und Gendarmerie, ſo daß ſie nun 
auf eine Macht von je 3500 heranwuchſen. 

Es war ſelbſtverſtändlich eine der erſten Pflichten der japaniſchen 
Regierung, für die ſanitäre Wohlfahrt der Inſel die erforderlichen 
Vorkehrungen zu treffen. Die ſchwierigſte aller Fragen, das Opium⸗ 
rauchen, die tatſächlich zugleich eine Frage des öffentlichen Friedens 
iſt, drängte ſich der Behörde auf. Maßregeln zur Verhütung von 
Epidemien, Trinkwaſſer- und Kanaliſationsverbeſſerungen waren ent- 
ſchiedene Neuheiten in Formoſa. Die Geſundheit und das Leben der 
Eingeborenen unterliegen gänzlich den Gefahren der klimatiſchen Be⸗ 
ſchaffenheit des Landes. Man empfand daher richtig, daß, indem 
wir für die Sicherheit ihres Lebens und den Genuß dauernder Ge⸗ 
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ſundheit Sorge trugen, wir auch den rechten Weg beſchritten, uns 
ihre Anhänglichkeit und ihre Ehrfurcht für die Kaiſerliche Regierung 
zu ſichern. Auch lag die Notwendigkeit vor, die Einwanderung von 
Japan aus zu ermuntern, für die die ſanitären Verbeſſerungen auf 
der Inſel der einleitende und notwendige Schritt ſein mußte. 

Was die Frage des Opiumrauchens betrifft, ſo wollten einige 
auf ſofortiges Verbot dringen, während andere ein allmähliches Unter⸗ 
drücken der unheilvollen Gewohnheit für vorteilhafter hielten. Bei 
den Formoſanern war die Gewohnheit ſeit Generationen angenommen 
und in ihr fanden ſie ihren einzigen Genuß und ausſchließliche Er⸗ 
quickung. Wollte man da eine ſofortige Entſagung gebieten, ſo wäre 
eine ernſte Reaktion unvermeidlich geweſen, und wenn ſie dann ihrem 
Groll und ihrer Feindſchaft einen praktiſchen Ausdruck gaben, ſo war 
die Verbeſſerung der öffentlichen Angelegenheiten in Gefahr. Mit 
der Abſicht, dieſer Gewohnheit allmählich aber auch ernſtlich ein Ende 
zu bereiten, beſchloß die Regierung, eine Spezial⸗Geſundheitsabteilung 
mit einem kombinierten und wirkſam arbeitenden Mechanismus zu 
organiſieren. Die große Wichtigkeit ſolcher Maßnahmen erfordert 
eine Leitung in viel größeren Verhältniſſen, als die einer kleinen 
Abteilung der öffentlichen Angelegenheiten. Die Gründung eines 
unabhängigen Sanitätsamtes war unvermeidlich, um jene Maßregeln 
erfolgreich durchzuführen. Durch die Errichtung eines Opium⸗ 
monopols wurde ſpäter die totale Ausrottung des Laſters bewirkt. 

Der Zuſtand des Verkehrs zwiſchen Japan und Formoſa konnte 
1896 die wachſenden Bedürfniſſe nicht mehr befriedigen, noch weniger 
aber die Entwicklung der Hilfsquellen auf der Inſel fördern. Unter 
Gewährung einer jährlichen Subvention von 60000 Pen, die die Re⸗ 
gierung von Formoſa der Oſaka-Shoſen⸗Kaiſha bewilligte, fand die 
Eröffnung zweier Dampfſchiffahrtslinien zwiſchen Kobe und Kee⸗ 
lung ſtatt, von denen eine in Bakan, Nagaſaki, Kagoſhima, Okinawa 
und Tayeyama und die zweite in Oſhima und Okinawa anlaufen 
mußte. Aber nur drei Schiffe von je etwa 1000 Tonnen verſahen 
den ganzen Verkehr und legten die Entfernung nur dreimal im Monat 
zurück. Sie wurden höchſtens noch von einigen Schiffen unterſtützt, 
die von der Regierung befrachtet wurden und, den Dienſt der Regie⸗ 
rung verſehend, gleichzeitig Paſſagiere und Waren beförderten. Es 
wurde deshalb beſchloſſen, durch angemeſſene Subventionen für das 
nächſte fiskaliſche Jahr die folgenden Linien zu errichten: 
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a) von Kobe nach Keelung, via Ujina, Moji, Nagaſaki und Miſum. 

b) von Kobe nach Keelung, via Kagoſhima, Oſhima, Okinawa und 
Tayeyama. 

c) von Kobe nach Keelung, direkt ohne Anlaufen. 

d) Küſtendienſt. 

e) Tamſui⸗Süd⸗China⸗Linie, von Tamſui nach Anping, Taku, 
Hongkong, Swatow, Amoy und Foochow. 


Im Innern von Formoſa leben die Eingeborenen in unzu⸗ 
ſammenhängenden, iſolierten Gruppen, ohne jeden Verkehr mit ihren 
Nachbaren. Die ganze Inſel, vom Geſichtspunkt des Verkehrs aus 
betrachtet, gleicht einem menſchlichen Körper, deſſen Adern unter⸗ 
bunden ſind. Unter ſolchen Verhältniſſen iſt eine wirkſam durch⸗ 
greifende Verwaltung mehr als wir hoffen können. Die Frage des 
Straßen- und Eiſenbahnbaues verlangte die unverzügliche Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Regierung. 

Das Eiſenbahnſyſtem in Formoſa kann in vier Sektionen geteilt 
werden: 1. von Keelung nach Takow über Taipeh, Taichou, Taiman ꝛc. 
der Weſtküſte entlang; 2. von Keelung nach Jirau; 3. von Taku nach 
Kontzur; 4. von Kontzur nach Jirau die Oſtküſte entlang. Von dieſen 
war natürlich die erſte die dringlichſte und wichtigſte. Unſer Eiſen⸗ 
bahnkorps beſchäftigte ſich indes zunächſt mit der Wiederherſtellung 
der beſtehenden Linie zwiſchen Keelung und Taipeh, die ſchon von 
den Chineſen gebaut und befahren worden war, und es erforderte 
nur kurze Zeit, um ſie wieder betriebsfähig zu geſtalten. Für die 
Linien ſüdlich von Taipeh beläuft ſich der Koſtenanſchlag auf 18000000 
Yen. Dagegen nimmt man als ſicher an, daß die Vollendung des 
umfangreichen Programmes, die Inſel mit vorzüglichen Verkehrs⸗ 
mitteln verſehen wird. Eiſenbahnen ſind die Haupttriebfeder des in⸗ 
duſtriellen Fortſchritts, einer wirkſamen militäriſchen Verteidigung 
und einer guten Verwaltung. Es iſt deshalb auch keine Zeit ver⸗ 
loren worden, um die Vollendung dieſer Linien aufs eifrigſte zu för⸗ 
dern. Man hatte auch gehofft, zum Bau für einige der notwendigſten 
Linien das Privatkapital heranziehen zu können, aber dies erwies 
ſich als unmöglich, ſelbſt nicht mit dem Angebot bedeutender Sub⸗ 
ſidien, und das ganze Werk mußte von der Regierung — und unter 
Aufnahme beſonderer Beträge durch Anleihen — unternommen 
werden. 
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Der Bau der Verkehrsſtraßen auf der Inſel wurde ſofort in An- 
griff genommen und ſeitdem beſtändig weitergeführt. Chauſſeen, die 
den Eiſenbahnen entlang die ganze Inſel durchlaufen ſollten, wurden 
geplant. 

Obwohl Formoſa reich an guten Hafenplätzen iſt, kommen dieſe 
doch ſämtlich nur für kleinere Fahrzeuge in Betracht. Für ſeefahrende 
Schiffe von irgend beträchtlichen Dimenſionen kann faſt keiner von 
ihnen als Ankerplatz dienen. Der Ausbau von guten Häfen bildete 
daher ein Unternehmen, das die unverweilte Aufmerkſamkeit der Re⸗ 
gierung erforderte. Sowohl Keelung wie Taku wurden vermeſſen und 
mit der Abſicht, ſie zu brauchbaren Hafenplätzen zu machen, unter⸗ 
ſucht. Keelung bildet eine wichtige Zwiſchenſtation auf der Verbin⸗ 
dungslinie mit Japan, und Taku darf als Baſis für die Verbindung 
mit den ſüdchineſiſchen Häfen gelten. 

Die Verbeſſerungen der Eiſenbahnen, Landſtraßen und Häfen 
ſtanden natürlich in engſter Beziehung mit Ausgaben von nicht ge— 
ringer Höhe aus dem Staatsſäckel, aber wegen der zukünftigen Ent- 
wicklung von Formoſa und des Fortſchritts unſerer nationalen Macht 
fühlte ſich die Regierung mehr als berechtigt, jene Ausgaben zu 
machen. 


II. Die gegenwärtige Lage.“) 


Von Dr. Shimpei Goto, 
Zivil⸗ Gouverneur von Formoſa. 


Formoſa (Tai⸗wan) darf als zu Hokoto gehörig betrachtet werden 
— d. h. zu den Pescadores- und den benachbarten Inſeln, die im 
ganzen 76 zählen. Die geſamte Bodenfläche dieſer Gruppe umfaßt 
15535 Quadratmeilen, und die Geſamtbevölkerung betrug 1899 
2758161, einſchließlich 33 120 Japaner. Zwölf Monate vorher er- 
gab die Geſamtzahl 2665511, einſchließlich 25585 Japaner, und dies 
darf als Maßſtab für das rapide Wachstum der Kolonie dienen. 

Die heimiſche Regierung hatte dieſe Inſeln zunächſt mit einer 
ſtabilen Regierungsform zu verſehen, anerkannte ſanitäre Vorſchriften 
zu erzwingen, ein gerechtes Syſtem der Landabſchätzung einzuführen, 
für die Erziehung der Eingeborenen zu ſorgen und Arbeiten, die dem 


) Statiſtiſches über Formoſa enthält Anhang P. 


— 605 — 


allgemeinen Wohl dienen ſollten, in Angriff zu nehmen. Eiſenbahnen 
mußten gebaut und angemeſſene Wohnhäuſer für die Beamten er⸗ 
richtet werden, ebenſo für die Bureaus der öffentlichen Angelegen— 
heiten. Häfen mußten ausgebaggert und im Intereſſe des heimiſchen 
und Außenhandels verbeſſert werden. Die Führung von Grund- 
büchern für die geſamte Inſelgruppe drängte ſich als Notwendigkeit 
auf, als Baſis für die Nationaliſierung des Landes und zur Ver— 
anlagung der wichtigſten Steuern. Auch an Geld- und Bankweſen 
mußte für die neue Kolonie gedacht werden. Daß ein ſolch umfang- 
reiches Programm nicht in ein oder ſelbſt zwei Jahrzehnten voll- 
kommen ausgeführt werden konnte, war zu erwarten. Aber ſehr 
viel iſt bereits geſchehen, und für die weitere Fortführung aller noch 
zu erledigenden Unternehmungen ſind Vorkehrungen getroffen worden. 

Die Regierung von Formoſa hat tatſächlich, ſeitdem die Inſel 
unter japaniſche Oberhoheit gekommen iſt, nicht weniger als 3072000 
Pfund Sterling für Eiſenbahnen, Telegraphen, Häfenverbeſſerungen 
und andere öffentliche Unternehmungen ausgegeben. Wenn die mili⸗ 
täriſchen Ausgaben außer Betracht bleiben, die dank den friedlichen 
Verhältniſſen der Inſel, herbeigeführt durch eine heilſame Verwal— 
waltung, einen ziemlich geringen Umfang angenommen haben, jo be- 
laufen ſich die Geſamtausgaben der Kaiſerlichen Regierung für For⸗ 
moſa auf die ſtattliche Summe von 9786000 Pfund Sterling. 

Andererſeits ſtiegen die Einnahmen der Inſel in derſelben Pe⸗ 
riode auf 5930000 Pfund Sterling. Dieſe Summe nebſt einer Sub⸗ 
vention von zirka 2500000 Pfund Sterling und einer Anleihe von 
1300000 Pfund Sterling genügten zum Ausgleich. 

Es bedarf indes der Erwähnung, daß ſowohl die Subvention wie 
die Anleihe faſt ausſchließlich für die Ausführung öffentlicher Arbeiten, 
die nachher ſpezifiziert werden, Verwendung gefunden haben; dieſe 
Summen, obwohl ſie ohne Nutzen verausgabt zu ſein ſcheinen, müſſen 
als ein Kapital angeſehen werden, das gut und nutzbringend und zu 
Gunſten der Einwohner angelegt worden iſt. 

Im Jahre 1899 unterbreitete Baron Kodama, Generalgouver- 
neur von Formoſa, dem Parlament in Tokyo ein Programm für 
öffentliche Unternehmungen, deren Ausführung ſich über einen Zeit⸗ 
raum von 20 Jahren erſtrecken ſollte; damit verbunden legte er ein 
Projekt vor, das die drei Hauptinduſtrien der Inſel in Regierungs⸗ 
monopole verwandeln ſollte. 
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Nach ausgedehnten Verhandlungen gingen die Vorſchläge in ein 
Geſetz über und umfaßten auch die Pläne einer Stammlinie von Eiſen⸗ 
bahnen, vom Norden bis zum Süden Formoſas, ferner die Grund- 
bucheintragungen der Ländereien, ſowie die Errichtung angemeſſener 
Gebäude für Regierungsbureaus und Beamtenwohnungen. 

Um die Koſten dieſer Unternehmungen zu decken, autoriſierte das 
Parlament die Kolonialregierung von Formoſa, eine Anleihe im Be— 
trage von 3500000 Pfund Sterling aufzunehmen, und deren Ka- 
pital wie Zinſen aus den Revenuen der Inſel zu bezahlen. Die 
veranſchlagten Ausgaben beſtanden in folgendem: 

Verbeſſerung des beſtehenden Eiſenbahnſyſtems und = 
Ausdehnung desſelben zu einer vollſtändigen Hauptlinie 2 880 000 
Hafenbauten in Keelung 
Grundbuch⸗Eintragungen der Ländereien 
Bauten für Regierungsämter und Wohnungen. 120 000 
3 500 000 


Nach dem Originalprogramm von 1899 follten die Eiſenbahnen 
innerhalb zehn Jahren vollendet ſein, aber die geſamte Herſtellung 
dürfte kaum die Hälfte dieſes Zeitraums beanſpruchen. Schon iſt 
ein großer Teil dem Verkehr übergeben zur vollkommenſten Befrie⸗ 
digung aller, und die ſich aus den Eiſenbahnen ergebenden Einkünfte 
geſtalten ſich viel bedeutender, als man vorausſetzen durfte. Die 
letzten Berichte ergeben 158 engliſche Meilen der in Betrieb befindlichen 
Bahnen, nämlich: 

Von Keelung nach Taihoku (Taipeh) . . . 19 Meilen 
„ Taihoku „ Tamſui (Hobe) 
5 77 „ Bioritſu (Maoli) 

Kagi „ Tainan (Tai⸗wan⸗fu) 

Tainan „ Takow (Takao) 

Die Linie zwiſchen Bioritſu und Kagi über Taichou, 82 Meilen, 
iſt derartig in Arbeit genommen, daß man von beiden Endpunkten 
gleichzeitig angefangen hat, und ſobald dieſe Sektion vollendet iſt, 
wird jede Unterbrechung von Keelung im Norden bis Takow im 
Süden aufgehoben ſein, und ſchließlich wird die Bahn die ganze 
Länge der Inſel durchlaufen, da ſie noch weitere 66 Meilen bis Ga— 
rambi, der Spitze des Vorgebirges im äußerſten Süden, fortgeführt 
werden ſoll. 

Es wird gleichfalls beabſichtigt, eine Oſtküſtenlinie von Pinan 
22 0 46’ nördlicher Breite bis nach Karenko 24 nördlicher Breite, 
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die ungefähr 50 Meilen lang iſt, zu bauen, und dieſe dann durch eine 
Bahn quer durch die Breite des Landes und über das Gebirge mit 
einem Punkte der Weſtküſte der Inſel zu verbinden. Noch eine andere 
Landquerbahnverbindung von 47 Meilen Länge ſoll zwiſchen Tai⸗ 
hoku und So⸗o (Soao) an der Oſtküſte in der Nähe von Dome-Point 
an der Straße von Giran (Gilan) angelegt werden. Danach 
wären nun 158 Meilen Eiſenbahnen in vollem Betrieb, 82 Meilen 
in Arbeit und 132 Meilen ſo weit vorbereitet, daß ihre Ausführung 
in der nächſten Zeit vor ſich gehen kann. Es bedarf wohl kaum der 
Erwähnung, daß die Eiſenbahn ſich wieder als ein mächtiges Reiz 
mittel für die Induſtrie aller Art herausſtellt und auf dem beſten 
Wege iſt, ſich als der Hauptfaktor der Entfaltung Tai⸗wans unter 
der Herrſchaft Japans zu erweiſen. 

Über 200 Meilen ſchmalſpuriger Straßenbahn wurden ebenfalls 
von der Regierung auf der Inſel angelegt, teilweiſe, um dem Trans⸗ 
port militäriſcher Bedürfniſſe wie auch der Fortſchaffung von Wagen 
und Paſſagieren zu dienen. Der Hauptteil der Straßenbahn ver⸗ 
mittelt die Verbindung von Bioritſu nach Kagi, Punkte, zwiſchen denen 
die Eiſenbahn noch im Bau begriffen iſt, die 82 Meilen voneinander 
entfernt ſind. Urſprünglich war die Bahn zwiſchen Tainan und 
Sninchiku, eine Entfernung von 140 Meilen, gelegt worden und hatte 
mehrere Zweigbahnen, ſo daß die Verbindung zwiſchen den wichtigſten 
Städten verbeſſert war, ehe die Eiſenbahn ſie erreichte. Straßenbahn⸗ 
Halteſtellen beſtehen an allen wichtigen Punkten der Route und immer 
nur wenige Meilen voneinander entfernt. Transportkoſten werden 
nach einem feſtgeſetzten Tarif erhoben, überſteigen aber im Durchſchnitt 
nicht den Preis von 1 Penny per Meile. Die Miniatur-Perſonen⸗ 
wagen haben Sitzplätze für vier Perſonen, ſind mit einem Schutzdach 
verſehen und werden von Kulis gezogen. Die Geſchwindigkeit, die 
erzielt wird, iſt, in Anbetracht, daß ſie durch Menſchenkraft erzeugt 
wird, befriedigend. 

Die Ausbaggerungsarbeiten im Hafen von Keelung ſind in 
dem Poſten von 200000 Pfund Sterling des Koſtenanſchlages von 
1898 eingeſchloſſen, aber es iſt nachträglich beſchloſſen worden, die 
Arbeiten dahin zu vervollſtändigen, daß eine Mole, Hafendämme, 
Quais, Docks und Warenhäuſer angelegt werden ſollen. Außerdem 
iſt man auf eine Verſchönerung der Stadt Keelung bedacht, deren Koſten⸗ 
anfchla;, indes der Gegenſtand einer neuen Vorlage an das Parla- 
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ment bilden ſoll. Sobald die jetzt in Angriff genommenen Bagger- 
arbeiten vollendet ſein werden, ſoll der Hafen von Keelung einen in⸗ 
neren und äußeren Dampfſchiffhafen mit einer Waſſertiefe von 36 
Fuß und nicht weniger als 9 Fuß im Dſchunkenhafen (innere La⸗ 
gune) beſitzen. Der innere Dampfſchiffhafen hat dann einen Lan⸗ 
dungsquai von 1000 Fuß Länge, ſo daß mehrere Küſtendampfer, d. h. 
Japan anlaufende Dampfer gleichzeitig anlegen können. Der äußere 
Dampferhafen ſoll dann mit einem Quai und zwei Dämmen verſehen 
ſein, deren Waſſerlinie eine Länge von 3000 Fuß haben ſoll, ſo daß 
ſieben oder acht Ozeandampfer an ihnen vor Anker gehen können, 
da die Tiefe dem größten der jetzt ſchwimmenden Koloſſe genügen 
dürfte. Schiffe, die im äußeren Hafen ankern, werden den Schutz einer 
Mole von 4000 Fuß Länge haben, die nicht weniger als 8000000 Yen 
verſchlingt und ſechs bis ſieben Jahre zu ihrer Herſtellung braucht. 
Große Arbeitswerkſtätten werden gebaut, eine geräumige Warenhalle 
mit überdachten Cargoſchuppen iſt in Arbeit, und Schienen durch- 
kreuzen Quais und Hafendämme, fo daß Güter direkt vom Eifen- 
bahnwagen aufs Schiff durch hydrauliſche und Dampfkranen ver⸗ 
laden werden können. Die geſamten Werke, wie ſie geplant ſind, ſollen 
bis 1904 vollendet fein, und eine Vergrößerung der Quais und Hafen⸗ 
dämme kann je nach dem Bedarf des zunehmenden Verkehrs vor- 
genommen werden. 

Auf der Weſtſeite ſind ausgiebige Docks, Schuppen und Dämme 
für die Armee und Marine vorgeſehen. Die Regierung mußte 250 
Morgen Land reklamieren, um ihr Programm auszuführen, und nach 
ſeiner Vollendung dürfte Keelung einen vollkommen ſicheren und vor- 
teilhaften Hafen beſitzen. Da Keelung als Haupthafen von Formoſa 
beabſichtigt iſt, ſo muß deſſen Einrichtung auch den Bedürfniſſen einer 
ſchnell ſteigenden Industrie und einem ſich ausdehnenden Handel ge⸗ 
wachſen ſein. 

Der Tamſui⸗Hafen iſt ebenfalls verbeſſert worden, denn feine 
Lage macht ihn zum natürlichen Verſchiffungsplatz für den Norden 
Formoſas. Der Fluß hat an feiner Mündung eine ſtörende Sand- 
bank, die Schiffen mit mehr als 13 Fuß Tiefgang den Ein- und 
Ausgang wehrt, ſo daß die Regierungsingenieure für die Ausführung 
vorſpringender Dämme an den Seiten der Sandbank zu ſorgen haben, 
um zwiſchen ihnen den Fluß im tiefen Waſſer dem Meere zuzu— 
führen. Nachdem dann die gänzliche Beſeitigung der Sandbank er- 
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folgt fein wird, muß beſtändiges Baggern den Ankergrund vertiefen, 
und Befeſtigungen der Flußufer und Quais vorgenommen werden. 
Sobald dieſe Arbeiten vollendet ſein werden, wird der Hafen von 
Tamſui imſtande fein, Schiffe von 2— 3000 Tonnen aufzunehmen. 

Takow oder Taku beſitzt als Hafen eine geſchützte Bucht oder 
Lagune von einigen Meilen Länge und vom Meer durch eine Sand— 
bank getrennt, deren Vertiefung nur eine ſchmale Einfahrt zuläßt. 
Aber auch innerhalb der Lagune und über der Sandbank bleiben 
kaum 15 Fuß Waſſer, und um den Hafen größeren Schiffen zugängig 
zu machen, muß die Regierung genügend baggern laſſen, um vier 
bis fünf Ozeanſchiffen Schutz zu bieten und muß der Sandbank ſo 
viel abnehmen, um eine genügend große Einfahrt zu ſchaffen. Später 
ſoll Takow dann auch mit einer Mole verſehen werden. 

Die Regierung hat auch der Beleuchtung der Küſten große Auf— 
merkſamkeit gewidmet, und es iſt ſehr viel nach dieſer Richtung, be⸗ 
ſonders auf Formoſa und der Pescadoresgruppe geſchehen, ſeitdem 
ſie dem japaniſchen Reich angehören. Die bis jetzt errichteten Leucht- 
türme befinden ſich in: 

Fuki⸗Kap (im äußerſten Norden) 2. Klaſſe 
Hafen von Keelung 5 
FFC Sue ze Auen 4. 
GIB (SH). a. ee N 4. 
Garambi (ſüdlichſtes Vorgebirge) . 1. 
Takow (Taku) 6. 
C 6. 
Pescadores-Bakk ooo 4. 
Pescadores (nördlicher Felſen) .. 1. 
Pakſa⸗Kap 3 
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Über 200 Meilen Telegraphen- und 600 Meilen Telephondrähte 
ind im Anſchluß an den Poſtdienſt hergeſtellt worden, der in allen 
Städten und Hauptdörfern Ämtern, die ſich im ganzen auf 109 be⸗ 
ziffern, zugeteilt iſt. Die auswärtigen Poſtſendungen werden von Kee⸗ 
lung direkt nach Japan durch die Oſaka-Shoſen-Kaiſha verſchifft. Die⸗ 
jenigen von Tamſui und Anping nach den chineſiſchen Häfen ver⸗ 
mittelt die Douglas⸗Lapraik⸗Geſellſchaft oder die Oſaka-Shoſen⸗Kaiſha. 

Durch ſubmarine Kabel hat Formoſa auch telegraphiſche Verbin- 
dung mit Japan und den Pescadoresinſeln. 

Dieſe Arbeiten konnte die Regierung ſchon durch ihren eigenen 
Kabeldampfer, den „Okinawa-Maru“ ausführen laſſen. 

Japan. 39 
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Die alten und ſchlecht eingerichteten Gebäude, die die Chineſen 
hinterlaſſen hatten, ſtellten ſich als gänzlich unbrauchbar für die 
Unterkunft der Beamten des neuen Regimes heraus, beſonders, da 
ſie aller ſanitären Einrichtungen entbehrten. Daraus folgte als erſte 
Notwendigkeit der möglichſt ſchnelle Aufbau geeigneter Amtslokali⸗ 
täten und Wohngebäude. Vor allem mußte in der Hauptſtadt Taipeh 
eine durchgehend neue Kanaliſation eingeführt und geſundes Trink⸗ 
waſſer beſchafft, Neubauten für japaniſche Beamtenwohnungen her⸗ 
geſtellt und mit ſanitären Einrichtungen verſehen werden. Viele 
der neuen Häuſer ſtehen fertig da und ſind bereits bewohnt. Das 
Regierungsgebäude in Taipeh für den Generalgouverneur und das 
für den Regierungspräſidenten von Formoſa ſind beide ſehr befrie⸗ 
digende und ſogar ſehr ſchöne Bauten. Die fortgeſetzt gute Geſund⸗ 
heit unſeres Beamtenperſonals beweiſt den durchgreifenden Erfolg 
in dieſer Hinſicht. Die Sterblichkeit unter ihnen reduzierte ſich von 
4,73 9% in 1896 auf 1,1% in 1900. Der Sterblichkeitsdurchſchnitt 
der Geſamtbevölkerung, ausſchließlich der wilden Stämme, beträgt 
jetzt 0,76 0% jährlich. 

Auch Gefängniſſe mußten an verſchiedenen Orten hergerichtet 
werden, und zwar nach dem Modell der fortgeſchrittenſten Straf⸗ 
anſtalten von Japan ſelbſt. 8 

Schon 11 Krankenhäuſer, von denen das in Taipeh das ſtatt⸗ 
lichſte iſt, konnten fertiggeſtellt werden und ein regulärer Dienſt von 
Graduierten der Kaiſerlichen Univerſität für mediziniſche Wiſſen⸗ 
ſchaften, oder von Spezialärzten, die in Europa ſtudiert haben, iſt 
für ſie ernannt worden. Außer den Hoſpitalärzten wurden nicht 
weniger als 72 approbierte Mediziner von der Regierung angeſtellt 
und beſoldet, die zur Hilfeleiſtung für die geſamte Bevölkerung über 
die ganze Inſel verteilt ſind. Um eingeborene Arzte auszubilden, iſt 
eine Schule in Taipeh errichtet, an der bereits 100 Studierende aus⸗ 
gebildet werden, und der Erfolg der Erziehungsmethode wird als be⸗ 
friedigend bezeichnet. 

Eine ſehr ernſte Frage war die der Erziehung. Vor allem war 
es erforderlich, den Gebrauch der japaniſchen Sprache zur herrſchen⸗ 
den auf der Inſel zu machen, aber vorläufig überwog die Not⸗ 
wendigkeit, daß ſich japaniſche Beamte mit der Landesſprache ver⸗ 
traut machten. Um dieſem Bedürfnis gerecht zu werden, errichtete 
man in Taipeh, gerade ein Jahr, nachdem die Inſel in japaniſchen 
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Beſitz übergegangen war, eine Zentral- Sprachenſchule für den doppel⸗ 
ten Zweck, die Eingeborenen Japaniſch, und die Japaner die Landes⸗ 
ſprache zu lehren. 

Die Zentral⸗Sprachenſchule teilt ſich in die Normalſchul-Abtei⸗ 
lung und die Sprachen-Schulanſtalt. In der Normalſchul⸗Abteilung 
ſollen japaniſche Studierende zu Lehrern für die Elementarſchulen und 
zum Unterricht der eingeborenen Kinder erzogen werden, ferner um 
die Ortsſprache, den nautiſchen und Elementarunterricht den japa⸗ 
niſchen Kindern zu erteilen. Die Zahl der lernenden Kinder beläuft 
ſich gegenwärtig auf 45. Die Sprachſchul-Anſtalt zerfällt wiederum 
in zwei Abteilungen, die eine für das Studium der japaniſchen Sprache 
durch Eingeborene, die andere zum Erlernen der Landesſprache durch 
japaniſche Schüler. Die Studierenden beider Sprachen erhalten ihren 
Unterricht für den Zweck öffentlicher oder privater Beſchäftigung in 
Formoſa. Einigen eingeborenen Studierenden gab man gleichzeitig eine 
techniſche Elementarſchulung, mit beſonderer Rückſicht auf den Eiſen⸗ 
bahn⸗ und Telegraphendienſt, und der Verſuch hat ſich als erfolg— 
reich herausgeſtellt. Augenblicklich erhalten 91 Studierende ihren 
Unterricht in der japaniſchen Sprachabteilung, 16 in der Eiſenbahn⸗ 
und Telegraphenſektion und 25 in der Landesſprache der Inſel. Der 
Zentral-Sprachſchule ſind noch drei Hilfsſchulen angegliedert. Die 
erſte Hilfsſchule mit 251 Schülern iſt dem Intereſſe der jugendlichen 
Eingeborenen gewidmet, und man beabſichtigt ſie gleichzeitig als 
Muſter für Elementarerziehung in Formoſa auszubilden, um den 
Studierenden der Normalſchulen Gelegenheit zu geben, ſich in praf- 
tiſchem Unterricht zu betätigen. 

Die zweite Hilfsſchule ſoll den japaniſchen Kindern dienen und 
beſteht aus einer Elementarſchule mit ſechsjährigem Lehrplan, einem 
zweijährigen Ergänzungskurſus und aus einer Mittelſchule mit fünf⸗ 
jährigem Lehrplan. Die Anzahl der Schüler der unteren Klaſſen be⸗ 
trägt gegenwärtig 339, 27 im Ergänzungskurſus und 177 in der 
Mittelſchule. 

Die dritte Hilfsſchule bietet den Mädchen der Eingeborenen einen 
Elementarunterricht und gleichzeitige Anleitung für Hausarbeiten; ſie 
enthält augenblicklich 131 Schülerinnen. 

Außer dieſem Zentralinſtitut für Erziehung ſind an den wich⸗ 
tigſten Plätzen der Inſel Schulen begründet worden, ſo daß z. B. in 
jeder der drei Hauptſtädte, Taipeh, Taichu und Tainan jetzt eine ge⸗ 
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wöhnliche Normalſchule beſteht. Deren Schüler ſind ſämtlich Einge⸗ 
borene, die zu Hilfslehrern für Elementarſchulen der eingeborenen 
Kinder herangebildet werden ſollen, während die Studierenden der 
Normalſchulen zu Vorſtehern und Lehrern an den höheren Schulen 
herangebildet werden. Die Anzahl der Schüler in den gegenwärtigen 
Schulen beläuft ſich auf 298, von denen 94 in Taipeh, 124 in Taichu 
und 80 in Tainan ſind. 

Die beſſeren Schulen für japaniſche Kinder find in den wichti⸗ 
geren Plätzen, an denen ſich eine japaniſche Bevölkerung angeſammelt 
hat, errichtet worden. Es gibt deren jetzt 11 mit einer Anzahl von 
1342 Schülern. 

Elementarſchulen für die Kinder der Eingeborenen haben ſich be⸗ 
reits über die ganze Inſel ausgebreitet, und es gibt ihrer jetzt 121 
mit einer Schülerzahl von 16034. 

Es beſtehen ferner zwei Sprachſchulen mit 11 Unterabteilungen 
für die Verbreitung der japaniſchen Sprache unter den Eingeborenen. 
Ferner wird ihnen geholfen, ihre Lebensweiſe zu verbeſſern. Sie be- 
ſitzen dazu ein Perſonal von 20 Lehrern für 355 Schüler. 

Die Monopole, die von der Regierung errichtet wurden, um⸗ 
faſſen die Artikel Opium, Salz und Kampfer. Es bedarf wohl kaum 
der Erwähnung, wie verderbenbringend das Opiumrauchen wirkt. 
Als die Japaner von der Inſel Beſitz ergriffen, fanden ſie ihre Be⸗ 
wohner mehr oder weniger dem Genuß dieſes Giftes ergeben. Es 
wurde beſchloſſen, ſeinen Genuß allmählich zu unterdrücken. Nur 
ſolchen, die dem Giftgenuß bis zu einem gewiſſen Grade verfallen 
find, und dann die Entziehung des Giftes heftige Schmerzen er- 
zeugen würde, verbleibt durch Spezialurkunde, zu deren Beſchaffung 
fie einkommen müſſen, die Erlaubnis zum fortgeſetzten Rauchen, da- 
gegen unterdrückt ein ſtrenges Geſetz ſowohl das Beginnen wie die 
Fortſetzung dieſes Genuſſes, es ſei denn der Nachweis erbracht, daß 
die Enthaltung nicht mehr möglich iſt. Das Monopol des Artikels 
übernahm die Regierung mit der ausgeſprochenen Abſicht, die ſchließ⸗ 
liche Ausrottung der Opiumſucht herbeizuführen. Die daraus ent⸗ 
ſpringenden Einnahmen belaufen ſich auf zirka 80000000 Mark 
per Jahr. 

In den ſüdlichen Gegenden der Inſel werden durch Seewaſſer⸗ 
verdunſtung beträchtliche Maſſen Salz gewonnen. So lange die Chi⸗ 
neſen im Beſitz der Kolonie waren, bevorzugten fie ſtets ein Mono- 
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pol für die Salzgewinnung, aber der erſte japaniſche Gouverneur, 
Graf Kabayama, glaubte durch deſſen Beſeitigung die Entwicklung 
dieſer Induſtrie zu fördern, wenn dadurch die Privatunternehmung ſich 
ihrer annähme. Aber viele Salzfelder wurden abſichtlich zerſtört, und 
durch eine Art von Ringbildung wurde der Marktpreis auf eine be— 
unruhigende Höhe geſchraubt. Baron Kodama ſtellte das Monopol, 
aber auf verbeſſerter Grundlage, wieder her, und da er zur Produktion 
ermunterte, exportiert Formoſa jetzt tatſächlich Salz nach dem Mutter⸗ 
lande. Die entſprechenden Einkünfte ſchwanken zwiſchen 30000 bis 
80000 Pfund Sterling jährlich und werden ſich vermutlich noch 
vermehren 

Formoſa verſorgt beinahe die ganze Erde mit Kampfer, aber als 
Japan die Inſel übernahm, war dieſe Induſtrie in unſicherer Lage. 
Ohne Rückſicht auf die Folgen hieb man die Kampferbäume nieder 
und bediente ſich der primitivſten Methode zu ſeiner Herſtellung. Nun 
begründete man ein Regierungsmonopol für den dreifachen Zweck: 
zum Schutz der Bäume, zur Verbeſſerung der Produktionsmethode und 
zur Schaffung einer geſunden Grundlage für dieſe Induſtrie. Man 
ſchätzt den Weltverbrauch des Kampfers auf zirka 8000000 Pfund per 
Jahr und die Erzeugung auf Formoſa findet danach ihre Regulierung. 
Der daraus entſtehende Überſchuß zu den Revenuen beträgt ungefähr 
875000 Pfund Sterling per Jahr. 

Aber auch außer dieſen Regierungsmonopolen verſpricht Formoſa 
eine hoffnungsreiche Zukunft, die ſich auf reiche Landwirtſchaft und 
minerale Hilfsquellen gründet. Tee, Reis, Zucker, Hanf, Flachs, In⸗ 
digo, Papier, Seide, Rinder, Seeprodukte, Kohle, Schwefel und Petro⸗ 
leum ſind alles Artikel des Handels von Formoſa. Die Schritte, 
die die Regierung tut, um diejenigen Induſtrien zu unterſtützen, die 
von dieſen Produkten abhängig ſind, können nur von Vorteil ſein, 
und die Staatsrevenuen werden durch die gemachten Fortſchritte er⸗ 
höht. Zucker bildet ein Hauptprodukt der Landwirtſchaft in Formoſa, 
ſowohl in bezug auf das bebaute Gebiet, wie auf die Zahl der dabei 
beſchäftigten Perſonen. In der Nähe von Kagi dehnen ſich die Felder 
über einen Raum von 25 engliſchen Meilen von der Küſte bis zum 
Fuß der Berge aus, und weißer wie brauner Zucker wird im Süden 
produziert, während im Norden nur brauner Zucker hergeſtellt wird. 
Im ganzen ſind 41000 Morgen der Inſel dem Zuckerbau gewidmet, 
und die Induſtrie iſt ſchon ſehr alt, da ſie anſcheinend vom 15. Jahr⸗ 
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hundert datiert. Im Jahre 1870 verdoppelte ſich die Ausfuhr plötz⸗ 
lich, und während des dieſem Jahr folgenden Jahrzehntes ſtieg ſie 
von 37000000 Pfund auf 141500000 Pfund, den größten bisher ver- 
zeichneten Ertrag. Zurzeit beträgt das durchſchnittliche Ergebnis zirka 
93000000 Pfund, und zwar 20000 bis 42000 Pfund per Morgen. 
Die Regierung erwarb ſieben amerikaniſche Zuckerrohr-Preßmühlen, 
um die Pflanzer zu ermutigen, und kürzlich iſt eine Formoſa⸗Zucker⸗ 
Fabrikationsgeſellſchaft gegründet worden, die einer glücklichen Zu⸗ 
kunft entgegenzugehen ſcheint. Ihre Werke ſind in Kioſhito, zehn 
Meilen nördlich von Takow, mit Maſchinen neueſter Konſtruktion 
ausgeſtattet, die direkt von England bezogen wurden. Wenn For⸗ 
moſas Zuckerinduſtrie während der nächſten paar Jahre ihre augen- 
blickliche Entwicklungsgeſchwindigkeit beibehält, ſo wird die Einfuhr 
dieſes Artikels in das Kaiſerreich von Japan zweifellos ſtark zu- 
rückgehen. 

Formoſas Teeprodukte können durch beſſeren Anbau und beſſere 
Herſtellung an Güte gewinnen und dann vielleicht in Amerika das⸗ 
ſelbe hohe Anſehen wieder erlangen, das ſie früher dort genoſſen 
hat, denn Oolong iſt ein der Inſel eigentümlicher Tee. 

In den meiſten Teilen von Formoſa werden alljährlich zwei 
Reisernten erzielt, und ſowohl die Güte wie die Menge können be— 
deutend verbeſſert werden. Die japaniſche Regierung tut daher gut 
daran, den landwirtſchaftlichen und induſtriellen Fortſchritten der Ko⸗ 
lonie beſondere Aufmerkſamkeit zu ſchenken. 

Der jährliche Ertrag an Gold iſt jetzt nur zirka 100000 Pfund 
Sterling, aber er kann vermehrt werden, und Kohlen- wie auch Pe- 
troleum- und Schwefellager find auf der Inſel vorhanden und können 
vorteilhaft ausgebeutet werden. 

Auch das Bankweſen und Münzſyſtem ſind in Pflege genommen 
worden. Die Bank von Formoſa wurde begründet, und die Haupt⸗ 
zwecke, denen ſie dienen ſollte, waren erſtens, als Zentralorgan der 
Geldzirkulation Formoſas zu wirken, zweitens die ökonomiſchen Fort- 
ſchritte der Inſel zu fördern, indem fie Geld für Handels-, Induſtrie⸗ 
und öffentliche Unternehmungen liefert und ihre natürlichen Hilfs— 
quellen entfaltet, und drittens, die ungeregelte Lage des dortigen Geld— 
marktes zu verbeſſern. 

Es iſt jedoch in Erwägung gezogen worden, ihre Unternehmungen 
über Süd⸗China und die Inſeln der ſüdlichen Gewäſſer des Stillen 
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Ozeans auszudehnen und fie zu einer wirklich nutzbringenden In⸗ 
ſtitution dieſer Diſtrikte zu machen. 

Als die gegenwärtige Organiſierung der Bank unternommen 
wurde, hielt man es für nötig, das Geſetz, unter dem die Bank ihre 
Beſtätigung erhielt, dahin zu verbeſſern, daß ihr die Vollmacht zur 
Ausgabe in Silber konvertierbarer Noten gegen Hinterlegung von 
Silberbarren oder erſtklaſſiger Sicherheiten bis zur Höhe von 500000 
Pfund Sterling gegeben wurde. 

Bei der Verleihung dieſes Privilegs wurde beſtimmt, daß die 
Regierung 100000 Pfund Sterling des Bankkapitals zuſteuern ſollte, 
und daß die den Aktien bis zu dieſem Betrage zukommenden Dividenden 
während der erſten fünf Jahre des Beſtehens der Bank ihrem Re- 
ſervefonds überwieſen werden ſollten, um die finanzielle Kraft dieſes 
Unternehmens zu unterſtützen. Ferner lieh die Regierung der Bank 
zinslos die Summe von 200000 Pfund Sterling in Silber, die dazu 
beſtimmt war, einen Teil der oben erwähnten Reſerve zu bilden 
zum Zwecke der Einlöſung der Noten, die ſie berechtigt war, aus⸗ 
zugeben. Die Geſchäfte der Bank wurden im September 1903 be⸗ 
gonnen. Ihre Zweig⸗ und Unter⸗Zweigbureaus zählen jetzt elf, und 
ihre Transaktionen werden täglich größer. 

Es war beim Beginn im Jahre 1895 nicht leicht zu beſtimmen, 
welche Währung und welches Münzſyſtem in Formoſa zur Anwen⸗ 
dung gelangen ſollten, denn obwohl man ſagen konnte, daß tatſäch⸗ 
lich eine Kupferwährung beſtand, konnte nach den Handelsgebräuchen 
nicht verkündet werden, daß Kupfer in dieſem Sinne eine legale Exi⸗ 
ſtenz habe. Mexikaniſche und ſpaniſche Dollars und die Dollarmünze 
von Hongkong waren alle als Tauſchmittel im Gebrauch, aber nur 
nach ihrem relativen Wert als Silber. Papiergeld war auf der Inſel 
niemals in Gebrauch. 

Unter der neuen japaniſchen Verwaltung fing die Kolonialregie⸗ 
rung an, ihre Zahlungen an die Eingeborenen in japaniſchen Silber⸗ 
münzen (ens) und Banknoten zu leiſten, und die Lage des formoſa⸗ 
niſchen Münzſyſtems wurde durch das Eindringen eines neuen Ele⸗ 
mentes plötzlich geftört. Die Eingeborenen waren ſehr froh, die neuen 
Silbermünzen von Japan zu erhalten und zogen ſie allen anderen 
in Umlauf befindlichen Münzen vor, aber von dem Gebrauch von 
Banknoten hatte die einheimiſche Bevölkerung nicht die leiſeſte Idee. 
Durch kluge Handhabung auf Seiten der Bank von Japan, ſtellte 
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ſich infolgedeſſen bald ein merklicher Unterſchied zwiſchen dem rela- 
tiven Preis des Silbers und dem der Banknoten heraus. Dieſe Ten- 
denz wurde nach einiger Zeit überwunden, und die Geldlage der Inſel 
wurde allmählich dieſelbe wie die des Mutterlandes, obgleich zu jener 
Zeit der Geſchichte der Kolonie keine endgültigen Beſtimmungen hin⸗ 
ſichtlich des Münzſyſtems feſtgelegt worden waren. Im Laufe der 
Zeit wurde ein Münzgeſetz und ein Ergänzungs-Münzgeſetz für das 
ganze Kaiſerreich vom Parlament angenommen, und nachdem es die 
Kaiſerliche Genehmigung erhalten hatte, wurde es am 26. März 1897 
verkündet. Die Reform des Geldweſens von Formoſa wurde auf dieſe 
Weiſe durch Kaiſerlichen Befehl eingeleitet, und es wurden mehrere 
Verſammlungen der zur Prüfung der Frage ernannten Spezialkom⸗ 
miſſion abgehalten. Die Kaiſerliche Regierung wünſchte die Goldwäh⸗ 
rung in der Kolonie wie im Mutterlande einzuführen, jedoch ſchloſſen 
die ökonomiſchen Bedingungen, die auf Formoſa gegeben waren, dies 
aus, nicht nur, weil die Einheimiſchen des Gebrauches von Gold— 
münzen ungewohnt waren, ſondern auch weil die Handelsbeziehungen 
zu China und anderen Silberländern, und die Bezahlung chineſiſcher 
Arbeiter zur Beibehaltung des zurzeit in Umlauf befindlichen Silber- 
dollars zwangen. Geprägte Silbermünzen von einem Yen wurden 
deshalb in Formoſa als geſetzliches Zahlungsmittel gebraucht und 
zirkulieren dort unbegrenzt in Übereinſtimmung mit dem Markt⸗ 
preis, der offiziell feſtgeſetzt und in periodiſchen Zwiſchenräumen von 
der Regierung von Formoſa notiert wird. 

Die augenblickliche Geldlage der Kolonie kann daher wie folgt 
zuſammengefaßt werden:“) 

1. De facto iſt der geſetzliche Münzfuß in Formoſa das geprägte 
1 Yen⸗Stück. 

2. Die Bank von Formoſa iſt berechtigt, Noten gegen eine Silber— 
reſerve und erſtklaſſige Sicherheiten bis zur Höhe von 500000 Pfund 
Sterling auszugeben, wobei 200000 Pfund Sterling der Reſerve von 
der Regierung gegeben werden. i 

3. Alle ausländiſchen Münzen, wie oben erwähnt, werden ledig— 
lich als Metall bewertet. 


) Infolge des Ausbruches des Krieges mit Rußland und der daraus folgenden 
Notwendigkeit, in Korea und der Mandſchurei Silbermünzen für die japaniſchen 
Truppen zu verwenden, wird es vielleicht möglich ſein, in Formoſa die Goldwährung 
einzuführen. 
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In der Durchführung der verſchiedenen Reformbeſtimmungen hat 
die japaniſche Regierung ſeit der Übergabe im Jahre 1895 für For⸗ 
moſa im ganzen 18112000 Pfund Sterling ausgegeben. Dieſe Zif— 
fern ſchließen jedoch 8326000 Pfund Sterling für Militärzwecke ein, 
ſo daß die Geſamtausgaben, wie ſchon gezeigt, ſich auf 9786000 Pfund 
Sterling beliefen. Die ſchwere Belaſtung für militäriſche Unterneh⸗ 
mungen hat aufgehört; für das letzte fiskaliſche Jahr betrug dieſer 
Poſten nicht mehr als 782000 Pfund Sterling für 12 Monate, und 
wahrſcheinlich wird er in den ſpäteren Budgets noch weiter vermin⸗ 
dert werden. 

Zieht man von den 9786000 Pfund Sterling die Ausgaben für 
öffentliche Arbeiten in Höhe von 3072000 Pfund Sterling und die 
Geſamtſumme der Einnahmen im Betrage von 5930000 Pfund Gter- 
ling ab, jo findet man, daß die Nettoausgaben des Mutterlandes für 
die Zivilverwaltung 784000 Pfund Sterling betrugen oder 122000 
Pfund Sterling per Jahr. Zieht man den Flächeninhalt der Kolonie, 
der mehr als 15000 Quadratmeilen beträgt, in Betracht, ſo ergeben 
die durchſchnittlichen Ausgaben ein wenig mehr als 7 Pfund Sterling 
pro Jahr und Quadratmeile, ein auffallend niedriger Satz, wenn alle 
Hinderniſſe, die der ökonomiſchen Verwaltung einer neuen Kolonie 
im Wege ſtehen, genügend erwogen worden ſind. 

Die ſchon erwähnten Hilfsgelder wurden jährlich vermindert, wie 
die Kolonie an Stärke zunahm, und von 694000 Pfund Sterling im 
Jahre 1896 fielen ſie im Jahre 1901 bis auf 238000 Pfund Sterling. 
Umgekehrt ſtiegen die Revenuen von Formoſa von 271000 Pfund Ster⸗ 
ling im Jahre 1896 auf das Sechsfache dieſer Summe, nämlich auf 
1637000 Pfund Sterling im Jahre 1901, und man hat berechnet, 
daß wenn nicht früher, jo doch im Jahre 1901 die Kolonie ſich gänz- 
lich ſelbſt erhalten wird. Die neue Landesvermeſſung hat den jähr- 
lichen Einkünften bereits 100000 Pfund Sterling zugefügt, obwohl 
ſie zurzeit nur teilweiſe durchgeführt wird, aber nach 1905, wenn 
die neuen Verordnungen volle Wirkſamkeit erlangt haben werden, 
wird die Vermehrung des jährlichen Einkommens durch dieſe Quelle 
mindeſtens 200000 Pfund Sterling per Jahr mehr betragen. 

Die Erwähnung von jährlichen Subſidien ſcheint der Behaup⸗ 
tung, daß Formoſa ſchon jetzt der Regierung des Mutterlandes einen 
Nutzen einbringt, zu widerſprechen, doch kann die Tatſache mit Leich⸗ 
tigkeit bewieſen werden. Es erwachſen weſentliche Vorteile aus dem 
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Zwiſchenhandel zwiſchen der Kolonie und dem Mutterland, die im 
ganzen ſchon faſt 200000 Pfund Sterling jährlich ergeben. 

Der Gewinn, den das eigentliche Japan genießt, beträgt beinahe 
15 % oder 300000 Pfund Sterling per Jahr und ſtellt etwas mehr 
dar, als eine bloße Gegenrechnung für das gewährte Darlehen, das 
im vorigen Jahr auf 238000 Pfund Sterling ſank und das vor Ab- 
lauf des Jahres 1910 gänzlich getilgt ſein wird. Andererſeits muß 
der Gewinn durch den Zwiſchenhandel zunehmen. Wenn wir noch 
etwas zurückgehen, finden wir, daß der Handel zwiſchen Japan und 
Formoſa von Anfang an nicht weniger als 7000000 Pfund Sterling 
betrug, und wenn wir von dieſer Summe 15 % als reinen Gewinn⸗ 
anteil berechnen, den das eigentliche Japan aus dieſem Handel ge⸗ 
zogen hat, ergibt das mehr als 1000000 Pfund Sterling, eine 
Summe, die eine annehmbare Rückzahlung des Anlagekapitals in 
Höhe von 12182000 Pfund Sterling iſt, denn dieſes iſt die genaue 
Summe, die Japan für Formoſa ſei der Erwerbung angelegt hat. 

Man wird zugeben, daß, wenn eine Kolonie ſchon in den erſten 
ſieben Jahren ihres Beſtehens ihrem Mutterland Nutzen abwirft, 
ſie dadurch ihre Lebensfähigkeit und ſonſtige guten Eigenſchaften er⸗ 
wieſen hat. 

Formoſa hat in japaniſchen Händen dieſe Stufe erreicht. Die 
Tatſache kann noch auf anderem Wege dargelegt werden und mög— 
licherweiſe mit noch größerer Beweiskraft. Wie bereits gezeigt, bleibt 
uns, wenn wir die Einnahmen von Formoſa von ſieben Jahren 
in Höhe von 5930000 Pfund Sterling von den Geſamtausgaben in 
derſelben Zeit im Betrage von 18112000 Pfund Sterling abziehen, 
eine vom Mutterland für Formoſa ausgegebene Summe von 
12182000 Pfund Sterling. Aber die Einnahmen des letzten Jahres, 
abgeſehen von der Regierungsunterſtützung, ſtiegen auf 1637000 
Pfund Sterling. Der Gewinn für die Auslagen war dadurch beinahe 
13½ %. Wenn argumentiert wird, daß es unſicher iſt, die Brutto⸗ 
einnahme der Kolonie auf dieſe Weiſe als Grundlage für einen Ver⸗ 
gleich gegenüber dem geſamten auf der Inſel gleichſam verſenkten 
Kapital zu nehmen, können wir nochmals zu dem Punkt Hilfsgelder 
zurückkehren und den Nutzen angeben, der dem Mutterlande aus dem 
Zwiſchenhandel Jahr für Jahr lediglich auf der Baſis jener Berech⸗ 
nung zugefallen iſt. 

Im Jahre 1896 betrug die gewährte Summe 556000 Pfund 
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Sterling und der Zwiſchenhandelgewinn 105000 Pfund Sterling, mit 
anderen Worten 17,66 % Gewinn auf die Hilfsgelder. 

Im Jahre 1897 war der Gewinn 38,49 %. 

Im Jahre 1898 war er 72,66 9%. 

Im Jahre 1899 erreichte er 84,18 %. 

Im Jahre 1900 war, wie ſchon früher angegeben, das Verhält— 
nis gänzlich verändert, in dem der Geſamtgewinn 378000 Pfund 
Sterling betrug, gegenüber den Hilfsgeldern in Höhe von 238000 
Pfund Sterling. 

Wie man es auch anſehen mag, kann Formoſa nicht mehr als 
eine Laſt für den Kaiſerlich japaniſchen Schatzmeiſter angeſehen wer- 
den. Hinſichtlich ſeiner Finanzlage iſt Formoſa gänzlich unabhängig. 

Die folgende Tabelle gibt eine kurze Zuſammenſtellung der Fi⸗ 
nanzlage: 

Geſamtbetrag der in ſieben Jahren von der japaniſchen 

Regierung für Formoſa ausgegebenen Summen .. 18 112 000 £ 
Geſamtbetrag der Einnahmen der Inſel bis Ende 1901 5 930 000 „ 
r 12 182 000 £ 
Abzüglich für Militärausgaben in ſieben Jahren . 8 326 000 „ 
Die Geſamtausgaben der Zivilverwaltung betrugen . 3 856 000 £ 


Von dieſer Summe wurden nicht weniger als 3072000 Pfund 
Sterling für öffentliche Unternehmungen, wie Eiſenbahn, Telegra- 
phen, Hafenverbeſſerungen und verſchiedene vom Staate geförderten 
Induſtrien ausgegeben, woraus ſich ergibt, daß die Verwaltungsaus⸗ 
gaben in ſieben Jahren 784000 Pfund Sterling betrugen. 

Das bedeutet pro Jahr 112000 Pfund Sterling, und da der 
Flächeninhalt 15535 Quadratmeilen beträgt, waren die durchſchnitt⸗ 
lichen Verwaltungsausgaben für die Kolonie 7 * 4 sh 1 d pro Qua⸗ 
dratmeile und Jahr. 

Faßt man die Regierungsformen für die Kolonien zuſammen, ſo 
ergeben ſie: 

1. Das Verwaltungsſyſtem, für das zurzeit General Kodama ver⸗ 
antwortlich iſt, hat ſeit 1898 allen Anforderungen genügt und hat 
eine Bevölkerung zufriedengeſtellt, die aus vielen Elementen zu⸗ 
ſammengeſetzt iſt, die aus natürlichen Gründen einander mehr oder 
minder feindlich gegenüberſtehen. N 

2. Die Geſundheitsfrage. Da die Chineſen dieſen Angelegenheiten 
abſolut keine Aufmerkſamkeit gewidmet hatten, war die Sterbeziffer 
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zur Zeit, da die Inſel japaniſches Eigentum wurde, ſehr hoch. Es 
wurden ſofort Schritte getan, um der mangelhaften Entwäſſerung 
der Städte abzuhelfen, reines Trinkwaſſer durch Bohren arteſiſcher 
Brunnen und Anlage von Waſſerwerken zu ſchaffen und die Zahl 
der Moskitos und anderer ſchädlicher Inſekten, die früher ernſte 
Plagen waren, zu vermindern. Um dieſen Plan auszuführen, waren 
Hoſpitäler unerläßlich, und es wurden nicht weniger als elf dieſer 
Inſtitute gegründet. 

3. Das Grundbuch, nach dem die Länderſteuer erhoben wird, 
wurde begründet und wird immer mehr gefördert, und feine Wir- 
kungen, die durch ein bedeutend geſteigertes Einkommen aus dieſer 
Quelle erwieſen werden, ſind ſchon deutlich ſichtbar, obgleich dieſe 
Arbeit notwendigerweiſe längere Zeit bis zu ihrer Vollendung be— 
nötigt. 

4. Die angewendeten Erziehungsmaßregeln ſind weitreichend und 
einer guten Wirkung ſicher. 

5. Die öffentlichen Unternehmungen einſchließlich Telegraphen, 
Leuchttürme, Eiſenbahnen und die Verbeſſerung der Schiffahrtsein- 
richtungen in verſchiedenen Häfen werden alle in Betracht gezogen. 

6. Das Bank- und Geldweſen der Kolonie ſind auf eine zufrieden- 
ſtellende Baſis gebracht worden. 


III. Lokale Verwaltung. 
Bearbeitet vom Juſtizminiſterium. 


Die Sitten und Gewohnheiten der Einwohner von Formoſa wei— 
chen ſtark von denen Japans ab, und daher war es unmöglich, das 
Verfaſſungsſyſtem dieſes Landes ſogleich ohne bedeutende Verände— 
rungen in Formoſa einzuführen. Der erſte Schritt der Regierung 
war die Wiederherſtellung der Ordnung und die Unterdrückung des 
rebelliſchen Elementes durch die Errichtung einer Militärverwaltung, 
und der zweite war das Schützen und Ermutigen der friedlichen Be— 
völkerung. Es iſt viel darüber diskutiert worden, ob die in Japan 
1889 verkündete Verfaſſung in Formoſa zur Zeit der Annektierung 
hätte eingeführt werden ſollen oder nicht. Die Verfaſſung erwähnt 
keine territorialen Grenzen, innerhalb derer ſie anerkannt werden 
ſoll. Manche ſagen, daß die Verfaſſung des Mutterlandes notwen— 
digerweiſe auf das neu erworbene Gebiet ausgedehnt werden müſſe, 
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wenn der Herrſcher nicht den ausdrücklichen gegenteiligen Wunſch 
ausſpricht. Iſt dieſes Argument richtig, ſo würde es bedeuten, daß 
die Verfaſſungsbedingungen Japans in Formoſa angenommen wer⸗ 
den müßten, da zur Zeit der Annektierung keine dahin zielende gegen⸗ 
teilige Beſtimmung gemacht worden iſt. Dieſes würde auf die Ver⸗ 
faſſung wie auf die Geſetze Bezug haben. Es beſteht eine beſondere 
auf die Ausführung der Geſetze ſich beziehende Verfügung, die im 
Geſetz Nr. 63, März 1896, enthalten iſt. Sie beſagt, daß „die jetzi⸗ 
gen wie auch die in Zukunft zu verkündenden Geſetze, die teilweiſe 
oder gänzlich in Formoſa in Kraft treten ſollen, durch Kaiſerlichen 
Erlaß beſtimmt und beſtätigt werden müſſen.“ In der Praxis jedoch 
ereignen ſich viele Fälle, bei denen, ihrer eigenſten Natur und ihrem 
Inhalt nach, Geſetze in Formoſa als in Gebrauch ſtehend betrachtet 
worden ſind, ohne daß eine Kaiſerliche Verfügung für ihr Beſtehen 
auf dieſer Inſel exiſtiert. Bezüglich der in Japan erlaſſenen Kaiſer⸗ 
lichen Verfügungen bleibt es den Regierungsautoritäten überlaſſen, 
zu beſtimmen, ob ſie für Formoſa Anwendung finden ſollen oder nicht. 

In Formoſa beſtehen neben den Geſetzen und Verfügungen, die 
in Japan erlaſſen und auf das annektierte Gebiet ausgedehnt wurden, 
Verordnungen, die die Macht von Geſetzen haben, und die von dem 
Generalgouverneur erlaſſen werden, wie auch Departementsverord⸗ 
nungen. Die erſtgenannten werden vom Generalgouverneur von For⸗ 
moſa unter der Zuſtimmung des Kabinetts verkündet. Dieſes Kabi⸗ 
nett beſteht aus dem Generalgouverneur, dem Chef der Zivilverwal⸗ 
tung, dem Militärattache, dem Chef des Militärkabinetts, dem Chef 
des Marinekabinetts, dem oberſten Ratsherrn, dem Präſident der Be⸗ 
rufungsinſtanz, dem Generalgeſchäfts⸗Verweſer, dem Chef des Poli⸗ 
zeidepartements, den Bureauchefs, den Bureauvorſtehern (Sekretären) 
und den Ratsherren. Der Generalgouverneur entwirft die Vorla⸗ 
gen zur Genehmigung durch das Kabinett, dem er ſelbſt vorſteht. Die 
Departementsverordnungen werden vom Generalgouverneur erlaſſen, 
in Übereinſtimmung mit der Kaiſerlichen Verfügung, die Organiſation 
des Amtes für den Generalgouverneur von Formoſa betreffend. Dieſe 
Verordnungen dürfen, wenn es nötig erſcheint, Klauſeln enthalten, 
die ſich mit Strafen befaſſen, die jedoch nicht einjährige Haft oder 
Geldſtrafen von 200 Pen überſteigen ſollen. 

Im ganzen können die zurzeit in Formoſa beſtehenden Geſetze 
und Verfügungen wie folgt zuſammengefaßt werden: 
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1. Die Verfaſſung des Kaiſerreiches Japan. (1889.) 

2. Geſetze, die durch beſondere Kaiſerliche Verfügung auf For⸗ 
moſa angewendet werden. 

3. Kaiſerliche Verfügungen und Geſetze, die ihrer Natur und 
ihrem Inhalt nach in Formoſa gelten. 

4. Verfügungen mit der Macht von Geſetzen. 

5. Departementsverordnungen. 

In der Verwaltung Formoſas nimmt der Generalgouverneur 
die höchſte Stellung ein. Er unterſteht der Kontrolle des Staatsmini⸗ 
ſters des Innern. Er unterſteht auch den Staatsminiſtern für Armee 
und Marine in allen Angelegenheiten der Militär- und Flottenver⸗ 
waltung und in den Fragen, die Militär- und Marineperſonen be⸗ 
treffen. Soweit Formoſa in Betracht kommt, übt der General⸗ 
gouverneur das Amt eines japaniſchen Staatsminiſters aus. Er 
wird bei der Verwaltung von den oberſten Ratsherren, dem Polizei⸗ 
chef, den Bureauchefs, Sekretären, Räten ꝛc. unterſtützt. Es beſteht 
auch eine bereits oben erwähnte beratende Körperſchaft in der Ver⸗ 
waltung. 

Formoſa wird in 20 Verwaltungsbezirke oder Cho geteilt, denen 
je ein Chocho oder Regierungsbeamter vorſteht, der als Bezirks⸗ 
gouverneur fungiert. Einerſeits iſt der Cho eine adminiſtrative Ab⸗ 
teilung, andererſeits iſt er eine richterliche Behörde, die befähigt 
iſt, Steuern zu erheben, wie es in Japan mit den Fu und Ken 
vor der Verkündung des Organiſationsgeſetzes der Fu und Ken im 
Jahre 1890 der Fall war. In einer Verfügung mit Geſetzeskraft 
vom Jahre 1898 ſind die Beſtimmungen bezüglich des Bezirksein⸗ 
kommens in Formoſa niedergelegt. Dieſes Geſetz gibt dem Bezirks⸗ 
gouverneur das Recht, Bezirksſteuern zu erheben. Er iſt bevollmäch⸗ 
tigt, von den folgenden Steuern einige oder alle anzuordnen und 
einzuziehen: 

1. Zuſatzprozente zu den Grundſteuern. 
2. Gebäudeſteuern. 

3. Geſchäftsſteuern. 

4. Verſchiedene Steuern. 

Das aus dieſen Quellen eingenommene Geld ſoll für die Bezirks⸗ 
polizei, für öffentliche Unternehmungen, für hygieniſche Maßregeln, 
für die Erziehung ꝛc. ausgegeben werden. Dieſe Einnahmen und 
Ausgaben gehören zu denjenigen, die der Zuſtimmung des Kaiſerlichen 
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Parlamentes nicht bedürfen, gemäß der im $ 64 der Verfaſſung ent⸗ 
haltenen Beſtimmung. 

Die hauptſächlichen Spezial⸗Bezirksämter in Formoſa ſind das 
Steueramt, das Hafen⸗Quarantäneamt, das Poſt- und Telegraphen- 
amt ꝛc. Außerdem gibt es noch öffentliche Amter wie das Salz⸗, 
Kampfer⸗ und Zuckeramt, die ihre Geſchäfte ſelbſt verwalten. Es gibt 
kein beſonderes Steuer-Einziehungsamt, wie in Japan, da die Ein⸗ 
ziehung der Steuern den Bezirksgouverneuren übertragen iſt. Dies 
bezieht ſich auch auf die Forſtverwaltung. Die auf Regierungsbeamte 
bezüglichen Verfügungen in Formoſa ſind denen ſehr ähnlich, die in 
Japan in Kraft find, obgleich hinſichtlich ihrer Ernennung einige ge 
ringfügige Abweichungen beſtehen. Kaiſerliche Erlaſſe ſehen Zuſatz⸗ 
gehälter vor, die je nach der Zahl der Dienſtjahre in Formoſa ver⸗ 
ſchieden ſind. Auch in bezug auf Penſionen gibt es ähnliche beſondere 
Beſtimmungen. 

Die Gerichtsverwaltung von Formoſa wurde durch eine Ver⸗ 
fügung mit Geſetzeskraft vom Jahre 1898 beſtimmt. Durch dieſe wurde 
ein Teil der Verwaltung den Gerichtshöfen des Generalgouverneurs 
von Formoſa übertragen. Dieſer hat direkte Kontrolle über die Ge⸗ 
richtshöfe. Sie wurden in drei Bezirkshöfe und eine Berufungsinſtanz 
eingeteilt. Die Bezirkshöfe haben die Befugnis, Urteile in Zivil- und 
Kriminalſachen in erſter Inſtanz zu fällen, wie auch Vorunterſuchungen 
in Kriminalfällen ihres Diſtrikts zu leiten. Die Berufungsinſtanz iſt 
ſtets da, wo der Generalgouverneur ſeinen Amtsſitz hat. In jedem 
Gerichtshof iſt ein Geſchäfts⸗Verweſeramt errichtet. In den Bezirks⸗ 
gerichten werden alle Fragen geprüft, und das Urteil wird von einem 
einzelnen Richter gefällt, in den Berufungsinſtanzen dagegen ſind 
eine oder mehrere Kammern errichtet, wo ein Richterkollegium die 
Fälle prüft und den Spruch fällt. Faſt dieſelben Verordnungen haben 
für den Richterſtand in Formoſa Gültigkeit wie für den in Japan, 
er wird durch das Geſetz für die Organiſierung der Gerichtshöfe 
reguliert. Der Generalgouverneur kann nach eigenem Ermeſſen einen 
Richter der Inſel zeitweilig in den Ruheſtand verſetzen. Bezüglich 
der Geſchäftsverweſer beſtehen keine beſonderen Verfügungen. In 
Ausnahmefällen kann, wenn es für nötig erachtet wird, ein zeitweili⸗ 
ges Gericht an einem genehmen Ort abgehalten werden, wo Ur⸗ 
teile gefällt werden können, ohne die allgemeine Gerichtsbarkeit an⸗ 
derer Gerichtshöfe zu berückſichtigen. (Verfügung mit Geſetzeskraft 
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Nr. 2; Juli 1896.) Es beſtehen ebenfalls beſondere Verfügungen hin— 
ſichtlich der Gefängnisorganiſation. (Verfügung mit Geſetzeskraft 
Nr. 5; Februar 1899.) 

Das Aushebegeſetz iſt in Formoſa nicht in Kraft, weil es den 
japaniſchen Einwohnern von Formoſa noch nicht geſtattet iſt, ihren 
Wohnſitz zu wechſeln. Hinſichtlich der Finanzverwaltung iſt zu be— 
merken, daß ſeit Februar 1899 ein beſonderes Finanzſyſtem in For⸗ 
moſa eingeführt iſt. Mit einigen Ausnahmen find die Steuergeſetze Ja- 
pans in Formoſa nicht in Kraft. Alle Steuergeſetze in Formoſa werden 
durch Verfügungen mit Geſetzeskraft beſtimmt. Es beſtehen beſondere 
Monopolſyſteme mit Bezug auf Opium, Salz, Kampfer und Kampferöl, 
die durch Verfügungen mit Geſetzeskraft reguliert werden. 

Eine Prüfung der Durchführung der Geſetze und Verfügungen 
in Formoſa würde wohl in vielen Punkten Mängel zeigen und dies 
hauptſächlich, weil das frühere Verwaltungsſyſtem größtenteils auf 
Übereinkommen beruht, deren Vervollkommnung mit der Zeit zu 
erwarten war. Doch im ganzen kann gejagt werden, daß das Bür- 
gerliche und Kriminal-Geſetzbuch ſowie das Straf-Geſetzbuch in For- 
moſa zur Anwendung gelangen. Es beſtehen jedoch in der Durch- 
führung der Geſetze einige Ausnahmen. Die Geſetze, die in Japan 
in Kraft ſind, finden auf Japaner Anwendung, die in Formoſa leben, 
ſoweit Zivilfälle in Betracht kommen, mit Ausnahme derer, die auf 
Ländereien Bezug haben; hierbei kommen die Gebräuche, die früher 
in Formoſa maßgebend waren, zur Anwendung. In Angelegenheiten, 
die ſich auf Zivil- oder Handelsfragen hinſichtlich der Formoſaner 
und Chineſen allein beziehen, finden die zuletzt genannten Gebräuche 
Anwendung, wie auch bei den Angelegenheiten, die Verbrechen be— 
treffen, die von Formoſanern oder Chineſen begangen worden ſind. 
Obwohl die obigen Ausnahmen auf die einheitliche Durchführung 
der Geſetze nachteilig wirken können, ſind ſie Teile des unvermeid— 
lichen Übergangsſtadiums. Die Regierung hat eine Kommiſſion zur 
Erforſchung der Gebräuche auf Formoſa ernannt, um ſie den Ge— 
ſetzen beſſer anpaſſen zu können. 


Sechsundzwanzigſtes Kapitel. 


Die Stellung der Frau.“ 


Von Profeſſor Jinzo Naruſe, 
Begründer der erſten Frauen⸗Aniverſität in Japan. 

Viele Bücher über Japan ſind in engliſcher Sprache erſchienen, 
aber kaum eines hat die ſoziale Stellung der japaniſchen Frau, ihre 
Arbeit und ihren Einfluß im alten Japan beleuchtet. Oberflächliche 
Beobachter des Weſtens haben daher auch ein klägliches Mißverſtehen 
dieſer Frage verſchuldet; ſie nahmen an, daß ſie ſtets ſo nichts⸗ 
ſagend und in der Geſellſchaft ſo unwichtig ſeien, wie etwa die chine⸗ 
ſiſchen und koreaniſchen Frauen. Die gegenwärtige Lage der japa⸗ 
niſchen Frauen und ihre Ausſichten können kaum eher eine gerechte 
Schätzung erfahren, bis wir nicht einiges Verſtändnis für ihre Stel⸗ 
lung in der Vergangenheit erlangt haben. Wenn ich daher über 
die Stellung der Frau in Japan ſprechen will, halte ich es für wün⸗ 
ſchenswert, zuerſt einen kurzen Bericht über unſere Frauen der Ver⸗ 
gangenheit zu geben, um dann den Urſprung und den Fortſchritt 
zu zeigen, den die Frauenerziehung der Gegenwart gemacht hat, mit 
einem gleichzeitigen Hinweis auf ihre in Zukunft erforderliche Aus⸗ 
bildung. 

Die Rolle, die die Frauen im alten Japan ſpielten, war eine ſehr 
bemerkenswerte, beſonders vor dem Auftreten des Buddhismus und 
Confucianismus. Männer und Frauen nahmen eine faſt gleiche ſo⸗ 
ziale Stellung ein; damals beſtand auch noch nicht einmal der Schatten 
jener barbariſchen Idee, daß Männer alles und Frauen gar nichts 
bedeuten. Selbſt in der Politik war die Macht der Frauen ſehr be⸗ 


*) Infolge ganz beſonderer Umſtände war es unmöglich, dieſes Kapitel den Ka⸗ 
piteln, die über Erziehung handeln, einzureihen, da jedoch ſeine Wichtigkeit ſeinen 
Einſchluß in dieſes Buch bedingt, erſcheint es an dieſer Stelle. 
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deutend, und die Geſchichte berichtet, daß es in alten Zeiten neun 
Frauen gegeben habe, die den Thron beſtiegen hatten. Im allge⸗ 
meinen waren die Frauen den Männern weder phyſiſch, moraliſch 
noch geiſtig untergeordnet. Ihre Tapferkeit war bekannt und ſie 
zeichneten ſich ſtets auf dem Schlachtfelde aus. In der litera⸗ 
riſchen Welt waren ſie durch ihre glänzenden Erzeugniſſe nicht weni⸗ 
ger bekannt. Ihr ſittliches Verhalten war das tadelloſeſte und er⸗ 
heiſchte allgemeine Achtung. Ihr natürliches Temperament war fröh⸗ 
lich, und optimiſtiſch und bezauberte das ſtärkere Geſchlecht. Wenn 
nun ſolches die Charaktereigenſchaften der Frauen früherer Zeiten 
geweſen ſind, ſo dürfen wir wohl annehmen, daß ihre Bildung der 
ihrer Männer nicht nachſtand, obgleich es damals noch keine Inſtitute 
für Frauenbildung gegeben hat. 

Dies war nun der Frühling japaniſcher Weiblichkeit, ungeſtört, 
blühend und knoſpend und einen ſtarken, wohltätigen Einfluß auf 
das Leben Alt⸗Japans ausübend. Die Einführung des Buddhismus 
und Confucianismus jedoch führte eine große Umwälzung in der 
Stellung der Frau herbei. Und doch war ihre ſoziale Stellung eine 
ſo mächtige, daß, als dieſe beiden Religionen nach Japan kamen, 
ihre rapide Verbreitung nur den ernſten Bemühungen der Frauen 
zu danken geweſen iſt. Die Pioniere des japaniſchen Buddhismus 
waren die Frauen, und die Ehre, zu einer eingehenden Unterſuchung 
dieſer Religion nach Indien geſchickt zu werden, wurde drei Frauen 
zuteil, Jenſhini, Jenzoni und Keizenni. Nicht nur am religiöſen, 
ſondern auch am politiſchen und literariſchen Leben nahmen die Frauen 
hervorragenden Anteil und das noch viele Jahre nach der Einfüh⸗ 
rung des Buddhismus und Confucianismus. Viele der größten alt⸗ 
japaniſchen klaſſiſchen Werke jenes Zeitalters waren von Frauen ver⸗ 
faßt. Tätig und einflußreich wie die Frauen noch eine geraume Zeit 
nach dem Eingang des Buddhismus und Confucianismus in der Ge⸗ 
ſellſchaft geblieben waren, ſo offenbarte ſich doch der Einfluß dieſer 
beiden Religionen gerade in dem allmählichen Verfall der Stellung 
der Frau zu verhältnismäßiger Geringfügigkeit. 

Dieſe Lage der Dinge trat während des feudalen Zeitalters 
mächtig hervor. Das geſellſchaftliche Milieu dieſer Epoche und das 
Übergewicht des Buddhismus und Confucianismus arbeiteten Hand 
in Hand, um die Unterdrückung der Frau herbeizuführen. Und dies 
geſchah in noch größerem Maß, als die Tokugawa⸗Regierung zur 
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Macht gelangte. Stände und Klaſſen der Geſellſchaft wurden ſtreng 
geordnet. Die Frauen waren gänzlich unterdrückt und ihrer Tätig⸗ 
keit war nicht geſtattet, ſich auch nur einen Schritt außerhalb ihres 
Haushaltes zu offenbaren. Wenn es überhaupt einen Unterricht für 
die Frauen jener Zeit gegeben hat, ſo beſchränkte er ſich nur auf 
Nähen, Weben, Kochen, die Kunſt des Teeſervierens, des Arran⸗ 
gierens der Blumen und vielleicht noch auf die Elementarlehren des 
Schreibens und Leſens. Ihre intellektuelle Erziehung wurde voll⸗ 
ſtändig vernachläſſigt. Was ihre ſittliche Erziehung betrifft, ſo be⸗ 
ſchränkte ſich dieſe auf die täglich wiederholte und ſtark betonte Lehre 
von den drei berühmten Arten des Gehorſams für Mädchen, unbe⸗ 
dingten Gehorſam gegen die Eltern, ſo lange ſie jung ſind, Gehor⸗ 
ſam gegen ihre Männer, wenn ſie verheiratet und Gehorſam gegen 
die Kinder, wenn ſie alt geworden ſind. So waren die Frauen in 
eine traurige Lage verſetzt, ohne jede ſcheinbare Hoffnung auf Eman⸗ 
zipation. Dies war in der Tat der Winter japaniſcher Weiblichkeit, 
als ihr Leben zermalmt erſchien unter dem Druck eines grauſamen 
Geſellſchaftsſyſtems. 

Mit der Einführung der Ziviliſation des Weſtens dämmerte den 
Frauen ein neuer Frühling, und das Leben und die Kräfte, die ſo 
lange unterdrückt geweſen, fingen an, hervorzuſprießen. Juſt wie die 
Frühjahrsſonne das Erdreich ſprengt und den Pflanzenſamen keimen 
läßt, ſo ſprengte die Ziviliſation des Weſtens das harte und künſt⸗ 
liche Syſtem der Geſellſchaft unſeres Landes und gab den Frauen 
die Freiheit zurück, ihre Kräfte zu entfalten und ihren Einfluß wieder 
in der ganzen Geſellſchaft fühlbar zu machen. 

Jedwedes Ding erfuhr eine Verwandlung unter dem Einfluß 
europäiſcher Ziviliſation. Das Bildungsſyſtem unterlag einer gänz⸗ 
lichen Veränderung und wurde nach dem der weſtlichen Nationen 
reformiert. Sowohl die Regierung wie das Volk hatten empfunden, 
daß die Wurzel europäiſcher Ziviliſation in der Erziehung lag, und 
daß nur durch eine Reform ſeines Erziehungsſyſtems Japan hoffen 
durfte, zu der Höhe europäiſcher Ziviliſation zu gelangen. Sobald 
einmal die Reform der Erziehung ihren Anfang genommen hatte, 
machte ſich auch der Wert und die Wichtigkeit der Frauenbildung, die 
bis zu dieſer Periode ſo ſehr vernachläſſigt worden war, ſehr bald 
fühlbar. Schulen verſchiedener Grade wurden für Mädchen ſowohl 
wie für Knaben im ganzen Lande errichtet. Schulen, die ausſchließ⸗ 
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lich dem Unterricht für Mädchen gewidmet waren, wurden zuerſt 
durch chriſtliche Miſſionare errichtet. Auch die Regierung befürwor⸗ 
tete dieſe Reform und veranlaßte den Schulzwang für die Elementar⸗ 
klaſſen für Mädchen und Knaben vom ſechſten bis zum zwölften 
Jahre. Als die öffentlichen Mittelſchulen eingerichtet wurden, ſtanden 
ſie den Mädchen wie den Knaben offen. Ein wenig ſpäter fand die 
Gründung der höheren Mädchenſchule ſtatt, und dieſe repräſentierte 
das höchſte Lehrinſtitut für Mädchen bis zur Errichtung der Frauen⸗ 
Univerſität vor einigen Jahren. 

Die Frauenbildung nahm einen ſtetigen Fortgang in der Zeit 
von 1884 bis 1891, als eine Periode der Reaktion eintrat. Bei den 
Mädchen, die eine moderne Erziehung genoſſen hatten, entwickelten 
ſich entſprechend erweiterte Anſchauungen und unabhängigere Em⸗ 
pfindungen. Ihre Eltern indeſſen, die noch in der alten Weiſe er- 
zogen worden waren, würdigten nicht immer all die neuen Ideen 
ihrer Töchter oder konnten nicht mit ihnen ſympathiſieren, und es 
kam öfters zu Meinungsverſchiedenheiten, die zuweilen von ſolcher 
Heftigkeit waren, daß der Friede des Hauſes gefährdet war. Obwohl 
es die Fehler der Mädchen waren, die die unnötigen häuslichen Ver⸗ 
wirrungen herbeiführten, ſo konnten doch Konflikte zwiſchen den alten 
und neuen Ideen in einer Periode der Verwandlungen, wie unſer 
Land ſie erfahren, unmöglich ganz vermieden werden. Die unauf⸗ 
geklärte Menge indes war vollkommen unfähig, die Sachlage zu be⸗ 
greifen und ſah in ihr nur die ſchlimmen Folgen einer modernen 
Erziehung. Sie glaubte, daß die Bildung ihre Mädchen zu ſelbſt⸗ 
gefälligen, affektierten und eingebildeten Geſchöpfen von einſeitiger 
Entwicklung machen würde. Außerdem war man der Überzeugung, 
daß eine moderne Erziehung die ſchönen Ideale japaniſcher Weib⸗ 
lichkeit zerſtören würde. So erreichte die Stimmung gegen die Er⸗ 
ziehung der Mädchen ihren Höhepunkt, und ſeit dieſer Zeit der Re⸗ 
aktion offenbarte ſich in der Mädchenerziehung ein Wechſel nach der 
Richtung konſervativer Tendenzen. Die intellektuelle Seite der Er⸗ 
ziehung wurde von nun ab ziemlich leicht genommen und die ſittliche 
nach Kräften betont. Die Schule, ſo wurde erklärt, hat nur den Zweck, 
gute Hausfrauen und gute Mütter heranzubilden, und ſogenannte 
praktiſche Erziehung wurde der Ruf des Tages. Die Bildung der 
Mädchen in dieſer Periode war in ihren Prinzipien eng begrenzt und 
im Unterricht oberflächlich. Dieſe Lage der Dinge dauerte mehrere 
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Jahre an, in denen die wirkliche Mädchenerziehungs⸗Bewegung zu 
einem völligen Stillſtand kam. 

Ich war vollkommen davon überzeugt, daß eine fundamentale 
Reform der Mädchenerziehung eine abſolute Notwendigkeit für Ja⸗ 
pan ſei. Ehe ich mit meiner Anſicht der Angelegenheit an die Offent⸗ 
lichkeit trat, ging ich nach Amerika, um die Verhältniſſe und Prin⸗ 
zipien des Mädchen⸗Erziehungsſyſtems in dieſem Lande gründlich zu 
ſtudieren. Während der drei Jahre, die ich dort zubrachte, beſuchte 
ich ſo ziemlich ſämtliche höhere Lehrinſtitute für Mädchen, die im 
Norden beſtanden. Dieſer Beſuch in Amerika verſchaffte mir große 
Förderung und ſtärkte meine Überzeugung. Im Jahre 1894 kehrte 
ich zurück, ſchwieg aber noch weitere zwei Jahre, und widmete dieſe 
Zeit den Beſuchen von privaten wie öffentlichen Mädchenſchulen. 
Auf dieſe Weiſe bildete ich meine Anſichten über die Frage der 
Mädchenerziehung in Japan, frei von Vorurteilen jeglicher Art und 
gab ihnen Ausdruck, indem ich mein Buch „Frauen⸗Erziehung“ ver⸗ 
öffentlichte. Es iſt mir eine Genugtuung, zu konſtatieren, daß das 
Buch eine allgemeine Aufmerkſamkeit und eine überraſchend gute 
Aufnahme und Bewillkommnung erfuhr. Es iſt merkwürdig genug, 
daß eine Wiederbelebung der Mädchenerziehung ſich gerade zu der⸗ 
ſelben Zeit vollzog. Ich bin nicht der Meinung, daß mein Buch dieſe 
Bewegung veranlaßt hat, aber ich hatte das Glück, meine Anſichten, 
die ich ſeit Jahren gehegt hatte, gerade zum richtigen Zeitpunkt 
zum Ausdruck gebracht zu haben. Die Begründung der Koto-Jo⸗Gakko 
(Höhere Mädchenſchulen) war die Folge der Wiederbelebung, und ihre 
Anzahl hat ſich von Jahr zu Jahr vermehrt. Als eine noch bemer- 
kenswertere Tatſache erfahren wir, daß die Anzahl der weiblichen 
Studierenden derart gewachſen iſt, daß die beſtehenden höheren 
Schulen kaum genügen, ſie alle unterzubringen. So werden hier und 
dort im ganzen Land Privat⸗Mädchenſchulen zu verſchiedenen Zwecken 
gegründet. Bücher, Zeitungen und Zeitſchriften für weibliche Leſer be⸗ 
finden ſich in großer Zahl im Umlauf. So iſt eine herrliche Periode 
für die Mädchenerziehung ins Leben getreten. 

Vor ungefähr acht Jahren trat ich mit dem langgehegten Plan 
hervor, eine Frauenuniverſität zu gründen. Ich reiſte nach Tokyo, 
um die Bewegung in Fluß zu bringen. Es währte nicht lange, bis 
Männer wie Marquis Ito, Marquis Saionji, Graf Okuma, Ba⸗ 
ron Utſumi und Kitabatake, mit mir zu ſympathiſieren begannen und 
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mir ihren Rat und ihre Unterſtützung zuſagten, jo daß ich imſtande 
war, die jetzige Univerſität für Frauen am 20. April 1901 zu er⸗ 
öffnen. Dieſes war das erſte Inſtitut dieſer Art, nicht nur in Japan, 
ſondern im ganzen Orient. 

Die Univerſität zerfällt in drei Abteilungen; dieſe ſind die Heim⸗ 
abteilung, die Abteilung für japaniſche Literatur und die Abteilung 
für engliſche Literatur. Bei Eröffnung der Univerſität erwarteten 
wir, etwa 30 Studentinnen für jede Abteilung aufzunehmen, aber die 
Anzahl war ſo unerwartet groß, daß beinahe 100 auf jede Abteilung 
entfielen, ſo daß wir mit ungefähr 250 begannen. Für die vorbe⸗ 
reitende Abteilung, die zur Univerſität gehörte, waren 300 Schüle⸗ 
rinnen angemeldet. Die Univerſität wurde demnach mit 500 Studie⸗ 
renden eröffnet, während im zweiten Jahr die Zahl auf 800 und im 
dritten Jahr auf 1000 ſtieg. Dieſe Tatſache dürfte zur Genüge be- 
weiſen, welche Wichtigkeit unſere Nation heutzutage der Erziehung 
ihrer Töchter beilegt und mit welchem Eifer unſere Mädchen be- 
ſtrebt find, die Vergünſtigung einer modernen Erziehung zu ge- 
nießen. 

Über das Problem der Prinzipien einer zukünftigen Mädchen⸗ 
erziehung finden zur Stunde vielfache Erörterungen ſtatt. 

Bis zu dieſem Augenblick legte man beim Unterricht der Mädchen 
gar zu viel Wert auf Kunſt, Literatur, Muſik und andere Kennt⸗ 
niſſe ähnlicher Natur, unter gänzlicher Vernachläſſigung geiſtiger und 
intellektueller Schulung. Dies iſt ein großer Fehler. Eine Frauen⸗ 
ſeele ſollte nach der wiſſenſchaftlichen und philoſophiſchen Richtung hin 
gebildet werden. Die Wichtigkeit intellektueller Disziplinen für Frauen 
kann gar nicht hoch genug geſchätzt werden. Der Frauen geiſtige 
Kräfte der Beobachtung und des Handelns müſſen gepflegt werden. 
Wenn ihr Verſtand nach dieſen Richtungen hin gut diszipliniert wird, 
werden ſie ſich ſehr nützlich und erfolgreich für jedwede Arbeit er⸗ 
weiſen. Alle, die in Zukunft eine Verantwortung für die Erziehung 
der Mädchen übernehmen, ſollten dieſe Punkte anerkennen und großen 
Wert auf die intellektuelle Ausbildung legen. 

Nun gibt es noch einen Punkt, der unſere Aufmerkſamkeit bei 
der Ausbildung unſerer Mädchen verdient. Unſere Schulen ſollten 
nämlich ſo geführt werden, daß die Mädchen durch ihr Schulleben 
nicht für das häusliche Leben un üchtig werden, wenn fie ihre Studien 
beendet haben und in ihr Heim zurückkehren. Moderne Erziehung 
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in Inſtituten hat ebenſowohl ihre Nachteile wie ihre Vorzüge, und 
ihr größtes Übel für die Mädchen dürfte die Gefahr ſein, ſie unfähig 
für ihre zukünftigen häuslichen Pflichten zu machen. Wie dieſe Ge⸗ 
fahr vermieden werden kann, bleibt ein Problem, das zu löſen der 
Zukunft vorbehalten iſt, und zwar nicht nur bei uns, ſondern in allen 
Ländern des Weſtens. Je mehr eine Inſtitution ſich auswächſt, deſto 
größer wird die Gefahr werden. Als ich die Frauenuniverſität grün⸗ 
dete, trug ich die größte Sorge, ſie nach Möglichkeit von dieſer Ge⸗ 
fahr frei zu halten. Obwohl die Univerſität 500 Alumnen beher⸗ 
bergt, die von den entfernteſten Teilen des Landes kommen, ſo haben 
wir doch von Anfang an die Leitung in ſolcher Weiſe gehandhabt, daß 
das Schulleben ſo viel als möglich dem häuslichen Leben gleichen 
ſollte. Dies iſt eine Eigentümlichkeit unſerer Univerſität, die auch 
bereits beim Publikum Anerkennung gefunden hat. Unſere Schlaf⸗ 
ſäle z. B. beſtehen aus 17 „Heimen“, von denen keines mehr als 
25 Studentinnen beherbergt. Zur Vorſteherin ſehen ſie auf wie zu 
einer Mutter, und füreinander empfinden ſie wie Schweſtern. Kochen, 
Waſchen, Tiſchdecken, das Schmücken der Stuben, die Wirtſchafts⸗ 
führung und alles, was häusliche Verrichtungen betrifft, unterſteht 
der Kontrolle der Alumnen. Ihre tägliche Beſchäftigung muß ſie 
daher an das häusliche Leben ihrer Heimat erinnern und lehrt ſie 
durch den praktiſchen Unterricht den Aufbau eines wohlgeordneten 
und anziehenden Haushaltes kennen. Die Mädchen, die in den Räu⸗ 
men der Univerſität wohnen, erfreuen ſich einer heimatlichen Atmo⸗ 
ſphäre. Die Erfolge, die wir bisher in dieſer Richtung erzielen 
konnten, befriedigen uns noch nicht vollkommen, obwohl wir freudig 
feſtſtellen dürfen, daß unſere Beſtrebungen nicht fruchtlos geweſen 
ſind und wir uns ermuntert fühlen, weitere und größere Anſtrengungen 
künftig in der Hoffnung zu machen, daß es uns vergönnt ſei, der 
ganzen Welt einen Beitrag zur Aufklärung und Löſung dieſes wich⸗ 
tigen Problems geliefert zu haben. Jedenfalls glauben wir aufrich⸗ 
tig, daß Harmonie zwiſchen dem Schulleben und dem häuslichen 
Leben eines Mädchens eine der Hauptbedingungen für ihre Erziehung 
in der Zukunft ſein muß. 

Wir müſſen ferner im Auge behalten, daß die Mädchen, die wir 
in unſeren Schulen aufnehmen, japaniſche Mädchen und nicht die 
irgend einer anderen Nation ſind. Ihre früheren Verbindungen, 
ihre jetzigen Verhältniſſe und ihre zukünftigen Bedürfniſſe müſſen bei 
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den Zielen und Methoden ihrer Erziehung in Betracht gezogen wer⸗ 
den. Sie bedürfen einer eigentümlichen, ihrem Geſchlecht angemeſſenen 
Erziehung. Wir dürfen nicht in den Fehler fremder Miſſionare ver⸗ 
fallen, ein Erziehungsſyſtem in fremde Länder verpflanzen zu wollen, 
der die Urſache des Fehlſchlagens ihrer ſchätzenswerten und edlen 
Beſtrebungen auf dem Gebiet der Erziehung geworden iſt. Gleich⸗ 
zeitig aber müſſen wir jede Politik der Erziehung zurückweiſen, die 
von Männern beſchränkten Verſtandes und nationaler Bigotterie 
unterſtützt wird. Wir ſollten ſtets bereit ſein, alles Gute von den 
Nationen des Weſtens anzunehmen, während wir das Beſte unſerer 
eigenen feſthalten und pflegen müſſen. Das Ziel und die Abſicht 
der Erziehung japaniſcher Mädchen ſollte die vollkommene Entwick⸗ 
lung aller ihrer angeborenen Gaben ſein und ſie befähigen, ſich die 
guten Eigenſchaften ihrer fremden Schweſtern zu eigen zu machen. 

Frauen müſſen nicht nur als Frauen erzogen werden, ſondern 
auch zu Mitgliedern der Geſellſchaft und zu Bürgerinnen. Die Er⸗ 
ziehung unſerer Mädchen war auf dieſem Gebiet bisher ſehr mangel⸗ 
haft. Sie hat fie im allgemeinen etwas beſſer für ihre Haushalts- 
pflichten befähigt, aber ſie nicht im geringſten geeignet gemacht, der 
Geſellſchaft Dienſte zu leiſten. Man überſah bisher gänzlich, daß 
die Frau eben ſo viele Pflichten gegen die Geſellſchaft wie gegen ihre 
Familie hat. Bei der Erziehung der Zukunft müſſen wir das Leben 
der Frau in ſeinen erweiterten Beziehungen berückſichtigen und be⸗ 
ſtrebt ſein, das Bewußtſein in ihr zu befeſtigen, daß ſie als Mitglied 
der Geſellſchaft ſowohl direkt wie indirekt verpflichtet iſt, zur Hebung 
der Geſellſchaft beizutragen. 

Ferner müſſen die Frauen nicht nur als Mitglieder der Geſell⸗ 
ſchaft, ſondern auch als Seelen erzogen werden. Sie dürfen nicht 
als Dinge oder als Inſtrumente zu praktiſchem Gebrauch betrachtet 
werden, ſondern als geheiligte menſchliche Weſen mit Kräften des 
Geiſtes und des Körpers, die zu unendlicher Entwicklung befähigt 
find. Wir müſſen fie zuerſt als Seelen, dann als Mitglieder der Ge⸗ 
ſellſchaft, dann als Frauen erziehen, oder unſere Erziehung dürfte 
niemals eine vollkommene werden. 

Schließlich will ich noch meine Anſicht über die Stellung, die 
die Religion in der Frauenerziehung einnimmt, äußern. Ich bin 
ein großer Gegner der Politik der Erziehung, die von einigen reli⸗ 
giöſen Leuten geübt wird, die die Studierenden ihrer Schulen eine 
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beſondere Religion zu lehren ſuchen und ſogar den Unterricht als 
Köder benutzen, um die Jugend zu ihrer Religion zu bekehren. Eine 
ſolche Politik wird nicht nur der Erziehung, ſondern auch der Reli⸗ 
gion mehr Schaden tun als ihr nützen. Erziehung und Religion ſollten 
niemals miteinander vermengt werden. Ich billige aber auch keine 
Politik der antireligiöſen Erziehung, zu der ungläubige Männer ihre 
Zuflucht nehmen, und die verſuchen, in die Seelen der Jugend den 
Atheismus zu pflanzen und ſie glauben zu machen, daß Religion 
nichts anderes als Aberglauben und Illuſion ſei. Die Erziehung 
hat keine Berechtigung, religiöſe Syſteme anzugreifen, wenn ſie dies 
tut, verläßt ſie ihre eigentliche Sphäre. Es darf in einer Schule 
ebenſowenig zuläſſig ſein, irgend einer Religion feindſelig zu be⸗ 
gegnen, als ſie zu lehren oder ſie zu verbreiten. Wir ſollten es 
zu vermeiden ſuchen, in dieſe beiden Fehler zu verfallen. Jugend⸗ 
lehrern ſollte der Geiſt der Toleranz für alle Religionen innewohnen, 
und ſie ſollten ihren Schülern volle Freiheit gewähren, irgend einer 
gewählten Religion anzugehören, gleichzeitig aber ſollten ſie ihnen, 
hohe Lebensprinzipien einzuprägen ſuchen und nach der geiſtigen Er⸗ 
hebung ihrer Schüler ſtreben, ohne ihren individuellen Glauben be⸗ 
einfluſſen zu wollen. Solcher Unterricht dürfte geeignet ſein, die 
Studierenden in der Überzeugung der weſentlichen und ewigen Wahr⸗ 
heiten zu feſtigen und die unweſentlichen und minderwertigen Elemente 
ihrer betreffenden Religionen auszuſcheiden. So weit und nicht weiter 
darf die Erziehung ſich mit religiöſem Unterricht befaſſen. Die Frauen⸗ 
univerſität ruht feſt und ſicher auf dieſem Prinzip. Sie iſt weder 
ein religiöſes Inſtitut, wie die Miſſionsſchulen, noch ein antireli⸗ 
giöſes wie einige der Staatsſchulen. Der Geiſt der Toleranz und 
Sympathie für alle Religionen beherrſcht das Inſtitut. Wir glauben, 
daß dieſe Stellungnahme überall und zu allen Zeiten denen geboten 
iſt, die ſich der heiligen Miſſion der Erziehung gewidmet haben. 


Siebenundzwanzigſtes Kapitel. 


Das Kaiſerliche Parlament.“) 


Bearbeitet durch den Juſtizminiſter. 


I. Das Wahlgeſetz für die Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten. 

Das Original⸗Wahlgeſetz wurde im 22. Jahr von Meiji (1889) 
elf Tage nach Verkündigung der Verfaſſung erlaſſen. Seitdem war 
die Entwicklung Japans eine ſo bedeutende, und die Verhältniſſe 
haben ſich in ſolchem Maße verändert, daß ſchon eine Reviſion dieſes 
Original⸗Geſetzes erforderlich geworden iſt. Es iſt nicht nötig, hier 
die Wichtigkeit des Geſetzes hervorzuheben, das die Wahl der Mit⸗ 
glieder des Abgeordnetenhauſes behandelt. Jede Anderung dieſes 
Geſetzes gleicht beinahe einer Anderung der Verfaſſung ſelbſt, und in 
europäiſchen Ländern gibt es viele Beiſpiele, in denen die Vorſchriften 
und Regeln, die dieſe Wahl beſtimmen, in der Verfaſſung ſelbſt vorge⸗ 
ſehen ſind, während ſie in unſerm Lande in einem allgemeinen Geſetz 
niedergelegt ſind. Es iſt dieſes unter weiſer Rückſichtnahme darauf ge⸗ 
ſchehen, daß eine Veränderung des Wahlgeſetzes den Wandlungen 
des nationalen Lebens unterliegt, während die Verfaſſung auf einer 
ſtetigeren und ſicheren Grundlage beruhen muß, da ſie die funda⸗ 
mentale Geſetzgebung des Staates für alle Zeiten bedeutet und nur 
im äußerſten Notfall geändert werden darf. 

Zwei Arten von Wahl-Bezirken find denkbar, größere und 
kleinere. Bei erſteren iſt der Umfang beſtimmt nach dem Grundſatz, 
daß zwei oder mehrere Abgeordnete für jeden ſolcher Bezirke 
gewählt werden ſollen, während bei letzteren nur ein Vertreter aus 


*) Die Verordnungen für das Kaiſerl. Parlament finden ſich im Anhang D. 
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dem Wahlkreis hervorgehen ſoll. In den früheren Wahlgeſetzen 
war nur bas Prinzip der kleinen Wahlbezirke angenommen worden. 
Sechs allgemeine Wahlen nach dieſem Prinzip haben jedoch ſo viele 

Mängel zu Tage gefördert, daß in dem revidierten Geſetz große Wahl⸗ 

bezirke eingerichtet worden ſind. Dieſes Geſetz gibt mehr Anlaß zu 

ſchlechten Reſultaten in dem scrutin des listes, als das Syſtem der 

kleinen Wahlbezirke. So wurdem alſo in dem veränderten Geſetz 

das Syſtem der größeren Wahlbezirke kombiniert mit der Einzelab⸗ 
ſtimmung, wodurch die Übelſtände, die der Wahlmethode in Frank⸗ 

reich, Italien und den Vereinigten Staaten anhängen, vermieden 

werden können. Dieſes kombinierte Syſtem verdankt ſeine Entſtehung 

einem Engländer Namens Thomas Hair, und iſt die vollkommenſte 

Methode, um auch einer kleineren Anzahl von Wählern eine Ver⸗ 

tretung im Unterhauſe zu verſchaffen. 

Die Wahlbezirke fallen mit denen der Verwaltungsbezirke, der 
Fu (die Stadt) oder Ken (Stadthalterſchaft) zuſammen, aber find 
trotzdem vollſtändig voneinander getrennt. Städte mit einer Be⸗ 
völkerung von mehr als 30000 Einwohnern bilden einen eigenen 
Wahlbezirk, während diejenigen mit weniger als 30000 Einwohnern 
mit den Vorſtädten zuſammen einen Wahlbezirk bilden. Die Städte 
nun, die erſt nach der Reviſion des Geſetzes die Einwohnerzahl von 
30000 überſchritten haben, ſollen von den Vorſtädten getrennt werden 
und einen eigenen Wahlbezirk bilden. Die hierauf bezügliche Vor⸗ 
lage wurde während der ſechszehnten Tagung des Kaiſerlichen Par⸗ 
laments genehmigt, und jede Stadt bildet nun ihren eigenen Wahl⸗ 
bezirk. 

Die Anzahl der Abgeordneten für jeden Wahlbezirk hängt ledig⸗ 
lich von der Einwohnerzahl ab, ſo daß auf eine Bevölkerung von 
130000 Seelen ein Abgeordneter vorgeſehen, und ein zweiter für 
jede 65000, die die obige Anzahl überſteigen. So z. B. kann ein 
Abgeordneter einen Bezirk bis zur Höhe von 194999 Einwohnern 
vertreten, wenn aber die Bevölkerung 195000 erreicht und ſelbſt bis 
324999, ſo müſſen zwei Abgeordnete gewählt werden, dann zwiſchen 
325000 und 454999 drei Abgeordnete uſw. Wichtige Inſeln, wie die 
Hokkaido und die Okinawa ken ſind jede zu einem unabhängigen Wahl⸗ 
bezirk geworden. Dies war erforderlich wegen des räumlichen Ab⸗ 
ſtandes von der Hauptinſel (Hon⸗ſhu), ſowie wegen der Gewohnheiten, 
Sitten und Verhältniſſe. 
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Das revidierte Geſetz findet aber ſelbſt auf der Hokkaido und der 
Okinawa ken Anwendung. Die Zahl der Abgeordneten, die ihnen 
zuerkannt worden iſt, hängt nicht von dem allgemeinen Geſetz ab, 
noch iſt der Zeitpunkt, an dem das revidierte Geſetz dort in Kraft 
tritt, derſelbe, wie in anderen Diſtrikten. Die drei Diſtrikte in Hok⸗ 
kaido und die drei Städte der Inſel haben das Geſetz für ſich ſelbſt 
verkündet; die Zeit der Bekanntmachung für die übrigen Territorien 
wird durch Kaiſerliche Verordnung feſtgeſetzt. 


Die Neuverteilung der Sitze ergibt folgendes Reſultat: 


Name der Wahlbezirke Zahl der Bezirke Abbe 

Städte (Fu) oder Präfekturen (Ken) (Ausnahme Shi) 45 296 
Sli e A DE 53 73 
IIC! ⁰y 4 4 
5 . Ku (ſtädtiſche Diſtrikte7 ). 3 3 
DI eee ee ee 3 3 
Die Drinawa wa ta neing,.4 1 2 
in Summa 109 381 


Die Anzahl der Mitglieder des Hauſes zur Zeit des neuen Geſetz⸗ 
erlaſſes betrug 376, demnach fünf weniger als die obige Anzahl, 
und zwar weil die drei Mitglieder für die Hokkaido⸗Bezirke und die 
zwei für die Okinawa⸗Präfektur noch nicht mitgezählt waren, weil 
das Geſetz in dieſen Wahlbezirken noch nicht in Kraft ſtand. Die 
Ausführung der Erlaſſe, die die Stimmabgaben bei den Wahlen 
verfügen, iſt den Händen des Shi-cho (Oberbürgermeiſter) oder dem 
Cho⸗-cho (Bürgermeiſter) oder dem Son⸗cho (Gemeinde-Vorfteher eines 
Dorfes) anvertraut, in dem die Wahlen des Bezirkes ftattfinden (Para⸗ 
graph IV). Die Pflichten, mit denen die Beamten für die Wahlen 
betraut ſind, ſetzen ſich aus folgenden Beſtimmungen zuſammen: 

1. Bekanntmachung der Lokale, die für die Wahlorte beſtimmt 
ſind. 
2. Eröffnung und Schließung der Wahl⸗-Lokale. 
3. Entſcheidung (pro tempore), ob Wahlzettel angenommen 
oder zurückgewieſen werden. 
Verwahrung der Protokolle der Wahl. 
. Überweifung der Wahl⸗Käſten, Protokolle und Wähler⸗ 
Liſten. 
6. Aufrechterhaltung der Ordnung in den Wahllokalen. 


e 
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Da jede Hauptſtadt, Stadt und jedes Dorf einen Wahl-Bezirk 
vorſtellt, ſo iſt es ratſam, einen Ort zu beſtimmen, an dem die Wahl⸗ 
zettel gezählt werden können; denn da ſie ſich in manchen Bezirken 
auf 30000 oder 40000 anhäufen, ſo würde leicht beim Zählen am 
Ort der Wahlausführung ſelbſt eine große Verwirrung entſtehen. 
Es ſoll daher ein beſonderer Ort beſtimmt ſein, an dem in der Zeit 
zwiſchen der Stimmabgabe und der Wahl die Zettel geöffnet und 
gezählt werden können. Die Wahlzettel ſollen von ſämtlichen Wahl⸗ 
ſtationen eingeſammelt und nach dem beſtimmten Ort gebracht werden 
und dort von dem Beamten, dem die Stimmenprüfung übertragen iſt, 
geöffnet und geprüft werden. Die Bezirke, die einem Stimmen⸗ 
prüfer überwieſen ſind, entſprechen einer Gun (Bezirk) oder Shi 
(Stadt), ſo daß deren jeweilige Häupter das Amt des Prüfers über⸗ 
nehmen; ein ſolcher iſt dann entweder Gun⸗cho (Haupt eines Gun) 
oder Shi⸗cho (Haupt eines Shi). 

Eines Stimmprüfers Obliegenheiten ſind, in Kürze, wie folgt: 

1. Veröffentlichung der Wahlſtellen, die für die Prüfung der 
Stimmzettel beſtimmt ſind. 

2. Offnen und Schließen des Lokals, in dem die Stimmzettel 
geprüft werden ſollen. 

3. Das Zählen der Stimmzettel. 

4. Beſtätigung und Überwachung der Entſcheidungen, die der 
Vorſteher eines Wahllokals einſtweilen getroffen hat. 

5. Prüfung der Wahlzettel. 

6. Leitung der Wahlvorgänge. 

7. Protokollführung über die Vorgänge bei der Wahlzettel⸗ 
Prüfung. 

8. Aufbewahrung der Protokolle über dieſe Vorgänge. 

9. Bericht über das Reſultat der Wahl. 

10. Aufrechterhaltung der Ordnung an dem Orte der Zählung. 

Die Obliegenheiten, mit denen der Vorſitzende bei einer Wahl 
betraut iſt, ſind nachfolgende: 

1. Die Überwachung ſowohl der Stimmabgabe wie des Zählens 
der Stimmzettel. 

2. Die Beſtimmung des Ortes für eine Wahlverſammlung. 

3. Bekanntmachung des Ortes und Datums einer Wahlver⸗ 
ſammlung. 
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Eröffnung und Schließung einer Wahlverſammlung. 

Ernennung von Wahlzeugen. 

Das Prüfen der Berichte. 

Ermittelung des erwählten Kandidaten und die Anzeige 
darüber. 

. Die Ausfertigung der Wahl⸗Zeugniſſe. 

Veröffentlichung des Namens der gewählten Kandidaten. 

. Die Aufrechterhaltung der Ordnung bei einer Wahlver⸗ 
ſammlung. 

Abhaltung einer neuen Wahl, wenn kein Kandidat er⸗ 
wählt worden iſt, oder wenn der Erwählte ſich nicht meldet. 

Einleitung der nötigen Schritte, ſobald eine Wahl für un⸗ 
gültig erklärt worden iſt durch Entſcheidung eines Gerichts⸗ 
hofes oder durch die nach den Vorſchriften des Wahlgeſetzes 
erwieſene Unfähigkeit, ein Amt zu bekleiden, infolge einer 
rechtskräftigen Verurteilung. 

Die Befähigung zur Wahl eines Wählers und eines Kandidaten 
iſt unter Reviſion geſtellt. Unter dem alten Geſetz berechtigte ein 
Steuerbetrag von 15 Yen oder mehr zur Teilnahme an der Wahl, 
aber das neue Geſetz hat es auf ein Minimum von 10 Yen herunterge⸗ 
ſetzt. Außer dieſer Veränderung iſt nur wenig Neues für die Berech⸗ 
tigung zur Wahl vorgeſehen, außer Beſeitigung der Aufenthalts⸗Be⸗ 
ſchränkung und der Höhe der Steuerzahlung zur paſſiven Wahlberech⸗ 
tigung. Dieſe letzte Neuerung hat die Wählbarkeit einer größeren 
Anzahl Bürger herbeigeführt und hat die Mitgliedſchaft zum Hauſe 
der Abgeordneten würdigeren und befähigteren Männern eröffnet 
als unter dem früheren Geſetz. Unter einem „Japaniſchen Unter⸗ 
tan“ (§ VII) iſt jede der japaniſchen Nation angehörige Perſönlich⸗ 
keit verſtanden, und es darf daher kein Ausländer ſich an der Wahl 
beteiligen. Aber ein Ausländer, der nach beſtehenden Geſetzen in 
Japan naturaliſiert worden, iſt berechtigt, bei der Wahl zu ſtimmen, 
da er nach dem genannten Geſetz die Rechte eines Japaners erlangt 
hat. 

In dieſem Wahlgeſetz iſt vor allem die unterſchiedliche Behand⸗ 
lung zwiſchen einem Japaner und einer Perſönlichkeit, die es durch 
Naturaliſation geworden iſt, ſichtbar. Ein in Japan Naturaliſierter 
oder jemand, der als Kind eines Naturaliſierten die Rechte eines 
Japaners erworben hat, oder der Gatte einer Japanerin, der Haus⸗ 
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haltungsvorſtand iſt, alle dieſe haben aktives, aber nicht paſſives 
Wahlrecht. (Naturaliſations⸗Geſetz, $ V, VII, IX, XI und XVI, Wahl⸗ 
geſetz, 8 VIII und X.) Der Miniſter des Innern darf, kraft des 
8 XVII der Naturaliſations⸗Akte, dieſe Beſchränkung für Ausländer 
etwas lockern, aber nur mit Kaiſerlicher Bewilligung, und auch dann 
erſt zehn Jahre nach der Naturaliſation des betreffenden Bürgers. 

Das alte Geſetz hatte die Wählbarkeit einer Perſon viel mehr 
erſchwert und ſie von dem Minimum der direkten, nationalen Be⸗ 
ſteuerung von 15 Yen abhängig gemacht, einer Beſchränkung, die im 
neuen Geſetz nicht mehr erſcheint. 

Die Wahlen für das Haus der Abgeordneten find bedeutend wich⸗ 
tiger als die für die Fu⸗, Ken⸗, Shi⸗, Cho⸗ oder Son⸗Verſamm⸗ 
lungen. Die Verordnungen wegen ſtrafbarer Übertretungen des all⸗ 
gemeinen Geſetzes über die Wahl von Mitgliedern öffentlicher Ver⸗ 
einigungen find im Strafgeſetzbuch, 88 CCXXXIII u. CCXXXVI 
niedergelegt, aber ſie ſind zu einfach, um für eine Kontrolle bei den 
Wahlen zum Abgeordnetenhauſe zu dienen. Das neue Wahlgeſetz ſetzt 
bis ins kleinſte gehende Verordnungen betreffs der Strafen für die 
Verletzung des neuen Wahlgeſetzes feſt, und die Folge dieſer Verord⸗ 
nungen iſt denn auch die geringe Anzahl“) von Verſtößen gegen das 
Wahlgeſetz bei der Wahl, die im Auguſt 1902 ſtattfand. 


) Die folgenden Zahlen über die allgemeinen Wahlen vom 10. Auguſt 1902 
bezeichnen nicht nur eine ganz geringe Anzahl von Vergehen, ſondern auch die milden 
Strafen, die über die Vergehen verhängt wurden. 
Fälle, die zur Verhandlung gekommen 2432 

Fälle, die nur der Vorunterſuchung unterworfen waren . 1286 

Fälle, die zur direkten öffentlichen Unterſuchung kamen. 547 


Fälle, die als nicht zuſtändig entſchieden wurden. . . 491 
Fälle von Unterſuchungen, die noch nicht beendet ſind. 108 
Fälle getroffener Entſcheidungen in der Vorunterſuchung . . . 1002 
Fälle erledigt infolge ungenügender Beweiſe . 273 
Fälle der öffentlichen Unterſuchung übergeben .. . 729 
Entſcheidungen bei öffentlichen Unterſuchungenn 1082 
Freiſprechunge n 177 
Verurteilt zu Gefängnis 102 
Verurteilt zu Geldſ trafen. 803 


Die obige Zuſammenſtellung entſpricht den vom Juſtizdepartement veröffentlichten 


Berichten im November 1902. 
Bei dieſen Verurteilungen haben Gefängnisſtrafen nie 2—3 Monate und Geld⸗ 


ſtrafen nie 10—15 Yen überſtiegen. 
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II. Kaiſerlicher Erlaß, das Herrenhaus betreffend. 


§ IJ. Das Herrenhaus ſoll ſich aus nachfolgenden Mitgliedern 
zuſammenſetzen: 

1. Aus den Mitgliedern der Kaiſerlichen Familie. 

2. Aus Fürſten und Marquis. 

3. Aus Grafen, Vicomtes und Baronen, welche hierzu von 
ihren Standesgenoſſen gewählt werden. 

4. Aus Perſonen, die ſpeziell vom Kaiſer in Anerkennung ihrer 
Dienſte fürs Vaterland oder ihrer Kenntniſſe wegen dazu 
berufen werden. 

. Aus Perſonen, welche erwählt worden find, je einer für 
jedes Fu (Stadt) und jedes Ken (Präfektur) von und unter 
den Steuerzahlern, die die höchſten Beträge der direkten, 
nationalen Steuern zahlen, ſei es von Grundeigentum, 
von Inſtituten der Induſtrie oder des Handels, und die 
alsdann vom Kaiſer beſtätigt worden ſind. 

§ II. Die männlichen Mitglieder der Kaiſerlichen Familie 
nehmen ihren Sitz im Hauſe nach erlangter Mündigkeit ein. 

$ III. Die Mitglieder vom Range der Fürſten und Marquis 
treten nach Vollendung ihres fünfundzwanzigſten Lebensjahres ein. 

8 IV. Die Mitglieder vom Range der Grafen, Vicomtes und 
Barone bleiben, wenn ſie nach vollendetem fünfundzwanzigſten Lebens⸗ 
jahre von ihren Standesgenoſſen erwählt ſind, für einen Zeitraum von 
ſieben Jahren Mitglieder des Oberhauſes. Beſtimmungen für ihre 
Wahl bleiben einer beſonderen Kaiſerlichen Verordnung vorbehalten. 
Die Anzahl der Mitglieder dieſer Klaſſe ſollen ein Fünftel aller 
Grafen, Vicomtes und Barone nicht überſteigen. 

§ V. Ein wegen feiner Verdienſte um den Staat oder wegen 
ſeiner Gelehrſamkeit vom Kaiſer ernanntes Mitglied, das das Alter 
von dreißig Jahren überſchritten hat, ſoll lebenslängliches Mitglied 
ſein. 

§ VI. Ein Mitglied ſoll in jedem Fu oder Ken aus den und 
durch die fünfzehn ihrer männlichen Einwohner, die das Alter von 
dreißig Jahren erreicht haben und die höchſten direkten nationalen 
Steuern aus Grundbeſitz, Induſtrie oder Handel zahlen, gewählt 
werden. Wenn ſo erwählte Perſonen dann ihre Ernennung vom 
Kaiſer erhalten, ſollen ſie auf ſieben Jahre Mitglied bleiben. Vor⸗ 


— 641 — 


ſchriften für dieſe Wahlen werden durch Kaiſerliche Verordnung be- 
ſtimmt. 

§ VII. Die Anzahl der Mitglieder, die der Kaiſer für ihre Ver⸗ 
dienſte um den Staat oder wegen ihrer Gelehrſamkeit ernannt hat, 
ſowie auch derer, die von den Männern gewählt ſind, die die höchſten 
nationalen Steuern von ihrem Grundbeſitz, ihren induſtriellen oder 
merfantilen Unternehmungen in jedem Fu oder Ken zahlen, ſollen die 
Geſamtzahl der aus dem Adel hervorgegangenen Mitglieder nicht 
überſteigen. 

$ VIII. Das Herrenhaus iſt berechtigt, wenn es vom Kaiſer 
dazu aufgefordert iſt, über die Privilegien des Adels durch Abſtim⸗ 
mung zu entſcheiden. 

§ IN. Das Herrenhaus entſcheidet über die Qualifikation feiner 
Mitglieder wie über Streitigkeiten bei deren Wahl. Vorſchriften für 
dieſe Entſcheidungen beſchließt das Herrenhaus, indem es des Kaiſers 
Einverſtändnis dazu einholt. 

§ X. Sobald ein Mitglied ſich einer Verurteilung zu Freiheits⸗ 
ſtrafe ſchuldig gemacht hat oder bankerott erklärt worden iſt, wird es 
durch Kaiſerlichen Befehl ausgeſtoßen. Über die Ausſtoßung eines 
Mitgliedes aus dem Herrenhauſe als Disziplinarſtrafe ſoll der Prä⸗ 
ſident dem Kaiſer Bericht erſtatten, und nur mit Seiner Majeſtät 
Erlaubnis kann ein einmal ausgeſtoßenes Mitglied wieder aufge⸗ 
nommen werden. 

8 XI. Der Präſident und Vize⸗Präſident werden vom Kaiſer 
aus der geſamten Mitgliederzahl für die Dauer von ſieben Jahren 
ernannt; iſt aber ein gewähltes Mitglied zum Präſidenten oder Vize⸗ 
präſidenten ernannt, ſo bleibt ihm dieſer Charakter für die Dauer 
ſeiner Mitgliedſchaft. 

§ XII. Alle andern, in dem vorliegenden Kaiſerlichen Erlaß 
nicht vorgeſehenen Angelegenheiten werden nach den Geſetzen des 
Hauſes geregelt. 

8 XIII. Wenn in Zukunft irgend eine Verbeſſerung oder ein 
Zuſatz zur gegenwärtigen Kaiſerlichen Verordnung verfügt werden 
ſollte, ſo unterliegen dieſe der Abſtimmung des Herrenhauſes. 


Japan. 


Achtundzwanzigſtes Kapitel. 


Die Kaiſerliche Familie.“) 


Von Baron Voshitane Sannomiya, 
Oberzeremonienmeiſter des Kaiſerlich Japaniſchen Haushalts. 


„Die Wiedereinſetzung“ iſt jenes Epoche machende Ereignis in 
der Geſchichte Japans, das ſeinem Volk die hervorragende Stellung 
im fernen Oſten gab, indem es durch ſeine Regierungsform der aner⸗ 
kannte Bundesgenoſſe der mächtigſten Nationen des Weſtens wurde. 
Sie gab auch dem Einfluß des Kaiſers auf Japan die Bedeutung und 
Macht wieder, die ihm zur Zeit des erſten Kaiſers Jimmu, der von 
660 —584 v. Chr. herrſchte, gehört hatte; und die Kaiſerliche Kund⸗ 
gebung vom 14. Dezember 1867 (im 3. Jahr von Keo) verſichert, 
daß die Regierung auf derſelben Grundlage, die vor 2527 Jahren 
gelegt wurde, ſich weiterentwickeln ſoll. 

Das Beſtehen des Shogunats ſeit dem Jahre 1187 (2. Jahr von 
Runji) unter des Kaiſers Oberhoheit gab dem Regierungsſyſtem 
Japans ein eigentümliches Gepräge und führte zu vielen Mißver⸗ 
ſtändniſſen. Der Umſtand, daß zwei Kaiſer zu gleicher Zeit in Japan 
herrſchten, ein „geiſtlicher“ und ein „weltlicher“, gab der Außenwelt 
Jahrhunderte lang Urſache zu einer irrigen Auffaſſung von Japans 
Regierungsverwaltung. Die tatſächliche Lage wird verſtändlich er⸗ 
ſcheinen, wenn man in Betracht zieht, daß der Shogun, das Haupt 
des Shogunats, vom Kaiſer ernannt wurde und in ſeinem Namen 
die bürgerliche und militäriſche Verwaltung ausübte, ein Recht, welches 
ſeiner Familie als erblich zuerkannt wurde. Auf dieſe Weiſe ſind die 
„Rechte der Oberhoheit“ ununterbrochen in der Perſon des Kaiſers 
ſeit der Gründung des Japaniſchen Kaiſerreichs vereint geblieben. 


*) Das Kaiſerliche Hausgeſetz iſt in Anhang B abgedruckt. 
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Als der erſte Kaiſer Jimmu das Land eroberte und das Kaiſer⸗ 
reich gründete, vereinigte er in ſich, als dem Oberhaupt des Staates, 
die Rechte der Herrſchaft und des Oberbefehls über die Land- und 
Seemacht, wie es der jetzige Kaiſer — den Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſung gemäß — tut. Der Kaiſer Jimmu ernannte aus ſeinem Ge⸗ 
folge ſeine Staatsminiſter, die in Friedenszeiten die Regierung leiteten 
und in Kriegszeiten den Generalſtab bildeten. Dieſe Amter wurden 
in den Familien der verſchiedenen Beamten erblich. 

Dieſer Zuſtand blieb bis zur Regierung des neunundvierzigſten 
Kaiſers, Konin (770 — 781 n. Chr.), erhalten, welcher beſtimmte, daß 
die Ämter für Kriegs- und Friedenszeiten ſtreng geſondert werden 
ſollten. Dieſe Trennung war wahrſcheinlich die Folge der Tatſache, 
daß das Land im ganzen lange Jahre des Friedens genoß, und die 
bürgerliche Verwaltung an Bedeutung gewann, da das ungeſtörte 
Leben des Volkes genügende Grundbedingungen zur Entwicklung des 
Handels und der Landwirtſchaft bot. Überdies muß noch bemerkt 
werden, daß das ſpätere ausgedehnte Wachstum des Militärs in 
Japan in ſeinen Anfängen in dieſem Zeitraum zu ſuchen iſt. 

Während der Regierung des ſechsundfünfzigſten Kaiſers, Sewa 
(859— 876), trat zum erſtenmal der Fall ein — der unter den meiſten 
ſeiner Nachfolger üblich wurde — daß einem der Staatsminiſter im 
Namen des Kaiſers die Herrſchergewalt übertragen wurde. Dieſer 
Kaiſer war erſt neun Jahre alt, als er den Thron beſtieg, und einer 
ſeiner Staatsminiſter aus der Fujiwarafamilie, oder Fujiwara⸗no⸗ 
Yoſhifuſa, wurde zum Regenten erwählt. Nach dem V. Kapitel des 
jetzigen Kaiſerlichen Hausgeſetzes darf die Regentſchaft, falls der Kaiſer 
minderjährig iſt, nur von einem Mitglied der Kaiſerlichen Familie 
ausgeübt werden. 

Im achten Jahre ſeiner Regierung, 866 (8. Jahr von Tekwan), 
erließ der Kaiſer eine Verfügung, daß die Herrſchaft von da an auf 
Poſhifuſa übertragen werden ſollte, und daß ſeine Nachfolger das 
erbliche Vorrecht haben ſollten, bei Minderjährigkeit des Kaiſers zu 
Regenten und bei der Mündigkeitserklärung zu Miniſterpräſidenten 
ernannt zu werden; auch im letzteren Falle würde die Ausübung der 
Herrſchergewalt bei ihnen verbleiben. Die Verleihung ſo großer 
Machtvollkommenheit entſprang wahrſcheinlich der wichtigen Rolle, 
welche die Fujiwarafamilie ſowohl bei Hofe wie bei der Regierung 
ſpielte. Dies war in Wirklichkeit der Anfang der Shogunats-Regie- 
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rung. Einige der ſpäteren Kaiſer verſuchten dieſen abnormen Zuſtand 
zu beſeitigen, aber das gelang erſt 1069 —1072 dem einundſiebzigſten 
Kaiſer, Go⸗Sanjo. Die Ausübung der Herrſchergewalt wurde zu dieſer 
Zeit wieder vollſtändig dem Kaiſer überlaſſen und blieb in ſeinen 
Händen bis zur Regierung des neunundſiebzigſten Kaiſers, Rokujo 
(1166-1168), obwohl während dieſer Periode (10691167) die 
Kaiſer, die ſich von der Regierung zurückzogen, die Vormundſchaft 
über ihre Nachfolger beibehielten. Die Fujiwarafamilie behielt, ob⸗ 
wohl nur nominell, das Amt des Regenten oder Miniſterpräſidenten 
als erbliches Vorrecht. 

Die militäriſche Macht, die bis dahin in den Händen der Staats⸗ 
miniſter gelegen hatte, hatte ſich ſeit der Regierung des Kaiſers Konin 
(770— 781) allmählich ausgebreitet, und ein Militärſtand kam auf, 
der raſch zu einer machtvollen Stellung gelangte. Die Beamten des 
Hofes und der Regierung büßten an Tatkraft inmitten des Luxus, 
der Verderbtheit und der Intrigen, die in der Hauptſtadt Kyoto 
während der Jahrhunderte des Friedens um ſich gegriffen hatten, ein, 
während die beiden militäriſchen Hauptgeſchlechter, die Taira und die 
Minamotos, die von Prinzen der Kaiſerlichen Familie abſtammten, 
ihren Einfluß über ganz Japan ausbreiteten, die erſteren hauptſächlich 
im Süden, und die letzteren im Norden und Oſten. Als am Hofe ge⸗ 
wiſſe Uneinigkeiten zwiſchen dem Kaiſer und ſeinem Staatsminiſter 
einerſeits, und dem Exkaiſer und ſeinem Staatsminiſter andrerſeits 
erwuchſen, wurden dieſe beiden Stämme herbeigerufen, um den Streit 
beizulegen. Die Taira⸗Partei ſtand dem neuen Kaiſer Go⸗Shirakawa 
(1156-1158) und ſeinem Minifter Fujiwara⸗no⸗Tedamichi bei, wäh⸗ 
rend die Mehrzahl der Minamoto-Partei ſich mit dem Exkaiſer Sutoku 
(1124—1141) und ſeinem Miniſter Fujiwara⸗no⸗Yorinaga verbün⸗ 
dete, und ſie führten den Krieg, der als der Krieg von Hogen (1156, 
1. Jahr von Hogen) bekannt iſt. Da die Minamotos auf dem Schlacht- 
feld beſiegt worden waren, nahm die Taira⸗-Partei erklärlicherweiſe 
eine bedeutſamere Stellung am Hofe ein, und ſpäter, im Kriege von 
Heji (1159, oder 1. Jahr von Heji), erlangten fie vollſtändige Ober- 
hand. Der Einfluß der Fujiwara-Familie am Hofe mußte dem der 
Taira⸗Partei weichen und die Staatsminiſter wurden aus der Mitte 
ihrer Oberbefehlshaber berufen. Während der Regierung des Kaiſers 
Rokuji (1166—1168) im Jahre 1167 (2. Jahr von Ninnan) wurde 
Taira⸗no⸗Kujomori zum Miniſterpräſidenten (Dajo⸗Daijio) ernannt 
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und nahm nun am Hofe und bei der Regierung dieſelbe Stellung ein, 
wie es vorher die Fujiwara inne hatten. Damit wurde der zweite 
Schritt zur Einrichtung des Shogunats getan. 

Die bürgerliche und militäriſche Oberherrſchaft der Taira-Partei 
war infolge ihrer ſchlechten Handhabung der politiſchen Angelegen⸗ 
heiten nicht von langer Dauer. Während der Regierung des einund- 
achtzigſten Kaiſers Antoku (11801183) erhob fi) Minamoto-no- 
Yoritomo in der Provinz Izu und führte Krieg gegen die Taira⸗ 
Partei (1180, 4. Jahr von Jiſho), um das militäriſche Anſehen ſeines 
Stammes wieder herzuſtellen, und in der berühmten Schlacht von 
Dan⸗no⸗ura wurde die Taira⸗Partei vollſtändig beſiegt (1185, oder 
1. Jahr von Bunji). Darauf wandte ſich Yoritomo an den Kaiſer 
(zweiundachtzigſter Kaiſer, Go⸗Toba, 11831198) mit der Bitte, 
ihn zu bevollmächtigen, eine militäriſche Verwaltung für Japan zu 
errichten, da nur eine militäriſche Verwaltung zu jener Zeit Frieden 
und Ordnung in dem Lande wieder herſtellen konnte, nachdem es von 
ſo vielen Kriegsunruhen erſchüttert worden war. 

Der Kaiſer gewährte das Geſuch und Poritomo ſchlug ſeinen 
Wohnſitz und den Ort ſeiner Tätigkeit in Kamakura auf (eine Provinz 
von Sagami), deſſen Lage es ihm ermöglichte, die Macht der Mina⸗ 
moto⸗Partei über ganz Japan zu verbreiten. Er verteilte die Führer 
unter ſeinen Anhängern über das ganze Land in den ſtrategiſch vor⸗ 
teilhafteſten Stellungen; ſie nahmen das Amt militäriſcher Gouver⸗ 
neure ein und ſtatteten nach Kamakura, als dem Mittelpunkt der mili⸗ 
täriſchen Regierung, Berichte ab. Dieſes von Poritomo eingeführte 
Verwaltungsſyſtem war die Grundlage des Feudalismus, der länger 
als ſieben Jahrhunderte lang in Japan herrſchte. 

Im 3. Jahre von Kenkyu (1192) geruhte der Kaiſer wiederum, 
Yoritomo zum „Seji Daiſhogun“ oder Oberbefehlshaber gegen 
die Barbaren zu ernennen. Der Poſten eines „Seji Daiſhogun“ 
wurde zuerſt von dem fünfzigſten Kaiſer, Kwammu (782 — 805), ein⸗ 
geführt, der Takanoue⸗Tamuramaro ernannte, um den Aufſtand 
der Aino⸗Stämme, welche den nördlichen Teil der Hauptinſel Japans 
zu jener Zeit bewohnten, zu unterdrücken. Während der Regierung 
des zweiundfünfzigſten Kaiſers, Sega (810—823), wurde Bunya⸗no⸗ 
Watamaro zu demſelben Poſten und für denſelben Zweck auserſehen. 
Dieſe blieben die beiden einzigen Fälle, bis Yoritomo das Amt erhielt, 
alſo war der „Seji Daiſhogun“ kein erbliches Amt, ſondern wurde 


nur zeitweiſe eingeführt, wenn ein direktes Vorgehen gegen die Bar⸗ 
baren nötig war, oder um die gelegentlichen Aufſtände der Ainos zu 
unterdrücken. Da dieſe Stämme jedoch vor der Zeit Yoritomos gänz⸗ 
lich unterworfen waren, hatte es jene Bedeutung verloren und wurde 
nur in dem Sinne eines Hauptverwalters der militäriſchen Regierung 
angewendet und als ſolches zu einem erblichen Amt für feine Nach⸗ 
folger erhoben. Dieſes Wort „Daiſhogun“, zu der verkürzten Form 
„Shogun“ zuſammengezogen, wurde zuerſt zur Zeit Yoritomos für 
den Beamten dieſes Poſtens benutzt und bezeichnet den wahren Anfang 
des Shogunats. — 


Der Glanz und der Verfall des Tokugawa-Shogunats. 


Das Feudalſyſtem in der Regierung wurde zuerſt, wie ſchon be⸗ 
merkt, von Poritomo eingeführt, von Aſhikaga Takanyi, dem erſten 
Shogun des Aſhikaga⸗Shogunats (1338 —1573) vervollſtändigt und 
ſchließlich von Tokugawa Jyeyaſu, dem erſten Shogun des Tokugawa⸗ 
Shogunats (1603-1867), vollendet. Von den Militärgouverneuren, 
die von Poritomo eingeſetzt worden waren, ſtammten die ſpäteren 
Lehnsherren oder „Daimyos“ ab, die aber dem Oberherrn oder Sho⸗ 
gun huldigungspflichtig waren. Der Shogun nahm die Stellung eines 
General⸗Gouverneurs ein, der ernannt wurde, und dem die Ausübung 
der Herrſchermacht durch den Kaiſer übertragen wurde und ihm als 
erbliches Eigentum verblieb. Wenn ein Shogun ſtarb, folgte ihm 
einer ſeiner Söhne oder ſein nächſter Verwandter nach, wenn er auch 
jedesmal von dem zeitweiligen Kaiſer durch eine beſondere Zeremonie 
ernannt wurde. Da aber der Stärkſte und Mächtigſte der militäriſchen 
Kaſte immer die Obergewalt über die anderen hatte und ſomit zum 
Shogun oder Militär⸗Gouverneur ernannt wurde, jo konnte das 
Shogunat nicht dauernd bei den verſchiedenen Generationen derſelben 
Familie verbleiben. Überdies entſtanden infolge der Entwicklung der 
militäriſchen Regierung mächtige „Daimyos“, die große Ländereien 
beſaßen und viele Anhänger hatten. — Am Ende des Aſhikaga-Sho⸗ 
gunats kämpften dieſe Daimyos von 1467 bis 1590 untereinander um 
die Oberherrſchaft, bis Toyotomi Hideyoſhi, allgemein als Taiko be- 
kannt, die übrigen unterwarf und im Jahre 1590 Ruhe und Frieden 
wiederherſtellte. Jedoch nach ſeinem Tode brachen die Uneinigkeiten 
um die Oberherrſchaft wieder aus, und es kam zum Kampf zwiſchen 
ſeinen Anhängern und der Gefolgſchaft Tokugawa Jyeyaſus, welcher 
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in der Schlacht von Jekigahara (1600) einen entſcheidenden Sieg da⸗ 
vontrug. Der hundertundſiebente Kaiſer, Go⸗Yoze, zollte Jyeyaſu 
große Anerkennung für die Beilegung des ſo lange herrſchenden 
Kriegszuſtandes im Lande und ernannte ihn im Jahre 1603 (8. Jahr 
von Kecho) zum „Seji Daiſhogun“. Mit dieſer Ernennung begann 
das Tokugawa⸗Shogunat, und ſeine Baſis wurde durch den dritten 
Shogun Juyemitſu noch dauernder befeſtigt. Er berief auf das Schloß 
von Vedo, jetzt Tokio, die ſogenannten „Tozama Daimyos“, d. h. 
jene Daimyos, die nicht ſeine direkten Untergebenen waren, aber auf 
derſelben Stufe mit denen des Tokugawa⸗Shoguns ſtanden, und nahm 
ihnen allen den Eid ab, daß ſie ihm von nun an ebenſolchen Gehorſam 
leiſten ſollten, wie ſeine eigene Gefolgſchaft. — 

Um einen dauernden Frieden und die Einheit des ganzen Landes 
aufrecht zu erhalten, erſtrebten Jyeyaſu und ſeine Nachfolger eine 
Verbeſſerung des ſozialen Lebens und pflegten zu dieſem Zweck die 
Kunſt und die Wiſſenſchaften, die lange vernachläſſigt worden waren, 
weil infolge der vielen aufeinander folgenden Kriege die militäriſche 
Ausbildung im Vordergrund ſtand. Außerdem beobachtete das ganze 
Land eine ſtrenge Abwehr gegen den Einfluß der Miſſionäre als beſte 
Handhabe, um Verwicklungen durch daraus erwachſenden politiſchen 
Ehrgeiz zu vermeiden. Doch wurde niemals der Handelsverkehr mit 
Ausländern verhindert, ſondern ſeine Ausdehnung vielmehr ſo weit 
als möglich unterſtützt, ohne jedoch den Miſſionaren in Verbindung 
damit zu geſtatten, feſten Fuß zu faſſen. Den holländiſchen Kauf⸗ 
leuten, die nicht beabſichtigten, eine Religion zu verbreiten, ſondern 
nur, wie die Chineſen, beſtrebt waren, das Land zu erſchließen, wurde 
es aus dieſem Grunde geſtattet, ihre Handelsangelegenheiten im Hafen 
von Nagaſaki zu erledigen. Nachdem alle dieſe Fragen geordnet waren, 
herrſchte Frieden im ganzen Lande, das Volk führte ein ruhiges, un⸗ 
geſtörtes Leben, die Wiſſenſchaften und die Künſte blühten, die Städte 
vergrößerten ſich und der Fortſchritt in der Kultur wurde beflügelt. 

Die Friedens⸗ und Einigungspolitik der Tokugawa⸗Regierung 
war den Anforderungen der Zeit ſo einſichtsvoll angepaßt und wurde 
mit ſo viel Erfolg und Umſicht gehandhabt, daß ſie allmählich die Auf⸗ 
löſung der Militärmacht und des Feudalismus zur natürlichen Folge 
hatte. Mit der Entwickelung der Wiſſenſchaften dehnte ſich das Stu⸗ 
dium der Geſchichte und Literatur Japans zuſammen mit den chine⸗ 
ſiſchen politiſch-ethiſchen Lehren des Konfuzius und Menzius weit aus. 
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Viele Daimyos veranlaßten ihre Untergebenen, die Wiſſenſchaften 
zu pflegen, und Tokugawa Mitſukuni — geboren 1622, geſtorben 1700 
— konnte die Veröffentlichung ſeines berühmten Buches „Dai Nippon“ 
oder „Die Geſchichte des Großen Japan“ bewerkſtelligen. Der Ur⸗ 
ſprung und das Weſen des Shogunats wurden durch die wachſende 
Anzahl gebildeter Männer beſſer bekannt und verſtanden, und nun 
regte ſich der Zweifel an der Notwendigkeit, die Regierung einer Mili⸗ 
tärmacht beizubehalten. Dieſe Auffaſſung fand oft ihren Ausdruck 
in dem damals auftauchenden Volksruf „Kinno“ — die Wiederher- 
ſtellung des früheren Zuſtandes während der Kaiſerlichen Regierung. 
Das Wachstum der Städte brachte ebenfalls eine große Umwälzung 
der wirtſchaftlichen Lage des Landes mit ſich und trug dazu bei, die 
Grundfeſten des Feudalismus zu erſchüttern. Überdies brachte der 
Stand der Finanzen des ſpäteren Tokugawa⸗Shogunats dieſen um 
Ruf und Kredit. 

Der achte Shogun, Yoſhimime (1716-1744), war ein kühner, 
umſichtiger Staatsmann und hob in vielen Beziehungen das Anſehen 
des Tokugawa⸗Shogunats. Eines ſeiner Hauptverdienſte war ſein 
Beſtreben, die Entwicklung des Landes durch Einführung weſtlicher 
Wiſſenſchaft und Kultur zu fördern. Von 1720 an (5. Jahr von 
Kyoho) geſtattete er die Einführung holländiſcher Bücher über Mathe⸗ 
matik, Aſtronomie, Geographie, Medizin, Botanik, Chemie ꝛc., nur 
nicht ſolche, die auf die chriſtliche Religion Bezug hatten. Er unter⸗ 
ſtützte zu gleicher Zeit das Studium der holländiſchen Sprache und 
beauftragte Studenten mit der Überſetzung wichtiger holländiſcher 
Bücher. Viele Daimyos folgten ſeinem Beiſpiel, und ein beſſeres Ver⸗ 
ſtändnis für die Beſchaffenheit und das Weſen Europas wurde an⸗ 
gebahnt. 

Während des Zeitraums von 1792 bis 1853 (4. Jahr von Kwanſe, 
6. Jahr von Koye) wurde das Anlegen fremder Schiffe, nicht nur 
holländiſcher — beſonders engliſcher und ruſſiſcher Schiffe immer 
häufiger, und Japans Aufmerkſamkeit wurde auf die Befeſtigung der 
Küſte gelenkt. Als in den Jahren 1806 und 1807 (3. und 4. Jahr 
von Bunk) im Norden des Landes durch ruſſiſche Abenteurer Un- 
ruhen ausbrachen und im Jahre 1808 (5. Jahr von Bunk) das eng⸗ 
liſche Kriegsſchiff „Phaeton“ plötzlich vor Nagaſaki erſchien, richtete 
ſich das Augenmerk der ganzen Nation auf die Frage von Japans 
Unantaſtbarkeit gegenüber fremdem Ehrgeiz. Dieſes Empfinden fand 
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oft ſeinen Ausdruck in dem Ausruf „Joi“ (Vertreibung der ehrgeizigen 
Ausländer), welcher zu dieſer Zeit auffam. Das holländiſche Syſtem 
militäriſcher Disziplin wurde im Jahre 1837 (8. Jahr von Tempo) 
angenommen und wurde bald von allen mächtigen Daimyos, Tokugawa 
von Nito, Shimagu von Satſuma, Nabeſhima von Higm ꝛc. übernom⸗ 
men. Nach dem Jahre 1849 (2. Jahr von Kaye) wurden Kriegsſchiffe 
nach europäiſchem (holländiſchem) Muſter erbaut. Tokugawa Nariaki 
von Mito mit anderen Daimyos wie Shimazu waren ernſtlich be- 
müht, weſtliche Kultur in das Land einzuführen. Er entfaltete zum 
erſtenmal Japans Nationalflagge in ihrer jetzigen Form, die von der 
Regierung bereitwillig anerkannt wurde. Auch wurden Werkſtätten 
gegründet, um Kriegswaffen herzuſtellen, und Baumwollenfabriken 
wurden nach holländiſchem Vorbild erbaut. Wilhelm II. der Nieder- 
lande ſchickte zwei Botſchaften an die Regierung — eine im Jahre 
1844 (1. Jahr von Kokwa), die zweite im Jahre 1852 (5. Jahr von 
Koye) —, um ihr den Vorteil, der einer Erſchließung des Landes 
durch Anknüpfung internationaler Beziehungen erwachſen würde, zu 
erklären; auch ſprach er die Vermutung aus, daß die Amerikaner 
wahrſcheinlich energiſche Maßregeln zu gleichem Zweck treffen würden. 
Die Shogunats⸗Regierung war im ganzen von Anfang an geneigt, 
friedlich vorzugehen, aber es herrſchten über die Erſchließung des 
Landes unter den Staatsmännern und Politikern viele einander wider⸗ 
ſtrebende Anſichten. 

So lagen die Dinge in Japan vor der Ankunft der amerikaniſchen 
Flotte im Jahre 1853 (6. Jahr von Koye). Fortſchritt und Zivili⸗ 
ſation verbreiteten ſich in Japan ſchon vor dem Verkehr mit den Aus⸗ 
ländern, und eine allmähliche Veränderung der Regierungsform be⸗ 
reitete ſich vor. Nutzbringende Verbeſſerungen vollzogen ſich zwar 
nicht ſo raſch und entſcheidend vor der Reſtauration wie nachher, aber 
ſchon war die Flamme der neuen Epoche unſerer Nationalgeſchichte 
entzündet, und die Amerikaner goſſen nur gleichſam Ol darauf und 
entfachten ſo einen Brand, der langſam den Feudalismus und die 
Militärregierung zerſtörte. 

Im Jahre 1853 (6. Jahr von Koye) langte Kommodore Perry 
mit einer Flotte von zwei Kriegsſchiffen und zwei Transportſchiffen 
vor dem Hafen von Inaza an und forderte den Gouverneur auf, mit 
den diplomatiſchen Vertretern ſeiner Regierung zuſammenzutreffen. 
Der Gouverneur ließ ihn wiſſen, daß alle derartigen Angelegenheiten 
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in Nagaſaki zu erledigen ſeien, da das der Platz wäre, der für alle 
Unterhandlungen über internationalen Verkehr beſtimmt ſei. Aber 
Kommodore Perry beſtand auf ſeiner Forderung und drohte, ſich ſofort 
mit ſeiner Flotte nach Yedo, jetzt Tokyo, zu begeben, wenn ſein Vor⸗ 
ſchlag zurückgewieſen würde; zugleich war der Gouverneur als ein 
geeigneter Vertreter bezeichnet, der im Namen der Regierung die 
Frage erledigen könne. Er kam bei Kuri⸗ga⸗hama mit Perry zu⸗ 
ſammen und empfing dort den Brief des Präſidenten der Vereinigten 
Staaten. Perry verließ bald wieder den Hafen, nachdem er erklärt 
hatte, daß er im nächſten Jahre wiederkommen würde, um die end- 
gültige Antwort der japaniſchen Regierung einzuholen, und daß er 
die Stadt bombardieren würde, wenn der vorgelegte Vertrag keiner 
befriedigenden Antwort begegnete. Wir wiſſen nicht, was Perry eigent⸗ 
lich mit ſolchem Auftreten bezweckte, aber ſeine Handlungsweiſe und 
ſchon ſeine Drohung riefen im ganzen Lande große Entrüſtung hervor. 

Innerhalb der Shogunats-Regierung und auch unter den aus⸗ 
wärtigen Politikern kämpften zwei entgegengeſetzte Anſichten in dieſer 
ernſten Frage miteinander; eine zugunſten des Abſperrens der Häfen 
gegen fremde Anmaßung, „Sako“ genannt, die andere zugunſten 
der Erſchließung des Landes für internationalen Verkehr, „Kaikoku“ 
genannt. Die erſte Partei war der Meinung, daß die nationale Ge⸗ 
fahr nach Jyeyaſus Vorbild bekämpft werden müßte, der alle Häfen 
Japans ſperrte, um die geheime Einwanderung und die ſchädlichen 
Anſchläge der ſpaniſchen und portugieſiſchen Miſſionare zu verhindern; 
die andere Partei glaubte, daß Japans Unantaſtbarkeit am beſten durch 
die Eröffnung des Landes geſichert würde, und daß eine wirkliche 
Iſolierung von allen internationalen Beziehungen dem Fortſchritt 
der Ziviliſation und ſomit auch den Intereſſen des Landes entgegen- 
ſtehen würde. Beide Parteien hatten natürlich denſelben Zweck im 
Auge, aber im Hinblick auf die Erreichung war die eine negativ, die 
andere poſitiv. 

Der regierende Kaiſer Kome (18471867) und der größte Teil 
des Hofes neigte der Meinung der erſten Partei zu, und in Wahrheit 
ging die vorherrſchende Meinung auf Abſperrung der Häfen. 

Im Jahre 1854 (1. Jahr von Anſe) lief Kommodore Perry mit 
einer noch ſtärkeren Flotte wie im vergangenen Jahre in den Hafen 
von Inaza ein. Die Shogunats⸗Regierung wollte das Land nicht 
durch einen Konflikt mit Amerika in Gefahr bringen, und ein vor⸗ 
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läufiges Freundſchafts⸗ und Handels⸗Übereinkommen wurde im Jahre 
1854 in Kanagawa zwiſchen den Bevollmächtigten der Vereinigten 
Staaten und Japans getroffen. Ahnliche Abmachungen wurden von 
den Vertretern Japans einerſeits und denen Groß-Britanniens 1854, 
Rußlands 1855 und Hollands 1856 andrerſeits feſtgeſetzt. Die Sho⸗ 
gunats⸗Regierung handelte der öffentlichen Meinung zuwider und das 
Vertrauen des Volkes begann zu wanken. 

Als die Unterhandlungen zur Aufſtellung eines neuen Vertrags 
mit den Vereinigten Staaten Amerikas im Jahre 1858 (5. Jahr von 
Anſai) ihren Anfang nahmen, erwuchs ſogar im Innern der Shogu⸗ 
nats⸗Regierungsleitung und unter den mächtigſten Daimyos eine 
heftige Oppoſition gegen den Entwurf desſelben, da ſie alle nicht auf 
die Forderung einer exterritorialen Gerichtsbarkeit in Japan eingehen 
wollten. Die Frage wurde mit ſolcher Heftigkeit debattiert, daß ſie 
zu dem Streit über die Grenzen der Macht führte, zu der der Shogun 
in der Ausübung der Herrſchergewalt von dem Kaiſer ermächtigt war. 
Der dreizehnte Shogun, Jyeſada (18541858), erbat des Kaiſers 
eigene Entſcheidung in dieſer Angelegenheit, da er ſich der öffentlichen 
Meinung nicht widerſetzen wollte. Bevor er jedoch vom Kaiſer eine 
endgültige Antwort erhielt, hatte der „Tairo“ Fi Naoſuke (einer der 
Prinzen der Shogunats⸗Regierung), der Großvater des jetzigen Grafen 
Fis, auf ſeine eigene Verantwortung im Jahre 1858 die neuen Ver⸗ 
träge mit den Vereinigten Staaten Amerikas und bald darauf mit 
Holland, Rußland, Großbritannien und Frankreich abgeſchloſſen. Der 
Kaiſer Komei und Fi's Gegner waren über dieſe Handlungsweiſe heftig 
erzürnt Die Verträge wurden infolgedeſſen nicht beſtätigt, bis der 
Kaiſer ſpäterhin damit ausgeſöhnt ſeine formelle Einwilligung erteilte. 

Zu gleicher Zeit wurde über die Wahl des Shogunats-Erben 
zwiſchen dem „Tairo“ Fi und den mächtigſten Daimyos der Tokugawa⸗ 
Familie lebhaft geſtritten, und der Kaiſer wiederum um ſeine Ent⸗ 
ſcheidung angegangen. Als der vierzehnte Shogun, Jyemochi (1859 
bis 1866), das Amt übernahm, tat er es gegen den Willen des Kaiſers 
und den einer großen Zahl Daimyos, wie derer von Mito, Owari, 
Yechizen, Tora, Uwajima ꝛc. Der Shogun und feine Regierung ſtand 
nun ganz iſoliert da, ſelbſt von den Daimyos ſeiner eigenen Familie 
verlaſſen, und der Ruf „Kinno“ („Heil dem Kaiſer“) wurde im ganzen 
Lande populär. Die Patrioten Japans behielten von dieſer Zeit 
1858) an die Beſeitigung des Shogunats im Auge. Die Ausſöhnung 
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zwiſchen dem Kaiſer und dem Shogun ſchien ſehr ausſichtslos bis zur 
Vermählung der Schweſter des Kaiſers, der Prinzeſſin Kazu⸗no⸗Miya 
mit dem Shogun Jyemochi, welche vom Kaiſer im Jahre 1861 
(1. Jahr von Bunkyu) genehmigt wurde. 

Dieſe Heirat bezweckte ein Bündnis zwiſchen dem Kaiſer und dem 
Shogun, um die Macht des Shoguns unter dem Schutze des Kaiſers 
zu befeſtigen und wurde „Kobu Gatta“ genannt. Das Ergebnis 
dieſer Politik war jedoch der unmittelbare Sturz des Shogunats. 


Die Wiedereinſetzung des Kaiſers. 


Die Reſtauration nahm ihren Anfang, als die Shogunats⸗Re⸗ 
gierung der Mittelpunkt der öffentlichen Feindſeligkeiten geworden 
war. Ihre Mißerfolge in der inneren und äußeren Politik hatten im 
ganzen Lande die größte Unzufriedenheit hervorgerufen. Die Mehr⸗ 
zahl der Daimyos und Samurais hatten die Wiedereinführung des 
früheren Zuſtandes unter des Kaiſers Regierung ſchon heiß erſehnt, 
und auch der Kaiſer Komei und ſein Hofſtaat waren der Beſeitigung 
des Shogunats geneigt. Gewiſſe Daimyos, wie Shimazu Satſuma, 
Mori Choſhu, Yamanuchi Toſa und andere, deren Vorfahren auf 
gleicher Stufe mit der Tokugawa⸗Familie geſtanden hatten, wollten 
nicht länger die Oberhoheit dieſer Partei anerkennen; ſie alle wollten 
unter des Kaiſers Szepter dieſelbe Stellung einnehmen wie die Toku⸗ 
gawa. Schon lange vor der Spaltung innerhalb der Shogunats⸗ 
Regierung waren Vorbereitungen zur Erreichung dieſes Zieles ge- 
troffen worden. Sie hatten, wie ſchon vorher erwähnt worden iſt, 
in hohem Grade die Elemente weſtlicher Bildung eingeführt und ihre 
Truppen nach europäiſchem Syſtem ausgebildet, um jo, falls es not⸗ 
wendig erſcheinen ſollte, ihre Forderungen dem Shogunat gegenüber 
durchzuſetzen. Shimazu und Mori waren die erſten, die verſuchten, 
ein engeres Bündnis mit dem Kaiſerlichen Hof herzuſtellen. Ein 
gemeinſames Intereſſe exiſtierte zwiſchen ihnen und den Höflingen, 
unter denen ſich Sanjo, der Schwiegervater des jetzigen Prinzen Sanjo, 
befand, — Iwakura, — der Vater des jetzigen Prinzen Iwakura, 
und andere, die auch die Abſchaffung des Shogunats wünſchten. Sie 
alle unterſtützten die Sache des Kaiſers in dem Beſtreben, das Sho⸗ 
gunat zu beſeitigen und ſich ſo für die unwürdigen Konzeſſionen an 
die Ausländer Genugtuung zu verſchaffen. Die Sitze der Kaiſerlichen 
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Regierung waren zu dieſer Zeit, im Jahre 1862 (2. Jahr von Bunkyu), 
mit Patrioten aus allen Teilen Japans verſehen, die ſich in der Nähe 
des Palaſtes vereinigten, um den Kaiſer zu veranlaſſen, wieder ſelbſt 
die Ausübung der Herrſchergewalt zu übernehmen. Shimazu und 
Mori fingen an, ſelbſtändig vorzugehen und marſchierten mit ihren 
Truppen nach Kyoto und benutzten als Vorwand den Wunſch, die 
Unruhen in der Umgebung des Kaiſers, wenn nötig, zu unterdrücken. 
Dieſem Beiſpiel folgte bald Damanuchi von Toſa, und es war für fie 
die erſte Gelegenheit, in der Reſtauration eine bedeutende Rolle zu 
ſpielen. Der unermüdlichen Tatkraft IJwakuras und Sanjos gelang 
es endlich, den Kaiſer zu einem Erlaß zu bewegen, in welchem 
Shimazu und Mori aufgefordert wurden, die Shogunats-Regierung 
zu veranlaſſen, den Ton ihrer auswärtigen Politik zu ändern. Ein 
weiterer Erlaß wurde zur ſelben Zeit dem Shogun Jyemochi unter⸗ 
breitet, und infolgedeſſen wurden entſcheidende Anderungen in ſeiner 
Regierung herbeigeführt. Die Ausübung der Regierungsmacht wurde 
auf dieſe Weiſe in Wirklichkeit dem Kaiſer wieder übergeben, und der 
Shogun ſtand der Schwierigkeit gegenüber, entweder die Fremden 
auszuweiſen oder dem Kaiſerlichen Erlaß den Gehorſam zu verweigern. 
Dieſer wohlbedachte Plan war von hervorragenden Politikern der 
Zeit, Saigo, Okuho, Kido, Goto und vielen anderen, die von Hof⸗ 
leuten, wie Iwakura, unterſtützt wurden, entworfen worden. Auf 
dieſes Vorgehen folgte ein langer Zeitraum der Unentſchiedenheit 
vonſeiten der Shogunats⸗Regierung. Im Volk erhoben ſich Unruhen, 
und viele Daimyos verſagten als treue Verbündete ihre Unterſtützung. 

Zuletzt errang indeſſen der Shogun im Jahre 1863 (3. Jahr von 
Bunkyu) einen vorübergehenden Erfolg. Choſhus Truppen wurden 
aus Kyoto vertrieben und diejenigen Aizu Matſudairas, eines der 
treueſten Anhänger des Shogun, nahmen ihren Platz ein. Sanjo 
und ſechs andere Höflinge flohen nach Moris Provinz, und das Gleich⸗ 
gewicht zwiſchen den Gegnern und Anhängern des Shogunats am 
Kaiſerlichen Hofe war dadurch wieder hergeſtellt. 

Jyemoidhi jedoch, mit dieſem Erfolg ſeiner Herrſchaft noch nicht 
zufrieden, war immer weiter beſtrebt, ſeine Macht zu beweiſen. Er 
fand einen Vorwand in Moris ſelbſtändigem Vorgehen gegen aus⸗ 
wärtige Schiffe bei Shimonoſeki im Jahre 1863 und wandte ſich an 
den Kaiſer um Genehmigung, ſeinen erſten Feldzug gegen Mori im 
Jahre 1864 (1. Jahr von Genji) zu unternehmen, von dem er zugleich 
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hoffte, die Kampfluſt anderer Daimyos durch dieſen Krieg zu unter- 
drücken. Dieſer Feldzug hatte einen erfolgreichen Ausgang für ihn, 
aber in dem zweiten, den er im Jahre 1866 (2. Jahr von Kejo) gegen 
den Rat feiner eigenen Staatsmänner Matſudaria von Hechizen x. 
unternahm, erlitt er eine große Niederlage, und von der Zeit an 
datiert der Verfall der militäriſchen Übermacht des Tofugama-Sho- 
gunats. Eine große Anzahl Daimyos verweigerten dem Shogun 
den Gehorſam völlig. Er ſtarb im Jahre 1866 (2. Jahr von Kejo) 
in Oſaka mitten in der größten Not. Der fünfzehnte Shogun, 
Muiki, folgte ihm bald darauf und wurde zum Seji Daiſhogun er- 
nannt. Am Ende desſelben Jahres ſtarb, von der ganzen Nation 
tief betrauert, der Kaiſer Komei, ohne die Früchte der Reſtaura⸗ 
tion, die nach innen und außen während ſeiner ſchwierigen Re⸗ 
gierung ihren Anfang genommen hatte, ernten zu können. Der 
Thron wurde unmittelbar darauf von dem jetzigen Kaiſer beſtiegen. 

Die Mehrzahl der Daimyos erklärten den Shogun für un⸗ 
fähig, die Regierungsgewalt auszuüben, da ſeine Vorgänger die aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten ſo ſchlecht geleitet und ihre bürgerliche 
wie militäriſche Macht völlig eingebüßt hatten. Yamanuchi von Toſa 
und Aſano von Aki gaben dem Shogun den Rat, ſein Amt nieder⸗ 
zulegen. Da auch Politiker, wie Goto von Toſa, Komatſu und Okuho 
von Satſuma und andere, wie auch Katſu, ein Beamter ſeiner eigenen 
Regierung, ihn zu gleichem Vorgehen veranlaßten, entſchloß er ſich 
ſchließlich dazu. Am 14. Oktober 1867 (4. Tag des 10. Monats 
des 3. Jahres von Keio) traf der Shogun Keiki ſeine Entſcheidung 
und wandte ſich mit dem Geſuch an den Kaiſer, ihn ſeines Amtes 
zu entheben, was ihm ſofort am folgenden Tage gewährt wurde. 
Dieſer Tag iſt für die Geſchichte des Neuen Japans denkwürdig, 
denn von dieſem Tage an übernahm tatſächlich der jetzige Kaiſer in 
eigener Perſon die Ausübung der Herrſchergewalt, und dem Staate 
wurde die Kaiſerliche Regierung wiedergegeben, die ſchon vor dem 
ſechsundfünfzigſten Kaiſer, Seiwa, der von 859— 876 regierte, be⸗ 
ſtanden hatte. Darum wird dieſe Epoche die „Reſtauration“ genannt. 

Alle Daimyos von Japan, beſonders Matſudaira von Jechizen, 
Nabeſhima von Hizen, Yamanouchi von Toſa, Date und Ihimazu 
von Satſuma wurden nach Kyoto berufen, um einen Staatsrat für 
die Organiſierung der neuen Regierung zu bilden. Mori von Kyus⸗ 
hyu wurde befreit und Sanjo ſowie andere Männer des Hofſtaates 
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nach Kyoto zurückberufen. Die Truppen von Satſuma, Aki und 
Kyushyu, und ſpäter auch die von Toſa, Owari und Yechizen zogen 
in Kyoto zum Schutze des Regierungsſitzes des Kaiſers ein. 

Am 9. Dezember 1867 (9. Tag des 12. Monats des 3. Jahres 
von Keio) wurden die Truppen Aizus und Kuwanas entlaſſen und 
das Seji⸗Daiſhogunat wie alle anderen Amter der alten Regierung 
abgeſchafft. An demſelben Tage wurden die neuen Amter des Soſai 
(Miniſterpräſident), Giji (Staatsminiſter) und Sen⸗yo (Staatsräte) 
eingeführt. Seine Kaiſerliche Hoheit der Prinz Taruhito Ariſagawa 
wurde zum Soſai ernannt. Das Amt eines Gijo wurde von den 
Prinzen der Kaiſerlichen Familie, den Hofherren Sanjo, Iwakura 
2c., oder den mächtigſten Daimyos: Shimazu, Tokugawa von Owari, 
Aſeno, Matſudaira von Yechizen, Yamanouchi und Date, bekleidet, 
und der Poſten der Sen⸗yo von den fähigſten Politikern jener Zeit, 
wie: Iwakura, Saigo, Kibo, Goto und anderen. Die Grundlage 
der neuen Regierung wurde auf dieſe Weiſe durch die Verſchmelzung 
der dem Shogunat feindlichen Parteien geſichert. Die Reſtauration 
trat von dieſem Tage an in Kraft. Eine der wichtigſten Verände⸗ 
rungen des neuen Regierungsſyſtems war die Tatſache, daß die Amter 
der neuen Verwaltung nicht mehr erblich und auf beſtimmte Familien 
beſchränkt waren, wie es bis dahin der Fall geweſen war. 

Die alten Shogun⸗Parteien — die aus den treuen Anhängern 
des alten Shogun beſtanden, wie die Matſudairas von Aizu und Ku⸗ 
wana — waren mit dieſen plötzlichen Neuerungen ſehr unzufrieden 
und behaupteten, daß ſie nur von den ehrgeizigen Shimazu und Mori 
geplant worden waren. Die Nebenbuhlerſchaft zwiſchen den Truppen 
dieſer vier Daimyos wurde immer heftiger, bis als unvermeidliche 
Folge der Krieg von 1868/1869 ausbrach. Dieſer Krieg nahm in 
Kyoto ſeinen Anfang, verbreitete ſich über den nordöſtlichen Teil 
Japans und endete ſchließlich im Jahre 1869 (2. Jahr von Meji) 
mit der Schlacht von Hakodate. Wenn nicht umſichtige Staatsmänner 
der alten Shogunats⸗Regierung, wie Katſu und Okubo, ſchon vorher 
für die Erledigung gewiſſer Schwierigkeiten geſorgt hätten, die nach 
dem Rücktritt Keikis von ſeinem Poſten entſtanden, würden die un⸗ 
glücklichen Folgen des Krieges noch größer geweſen ſein, wie es der 
Fall war. 

Nachdem Frieden und Ruhe wiederhergeſtellt worden waren, 
unternahm die neue Regierung Schritte, um in ſchneller und ent- 
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ſchiedener Weiſe die Wohlfahrt und die Ziviliſation des Landes zu 
fördern. 

Die fortſchreitende Entwicklung, die auf die Reſtauration folgte, 
iſt zu bekannt, um in einer jo kurzen Skizze wie die vorliegende be- 
ſchrieben zu werden, aber zum Schluß ſind noch folgende Punkte zu 
erwähnen: 

1. Das Lehnsſyſtem hörte nicht zugleich mit der Abſchaffung 
des Shogunats auf, vielmehr beſtanden noch Überbleibſel des alten 
Syſtems bei Beginn der neuen Regierung. Jedoch waren alle Dai⸗ 
myos, beſonders Shimazu, Mori, PYamanouchi, Nabeſhima, Toku⸗ 
gawa von Owari, Hoſokawa, Ikida und Hachiſuka von Awa ein⸗ 
ſtimmig zu der Anſicht gelangt, daß der Feudalismus die Spann⸗ 
kraft der ganzen Nation ſchwäche und den Fortſchritt aufhalte. In⸗ 
folgedeſſen richteten ſie einſtimmig ein Geſuch an den Kaiſer, das 
feudale Regierungsſyſtem abzuſchaffen. Ein entſprechender Kaiſer⸗ 
licher Erlaß wurde im Jahre 1871 (4. Jahr von Meji) veröffent⸗ 
licht und machte zu gleicher Zeit den Vorrechten der militäriſchen 
Stände vor den anderen ein Ende. 

2. Die auswärtige Politik der neuen Regierung wurde durch 
den Kaiſerlichen Erlaß von 1868 (1. Jahr von Meiji) geregelt und 
Japan nahm internationale Beziehungen auf. Die Abſchaffung der 
exterritorialen Gerichtsbarkeit in Japan, die lange Zeit der Gegen⸗ 
ſtand der Unzufriedenheit des ganzen Volkes geweſen war, war einer 
der wichtigſten Geſichtspunkte der neuen Regierung. — Die unheil⸗ 
vollen Mißbräuche ſolcher Gerichtsbarkeiten hatten zu verſchiedenen 
fanatiſchen Angriffen ſeitens des Volkes auf Ausländer geführt, ſo⸗ 
wohl vor wie nach der Reſtauration. Die Unterhandlungen, die 
Reviſion der alten Verträge mit den Vereinigten Staaten Amerikas 
betreffend, wurden zuerſt im Jahre 1871 (4. Jahr von Meji) auf- 
genommen, zu welcher Zeit der jetzige Kaiſer geruhte, eine beſondere 
Geſandtſchaft an alle Vertragsmächte Europas und Amerikas zu 
ſchicken. Dieſe Unterhandlungen mit anderen Mächten dauerten eine 
lange Reihe von Jahren, bis zuerſt der auf gleicher Baſis revidierte 
Vertrag zwiſchen Japan und Großbritannien im Jahre 1894 (am 
16. Tag des 7. Monats des 27. Jahres von Meji) unterzeichnet 
wurde und nach und nach auch mit den anderen Nationen Europas 
und Amerikas, mit Ausnahme von Mexiko, da der mit dieſem Lande 
ſchon beſtehende Vertrag vom Jahre 1888 (21. Jahr von Meji) 
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auf gleicher Baſis abgeſchloſſen war. Dieſes Verhalten der bri⸗ 
tiſchen Regierung war der Anfang ſolcher Beziehungen zwiſchen Japan 
und Großbritannien, die ſich zu einem Freundſchaftsbündnis zwiſchen 
beiden Nationen entwickelten. 

3. Seit den Erfahrungen, die Japan mit den alten ſpaniſchen und 
portugieſiſchen Miſſionaren gemacht hatte, war die Verbreitung der 
chriſtlichen Religion bis zum Jahre 1872 (5. Jahr von Meiji) ſtreng 
unterſagt; von dieſer Zeit an wurde ſie zum erſtenmal geduldet. Miſ⸗ 
ſionare kamen nacheinander aus verſchiedenen Ländern und errichteten 
Schulen und Kirchen. Viele Untertanen ließen ſich bekehren, aber die 
meiſten Miſſionare verſtanden nicht das allbekannte Sprichwort: „Mit 
den Wölfen muß man heulen“, und die Folge war, daß durch ihre 
Unfähigkeit, ſich anzupaſſen, die Verſchmelzung aufgehalten wurde. 
Die vollſtändige Freiheit in Glaubensangelegenheiten iſt nun durch 
Paragraph XXVIII der Konſtitution geſichert, jedoch werden die 
Miſſionare im allgemeinen von den gebildeten Klaſſen nicht geſchätzt, 
und dieſer Mangel an Sympathie muß notwendigerweiſe die künftige 
Ausdehnung der chriſtlichen Religion in Japan weſentlich beein⸗ 
fluſſen. — 


Anhang. 


A. 
Kaiſerliche Erlaſſe.“ 


Kaiſerliche Kundgebung bei der Eröffnung des inter- 
nationalen Verkehrs (1. Januar 1868). 


Der letzte Kaiſer war lange Zeit ſehr unentſchieden betreffs der für 
das Land ſehr wichtigen Beziehungen zu auswärtigen Mächten. Die 
verfehlte Politik, die von der Schogunats⸗Regierung verfolgt wurde, 
hatte die öffentliche Meinung in dieſer Frage irregeleitet und zu der 
gegenwärtigen Verwirrung geführt. Die neue Staatsverwaltung ver⸗ 
anlaßt Uns, dieſe Politik der Abgeſchloſſenheit zu verlaſſen, und Wir 
geben hiermit kund, daß von jetzt an der internationale Verkehr auf der 


Grundlage internationaler Gebräuche eröffnet wird, und daß ſowohl 
die Regierung wie die Untertanen ſich verbinden ſollen, um Unſere 
Abſicht zu unterſtützen. 


Kaiſerliche Kundgebung anläßlich der Wiederherſtellung der 
adminiſtrativen Gewalt des Kaiſers (15. Januar 1868). 


Wir verkündigen hierdurch den Herrſchern und Untertanen aller 
fremden Länder, daß der Schogun Tokugawa Keiki ſeine adminiſtra⸗ 
tive Gewalt niedergelegt hat, und daß von heute an die Verwaltung 
unter Unſerem Befehl ſteht und alle öffentlichen Angelegenheiten unter 
dem Namen des Kaiſers anſtatt unter dem des Taikun, wie es bisher 
der Fall war, ausgeführt werden. Ferner werden beſondere Beamte 
zur Unterhandlung mit auswärtigen Völkern ernannt werden. Den 
Geſandten fremder Länder ſei dieſer Unſer Wille beſonders kundgetan. 


) Die wichtigſten Kundgebungen Seiner Kaiſerlichen Majeſtät des Kaiſers ſind 
in dieſem Kapitel niedergelegt worden. Sie bilden einen fortlaufenden Kommentar 
über das Wachstum Japans und werfen ein Licht auf den machtvollſten Einfluß in 
der Nation. 
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Der Kaiſerliche Eid auf die fünf Paragraphen 
(14. März 1868). 


1. Offentliche Verſammlungen ſollen organiſiert und adminiſtra⸗ 
tive Angelegenheiten durch allgemeine Beratungen entſchieden werden. 

2. Die Regierung ſowohl wie die Untertanen ſollen ſich in gleicher 
Weiſe dem Beſten der Nation widmen. 

3. Alle bürgerlichen und militäriſchen Beamten ſollen bemüht 
ſein, die Betriebſamkeit aller Klaſſen zu heben und ihre beſonderen 
Eigentümlichkeiten zu fördern. 

4. Die fehlerhaften Gebräuche, die bisher geherrſcht haben, ſollen 
verbeſſert werden. 

5. Nützliche Kenntniſſe der Außenwelt ſollen eingeführt und auf 
dieſe Weiſe die Grundlage des Reiches erweitert werden. 


Erlaß als Vorbereitung für die Konſtitution und Anord⸗ 
nungen über die beratende Verſammlung der Ortsobrigkeit 
(2. Mai 1874). 


Dem Eid zufolge, den Wir beim Antritt Unſerer Regierung ge⸗ 
leiſtet haben, und zur allmählichen Ausführung Unſerer Politik, be⸗ 
rufen Wir eine Verſammlung von Vertretern des ganzen Volkes ein, 
um Geſetze mit Hilfe öffentlicher Beratung einzuführen und auf dieſem 
Wege ein Verſtändnis zwiſchen der Regierung und den Untertanen 
anzubahnen und die Wünſche des Volkes zu erfüllen. Wir hoffen in 
Unſeren Untertanen das Bewußtſein der Bedeutung der Staatsange⸗ 
legenheiten zu erwecken, indem Wir jedem Einzelnen Gelegenheit geben, 
ſeinem Beruf in Frieden nachzugehen. Wir haben darum die Berufung 
einer beratenden Verſammlung angeordnet und beſtimmt, daß die 
Hauptbeamten der verſchiedenen Ortsgerichtsbarkeiten als Vertreter 
des Volkes zuſammentreffen und beraten. Nehmet hiervon gut Kennt⸗ 
nis, Mitglieder der Verſammlung. 


Kaiſerliche Kundgebung über adminiſtrative Verbeſſe⸗ 
rungen (14. April 1875). 


Als Wir zur Zeit der Thronbeſteigung an die Spitze der Verwal⸗ 
tung traten, riefen Wir alle Unſere Diener zuſammen und leiſteten 
42⁷ 


— 660 — 


vor Gott einen Eid auf fünf verſchiedene Paragraphen. Wir be⸗ 
ſchloſſen, für die Wohlfahrt des Landes zu wirken, und ſuchten nach 
den geeignetſten Mitteln, die Ruhe und den Frieden des Volkes zu 
ſichern. Dank dem Geiſte Unſerer Vorfahren und den Bemühungen 
Unſerer Diener iſt es Uns zum Glück gelungen, bis zu einem gewiſſen 
Grade die gegenwärtige Ruhe zu beſeſtigen. Bei näherer Betrachtung 
jedoch erſcheint es Uns, daß Unſere Macht noch nicht lange begründet 
iſt, und daß noch viel zu tun bleibt, um den inneren Frieden Unſeres 
Landes zu ſichern. Wir gründen hiermit, um den Geiſt Unſeres Eides 
zu erweitern, das Genro⸗in und dehnen dadurch die Quelle der Geſetz⸗ 
gebung aus; Wir ſchaffen das Daiſin⸗in, wodurch die Macht ſorg⸗ 
fältigen, gerichtlichen Vorgehens geſichert wird. Wir berufen ebenfalls 
die Bezirksbeamten, damit ſie der Meinung des Volkes Ausdruck 
geben, über die öffentliche Wohlfahrt beraten und allmählich ein gut 
beratenes politiſches Gefüge für Unſer Land, Unſere Heimat ins Werk 
ſetzen, denn Wir wünſchen, daß jeder einzelne Untertan ſeines Segens 
teilhaftig werde. 

Zögert alſo nicht, alte Gebräuche abzulegen, ſchätzet wohl jeden 
Fortſchritt und ſeid nicht langſam, ihn zu ergreifen! 

Schenket Unſeren Worten die gebührende Aufmerkſamkeit! 


Kaiſerlicher Erlaß gelegentlich der bevorſtehenden 
Eröffnung der Verſammlung der Provinzialobrigkeit 
(20. Mai 1875). 


In Übereinſtimmung mit dem Eid, den Wir beim Antritt Unſerer 
Regierung geleiſtet haben, berufen Wir jetzt die Vertreter Unſeres 
Volkes zu einer Verſammlung. Es iſt Unſer Wille, daß ſie frei und 
ungehindert über alle ſolche Maßnahmen beraten ſollen, die für das 
Wohl des Volkes notwendig erachtet werden, und Uns damit die Ver⸗ 
waltung Unſerer inneren Angelegenheiten erleichtern ſollen. Wir 
wünſchen ferner, daß die Regierung in Übereinſtimmung mit dem 
Volke iſt, und daß die Stimme Unſerer Untertanen durch ſie Zugang 
zu Uns findet. 

Wir hoffen, daß jeder Mann ſich der Pflicht bewußt iſt, die er dem 
Staate ſchuldet, und daß die Obrigkeit der Städte und Provinzen die 
ihr unterbreiteten Vorſchläge ſorgfältig prüft zum Wohle und zur 
Förderung Unſeres Reiches. 
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Kaiſerlicher Erlaß bei der Eröffnung des Genro-in 
(5. Juli 1875). 


Vor kurzer Zeit erließen Wir eine Kundgebung, in der Wir die 
Zuſammenſetzung des Genro⸗in beſtimmten, mit der Abſicht, eine 
beſſere Geſetzgebung für das Reich zu verfügen. Zu dieſem Zweck ſeid 
Ihr zum Gikuan ernannt worden, und Wir vertrauen Eurer Einſicht 
und Beſonnenheit in der Ausübung dieſes hohen Poſtens, der nicht 
verfehlen kann, Unſeren Untertanen zum Wohl und zum Glück zu ge⸗ 
reichen, wenn er gewiſſenhaft ausgefüllt wird. 

Verſtehet Unſere Abſicht recht und unterſtützet Uns! 


Kaiſerliche Kundgebung anläßlich des Entwurfs zur 
konſtitutionellen Geſetzgebung (6. September 1876). 


Wir wünſchen die Geſetze aller fremden Länder eingehend kennen 
zu lernen, um in Anlehnung daran Unſere konſtitutionelle Geſetzgebung 
feſtzuſtellen. Bereitet zu dieſem Zweck einen Entwurf vor und über⸗ 
reicht Uns denſelben, Wir werden dann Unſere Wahl treffen. 


Kaiſerlicher Erlaß, die Zeit betreffend, 
in der ein Parlament errichtet werden ſoll (12. Oktober 1881). 


Wir, deren Dynaſtie den Thron ſeit mehr als 2500 Jahren inne 
hat und jetzt in Unſerm eigenen Namen alle Macht und alle Rechte 
ausüben, die Uns von Unſeren Vorfahren überkommen ſind, haben 
ſchon längere Zeit beabſichtigt, allmählich eine konſtitutionelle Re⸗ 
gierungsform einzuführen, damit auch Unſere Nachkommen auf dem 
Thron eine Richtſchnur für ihr Handeln haben. — 

In dieſer Abſicht ſchufen Wir im 8. Jahr des Meiji den Senat, 
und im 11. Jahr des Meiji genehmigten Wir die Einführung von 
Ortsverſammlungen und legten ſo den Grund zu den allgemeinen Ver⸗ 
beſſerungen, die Wir im Auge haben. Dieſe Handlungsweiſe mag 
Euch, Unſere Untertanen, von Unſeren gleich von Anfang an gefaßten 
Entſchlüſſen nach dieſer Richtung hin überzeugen. 

Die Regierungsformen ſind in den verſchiedenen Ländern ver⸗ 
ſchieden, doch können plötzliche und ungewöhnliche Anderungen nicht 
ohne großen Nachteil vorgenommen werden. 


— Ge 


Unſere Vorfahren ſahen im Himmel Unfer Tun, und Wir find 
ihnen Rechenſchaft ſchuldig für die treue Erfüllung Unſerer hohen 
Pflichten als Dank für die Grundſätze und das beſtändige Wachstum 
des Ruhmes, die ſie Uns hinterlaſſen haben. 

Wir erklären daher hierdurch, daß Wir im 23. Jahr des Meiji 
(1890) ein Parlament berufen werden, das die Abſichten, die Wir aus⸗ 
geſprochen haben, ausführen ſoll; und Wir beauftragen Unſere treuen 
Untertanen, die damit von Uns bevollmächtigt ſind, zu dieſem Ziel alle 
notwendigen Vorbereitungen zu treffen. 

Über die Grenzen der Kaiſerlichen Vorrechte und die Konſtitution 
des Parlaments werden Wir Uns zur rechten Zeit entſcheiden und 
das Reſultat kundgeben. 

Wir haben bemerkt, daß Unſer Volk dazu neigt, zu raſch vorwärts 
zu gehen und die Umſicht und Beſonnenheit entbehrt, die allein einem 
Fortſchritt Dauer verleiht; Wir warnen Unſere Untertanen, hoch und 
niedrig, davor und raten ihnen, Unſeren Willen zu achten, denn die⸗ 
jenigen, die eine plötzliche und völlige Umwälzung befürworten und 
dadurch den Frieden Unſeres Reiches gefährden, würden ſich Unſeren 
Unwillen zuziehen. — 


Kaiſerliche Kundgebung bei der Neugeſtaltung des Kabinetts 
(23. Dezember 1885). 


Nach Unſerem Ermeſſen liegt das Weſen der Regierung in der 
weiſen Benutzung aller fördernden Gelegenheiten und in der Errichtung 
eines guten Verwaltungsſyſtems. Darum ſoll das Kabinett eine direkte 
Oberaufſicht über alle Staatsangelegenheiten haben und feine Wirk⸗ 
ſamkeit ſoll einheitlich und ohne Zögern ſein. 

Bei der gegenwärtigen Neugeſtaltung der Verwaltung ſind 
Staatsminiſter für verſchiedene verantwortliche Poſten ernannt und 
ein Premierminiſter zur Leitung des Ganzen erwählt worden. Durch 
dieſe Einrichtungen werden die nachteiligen Verzögerungen beſeitigt 
werden, die bis dahin durch eine weitſchweifige Handhabung beſtanden 
haben, infolge der Unterordnung der verſchiedenen öffentlichen Departe⸗ 
ments unter den Staatsrat. 

Es iſt Unſere Abſicht, aller Verwirrung ein Ende zu machen, in⸗ 
dem Wir für jedes Departement des Staates eine Oberaufſicht be⸗ 
ſtimmen, den Verzögerungen durch Beſeitigung umſtändlicher Me⸗ 
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thoden abhelfen, durch ſorgfältige Auswahl die Berufenen zu Führern 
ernennen, bei vorſichtiger Haushaltung wichtige Werke zur Ausführung 
bringen, die Leiſtungsfähigkeit im Staatsdienſt durch Verſtärkung 
disziplinariſcher Maßregeln erhöhen, — und durch dieſe Verordnungen 
allmählich die ganze Verwaltung neu geſtalten. Das erwarten Wir 
von Euch, Miniſter des Staates! Die neugebildete Regierung darf 
nicht einmal vorwärts und ein anderes Mal rückwärts gehen. Ver⸗ 
meidet den Schein, macht die Wirklichkeit in allen großen und kleinen 
Dingen zu Eurem Ziel und ſichert auf dieſe Weiſe der gegenwärtigen 
Regierungsform dauernden Beſtand. 

Miniſter, denket bei der Ausführung Eurer Pflichten an dieſe, 
Unſere Wünſche! — 


Kaiſerliche Verordnung über die Volkserziehung. 
(30. Oktober 1890). 


Der Gründer Unſeres Kaiſerlichen Hauſes und Unſere übrigen 
Kaiſerlichen Vorfahren bauten Unſer Kaiſerreich auf einer großen, 
dauernden Grundlage auf und pflanzten die Tugenden, die immer 
gepflegt werden ſollten, ein. 

Die Trefflichkeit Unſerer Untertanen, die ſich Generation auf Ge⸗ 
neration in Treue und Ehrfurcht und einheitlichem Zuſammenwirken 
erwieſen hat, trägt zu der dauernden Würde Unſeres Landes bei. 
Die weſentlichſten Grundſätze für die Erziehung Unſerer Untertanen 
ſind folgende: Seid gehorſam euren Verwandten, wie Mann und 
Frau, und euren Freunden treu; euer Benehmen ſei höflich und maß⸗ 
voll, und euren Nächſten ſollt ihr lieben wie euch ſelbſt; widmet euch 
euren Studien und ſeid fleißig in eurem Beruf; bildet eure geiſtigen 
Fähigkeiten und fördert eure ſittlichen Geſinnungen; erhöhet das Ge⸗ 
meinwohl und leiſtet den Intereſſen der Geſellſchaft Vorſchub; leiſtet 
der Konſtitution und allen Geſetzen Unſeres Reiches ſtrengen Ge⸗ 
horſam; offenbart euren Volksgeiſt und euren Mut und helft Uns 
dadurch, die Ehre und das Wohl Unſeres Reiches, welches dem Himmel 
und der Erde gleich iſt an Wert, zu befördern. 

Ihr erfüllt damit nicht nur die Pflicht eines treuen und guten 
Untertanen, ſondern ihr ehrt auch die Sitten und Gebräuche, die eure 
Vorfahren euch hinterlaſſen haben. 

Dieſe von Unſeren Kaiſerlichen Vorfahren übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen, die Uns und Unſeren Untertanen einen ſicheren Weg 
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vorſchreiben, ſind in allen vergangenen Zeiten wie auch für die Gegen⸗ 
wart und für alle Länder von unfehlbarer Gültigkeit geweſen. Wir 
find daher der feſten Überzeugung, daß weder Wir noch Unſere Unter⸗ 
tanen jemals verſäumen werden, dieſen heiligen Grundſätzen ehr⸗ 
furchtsvoll nachzuleben. 


Kaiſerlicher Erlaß bei der Bekanntmachung der 
Konſtitution (11. Februar 1889). 


Da es die Freude und der Ruhm Unſeres Herzens iſt, das 
Gedeihen Unſeres Landes und die Wohlfahrt Unſerer Untertanen zu 
fördern, verkündigen Wir hiermit dank der Tugend und göttlichen 
Macht, die Wir von Unſeren Kaiſerlichen Vorfahren erbten, die gegen⸗ 
wärtige, unabänderliche, grundlegende Geſetzgebung zum Segen 
Unſerer gegenwärtigen Untertanen und ihrer Nachkommen. 

Der Kaiſerliche Gründer Unſeres Hauſes und Unſere übrigen 
Kaiſerlichen Vorfahren legten mit der Hilfe und Unterſtützung der Vor⸗ 
fahren Unſerer Untertanen den Grund zu Unſerem Kaiſerreich auf 
einer Baſis, die ewig dauern ſoll. Unſeren heiligen Kaiſerlichen Vor⸗ 
fahren danken Wir es, daß dieſe herrliche Tat ein Ruhm der Annalen 
Unſeres Landes iſt, wie auch der Treue und Tapferkeit Unſerer Unter⸗ 
tanen, ihrer Vaterlandsliebe und ihrem Volksgeiſt. In Anbetracht 
deſſen, daß unſere Untertanen die Nachkommen der treuen und guten 
Untertanen Unſerer Kaiſerlichen Vorfahren ſind, zweifeln Wir nicht, 
daß ſie ſich von Unſeren Abſichten leiten laſſen und mit all Unſeren 
Beſtrebungen übereinſtimmen werden. In harmoniſchem Zuſammen⸗ 
wirken werden ſie Unſere Hoffnung teilen, den Ruhm Unſeres Landes 
im In⸗ und Auslande zu befeſtigen und auf immer den Beſtand des 
Werkes zu ſichern, das Unſere Kaiſerlichen Vorfahren uns hinterließen. 


Kaiſerliche Kundgebung anläßlich der Konſtitution des 
Reiches (11. Februar 1889). 


Nachdem Wir durch die Tugend und den Ruhm Unſerer Vor⸗ 
fahren den Thron beſtiegen haben, der ſeit ewigen Zeiten Unſerer 
Dynaſtie angehört, in dem Wunſch, die geiſtigen und ſittlichen Fähig⸗ 
keiten Unſerer geliebten Untertanen zu fördern und zu entfalten, wie 
es ſchon die liebevolle Fürſorge Unſerer Vorfahren war, in der Hoff- 
nung, das Gedeihen des Staates in Übereinſtimmung und mit der 
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Hilfe Unſeres Volkes zu fördern, verkünden Wir hiermit in Beſtätigung 
Unſeres Kaiſerlichen Erlaſſes vom 14. Tag des 10. Monats im 14. 
Jahr des Meiji eine fundamentale Staatsgeſetzgebung, welche die 
Grundſätze enthält, von denen Wir Uns in Unſerer Verwaltung leiten 
laſſen wollen und nach denen ſich Unſere Nachfolger, Unſere Unter⸗ 
tanen und deren Nachkommen für immer richten ſollen. 

Wir haben von Unſeren Vorfahren die Herrſcherrechte ererbt und 
werden dieſelben Unſeren Nachfolgern hinterlaſſen; weder Wir noch 
fie werden in Zukunft jemals verfehlen, fie in Übereinſtimmung mit der 
Verfaſſung, die hiermit gewährt wird, auszuüben. 

Wir erklären hierdurch, daß Wir die Rechte und das Wohl des 
Volkes ſchützen und achten wollen und ihm den Genuß derſelben inner⸗ 
halb der Verfaſſung und des Geſetzes ſichern werden. 

Der Kaiſerliche Reichstag ſoll zum erſtenmal im 23. Jahr des 
Meiji einberufen werden, und am Tage ſeiner Eröffnung ſoll zugleich 
die neue Verfaſſung in Kraft treten. 

Sollte es in Zukunft nötig erſcheinen, irgend welche Artikel der 
Verfaſſung zu verbeſſern, werden Wir oder Unſere Nachfolger Uns 
das Recht der Initiative vorbehalten und dem Reichstag Unſere Pläne 
vorlegen. Der Kaiſerliche Reichstag ſoll dann darüber abſtimmen, den 


Bedingungen der gegenwärtigen Verfaſſung entſprechend, und in keiner 
anderen Weiſe ſollen Unſere Nachkommen oder Unſere Untertanen eine 
Anderung darin vornehmen dürfen. 

Unſere Staatsminiſter werden in Unſerem Namen verantwortlich 
für die Ausführung der neuen Verfaſſung ſein, und Unſere gegen⸗ 
wärtigen und zukünftigen Untertanen nehmen für immer die Verpflich⸗ 
tung zur Treue an die neue Verfaſſung auf ſich. — 


Kaiſerlicher Eid im Tempel des Kaiſerlichen Schloſſes 
(11. Februar 1889). 


Wir, Nachfolger auf dem Kaiſerlichen Thron Unſerer Vorgänger, 
ſchwören demütig und feierlich dem Kaiſerlichen Gründer Unſeres 
Hauſes und Unſeren übrigen Kaiſerlichen Vorfahren, daß Wir in der 
Fortführung einer großen, Himmel und Erde an Ausdehnung gleichen⸗ 
den Politik, die alte Regierungsform aufrecht erhalten und vor Ver⸗ 
fall bewahren werden. 

In Anbetracht der fortſchrittlichen Richtung in allen Dingen der 
Menſchen und im Einklang mit der Vervollkommnung der Ziviliſa⸗ 
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tion halten Wir es für ratſam, — um den Verordnungen, die Uns 
von dem Kaiſerlichen Begründer Unſeres Hauſes und Unſeren übrigen 
Kaiſerlichen Vorgängern hinterlaſſen worden ſind, Klarheit und Deut⸗ 
lichkeit zu verleihen, — grundlegende, klar formulierte Geſetze zu er⸗ 
laſſen. Unſere Kaiſerliche Nachkommenſchaft erhält dadurch eine Richt⸗ 
ſchnur für den Weg, den ſie verfolgen ſoll, und Unſeren Untertanen 
wird es ermöglicht, ein erweitertes Gebiet ihrer Tätigkeit zu ge⸗ 
nießen, indem ſie Uns unterſtützen, Unſere Geſetze, die bis in die ſpä⸗ 
teſten Zeiten dauern ſollen, zu beobachten. 

Wir werden damit dem Beſtehen Unſeres Landes eine größere 
Gewißheit ſichern und das Wohl des Volkes innerhalb der Grenzen 
Unſerer Herrſchaft durch das Kaiſerliche Hausgeſetz und die Verfaſſung 
fördern. Dieſe Geſetze ſind in Wirklichkeit nur eine Ausführung der 
großen Lehren für die Regierungsleitung, die Uns von dem Kaiſer⸗ 
lichen Begründer Unſeres Hauſes und von Unſeren übrigen Kaiſer⸗ 
lichen Vorfahren hinterlaſſen worden ſind. Wir danken es dem ruhm⸗ 
reichen Geiſt des Kaiſerlichen Begründers Unſeres Hauſes und dem 
Unſerer Kaiſerlichen Vorfahren, daß es Uns möglich war, Unſere 
Herrſchaft den Anforderungen der Zeit anzupaſſen, um dieſes große 
Werk zu vollenden. 


Wir ſchicken zu ihnen und zu Unſerem erlauchten Vater ein de⸗ 
mütiges Gebet empor und flehen ihren heiligen Geiſt um Hilfe an. 
Wir legen vor ihnen ein feierliches Gelübde ab, es weder jetzt noch in 
Zukunft jemals zu verſäumen, Unſeren Untertanen in der Befolgung 
der hierdurch niedergelegten Geſetze mit gutem Beiſpiele voranzugehen. 

Möge der Himmel Zeuge Unſeres feierlichen Gelübdes ſein! 


Kaiſerliche Thronrede bei der erſten Eröffnung des ver— 
ſammelten Reichstags (29. November 1890). 


Dem Oberhaus und dem Repräſentantenhaus teilen Wir fol⸗ 
gendes mit: 

Alle Einrichtungen der inneren Verwaltung, die ſeit Unſerer 
Thronbeſteigung — vor zwanzig Jahren — beſtehen, ſind vervoll⸗ 
kommnet und neu geordnet worden. Durch die wirkende Kraft der 
Tugenden Unſerer Vorfahren und in Übereinſtimmung mit euch hoffen 
Wir, dieſe Maßnahmen fortzuſetzen und zu erweitern, um durch die 
Wirkung der Verfaſſung gute Früchte zu ernten und im In⸗ und Aus⸗ 


— 667 — 


lande den Ruhm Unſeres Landes und den treuen und unternehmenden 
Geiſt Unſeres Volkes zu verbreiten. 

Wir haben immer gewünſcht, freundſchaftliche Beziehungen zu 
anderen Ländern zu unterhalten, den Handel zu befördern und das 
Anſehen Unſerer Nation zu erhöhen. Glücklicherweiſe ſind Unſere Be⸗ 
ziehungen zu allen Vertrags⸗Mächten von ſtetig wachſender Freund⸗ 
ſchaft und Intimität. 

Zur Aufrechterhaltung der Ruhe im Innern und der Sicherheit 
im Auslande iſt es nötig, der Vervollkommnung Unſerer Land- und 
Seemacht größere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. — Wir werden 
Unſeren Staatsminiſter ermächtigen, dem Reichstag das Budget für 
das 24. Jahr des Meiji und verſchiedene Geſetzentwürfe vorzulegen. 
Wir ſetzen voraus, daß ihr über dieſelben mit Unparteilichkeit und Be⸗ 
ſonnenheit beratet, und Wir nehmen an, daß ihr ſolche Verfügungen 
trefft, die für die Zukunft als Richtſchnur dienen können. 


Kaiſerlicher Beſcheid betreffs des Ergänzungsfonds für 
den Bau von Kriegsſchiffen (10. Februar 1893). 


In den früheſten Anfängen des Kaiſerreichs hatte der Monarch 


gelobt, die Staatsangelegenheiten nicht nur zu Lande, ſondern auch zu 


Waſſer zu verwalten. 

Während Unſerer mehr als zwanzigjährigen Regierung iſt die 
feudale Politik beſeitigt und durch eine fortſchrittliche Regierung erſetzt 
worden, und mit Rückſicht auf die beſtehenden Einrichtungen der 
Außenwelt haben Wir den Weg internationalen Verkehrs einge⸗ 
ſchlagen; aber jeder einzelne Teil der ausführenden Körperſchaft iſt 
auf der von Unſeren Vorfahren Uns überlieferten Grundlage erbaut, 
wobei Wir kein anderes Ziel im Auge hatten, als die Wohlfahrt 
Unſeres Volkes und das Gedeihen des Staates. 

Wir haben den Reichstag eingeſetzt, weil Wir hoffen, daß durch 
die Vermehrung der Ratgeber die Hauptarbeit der Nation erleichtert 
wird. Die Verfaſſung iſt jetzt in den früheſten Stadien ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit, und es iſt notwendig, daß der Anfang mit Vorſicht gemacht, 
damit ſie zu einem guten Ende geführt wird. Heute ſollen die Um⸗ 
riſſe feſtgeſtellt werden, und danach ſoll das große Ganze vollendet 
werden. Die Macht der fortſchrittlichen Bewegung nimmt von Tag 
zu Tag in allen Ländern zu. In einer Ara wie der Unſeren iſt jeder 
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Zeitverluſt, der durch nutzloſen Streit herbeigeführt wird, und jede 
verlorene Gelegenheit, des Landes Gedeihen zu fördern, ein Schau⸗ 
ſpiel, welches Wir dem Geiſt Unſerer Vorfahren erſparen ſollten; auch 
kann das ſchöne Ziel repräſentativer Verfaſſung durch ſolches Vorgehen 
nicht erreicht werden. Wir vertrauen Unſeren Miniſtern, daß ſie 
ihre Pflicht erfüllen und Klarheit in dieſe wichtigen Angelegenheiten 
bringen, und mit Zuverſicht blicken Wir auf die von Unſerem Volk 
gewählten Vertreter, die Unſere Beſtrebungen auf dieſem Gebiet zu 
jeder Zeit teilen werden. 

Die einzelnen Ausgabepoſten, auf die ſich der LXVII. Paragraph 
der Verfaſſung bezieht, ſind durch den klaren Wortlaut geſchützt und 
können nicht eigentlich ein Gegenſtand der Uneinigkeit werden. Wir 
fordern hiermit Unſere Miniſter noch einmal dringend auf, in allen 
Abteilungen der Verwaltung vollkommene Ordnung zu ſchaffen, dem 
Notwendigen die gebührende Aufmerkſamkeit zu widmen und durch 
umſichtige und eingehende Arbeit Unſerer Herrſchaft eine ungetrübte 
Freiheit zu ſichern. 

Was nun die Vorkehrungen für den Schutz des Landes betrifft, 
ſo kann die Vernachläſſigung eines einzigen Tages eine jahrhundert⸗ 
lange Reue verurſachen. Wir werden die Ausgaben Unſeres Haus⸗ 
halts einſchränken und auf die Dauer von ſechs Jahren jährlich 
300000 Yen beiſteuern. Wir fordern Unſere bürgerlichen und mili⸗ 
täriſchen Beamten auf, — ausgenommen in Fällen, die beſondere 
Maßnahmen verlangen, — auf dieſelbe Dauer ein Zehntel ihres Ge⸗ 
haltes zum Ergänzungsfond für den Bau von Kriegsſchiffen zuzu⸗ 
ſteuern. 7 

Wir betrachten Unſer Kabinett und Unſeren Reichstag als das 
Werkzeug der konſtitutionellen Regierung, und Wir hoffen, daß beide 
bemüht ſein werden, die richtigen Grenzen ihrer Macht innezuhalten, 
um Uns in dieſem großen Unternehmen zu unterſtützen und eine er⸗ 
folgreiche Durchführung zu ſichern. — 


Kaiſerlicher Erlaß, die Amtsdisziplin betreffend 
(24. Dezember 1893). 


Wir haben das Schreiben, welches das Repräſentationshaus am 
4. dieſes Monats an Uns gerichtet hat, geleſen wie auch die Urkunde, 
die Uns vom Grafen Hirobumi Ito, Unſerem Miniſterpräſidenten, 
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und vom Grafen Goto Shojiro, Unſerem Staatsminiſter für Handel 
und Landwirtſchaft, unterbreitet worden iſt. 

Es iſt unnötig, zu betonen, daß die Beamten der Staatsabteilung 
für Handel und Landwirtſchaft in ihrer Berührung mit dem Volk 
vorſichtig und beſonnen ſein müſſen. Wir wünſchen, daß der Miniſter 
dieſer Abteilung bemüht ſei, ſtrenge Zucht unter ſeinen Unterbeamten 
aufrecht zu erhalten. 

Die Ernennung und Entlaſſung Unſerer Staatsminiſter liegt 
gänzlich in Unſeren Händen, und keine andere Entſcheidung kann hier⸗ 
bei maßgebend ſein. 

Der Stand der Dinge der Außenwelt fordert dringend von 
Unſerem Lande einen größeren Fortſchritt. In einer ſo bedeutungs⸗ 
vollen Zeit wie die gegenwärtige würde es für Uns zu einer Quelle 
tiefen Bedauerns werden, wenn nicht alle Hinderniſſe, die Unſere auf⸗ 
geklärte und fortſchrittliche Politik aufhalten könnten, aus dem Wege 
geräumt würden. Es iſt daher Unſer Wille, daß keine Anſtrengung 
geſcheut wird, um Uns in der Ausführung Unſerer Aufgabe zu unter⸗ 
ſtützen. 


Kaiſerliche Kundgebung bei der Kriegserklärung gegen 
China (1. Auguſt 1894). 


Wir, Kaiſer von Gottes Gnaden, deren Dynaſtie den Thron von 
Japan ſeit undenklichen Zeiten inne hat, richten an Unſere treuen und 
tapferen Untertanen folgende Kundgebung: 

Wir erklären hierdurch China den Krieg, und Wir befehlen 
Unſeren zuſtändigen Behörden, Unſerem Willen gehorſam und mit 
Hinblick auf das Staatswohl zu Waſſer und zu Lande mit allen ver⸗ 
fügbaren Mitteln, die das Völkerrecht erlaubt, gegen China vorzugehen. 

Während der letzten drei Jahrzehnte Unſerer Regierung iſt es 
Unſer ſtändiges Ziel geweſen, durch die Ziviliſation das friedliche 
Wachstum Unſeres Landes zu fördern, und da Wir Uns bewußt ſind, 
daß Konflikte mit fremden Staaten große Nachteile im Gefolge haben, 
iſt es Unſer Wille geweſen, daß Unſere Staatsminiſter bemüht waren, 
die freundſchaftlichen Beziehungen zu Unſeren Vertrags⸗Mächten auf⸗ 
recht zu erhalten. Es gereicht Uns zur Genugtuung, daß das Ver⸗ 
hältnis Unſeres Reiches zu jenen Mächten von Jahr zu Jahr an Wohl⸗ 
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wollen und gutem Einvernehmen zugenommen hat. Unter dieſen Um⸗ 
ſtänden waren Wir ganz unvorbereitet auf einen ſo ſichtbaren Mangel 
an Freundſchaft und Vertrauen, wie ihn China hinſichtlich der Korea⸗ 
angelegenheit gegen Unſer Land an den Tag gelegt hat. 

Korea iſt ein unabhängiger Staat. Es wurde zuerſt unter Japans 
Rat und Führung in den Bund der Nationen eingeführt. Es iſt jedoch 
Chinas Gepflogenheit geweſen, Korea als ein von ihm abhängiges 
Land zu bezeichnen und ſich öffentlich und geheim in ſeine inneren 
Angelegenheiten zu miſchen. Zur Zeit des jüngſten Aufſtandes in 
Korea ſandte China Truppen dorthin, um, wie es ſagte, dem von ihm 
abhängigen Staat Hilfe zu leiſten. Kraft des im Jahre 1882 mit 
Korea geſchloſſenen Vertrages und mögliche Schwierigkeiten voraus⸗ 
ſehend, ſchickten Wir eine militäriſche Macht in das Land. Japan 
wünſchte, Korea von dem Unglück beſtändiger Unruhen zu befreien und 
damit zugleich den allgemeinen Frieden im Oſten aufrecht zu erhalten 
und erbat Chinas Beiſtand zum Erreichen dieſes Ziels. — Aber China 
lehnte unter verſchiedenen Vorwänden Japans Vorſchlag ab. Darauf 
gab Japan Korea den Rat, die Verwaltungsform zu verbeſſern, damit 
Ruhe und Ordnung im Innern eintreten und das Land auch nach 
außen hin die Verantwortlichkeiten und Pflichten eines unabhängigen 
Staates erfüllen könnte. Korea zeigte ſich ſchon bereit, die Aufgabe 
durchzuführen, aber China hatte heimlich und hinterliſtig daran gear⸗ 
beitet, Japans Abſichten zu vereiteln und zu durchkreuzen und hat, 
während es die Unterhandlungen verzögerte, zu Waſſer wie zu Lande 
kriegeriſche Vorbereitungen gemacht. Als dieſe Vorbereitungen be⸗ 
endet waren, ſchickte es nicht allein große Verſtärkungen nach Korea, 
um ſeine ehrgeizigen Pläne mit Gewalt durchzuſetzen, ſondern ging 
in ſeiner Willkür und Anmaßung fo weit, auf Unſere in den Korea⸗ 
niſchen Gewäſſern befindlichen Schiffe ein Feuer zu eröffnen. Es iſt 
Chinas deutliche Abſicht, keine Klarheit darüber aufkommen zu laſſen, 
wer für die Aufrechterhaltung von Frieden und Ordnung in Korea 
verantwortlich iſt, um nicht allein die Stellung dieſes Landes im 
Staatenbund zu ſchwächen, — eine Stellung, die Korea den Be⸗ 
mühungen Japans verdankte, — ſondern auch die Bedeutung der Ver⸗ 
träge, die dieſe Stellung anerkennen und beſtätigen, herabzuſetzen. 
Solches Verhalten ſeitens Chinas iſt ſowohl eine direkte Verletzung 
der Rechte und Intereſſen Unſeres Reiches, wie auch eine Gefährdung 
des dauernden Friedens des Orients. Aus dem Vorgehen Chinas 
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kann nur geſchloſſen werden, daß es von Anfang an gewillt war, den 
Frieden zu opfern, um ſein unheilvolles Ziel zu erreichen. In dieſer 
Lage erachten Wir es für unmöglich, eine Kriegserklärung gegen China 
zu umgehen, ſo aufrichtig es auch immer Unſer Wunſch geweſen iſt, 
das Anſehen Unſeres Landes durch friedlichen Fortſchritt zu heben. 
Wir wünſchen ernſtlich, daß der Friede durch die Treue und Tapfer⸗ 
keit Unſerer Untertanen bald dauernd wieder hergeſtellt und der Ruhm 
des Reiches erhöht und vermehrt werden möge. . 


Kaiſerlicher Erlaß betreffs der Freiwilligen-Truppen 
(4. Auguſt 1894). 


Wir vertrauen dem ruhmreichen Geiſt Unſerer Ahnen und dem 
Beiſtand Unſerer Untertanen und ſind entſchloſſen, durch Unſere treuen 
und tapferen Land⸗ und Seetruppen die Würde und das Anſehen 
Unſeres Reiches zu bewahren. 

Wir wiſſen, daß Unſere Untertanen in verſchiedenen Bezirken 
aus Vaterlandsliebe und Königstreue Freiwilligen⸗Truppen zu ſtellen 
beabſichtigen. — Wir geben jedoch zu bedenken, daß Wir in Unſerem 
Lande feſte Verordnungen haben wie auch feſte Berufsarten für das 
Volk, und Wir wünſchen, daß Unſere Untertanen, — falls nicht außer⸗ 
ordentliche Fälle außerordentliche Hilfsquellen nötig machen, — fleißig 
ihrer gewohnten Tätigkeit nachgehen ſollen, um die induſtrielle Ent⸗ 
wicklung zu fördern und die Mittel des Staates zu erhöhen. Wir 
erachten es gegenwärtig nicht für notwendig, Freiwilligen⸗Truppen 
zu bilden, und Wir beauftragen die Bezirksgouverneure, dem Volk 
Unſere Wünſche kund zu tun. 


Kaiſerliche Kundgebung anläßlich des großen Sieges bei 
Phyong-Yang (Ping-Yang) (17. September 1894). 


Wir ſind glücklich, unmittelbar nach Unſerer Ankunft im Haupt⸗ 
quartier die Nachricht zu empfangen, daß Unſere Armee einen großen 
Sieg bei Phyon⸗Yang errungen hat. Wir erkennen die Fähigkeit 
Unſerer Offiziere und Soldaten an und freuen Uns des erſten Erfolges, 
den ſie gehabt haben. 
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Kaiſerliche Thronrede an den Reichstag 
(24. Dezember 1894). 


Wir eröffnen hiermit feierlich den Kaiſerlichen Reichstag. 

Wir haben Unſere Staatsminiſter beauftragt, euch das Budget 
des 28. Jahres des Meiji und andere notwendige Vorlagen zu unter⸗ 
breiten. 

Unſere Streitmächte ſind in jeder Schlacht ſiegreich geweſen und 
dringen ſicher in Feindesland vor. Angeſichts eines ſtrengen Winters 
haben ſie bittere Kälte und große Entbehrungen ertragen und wieder⸗ 
holte Beweiſe ihrer Tapferkeit gegeben. 

Unſere Beziehungen zu den neutralen Mächten ſind freundſchaft⸗ 
licher geworden und die Vertragsreviſion, die lange das Ziel Unſerer 
Wünſche geweſen iſt, hat, abgeſehen von den ſchon erlangten günſtigen 
Reſultaten, auch in den noch ſchwebenden Verhandlungen befriedigende 
Fortſchritte gezeitigt. 

Im Hinblick auf dieſe erfreulichen Fortſchritte iſt es Unſer Wunſch, 
die Ziviliſation der Nation noch höher zu ſteigern, und von den 
Tugenden Unſerer Vorfahren unterſtützt, eine Ruhmeskrönung würdig 
des verheißungsvollen Anfangs zu erlangen. Wir fordern euch auf, 
die politiſche Lage im In⸗ und Auslande in Betracht zu ziehen und 
Unſere Wünſche durch harmoniſches Zuſammenarbeiten von Regierung 
und Volk zu fördern. 


Kaiſerlicher Befehl an einen Feldmarſchall, aus dem 
Kriege zurückzukehren (1895). 


Es hat Uns ſehr geſchmerzt, zu hören, daß Ihr während des Feld⸗ 
zugs erkrankt ſeid, und Wir ſchickten einen Boten ab, ſich nach Eurem 
Befinden zu erkundigen. Da Wir auch beſtrebt ſind, direkt von Euch 
über des Feindes Vorgehen zu hören, beſtimmen Wir, daß Ihr zurück⸗ 
kehren ſollt. Wir ſind ſehr erfreut, feſtſtellen zu können, daß Eure 
Geſundheit ſich wieder befeſtigt. Wir entheben Euch Eures gegen⸗ 
wärtigen Poſtens und beſtimmen für Euch ein beratendes Amt. Wir 
wünſchen, daß Ihr während Eurer Krankheit ärztliche Behandlung 
genießt und Uns zugleich Eures Rates teilhaftig werden laßt. — 
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Kaiſerliche Ernennung Seiner Hoheit des Prinzen Komatſu 
zum Oberbefehlshaber (16. März 1895). 


Nachdem Unſere Land- und Seemächte, die Wir gegen China ge- 
ſandt haben, den erſten Teil des Feldzuges beendet haben und im 
Begriff ſind, den zweiten Teil zu eröffnen, erſcheint es Uns notwendig, 
einen Oberbefehlshaber für den Krieg gegen China zu ernennen. 
Hiermit übergeben Wir Euch dieſes Amt und beſtimmen, daß Ihr 
den Befehl über alle Expeditionstruppen erhaltet und zu gleicher Zeit 
die Vollmacht, die Euch unterſtehenden Offiziere zu ernennen, beför⸗ 
dern, verſetzen oder zu degradieren. Wir übergeben Euch dieſen Poſten 
mit dem Wunſch, daß Ihr deſſen Pflichten ſo erfüllt, daß ſie das 
Wachstum und das Anſehen Unſeres Reiches erhöhen. 


Kaiſerliche Kundgebung bei der Wiederherſtellung des 
Friedens mit China (21. April 1895). 


Wir ſind der Meinung, daß die Entwickelung des Anſehens eines 
Landes nur durch den Frieden gefördert werden kann. Die ernſtliche 
Erhaltung des Friedens iſt die Aufgabe, die Wir von Unſeren Vor⸗ 
fahren übernommen haben, die Uns die Grundlage einer großen, 
dauerhaften Politik gegeben haben. Wir wünſchen, daß Wir und mit 
Uns Unſer Volk vor Überhebung oder Erſchlaffung bewahrt bleiben. 

Wir würden es ernſtlich verwerfen, wenn das Volk durch er⸗ 
rungene Triumphe anmaßend würde und andere voreilig verachten 
lernte, wodurch es die Achtung der fremden Mächte verlieren würde. 
Da die Fortentwicklung der Nation durch den Frieden erlangt werden 
kann, iſt es eine göttliche, von Unſeren Vorfahren Uns auferlegte 
Pflicht, ſowie Unſere Abſicht und Unſer Beſtreben ſeit Unſerer Thron⸗ 
beſteigung, einen ſtändigen Frieden zu erhalten. — Die Kriegsmächte 
haben für ihr wohlwollendes und maßvolles Verhalten Ruhm geerntet. 

Wir freuen Uns natürlich des Ruhmes, den das Reich durch die 
Siege des letzten Krieges errungen hat, aber Wir ſind Uns zu gleicher 
Zeit bewußt, daß das Reich und die Pläne, die Wir ſeit Unſerer Thron⸗ 
beſteigung verfolgen, noch eine große ferne Zukunft haben. Wir ſind 
entſchieden Gegner davon, andere zu beleidigen und durch Unſere 
Siege in eitle Überhebung zu verfallen und dadurch das Vertrauen der 
Uns befreundeten Staaten zu verlieren. 

Japan. 43 
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Kaiſerlicher Erlaß anläßlich des Wiederabtretens der 
Halbinſel Feng-Tien (Liaotong) (10. Mai 1895). 


Wir ſind vor kurzem Chinas Aufforderung nachgekommen und 
haben Bevollmächtigte ernannt, die mit den von China Bevollmäch⸗ 
tigten verhandeln ſollen, um einen Friedensvertrag zwiſchen den beiden 
Reichen abzuſchließen. 

Seitdem haben ſich die Regierungen Ihrer Majeſtäten des Kaiſers 
von Rußland, des Kaiſers von Deutſchland und des Präſidenten der 
franzöſiſchen Republik zu einer Vorſtellung an Unſere Regierung ver⸗ 
einigt des Inhalts, daß Wir die Halbinſel Feng⸗Tien, Unſer neu er⸗ 
obertes Gebiet, nicht in Unſeren dauernden Beſitz übergehen laſſen 
ſollen, da ſolche Beſitzergreifung dem ſtändigen Frieden des Orients 
entgegen ſei. 

Da Wir unveränderlich Anhänger des Friedens ſind und es 
immer geweſen ſind, ſahen Wir Uns gezwungen, gegen China aus 
keinem anderen Grunde die Waffen zu erheben, als um dem Orient 
einen dauernden Frieden zu erhalten. 

Die freundſchaftliche Vorſtellung der drei Mächte entſpringt den⸗ 
ſelben Wünſchen, und Wir zögern nicht, derſelben zu entſprechen, da 
Wir das größte Intereſſe für die Erhaltung des Friedens im Auge 
haben. Auch wünſchen Wir nicht, durch neue Konflikte Unſerem Volk 
noch mehr Ungemach zuzufügen oder den Fortſchritt nationalen Wohl⸗ 
ſtandes durch Schaffung neuer Komplikationen zu hindern und die 
Wiederherſtellung des Friedens zu verzögern. 

Beim Abſchluß des Friedensvertrages hat China ſchon ſein auf⸗ 
richtiges Bedauern über die Verletzung ſeiner Abmachungen gezeigt, 
und damit iſt die Gerechtigkeit Unſerer Sache vor der Welt dargetan 
worden. 

Unter dieſen Umſtänden kann es der Ehre und der Würde Unſeres 
Reiches keinen Abbruch tun, wenn Wir jetzt den Vorſchriften der Mehr⸗ 
heit nachgeben und mit Rückſicht auf die allgemeine Lage den Rat der 
befreundeten Mächte befolgen. 

Wir haben demgemäß die Regierung veraulaßt, den drei befreun⸗ 
deten Mächten in dem oben erwähnten Sinne zu antworten. Was 
nun den Vergleich betrifft, durch den Wir auf den dauernden Beſitz 
der Halbinſel verzichten werden, haben Wir Unſere Regierung beauf- 
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tragt, die nötigen Maßnahmen zum Gegenſtand künftiger Verhand⸗ 
lungen und Vereinbarungen mit der Regierung Chinas zu machen. 
Die gegenſeitige Beſtätigung des Friedensvertrages iſt ſchon aus⸗ 
geführt worden, die freundſchaftlichen Beziehungen zwiſchen den beiden 
Reichen ſind wieder hergeſtellt, und das herzliche Verhältnis zu allen 
anderen Mächten iſt ebenfalls geſtärkt. 

Wir fordern daher Unſere Untertanen auf, Unſeren Willen zu 
achten, die allgemeine Lage zu berückſichtigen, in allen Dingen beſonnen 
zu ſein, alle irrigen Richtungen zu vermeiden und das hohe Streben 
Unſeres Reiches nicht zu vermindern oder zu durchkreuzen. 


Kaiſerliche Anſprache an die Soldaten und Matroſen 
des Reiches (13. Mai 1895). 


Liebe Soldaten und Matroſen! — Als im 15. Jahre des Meiji 
die Neugeſtaltung des Heeres und der Flotte beendet war, haben Wir, 
der Oberbefehlshaber der Land- und Seemacht, fünf Verordnungen 
niedergelegt, die ihr als Krieger mit eurer ganzen Kraft befolgen 
ſolltet, und Wir taten euch kund, daß ihr von ungeteiltem Ernſt durch⸗ 
drungen treu, höflich, tapfer, wahrhaftig und maßvoll ſein ſolltet. 


Unſere an euch gerichteten Anweiſungen waren ſo ernſt gemeint, 
weil Wir auf euch als auf die Hauptſäulen Unſerer Macht bauten. 
Seitdem hat länger als zehn Jahre lang Ruhe im Reich geherrſcht. 
Als jedoch im vorigen Jahr der Krieg gegen China ausbrach, erhobt 
ihr euch bei einem Wort von Uns und ertrugt die ſchwüle Hitze des 
Sommers, trotztet der bitteren Kälte des Winters. Diejenigen, die 
zurückgeblieben ſind, halfen zu Hauſe die Sicherheit des Reiches zu 
befeſtigen, während die ins Feld geſandten die mutige Aufgabe, den 
Feind anzugreifen, unternahmen. Dadurch wurde ein beiſpielloſer 
Erfolg zu Waſſer und zu Lande erzielt, der Zweck des Krieges erreicht 
und der Ruhm des Reiches über alle vier Meere verbreitet. 

Wir ſind hoch erfreut, daß die Kaiſerliche Land- und Seemacht 
es zu ſolch einer erfolgreichen Wirkſamkeit gebracht hat, und zugleich 
erkennen Wir an, daß ihr — der fünf erwähnten Verordnungen ein⸗ 
gedenk — euer Leben aufs Spiel geſetzt habt, um Unſere Befehle 
auszuführen, und die euch obliegenden Pflichten erfüllt habt, wie es 
den Hauptſtützen Unſeres Staates zukommt. Wir würdigen höchlich 
die Vaterlandsliebe derer, die auf dem Schlachtfeld gefallen, durch 
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Krankheit hingerafft oder verkrüppelt worden und hegen Mitgefühl 
für ihr Los. 

Wir haben mit China Frieden geſchloſſen und wollen mit euch 
das Glück des Friedens teilen; aber Wir ſind der Anſicht, daß die er⸗ 
höhte Würde von Heer und Marine und der Ruhm des Reiches euren 
Pflichten und Verantwortlichkeiten ein größeres Gewicht gegeben 
haben. Wir wünſchen jetzt, da ſich der Ruhm der Nation vermehrt 
hat, mit euch den Ruhm und die Ehre des Reiches zu teilen und zu 
genießen, doch können Wir nicht überſehen, daß das künftige Geſchick 
des Staates noch in der Entwicklung begriffen iſt. Wir ſchärfen es 
euch daher ein, gleichviel ob ihr im Militärdienſt bleibt oder daraus 
entlaſſen nach Hauſe zurückkehrt, Unſeren Befehlen gehorſam nachzu⸗ 
kommen, die fünf Beſtimmungen immer im Auge zu behalten und die 
Pflichten eines Kriegers zu erfüllen, damit ihr, wenn die Pflicht künftig 
ruft, zum Dienſte des Vaterlandes mit allem Ernſte bereit ſeid. 


Kaiſerliche Kundgebung bei der Vertragsreviſion mit 
den auswärtigen Mächten (8. Juli 1899). 


Im Hinblick auf die ſtändige Unterſtützung durch die von Unſeren 
Vorfahren vollbrachten Werke iſt es Uns vergönnt, Unſer Reich ſo zu 
verwalten, daß das Gedeihen Unſeres Volkes geſichert iſt und enge 
freundſchaftliche Beziehungen zu den auswärtigen Mächten herge⸗ 
ſtellt ſind. Es iſt Uns nun eine Quelle aufrichtiger Genugtuung, 
daß es Uns nach vielen Entwürfen und wiederholten Unterhandlungen 
gelungen iſt, zu einem Übereinkommen mit den Mächten zu kommen, 
und heute ſtehen Wir am Vorabend der Erfüllung eines lang gehegten 
Wunſches: der Vertragsreviſion. Dieſes Ergebnis wird die Grund⸗ 
bedingungen Unſerer Freundſchaft mit den fremden Nationen be⸗ 
feſtigen und zugleich die Verantwortlichkeit Unſeres Reiches weſentlich 
erhöhen. 

Es iſt Unſer warmer Wunſch, daß Unſere Untertanen, deren Er⸗ 
gebenheit ſich deutlich in der Ausübung ihrer Pflichten zeigt, Unſere 
Meinung in dieſer Angelegenheit teilen. In Übereinſtimmung mit 
der großen Politik der Landeserſchließung ſollten ſich alle darin ver⸗ 
einigen, mit den Angehörigen fremder Nationen freundſchaftlich zu 
verkehren und ſo die Geſinnungen der Regierung zu vertreten und das 
Anſehen des Reiches zu fördern. 
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Mit Rückſicht auf die große Verantwortung, die Wir übernehmen, 
indem Wir den neuen Verträgen Wirkſamkeit verleihen, iſt es Unſer 
Wille, daß die Staatsminiſter in Unſerem Namen Unſere Beamten 
aller Stände beauftragen, die äußerſte Umſicht bei der Führung der 
Angelegenheiten zu beobachten. Untertanen wie Ausländer ſollen die 
gleichen Rechte und Vorteile genießen, alle Urſachen zur Unzufrieden⸗ 
heit ſollen vermieden werden und Friedens- und Freundſchaftsbe⸗ 
ziehungen zu allen Nationen ſollen zu ſtändiger Dauer befeſtigt 
werden. — 


Erwiderung des Kaiſers von Japan an die vom Kaiſer von 
China geſandte Abordnung zur Abbitte anläßlich des Borer- 
aufſtandes (Seprember 1901). 


Der Kanzler Unſerer Geſandtſchaft, Sugiyama Akira, wurde 
während der Unruhen, die im vorigen Jahre in Peking ausbrachen, 
das Opfer eines grauſamen Blutbades, das von den Soldaten Eures 
Landes verübt worden iſt. Seine Majeſtät, der Kaiſer von China, 
der dieſen Vorfall tief bedauert, hat geruht, Euch in beſonderer Miſſion 
mit einem Kaiſerlichen Schreiben an Unſeren Hof zu ſenden, in 
welchem er Unſere Anſprüche auf Genugtuung anerkennt. Wir nehmen 
dieſe Botſchaft, die Ihr an Uns abzuliefern beauftragt wart, an und 
ſprechen die Hoffnung aus, daß die freundſchaftlichen Beziehungen 
zwiſchen den beiden Ländern in Zukunft immer enger ſich geſtalten 
werden. Es iſt Unſer ernſter Wunſch, daß das große Werk der Neu⸗ 
geſtaltung, das von Ihrem Souverän abhängt, wirkſam fortſchreitet, 
und daß dadurch die dauernde Aufrechterhaltung des Friedens in Oſt⸗ 
aſien geſichert werden wird. Wir bitten, Seiner Majeſtät den Erfolg 
Eurer Miſſion zu berichten und ihm zu verſichern, daß Wir für ſein 
unbegrenztes Glück und ſeine Wohlfahrt beten. 


Kriegserklärung gegen Rußland (Februar 1904). 


Wir, Kaiſer von Gottes Gnaden, deſſen Dynaſtie den Thron von 
Japan ſeit undenklichen Zeiten inne hat, erlaſſen an Unſere treuen und 
tapferen Untertanen folgende Kundgebung: 

Wir erklären hiermit gegen Rußland den Krieg und Wir befehlen 
Unſerm Land⸗ und Seeheer, jenes Reich mit allen Kräften zu be⸗ 
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kämpfen. Wir befehlen ebenfalls, daß alle Unſere Beamten nach Pflicht 
und Fähigkeiten alles tun, um innerhalb der Grenzen des Völker⸗ 
rechtes die Staatsintereſſen zu fördern. 

Wir haben es — mit Rückſicht auf Unſere internationalen Be⸗ 
ziehungen — als weſentlich erachtet und immer Unſer Streben ſein 
laſſen, die Kultur Unſeres Reiches durch friedlichen Fortſchritt zu 
heben, Unſere Stellung zu anderen Staaten zu befeſtigen und eine 
Haltung zu bewahren, durch die ein dauernder Frieden im äußerſten 
Oſten und die Zukunft Unſeres Reiches geſichert wird, ohne die Rechte 
und Intereſſen anderer Mächte zu verletzen. Unſere bevollmächtigten 
Beamten haben ebenfalls ihre Pflichten in Übereinſtimmung mit 
Unſerem Willen ausgeübt, ſo daß Unſere Beziehungen zu den Mächten 
beſtändig an Freundſchaft zugenommen haben. Infolgedeſſen geſchah 
es für Uns ganz unerwartet, daß Wir in offene Feindſeligkeit zu 
Rußland geraten ſind. 

Die Unverletzlichkeit Koreas iſt für Unſer Reich von größter 
Wichtigkeit, nicht allein in Anbetracht Unſerer traditionellen Be⸗ 
ziehungen zu dieſem Lande, ſondern auch weil die Selbſtändigkeit 
Koreas weſentlich für die Sicherheit Unſeres Landes iſt. Trotzdem 
hat Rußland in Nichtachtung der feierlichen Vertragsverſicherungen 
an China und wiederholter Zuſicherungen den anderen Mächten gegen⸗ 
über, noch immer Okkupationstruppen in der Mandſchurei, verſtärkt 
und befeſtigt ſeine Gewalt in dieſen Provinzen und iſt beſtrebt, ſie 
endgültig zu annektieren. Rußlands Beſitzergreifung der Mandſchu⸗ 
rei würde es unmöglich machen, Koreas Selbſtändigkeit aufrecht zu 
erhalten, und da dieſer Umſtand die Hoffnung vernichten würde, den 
Frieden des Oſtens zu bewahren, beſchloſſen Wir, die Frage durch 
Unterhandlungen beizulegen und den Frieden dadurch zu erhalten. 
Mit dieſer Abſicht machten Unſere Bevollmächtigten auf Unſeren 
Befehl Rußland dahingehende Vorſchläge, und während der Dauer 
von ſechs Monaten wurden häufige Beratungen gepflogen. Rußland 
begegnete jedoch dieſen Vorſchlägen keineswegs in verſöhnlichem Sinne, 
ſondern verzögerte durch liſtigen Aufſchub die Erledigung der Ange- 
legenheit, und während es einerſeits ſcheinbar den Frieden befür⸗ 
wortete, ſuchte es andererſeits durch ausgedehnte militäriſche Vorbe⸗ 
reitungen ſeine eigennützigen Ziele zu verfolgen. 

Wir können keinesfalls annehmen, daß Rußland jemals den 
ernſten, aufrichtigen Wunſch hatte, Frieden zu halten; es hat die 
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Vorſchläge Unſerer Regierung zurückgewieſen, Koreas Sicherheit iſt 
in Gefahr und die Lebensintereſſen Unſeres Reiches ſind bedroht. 
Da es Uns nicht gelungen iſt, durch friedliche Verhandlungen Gewähr 
für die Zukunft zu erlangen, müſſen Wir Unſere Zuflucht zu den 
Waffen nehmen. 

Wir hoffen und wünſchen, daß die Treue und Tapferkeit Unſerer 
Untertanen den Frieden bald dauernd wieder herſtellen und den Ruhm 
Unſeres Reiches befeſtigen werden. 


Anhang B. 
Der Kaiſerliche Haushalt. 


Der Kaiſerliche Thron von Japan, der die Gnade des Himmels genießt 
und ſeit ewigen Zeiten in einer ununterbrochenen Reihe von Nachfolgern beſteht, 
iſt Uns durch vorangegangene Herrſcher überliefert worden. Die fundamentalen 
Geſetze Unſerer Familie wurden ein für allemal zur Zeit gegründet, da Unſere 
Vorfahren den Grund zum Kaiſerreich legten und ſind heute noch ſo glänzend wie 
die himmliſchen Geſtirne. Wir wünſchen jetzt die Lehren Unſerer Vorfahren genauer 
und deutlicher zu geſtalten und für Unſere Nachkommen ein Hausgeſetz zu errichten, 
durch welches Unſer Haus zu ewig dauernder Kraft gegründet und ſeine Würde 
auf ewig erhalten bleibe. Hierdurch beſtätigen wir auf Anraten Unſeres Geheimen 
Rats das gegenwärtige Kaiſerliche Hausgeſetz, das als Leitſtern diene, der Unſere 
Nachkommen leiten möge. 


Den 11. Tag des 2. Monats des 22. Jahres des Meiji (11. Februar 1889). 


Das Kaiſerliche Hausgeſetz. 


I. Kapitel. Erbfolge des Kaiſerlichen Thrones. 


$ I Der Kaiſerliche Thron von Japan vererbt ſich auf den männlichen 
Nachkommen der männlichen Linie der Kaiſerlichen Ahnen. 

§ II. Der Kaiſerliche Thron vererbt ſich auf den älteſten Kaiſerlichen Sohn. 

$ III. Iſt kein Kaiſerlicher älteſter Sohn vorhanden, fo vererbt ſich der 
Kaiſerliche Thron auf den älteſten Kaiſerlichen Enkel. Wenn weder der älteſte 
Kaiſerliche Sohn noch irgend einer ſeiner männlichen Nachkommen noch am Leben 
ſind, vererbt ſich der Kaiſerliche Thron auf den im Alter nächſten Kaiſerlichen Sohn 
und ſo fort in jedem Erbfolgefall. 

§ IV. Bei der Beſteigung des Kaiſerlichen Thrones durch einen Kaiſer⸗ 
lichen Nachkommen erhält der direkte Nachkomme den Vorzug vor dem indirekten. 
Die Beſteigung des Kaiſerlichen Thrones durch indirekte Nachkommen darf nur 
dann ſtattfinden, wenn kein direkter Kaiſerlicher Nachkomme vorhanden iſt. 

$ V. Wenn kein Kaiſerlicher Nachkomme vorhanden iſt, vererbt ſich der Kaiſer⸗ 
liche Thron an den Kaiſerlichen Bruder und deſſen Nachkommen. 

$ VI. Wenn weder ſolch Kaiſerlicher Bruder noch deſſen Nachkommen vor⸗ 
handen ſind, vererbt ſich der Kaiſerliche Thron an den Kaiſerlichen Onkel und 
deſſen Nachkommen. 

§ VII. Iſt kein ſolch Kaiſerlicher Onkel noch Nachkommen desſelben vorhanden, 
vererbt ſich der Kaiſerliche Thron dem nächſten nächſtverwandten Mitglied der Kaiſer⸗ 
lichen Familie. 
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§ VIII. Unter den Kaiſerlichen Brüdern und entfernten Kaiſerlichen Ver⸗ 
wandten wird gleichfalls den direkten Nachkommen der Vorzug vor den indirekten, 
den älteren vor den jüngeren gegeben. 

§ N. Wenn der Kaiſerliche Erbe geiſtig oder körperlich unheilbar erkrankt 
iſt oder ſonſt ein wichtiger Grund vorliegt, kann die Erbfolge in Übereinſtimmung mit 
den obigen Beſtimmungen mit der Zuſtimmung des Kaiſerlichen Familien⸗Rates und 
der des Geheimen Rates verändert werden. 


II. Kapitel. Thronbeſteigung und Krönung. 


§ X. Nach dem Hinſcheiden des Kaiſers beſteigt der Kaiſerliche Erbe den Thron 
und erhält die göttlichen Schätze der Kaiſerlichen Vorfahren. 

$ XI Die Krönungszeremonien finden ſtatt, und ein großes Krönungs⸗ 
Feſtmahl (Daijoſai) wird in Kyoto abgehalten. 

§ XII. Mit einer Thronbeſteigung wird eine neue Ara verkündet, deren 
Name während der ganzen Regierung unverändert bleibt, in Übereinſtimmung mit 
dem im erſten Jahre des Meiji erlaſſenen Geſetz. 


III. Kapitel. Volljährigkeit, Einſetzung der Kaiſerin und des recht- 
mäßigen Erben. 


§ XIII. Der Kaiſer, der Kotaiſhi und der Kotaiſon erlangen ihre Volljährig⸗ 
keit im Alter von achtzehn Jahren. 

$ XIV. Alle anderen, im vorigen Paragraphen nicht erwähnten Mitglieder 
der Kaiſerlichen Familie erlangen mit Vollendung des zwanzigſten Jahres die 
Volljährigkeit. 

§ XV. Der Sohn des Kaiſers, der rechtmäßiger Erbe iſt, wird „Kotaiſhi“ 
genannt. Wenn kein Kotaiſhi da iſt, wird der Kaiſerliche Enkel, der der recht⸗ 


rechtmäßige Erbe iſt, „Kotaiſon“ genannt. 
§ XVI. Die Einſetzung der Kaiſerin und des Kotaiſon wird durch Kaiſer⸗ 
lichen Erlaß proklamiert. 


IV. Kapitel. Die Form der Anrede. 


8 XVII. Die Form der Anrede für den Kaiſer, die Kaiſerin-Mutter, die 
Kaiſerin⸗Wittwe und die Kaiſerin lautet: Seine, Ihre oder Eure Majeftät. 

$ XVIII. Der Kotaiſon und feine Gemahlin, die Kaiſerlichen Prinzen und 
ihre Gemahlinnen, die Kaiſerlichen Prinzeſſinnen, die Prinzen und ihre Gemahlinnen 
und die Prinzeſſinnen werden Seine, Ihre oder Eure Hoheit oder Hoheiten 
angeredet. 


V. Kapitel. Regentſchaft. 


$ XIX. Wenn der Kaiſer minderjährig iſt, iſt eine Regentſchaft zu ernennen. 
Wenn er durch irgend eine ſtändige Urſache verhindert iſt, perſönlich zu regieren, 
iſt ebenfalls eine Regentſchaft einzuſetzen, mit der Zuſtimmung des Kaiſerlichen 
Familien⸗Rates und der des Geheimen Rates. 

8 XX. Die Regentſchaft wird von dem volljährigen Kotaiſhi oder Kotaiſon 
e t. 5 
5 25 XXI. Wenn weder Kotaiſhi noch Kotaiſon vorhanden oder dieſelben noch 
nicht volljährig ſind, ſoll die Regentſchaft in der folgenden Reihenfolge angetreten 
werden: 
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. Ein Kaiſerlicher Prinz oder ein Prinz. 

. Die Kaiſerin. 

. Die Kaiſerin⸗Witwe. 

Die Kaiſerin⸗Mutter. 

. Eine Kaiſerliche Prinzeſſin oder eine Prinzeſſin. 

§ XXII. Soll die Regentſchaft von einem Mitglied der Kaiſerlichen Familie 
angetreten werden, jo muß dies in Übereinſtimmung mit der Reihenfolge der Erb» 
folge des Kaiſerlichen Thrones geſchehen. Dasſelbe findet bei weiblichen Mitgliedern 
der Kaiſerlichen Familie Anwendung. 

8 XXIII. Soll ein weibliches Mitglied der Kaiſerlichen Familie die Regent⸗ 
ſchaft antreten, ſo muß es unvermählt ſein. 

8 XIV. Wenn im Falle der Minderjährigkeit des am nächſten verwandten 
Mitgliedes der Kaiſerlichen Familie oder aus irgend einem anderen Grund ein 
anderes Mitglied die Regentſchaft antreten muß, ſo ſoll es nicht beim Eintritt 
der Volljährigkeit des obenerwähnten nächſten Verwandten, noch, wenn der vor⸗ 
genannte andere Grund aufhört zu beſtehen, zugunſten irgend einer anderen Perſon 
als der des Kotaiſhi oder Kotaiſon auf ſeinen Poſten verzichten. 

8 XXV. Wenn ein Regent oder einer, der es werden ſoll, geiſtig oder 
körperlich unheilbar krank iſt, oder wenn irgend ein anderer Grund vorliegt, darf 
die Reihenfolge für die Regentſchaft mit der Zuſtimmung des Kaiſerlichen Fa⸗ 
milien⸗Rates und der des Geheimen Rates geändert werden. 


VI. Kapitel. Der Kaiſerliche Gouverneur. 
$ XVI. Wenn der Kaiſer minderjährig iſt, wird ein Kaiſerlicher Gouverneur 
mit ſeiner körperlichen und geiſtigen Erziehung betraut. 
S XVII. Wenn der vorangegangene Kaiſer in feinem Teſtament keinen Kaiſer⸗ 


lichen Gouverneur ernannt hat, ernennt der Regent einen Erzieher unter Genehmigung 
des Kaiſerlichen Familien⸗Rates und des Geheimen Rates. 

S XVIII. Weder der Regent noch einer ſeiner Nachkommen kann zum Kaiſer⸗ 
lichen Gouverneur ernannt werden. 

§ XXIX. Der Kaiſerliche Gouverneur darf vom Regenten nur unter Zuſtim⸗ 
mung des Kaiſerlichen Familien⸗Rates und des Geheimen Rates feines Amtes 
entſetzt werden. 


VII. Kapitel. Die Kaiſerliche Familie. 


8 XXX. Der Ausdruck „Kaiſerliche Familie“ umfaßt die Kaiſerin⸗Mutter, 
die Kaiſerin⸗Witwe, die Kaiſerin, den Kotaiſhi und ſeine Gemahlin, den Kotaiſon 
und ſeine Gemahlin, die Kaiſerlichen Prinzen und ihre Gemahlinnen, die Kaiſer⸗ 
lichen Prinzeſſinnen, die Prinzen und ihre Gemahlinnen und die Prinzeſſinnen. 

8 XXXI. Von Kaiſerlichen Söhnen bis zu den Kaiſerlichen Ur⸗Ur⸗Enkeln führen 
die Kaiſerlichen männlichen Nachkommen den Titel: Kaiſerliche Prinzen und von den 
Kaiſerlichen Töchtern bis zu den Kaiſerlichen Ur⸗Ur⸗Enkelinnen führen die Kaiſer⸗ 
lichen weiblichen Nachkommen den Titel Kaiſerliche Prinzeſſinnen. Von der fünften 
Generation abwärts führen die männlichen Nachkommen den Titel Prinzen und 
die weiblichen den Titel Prinzeſſinnen. 

$ XXXII. Wenn der Kaiſerliche Thron dem Mitglied einer Seitenlinie zu⸗ 
gefallen iſt, wird den Kaiſerlichen Brüdern und Schweſtern der Titel Kaiſerlicher 
Prinz oder Kaiſerliche Prinzeſſin verliehen, ſofern ſie vorher Prinzen oder 
Prinzeſſinnen waren. 8 
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$ XXIII. Die Geburten, Taufen, Ehen und Todesfälle der Kaiſerlichen 
Familie werden vom Miniſter des Kaiſerlichen Haushaltes bekannt gegeben. 

S XXIV. Genealogiſche Berichte wie auch andere, die zu den in den vor⸗ 
ſtehenden Paragraphen erwähnten Angelegenheiten in Beziehung ſtehen, werden im 
Kaiſerlichen Archiv aufbewahrt. 

S XXV. Die Mitglieder der Kaiſerlichen Familie unterſtehen der Kontrolle 
des Kaiſers. 

S XXXVI Bei Errichtung einer Regentſchaft übt der Regent die im vorigen 
Paragraph erwähnte Kontrolle aus. 

S XVVII. Wenn ein männliches oder weibliches Mitglied der Kaiſerlichen 
Familie minderjährig ſeines oder ihres Vaters beraubt iſt, werden Beamte des 
Kaiſerlichen Hofes mit ſeiner oder ihrer Erziehung betraut. Unter beſtimmten Um⸗ 
ſtänden kann der Kaiſer den von ſeiner oder ihrer Mutter erwählten Vormund 
beſtätigen oder ſelbſt einen ernennen. 

$ XVIII. Der Vormund eines Mitgliedes der Kaiſerlichen Familie muß 
ſelbſt ein Mitglied derſelben und volljährig ſein. 

8 XXIX. Ehen von Mitgliedern der Kaiſerlichen Familie ſind auf den 
Familienkreis zu beſchränken oder auf beſtimmte Adelsfamilien, die durch Kaiſerlichen 
Erlaß beſonders gebilligt ſind. 

§ XL. Ehen von Mitgliedern der Kaiſerlichen Familie ſind von der Zuſtimmung 
des Kaiſers abhängig. 

$ XII. Die Kaiſerlichen Urkunden, die Zuſtimmung zu Ehen von Mitgliedern 
der Kaiſerlichen Familie enthalten, müſſen von dem Miniſter des Kaiſerlichen Haus⸗ 
haltes gegengezeichnet ſein. 

§ XIII. Kein Mitglied der Kaiſerlichen Familie darf jemand an Sohnes⸗ 
ſtatt annehmen. 


$ XIIII. Wünſcht ein Mitglied der Kaiſerlichen Familie außerhalb der Landes⸗ 
grenzen zu reiſen, ſo bedarf es dazu der Genehmigung des Kaiſers. 

8 XLIV. Ein weibliches Mitglied der Kaiſerlichen Familie, das einen Unterthan 
geheiratet hat, geht der Mitgliedſchaft der Kaiſerlichen Familie verluſtig. Jedoch 
kann ihr durch die beſondere Gnade des Kaiſers geſtattet werden, ihren Titel 
als Kaiſerliche Prinzeſſin reſp. Prinzeſſin weiter zu führen. 


VIII. Kapitel. Die Kaiſerlichen Erbgüter. 

§ XLV. Kein Land⸗ noch anderer Beſitz als der als Erbgut bezeichnete darf 
aufgeteilt oder veräußert werden. 

8 XVI. Der Land⸗ oder andere Beſitz, der zu den Kaiſerlichen Erbgütern zuge⸗ 
rechnet werden ſoll, muß durch Kaiſerliche Urkunde mit der Zuſtimmung des Geheimen 
Rates feſtgeſetzt werden und vom Miniſter des Kaiſerlichen Haushaltes bekannt 
gegeben werden. 


IX. Kapitel. Ausgaben des Kaiſerlichen Hauſes. 
8 XXVII. Die Ausgaben aller Art des Kaiſerlichen Hauſes werden aus dem 
Staatsſchatz innerhalb eines beſtimmten Betrages beſtritten. 
8 XLVIII. Die Anſchläge und Rechnungsberichte der Ausgaben des Kaiſer⸗ 
lichen Hauſes und alle anderen Vorſchriften dieſer Art werden von der Finanz⸗ 
verwaltung des Kaiſerlichen Hauſes reguliert. 
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X. Kapitel. Rechtsſtreit, Disziplinarvorſchriften für die Mit- 
glieder der Kaiſerlichen Familie. 

§ XLIX. Rechtsſtreitigkeiten unter Mitgliedern der Kaiſerlichen Familie werden 
von Juriſten, die vom Kaiſer beſonders ernannt ſind, in der Abteilung des Kaiſerlichen 
Haushaltes entſchieden. Das Urteil wird vollſtreckt, wenn die Genehmigung des Kaiſers 
gegeben worden iſt. 

§ L. Privat⸗Klagen, die durch Privatperſonen gegen Mitglieder der Kaiſerlichen 
Familie erhoben werden, ſollen vom Appellationshof zu Tokyo entſchieden werden. 
Die Mitglieder der Kaiſerlichen Familie werden jedoch von Richtern vertreten, und 
ein perſönliches Erſcheinen vor Gericht wird nicht von ihnen beanſprucht. 

$ LI. Kein Mitglied der Kaiſerlichen Familie kann verhaftet oder vor Gericht 
geladen werden, ehe die Genehmigung des Kaiſers dazu erteilt worden iſt. 

$ LII. Wenn ein Mitglied der Kaiſerlichen Familie eine Handlung begangen 
hat, die ſeiner Würde Abbruch tut, oder wenn es dem Kaiſerlichen Hauſe Untreue 
gezeigt hat, werden ihm durch Disziplinarbeſtrafung oder auf Befehl des Kaiſers die 
Vorrechte, die ihm als Mitglied der Kaiſerlichen Familie zuſtehen, entweder gänzlich 
oder teilweiſe entzogen, oder es wird von der Kaiſerlichen Familie ausgeſchloſſen. 

§ LIII. Wenn ein Mitglied der Kaiſerlichen Familie jo handelt, daß es fein 
Vermögen zu vergeuden droht, ſo wird es vom Kaiſer für die Verwaltung ſeines 
Vermögens für unfähig erklärt, dieſelbe wird ihm genommen und ein Verwalter für 
das Vermögen ernannt. 

$ LIV. Die beiden vorangehenden Paragraphen bedürfen der Genehmigung 
durch den Kaiſerlichen Familien⸗Rat. 


XI. Kapitel. Der Kaiſerliche Familien-Rat. 


$ LV. Der Kaiſerliche Familien⸗Rat beſteht aus den männlichen Mitgliedern 
der Kaiſerlichen Familie, die majorenn ſind. Der Großſiegelbewahrer, der Präſident 


des Geheimen Rates, der Miniſter des Kaiſerlichen Haushaltes, der Juſtizminiſter und 
der Präſident des Kaſſationshofes nehmen an den Beſprechungen des Rates teil. 

$ LVI. Der Kaiſer führt perſönlich den Vorſitz bei den Verſammlungen des 
Kaiſerlichen Familien⸗Rates oder beſtimmt ein Mitglied der Kaiſerlichen Familie dazu. 


XII. Kapitel. Ergänzungsverordnungen. 

$ LVO. Diejenigen Mitglieder der Kaiſerlichen Familie von der fünften 
Generation abwärts, die bereits den Titel als Kaiſerliche Prinzen erhalten haben, 
dürfen denſelben behalten. 

$ LVIII. Die Erbfolge des Kaiſerlichen Thrones bezieht ſich in allen Fällen 
auf Abkömmlinge von unzweifelhafter Herkunft. Niemand darf zu dieſer Linie der 
Erbfolge zugelaſſen werden, weil er zurzeit ein adoptierter Kaiſerlicher Sohn, 
Koyushi oder Erbe eines fürſtlichen Hauſes iſt. 

§ LIX. Die verſchiedenen Grade des Ranges zwiſchen Kaiſerlichen Prinzen, 
Kaiſerlichen Prinzeſſinnen und Prinzen und Prinzeſſinnen ſollen aufhören. Der 
Familienrang Kaiſerlicher Prinzen und alle im Widerſpruch mit dem jetzigen Geſetz 
ſtehende Gebräuche ſollen wegfallen. 

§ LX. Der Beſitz, die jährlichen Ausgaben und alle anderen Verordnungen, 
die auf Mitglieder der Kaiſerlichen Familie Bezug haben, ſollen beſonders be⸗ 
ſtimmt werden. 

$ LXI. Wenn es in Zukunft notwendig werden ſollte, das beſtehende Geſetz 
zu verbeſſern oder Zuſätze zu machen, ſo ſoll der Kaiſer die Angelegenheit mit dem 
Kaiſerlichen Familien⸗Rat und dem Geheimen Rat zuſammen entſcheiden. 


Anhang C. 
Die Verfaſſung des Kaiſerreiches Japan.“) 


I. Kapitel. Der Kaiſer. 


§ J. Das Kaiſerreich von Japan ſoll von einer ſeit undenklichen Zeiten ununter⸗ 
brochenen Reihe von Kaiſern regiert werden. 

8 II. Der Kaiſerliche Thron ſoll in Übereinſtimmung mit den Beſtimmungen 
des Kaiſerlichen Geſetzes auf den Kaiſerlichen männlichen Nachfolger übergehen. 

§ III. Der Kaiſer iſt geheiligt und unverletzlich. 

§ IV. Der Kaiſer iſt das Oberhaupt des Reiches und vereinigt in feiner 
Perſon die Rechte der unumſchränkten Gewalt, und übt ſie in Übereinſtimmung mit 
den Verfügungen der beſtehenden Verfaſſung aus. 

§ V. Der Kaiſer übt die geſetzgebende Macht in Übereinſtimmung mit dem 
Parlament aus. 

$ VI. Der Kaiſer beſtätigt die Geſetze und veranlaßt ihre Veröffentlichung und 
ihre Durchführung. 

$ VII. Der Kaiſer beruft das Parlament ein, eröffnet, ſchließt, vertagt es und 
löſt das Haus der Abgeordneten auf. 

§ VIII. Der Kaiſer erläßt bei dringender Notwendigkeit zur Erhaltung der 
öffentlichen Sicherheit oder zur Vermeidung öffentlicher Verlegenheiten, wenn das 
Parlament nicht tagt, Kaiſerliche Verfügungen an Stelle von Geſetzen. Solche Kaiſer⸗ 
liche Verfügungen werden dem Parlament bei ſeiner nächſten Tagung vorgelegt, und 
wenn das Parlament ſie nicht billigt, hat die Regierung ſie für künftig als ungültig 
zu erklären. 5 

$ IX. Der Kaiſer erläßt oder veranlaßt, daß die nötigen Verfügungen zur 
Vollſtreckung der Geſetze oder zur Aufrechterhaltung öffentlicher Ordnung und öffent⸗ 
lichen Friedens oder zur Förderung der Wohlfahrt der Untertanen erlaſſen werden. 
Aber keine Verfügung hat die Macht, ein beſtehendes Geſetz zu verändern. 

§ X. Der Kaiſer beſtimmt die Organiſation der verſchiedenen Zweige der Ver⸗ 
waltung, die Gehälter aller bürgerlichen und militäriſchen Beamten und ernennt 
oder entläßt ſie. Ausnahmen, für die in der beſtehenden Verfaſſung oder in anderen 
Geſetzen beſondere Vorkehrungen getroffen ſind, ſollen übereinſtimmen mit den be⸗ 
treffenden Vorkehrungen, die darauf Bezug haben. 

§ XI. Der Kaiſer hat allerhöchſten Befehl über Armee und Flotte. 

§ XII. Der Kaiſer beſtimmt die Organiſation und die Friedensſtärke der Armee 
und Flotte. 

$ XIII. Der Kaiſer erklärt den Krieg, macht Frieden und ſchließt Verträge ab. 

§ XIV. Der Kaiſer verhängt den Belagerungszuſtand. 

Die Bedingungen und die Ausführungen des Belagerungszuſtandes werden durch 
das Geſetz beſtimmt. 


*) Veröffentlicht am 11. Februar 1890. 
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$ XV. Der Kaiſer verleiht Adelstitel, Rang, Orden und andere Ehrenzeichen. 

$ XVI. Der Kaiſer erläßt Amneſtien, gewährt Begnadigung, Strafverminderung 
und Wiedereinſetzung in frühere Rechte. 

$ XVII. Eine Regentſchaft ſoll in Übereinſtimmung mit den Verfügungen 
des Kaiſerlichen Hausgeſetzes eingeſetzt werden. 

Die Regentſchaft ſoll im Namen des Kaiſers die Macht, die dem Kaiſer 
zuſteht, ausüben. 


II. Kapitel. Rechte und Pflichten der Untertanen. 

$ XVIII. Die Bedingungen, die nötig find, um japaniſcher Untertan zu fein, 
werden durch das Geſetz beſtimmt. 

$ XIX. Japaniſche Untertanen können nach Qualifikation, die durch Geſetz 
oder Verordnungen beſtimmt iſt, ebenſo für bürgerliche wie militäriſche Stellen erwählt 
werden und können jedes öffentliche Amt bekleiden. 

§ XX. Japaniſche Untertanen find zu Militär- oder Flottendienſt je nach den 
Geſetzesbeſtimmungen verpflichtet. 

8 XXI. Japaniſche Untertanen ſind der Verpflichtung, Steuern zu zahlen, gemäß 
der Geſetzesbeſtimmungen unterworfen. 

§ XXII. Japaniſche Untertanen haben innerhalb der Geſetzesgrenze die Freiheit, 
ihren Wohnort zu wählen und zu wechſeln. 

$ XXIII. Kein japaniſcher Untertan kann außerhalb der Geſetzesbeſtimmungen 
verhaftet, gefangen gehalten, verhört oder beſtraft werden. 

§ XXIV. Kein japaniſcher Untertan ſoll des Rechtes beraubt werden, von einem 
vom Geſetz beſtimmten Richter verhört zu werden. 

$ XXV. Das Haus eines japaniſchen Untertanen darf nur in Fällen, die das 
Geſetz vorgeſehen hat, betreten oder unterſucht werden. 

$ XVI. Das Briefgeheimnis des japaniſchen Untertanen iſt unverletzlich, mit 
Ausnahme der vom Geſetz beſtimmten Fälle. 

§ XVII. Das Recht des Beſitztums eines jeden japaniſchen Untertanen iſt 
unverletzlich. Notwendige Maßregeln für das öffentliche Wohl ſind vorzuſehen. 

$ XXVIII. Japaniſche Untertanen ſollen Freiheit in religiöſem Glauben haben, 
ſoweit er nicht ſtörend auf Friede * Ordnung einwirkt und den Pflichten als 
Untertan nicht zuwider iſt. 

$ XXIX. Japaniſche ice e ſollen innerhalb der Geſetzesgrenzen Freiheit 
in Rede, Schrift, Journaliſtik, öffentlichen Verſammlungen und Vereinigungen haben. 

8 XXX. Japaniſche Untertanen dürfen Vittſchriften einreichen mit Beobachtung 
der gebührenden Höflichkeitsform und der dafür beſonders vorgeſchriebenen Regeln. 

$ XXXI. Die in dieſem Kapitel enthaltenen Verfügungen ſollen in Kriegs⸗ 
zeiten oder in einer nationalen Bedrängnis auf die Vollſtreckung der Kaiſerlichen 
Gewalt keinen Einfluß haben. 

$ XXII. Alle und jede der Verfügungen, die in den obenſtehenden Paragraphen 
dieſes Kapitels enthalten ſind und nicht im Widerſpruch mit Geſetz, Regeln und 
Zucht der Armee und Flotte ſtehen, finden auf Offiziere und Mannſchaft der Armee 
und Flotte Anwendung. 


III. Kapitel. Das Kaiſerliche Parlament. 
S XXIII. Das Kaiſerliche Parlament beſteht aus zwei Häuſern, Herrenhaus 
und Abgeordnetenhaus. 
$ XXIV. Das Herrenhaus ſetzt ſich in Übereinſtimmung mit der Verordnung, 
das Herrenhaus betreffend, aus Mitgliedern der Kaiſerlichen Familie zuſammen, aus 
den Adelsklaſſen und aus den Perſonen, die vom Kaiſer dazu ernannt ſind. 
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S XXV. Das Haus der Abgeordneten wird von Mitgliedern gebildet, die 
vom Volk nach den Verordnungen des Wahlgeſetzes wählbar ſind. 

S XXXVVI. Niemand kann zu gleicher Zeit beiden Häuſern angehören. 

S XXVII. Jedes Geſetz bedarf der Zuſtimmung des Parlamentes. 

S XXVVIII. Beide Häuſer müſſen über die ihnen von der Regierung vorgelegten 
Geſetzesvorlagen abſtimmen und können ihrerſeits beide Geſetzesvorlagen einbringen. 

S XXXIX. Eine Vorlage, die von einem oder dem anderen der beiden Häuſer 
verworfen worden iſt, ſoll nicht zum zweitenmale in derſelben Seſſion einge⸗ 
bracht werden. 

§ XL. Beide Häuſer können der Regierung Vorſchläge zum Geſetz oder über 
andere Gegenſtände machen. Wenn ſolche Vorſchläge jedoch verworfen find, können ſie 
nicht zum zweitenmal in derſelben Seſſion eingebracht werden. 

$ XLI. Das Kaiſerliche Parlament ſoll jedes Jahr einberufen werden. 

§ XIII. Eine Seſſion des Kaiſerlichen Parlamentes ſoll eine Dauer von drei 
Monaten haben. Im Fall der Notwendigkeit kann die Dauer durch Kaiſerlichen Befehl 
verlängert werden. 

$ XIIII. Wenn dringende Notwendigkeit vorliegt, kann außer der regulären 
noch eine beſondere Seſſion einberufen werden. Die Dauer einer ſolchen wird vom 
Kaiſer beſtimmt. 

§ XLIV. Die Eröffnung, der Schluß, die Verlängerung und Vertagung des 
Parlamentes erfolgt für beide Häuſer zu gleicher Zeit. Im Fall das Haus der 
Abgeordneten aufgelöſt worden iſt, iſt das Herrenhaus gleichfalls zu vertagen. 

$ XV. Wenn das Haus der Abgeordneten aufgelöſt worden iſt, ſollen laut 
Kaiſerlichen Befehls neue Mitglieder gewählt werden, und das neue Haus ſoll nach 
fünf Monaten vom Tage der Auflöſung an einberufen werden. 

$ XLVI. In keinem der beiden Häuſer kann eine Debatte eröffnet werden 
oder eine Wahl ſtattfinden, ohne daß nicht weniger als ein Drittel der Geſamtzahl 
ihrer Mitglieder zugegen ſind. 

§ XVII. Abſtimmung findet in beiden Häuſern durch abſolute Majorität ſtatt. 
Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag. 

$ XVIII. Die Beratungen beider Häuſer ſind öffentlich. Die Beratungen 
können jedoch auf Verlangen der Regierung oder auf Beſchluß des Hauſes unter 
Ausſchluß der Offentlichkeit ſtattfinden. 

$ XLIX. Beide Häuſer des Kaiſerlichen Parlamentes können jedes für ſich 
Eingaben an den Kaiſer richten. 

$ L. Beide Häuſer können Petitionen der Untertanen entgegennehmen. 

§ LI. Beide Häuſer können Vorſchriften, die für die Handhabung ihrer inneren 
Angelegenheiten nötig ſind, erlaſſen, unabhängig von dem, was in der gegenwärtigen 
Verfaſſung und im Geſetz der Häuſer vorgeſehen iſt. 

$ LII. Kein Mitglied ift außerhalb der beiden Häuſer verantwortlich für eine 
im Hauſe geäußerte Meinung oder für Stimmenabgabe. Wenn jedoch ein Mitglied ſeine 
Anſichten durch öffentliches Reden, durch gedruckte oder geſchriebene Dokumente oder 
durch ähnliche Mittel kund getan hat, ſo iſt er in dieſer Sache dem allgemeinen 
Geſetz unterworfen. 

§ LIII. Mitglieder beider Häuſer ſind während der Parlamentsſitzungen von 
Haft befreit mit Ausnahme ſolcher Fälle, die das Haus gut heißt oder in 
flagrante delicto-Fällen, oder in Beleidigungsſachen, die mit inneren Verwirrungen 
oder auswärtigen Unruhen zuſammenhängen. 

8 IIV. Die Staatsminiſter und die Vertreter der Regierung können zu jeder 
Zeit in einem der Häuſer Sitz und Wort ergreifen. 
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IV. Kapitel. Die Staatsminiſter und der Geheime Rat. 


8 LV. Die jeweiligen Staatsminiſter ſtehen dem Kaiſer mit ihrem Rat zur 
Seite und ſind dafür verantwortlich. Geſetze, Kaiſerliche Erlaſſe und Kaiſerliche 
Reſkripte jeder Art, die zu den Staatsangelegenheiten gehören, müſſen die Gegen⸗ 
zeichnung eines Staatsminiſters haben. 

$ LVI Der Geheime Rat, in Übereinſtimmung mit den Verfügungen, die 
für ſeine Organiſation getroffen ſind, ſoll auf Befragen des Kaiſers über wichtige 
Staatsangelegenheiten mit ihm beraten. 


V. Kapitel. Das Richteramt. 


$ LVO. Das Richteramt wird vom Gerichtshof nach Geſetzen und im Namen 
des Kaiſers geübt. 

Die Organiſation des Gerichtshofes wird durch das Geſetz beſtimmt. 

$ LVIII. Die Richter werden unter denen ernannt, die nach dem Geſetz 
dazu befähigt ſind. 

Kein Richter kann ſeines Amtes enthoben werden, es ſei denn durch gericht⸗ 
lichen Urteilsſpruch oder durch Disziplinarbeſtrafung. 

Regeln für die Disziplinarbeſtrafung ſind vom Geſetz zu beſtimmen. 

$ LIX. Verhöre und Urteilsſpruch des Gerichtshofes find öffentlich zu bes 
handeln. Wenn aber die Befürchtung beſteht, daß ſolche Offentlichkeit der Ruhe 
und dem Frieden oder dem öffentlichen Sittlichkeitsgefühl ſchädlich ſein könnte, ſo 
kann das öffentliche Verfahren durch Geſetzesbeſtimmung oder durch die des Gerichts⸗ 
hofes eingeſtellt werden. 

8 LX. Alle Angelegenheiten, die die Befugniſſe eines beſonderen Gerichtshofes 
erfordern, ſind vom Geſetz zu beſtimmen. 

$ LXI. Kein Prozeß, bei dem es fi) um Rechte handelt, von denen ange- 


nommen wird, daß fie durch ungeſetzliche Mittel der ausübenden Autoritäten ge» 
ſchmälert worden find, und die zu den Befugniſſen des vom Geſetz eingerichteten Prozeß⸗ 
verwaltungs⸗Gerichtshofes gehören, ſoll beim Gerichtshof Gehör finden. 


VI. Kapitel. Finanzen. 


$ LXII. Die Erhebung einer neuen Steuer oder die Umgeſtaltungsrate be⸗ 
ſtehender Steuern ſind vom Geſetz zu beſtimmen. 

Aber alle Verwaltungskoſten oder andere Einnahmen, die den Charakter des 
Ausgleichs haben, fallen nicht in die Kategorie des obigen Beſchluſſes. 

Die Erhebung von National-Anfeihen und das Kontrahieren anderer Verbindlich- 
keiten auf Rechnung des National- Schatzamtes mit Ausnahme der im Budget vor⸗ 
geſehenen bedürfen der Zuſtimmung des Parlamentes. 

$ LXIII. Die gegenwärtig erhobenen Steuern ſollen, ſolange fie nicht durch 
ein neues Geſetz verändert ſind, nach dem beſtehenden Syſtem eingezogen werden. 

§ LXIV. Die Staatseinnahmen und Ausgaben bedürfen in Form eines jähr- 
lichen Budgets der Bewilligung des Parlamentes. 

Alle Ausgaben, die die Verwendung der Staatseinkünfte, die in den Titeln 
und Paragraphen des Budgets enthalten ſind, überſteigen, bedürfen demzufolge der 
Bewilligung des Parlamentes. 

$ LXV. Das Budget ſoll dem Haus der Abgeordneten zuerſt vorgelegt werden. 

§ LXVI Die Ausgaben des Kaiſerlichen Hauſes ſollen alljährlich aus dem 
Staatsſchatz nach gegenwärtig feſtgeſtellter Summe bezahlt werden, und es bedarf 
dazu keiner Zuſtimmung des Parlamentes, ausgenommen falls eine Vermehrung 
für notwendig befunden wird. 
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$ LXVII. Die bereits fixierten Ausgaben, die laut Verfaſſung der dem Kaiſer 
zuſtehenden Macht unterliegen, und ſolche, die durch Geſetzeskraft entſtanden ſein 
mögen, oder ſolche, die zu den geſetzlichen Verpflichtungen der Regierung gehören, 
dürfen ohne Zuſtimmung der Regierung weder vom Parlamente zurückgewieſen noch 
verringert werden. 

$ LXVIII. Um beſondere Forderungen bewilligen zu können, hat die Regierung 
die Zuſtimmung des Parlamentes für einen beſtimmten Betrag als laufenden Aus⸗ 
gabenfonds auf eine feſtzuſetzende Reihe von Jahren einzuholen. 

$ LXIX. Um unvermeidliche Fehlbeträge im Budget auszugleichen, und um 
im Budget nicht vorgeſehenen Bedürfniſſen zu begegnen, iſt ein Reſervefonds im Budget 
zu gewähren. 

8 LXX. Wenn das Parlament infolge der inneren oder äußeren Lage des 
Landes nicht einberufen werden kann, jo ſoll die Regierung im Fall der äußerſten 
Not zur Erhaltung öffentlicher Sicherheit alle nötigen finanziellen Maßnahmen mit 
Hilfe Kaiſerlichen Befehls treffen. Der im vorigen Abſatz erwähnte Fall ſoll dem 
Parlament in ſeiner nächſten Seſſion vorgelegt und ſeine Zuſtimmung eingeholt 
werden. 

8 LXXI. Wenn das Parlament kein Budget aufgeſtellt hat, oder wenn das 
Budget noch nicht in Kraft getreten iſt, ſo ſoll die Regierung das Budget des 
vorigen Jahres zur Richtſchnur nehmen. 

$ LXXII. Die Abſchlußrechnung der Ausgaben und Einnahmen des Staates 
iſt von der Rechnungskammer zu beglaubigen und zu beſtätigen, und dem Parlament 
von der Regierung zuſammen mit der Beglaubigung der beſagten Kammer vorzulegen. 

Die Organiſation und die Befugniſſe der Rechnungskammer ſind beſonders 
zu beſtimmen. 


VII. Kapitel. Ergänzungsbeſtimmungen. 


8 LXIIII. Wenn es in Zukunft nötig wird, die Verordnungen der beſtehenden 
Verfaſſung zu verbeſſern, ſo iſt dem Parlament durch Kaiſerlichen Befehl ein dahin⸗ 
gehender Vorſchlag zu unterbreiten. In dieſem Fall kann keines der beiden Häuſer 
eine Verhandlung eröffnen, ohne daß nicht mindeſtens zwei Drittel der Geſamt⸗ 
mitgliederzahl zugegen ſind, und es kann kein Vorſchlag durchgehen, ohne eine Majorität 
von nicht weniger als zwei Dritteln der anweſenden Mitglieder zu haben. 

$ LXXIV. Anderungen des Hausgeſetzes unterliegen nicht den Beratungen 
des Parlamentes. 

Verordnungen der beſtehenden Verfaſſung können vom Kaiſerlichen Hausgeſetz 
nicht geändert werden. 

S LXXV. Während einer Regentſchaft können keinerlei Abänderungen in der 
Verfaſſung oder im Hausgeſetz vorgenommen werden. 

$ LXXVI. Beſtehende geſetzliche Beſchlüſſe, wie Geſetze, Einrichtungen oder 
Befehle, welchen Namen ſie auch haben mögen, bleiben, ſolange ſie nicht mit der 
beſtehenden Verfaſſung im Widerſtreit ſind, in Kraft. 

Alle beſtehenden Kontrakte oder Aufträge, die Verpflichtungen gegen die Re⸗ 
gierung enthalten, und die mit Ausgaben zuſammenhängen, fallen in die Para⸗ 
graphen LXVI und LXVII. 


Anhang D. 
Verordnungen für das Kaiſerl. Parlament. 


J. Kapitel. Einberufung, Organiſation und Eröffnung des 
Parlamentes. 


§ I Ein Kaiſerlicher Erlaß für die Einberufung des Parlaments, der den 
Tag des Zuſammentritts beſtimmt, iſt mindeſtens vierzehn Tage vorher bekannt 
zu geben. 

§ II. Die Mitglieder haben ſich in den betreffenden Häuſern an dem in der 
Kaiſerlichen Einberufung beſtimmten Tage zu verſammeln. 

§ III. Der Präſident und Vize-⸗Präſident des Hauſes der Abgeordneten find 
beide vom Kaiſer aus den Kandidaten, die für dieſe beiden Amter vom Hauſe 
vorgeſchlagen ſind, zu ernennen. 

Bis zur Ernennung des Präſidenten und Vize-Präſidenten verſieht der oberſte 
Sekretär die Funktionen des Präſidenten. 

§ IV. Jedes Haus teilt die Zahl feiner Mitglieder durchs Los in verſchiedene 
Abteilungen, und in jeder Abteilung iſt ein Führer von und aus den dazu ge⸗ 
hörenden Mitgliedern zu erwählen. 

8 V. Nachdem beide Häuſer ſich organiſiert haben, wird der Tag der Parlaments» 
eröffnung durch Kaiſerlichen Befehl beſtimmt, und die Zeremonie der Eröffnung wird 
durch Verſammlung der Mitglieder beider Häuſer im Herrenhaus begangen. 

$ VI. Bei dem im vorigen Abſatz erwähnten Vorgang wird das Amt des 
Präſidenten vom Präſidenten des Herrenhauſes ausgeführt. 


II. Kapitel. Präſident, Sekretäre und Ausgaben. 


$ VII. In jedem Haus ſoll ein Präſident und ein Vize-Präſident fein. 

§ VIII. Die Amtsdauer des Präſidenten und Vize-Präſidenten des Hauſes 
der Abgeordneten iſt gleichlautend mit der der Mitglieder. 

§ IX. Wenn das Amt des Präſidenten oder Vize-Präſidenten des Abgeordneten 
hauſes durch Amtsniederlegung des Inhabers oder aus einem anderen Grunde unbeſetzt 
iſt, ſo iſt des Nachfolgers Amtsdauer die gleiche wie die ſeines Vorgängers. 

§ X. Der Präſident eines jeden Hauſes hat die Ordnung im Hauſe aufrecht⸗ 
zuerhalten, die Debatten zu leiten und das Haus nach außen hin zu repräſentieren. 

$ XI. Der Präſident eines jeden Hauſes hat die Leitung der Geſchäfte des 
Hauſes zu führen, auch während der Zeit, in der das Parlament keine Sitzungen hat. 

8 XII. Der Präſident iſt ermächtigt, an den Debatten der ſtändigen und 
der Spezial⸗Kommiſſionen teilzunehmen, aber er iſt nicht ſtimmberechtigt. 

8 XIII. In jedem Haufe hat der Vize-Präſident den Präſidenten im Falle 
ſeiner Verhinderung in ſeinen Obliegenheiten zu vertreten. 
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§ XIV. Im Falle der Verhinderung ſowohl des Präſidenten wie Vize⸗Präſidenten 
in beiden Häuſern zu gleicher Zeit, iſt ein zeitweiliger Präſident zu wählen, zur Über⸗ 
nahme der Obliegenheiten des Präſidenten. 

$ XV. Der Präfident und Vize-Präſident eines jeden Hauſes haben bei Ablauf 
ihrer Amtstätigkeit ihre Obliegenheiten bis zur Ernennung ihrer Nachfolger durch 
den Kaiſer weiterzuführen. 

$ XVI. Für jedes Haus ſind ein Chef⸗Sekretär und mehrere Sekretäre zu 
ernennen. 

Der Chef⸗Sekretär muß vom Range des Chokunin fein und die Sekretäre müſſen 
vom Range der Sonin ſein. 

$ XVII. Der Chef-Sekretär hat unter Leitung des Präſidenten die Geſchäfte 
der Sekretäre zu überwachen und offizielle Schriftſtücke mit ſeiner Unterſchrift zu 
verſehen. 

Die Sekretäre haben Protokolle der Debatten aufzunehmen, Auszüge aus anderen 
Dokumenten zu machen und die Geſchäfte im allgemeinen zu beſorgen. 

Neben den Sekretären ſind vom Chef-Sefretär Beamte zu ernennen. 

$ XVIII. Die Ausgaben beider Häuſer werden aus dem Staatsſchatz gedeckt. 


III. Kapitel. Die Jahresgehälter des Präſidenten, Vize-Präſidenten 
und der Mitglieder. 

8 XIX. Die Präſidenten der beiden Häuſer erhalten jeder ein Jahres⸗ 
gehalt von 4000 Yen und die Vize-Präſidenten jeder 2000 Yen. Die Mitglieder 
des Herrenhauſes, die als ſolche erwählt ſind, und ſolche, die vom Kaiſer hierzu 
ernannt ſind, und Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten erhalten jeder ein Jahres⸗ 
gehalt von 800 Pen. Sie erhalten ebenfalls Reiſekoſten nach beſonders vorgeſehenen 
Beſtimmungen. Mitglieder, die nicht der Aufforderung der Einberufung folgen, erhalten 
kein Jahresgehalt. 


Der Präſident, Vize⸗Präſident und die Mitglieder dürfen das ihnen beſtimmte 
Jahresgehalt nicht ablehnen. 

Mitglieder, die im Staatsdienſt ſtehen, empfangen kein Jahresgehalt. 

In dem Fall, der im 8 XXV erwähnt iſt, erhalten Mitglieder außer dem 
erwähnten Jahresgehalt, der in dem erſten Abſatz dieſes Paragraphen genannt iſt, 
nicht mehr als 5 Yen pro Tag nach dem von dem betreffenden Haus beſtimmten 
Status. 


IV. Kapitel. Kommiſſionen. 


8 XX. Es beſtehen drei Arten Kommiſſionen: die Kommiſſion des ganzen 
Hauſes, eine ſtändige und eine beſondere Kommiſſion. 

Die Kommiſſion des ganzen Hauſes ſetzt ſich aus ſämtlichen Mitgliedern des 
Hauſes zuſammen. 

Die ſtändige Kommiſſion iſt in drei verſchiedene Zweige, nach den Geſchäfts⸗ 
erforderniſſen, einzuteilen, und um Angelegenheiten, die in ihr Reſſort fallen, prüfen 
zu können, ſoll von den verſchiedenen Abteilungen unter den Parlamentsmitgliedern 
eine gleiche Anzahl Mitglieder für die ſtändige Kommiſſion gewählt werden. Die 
Amtsdauer der ſtändigen Kommiſſion ſoll nur für eine Seſſion gelten. 

Die beſondere Kommiſſion wird vom Haus gewählt und iſt mit den Prüfungen 
beſonders beſtimmter Angelegenheiten betraut. 

$ XXI. Der Vorſitzende der Kommiſſion des ganzen Hauſes wird bei Beginn 
einer jeden Seſſion gewählt. 

Der Vorſitzende der ſtändigen und der beſonderen Kommiſſion wird je bei 
den Sitzungen der Kommiſſionen von und aus ihren Mitgliedern gewählt. 

44 * 
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8 XXII. Es kann von der Kommiſſion des ganzen Hauſes keine Debatte 
eröffnet und kein Beſchluß gefaßt werden, ohne daß mehr als ein Drittel der ge⸗ 
ſamten Mitglieder des ganzen Hauſes zugegen ſind, noch von der ſtändigen oder 
von der beſonderen Kommiſſion, ohne daß die Hälfte der Mitglieder anweſend ſind. 

8 XXIII. Kein Fremder außer den Mitgliedern des Hauſes hat Zutritt zu 
den Sitzungen der ſtändigen noch der beſonderen Kommiſſion. Es können auch Mit⸗ 
glieder durch Beſchluß der betreffenden Kommiſſionen von ſolchen Sitzungen aus- 
geſchloſſen werden. 

§ XXIV. Der Vorſitzende jeder Kommiſſion hat dem Haufe den Fortgang 
und das Reſultat der Kommiſſionen, bei denen er den Vorſitz führt, zu berichten. 

$ XV. Jedes Haus kann auf Verlangen der Regierung oder in Überein⸗ 
ſtimmung mit dieſer, eine Kommiſſion veranlaſſen, die Prüfungen von Vorlagen 
während der Zeit fortzuſetzen, in der das Parlament nicht tagt. 


V. Kapitel. Sitzungen. 


S XXVI. Der Präſident eines jeden Hauſes hat die Tagesordnung zu be⸗ 
ſtimmen und ſie dem Hauſe, bei dem er den Vorſitz führt, mitzuteilen. In der 
Tagesordnung haben die von der Regierung eingebrachten Vorſchläge den Vorrang, 
außer wenn im Falle unaufſchiebbarer Debatten die Zuſtimmung der Regierung 
zum Gegenteil erlangt worden iſt. 

S XXVII. Es wird über eine Geſetzesvorlage abgeſtimmt, nachdem ſie durch 
drei Leſungen gegangen if. Aber dieſes Verfahren kann auf Verlangen der Re⸗ 
gierung oder durch eine Majorität von zwei Dritteln der anweſenden Mitglieder des 
Hauſes aufgehoben werden. 

$ XXVIII. Über Regierungsvorlagen, die nicht vorher der Prüfungs⸗Kom⸗ 
miſſion unterbreitet worden ſind, wird nicht abgeſtimmt, aber im Falle dringender 
Notwendigkeit kann auf Verlangen der Regierung eine Anderung eintreten. 

S XXIX. Wenn ſich ein Mitglied zur Einbringung einer Vorlage meldet 
oder eine Zuſatzvorlage vorſchlägt, ſo iſt ſolch ein Vorſchlag nicht zum Gegenſtand 
einer Debatte zu machen, er ſei denn von nicht weniger als zwanzig Mitgliedern 
unterſtützt. 

$ XXX. Die Regierung kann zu jeder Zeit eine Vorlage, die fie ſchon einmal 
eingebracht hat, wieder einbringen oder zurückziehen. 

8 XXXI. Eine Vorlage iſt dem Kaiſer durch den Staatsminiſter vom Präſi⸗ 
denten des Hauſes, in dem über die Vorlage abgeſtimmt worden iſt, vorzulegen. 

Wenn jedoch eine Vorlage, die von einem der beiden Häuſer eingebracht iſt, 
in dem anderen verworfen iſt, ſo ſoll die Vorſchrift die im zweiten Abſatz des 
$ LIV enthalten iſt, befolgt werden. 

8 XXII. Vorlagen, die durch beide Häuſer des Parlamentes gegangen und 
dem Kaiſer vorgelegt ſind, ſollen, nachdem ſie von ihm genehmigt ſind, vor der 
nächſten Parlaments⸗-Seſſion veröffentlicht werden. 


VI. Kapitel. Vertagung und Schluß. 


§ XXXIII. Die Regierung kann zu jeder Zeit Vertagung eines jeden Hauſes 
auf einen Zeitraum von nicht mehr als fünfzehn Tagen befehlen. Wenn eines der 
Häuſer nach Ablauf der Vertagungsdauer wieder zuſammentritt, werden die Debatten 
der letzten Sitzung fortgeſetzt. 

8 XXXIV. Im Falle, daß das Herrenhaus Befehl zur Vertagung bekommt, 
weil das Abgeordnetenhaus aufgelöſt worden iſt, ſo tritt die Verfügung des zweiten 
Satzes im vorigen Paragraphen nicht in Kraft. 
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$ ZXXV. Vorlagen, Vorſtellungen und Petitionen, über die nicht bis zum 
Schluß des Parlamentes abgeſtimmt iſt, werden in der nächſten Seſſion nicht fort⸗ 
geſetzt. Es verhält ſich jedoch anders im Falle, der im $ XXXIII erwähnt iſt. 

$ XXVII. Der Schluß des Parlamentes vollzieht ſich laut Kaiſerlichen Befehls 
in einer vereinten Sitzung beider Häuſer. 


VII. Kapitel. Geheime Sitzungen. 

$ XXVII. In folgenden Fällen finden Sitzungen beider Häuſer bei ge⸗ 
ſchloſſenen Türen ſtatt: 

1. Auf Wunſch des Präſidenten oder von nicht weniger als 10 Mit⸗ 
gliedern, die vom Hauſe gebilligt ſind. 
2. Auf Verlangen der Regierung. 

S XXVII. Wenn ein Antrag auf Geheimſitzung entweder vom Präſidenten 
oder von nicht weniger als zehn Mitgliedern geſtellt iſt, ſoll der Präſident die 
Zuhörer auffordern, das Haus zu verlaſſen, und dann ſoll ohne Debatte mit der 
Abſtimmung des Antrages vorgegangen werden. 

S XXIX. Die Vorgänge einer Geheimſitzung werden nicht veröffentlicht. 


VIII. Kapitel. Die Beratung des Budgets. 

$ XL. Wenn das Budget dem Haus der Abgeordneten von der Regierung 
vorgelegt wird, hat die Budget⸗Kommiſſion die Prüfung desſelben innerhalb von 
fünfzehn Tagen zu beendigen und dem Haus darüber zu berichten. 

S XII. Es kann kein Antrag zum Budget geſtellt oder zum Gegenſtand der 
Debatte gemacht werden, ohne daß er von nicht weniger als dreißig Mitgliedern 
unterſtützt iſt. 

IX. Kapitel. 

Die Staatsminiſter und die Regierungs- Bevollmächtigten. 

$ XLII. Die Miniſter des Staates und die Bevollmächtigten haben zu jeder 
Zeit das Wort, aber es darf zu dieſem Zweck kein Mitglied unterbrochen werden. 

$ XIIII. Wenn eine Vorlage eines der Häuſer einer Kommiſſion übergeben 
iſt, ſo können Staatsminiſter und Bevollmächtigte den Beratungen der Kommiſſion 
beiwohnen und ihre Meinung äußern. 

& XLIV. Eine Beratungs⸗Kommiſſion kann durch den Präſidenten Erklärungen 
von den Regierungs⸗ Bevollmächtigten einfordern. 

$ XIV. Staatsminiſter und Regierungs⸗ Bevollmächtigte haben mit Ausnahme 
ſolcher, die Parlamentsmitglieder ſind, keine Stimme im Hauſe. 

$ XLVI Wenn die ſtändige oder die beſondere Kommiſſion eine Sitzung 
abzuhalten hat, hat ihr Vorſitzender dem dabei intereſſierten Staatsminiſter oder Re⸗ 
gierungs⸗Bevollmächtigten jedesmal Bericht darüber abzuſtatten. 

8 XVII. Die Tagesordnung und die Notiz, die auf Debatten Bezug haben, 
ſollen zugleich mit der Verteilung an die Mitglieder, den Staatsminiſtern und den 
Regierungs⸗ Bevollmächtigten übermittelt werden. 


X. Kapitel. Fragen. 
$ XVIII. Wenn ein Mitglied eines der Häuſer eine Frage an die Regierung 
zu richten wünſcht, hat es dazu die Unterſtützung von nicht weniger als dreißig 
Mitgliedern nötig. 
Das Mitglied hat zur Frageſtellung ein kurzes Memorandum, nachdem es 
mit ſeiner und ſeiner Geſinnungsgenoſſen Unterſchrift verſehen iſt, dem Präſidenten 
zu überreichen. 
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§ XLIX. Der Präſident übergibt das Fragememorandum der Regierung. Ein 
Staatsminiſter hat dann entweder die Frage ſofort zu beantworten oder ein Datum 
zur Beantwortung dieſer Fragen feſtzuſetzen und im Nichtfalle ſeine Gründe dafür 
anzugeben. 

8 L. Wenn keine Antwort vom Staatsminiſter erfolgt ift, kann jedes Mitglied 
mit Bezug auf dieſe Fragen vorſtellig werden. 


XI. Kapitel. Adreſſen und Eingaben. 


$ LI. Wenn eines der Häuſer dem Kaiſer eine Adreſſe zu überreichen wünſcht, 
ſo geſchieht es ſchriftlich, oder der Präſident als Vertreter des Hauſes wird ange— 
wieſen, eine Audienz beim Kaiſer nachzuſuchen, um ihm die Adreſſe zu überbringen. 

Die Eingaben, die eines der Häuſer der Regierung zu machen hat, ſind 
ſchriftlich einzureichen. : 

$ LU. Ein Antrag zu ſolch einer Adreſſe oder Eingabe kann in keinem der 
Häuſer Gegenſtand der Debatte werden, ohne daß er von dreißig Mitgliedern unter 
ſtützt iſt. 

XII. Kapitel. 
Die Beziehungen der beiden Parlaments-Häuſer zueinander. 


$ LIII. Mit Ausnahme des Budgets find Regierungsvorlagen zuerſt einem 
der beiden Häuſer einzureichen. 

$ LIV. Wenn eine Regierungsvorlage durch eines der Häuſer mit oder ohne 
Zuſatz gegangen iſt, ſo muß ſie in das andere Haus gebracht werden. Wenn 
das zweite Haus mit der Abſtimmung des erſten übereinſtimmt, oder dagegen ſtimmt, 
ſo ſoll zu gleicher Zeit dem erſten Haus und dem Kaiſer darüber Bericht er⸗ 
ſtattet werden. 

Im Falle, daß eine eingereichte Vorlage des einen Hauſes vom anderen 
Hauſe verworfen wird, ſo ſoll das zweite Haus dieſe Tatſache dem erſten berichten. 

8 LV. Wenn eines der Häuſer Zuſätze zu einer Vorlage macht, die vom 
anderen Hauſe eingebracht iſt, ſo geht ſie als Ergänzungsvorlage zurück zu dem 
erſten Haus. Wenn das erſte Haus der Ergänzung zuſtimmt, ſo ſoll zu gleicher 
Zeit dem Kaiſer und dem zweiten Haus darüber berichtet werden. Wenn anderer⸗ 
ſeits das erſte Haus der Ergänzung nicht zuſtimmt, kann es Beratungen beider 
Häuſer verlangen. 

Wenn eines der Häuſer Beratung verlangt, kann ſie vom anderen Haus 
nicht verweigert werden. 

$ LVI. Beide Häuſer können eine gleiche Zahl, aber nicht mehr als zehn als 
Teilnehmer einer Beratung wählen. Wenn die betreffende Vorlage in der Beratung 
feſtgeſtellt iſt, ſo wird die feſtgeſtellte Vorlage erſt von dem Hauſe beraten, das ſie 
von der Regierung erhalten oder das ſie eingebracht hat, und dann wird die Vorlage 
dem anderen Hauſe übergeben. Zu einer Vorlage, die in einer Beratung erledigt 
iſt, kann kein Antrag auf Ergänzungen geſtellt werden. 

$ LVO. Die Staatsminiſter, die Regierungs-Bevollmächtigten und die Präſi⸗ 
denten beider Häuſer können Beratungen beider Häuſer beiwohnen und ihrer Meinung 
Ausdruck geben. 

$ LVIII. Beſuchern iſt nicht geſtattet, Beratungen beider Häuſer beizuwohnen. 

$ LIX. Bei Beratungen beider Häuſer iſt die Stimmenabgabe geheim zu 
halten. Im Falle von Stimmengleichheit hat der Vorſitzende die ausſchlaggebende 
Stimme. 

$ LX. Die Führer der beiden Häuſer ſollen jeder für ſich einen Vorſitzenden 
für die Beratungen aus ihrer Mitte wählen. Der ſo gewählte Vorſitzende führt 
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bei den Sitzungen der Konferenz abwechſelnd den Vorſitz. Der Vorſitz bei der erſten 
Sitzung wird durch das Los beſtimmt. 

$ LXI. Alle anderen Verordnungen außer den in dieſem Kapitel vorge- 
ſehenen mit Bezug auf Geſchäftserledigung, die beide Häuſer betreffen, werden in 
einer Beratung beider Häuſer feſtgeſetzt. 


XIII. Kapitel. Petitionen. 

§ LXII. Alle Petitionen, die von Leuten an eines der Häuſer gerichtet find, 
werden von einem Mitglied in Empfang genommen. 

$ LXIII. Petitionen werden in jedem der Häuſer der Petitions-Kommiſſion 
zur Prüfung überlaſſen. 

Wenn die Kommiſſion für Geſuche eine Petition nicht im Einklang mit den 
vorgeſchriebenen Beſtimmungen findet, hat ſie der Präſident durch das Mitglied, das 
ſie urſprünglich eingebracht hat, zurückgehen zu laſſen. 

$ LXIV. Die Kommiſſion für Petitionen hat eine Liſte zuſammenzuſtellen, 
in der die wichtigſten Punkte einer jeden Petition aufgeführt ſind und dem Haus 
wöchentlich berichtet werden. 

Wenn es durch eine beſondere Eingabe der Petitions-Kommiſſion oder von 
nicht weniger als dreißig Mitgliedern des Hauſes verlangt wird, hat jedes der 
Häuſer in die Debatte über die Frage der Petition einzutreten. 

§ LXV. Wenn eines der Häuſer eine Abſtimmung zur Annahme einer Petition 
unternimmt, ſo muß dieſe und ein Memorial darüber der Regierung zugehen, 
und das Haus kann nach Umſtänden einen Bericht darüber von der Regierung 
einfordern. t 

$ LXVI. Keines der Häuſer hat eine Petition von einem Vertreter entgegen⸗ 
zunehmen, ohne daß der Vertreter vom Geſetz anerkannt iſt. 

$ LXVII. Keines der Häuſer hat Petitionen zur Verbeſſerung der Verfaſſung 
entgegenzunehmen. 

8 LXVIII. Petitionen ſind in Form und Stil eines Bittgeſuches zu halten. 
Petitionen, die nicht berechtigt ſind oder nicht vorſchriftsmäßig abgefaßt ſind, können 
von keinem der Häuſer angenommen werden. 

8 LXIX. Keines der Häuſer hat Petitionen anzunehmen, die Worte der Miß⸗ 
achtung gegen die Kaiſerliche Familie oder Beleidigung gegen die Regierung oder 
gegen das Haus enthalten. 

§ LXX. Keines der Häuſer hat Petitionen entgegenzunehmen, die die Juſtiz⸗ 
verwaltung oder die Geſetzgebung berühren. 

8 LXXI Beide Häufer nehmen getrennt Petitionen an und miſcht ſich das 
eine nicht in die Angelegenheiten des anderen. 


XIV. Kapitel. Die Beziehungen zwiſchen Volk und Parlament, den 
Regierungsbeamten und Ortsverſammlungen. 

$ LXXII. Keines der Häuſer hat Bekanntmachungen an das Volk zu erlaſſen. 

$ LXXIII. Keinem der Häuſer iſt geſtattet, im Verfolg von Prüfungen Leute 
vorzuladen oder einem Mitglied zu befehlen, das Haus zu verlaſſen. 

$ LXXIV. Im Falle, daß eines der Häuſer zum Zwecke von Prüfungen die 
Regierung um die nötigen Berichte oder Schriftſtücke erſucht, ſo hat die Regierung dem 
Geſuch Folge zu geben, vorausgeſetzt, daß ſolche Berichte und Schriftſtücke keinen Bezug 
auf geheime Angelegenheiten haben. 

$ LXXV. Außer den Staatsminiſtern und den Regierungs-⸗Bevollmächtigten 
kann keines der beiden Häuſer mit irgend einem Regierungsamt oder irgend einer 
Ortsverſammlung irgend eine Korreſpondenz führen. 
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XV. Kapitel. Amtsaustritt und Einwände gegen die Qualifikation 
als Mitglied. 


8 LXXVI Wenn ein Mitglied des Hauſes der Abgeordneten zum Mitglied 
des Herrenhauſes oder zu einem Amt ernannt iſt, das ihn geſetzlich hindert, Mit⸗ 
glied des Hauſes zu ſein, ſo iſt er als ausgeſchieden zu betrachten. 

$ LXXVII. Wenn ein Mitglied des Hauſes der Abgeordneten die Eigen- 
ſchaften, die durch Wahlgeſetz zur Wählbarkeit erforderlich ſind, verloren hat, ſo 
iſt er als ausgeſchieden zu betrachten. 

$ LXXVVIII. Wenn im Haufe der Abgeordneten Einwand erhoben iſt mit 
Bezug auf Qualifikation eines feiner Mitglieder, fo iſt eine Spezial⸗Kommiſſion 
zu ernennen, um die Angelegenheit an einem beſtimmten Tag zu prüfen, und 
das Haus hat nach Empfang des Berichtes der beſagten Kommiſſion zu ber 
ſchließen. 

$ LXXR. Wenn einmal in einem Gerichtshof geſetzliche Verfahren, die einen 
Wahlgang betreffen, ihren Anfang genommen haben, ſo kann das Haus der Ab⸗ 
geordneten keine Unterſuchungen in dieſer Angelegenheit anſtellen. 

S LXRX. Bis zur Beweislieferung der Unfähigkeit eines Mitgliedes ſoll es 
ſeinen Sitz und ſeine Stimme im Hauſe behalten. In den Beratungen zur Er⸗ 
forſchung ſeiner Qualifikation hat das betreffende Mitglied, obgleich es berechtigt iſt, 
Erklärungen abzugeben, keinen Teil an der Abſtimmung. 


XVI. Kapitel. Urlaub, Amtsniederlegung und Erſatzwahl. 

$ LXXXI. Der Präſident eines jeden Hauſes hat die Macht, Mitgliedern 
Urlaub, nicht über ſechs Tage, zu gewähren. Erlaubnis zu einem längeren als 
ſechstägigen Urlaub kann das Haus erteilen. Urlaub auf unbeſtimmte Zeit kann 
nicht gegeben werden. 

$ LXXXII. Kein Mitglied beider Häuſer darf die Sitzungen des Hauſes 


oder die einer Kommiſſion verſäumen, ohne dem Präſidenten bündige Gründe 
dafür anzugeben. 

$ LXXXIII. Das Haus der Abgeordneten hat die Berechtigung, den Austritt 
eines Mitgliedes zu genehmigen. 

$ LAXXIV Wenn aus irgend einem Grunde unter den Mitgliedern im 
Hauſe der Abgeordneten eine Lücke entſteht, ſo hat der Präſident dieſe Tatſache 
dem Miniſter für innere Angelegenheiten zu berichten und eine Ergänzungswahl 
zu verlangen. 

XVII. Kapitel. Disziplin und Polizei. 


S LXXXV. Für die Erhaltung der Disziplin ſoll in jedem Haufe während 
der Sitzungen der betreffende Präſident die innere Polizeigewalt ausüben, und 
zwar nach dem beſtehenden Geſetz und ſolchen Regeln, die von den Häuſern be⸗ 
ſtimmt werden. 

8 LXXXVI Polizeibeamte, die in jedem Haufe erforderlich find, werden von 
der Regierung geſtellt und unterſtehen den Beſtimmungen des Präſidenten. 

$ LXXXVVII. Sollte während einer Sitzung des Hauſes irgend ein Mitglied 
gegen die beſtimmten Geſetze oder gegen die Regeln der Verhandlungen verſtoßen 
oder in irgend einer Weiſe die Ordnung des Hauſes ſtören, ſo ſoll der Präſident 
ihn entweder unterbrechen, warnen oder zur Zurücknahme ſeiner Bemerkung ver⸗ 
anlaſſen. Sobald er die Anordnung des Präſidenten nicht befolgt, ſo hat dieſer 
die Macht, ihn am ferneren Sprechen während der Sitzung zu hindern oder ihm 
zu befehlen, den Saal zu verlaſſen. 

$ LXXVIII. Befindet ſich das Haus in einem Stadium der Erregung und 
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die Aufrechterhaltung der Ordnung macht Schwierigkeiten, ſo iſt der Präſident befugt, 
die Sitzung aufzuheben oder für den Tag zu ſchließen. 

$ LXXIX. Wenn ein Fremder die Verhandlungen ſtört, jo kann der Präſident 
ihn aus dem Hauſe weiſen oder ihn im Notfall auch der Polizei überliefern. 

Befindet ſich die Fremdengalerie in einem Zuſtand der Unruhe, ſo darf 
der Präſident die Zuhörer ſämtlich aus dem Hauſe weiſen laſſen. 

§ XC. Sobald irgend eine Perſon die Ordnung des Hauſes ſtört, jo kann 
ein Miniſter oder ſonſt ein Bevollmächtigter der Regierung wie auch die Mit⸗ 
glieder die Aufmerkſamkeit des Präſidenten darauf hinlenken. 

$ XCI. In keinem der Häuſer dürfen Ausdrücke fallen noch Reden gehalten 
werden, in denen eine Nichtachtung des Kaiſerlichen Hauſes enthalten iſt. 

8 XCII. In keinem Haus ſoll der Gebrauch ungebührlicher Sprache oder 
perſönliche Angriffe erlaubt ſein. 

$ XCIII. Wenn irgend ein Mitglied im Haufe oder in einer Kommiſſions⸗ 
Sitzung beleidigt oder beſchimpft worden iſt, ſo ſoll es ſich mit dem Verlangen 
nach geeigneten Maßnahmen ans Haus wenden. Selbſthilfe iſt unter den Mit⸗ 
gliedern nicht geſtattet. 


XVIII. Kapitel. Disziplinarſtrafen. 

$ XCIV. Beide Häuſer ſollen die Macht beſitzen, Disziplinarſtrafen über 
ihre Mitglieder zu verhängen. 

8 XCV. In jedem Haufe ſoll ein Komitee für dieſen Zweck gebildet werden, 
das alle Disziplinarſtrafen zu unterſuchen hat. 

Wenn ſich ſolch ein Fall ereignet, ſo ſoll der Präſident zunächſt das Komitee 
mit Unterſuchung der Sache beauftragen, und nachdem es das Reſultat dem Hauſe 
unterbreitet hat, das Urteil fällen. 

Wenn ein Fall für Disziplinarſtrafe ſich während einer Komiteeſitzung oder 
auch in einer Abteilungsſitzung ereignet, ſo ſoll der betreffende Vorſitzende darüber 
an den Präſidenten berichten, damit die geeigneten Schritte getan werden. 

8 XCVI. Disziplinarſtrafen beſtehen in folgenden Maßnahmen: 

1. Verweis in öffentlicher Sitzung des Hauſes. 

2. Des Beleidigers Abbitte bei öffentlicher Sitzung des Hauſes. 

3. Ausſchluß des Beleidigers vom Hauſe auf eine feſtzuſetzende Zeit. 
4. Ausſtoßung. 

Im Hauſe der Abgeordneten kann die Ausſtoßung nur durch eine Mehrheit 
von zwei Dritteln der anweſenden Mitglieder entſchieden werden. 

8 XCVII. Das Haus der Abgeordneten kann keinem ausgewieſenen Mit⸗ 
glied den Eintritt verweigern, ſobald es wiedergewählt worden iſt. 

$ XOVII. Jedes Mitglied kann mit der Unterſtützung von nicht weniger als 
zwanzig Mitgliedern einen Antrag auf Verhängung einer Disziplinarſtrafe einbringen. 

Ein ſolcher Antrag kann nur innerhalb dreier Tage nach dem Vergehen 
eingebracht werden. 

8 XCIX. Wenn nach Kaiſerlicher Verkündigung der Einberufung und nach 
Verlauf einer Woche ein Mitglied nur aus Mangel an Willfährigkeit oder ohne 
triftigen Grund ſich nicht eingeſtellt hat oder wegen Abweſenheit von den Sitzungen 
des Hauſes oder der Kommiſſionen ohne hinreichenden Grund oder wegen Über⸗ 
ſchreitung ſeines Urlaubs vom Präſidenten eine Vorladung erhalten und dennoch 
ſeine Abweſenheit ohne genügenden Grund verlängert hat, ſo ſoll es im Herren⸗ 
hauſe ſeines Sitzes verluſtig gehen, bis die Angelegenheit vom Kaiſer entſchieden 
worden iſt. 

Im Hauſe der Abgeordneten wird ein ſolches Mitglied ausgeſtoßen. 


Auhaug E. 
Finanzvorlagen. 


I. Allgemeine Regeln. 


8 I. Das Finanzjahr der Regierung fängt am erſten Tag des vierten Monats 
eines jeden Jahres an und läuft am 31. des dritten Monats des folgenden 
Jahres ab. 

Alle Transaktionen und Angelegenheiten mit Bezug auf Eingänge und Aus⸗ 
gaben eines jeden Finanzjahres ſollen am 31. des elften Monats vom folgenden 
Jahre erledigt ſein. 

$ II. Alle Eingänge aus Steuern und anderen Quellen ſollen als Revenüen 
und alle Ausgaben als Aufwendungen behandelt werden. Revenüen und Aus⸗ 
gaben ſollen dem allgemeinen Budget einverleibt werden. 

$ III. Summen, die für jedes Finanzjahr feſtgeſetzt ſind, dürfen nicht zu 
Zahlungen für ein anderes Jahr verwendet werden. 

8 IV. Kein Regierungsamt darf andere Gelder erhalten als ſolche, die durch 
Geſetz und Verordnungen ihm zuſtehen. 


II. Budget. 


8 V. Das allgemeine Budget der jährlichen Einnahmen und Ausgaben für 
das nächſte Jahr ſoll dem Parlament bei Beginn ſeiner Seſſion vorgelegt werden. 

$ VI. Das allgemeine Budget der jährlichen Einnahmen und Ausgaben ſoll 
in zwei Abteilungen, eine gewöhnliche und eine außergewöhnliche, zerfallen, und 
dieſe wieder in Titel und Paragraphen eingeteilt werden. 

Zur Klarſtellung des Budgets für das Parlament ſoll es von den folgenden 
Dokumenten begleitet ſein: 

1. Aufſtellung der von jedem Staatsdepartement veranlagten Ausgaben, 
in welcher deutlich jeder Betrag in den Titeln und Paragraphen 
vermerkt ſein muß. 

2. Eine Aufſtellung der Einnahmen und Ausgaben des Finanzjahres, 
das am 31. des dritten Monats abläuft. 

8 VII. Die Reſerven, die im Budget vorgeſehen ſind, ſollen in zwei Klaſſen 
eingeteilt werden: 
Erſte Reſerve. 
Zweite Reſerve. 


Die erſte Reſerve ſoll zum Ausgleich für Ausfälle dienen, die in einem Budget 
unvermeidlich ſind. 
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Die zweite Reſerve aber ſoll für notwendige Ausgaben, die im Budget nicht 
vorgeſehen ſind, zur Verfügung ſtehen. 

8 VIII. Der Bericht über die aus dem Reſervefond verausgabten Beträge muß 
am Schluſſe des Finanzjahres dem Parlament behufs Zuſtimmung vorgelegt werden. 

8 IX. Der Maximalbetrag der in Umlauf zu ſetzenden Kaſſenſcheine während 
des Finanzjahres wird mit der Genehmigung des Parlamentes feſtgeſetzt. 

III. Eingänge. 

8 X. Steuern und andere Einkünfte werden in Übereinſtimmung mit Ge⸗ 

ſetzen und den betreffenden Erlaſſen eingezogen. 


Steuern und andere Revenüen dürfen nur durch geſetzlich ernannte und qualifi⸗ 
zierte Beamte in Empfang genommen werden. 


IV. Ausgaben. 


$ XI. Der für die Koſten der Regierung vorgeſehene Betrag für jedes 
Finanzjahr ſoll ſtets aus den Eingängen desſelben Jahres gedeckt werden. 

$ XII. Die Staatsminiſter dürfen Anweiſungen nur für die im Budget vor⸗ 
geſchriebenen Zwecke verwenden, auch iſt ihnen nicht geſtattet, die Beträge unter⸗ 
einander auszutauſchen. 

Die Miniſter ſollen ferner alle unter ihrer Kontrolle ſtehenden Eingänge dem 
Staatsſchatz aushändigen und nicht direkt Verwendung anordnen. 

$ XIII. Die Staatsminiſter begeben Anweiſungen auf den Staatsſchatz, mit 
denen ſie, jeder in ſeiner Verwaltung, die auf ſie entfallenden Ausgaben decken. 

Die Befugnis, Anweiſungen auszugeben, kann auch auf andere Beamte über- 
tragen werden, worüber beſtimmte Regulative beſtehen. 

$ XIV. Die Staatskaſſe darf keine Zahlungen gegen Anweiſungen leiſten, 
die nicht nach den Vorſchriften der Geſetze ausgeſtellt ſind. 

S XV. Staatsminiſter dürfen nur rechtskräftigen Gläubigern der Regierung oder 
deren Vertretern Anweiſungen ausſtellen. 

Für die nachſtehend benannten Ausgaben dürfen Miniſter jedoch Zahlungsan⸗ 
weiſungen auch vorſchußweiſe an beglaubigte Beamte oder an Banken ausſtellen, die 
ſpeziell von der Regierung bezeichnet werden: 

. Zahlungen an Kapital und Zinſen von Nationalanleihen. 

. Auslagen für Armee und Flotte und Regierungsſchiffe. 

. Koften der auswärtigen Regierungsämter. 

Zahlungen, die in fremden Ländern außer den bereits ausgeführten 
zu leiſten ſind. 

. Zahlungen in jenen Bezirken des Inlandes, in denen Transport- und 
Verkehrsmittel noch unvollkommen ſind. 

Diejenigen allgemeinen Ausgaben der verſchiedenen Regierungsämter, die 
einen jährlichen Betrag von 500 Yen nicht überſteigen. 

Zahlungen an Amter, deren Lage nicht geſtattet, ſie an einem Platze 
zu erledigen. 

. Zahlungen für Arbeiten, die unter direkter Aufſicht der verſchiedenen 
Regierungsämter ausgeführt werden, vorausgeſetzt, daß ſie für jedes 
Amt 3000 Yen nicht überſteigen. 

V. Schlußberichte. 

8 XVI. Allgemeine Schlußberichte, die von der Regierung nach ihrem Richtig⸗ 
befund durch die Rechnungskammer dem Parlament vorzulegen ſind, ſollen in der⸗ 
ſelben Form wie das allgemeine Budget ausgeführt ſein und deutliche Aufſtellung 
der folgenden Einzelheiten enthalten: 
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Einnahmen. 


Veranſchlagter Betrag der Einnahmen. 
Ermittelter Betrag der Einnahmen. 
Eingegangener Betrag der Einnahmen. 
Noch nicht eingegangener Betrag. 


Ausgaben. 


Veranſchlagter Betrag der Ausgaben. 
Betrag, der ſich nach Schluß des Budgets höher als veranſchlagt ergeben hat. 
Betrag der Ausgaben, für den ſchon Zahlungsanweiſungen ausgegeben ſind. 
Betrag, der aufs nächſte Finanzjahr vorzutragen iſt. 
$ XVII. Mit dem Bericht der Beglaubigung ſeitens der Rechnungskammer 
ſollen noch die nachbenannten Dokumente dem allgemeinen Bericht hinzugefügt werden: 
1. Bericht über die Schlußaufſtellungen, die von den verſchiedenen Staats⸗ 
departements eingereicht worden ſind. 
2. Berichte über die Staatsanleihen. 
3. Berichte über Fälle, bei denen eine beſondere Behandlung geſtattet iſt. 


VI. Termin des Verjährungsrechtes. 


§ XVIII. Verbindlichkeiten der Regierung, für die der Gläubiger innerhalb 
von fünf Jahren nach dem Fälligkeitstermin ſeine Anſprüche auf Zahlung nicht 
geltend gemacht hat, ſollen als verjährt angeſehen werden und die Regierung jeder 
Verbindlichkeit enthoben ſein. In Fällen, in denen ein Verjährungsziel durch Geſetz 
feſtgelegt iſt, iſt die Geſetzesbeſtimmung maßgebend. 

8 XIX. Wenn für irgend einen Geldbetrag, zahlbar an die Regierung, ein 
Schuldner keine Aufforderung zur Zahlung innerhalb von fünf Jahren vom Ende 
des Finanzjahres ab, in dem die Zahlung zu leiſten war, gerechnet, erhalten hat, 
ſo ſoll er von jeder Verbindlichkeit befreit ſein. Wenn jedoch eine Verjährungsfriſt 
durch Geſetz beſtimmt iſt, ſo ſollen die Vorſchriften dieſes Geſetzes befolgt werden. 


VII. Überſchuß. Übertragung von Bewilligungen auf das nächſte 
Finanzjahr. Eingänge, die nicht im Budget veranlagt find Zurück- 
erſtattung von Bewilligungen. 


$ XX. Venn ſich ein Überſchuß in den jährlichen Aufſtellungen eines Finanz⸗ 
jahres ergibt, ſo findet ſeine Übertragung auf das nächſte Finanzjahr ſtatt. 

§ XXI. Im Falle einer ausdrücklichen Erlaubnis, die beſonders im Budget 
vorgeſehen iſt, oder im Falle, daß veranlagter Verbrauch während des Finanzjahres 
nicht ganz zur Auszahlung gelangt iſt durch Verzögerungen, die durch unvorhergeſehene 
Verhältniſſe bei Herſtellung beſtimmter Arbeiten eingetreten find, können die Be⸗ 
willigungen übertragen werden oder auch im nächſten Jahr zur Zahlung kommen. 

§ XXII. Wenn der Geſamtbetrag eines laufenden Ausgabefonds für irgend 
ein Werk, eine Fabrikation oder für ein anderes Unternehmen, deſſen Vollendung 
mehrere Jahre beanſprucht, feſtgeſetzt worden iſt, ſo darf der bleibende Überſchuß 
ſo lange auf das nächſte Jahr übertragen werden bis zum Ablauf des Jahres, in 
dem die betreffenden Arbeiten beendet ſind. 

$ XIII. Zurückerſtattete Beträge, die irrtümlich aus⸗ oder überzahlt worden 
ſind, und die einem bereits abgeſchloſſenen Finanzjahr angehören und alle anderen 
Eingänge, die im Budget nicht vorgeſehen waren, dürfen auf das laufende Finanz⸗ 
jahr übernommen werden. Im Falle einer Vorſchußzahlung indes bei annähernd 
abgeſchätztem Betrage der Veranlagung oder einer Zahlung bei vorübergehendem Aus⸗ 
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tauſch der Poſten, die in Übereinſtimmung mit geſetzlichen Vorſchriften oder Kaiſer⸗ 
lichem Erlaß geſchehen ſind, können die zurückerſtatteten Gelder den betreffenden 
Fonds, aus denen die Verauslagungen entnommen waren, zurückgeführt werden. 


VII. Werke, die von der Regierung ausgeführt werden. Der Ein- 
und Verkauf und das Leihen und Verleihen von Gegenſtänden. 


S XIIV. Mit Ausnahme der Fälle, die bereits anderweitig durch Geſetz 
oder Kaiſerlichen Erlaß vorgeſehen ſind, ſollen Arbeiten, die die Regierung aus⸗ 
führt, Kauf und Verkauf, ſowie das Borgen und Verleihen von Gegenſtänden in 
Konkurrenz, zu der öffentliche Ausſchreibung auffordert, vergeben werden. In den 
folgenden Fällen können indes Kontrakte auch ohne Submiſſion abgeſchloſſen werden: 


1 


Im Falle des Kaufes oder Borgens eines Gegenſtandes, der ſich im 
ausſchließlichen Beſitz einer einzelnen Perſon oder einer Geſellſchaft 
befindet. 


2. Im Falle der Ausführung von Werken oder von zu leihenden, zu 


borgenden oder zu kaufenden Gegenſtänden unter Verhältniſſen, die die 
Regierung geheim zu halten wünſcht. 


Im Falle ungewöhnlicher Dringlichkeit, wo es an Zeit mangelt, um 


die betreffenden Arbeiten, den Kauf, das Leihen oder Verleihen zur Sub⸗ 
miſſion zu ſtellen. 


Im Falle, daß die Eigentümlichkeiten eines Gegenſtandes oder feine 


beſondere Verwendung den Einkauf am Platz ſeiner Herſtellung oder 
direkt vom Fabrikanten erfordern. 


. Im Falle des Einkaufs oder der Anfertigung eines Inſtrumentes, 


das nur von einem Spezialkünſtler hergeſtellt werden kann. 


. Im Falle des Kaufes oder der Pacht von Land und Gebäuden, die 


beſondere Lage oder Konſtruktion erfordern. 


. Im Falle von Abkommen für Arbeiten, von Kauf oder Entleihen von 


Gegenſtänden, deren Preis oder Wert 500 Ven nicht überſchreiten. 


. Im Fall von Verkäufen beweglicher Gegenſtände, deren abgeſchätzter 


Wert 200 Pen nicht überſteigt. 
Für den Einkauf von Kriegsſchiffen. 


. Für den Einkauf von Pferden für die Armee. 
. Im Falle, daß ein Werk oder eine Fabrikation unternommen oder 


ber Einkauf einiger Gegenſtände zu Experimenten nötig wird. 


. Im Fall der Beſchäftigung Notleidender, die einem Armeninſtitut an⸗ 


gehören oder im Falle direkter Einkäufe von Gegenſtänden, die in 
ſolchen Anſtalten fabriziert werden. 


Im Falle der Beſchäftigung von Strafgefangenen, oder dem direkten 


Einkauf der von ihnen hergeſtellten Gegenſtände, oder bei direktem 
Einkauf von Gegenſtänden, die dort erzeugt oder fabriziert werden, 
wo landwirtſchaftliche oder induſtrielle Inſtitute unter der Kontrolle 
der Regierung ſtehen. 


. Im Falle des Verkaufs von Gegenſtänden, erzeugt oder fabriziert in 


einem landwirtſchaftlichen oder induſtriellen Unternehmen, das der Re⸗ 
gierung unterſteht, in einer Anſtalt der Wohltätigkeit, der Erziehung 
oder auch der Gefängnisarbeit. 


S XV. Vorſchußzahlungen für Arbeiten und Verfertigungen oder für Ein⸗ 
käufe ſollen nicht geleiſtet werden, ausgenommen für Kriegsſchiffe, Waffen und 


Munition. 


— 702 — 


IX. Rechnungsbeamte. 


$ XXVI Beamte, die mit Einnahmen und Ausgaben von Kaſſe und dem 
Ein⸗ und Ausgang der der Regierung gehörenden Gegenſtände beauftragt ſind, 
bleiben in jedem Falle verantwortlich, ſei es für Geld oder Gegenſtände, die ihrer 
Leitung unterſtehen, und empfangen Beglaubigung und Entſcheidung von der Rede 
nungskammer. 

$ XXVII. In Fällen, wo den im vorigen Paragraph benannten Beamten 
Geld oder Gegenſtände verloren gehen oder beſchädigt werden, ſei es durch Feuer, 
Überſchwemmung, Diebſtahl oder irgend eine andere Urſache, können ſie nur dann 
von ihrer Verantwortlichkeit befreit werden, wenn fie der Rechnungskammer nach⸗ 
weiſen, daß der Verluſt oder die Beſchädigung unvermeidlich in Verbindung mit der 
Aufbewahrung geweſen, wonach ſie von der Kammer eine Beſcheinigung erhalten, 
die ſie von jeder Verantwortung freiſpricht. 

$ XXVIII. Über die Beamten, von denen die Hinterlegung einer Kaution be⸗ 
anſprucht wird für die Stellung, Gelder und Gegenſtände zu empfangen und aus⸗ 
zugeben, wird durch Kaiſerlichen Erlaß entſchieden. 

$ XIX. Die Befugnis, Zahlungen anzuordnen und die des Auszahlens und 
Empfangens von Geldern ſoll nicht zu ein und derſelben Zeit in einer Perſon ver- 
einigt ſein. 


X. Allgemeine Beſtimmungen. 


S XXX. In Fällen, in denen die Ausführung des vorliegenden Geſetzes durch 
beſondere Umſtände mit Schwierigkeiten verbunden iſt, darf ein beſonderer Modus 
in der Behandlung geſtattet werden. 

Die Vorſchriften für einen beſonderen Modus der Behandlung ſollen durch 
ein Geſetz geregelt werden. 

8 XXXI. Die Regierung kann den Nippon Ginko (Bank von Japan) mit der 


Verwaltung der Staatsgelder betrauen. 


XI. Ergänzungsbeſtimmungen. 


$ XXII. Die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes, die nicht den Kaiſer⸗ 
lichen Reichstag betreffen, ſollen am erſten Tage des vierten Monats vom 23. Jahr 
von Meiji in Kraft treten, und diejenigen, die den Reichstag betreffen, treten bei 
ſeiner Eröffnung in Kraft. 

Die Vorſchriften des vorliegenden Geſetzes über Schlußrechnungen ſollen für 
Berichte des Finanzjahres Anwendung finden, in dem die Abſtimmung im Parlament 
für ſie erlangt worden iſt. 

8 XXIII. Geſetze und Erlaſſe, die mit irgend einer Verfügung des jetzigen 
Geſetzes unvereinbar erſcheinen, ſollen von dem Tage an zurückgezogen werden, an 
dem dieſe Vorſchriften in Kraft treten. 


Anhang F. 
Lehrſtühle an der Aniverſität Tokyo. 


Die Anzahl der von Profeſſoren beſetzten Lehrſtühle der Univerſität beziffert 
Juriſtiſche Fakultät. 


ſich wie folgt: 


Lehr⸗ 


fühle | 


Verfaſſung 

Völkerrecht 

Bürgerliches Geſetz 
Handelsgeſetz 

Geſetzbuch des Zivilverfahrens 
Handelsgeſetz 

Geſetzbuch des Strafverfahrens 
Politiſche Okonomie und Finanzen . 
Statiſtik 

Politik 

Geſchichte der Politik 


Verwaltungsgeſetz 

Internationales Völkerrecht. 
Internationales Privatrecht... 
Geſchichte der Rechtsinſtitutionen 
Vergleichende Geſchichte der Rechts⸗ 
| inftitutionen 

Römiſches Recht 

Engliſches Recht 

Franzöſiſches Recht 

Deutſches Recht 

Jurisprudenz 


Mediziniſche Fakultät. 


Lehr⸗ 
ſtühle 


Anatomie 3 
Phyſiologie 2 
Mediziniſche Chemie 

Pathologie u. pathologiſche Anatomie 
Pharmakologie 

Medizin 

Gynäkologie und Obſtetrik 
Ophtalmologie 

Dermatologie und Syphilis 


Pſychiatrie 

Hygiene 

Forenſiſche Medizin 

Zahnarzneikunde 

Otologie, Rhinologie u. Laryngologie 1 
Pädiatrie 

Chirurgie 

Pharmazie 


Hochſchule für Ingenieure. 


Lehr⸗ 


ſtühle 


Abteilung für Ingenieure 
Mechaniſche Ingenieurlehre - 
Marine⸗Architektur 

Technologie der Waffen 

Elektriſche Ingenieurwiſſenſchaft .. 
Architektur 


Lehr⸗ 
ſtühle 


Angewandte Chemie 3 
Technologie der Exploſivkörper . 1 
Bergbau und Metallurgie 4 
Angewandte Mechanik 1 
Dynamik 1 
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Hochſchule für Literatur. 


Lehr⸗ 
ſtühle 


Japaniſche Sprache und japaniſche 
Literatur 
Japaniſche Geſchichte Philologie 
Chineſiſche Klaſſiker und chineſiſche Sanskrit 
3 Engliſche Sprache und engliſche Lite⸗ 
Geſchichte und Geographie A 
Philoſophie und Geſchichte der Phi⸗ 
loſophie 
Pſychologie, Ethik und Logik . . . Franzöſiſche Sprache und franzöſiſche 
Soziologie Literatur 


Hochſchule für Naturwiſſenſchaften. 


Mathematik | 
Theoretiſche Phyſik 
Aſtronomie Zoologie 
Botanik Seismologie 
Geologie, Paläontologie u. Minera⸗ Anthropologie 


| 
| 
| 
| 
| 
1 


Landwirtſchaftliche Hochſchule. 
Lehr⸗ 
ſtühle ſtühle 


Landwirtſchaft Organiſche Phyſik und Meteorologie 1 
Agrikulturchemie u. Allg. Chemie Landwirtſchaftliche Verwaltung und 
Waldkultur Sozialökonomie 

Botanik Veterinäre Anatomie 

Zoologie, Entomologie u. Seidenzucht 2 Phyſiologie 

Gartenbaulehre Veterinäre Arzneikunde u. Chirurgie 
Zootechnik Zootechniſche Produkte 

Geologie und Bodenlehrre Nutzbarmachung von Forſtprodukten 


Auhang G. 
Der Schutz induſtriellen Eigentums. 


Das jetzige Syſtem für den Schutz induſtriellen Eigentums gründet ſich aus⸗ 
ſchließlich auf das Patentgeſetz (Geſetz Nr. 36), das Muſterſchutzgeſetz (Geſetz Nr. 37), 
und das Handels⸗Schutzmarken⸗Geſetz (Geſetz Nr. 38), die am 2. März 1890 ver⸗ 
kündet wurden. Dieſe enthielten große Verbeſſerungen durch die Erfahrung und 
waren auch in Übereinſtimmung mit den rapiden Fortſchritten des Handels und, 
der Induſtrie, die ſeit Einführung des Geſetzes zum Schutze induſtriellen Eigen⸗ 
tums in unſerem Lande gemacht wurden, und auch auf Grund unſerer Teilnahme 
an der internationalen Konvention zum Schutze induſtriellen Eigentums. 

Da das gegenwärtige Geſetz ſich auf die Prinzipien gründet, die von der 
genannten internationalen Konvention angenommen wurden, ſo ſichert es aufs voll⸗ 
kommenſte und wirkſamſte das Recht des Beſitzers induſtriellen Eigentums; es macht 
keinen Unterſchied zwiſchen japaniſchen Untertanen und Fremden und gibt nur den⸗ 
jenigen Vorzugsrechte, die dieſelbe Bewerbung im Gebiet des Reiches machen, die 
ſie ſchon vorher in irgend einem der kontrahierenden Staaten um ein Erfindungs⸗ 
patent oder Eintragung neuer Muſter oder Schutzmarken gemacht hatten. Dieſe 
Vorzugsberechtigung hat jedoch nur auf ſieben Monate Gültigkeit bei Erfindungen 
und nur auf vier Monate für Mufter- und Schutzmarken⸗Eintragungen. 

Unfer Land nahm von Anfang an das Prüfungs⸗Syſtem für den Schutz induſtriellen 
Eigentums an, ſo daß unter dem beſtehenden Geſetz jede Bewerbung um Patente 
oder Eintragungen ſtreng und ſorgfältig von den Sachverſtändigen des Patentamtes 
der Abteilung für Handel und Landwirtſchaft geprüft wird. Im Falle, daß die 
Sachverſtändigen bei erſter Prüfung ſich weigern, ein Patent zu gewähren oder ihre 
Zuſtimmung zur Eintragung zu geben, ſo kann der Bewerber eine nochmalige Prüfung 
beantragen, und ſollte die Bewerbung wieder abſchlägig beſchieden werden, ſo darf 
er an die Entſcheidung der Oberprüfungs⸗Kommiſſion appellieren. 

Hat irgend jemand ein Intereſſe an dem Patent, das ein anderer erworben 
hat, fo darf er um das Urteil des Patentamtes einkommen, um entweder die Ent⸗ 
wertung beſagten Patentes erklären zu laſſen oder ſeine eigenen Rechte zu wahren. 

Wenn jemand mit der Entſcheidung des Patentamtes unzufriedeen iſt, ſo kann 
er an den Kaſſationshof appellieren, wenn ſeine Berufung ſich darauf begründet, 
daß die Entſcheidung des Amtes ohne Anwendung der Vorſchriften des Geſetzes 
erfolgt iſt oder, daß dieſe dem Falle nicht angemeſſen angewendet worden ſind. 
Das Patentamt iſt verpflichtet, ſich dem Urteil des Gerichtshofes zu fügen. 

Wenn ſich jemand, der nicht im Lande wohnt, um ein Patent bewirbt oder um 
die Eintragung von Muſtern oder Schutzmarken einkommt, oder wenn der Beſitzer 
von Patenten, eingetragenen Muſtern oder Schutzmarken nicht im Kaiſerreich ſeinen 
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Wohnſitz hat, jo muß er einen im Kaiſerreich anſäſſigen Vertreter ernennen. Der 
betreffende Vertreter kann ein japaniſcher Untertan oder auch ein Fremder ſein. 

Die Zeitdauer für Patente und für den ausſchließlichen Gebrauch von Muſtern 
und Schutzmarken beträgt fünfzehn, reſp. zehn und zwanzig Jahre, und zwar vom 
Datum an gerechnet, an dem ſie in die amtlichen Regiſter eingetragen worden ſind. 
Die Beſitzer von Patent-Urkunden oder eingetragenen Muſtern zahlen fortlaufend 
jährliche Gebühren und die Beſitzer von Schutzmarken die feſtgeſetzte Gebühr bei der 
Bewerbung um die Eintragung. In den nachbenannten Fällen hat der Direktor 
des Patentamtes die Befugnis, Patente aufzuheben: 1) Wenn ein Patentinhaber 
die Zahlung obengenannter Gebühren verſäumt; 2) wenn ein Patentinhaber das an⸗ 
gemeſſene Angebot eines Dritten zurückweiſt, der ſein Patent kaufen oder ſeine Rechte 
ausnützen will, falls der Inhaber es drei Jahre nach der Patentgewährung im Reiche 
noch nicht ausgebeutet oder die Ausbeutung drei Jahre lang unterbrochen hat; 3) wenn 
ein Patentinhaber, der nicht im Lande wohnt, verſäumt hat, einen Vertreter zu 
ernennen. Ahnliche Vorſchriften ſind hinſichtlich der Muſter und Schutzmarken vor⸗ 
geſehen. 

Das Geſetz zum Schutze des gewerblichen Eigentums wurde zuerſt im April 
1871 durch die Regulative für das Monopol neuerfundener Gegenſtände eingeführt, die 
es Erfindern möglich machte, die Früchte ihrer intellektuellen Rechte zu genießen. Im 
Jahre 1885 wurde ein Geſetzakt für das Patent eines Monopols durch Notifikation 
Nr. 7 bekannt gemacht, der durch ein Patentgeſetz, das im Dezember durch Kaiſer⸗ 
lichen Erlaß Nr. 84 veröffentlicht wurde, Erſatz fand. Darauf folgten 1888 das 
Muſter⸗ und das Handelsmarkengeſetz, ebenfalls veröffentlicht durch Kaiſerliche Er⸗ 
laſſe Nr. 85 und 86, wodurch das Schutzſyſtem gewerblichen Eigentums, der Muſter 
und Handelsmarken eine dauernde Einrichtung wurde und einen hervorragenden Fort- 
ſchritt bezeichnete. 

Durch 8 XVII des Handels- und Schiffahrtsvertrages, der im Auguſt 1894 
zwiſchen Japan und Großbritannien abgeſchloſſen wurde, wurde beſtimmt, daß die 
Untertanen beider Kontrahenten in allen Gebieten und Beſitzungen des anderen 
den gleichen Schutz wie Eingeborene genießen ſollten mit Bezug auf Patente, Handels⸗ 
marken und Muſtereintragungen, während $ 3 des Protokolls die Erlaubnis gibt, der 
Internationalen Konvention zum Schutz gewerblichen Eigentums beizutreten. In 
die meiſten der mit anderen Staaten abgeſchloſſenen Verträge wurden dieſelben Para⸗ 
graphen aufgenommen, ſo daß Japan am 15. Juli 1899 in der Lage war, der Kon⸗ 
vention beizutreten. So erreichten endlich die Akten von 1888 über Patente, Muſter 
und Schutzmarken eine gewiſſe Vervollkommnung und Vollendung, nachdem mehr 
als zehn Jahre ſeit ihrer erſten Verkündung verfloſſen waren. 


Anhang H. 


Tabelle der Beſoldung in der Kaiſerlich Japaniſchen 
Marine. 


Beamte und Seeoffiziere. 


jährlich 
Den 
Admirale 6 000,00 
Vize⸗Admirale und Offiziere von gleichem Range 4 000,00 
Kontre⸗Admirale und Offiziere von gleichem Range 3 300,60 
Kapitäne und Offiziere vom gleichen Range: 


2 496,60 
2 263,00 
Kapitäne geringeren Grades und Offiziere gleichen Ranges: 
1. Klaſſe 1898,00 
2. Klaſſe 1 660,00 
Kommandanten und Offiziere gleichen Ranges: 
1. Klaſſe 1277,50 
1095,00 
Kapitän⸗Leutnants und Offiziere gleichen Ranges: 
1. Klaſſe 960,00 
2. Klaſſe 864,00 
3. Klaſſe 780,00 
Leutnants geringeren Grades und Offiziere gleichen Ranges: 
1. Klaſſe 600,00 
540,00 
Sekondeleutnants und Offiziere gleichen Ranges. 444,00 
Ober⸗Deckoffiziere: 
15 780,00 
2. sr 720,00 
Dedoffiziere: 
1. Maii 600,00 
540,00 
480,00 


420,00 
45* 
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Seefahrt-Zulage für Offiziere und Matroſen. 


Extra⸗Zulage pro Tag 
Pr Weit. e N 
te 90° öſtl. 
= a Weſtl. La 
von | Öftt. Länge Öftt. Länge | 06 gute 
China, 90% weſtl. er öſtl. oſtl Länge 
Weſtl. Länge] Dftl. Länge 6 weß 
a 1400 weitt, | 1409 wei, | 0 weitl, 
d Südl. Breite | Weſtl. Länge | Amerika⸗ 
u 60° nördl.] 709 weſtl. niſche Kitfte 
Beſitzungen Nördl. Breite Nördl. Breite es 
34° füdl. 609 nördl. ne 


Südl. Breite 
34% nördl. 


Yen Sen Yen Sen 
Admirale u. Oberbefehlshaber 50 10 00 
Vize⸗Admirale 5 2 60 80 
Kontre⸗Admirale, 2. Befehls⸗ 


20 20 
10 


haben RT 
Kapitäne oderandere Offiziere 
vom gleichen Range 


Kapitäne geringeren Grades 
oder andere Offiziere gleichen 
Ranges 

Kommandanten oder andere 
Offiziere vom gleichen Range 


Leutnants oder andere Of⸗ 
fiziere vom gleichen Range 


60 
40 60 
08 12 
06 09 


15 
10 
02 
02 


20 
04 


Kadetten und Ded-Dffiziere . 
Unter⸗Offiziere 
Matroſen 1. und 2. Klaſſe 03 
„ 3. und 4. Klaſſe 02 01 04 06 
„ 5. Kl. od. Schiffsjungen 01 01 02 03 
* Die Skala verändert ſich je nach der Größe und Verantwortlichkeit der Schiffe. 
Die Extrazulage für Offiziere und Matroſen von Torpedobooten iſt höher als in vor- 
ſtehender Tabelle. 


0 
0 
0 
0 
0 
Sekonde⸗Leutn antsss O 30 
0 
0 
0 
0 


F T - IR Eee 


SIE DT S ie 


Tafelgeld (für Offiziere). 

Ein Admiral (Oberbefehlshaber) erhält jährlich 300 bis 1500 Yen. 

Das tägliche Beköſtigungsgeld für die Offiziere beträgt für: 
Zu Hauſe Unterwegs 

Sen 
Flagg⸗Offiziere 60 
Kapitäne 50 
Wacht⸗Offiziere 40 
Offiziere der Kadettenmeſſe 30 
Deck⸗Offiziere 25 
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Beſoldung der Unteroffiziere und Matroſen. 


Grad 


Unter⸗Offiziere erſter Klaſſe: 


Matroſen: 


115 
2. 
3. 
4. 
5. 


Anhang J. 


Haupt⸗Export⸗ und Import⸗Artikel in den Jahren 
1890-1902. 


Hauptartikel des Exportes. 


1890 1891 1892 1893 1894 
Yen Yen Yen Yen Den 


6,326,680 7,033,049 7,525,315 7,702,088] 7,930,286 

1,321,633 6,213,331 4,162,451 5,001,157 5,593,152 

Tintenfiſch 1,228,711 1,033,703] 980,307 1,426,781 1,162,453 
Kanten⸗ oder Colle-Gemüſe 323,444 453,123] 581,218“ 682,139“ 495,625 
Kampher 1,931,992 1,629,104 1,274,752 1,308,610 1,023,956 
Kupfer, roh und verarbeitet 5,352,313 4,877,089 4,868,921 4,569,229 4,900,754 
Fiſchöl 63,238 175,802) 248,621 533,479 668,062 
Vegetabiliſches Wachs 266,848 316,835 285,566 383,765“ 562,134 
Rohſeide 13,859,338 29,356,338 36,269,743 28,167,41 139,353,155 
Noſhiſeide 1,445,274 1,428,654 1,896,771 1,591,581 1,632,211 
Seidenabfälle 1,126,578 1,014,668 1,314,825 1,201,181“ 1,576,381 
Habutai (Seidengewe be) 818,587 1,445,639 4,030,476 3,558,604 7,254,478 
Kaiki (Seidengewebe) . . . — — — — — 
Seidene Taſchentücher . . | 2,516,946 2,811,820] 3,494,416] 3,899,646 3,628,128 
Baumwollgarne 7,872 7,719 59,175 955,529 
Teppiche (Hanf oder Baum⸗ 
wolle) 94,731 177,445 391,989 1,134,072 
Bambus 170,673 155,322 118,641 129,737 188,963 
3,099,862 3,179,202] 2,854,299] 3,288,842 4,674,305 

295,447 319,875] 304,886] 424,156 319,416 

Lackierwaren 572,157 577,371] 528,075“ 708,992“ 797,539 
Streichhölzer 1,489,029 1,843,636 2,202,041 3,537,974 3,795,634 
Fußbodenmatten 347,541 656,122 1,176,679 1,723,382 1,965,493 
Porzellan- und Steingutwaren 1,245,956 1,287,026 1,480,411 1,577,190 1,484,853 
Strohmatten 193,776 155,162 378,349 743,399 
Regenſchirme nach ausländi⸗ 
ſchem Stil 114,228 161,504 364,308 589,272 746,067 
Seegras 679,610 767,416 994,626 939,419 607,028 


Artikel 


Hauptartikel des Exportes. Fortſetzung.) 


— — . — = K—é— üuq3k ˖˙—Ä3ßX«»u2u..kͤ17Lͤÿ3˖]ĩ¼ 


1895 1896 1897 1898 1899 1900 1901 1902 
Yen Yen Yen Yen Yen Yen Yen Yen 


8,879,241 6,372,328 7,860,460 8,215,664] 8,498,782 | 9,035,819 | 8,854,327 10,484,017 

7,207,345 7,951,087] 6,141,217] 5,920,185 10,282,011 3,576,569 6,908,913 6,769,544 
Tintenfiſch 996,029 1,151,143 1,413,646 1,268,257 1,362,068 1,158,794 1,842,249 1,802,415 
Kanten⸗ oder Colle-Gemife. . . 449,271| 595,818] 591,057 611,335 674,434 964,821 | 1,217,195 1,108,544 
Kampher 1,526,831 1,119,196 1,318,291 1,174,573 1,754,573 3,070,700 3,904,974 3,404,833 
Kupfer, roh oder verarbeitet .. 5,157,667 5,478,601 5,774,698 7,267,074 11,383,357 12,725,935 13,904,611 10,261,984 
Fiſchöl 525,044 338,485 618,478 391,720 550,961 906,820 | 1,023,631 1,502,603 
Vegetabiles Wachs 334,876 371,701 730,576 609,760 642,218 561,435 610,371 789,875 
Rohſeide 47,866,256 28,830,601 55,630,460 42,047,411 62,627,721 44,657,028 74,667,331 76,859,478 
Noſhiſeide 1,347,251 1,247,812 1,187,530 1,082,917 1,298,248 960,687 995,407 1,694,272 
Seidenabfälle 1,515,463 1,516,251 1,832,441 1,573,014 2,775,837 3,200,630 3,473,362 4,019,524 
Habutai (Seidengewebe) . . 8,354,489 7,052,217 9,530,676 12,055,505 15,799,013 17,436,381 23,912,356 24,685,408 
Kaiki (Seidengewebe) — 233,809 186,039 573,550 | 1,451,952 878,313 | 1,315,780 2,672,887 
Seidene Taſchentücher 5,339,955 4,617,720 3,390,145 3,555,114 3,461,572 4,318,552 3,951,192 3,154,237 
Baumwollgarne 1,034,478 4,029,424 13,490,196 20,116,585 28,521,438 20,589,262 21,465,573 19,901,522 
Teppiche (Hanf oder Baumwolle) 1,635,902 1,035,195 847,479 850,758 721,126 866,591 707,770 653,330 

5,409,110 6,242,931 8,316,776 12,340,621 11,784,730 13,703,654 17,542,273 17,270,417 

399,519 693,892 885,600 499,233 532,175 911,077 733,432 727,458 

1,083,212 948,733 767,400 782,932 988,662 1,066,389 994,654 889,079 
Streichhölzer 4,672,811 4,986,260 5,641,992 6,273,948 5,890,665 5,760,868 7,392,869 8, 169,966 
Fußbodenmatten 3,461,369 3,056,758 3,232,738 3,938,450 3,717,489 3,310,041 5,354,976 6,772,496 
Porzellan⸗ und Steingutwaren . . 1,995,060 1,974,854 1,819,061 | 1,990,780 | 2,181,335 | 2,471,904 | 2,491,668 2,461,544 
Strohmatten 1,387,643 2,234,353 3,181,915 2,404,002 2,770,177 4,025,159 2,989,836 2,938,858 
Regenſchirme nach ausländ. Stil 735,207 773,620 627,057 687,195 953,547 860,789 1,023,638 1,037,926 

630,291 609,584 831,463 711,290 946,080 883,726 u 2 


Artikel 
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Hauptartikel des Importes. 


1890 1891 | 1892 | 189 1894 


Artikel 
Yen Yen Nen Hen Nen 
— — 

Spirituoſen 113,746 325,503 392,540 379,476 174,185 
Anilinfarben 349,578 386,604 418,481 405,047 543,494 
Erbſen, Hülſenfrüchte 

und Bohnen . . 1,856,278 2,010,878 2,712,044 3,446,636 2,977,794 
Zigaretten 92,130 129,586 170,628 254,639 232,343 
Rohe oder entkörnte 

Baumwolle. . 4,134,790 6,998,533 11,026,637 15,294,897 19,103,922 


Bedruckte Baumwolle. 478,462 140,904 436,544 635,902 521,697 
Shirting u. andere baum⸗ 

wollene Gewebe. . 19,445,925 17,263,063 24,208,613 29,201,994 34,563,062 
Baumwollene Garne . 9,928,091 5,589,289 7,131,979 7,284,242 7,977,365 


Friſche Eier 31,370 33,441 70,444 108,055 56,118 
Flachs, Hanf, Jute und 

chineſiſches Glas. 139,777 149,660 213,216 326,337 537,924 
Häute und Felle (Ochſen, 

Kühe, Büffel) 243,776 265,303 390,152 412,667 394,892 
Eiſen und Kupfer . . | 5,505,598 4,090,551 3,715,128 5,366,486 9,178,257 
Sohl leder 234,380 243,503 219,429 215,702 281,782 
Lokomotiven 659,604 595,474 200,418 356,533 | 1,580,272 
Maſchinen u. Werkzeuge 935,531 407,905 326,905 491,391 875,266 
Pede 4,950,256 4,535,720 3,328,398 4,401,040 5,135,332 
Ol kuchen 194,296 355,988 824,651 599,893 822,195 
Seidene und baum⸗ 

wollene Sammete . — — == —_ — 
Druck papier 413,485 159,621 217,309 217,694 257,857 
Re 12,302,883 3,907,991 2,052,900 3,254,842 8,413,148 
Geſalzene Fiſche 5,259 10,927 12,064 44,202 63,197 
Maſchinen und Keſſel. 345,016 136,328 180,547 157,958 215,155 
Zuckerarten 8,489,007 7,811,306 9,604,350 11,564,418 13,324,521 
Tabakblättr . . . . — — — — — 
Fenſterglas 202,638 300,160 160,563 359,314 246,032 


Wolle, wollene Garne, 
Kammgarne, Ge⸗ 
webe und Tuche . 7,590,354 5,184,294 6,393,376 7,415,695 7,400,100 

Trockner Indigo. . . 201,070 186,857 386,193 444,208 329,861 

Ahr 734,931 441,605 485,593 523,126 404,646 


Hauptartikel des Importes. (Fortſetzung.) 


1895 1896 1897 1898 | 1899 1900 1901 1902 
Den Yen | Yen L Yen Yen Yen Yen Yen 


Artikel 


Spirituoſen 440,904 481,464 969,360 | 2,699,982 2,060,800 132,051 — — 
Anilinfarben 682,137 1,139,929 931,197 1,218,842 904,012 1,328,750 884,884 1,653,220 
Erbſen, Bohnen, Hülſenfrüchte .. 2,554,763 3,475,015 5,889,616 7,101,103 8,822,110 4,817,767 5,177,360 4,956,009 
Zigaretten 302,196 574,068 997,237 1,720,827 760,594 99,828 — — 
Rohe oder entkörnte Baumwolle . | 24,304,814 32,106,275 43,122,262 45,410,457 61,365,754 58,500,001 59,799,300 78,779,858 
Bedruckte Baumwolle 383,364 1,193,162 986,443 1,176,789 1,438,245 2,002,732 680,438 2,602,032 
Shirting u. andere baumwoll. Gewebe 39,020,006 55,690,380 63,046,287 65,490,806 76,503,392 85,070,981 — = 
Baumwollene Garne 7,082,975 11,371,950 9,625,258 8,547,588 4,963,325 7,043,046 4,873,738 1,747,875 
Friſche Eier 95,206 300,388 337,769 492,553 826,960 1,243,064 1,298,611 1,196,455 
Flachs, Hanf, Jute u. chineſ. Glas 645,840 708,161 654,791 590,517 1,245,048 1,700,409 1,370,183 1,602,799 
Häute u. Felle (Ochſen, Kühe, Büffel) | 695,984 539,675 346,394 587,948 719,930 656,643 — 5 
Eiſen und Kupfer 14,508,328 16,777,771 19,491,302 15,469,754 31,664,874 15,784,045 14,337,238 
Sohlleder | 576,584 462,524 716,879 549,028 984,797 590,713 531,392 
Lokomotiven | 1,620,767 4,235,616 4,282,502 1,968,373 1,089,209 1,749,408 1,708,014 
Maſchinen und Werkzeuge 1,601,365 3,151,947 3,088,290 2,181,496 3,849,500 = = 
Petroleum 6,331,036 | 7,667,350 7,552,879 7,918,148 14,162,652 14,948,401 14,937,169 
Olkuchen 3,220,600 3,315,587 4,614,967 6,791,812 5,696,453 8,115,908 10,121,712 
Seidene und baumwollene Sammete 136,469 325,646 599,495 675,230 984,934 379,402 631,233 
Druckpapier 307, 723,437 856,957 2,283,214 748,413 2,086,844 804,041 1,402,862 
Reis 5,662,336 21,528,428 48,219,810 5,960,166 9,021,536 11,878,958 17,750,817 
Geſalzene Fiſche 231,035 495,907 609,736 1,212,896 2,184,845 1,442,790 2,011,487 
Maſchinen und Keſſel | 818,240 1,308,137 607,173 327,144 773,254 = = 
Zuckerarten 11,830,182 13,853,843 20,002,386 28,619,519 17,645,229 26,691,757 33,493,367 14,367,814 
Tabakblätter | — 35,530 320,853 | 4,527,659 5,086,354 454,292 30,272 956,817 
Fenſterglas 309,801 570,442 488,090 669,806 1,256,576 952,919 1,084,833 1,581,071 
Wolle, wollene Garne, Kammgarne, | 
Gewebe und Tuche 11,192,108 18,268,460 12,009,902 13,069,869 13,900,185 23,474,048 10,468,934 13,173,106 
Trockner Indigo 581,369 1,067,257 1,538,021 2,270,814 2,903,829 3,902,558 2,665,043 3,097,981 
923,022 1,897,480 1,901,813 2,960,211 237,716 729,746 = = 


Anhang K. 


Subventionen und Prämien zur Anterſtützung 
der Schiffahrt. 


Im dritten Jahre des Meiji (1870) erhielt die Reiganjima Kaiſo Kaiſha (die 
Reiganjima See⸗Transport⸗Geſellſchaft) von der Regierung zwei Dampfer bewilligt 
und eröffnete einen regulären monatlichen Dienſt zwiſchen Tokyo und Oſaka; dies 
war der erſte regelmäßige Dampferverkehr an der Küſte Japans. Im fünften 
Jahre des Meiji (1872) löſte ſich die Geſellſchaft auf, und kurz darauf trat die 
Nippon Koku Yubin Yokiſen Kaiſha (die japaniſche Poſtdampfſchiffahrtsgeſellſchaft) 
ins Leben. Die neue Geſellſchaft unternahm unter der Aufſicht der Regierung 
ebenfalls den regelmäßigen Dienſt, und mit Rückſicht darauf wurde ihr geſtattet, 
gegen jährliche Abzahlungen mehrere Dampfer von der Regierung zu kaufen. Im 
achten Jahre des Meiji (1875) bewilligte die Regierung der Mitſubiſhi Kiſen Kaiſha 
(der Mitſubiſhi Dampfergeſellſchaft) ebenfalls mehrere Dampfer, die ſie erſt kürz⸗ 
lich erworben hatte. Die Geſellſchaft, die außerdem ſubventioniert wurde, eröffnete 
außer der Shanghai⸗Linie noch verſchiedenen Küſtendienſt, ſelbſtverſtändlich auch unter 
Aufſicht der Regierung. Im fünfzehnten Jahre des Meiji (1882) unterſtützte die 
Regierung die Kyodo Unyu Kaiſha (Union⸗Transport⸗Geſellſchaft) und ordnete da⸗ 
gegen die Aufrechterhaltung einer regelmäßigen Verkehrslinie an. Nach langen 
Kämpfen kamen die Rival⸗Geſellſchaften zu einer Vereinigung in eine einzige unter 
dem Namen der Nippon Yujen Kaiſha (japaniſche Poſtdampfergeſellſchaft). Die neu⸗ 
organiſierte Geſellſchaft übernahm die Verpflichtung, verſchiedene Poſtdienſtlinien zu 
befahren, ſowohl heimiſche wie fremde, und empfing mit Rückſicht darauf von der 
Regierung eine Subvention. Im 21. Jahre des Meiji (1888) machte die Regierung 
der Oſaka Shoſen Kaiſha (die Oſaka Handels⸗Marine⸗Geſellſchaft) den Vorſchlag, ihr 
eine achtjährige Subvention zu ſichern unter der Bedingung, daß ſie binnen einer 
feſtgeſetzten Periode beſſere Schiffe anſchaffe, und dann einen regelmäßigen Poſtdienſt 
an der Weſtküſte von Japan aufrechterhalte. Im September des 35. Jahres des 
Meiji (1892) gab die Regierung ihre Zuſtimmung, der Konan Kiſen Kaiſha (die 
Konan⸗Dampfergeſellſchaft) einen gewiſſen Prozentſatz Zinſen auf ihr eingezahltes 
Kapital zu vergüten, um ihre etwaigen Verluſte damit zu decken. 


Schiffahrts-Unterſtützungs vorlage. 
(Vollzogen Oktober 1896). 
§ I. Die Prämie zur Unterſtützung der Schiffahrt fol nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes japaniſchen Untertanen oder Geſellſchaften gewährt werden, deren Mit- 
glieder oder Aktieninhaber Japaner ſein müſſen und geſchäftliche Unternehmungen 
zum Transport von Gütern und Paſſagieren durch Schiffe, die ihnen allein ge⸗ 
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hören und als japaniſche regiſtriert ſind, eingehen und entweder zwiſchen japaniſchen 
Häfen oder zwiſchen ſolchen und fremden Häfen zu fahren beabſichtigen. 

§ II. Ein Schiff, das auf dieſe Prämie Anſpruch erhebt, muß ein eiſerner 
oder Stahldampfer von nicht weniger als 1000 Tonnen ſein, deſſen Maximalge⸗ 
ſchwindigkeit nicht weniger als 10 Knoten erweiſt und die Erforderniſſe der Schiffs⸗ 
vorſchriften erfüllt, wie ſie vom Verkehrsminiſter feſtgeſetzt ſind. 

8 III. Der Beſitzer eines Schiffes, der die Prämie für ſein Schiff zu er⸗ 
langen wünſcht, muß ſich zunächſt mit einem Kompetenzzeugnis über ſein Schiff vom 
Verkehrsminiſter verſehen. 

$ IV. Die folgenden Schiffsklaſſen haben keinen Anſpruch auf Prämien: 

1. Schiffe, die in fremden Ländern erbaut ſind und über fünf Jahre nach 
ihrer Herſtellung erſt die Eintragung in das Regiſter von Japan erlangt 
haben; die Zeit der Eintragung beginnt nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 

2. Schiffe, die bereits fünfzehn Jahre alt ſind. 

3. Schiffe, die bereits unter Aufſicht der Regierung ſtehen. 

$ V. Die Prämien werden nach folgenden Raten gewährt: Für ein Schiff 
von 1000 Tonnen Brutto und von 10 Knoten per Stunde: 25 Yen per Tonne 
für jede zurückgelegten 1000 Meilen und ein Zuſchuß von 10 Prozent für jede 
weiteren 500 Tonnen und 20 Prozent für vermehrte Schnelligkeit von einem Knoten 
über das Maximum pro Stunde. 

Aber für ein Schiff von nicht weniger als 6500 Tonnen Brutto und nicht 
weniger als 18 Knoten Maximalgeſchwindigkeit wird die Rate dieſelbe wie für ein Schiff 
von 6000 Tonnen Brutto und einer Maximalgeſchwindigkeit von 17 Knoten pro 
Stunde. 

Ein Schiff, das noch nicht fünf Jahre nach ſeiner Fertigſtellung gefahren iſt, 
empfängt die volle Prämie, während ſolchen, die älter ſind, für jedes darüber 
zählende Jahr 5 Prozent gegen das Vorjahr in Abzug kommen. 

Im Auslande gebauten Schiffen, die nach dem 1. Oktober 1899 in das 
japaniſche Schiffsregiſter eingetragen ſind, wird die Hälfte der Prämie, wie oben 
beſchrieben, gewährt. 

Bei Berechnung des Prämienbetrages dürfen Teile einer Tonne oder Meile 
keine Berückſichtigung finden. 

8 VI. Die Meilenzahl ſoll nach der Entfernung der kürzeſten Route zwiſchen 
zwei Häfen berechnet werden. 

Wenn ein Schiff von Japan nach einem fremden Hafen ſegelt, vorher aber 
andere japaniſche Häfen anläuft, ſo ſoll der letzte derſelben als Ausgangspunkt rechnen, 
und umgekehrt, kommt ein Schiff von einem ausländiſchen Hafen, ſo gilt der erſte 
japaniſche Hafen als ſein Endpunkt. 

Als Beweis für die durchſegelte Meilenzahl gilt ein Zeugnis der Ortsbehörden 
der angelaufenen Häfen. 

8 VII. Der Verkehrsminiſter kann ein Schiff, das mit dem Zeugnis laut 
$ III verſehen iſt, gegen angemeſſene Vergütung in feinen Dienſt ſtellen. 

Sollte der Beſitzer mit der Vergütung, wie oben erwähnt, nicht zufrieden 
ſein, ſo darf er innerhalb von drei Monaten vom Tage ſeiner Aufforderung bei 
Gericht darüber Klage führen. 

Der ſchwebende Prozeß darf aber nicht die Benutzung des Schiffes hindern. 

$ VIII. Jeder Schiffsbeſitzer, der das in $ III bezeichnete Zeugnis erhalten 
hat, ſoll nach Verordnung des Verkehrsminiſters Schiffsjungen auf ſeine Koſten an 
Bord nehmen innerhalb einer begrenzten Zahl und nach folgendem Maßſtabe und 
hat ihnen eine Vergütung zu gewähren, wie ſie der Miniſter beſtimmt: 
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2 ahl der 
Brutto⸗Tonnengehalt iffsungen 


T 
Schiffe über 1000 und unter 2500 
Schiffe über 2500 und unter 4000 
Schiffe über 4000 


§ IX. Schiffsbeſitzer, die das in § III bezeichnete Zeugnis beſitzen, dürfen 
weder in ihren Hauptkontoren noch in ihren Filialen oder als Offiziere auf dem 
Schiffe Ausländer beſchäftigen, ohne vorherige Erlaubnis vom Verkehrsminiſter ein⸗ 
zuholen. 

Sollte irgend eine Offiziersvakanz an Bord im fremden Lande eintreten, ſo 
darf ſie der Kommandant beſetzen, muß aber von den Behörden des betreffenden 
Platzes eine Beſcheinigung darüber beibringen. 

Sobald ein ſolcher Fall ſich ereignet hat, iſt nachträglich des Verkehrsminiſters 
Zuſtimmung ſobald als möglich einzuholen. 

$ X. Auf einer Fahrt, die von Schiffen, mit Zeugnis laut 8 III verſehen, 
unternommen wird, müſſen Poſtbeamte, Poſtſachen, Pakete und deren Zubehör koſten⸗ 
frei mitgenommen werden, wenn dies vom Miniſter verlangt wird. 

8 XI. Eigentümern von Schiffen mit beſagtem Zeugnis oder deren Rechts⸗ 
nachfolgern iſt es nicht geſtattet, während einer Reiſe oder drei Jahre nach Be- 
endigung einer ſolchen, dieſe Schiffe zu verkaufen, zu verleihen, auszutauſchen, zu 
verſchenken, zu verſetzen, noch von irgend einem Fremden hypothekariſch belaſten zu 
laſſen, ausgenommen, er habe denn die bereits empfangenen Prämien zurückerſtattet, 
oder im Falle, daß das Schiff durch natürlichen Unglücksfall oder durch unwider⸗ 
ſtehliche Machtverhältniſſe dienſtunfähig geworden iſt, oder wenn eine Spezialerlaubnis 
vom Verkehrsminiſter erlangt iſt. 

§ XII. Der Verkehrsminiſter iſt befugt, erforderliche Anweiſungen mit Bezug 
auf die Verpflichtungen, denen Schiffsbeſitzer nach dieſem Paragraph unterliegen, ſo⸗ 
wohl deren Vertretern als dem Schiffskommandanten direkt zugehen zu laſſen. 

$ XIII. Irgend eine Perſon, die ſich betrügeriſch in den Beſitz einer Prämie 
bringt, oder ſich gegen die Vorſchriften des § II vergeht, ſoll mit Zuchthausſtrafe 
von nicht weniger als einem Jahr und nicht mehr als fünf Jahren und mit einer 
Geldbuße von wenigſtens 200 Pen, aber nicht mehr als 1000 Pen beſtraft werden. 

Eine Perſon, deren Abſichten, obige Vergehen ausführen zu wollen, entdeckt 
worden ſind, ſoll nach dem Strafgeſetzbuch, betreffend beabſichtigte Vergehen gegen 
das Geſetz, behandelt werden. 

§ XIV. Eine Perſon, die die Beſtimmungen des § IX verlegt oder gegen 
die Anweiſungen des Verkehrsminiſters, die in Übereinſtimmung mit dieſem Geſetz 
ſind, handelt, verfällt einer Buße von nicht weniger als 20 Pen, aber auch nicht 
mehr als 500 Den. 

§ XV. Die Vorſchriften des Strafgeſetzbuches, betreffend das Zuſammenwirken 
mehrerer Geſetzesverletzungen durch eine Perſon, ſollen nicht auf ſolche Anwendung 
finden, die ſich gegen dieſes Geſetz vergangen haben. 

§ XVI. Wenn jemand die Prämie durch Betrug erlangt hat, jo ſoll er ge— 
zwungen werden, alle ſolche ungeſetzlich erworbenen Beträge wieder zurückzuzahlen, 
und alle ſolche Perſonen, die gegen die Vorſchriften des 8 IX verftoßen, find ge⸗ 
zwungen, die bereits erhaltenen Beträge zurückzuzahlen. 

§ XVII. Der Verkehrsminiſter hat das Recht, die Gewährung der Prämie 
an ſolche Schiffseigentümer, die dieſe Vorſchriften verletzen, zurückzuhalten, ebenſo, 
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wenn einer ihrer Vertreter oder der Kapitän des Schiffes ſich einer ſolchen Ver⸗ 
letzung, unter Verhältniſſen, wie im § XII bezeichnet, ſchuldig macht. 


$ XVIII. Im Falle einer Handelsgeſellſchaft werden die in den vorigen Para⸗ 
graphen angedrohten Strafen über einen Leiter oder Direktor verhängt, der für die 
bezeichneten Handlungen verantwortlich gehalten werden muß. 

$ XIX. Dieſes Geſetz behält Kraft für einen Zeitraum von achtzehn Jahren 
vom 1. Oktober 1896 an gerechnet. 

Über die Tätigkeit des Geſetzes zur Förderung der Schiffahrt geben wir im 
Nachfolgenden die Anzahl der Schiffe, denen die Prämie gewährt worden iſt, ihren 
Brutto⸗Tonnengehalt, die Meilenzahl, die ſie gefahren und den Betrag der ge⸗ 
währten Prämie, den ſie nach dem beſagten Geſetz empfangen haben: 


- 
5 Anzahl Brutto⸗ Anzahl der See- Betrag der Prämie 
8 
n. | der Schiffe Tonnengehalt | meilen der Reife | Yen 


31. (1898) 24 115,102 771,647 2,508,802 
32. (1899) 29 | 130,461 1,164,708 3,957,315 
33. (1900) 18 74,530 543,906 188,761 
34. (1901) 15 57,199 471,321 906,203 


30. (1897) 11 | 48,596 251,70 708,384 
| 


Die Namen der Dampfer, die im September des 35. Jahres des Meiji (1902) 
ein gültiges Zeugnis beſaßen, und für welche die Prämien nach beſagtem Geſetz 
gewährt waren, ihre Touren und die Namen der Beſitzer ſind wie folgt: 


Brutto⸗ 
Namen der Schiffe | Tonnen- Touren Eigentümer 
gehalt 


Kinſhiu⸗Maru . 3,853 — 
Ryojun⸗Maru 4,805 Hongkong 
Toſa⸗Maru 5,823 Seattle Linie 
Idzumi⸗Maru . .| 3,229 Bombay Linie 


Nippon Puſen Kaiſha 
(Japaniſche Poſtdampf⸗ 
ſchiffahrts⸗Geſellſchaft) 


Akunoura⸗Maru . .| 1,717 Chineſiſche Küſte, Die Mitſubiſhi Goſhi 
Wakamatſu⸗Maru .| 2,774 Straits Settlements Kaiſha (Mitſubiſhi⸗Ge⸗ 
Daiya⸗Maru 2,795 und Auſtralien ſellſchaft) 


Atagoſan⸗Maru 2,043 dito Mitſui Buſan Kaiſha 
Aſoſan⸗Maru . .| 1,701 (Mitſui & Co.) 

Tſurugiſan⸗Maru 45128 
Fuyiſan⸗Maru .| 2,043 
Hikoſan⸗Maru . .| 3,712 


Keelung⸗Maru .| 1,669 Oſaka Shoſen Kaiſha 
(Oſaka Handelsmarine⸗ 
Geſellſchaft) 
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In den Jahren von 1899/1905 werden ſich die jährlichen Subventionen an 
die Dampfergeſellſchaften ungefähr folgendermaßen belaufen: 


Den 
Nippon Yufen Kaiſha 4,696,324 
Toyo Kiſen Kaiſha 
Oſaka Shoſen Kaiſha 


Regierungs-Subventionen für Marine⸗Unternehmungen. 
Dem Budget des Jahres 1901 entnommen. 1 
en 

Hokkaido Küſtenſchiffahrt 170,061 
Ogaſawara Schiffahrt 17,200 
Kleinere Inſeln in der Nähe von Ogaſawara . . 900 
Oſhima und andere Inſeln bei Kaſhogimaa 18,000 
Oki⸗Schiffahrt 6,000 
Sakiſhima (Liu⸗Kiu) 10,000 
Andere Inſeln bei Liu-Riu 6,000 
Schiffahrt⸗Unterſtützungsfonds 797,766 
Schiffahrt⸗Ausdehnungsfonds 5,544,775 
Schiffsbau⸗Unterſtützungsfonds 277,250 
Erziehung der Seeleute 10,000 
Rettungsfonds 20,000 

5 Summa 6,877,952 


Auhaug L. 
Das Schiffsbau⸗Anterſtützungsgeſetz. 


(Vollzogen im März 1896.) 


§ I. Japaniſche Untertanen oder Handelsgeſellſchaften, deren Mitglieder oder 
Teilnehmer ausſchließlich Japaner ſind, und die den Schiffsbau auf Schiffswerften 
unternehmen, deren Beſchaffenheit durch den Miniſter genehmigt iſt, ſollen berechtigt 
ſein, für die ſo erbauten Schiffe Prämien zu erhalten, die durch das Geſetz für Marine⸗ 
unternehmungen vorgeſchrieben worden find. 

§ II. Die Berechtigung zur Erlangung von Prämien wird nur für Schiffe 
erworben, die aus Eiſen oder Stahl gebaut ſind, einen Tonnengehalt von mindeſtens 
700 Brutto haben und unter amtlicher Aufſicht nach den Schiffsbauregulativen, die 
der Verkehrsminiſter beſtimmt hat, hergeſtellt ſind. 

8 III. Die Schiffsbauunterſtützungsprämie wird nach der Rate gewährt von: 
12 Yen per Brutto⸗Tonne bei Schiffen von nicht weniger als 700 Brutto⸗Tonnen 
aber weniger als 1000 Tonnen, und 20 Yen per Brutto⸗Tonne für ſolche von über 
1000 Brutto⸗Tonnen. 

Wo auch gleichzeitig Dampfmaſchinen gebaut werden, ſoll ein Zuſchuß von 
5 Yen für jede angezeigte Pferdekraft gewährt werden. 

Dieſer erwähnte Zuſchuß ſoll auch erfolgen, wenn die Dampfmaſchinen zwar in 
anderen Werken, aber auf japaniſchem Boden erbaut ſind, vorausgeſetzt, daß die 
Erlaubnis dazu vom Verkehrsminiſter eingeholt worden iſt. 

8 IV. Zu der Herſtellung des Rumpfes oder der Maſchinen von Schiffen, 
für die Prämien gewährt werden ſollen, darf kein fremdes Material verwendet werden, 
außer in Übereinſtimmung mit den Regulativen, die vom Verkehrsminiſter beſtimmt 
werden. 
8 V. Wer Schiffsbauunterſtützungsprämien durch Betrug erlangt hat, ſoll zu 
Zuchthausſtrafe von nicht weniger als einem Jahr und nicht mehr als 5 Jahren 
verurteilt werden und zu einer Geldbuße nicht unter 200 Pen, aber nicht über 
1000 Yen. Er ſoll aber auch außerdem zur Zurückzahlung der betrügeriſch er⸗ 
langten Prämie gezwungen werden. Jemand, der das Vergehen beabſichtigt, aber 
noch nicht ausgeführt hat, ſoll nach den Vorſchriften des Strafgeſetzbuches, die beab⸗ 
ſichtigte Vergehen betreffen, behandelt werden. 

8 VI. Die Vorſchriften des Strafgeſetzbuches, die das Zuſammenwirken mehrerer 
Vergehen von einer Perſon betreffen, kommen bei Verſtoß gegen das vorliegende 
Geſetz nicht in Anwendung. 

8 VII. Die Strafverfügungen der zwei vorhergehenden Paragraphen ſollen 
bei kaufmänniſchen Geſellſchaften auf den Direktor oder das leitende Mitglied, das für 
die betreffenden Vorkommniſſe verantwortlich iſt, angewendet werden. 


$ VIII. Dieſes Geſetz ſoll für die Dauer von 15 Jahren, vom 1. Oktober des 
29. Jahres von Meiji (1896) an gerechnet, in Kraft bleiben. 

Die Zahl, der Brutto-Tonnengehalt und die Pferdekraft der Fahrzeuge, für welche 
in jedem Etatsjahr dem Schiffsbauunterſtützungsgeſetz — ſeit Inkrafttreten des⸗ 
ſelben — entſprechend ein Zuſchuß bewilligt worden iſt, ſind in folgender Tabelle 
angegeben: 

i Zahl der Brutto⸗ Feſtgeſtellte Zuſchuß 
cad. zum Fahrzeuge | Tonnengehalt Pferdekräfte Yen 


727 877 13,109 
7,691 4193 | 174,785 
1,694 1,042 39,090 
8,026 5,452 | 187,780 
3,822 4,084 96,860 
2,243 2,242 56,070 
2,950 g 68,645 
383,674 

89,935 
38,840 
134,605 
217,704 
936,914 


30. (1897) Kawaſaki 
Mitſubiſhi 

31. (898) Kawaſaki 

32. (1899) | Mitſubiſhi 
Kawaſaki 

33. (900) || Mitſubiſhi 

Kawaſaki 

Mitſubiſhi 

Oſaka Eiſenwerke 

Tokyo Iſhikawajima 

35. (1902) | Mitſubiſhi 


Kawaſaki 
Mitſubiſhi 
Oſaka Eiſenwerke 89,935 
Tokyo Iſhikawajima 38,840 
Geſamt⸗ 1,283,393 


Summe 


b c — e — 8 


34. (1901) 


DD 


Summa 


Auhang M. 
Tabellen über das Gerichtsweſen. 


Tabelle über die Zahl der Gerichtshöfe und der Richter und öffentlichen Ankläger, 
die zu jeder Klaſſe ſolcher Gerichtshöfe im Kaiſerreiche Japan gehören: 


Einteilung 
der 
Gerichtshöfe 


Der oberſte Gerichtshof 
Appellationsgerichte 
Lokalgerichte 
Diſtriktsgerichte 


Offentliche 
Ankläger 


Durchſchnitts⸗ 
bevölkerung, 
die zu jedem 
Gerichtshof 
gehört 


45 193 587 
6 456 227 
922 318 
145 786 


Durchſchnitts⸗ 
Flächenumfang 
unter der Ge⸗ 
richtsbarkeit jedes 


Gerichtshofes 


24 998,80 
3571,26 
510,18 
80,64 


Die obigen Ziffern geben den Stand von Ende Dezember des 34. Jahres von 


Meiji (1901) an. 


Tabelle über die Anzahl der Angeklagten der letzten drei Jahre, zu deren Gunſten 
oder Ungunſten im Kaiſerreich Japan Urteile in erſter Inſtanz gefällt worden ſind: 


Art der Fälle 


34. Jahr 
von Meiji 
(1901) 


33. Jahr 
von Meiji 
(1900) 


Übertretungen des Strafgeſetzbuches: 
Kapitalverbrechen 
Vergehen 
Kontraventionen 
Übertretungen anderer Geſetze und Ver⸗ 
fügungen 
Art der begangenen Verbrechen und 
Vergehen: 
Verſtöße gegen die öffentliche Wohl⸗ 
fahrt 
Vergehen gegen die Perfon . . - 
Vergehen gegen den Beſitz 


Japan. 


3 323 
140 124 
3 810 


61 041 


3 136 
141 599 
3247 


51 815 


32. Jahr 
von Meiji 
(1899) 
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Tabelle über die Anzahl der Zivil⸗ und Kriminalfälle Japans in den letzten 
drei Jahren: 


34. Jahr 33. Jahr 32. Jahr 
Art der Fälle von Meiji von Meiji von Meiji 
(1901) (1900) (1899) 


Geſamtſumme der Zivilfälle im ganzen 
Lande 161 854 143 550 141 446 
Geſamtſumme der Kriminalfälle im 
ganzen Lande 183 562 172 321 169 834 


Zivilfälle: 

Erſte Inſtanz bei Bezirksgerichten 34 289 30 547 28 315 
Berufungen bei Appellations⸗ oder Be⸗ 
zirksgerichtshöfen 14 966 13 839 12 577 
Letzte Inſtanz beim höchſten Gerichtshof 
oder Appellationsgericht 1704 1508 


Kriminalfälle: 

Erſte Inſtanz bei Bezirksgerichten 69 473 63 935 67 731 
Berufungen bei Appellations⸗ und Be⸗ 
zirksgerichten 15 006 11 943 8090 
Letzte Inſtanz beim höchſten Gerichtshof 
oder Appellationsgericht 2 694 2 298 2 083 
Diſtriktsgerichtsfälle: 
Zivilfälle in der erſten Inſtanz 110 842 917 460 99 046 
Kriminalfälle in der erſten Inſtanz 96 389 94 148 91 930 


Tabelle über die Anzahl der in erſter Inſtanz verurteilten Verbrecher der letzten 
drei Jahre des Kaiſerreichs Japan nach der Art ihrer Strafen: 


34. Jahr 33. Jahr 32. Jahr 
Art der Beſtrafung von Meiji von Meiji von Meiji 
(1901) (1900) (1899) 


60 47 
605 731 
1399 1378 
Gefängnisſtrafen 130 275 130 790 132 810 
Arreſtſtrafen 2 388 2 308 2 239 
Geldſtrafen 44 066 36 093 34 403 
Polizeiſtrafen 12 955 11140 11 529 


Anhang N. 
Die Zahl der jährlich disziplinariſch beſtraften Perſonen. 


2 

Jährliche Zahl der inhaftierten Verbrecher in den 17 Jahren von 1900 bis 1884 
einſchließlich: Jahruche Anzahl Zahl der Infaftierten 

der Inhaftierten auf 1000 Perſonen 
3,62 
3,46 
4,22 
4,23 
4,15 
4,19 
4,55 
4,34 
4,19 
3,90 
3,45 
2,58 
2,63 
3,24 
3,97 
4,41 
4,11 

Anmerkung. 

1. Die Zahlenangabe der Inſaſſen vor 1887 iſt die vom 1. Januar jedes Jahres 
Die Zahlenangabe nach 1887 gibt die der Inſaſſen am Ende des vergangenen Jahres. 

2. Die Zahlen dieſer Tabelle umfaſſen alle Fälle von Verbrechen, ſchlechte Führung 
und Übertretungen, welche den Verluſt der Freiheit zur Folge hatten. 

3. Die Zunahme in der Anzahl der kürzlich inhaftierten Verbrecher während der 
drei Jahre von 1884 bis 1886 rührt wahrſcheinlich von der Verſchärfung der Paragraphen 
260 und 261 des Strafgeſetzbuches über Spieler her, durch welche die Beſtrafung ſolcher 
Vergehen im Jahre 1884 in die Hände der Exekutiv⸗Polizeibehörden gelegt wurde. 

Die Abnahme der Verbrechen in den Jahren 1888 und 1889 hängt mit der 
ſichtlichen Abnahme der Vergehen gegen das Eigentum zuſammen, was wiederum die 
natürliche Folge von dem Wachstum der Getreideproduktion und anderer günſtiger 
Handels- und Induſtriebedingungen jener Zeit war. Auf dieſe glückliche allgemeine 
Lage folgten jedoch Rückſchläge, und das Ergebnis derſelben war an der Zunahme von 
Verbrechen von 1890 an für die folgenden 6 Jahre zu merken. Die Überſchreitungen 
während dieſer Zeit beſtehen hauptſächlich in Vergehungen gegen den Beſitz und die 
öffentliche Sittlichkeit. Im Jahre 1899 machte ſich eine allmähliche Abnahme bemerkbar, 
die zweifellos den ſtrengen Maßnahmen zu danken iſt, die damals über leichte Ver⸗ 
brechen verhängt wurden, und durch welche vor allem die Zahl der Diebſtähle ab- 
genommen hat. 
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Straf⸗Unterſchei⸗ 
dungen der dis⸗ 
ziplinariſch be⸗ 
ſtraften Perſonen 


II. 
Vergleichende Tabelle der Zahl der disziplinariſch beſtraften und der zu Gefängnisſtrafen verurteilten Perſonen für die Jahre 1899 u. 1900. 


Art der Disziplinarſtrafen 


1899 


1900 


Jährliche Zahl der 
disziplinariſch beſtraften 


Perſonen 


Zahl der diszipli⸗ 
nariſch beſtraften 
Perſonen per 100 
der täglichen Durch⸗ 
ſchnittszahl der 
Gefängnisinſaſſen 


Jährliche Zahl der 


disziplinariſch beſtraften 


Perſonen 


Zahl der diszipli⸗ 
nariſch beſtraften 
Perſonen per 100 
der täglichen Durch⸗ 
ſchnittszahl der 
Gefängnisinſaſſen 


männl. 


weibl. 


männl. weibl. Sa. 


männl. 


weibl. 


Sa. 


männl. 


weibl. Sa. 


Verbrecher, die 

nach dem Straf⸗ 

geſetzbuch und 

nach anderem 

Verfahren ver⸗ 

urteilt worden 
ſind 


Kinder, die in 
Beſſerungsan⸗ 
ſtalten unterge⸗ 
bracht wurden 


Nicht überführte 
Verbrecher in 
beſonderen Ar⸗ 
beitshäuſern, 
die obdachlos 
ſind 


Verurteilt zur Einzelhaft 

Verurteilt zur Nahrungsent⸗ 
ziehung 

Verurteilt zur Einzelhaft in 
Dunkelzellen 

Verurteilt zur Einzelhaft in 
beſonderen Räumen 

Geſamtzahl. 


Verurteilt zur Nahrungsent⸗ 
ziehung 
Verurteilt zur Einzelhaft in 
beſonderen Räumen 
Geſamtſumme. 


Verurteilt zur Nahrungsent⸗ 
ziehung 


360 
36,641 
1,242 


14 
38,257 


130 
13 


117 


1,524 


0,6 


519 


69,4| 32,902 


1411 


31 


72,434,863 


530 
34,105 
1,441 


31 
36,107 


84 


96 


0,7 
66,1 
2,8 
0,1 
64,4 
52,8 


7,5 


U 


60,4 


Zahl der Gefängnis⸗Inſaſſen am Ende eines jeden Ja 


hres während der Jahre von 1901 bis 1882 einſchließlich. 


Ge⸗ 
fangene 


| Kinder 

in Beſſe— 
rungs⸗ 

anſtalten 


ER 


An⸗ 
geklagte 
Per⸗ 
ſonen 


Obdachloſe 
entlaſſene 
Sträflinge, 
die in beſon⸗ 


deren Arbeits⸗ 


häuſern 


untergebracht 


ſind 


Kleine 
Kinder 


Summe 


Ge- 
fangene 


Kinder 
in Beſſe⸗ 
rungs⸗ 
anſtalten 


OObdachloſee 


Ange- 
klagte 
Per⸗ 


ſonen 


entlaſſene 
Sträflinge, 
die in beſon⸗ 


deren Arbeits⸗ Kinder 


häuſern 
untergebracht 
find 


Kleine 


— Prozentualiter für 20 Jahre 7 


1901 

1900 

1899 

1898 

1897 
Durchſchnitt für 5 Jahre 

1896 


1895 

1894 

1893 

1892 
Durchſchnitt für 5 Jahre 

1891 


1890 
1889 
1888 
1887 


Durchſchnitt für 5 Jahre 
1886 


1885 

1884 

1883 

1882 
Durchſchnitt für 5 Jahre 
Durchſchnitt für 20 Jahre 


49,579 
49,260 
50,576 
58,918 
57,127 
53,092 
64,287 
65,234 
67,261 
65,617 
64,153 
65,310 
61,595 
57,615 
54,408 
54,126 
55,688 
56,686 
61,121 
63,338 
55,517 
42,257 
38,351 
51,107 
56,551 


152 
144 
174 
203 
185 
174 
157 
209 
252 
230 
244 
218 
274 
258 
231 
173 
179 
223 
217 
169 
124 
119 
105 
147 
190 


8,058 
7,275 
6,287 
9,395 

10,050 
8,213 
9,202 

10,070 

10,895 

11,243 
9,292 

10,140 
9,728 
9,378 
8,178 
5,466 
6,542 
7.857 
8,560 

12,278 

14,191 

14,322 
9,848 

11,840 
9,513 


998 

923 
1,008 
1,774 
1,551 
1,251 
1,486 
1,694 
2,192 
1,698 
2,001 
1,808 
1,656 
1,829 

850 
1,064 
1419 
1,364 
1,920 
2,540 
1,867 
1,237 

782 


1,663 
1,520 


95 
100 
102 
332 
352 
196 
341 
344 
401 
392 
367 
369 
341 
366 
346 
228 
222 
301 
272 
355 
320 
202 
147 
260 


281 


58,880 


57,702 
58,147 
70,632 
69,265 
62,925 
75,423 
77,551 
81,001 
79,175 
76,057 
77,847 
73,594 
69,446 
64,008 
61,057 
64,080 
66,431 
72,090 
78,680 
72,019 
58,137 
44,205 
65,026 


90,4 


100,0 


774 
100,0 


124,5 
100.0 


109,4 


100,0 


92,5 
100,0 


95,5 
100,0 


Die weſentliche Zunahme der kleinen Kinder von 1900 an abwärts reſultiert aus einer Verbeſſerung der Gefängnis⸗Ver⸗ 
fügungen, durch die das zuläſſige Alter der Kinder auf ein Jahr anſtatt auf 3 Jahr, wie es früher der Fall war, feſtgeſetzt wurde. 
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Im Jahre 1899 machte ſich eine allmähliche Abnahme bemerklich, die zweifellos 
den ſtrengen Maßnahmen zu danken iſt, die damals gegen die geringeren Verbrechen 
verfügt wurden, und beſonders hat ſeitdem die Zahl der Diebſtähle abgenommen. 


IV: 
Klaſſifizierung der Kapital-Verbrecher, derjenigen, die ſich eines Verbrechens 
ſchuldig gemacht haben und Übertreter des Geſetzes mit der jährlichen Zahl der 


zuletzt in Haft genommenen Verbrecher für den Zeitraum von 13 rückwärts zählenden 
Jahren, von 1900—1888 inkluſive. 


Kapitalverbrecher 


Diejenigen, die 
ſich eines Ver⸗ 
gehens ſchuldig 
gemacht haben 
unter 100 neu in 
Haft genommenen 
Verbrechern 


Lebenslängliche 
Zuchthausſtrafe 
Deportation 
Verhaftungen 


Todesfälle 
Todesfälle unter 
100 Kapitalverbrechern 
Kapital verbrecher 
unter 100 neu in Haft genommenen 
Verbrechern 
Diejenigen, 
die ſich eines Vergehens 
ſchuldig gemacht haben 
Übertreter 
des Geſetzes 
Übertreter des Geſetzes 
unter 100 neu in Haft genommenen 
Verbrechern 


— 


— 


o 


1900 34 1513 1547 113 165 70,6 45 557 
1899 |39 1852 1891 113 816 75,2 35 718 23,6 
1898 39 2028 2067 145 367 79,8 34 846 19,1 
1897 21 2172 2193 146 725 81,2 34738| 17,6 
1896 73 1709 1782 141 443 80,5 32 409 18,5 
1895 73 2019 2092 141 100 80,5 32 072 18,3 
1894 58 2026 2079 154 324 81,9 32 091 17,0 
1893 45 2137 2182 150 130 84,3 25 905 14,5 
1892 52 2247 2299 144 598 84,8 23 675 13,9 
189170 2579 2649 136 034 86,3 18 887 12,0 
1890 |39 2008 2047 124 287 89,7 12167| 88 
1889 58 1741 1799 921127 90,2 8 197 80 
1888 |72 2369 2441 95 101 92,6 5099| 5,0 


m 
nm 
(02) 

N 
7 


— 


Do 


Anmerkung 1. Die Tabelle beweiſt, daß im Laufe der letzten 13 Jahre die 
Zahl der ſchwerwiegenden Verbrechen abgenommen, während die der geringfügigeren 
Vergehen beträchtlich zugenommen hat. Um noch präziſer zu ſein, ſei bemerkt, daß im 
Jahre 1900 die Zahl der Kapitalverbrecher auf 100 neu in Haft genommene Ver⸗ 
brecher um mehr als ½ und die derjenigen, die ſich eines Vergehens ſchuldig gemacht 
haben, auf 100 neu in Haft genommene Verbrecher um mehr als / abgenommen 
hat im Vergleich zu der urſprünglichen Anzahl in beiden Fällen im Jahre 1888. 


2. Die Zahl der Todesfälle ſchwankt und hat im Laufe der ſieben Jahre von 
1888-1895 inkl. zeitweiſe abgenommen und zeitweiſe zugenommen. In den Jahren 
1896 und 1897 haben die Todesfälle bedeutend zugenommen, wahrſcheinlich infolge 
der Aufregung des Volkes durch den Krieg, der damals zwiſchen Japan und China 
wütete. Seit dem Jahre 1898 haben ſie jedoch in größerem Maßſtabe abgenommen. 
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V. 


Die Art der ernſten Vergehen, durch die ſich die neu in Haft genommenen 
Perſonen Strafe zugezogen haben während der Dauer von 13 Jahren rückwärts ge⸗ 
gerechnet — von 1900-1888 inkluſive —. 


Vergehen Vergehen Vergehen 
gegen die gegen den gegen die 
öffentliche öffentlichen] öffentliche 

Moral Frieden Sicherheit 


36 763 13 667 50 430 7432 59 357 7 299 2504 
38 699 15 871 54 570 7590 36 606 7384 3115 
55 670 21 498 77 168 9353 44 147 8835 3304 
54 750 21 152 75 902 9983 47 818 10 165 3288 
52 278 19 906 72 184 9227 47 238 9 661 2947 
55222 19 654 74 876 8628 42 500 10 025 3250 
64 912 21 373 86 285 9897 43316 | 10498 3089 
62 670 20 221 82 891 9070 43803 | 10300 2749 
62957 | 19511 82 468 7909 40 612 9 677 2788 
61 876 17 446 79 322 7106 36 717 9 407 2418 
57 786 17066 74852 6222 32 076 7 821 1895 
37 008 13 164 50 172 5299 26 150 5 970 1469 
35 793 | 13250 49 043 5142 28 635 6 549 1768 


Vergehen 
gegen 
Perſonen 


Vergehen gegen Eigentum 


Jahr heimliche | andere | Gejamt- 


Diebſtähle Vergehen zahl 


Anhang O. 


Vergleichende Tabelle der an der Schlacht am Yalu beteiligt gewesenen japanischen und chinesischen Flotten. 
(Zu Seite 71.) 
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Anhang P. 
Tabelle der Aufwendungen für Marinezwecke 1871 — 1901. 


(Zu Seite 84.) 


Rechnungs- 


7 
Een 56. 
e 
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92.000000 
30.000009 
22000000 
20.000.090 
18.000.000 
46.000 000 | 
n ooo 000 
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5000000 
«400 000 


Laufende Ausgaben. B= Einmalige Ausgaben. Ds Kriegsausganen 
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Ailstarischer Staatsrat 


Far Melter- und Marsne- 
Ängeingenhesira 


Zentralbehlrde 
für Merine-Ausbildg. 


Marine-Ministerium 
Marine-hlinister 
Wise» Marine- Minister 
Zrnmalbehorde 
für Marinebedarf 


[Hydrograph -Burran 


* 


Abel Acala pro dhe 


Marıne-Mrdasinal-Schnie 


7 
des eee 


2 
Se 


Zahlmeister-Schule 
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Einserne Schiffe und u 


(Zu Seite 61.) 


Drpat von Schiffsinstrumanten, 


der und zu den Aufsichtsbehörden. 


Marinchedarjs-Varräte 


Marincbesarfs-Vorrute, 
Zuriganstalt 


zueinan 


Rechnungs Abteilung 


—— 


i fedisinal-Stab 


Diagramm über die Beziehungen der verschiedenen Zweige der Marineverwaltung 


So Linie der Unierordnung 
L der Kontrolle 


zum. Linie der Oberauficht 


Anhang R. 


Sakatanis Diagramm über die finanzielle Verwaltung. 
(Zu Seite 323.) 
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Anhang 8. 
Die Organiſation des Verwaltungs⸗Amtes der Revenüen. 


Verwaltungs-Bureau. 


$ I. Das Verwaltungsamt der Revenüen hat unter der Oberaufſicht des 
Finanzminiſters alle Geſchäfte der inneren Revenüen zu verwalten. 
$ II. Die Namen, Ortſchaften und Diſtrikte jedes Einnahmeverwaltungsamtes 
ſind in der beigefügten Liſte anzuführen. 
§ III. Einnehmer find an wichtigen Plätzen in dem Diſtrikt eines jeden Ein⸗ 
nahmeverwaltungsamtes anzuſtellen. 
§ IV. Die folgenden Beamten find für jedes Einnahmeverwaltungsamt zu 
ernennen: 
Direktor des Amtes Gehülfen 
Oberinſpektor Sachverſtändige. 


§ V. Der Direktor des Amtes ſoll im Range eines Sonin fein und hat unter 
der Leitung des Finanzminiſters die Geſetze und die Verfügungen, welche die inneren 
Einnahmen betreffen, auszuführen und alle Angelegenheiten, die unter ſeiner Macht⸗ 
vollkommenheit ſtehen, zu überwachen. 

$ VI. Der Direktor des Amtes hat alle ſeine Angeſtellten zu beaufſichtigen 
und dem Finanzminiſter die Ernennung und Entlaſſung dieſer Beamten zu melden. 

§ VII. Der Hauptſteuereinnehmer ſoll im Range eines Sonin ſtehen. Er 
hat entweder die Oberaufſicht über die Angelegenheiten der inneren Revenüen der⸗ 
jenigen Bureauabteilungen und angeſtellten Beamten, die unter der Leitung des 
Direktors ſtehen, oder er hat als der Leiter eines Einnahmeamtes, das von dem 
Finanzminiſter näher bezeichnet wird, zu fungieren. Die Geſamtzahl der Haupt⸗ 
ſteuereinnehmer ſoll nicht die Zahl 100 für alle Bureaus und Amter überſchreiten. 

8 VIII. Die Gehilfen und Taxatoren ſollen im Range eines Hannin*) ſtehen. 
In allen Bureaus und Amtern ſind im ganzen 5819 Gehilfen und 375 Taxatoren 
anzuſtellen. Dieſe Amter ſind entweder als Revenüenverwaltungsbureaus oder als 
Revenüeneinnahmeſtellen zu bezeichnen. Die Gehilfen haben unter der Leitung von 
Oberbeamten das laufende Geſchäft und die Erledigung der Konten zu beſorgen, und 
die Taxatoren haben die Abſchätzungen von Shurui und anderen Geſchäften, die zur 
Phyſik⸗ und Chemiekunde gehören, auszuführen. 

8 IX. Der Chef, der unter den Oberſteuereinnehmern oder den Gehilfen erwählt 
wird, hat dem Einnahmebureau vorzuſtehen. 

Der Chef eines Einnahmebureaus hat unter der Leitung des Direktors des 
Revenüenverwaltungsamtes alle Geſchäfte, die unter die Jurisdiktion des Amtes fallen, 
zu beſorgen und alle Unterbeamten ſeines Bureaus zu beaufſichtigen. 
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) Heimin (7). 


Auhaug T. 
Formoſa in Statiſtiken. 


il 
Finanzielle Lage, 1896—1901. 
Ausgabe: Einnahme: 
Geſamtausgabe, außer für Militärzwecke: a) Geſamteinnahme in Formoſa ſelbſt 
£ erzielt: £ £ 

965 000 18988 244.000 

1.049 000 1897. 3382009 

1197 000 1898 ..ͤ 825 000 

1 791 000 1899. 1175 000 

2 330 000 1900. . . . 1 490 000 

2 454 000 1901. . . . 1687000 
5 930 000 

b) Unterſtützung durch die 

heimiſche Regierung: 
1896... .. 694 000 
18977. 596 000 
1898 .. 398 000 
1899. 300000 
1900. 260000 
1901. „ 238 009 


2 486 000 
c) Anleihe für die öffent⸗ 
lichen Arbeiten Formoſas: 1 370 000 
9 786 000 9 786 000 
Dieſe Ausgaben wurden für folgende Zwecke bewilligt: &£ 
Eiſenbahnen, Häfen und öffentliche Arbeiten .. 3 072 000 
Erlangung von Regierungs-Monopolen . . . 2315 000 
Für verſchiedene Departements des Zivil-Dienſtes 4 399 000 


9 786 000 
Die öffentliche Anleihe von & 3 072 000 wurden für folgende öffentliche Arbeiten 
der Inſel verwendet: £ 

Für Eiſenbahnbau 
„ Grundbuchweſen 
„ Hafenarbeiten 
„ Regierungs⸗Gebäude 
„ Gefängniſſe 


1 370 000 


Die Handels-Bilanz Formoſas: 


1897 1898 1899 
£ 2 £ 


Auswärtiger Handel: 
1 266 000 | 1687 000 1 428 000 1357 000 970 000 

Export 1276 000 1 283 000 1 111 000 1057 000 1 188 000 
Innerhalb des Staates: 
374 000 428 000 802 000 845 000 912 000 
211000 420 000 378 000 468 000 872000 
Summe: 

Import 1 640 0002 115 000 2 230 000 | 2 202 000 | 1 882 000 
1487 000 | 1 703 000 | 1 489 000 | 1 525 000 2 060 000 


II. 
Die Tilgung der Anleihe nach dem neuen Schema für die nächſten 
20 Jahre iſt folgendermaßen geplant: 


| Betrag zur Überſchuß 
Einkommen Ausgabe 5 Abzahlun ur Verfügun 
| i Überſchuß der 1 f b 5 
| £ £ £ 2 £ 
(a) (b) (e) (d) 
1589 1450 139 138 178 
1607 1482 205 204 468 
1815 1495 320 291 28 828 
1875 1516 359 320 38 506 
1889 1529 360 340 19 023 
1904 1525 379 | 360 18 447 
1 932 1517 415 376 38 099 
1900 1511 389 389 176 
1905 1504 401 398 2895 
1 888 1401 487 480 6791 
1906 1382 524 523 401 
1895 1 367 528 525 1656 
1914 1351 563 556 7155 
1 925 1335 590 589 585 
1916 1314 602 601 772 
1920 1308 612 607 497 
1 924 1302 622 621 460 
1919 1297 622 | 615 6 636 
1923 1293 630 627 3 971 
1928 1282 646 638 7268 


Einkommen⸗ 


Die Ziffern in den Kolonnen a, b, e und d bezeichnen Tauſende. 


Das urſprüngliche Zwanzig-Jahr-Schema im Vergleich zu dem ſpäteren 
Vorſchlag. 

Nach dem Vorſchlag des Barons Kodama im Jahre 1898 verhielten ſich die 
jährlichen Einnahmen und Ausgaben, auf denen er ſein Anleihe-Schema von 3½ Millionen 
Pfund Sterling baſierte, wie auf der folgenden Tabelle angegeben iſt. Das ſpätere 
Schema vom Jahre 1902 ſtellt die Tilgung der Anleihe für 1922 in Ausſicht, anſtatt 
für 1918, wie ebenfalls erſichtlich iſt: 


Einnahme Ausgabe 


Angenommene Jahres-Einnahme Angenommene jährliche Ausgabe 


Unter dem Unter dem Unter dem Unter dem 
urſprünglichen Zunahme || urfprünglichen neuen Zunahme 
Schema Schema Schema 


8 | £ 


1271 1215 
1226 1190 
1224 1156 
1250 1167 
1278 1167 
1404 1175 
1454 1209 
1473 1211 
1490 | 1210 
1510 1214 
1540 1248 
1476 1204 
1517 1217 
1563 1220 
1615 1231 
1673 1244 
1739 1258 
1813 1276 
1839 1273 
1867 1271 


Die angeführten Ziffern ſtellen nicht Einer, ſondern Tauſender dar. 


75 


Die Unterſtützung der heimiſchen Regierung verglichen mit dem Gewinn 
des inneren Handels, der dem Mutterland zufällt: 
1897 1898 1899 1900 1901 
£ 2 £ E 2 
Unterſtützung durch d. heimiſche Regierung 1290 000 398 000 300 000 260 000 238 000 
Gewinn, der dem Mutterland zufällt. . 88 000 127 000 183 000 249 000 324 000 


Bilanz zuungunſten Formoſas. . . . 1 202 000 271000 117 000 11000 — 
Bilanz zugunſten Formoſas — — — — 86 000 
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Anhang U. 
Tabelle über die Schwankungen des Wertes der Waren und des Goldes in den Jahren 1887—1900. 
(Zu Seite 395.) 
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